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Agrargeſchichte. 


(Die Hauptprobleme der deutſchen Agrargeſchichte.) 
Von 


Karl Grünberg, Wien. 
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I. 

Das Aufblühen gefchichtlicher Erforſchung des Wirtjchaftslebens im 
allgemeinen und der agrarifchen Entwicklung insbejondere fällt mit dem 
Aufkommen der realiftifchen Richtung in der Volkswirtſchaftslehre feit 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zufammen. Nichts ift Leichter 
verftändlich. Naturrechtstheorie und klaſſiſche Nationalöfonomie waren 
ihrem Weſen nach unhiſtoriſch. Sie konnten mit der Vorſtellung eines: 
abitraften, in jeiner wirtjchaftlichen Tätigkeit immer und überall von 
dem Streben nach Höchitgewinn beitimmten und mit der vollen Einficht 
in die Erforderniffe der Wirtjchaftlichfeit ausgeftatteten, von allen Ein- 
flüffen des nationalen, politifchen, religiöjen und allgemeinkulturellen 
Mittels Iosgelöjten Menfchen ihr Auskommen finden. Sie mußten es ja 
auch. Denn ihr ganzes Weltbild baute fich auf diejer Fiktion auf und 
nicht minder unentbehrlich war fie ihnen bei der Wegweiſung aus den 
Übelftänden der überfommenen gebundenen Produftionsorganifation zu 
einer bejjeren freien, jelbittätig funktionierenden und fich erhaltenden. Gie 
ericheint aber von dem Augenblid an al3 unzureichend, in dem — gerade 
im Hinblick auf die praftifchen Grgebnifje des ins Leben überjeßten 
Liberalismus und den Widerjpruch zwiſchen erträumten deal und 
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der Wirklichkeit — ein Nücdjchlag gegen die individualiftifchen Lehren 
eintritt und eine erneute Prüfung aller volfswirtjchaftlichen Probleme 
anhebt. Nun verfchwindet allgemach der Menſch aus der Betrachtung 
und es beginnt das Bemühen, die Menjchen zu erfajjen, d. h. die 
fonfreten, in Raum und Zeit wandelbaren, nach Raſſe, Nationalität, 
politifcher Organifation, Religion, Klaſſe, Beruf differenzierten, ebenſowohl 
durch den Ermwerbstrieb wie durch außerwirtchaftliche Erwägungen ge- 
(eiteten Menſchen mit ihren wechjelnden Bedürfniffen ſowie ihrer wechjeln- 
den — individuellen und folleftiven — Macht zu deren Befriedigung. 
Will man das aber, jo heißt es, die aprioriftische Deduftion verlaffen und 
fie durch Sammeln, Ordnen und urjächliches Verknüpfen von Erfahrungs- 
tatjachen erjegen. Und es iſt Kar, daß man hierbei nicht auf jtatijtijche 
Beobachtung und Bejchreibung von Gegenwartszuftänden allein ſich be- 
ſchränken darf, fondern zur Vervollitändigung und feiteren Fundamentierung 
deſſen, was dieje uns lehren, auch auf die Vergangenheit zurückgreifen 
muß. Denn „es ijt ja eben die Gejchichte, welche die ununterbrochenen 
Veränderungen der menschlichen Bedürfniffe, Fähigkeiten, Anfichten und 
Verhältniſſe zufammenfaßt” (Rojcher). 

Die Elajfifche Nationaldfonomie war durch das Bedürfnis nach einer 
Umgeitaltung der alten Produftionsorganijation hervorgerufen morden 
und dann ihrerjeitS ein mächtiger Hebel diefer Reform geworden. Das 
gleiche gilt auch von der jeit dem eriten Drittel des 19. Jahrhunderts 
gegen fie einjegenden und dann je länger je jtärfer anjchwellenden Kritik. 
Aus dem Unbehagen über die Gejtaltung des Wirtfchaftslebens unter der 
Herrichaft des Individualismus und dejjen Neflerwirktungen auf die 
jozialen Verhältnifje heraus werden neuerdings Neformen gefordert. Aber 
dieje Neformbewegung ijt notwendig anders orientiert al3 die liberale. 
Nichtet fie fich ja nicht gegen Inſtitutionen, fondern vielmehr gegen den 
Mangel an jolchen, nicht gegen rechtlichen Zwang, fondern gegen das 
Waltenlajjen der entfejjelten wirtichaftlichen Kräfte! Sie ift demnach 
nicht ebenfalls negativer, jondern pofitiver Natur. Eben deshalb aber 
müjjen ihre Maßſtäbe andere fein. Fehlt es an dem abjtraften Menjchen, 
jo fehlt es auch an der abjtraften Richtſchnur für jein Tun und Laſſen. 
Das jozial und wirtſchaftlich Seinjollen kann fortan unmöglich in ab- 
joluter, jtetS und allerorten zutreffender Weife, fondern muß mit Rückſicht 
auf die tatjächlichen Verhältniſſe, aljo in wechjelnder Art und mit jeweils 
nur relativer Geltung formuliert werden. Daß die Zielfegung in volf3- 
wirtjchaftlichen Dingen durch Staat und öffentliche Gewalten, die Volks— 
mirtichaftspolitif, hierbei jene durchfichtige Einfachheit verliert, die ihr in 
ihrer liberalen Struktur eignet, und äußerſt verwickelt wird, ijt jelbit- 
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verjtändlich. Gerade deshalb jedoch zwingt fie auch, einerfeitS zu immer 
erneuter Feititellung und Prüfung der in fortwährendem Fluß befindlichen 
volfswirtjchaftlichen und gejellichaftlichen Erjcheinungen und anderſeits — 
da fie jich nicht in bloßer Verneinung des als Übelftand Empfundenen 
erjchöpft — dazu, „das Gemachte und Ephemere von dem Notwendigen 
und Dauerhaften, das Altersichwache und Abiterbende von dem Lebens- 
und Hoffnungsvollen zu unterjcheiden” (Roſcher). Nicht Umsturz, 
fondern organijche Entwicklung und Fortbildung des Bejtehenden und ge- 
jchichtlich Gewordenen iſt ihr Leitmotiv. Wie fie jo von der Wirtjchafts- 
bejchreibung und Wirtjchaftsgefchichte immer wieder die Anregungen 
empfängt, jo vegt auch jie ihrerjeitS unaufhörlich diefe und jene an. 

Es braucht kaum gejagt zu werden, daß der Anitoß jpeziell zu wirt: 
ichaftsgejchichtlicher Forſchung auch durch andere — vielfach jehr disparate 
und nicht gleichzeitig wirkffame — Faktoren mächtige Verjtärfung erhielt: 
die romantifche Geiftesbewegung, die Eritarfung des nationalen Gefühles 
und den politifchen Auffchwung, die glanzvolle Entwiclung der Philologie 
und Altertumswiſſenſchaft, die hiſtoriſche Schule der Rechtswifjenjchaft, 
die Forſchungen auf dem Gebiete der Verfafjungs- und Verwaltungs- 
gejchichte, die ungeheuere Erweiterung des naturmwiljenschaftlichen Gefichts- 
kreiſes und last not least die jozialiitifchen Theorien, vorab den Marrismus 
und die materialiftiiche Gejchichtsauffaffung. Durch all das wurden nicht 
nur die Methoden verfeinert, die Quellenkunde unermeßlich bereichert, der 
Kritit neue Wege gebahnt und der Blick für früher unfichtbar Gebliebenes 
geichärft: auch die Phantaſie wurde beflügelt, ohne die, richtig gezügelt, 
nun einmal fein Hiltorifer jemals auszufommen vermag, wenn er er— 
ftorbenes Leben wiedererwecen und nicht bloß Skelette aneinanderreihen fol. 

So erhielt die deutſche Wirtjchaftsgefchichte eine Ausbildung, mie 
fie von der feines anderen Volkes übertroffen wird. Vor allem gilt dies 
von der Agrargejchichte. 

Unter dieſer verjtehen wir die Gejchichte des Bodens und der 
Menjchen, die ihn befien und bebauen. Bon vornherein jcheidet alfo 
aus unjerer Betrachtung die Gefchichte des landwirtjchaftlichen Betriebes 
und der Betriebslehre aus. Natürlich hat auch dieſe umfajjende — Ge— 
famt- und Einze- — PDarftellung erfahren. Man dente nur an die 
Kamen Karl Gottlob Anton, Eduard Langethal, Carl 
Fraas, Wilhelm Rofcher, Georg Hanjjen, Theodor Frei— 
herr von der Golg!! Darauf joll jedoch an dieſer Stelle nicht ein- 


ı Anton, Gejchichte der teutjchen Yandwirtichaft von den ältejten Zeiten bis 
zum Ende des 15. Jahrhunderts, 3 Bde., 1799/1802. — Yangethal, Geichichte der 
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gegangen werden. Uns intereffiert vielmehr hier lediglich die Geſchichte 
der ländlichen Verfaffung, d. 5. einerfeitS der technifchen Einteilung der 
Ackerflur: der Flurverfaffung, und anderjeits der Rechte der Landbejiger 
und Bebauer an dem Boden und aneinander: der Nechtsordnung des 
Grundbeſitzes und der ländlichen Arbeitsverfafjung. — Aber auch noch 
eine weitere Einfchränfung it zu machen. Die Bearbeitung agrar- 
gejchichtlicher Probleme durch deutjche Forſcher greift zeitlich und räum— 
lich jo weit aus, daß von einer Würdigung ihrer Ergebnifje auch in 
bezug auf außerdeutfche Verhältniffe im Rahmen einer furzen Skizze 
feine Nede jein fann. 

Die allgemeinen Probleme der Agrargefchichte find überall diejelben 
und doppelter Natur. Vor allem entiteht die Frage nach den Uranfängen 
der Seßhaftigkeit und des Acerbaues, aljo nach dem Urfprunge der 
Flurverfafjung mit ihren Neflerwirfungen auf den Wirtjchaftsbetrieb der 
einzelnen Bodenbebauer. Außerdem gilt es aber auch, dort, wo dieje 
mit den Bodenbefigern nicht identisch find und ihnen rechtlich unterworfen 
erjcheinen, die Entitehung, das Weſen, die Wandlungen und fchließlich 
die — in der Neuzeit zugleich mit jener der Gebundenheit des Bodens 
in der Flurverfaſſung aller Orten erfolgte — Auflöfung diejes Herjchafts- 
und Abhängigfeitverhältniffes zu fchildern und zu erklären. In Deutjch- 
land aber gejellt fich zu dieſen beiden Fragegruppen auch noch die be= 
jondere nach den Urſachen des Dualismus in der Agrarverfafjung. 


108 


Daß das Anfiedlungsproblem zuerft die Aufmerkſamkeit auf fich 308, 
daß Hanjjen bereits in den dreißiger fahren des abgelaufenen Jahr— 
hunderts fich mit ihm bejchäftigte und daß August Meitzen ihm ein 
langes arbeitsreichjtes Leben widmete, Liegt in der Natur des Menfchen. 
Das jchwerit zu Ergründende reizt feine Wißbegierde am meiften. Freilich 
Tann dieje gerade in dem bezeichneten Falle faum jemals volle und zweifel- 
los fichere Befriedigung finden. Denn der Schleier einer fernen Zeit, aus 
deutjchen Landwirtichaft, 4 Bde., 1847/56. — Fraas, Geſchichte der Landwirtichaft 
oder gejchichtliche Überficht der Fortjchritte landwirtfchaftlicher Erfenntniffe in den 
legten 100 Jahren, 1852; Gefchichte der Landbau- und Forſtwiſſenſchaft jeit dem 
16. Jahrhundert bis zur Gegenwart, 1865. — Roſcher, Haben unjere Vorfahren 
zu Tacitus Zeiten ihre Landwirtſchaft nach dem Dreifelderſyſtem getrieben? 1858. — 
2 anjjen, Agrarhiftoriiche Abhandlungen, 2 Bde, 1880/84 (hHauptjächlich: Zur Ge- 
ſchichte der Feldſyſteme in Deutſchland, I, S. 123/387; erſtmals erſchienen in der 
„Zeitſchr. f. d. geſ. Staatswiſſ.“ von 1863, 1864, 1866, 1876). — von der Goltz, 
Geichichte der deutjchen Landwirtſchaft, 2 Bde., 1902/03, 
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welcher nur jpärliche oder gar feine direften, genug ausführlichen und 
Haren Nachrichten überliefert find, läßt fich niemals vollitändig lüften, 
Vieles, vielleicht oft das Entjcheidende bleibt im Dunfeln und entzieht ſich 
dem Blick, auch wenn das forjchende Auge ſcharf und ſchärfer zu fehen 
fich gewöhnt. In der Tat hat Meiten bei feinen Unterfuchungen, 
neben der Sammlung und Verwertung von jchlechthin allem, was andere 
vor ihm wahrgenommen und gefichtet haben, neuerdings einen großartigen 
DuellenfreiS für die UÜrgefchichte des Agrarweſens erjchloffen: die Ge- 
marfungs-(Flur-)Rarten. Trotzdem begegnet auch jeine Theorie der Be— 
fiedelung bevechtigtem Zweifel und jtarfem Widerfpruch. 

Bekanntlich erklärt Meiten die Beſiedelungsweiſe eines Volfes aus 
dejjen nationalen Gigentümlichkeiten. Demgemäß erjcheint ihm denn auch 
das Syſtem der Einzelhöfe weitlich der Wejer als keltiſchen Urſprunges, 
die Form der Anfiedlung in Dörfern rechts dieſes Flußes dagegen als 
„voltstümlich” germanifch — womit nebenbei bemerkt die Frage, ob die 
Deutfchen bei ihrer Einwanderung in Keltenland bereits AUckerbauer waren, 
auch jchon in verneinendem Sinne entjchieden ift. Denn anderenfalls 
hätten fie ja Dörfer angelegt, jtatt fich in den für die Fortjfegung ihres 
Hirtentums geeigneten Einzelhöfen einzurichten. Aber auch die durch 
Gemenglage gekennzeichnete Flurverfaſſung der ältereren deutjchen Dorf- 
fiedlung tft für Meitzen, wie jchon für Hanſſen vor ihm!, eine 
Schöpfung des nationalen Geiftes und Gemüts. „Es fam für diefe 
Einteilung praftifch vor allem darauf an, fie jo zu machen, daß unter 
den Genojjen jeder Streit vermieden werde... Dauernder Friede aber 
war nur durch erfichtliche volle Gerechtigkeit, durch unleugbare Gleich- 
jtellung der Gleichberechtigten zu erwarten. Ohne fie hätte in jenen 
Zeiten perjönlichen Troßes und ungewägter Gewalttat die Genojjenjchaft 
nicht gemeinfam bejtehen fünnen.“ Sie erwies fich wohl auch als wirt- 
jchaftlich vorteilhaft. Allein „nicht die wirtfchaftliche Zweckmäßigkeit, 
jondern die genojjenjchaftliche Friedensbürgjchaft ftand im Vordergrunde.“ 

Mean fieht, die Vorausſetzungen für diefe Theorie find: die Freiheit 
und Gleichberechtigung der germanifchen Uranftedler, verbunden mit durch- 
aus egalitärer Gefinnung und mechanifch-itrengitem Gerechtigfeitsgefühl, 
welches forderte: daß jedem Markgenoſſen „gleichviel, gleichgutes, gleich- 





ı Hanfjen, Anfichten über das Agrarwejen der Vorzeit im „Neuen ftaat3- 
bürgerlichen Magazin“ von 1835 und 1837 (Gef. Abhandlungen I, 1/76); Die Gehöfer- 
ichaften im Regierungsbezirk Trier, 1863 (ebenda I, 99/122; II, 1/83). — Meißen, 
Wanderungen, Anbau und Agrarrecht der Völker Europas nördlich der Alpen. 
I. Abteilung: Siedelung und Agrarwejen dev Weftgermanen und Dftgermanen, der 
Kelten, Römer, Zinnen und Slawen, 3 Bde. und 1 Atlas, 1895. 
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nabes und fernes Ackerland zugemwiefen wurde, zur Benugung auf gleich 
viele Jahre, und daß er gleich viel Vieh auf die gemeine Weide jchicken 
konnte” (Hanjjen). Treffen aber diefe Vorausjegungen auch zu? Und 
gibt es, wenn diefe Vorausjegungen zuträfen, feine andere Erklärung für 
die Gemengelage auf der Aderflur? 

Kann Ddiefe nicht auch wie Georg Friedrih Knapp in Ans 
lehnung an die Beantwortung der Frage nach dem ältejten landwirt- 
jchaftlichen Betriebsiyitem aus dem Weſen der Sache heraus durch 
Hanſſen meint, dadurch entjtanden fein, daß die jufzejjive von 
vielen gerodeten Schläge bei der wilden Feldgrasmirtjchaft itreifenmweife 
den einzelnen Rodenden überlaffen wurden? In diefem Falle wäre die 
„Semengelage die einfache Folge des langjamen Wachstums der Flur, 
wenn einmal das Zufammenmwohnen (in Dörfern oder Weilern) gegeben 
war”, Sit dem jo, dann hört fie auch auf, eine bejondere Offenbarung 
germanischen Volksgeiſtes zu jein, wie anderſeits konſequenterweiſe auch 
die Hypotheje von dem feltifchen Charakter des Hofjyitems brüchig wird. 
In der Tat, warum jollte die Urbeſiedlung nicht „mit Anpafjung an 
die Ortlichkeiten“ bald dorfweife, bald in Einzelhöfen erfolgt jein?!, 
Richard Hildebrand und Werner Wittich erblicken überhaupt 
in dieſen die urjprüngliche Anfiedlungsform?. Trifft dies zu, jo müßte 
die Gemengelage durch jpätere Eingriffe entitanden fein. Das Wichtigite 
aber: bejtanden denn die Gemeinden, in welche notwendig die Stämme 
bei der Landnahme zerlegt werden mußten, aus lauter gleichberechtigten 
Freien, oder auch nur aus lauter Freien? Mögen immerhin die Menjchen 
aus der Hand der Natur gleich frei hervorgegangen fein! Allein die 
Germanen, objchen auch zu Beginn der Geßhaftigfeit noch „Natur- 
menjchen“, hatten doch jedenfalls damals bereit eine lange gejchichtliche 
Entwiclung hinter fich. Sollte diefe an ihnen ganz jpurlos vorüber: 
gegangen fein und unter ihnen gar feine ſoziale Differenzierung bewirkt haben ? 

Hildebrand und Wittich verneinen diefe Fragen. Der eine 
auf Grundlage weitausgreifender vergleichend-ethnologifcher Unterjuchungen, 
der andere aus feiner minutiöfen Kenntnis der ländlichen Verfafjung 
Niederfachjens im 18. Jahrhundert heraus. Damit aber rühren fie an 
die andere Frage: nach dem Ursprung und Alter jener Herrſchafts- und 
Abhängigfeitsverhältnijfe, die bis in die jüngſte Zeit herein die deutjche 


ı Dal. Knapp, Siedelung und Agrarivefen nah A. Meiten (in Grundherr- 
ſchaft und Rittergut, 1897, S. 101/120). 

* Val. Hildebrand, Necht und Sitte auf den verschiedenen wirtichaftlichen 
Kulturftufen, I. Teil, 1896, ©. 105 ff. — Wittich, Die wirtjchaftliche Kultur der 
Deutjhen zur Zeit Cäjars (in d. „Hiſtoriſchen Zeitſchrift“ von 1897). 
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Agrarverfaffung charakterifiert haben, nämlich der Grundherrjchaft und 
dem Tempo ihrer Entwicklung. 

Schon von den älteren Meiſtern vechtS- und verfaffungsgefchichtlicher 
Forſchung iſt die Anfchauung vertreten worden, daß die foziale Verfaffung 
des deutjchen Volkes noch bis in die farolingifche Periode hinein gefenn- 
zeichnet geweſen jei durch mafjenhaftes Überwiegen freier Männer gleichen 
oder annähernd gleichen Belititandes, die ihren Lebensunterhalt durch 
Gigenanbau ihrer Scholle erwarben, neben einem wenig zahlreichen Adel 
mit größerem Grundbefig ſowie von ihm perjönlich und dinglich ab- 
hängigen Unfreien und Halbfreien. Iſt dieſe — auch gegenwärtig noch 
herrjchende und ebenfjowohl von Karl Theodor von Inama— 
Sternegg wie von Karl Lamprecht verfochtene! — Auffaffung 
richtig, jo fällt der Urjprung der Grundherrfchaft überhaupt mit dem der 
Großgrundherrſchaft in der Karolingerzeit zufammen. Natürlich 
it dann auch von einer Zurücführung der älteren Gemwanndörfer auf 
planmäßigen grundherrlichen Einfluß — zur Verwirklichung: nicht gleicher 
Nechtsanjprüche der Bauern, jondern ihrer gleichen Pflichten — feine 
Nede. Anders aber, wenn man mit Wittich annimmt, daß die grund- 
herrliche Verfaſſung bei der Seßhaftwerdung bereits ausgebildet geweſen 
jei, oder wenigitens mit Hildebrand, „daß auf diefer Stufe noch 
niemand dem Ackerbau oder der Feldarbeit fich zumendet, der nicht durch 
Mangel an Vermögen (Vieh) dazu gezwungen“, und demnach „mehr oder 
weniger auf die Unterjtügung von ‚magistratus ac prineipes‘ angemiejen 
it“, d. h. von Mächtigen und Neichen, von denen er dadurch in Ab— 
hängigfeit gerät, jo daß „er fich auch, was den Ort und die Ausdehnung 
des Acerbaubetriebes betrifft, deren Wünfchen und Anordnungen fügen“ 
muß?. 


IT. 


Menden wir uns nun von dem Anfiedlungsproblem ab und dem der 
Grundherrichaft zu, ſo begegnen wir zunächit der, wie beveitS erwähnt, 
noch immer herrfchenden Auffafjung von dem originären Urjprung 
der le&teren in der Karolingerzeit. Danach wäre fie aljo 





1 Bol. JZnama-Sternegg, Deutjche Wirtichaftsgejchichte, 3 Bde. in 4 Teilen, 
1879/1901; Die Ausbildung der großen Grundherrichaften in Deutjchland während 
der Karolingerzeit, 1878. — Lamprecht, Deutjches Wirtichaftsleben im Mittel- 
alter, 4 Bde., 1886, Art. „Bauer“ und „Bauerngut“ im „Handwörterbuch der Staats— 
wiſſenſchaften“, II. Aufl., II. 338/42, 431/37. 

2 Dal. Wittih, Die Grundherrſchaft in Nordweitdeutichland, 1896, An- 
lage VI: Über den Urfprung der Großgrundherrfchaft, ©. 104*/135*. — Hilde- 
brand a. a. D. ©. ff. — Knapp, Grumdherrfchaft und Rittergut, ©. 93 #. 
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vorerit neben der freien Bauernfchaft entjtanden, welche den Kern 
der Nation bildete. Konftitutiv aber hätten hierbei gewirkt: die gewaltige 
Ausdehnung des von vornherein umfangreichen Krongutes des fränkischen 
Königs (und der Stammesfüriten); die teilweife Verwendung desjelben 
zur Ausftattung der Ämter, welche wieder faft ausfchließlich folchen zu= 
fielen, die an fich jchon durch größeren Grundbeji und damit durch 
wirtjchaftliche und ſoziale Machtitellung hervorragten; die überreich- 
lichen Landſchenkungen an Kirchen und Klöjter durch Könige, Herzöge, 
Adelige und Freie; die Rodungen in den gemeinen Marken oder in den 
Königsforiten, unternommen von jeiten der Domanialverwaltung oder 
mächtiger Markgenojjen, und Anjegung landlojer Freier auf den Neu: 
brüchen gegen Übernahme von Zinsverpflichtungen. Einmal entjtanden, 
hätte dann aber die Grundherrichaft je länger je jtärfere Anziehungskraft 
auf die freien Bauern ausgeübt. Unter dem Druck ungünftiger Eriftenz- 
bedingungen ſowie ſtetig wachjender Verſchuldung und Verarmung infolge 
des jtrengen Kompoſitionenſyſtems der Volfsrechte mit ihren hohen Geld» 
bußen, der Heer- und Dingpflicht, der Hufenzerjplitterung durch Erb— 
teilungen, des durch die innigere Berührung zwijchen Oſt- und Weitreich 
bewirkten technifchen SFortjchrittes in der Landwirtjchaft, der nur dem 
Großgrundbefiger, nicht aber den jeder wirtjchaftlichen Bewegungsfreiheit 
baren und an der herkömmlichen Betriebsweije feithaltenden Freibauern 
zugute fam, hätten dieje ihr Gut geiftlichen und weltlichen Grundherren 
zu eigen aufgetragen, um es als Zinsgut zurüczuempfangen, und ihre 
Perſon fommendiert, um des Schußes des Grundherren, feiner Vertretung 
vor dem öffentlichen Gericht, der Crleichterung oder Befreiung vom 
Heeresdienit teilhaftig zu werden. Diejes Schußverhältnis ſei aber in 
immer jtrengere perfünliche Abhängigkeit ausgeartet; die veränderte Technik 
des Kriegswejens und die Verdrängung der zu Fuß fechtenden Heere durch 
tleine geübte Neiterfcharen habe den Bauern des Waffenrechtes beraubt; 
das Recht des Grundheren zur Vertretung feiner bäuerlichen Hinterfafjen 
vor Gericht habe zur Ausbildung der grundherrlichen Jurisdiktion ge 
führt; die Grundherrjchaft habe alles in den Bannkreis jtrengiter Unter- 
ordnung gebracht und das freie Bauernland faſt gänzlich aufgeſogen; 
„mit Schluß des 9. Jahrhunderts jeien die freien und unfreien Hinter: 
jajen immer mehr zu der einen Klaſſe der grundholden Bauern ver- 
ihmoßen, einer Klaffe, in welcher die urjprüngliche Nechtlofigkeit der - 
Unfreien und die abjolute Nechtsfülle der Freien zu einem neuen halb» 
freien Rechte durchdrangen” (Lamprecht). 

Mit der Annahme, daß die „urgefunden Tugendfpiegel taciteifcher 
Eittenpredigten, die blondgelockten Müßiggänger, Bärenhäuter im wahren 
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Sinne des Wortes, die nur jelten was tun, außer trinken, jagen, kämpfen“ 
(Knapp), nicht jelbjt den Boden bebauten, jondern fich von angefiedelten 
Knechten, die für fie der Erde die Nahrung abgewinnen mußten, erhalten 
ließen, aljo bereits kleine Grundherren waren, erhält die vorftehend 
jkizzierte Lehre über den Urjprung der Grundherrjchaft einen argen Stoß. 
Nicht von einer Entjtehung der Grundherrichaft in der Karo: 
lingerzeit darf dann gejprochen werden, jondern nur von der Zufammen- 
ballung Eleiner Grundherrſchaften zu großen. Ausiteller 
der Traditions- und Kommendationsurfunden find dann nicht SFreibauern, 
die fich einer Grundherrichaft ergeben, fondern kleine Grundherren, die 
ihre wenigen Bauernhöfe mit den darauf fißenden Grundholden oder 
auch Grundftüde und Hufen ohne Bebauer einem größeren weltlichen oder 
geiftlichen Grundheren übertragen, um fie als Lehen von ihm zurück— 
zuempfangen. Kurz, „nicht vollfreie Bauern haben Freiheit und Eigentum 
verloren, jondern dinglich und perjönlich abhängige Leute haben ihren 
Herrn gewechſelt“ (Wittich). Was aber die Gründe diejer Entwiclung 
anbelangt, jo find fie nach Wittich für Niederfachjen wejentlich außer: 
vwirtjchaftlicher Natur: die fränkische Groberung, Schenkungen an die 
Kirchen, die Veränderung der Wehrverfaffung. 

Die herrjchenden Anjchauungen über Urjprung und Weſen der durch 
den geumdherrjchaftlichen Streubefit notwendig gewordenen Villifations- 
verfafjung, der Schaffung alſo von Vermwaltungsmittelpunften mit je 
einem villicus (Meier) an der Spitze, der das Salland mit den eigenen 
unfreien Knechten des Fronhofes ſowie den Dienften von den demfelben 
zugehörigen Hufen bewirtjchaftete und von den letzteren die Abgaben ein- 
hob, bleiben dadurch unberührt. Im großen und ganzen auch die Vor: 
ftellungen über den weiteren Berlauf der Entwicklung der Grundherrfchaft 
bis in das 12. Jahrhundert, wobei die Schieffale der letzteren als die 
ausjchlaggebende ökonomiſche, foziale und politifche Triebkraft in jenem 
vorwaltend naturalwirtichaftlichen Zeitalter exjcheinen. 

Hatte, jo wird gelehrt, „die Grundherrfchaft urfprünglich die ganze 
Überjchußproduktion, die Rente des Bodens innerhalb ihres Beſitzſtandes 
ganz zu ihrer Verfügung, jo verjtand fie es doch nicht ebenfo, die wachjende 
Rente ganz für fich zu gewinnen” (Jnama-Sternegg). Die Vorteile 
der jtetig wachſenden Betriebsintenfität jeien vielmehr den Bauern und 
Meiern zugute gefommen. Jenen, weil fie unter dem Schute des Hof- 
rechtes eine Genofjenjchaft von zwar hörigen, d. h. jchollenpflichtigen und 
zu gewiſſen Abgaben und Dienjten verpflichteten, im übrigen aber hoch- 
berechtigten Leuten bilden: fie haben ein Necht zur Nachfolge in ihre 
Hufe, ihre Leiftungen find unfteigerlich feitgelegt. Der Meier hinwiederum 
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iſt ein herrjchfüchtiger und ungetreuer Beamter, der mehr an den eigenen 
al3 an des Herrn Vorteil denkt; doppelt ungetreu, weil er der Natur der 
Sache nach unmöglich fontrolliert werden fann. Dabei aber erweitert 
und verfeinert fich der Bedürfnisfreis der Grundherren und parallel dazu 
und mit dem Gindringen der Geldmwirtjchaft im Gefolge der Kreuzzüge 
wächst ihr Wunſch nach Sicherung erit und fodann nach Erhöhung ihrer 
Einkünfte. Jene kann durch Verpachtung der Villifationen an die Meier, 
aljo dem praftifchen Ergebnis nach durch Pauſchalierung der von diejen 
abzuführenden Villikationserträgniſſe erreicht werden. Wie aber eine 
Vermehrung der Einkünfte? 

Dadurch, lautet die von den meisten und auch von Lamprecht 
erteilte Antwort, daß in den „Zeiten bäuerlichen Übermutes und ritter- 
lichen Neides gegenüber jtolz zur Schau getragenen bäuerlichen Reich— 
tümern“ der „über Nacht wohlhabend gewordene” Bauer bereitwillig feine 
Grundhörigfeit durch Übernahme höherer Nentenzahlungen abgelöft habe. 
So jeien freie Landnugungsformen und ein neuer Stand freier bäuerlicher 
(Zeit oder Erb-) Bächter entitanden. — Diefe Entwicklung wäre danach) 
aljo alS ein bedeutender Fortſchritt gegen früher und als eine Verbejlerung 
in der Lage der bäuerlichen Bevölferung anzujehen. Als ein moralifcher 
Fortjchritt auch, und nicht bloß alS materieller! Zeugt nicht dafür, 
daß die Bauern ihrer Mehrzahl nach „ehrenfeit und hochherzig genug 
dachten, um mit dem Überfchuß materieller Mittel das zunächſt ideale 
Gut rechtlicher Freiheit zu erkaufen,“ jtatt ihn, wie e8 immerhin auch 
einzelne tun mochten, „in Schlaraffenleben und jorglofem Nichtstun zu 
vergeuden“ ?1 

Wittich? gibt jedoch von der Wandlung im Verhältnis zwifchen 
Grundherrn und Bauern, was Nordmweitdeutfchland anbelangt, ein ganz 
anderes und viel weniger erfreuliches Bild. Nach ihm bedeutet der Auf- 
ftieg des niederfächjiichen Bauer im 12. und 13. Jahrhundert zu per- 
jönlicher Freiheit eine Entwicklung bloß zu deffen Schaden und im aus- 
ichließlichen Syntereffe des Grundherrn. Die Billifationen werden auf- 
gelöft, indem an ihren Grundpfeiler, die Hörigfeit, die Axt gelegt wird. 
Die Bauern werden freigelafjen. Damit hören natürlich ihre Pflichten 
gegenüber dem Grundheren auf — aber auch ihre Rechte anf ihre Hufen, 
die nun zu freier Verfügung an den Herrn zurücfallen. „Und dermaßen 


Vgl. Lamprecht a. a. D. und: Die Entwidlung des rheiniſchen Vauern- 
ftandes während des Mittelalters, 1887. 

Vgl. Wittich a. a. D. und: Die Entftehung des Meierrechtes und die Auf- 
löjung der Billifationen in Sachjen und Weftfalen (in der „Zeitjchrift für Sozial- 
und Wirtichaftsgefchichte”, II, S, 1-61). 
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waren dieje Rechte wertvoller geworden als die Pflichten, daß der Herr 
in den meilten Füllen den Verzicht auf die Nechte der Hörigfeit feinen 
Litonen noch abfaufen mußte. Er gab ihnen die Freiheit und ein Stück 
Geld dazu.” Die freigewordenen Hufen aber werden zu großen Pacht- 
gütern zufammengelegt und in Beitpacht ausgetan (vermeiert), jo daß 
fortan die wachjende Bodenrente ausschließlich dem Grundheren zufällt — 
genau jo wie von den Herrenhöfen, auf denen zwar noch immer der 
ritterliche Minijteriale, jegt aber nach Wegfall der bäuerlichen Fron— 
diente mit Gigengefinde und eigenem Zugvieh wirtjchaftet. — Daher die 
großen niederfächjiichen Bauerngüter zu vier Hufen, deren Entjtehung 
jelbjtveritändlich eine Lünftliche Übervölferung hervorruft. Was wird nun 
aus dem Bevölferungsüberfchuß, der feine Pachtgüter erhält und über- 
nimmt? Ein Teil der ihres Hufenbefies verluftig gewordenen Bauern 
bleibt — wenn auch deflaffiert — im alten Lande fien: als Kötter 
fortan und nicht als Bauern, weil landbefiend zwar, doch ohne Hufen- 
bejig, d. h. ohne vom Grundheren verliehenes Ackerland nebit ergänzenden 
Derechtigungen. Andere aber ergreifen den weißen Stab und ziehen 
fort. Sie füllen die aufblühenden Städte oder fie Eolonifieren die Slawen— 
gebiete öſtlich der Elbe. Not treibt die Maffen und nicht Wanderluit 
oder fühner Wagemut aus der alten Heimat einer ungewiljen und mühe- 
reichen Zukunft entgegen. — Im alten Lande aber bleibt die neu ver- 
jüngte Grundherrichaft nicht auf die Dauer ungeltört. Der Staat jtellt 
fich zwifchen fie und die Wächter. Denn die Meiergüter find feine er- 
giebigite Steuerquelle. Dem Grundheren wird daher mit der Zeit die 
Steigerung des Pachtzinjes verboten und dem Meier jchon im 16. Jahr: 
hundert ein Erbrecht am Meiergut eingeräumt. Cbendeshalb jedoch wird 
diejes auch gegen Zerjplitterung durch den Meier jelbit geſchützt und 
fann es leicht werden, weil e3, rechtlich betrachtet, dem Grundheren gehört 
und nicht dem Meier, der nur ein erblich gewordenes Nutzungsrecht daran 
hat. Es wird für unteilbar erklärt, darf nicht verjchuldet werden und 
vererbt fich nach Anerbenrecht, wie überhaupt zu allen wichtigen Hand— 
lungen des Meiers die Zuftimmung des Amtmannes erforderlich it. Kurz 
die private Grundherrichaft jchrumpft zu einer bloßen Nentenberechtigung 
zujammen und der Staat ijt es, der fortan eine öffentlich-rechtliche Grund- 
herrſchaft ausübt. 

Anders nach der Daritellung Eberhard Gotheins, Inama— 
Sterneggs, Lamprechts und Theodor Ludwigs im Südweſten!. 


= Bal. Gothein, Über die Lage des Bauernftandes am Ende des Mittel- 

alters, vornehmlich in Südweftdeutichland (in der „Weftdeutjchen Zeitjchrift für Ge- 

Ichichte und Kunft“, IV, 1885, ©. 1—22); Ugrargejchichtliche Forfchungen der Gegenwart 
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Hier erſtarrt die Grundherrſchaft in ihrer alten Form völlig. Dafür 
aber erhebt fich neben und getrennt von ihr die Gerichtsherrjchaft zu 
größerer Bedeutung und wächſt fich zum Teil zur Landesherrjchaft aus. 
Mit ihr wieder iſt häufig die von der Grundherrichaft losgelöite Leibes- 
oder Erbherrſchaft verbunden. All das hat eine Reihe verjchiedenartiger an 
verschiedene Bezugsberechtigte zu präftterender Abgaben und Leijtungen zur 
Folge, die zum Teil jchon im 14. Jahrhundert unrationell und veraltet, 
jchließlich von den Pflichtigen als bloße Schikane empfunden, von den 
Berechtigten aber rückſichtslos ausgenugt und nach Möglichkeit gejteigert 
wurden. Weitere Erſchwerung erfuhren die bäuerlichen Eriftenzbedingungen 
durch die Ujurpation des Allmendlandes, durch die in jenen Gegenden 
ältefter Kultur und großer Bevölferungsdichtigfeit ftarfe Teilung der 
Hufengüter, durch die Feithaltung jedoch auch anderfeits der Viertelung als 
zuläffige Teilbarfeitsgrenze nach unten zu von ſeite der um den ficheren 
Eingang ihrer Forderungen bejorgten Dbereigentümer. Das hat dann 
im Verein mit der geiltigen Zurücgebliebenheit und Verlajjenheit der 
ländlichen Bevölkerung innerhalb der leßteren jene hochgradige Unzufrieden- 
heit und leidenschaftliche Erbitterung hervorgerufen, die zu Beginn des 
16. Jahrhunderts in den Bauernfriegen gewaltjamjten Ausdruck fand. 
Syn Ddiefen wurde nun wohl der Bauer mit unerbittlicher Graufamfeit 
blutig niedergeworfen umd feine Energie für Jahrhunderte gebrochen. 
Allein auch „die Herren hatten den Mut zu Neuerungen verloren“, jo daß 
das Ergebnis des großen Aufitandes — in den meijten Fällen wenigſtens — 
„ganz gewiß feine Verjchlechterung, eher eine leichte Verbeſſerung der Lage 
des Bauernitandes gewejen iſt“ (Ludwig) Von einer Unmgejtaltung 
der ſüdweſtdeutſchen Agrarverfafjung Durch Initiative der Inter— 
ejjenten ſelbſt ijt fortan feine Rede mehr. Es bleibt vielmehr, trotz 
aller politijchen Veränderungen im Leben der Territorien, alles beim alten; 
unbeweglich, bis der Sturm einer neuen Zeit es hinmwegfegt. 

Vieles in diefer Entwiclung und im Zufammenhang ihrer Ürjachen 
bleibt noch jehr unklar. Abjchließende Auskunft über fie wird wohl exit 
der zweite Band von Gotheins „Wirtjchaftsgeichichte des Schwarze 
waldes“ bringen. Soviel jedoch jteht jedenfalls feit: daß und warum die 
AUgrarverfafjung im Norden und im Süden Altdeutichlands eine Reihe 
wichtiger Differenzierungen aufweiſt. Aber auch ein zweites noch: warum 
hier wie dort bei aller ſonſtigen Verfchiedenheit der bäuerliche Betrieb 


(in der „Beilage zur Allgemeinen Zeitung“, Nr. 244, 248/49, 264, 276). — Inama— 
Sternegg a. a. ©. IIV11. — Lamprecht a. a. DO. — Ludwig, Der badijche 
Bauer im 18. Jahrhundert, 1896, ©. I96—121. 
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typifch vorwaltet. Den Weg zum landwirtfchaftlichen Großbetrieb hat der 
Grundherr auf altdeutfchem Boden nicht befchritten. Dadurch aber, daß 
er hier Grundherr geblieben ift, unterjcheidet ex fich von dem Grundheren 
in den während der Zeit vom 12. bis zum 14. Sahrhundert den Slawen 
teis im Wege friedlicher Durchdringung, teils mit Feuer und Schwert 
abgenommenen Kolonijationsgebieten öſtlich der Elbe. 


IV. 

Mögen auch die Forfchungsergebniffe von Meiten, 9. Böhlau, 
2. Korn, Knapp, Carl Johannes Fuchs, Friedrih Gro$- 
mann, Eduard Dtto Schulze! im einzelnen abweichen: unbeftritten 
it, daß bier die Grundherrichaft — des Landesheren, der deutjchen 
Klöſter, des hohen deutſchen und einheimiſchen Adels — bereitS vor dem 
vornehmlich aus Nordweſtdeutſchland heranziehenden deutſchen Bauern 
da mar, dem die neue Heimat zu der ihm in der alten aufgedrungenen 
mageren perjönlichen Freiheit auch die beiten Befitrechte bei mäßigen 
Abgaben und Dieniten an den Landesherrn, den Grundheren und die Kirche 
bot. Vorteile, deren jchließlich auch die ſlawiſche Bevölkerung, ſoweit fie 
nicht ausgerottet wurde, mit dem Übergange zu der fortgefchrittenen 
deutſchen Bewirtjchaftungsweije teilhaftig wurde. Was rechts der Elbe 
Erklärung heiſcht, iſt alſo nicht die Entjtehbung der Großgrund- 
herrſchaft, die fich von der altdeutfchen dadurch unterjcheidet, daß fie 
von Anfang an ein räumlich abgejchlojfenes Ganzes daritellt, jondern die 
Entjtehung der kleineren Grundherrſchaften und deren 
Umgejtaltung zu Gutsherrſchaften. Dieje Erklärung aber lautet 
folgendermaßen. 


! Dgl. Meiten, Urkunden jchlefifcher Dörfer zur Gejchichte der Ländlichen 
Berhältniffe und der Flureinteilung insbefondere, Cod. dipl. Siles. IV, 1863; Aus- 
breitung der Deutjchen in Deutjchland und ihre Anfievlung im Slawengebiete (in 
den „Jahrbüchern f. Nationalöf. u. Statiftif”, 1873, Bd. XXXII). — Böhlau, 
Über Urſprung und Weſen der Leibeigenschaft in Medlenburg (in der „Zeitichr. f. 
Nechtsgejchichte‘, 1872, Bd. X, 357/426). — Korn, Gejchichte der bäuerlichen Rechts- 
verhältniffe in der Mark Brandenburg (ebenda 1873, Bd. XI, 1/44). — Knapp, Die 
Bauernbefreiung und der Urſprung der Landarbeiter in den älteren Teilen Preußens, 
2 Bde., 1886/87; Die Yandarbeiter in Knechtſchaft und Freiheit, 1891. — Fuchs, 
Der Untergang des Bauernftandes und das Auffommen der Gutsherrichaften, 1888; 
Zur Gejchichte des gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniffes in der Mark Brandenburg 
(in der „Zeitichr. f. Nechtsgeich.”, 1891, Bd. XXV (XID, 17/34; Die Epochen der 
deutſchen Agrargejchichte und Agrarpolitit, 1898. — Großmann, Über die guts— 
herrlich » bäuerlichen Berhältniffe in der Mark Brandenburg, 1890. — Schulze, 
Die Kolonifierung und Germanifterung der Gebiete zwijchen Saale und Elbe, 189%. 
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Eingeſtreut zwijchen den Bauerngemeinden und in den Dörfern finden 
fich feit Anbeginn der deutjchen Agrargejchichte im Oſten zahlreiche Güter 
Eleineren Umfanges, Nittern für ihre Dienfte zu Lehen gegeben und zum 
Teil aus exledigten Bauerngütern oder aus Poſſeſſorenhufen entitanden, 
die der Unternehmer und Leiter neuer deutjcher Dorfanlagen als Ver— 
gütung erhalten hatte. — Der Ritter ift Kriegsmann und zunächſt nur 
Nachbar des Bauers. Sein Gut iſt gering und fann leicht mit Gefinde 
beitellt werden oder bedarf nur unbedeutender Hilfe von jeite der bäuer- 
lichen Nachbarn. Jedenfalls dient es nur jeinem eigenen Haushalt. — 
In der Zeit landesherrlicher Ohnmacht und Finanznot erwirbt jedoch der 
Ritter vom Landes- oder einem anderen Grundheren die diejen gegenüber 
den Bauern des Dorfes, in dem fein Gut liegt, oder auch anderer Dörfer 
zuftehenden Nechte einjchließlich der Gerichtsbarkeit und des Anfpruches 
auf die öffentlichen Dienfte. „Sp wird das Rittergut zum Mittelpunft 
einer kleinen, ebenfalls räumlich geſchloſſenen Grundherrichaft; ritterlicher 
Gutsbeſitz, Gerichtsherrſchaft und Grundherrſchaft verjchmelzen in einer 
Hand“ (Fuchs). Der Bauer aber, der früher wenig mit dem Ritter 
zu ſchaffen hatte, muß in ihm nun feine Obrigkeit ſehen, die natürlich 
ihren Einfluß in mannigfachiter Weife geltend machen fann und auch 
geltend macht, und man fängt an, ihn als Privatuntertan des Ritters 
zu betrachten. — In der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts iſt dieſer 
Prozeß vollendet und find alle Elemente zum Niedergang des Bauern- 
ftandes und zur Ausbildung der „Gutsherrjchaften” gegeben. — Die 
Änderung der Wehrverfaffung macht aus dem ritterlichen Kriegsmann 
einen Landwirt. War er vorher wohl ein mächtiger Mann, aber doch 
feineswegs auch Großgrundbefiger gewejen, jo will er ſich nun weder 
länger mit der grundherrlichen Nentenberechtigung, noch mit den gering» 
fügigen Grträgniffen feiner kleinen Eigenwirtſchaft begnügen, fondern jtrebt 
zu der Macht auch Reichtum an. „Er jpürt den Erwerbstrieb der Neu— 
zeit in feinen Adern und in feine Standesbegriffe wird ein neuer Satz 
aufgenommen: es gibt eine Exrwerbsart — freilich nur eine — die nicht 
jchändet, dies ijt der Betrieb der eigenen Güter” (Knapp). So heißt 
e3 denn, deren dürftigen Umfang erweitern. Natürlich kann das nur auf 
Kojten des Bauernlandes gejchehen. Es beginnt alfo das „Bauernlegen“. 
Im Bereiche der Grundherrichaft heimgefallene bäuerliche Höfe werden 
nicht wieder bejegt, jondern zum herrſchaftlichen Gute gejchlagen; andere 
Stellen werden ausgefauft; auch Gewalt wird nicht verfchmäht; der 
30 jährige Krieg macht dann folche wie das Warten auf Heimfälligfeiten 
oder Auskaufungen überflüffig: er jchafft der wüften Hufen auch 
für den Landhunger des Grundheren übergenug. So entiteht die Groß- 
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wirtjchaft des leßteren. Sie wird mit bäuerlichen — in demjelben Maße, 
in dem der Herrenader wächſt und die Zahl der fronpflichtigen Wirte 
ſich mindert, gütlich und im böjen geiteigerten — Dienſten betrieben. 
Zugleich auch mit den Betriebsmitteln des Bauer meiftens. Denn der 
Grundherr ift zu deren ausreichender Haltung auf eigene Koſten, wenigjtens 
im Beginn diefer Entwiclung, zu arm. Die Bauern aber werden, damit 
fie fich nicht der wachjenden Arbeitslaft durch Flucht entziehen können, 
auch in ihren Statusrechten herabgedrückt, feſt und fefter an die Scholle 
gebunden, „erbuntertänig”. Mit ihrer perjönlichen Freiheit erleiden auch 
ihre Befisrechte Einbuße. Das Erbzinsrecht verfchwindet. An jeine Stelle 
tritt — erblicher oder auch nur lebenslänglicher, beziehungsweije beliebig 
widerruflicher — Laßbeſitz: der „Wirt bis weiter” wird die Kegel. Und 
diejer Prozeß, der, auch durch den nordijchen und den 7 jährigen Krieg 
jowie durch die technifchen Fortjchritte in der Landmwirtjchaft gefördert, 
bis tief in das 18. Jahrhundert hinein fortdauert, vollzieht fich ungeſtört 
von jeite der jtaatlichen Gewalt. Der Bauer jcheidet ganz und gar 
aus dem öffentlich-vechtlichen Leben aus. Der Staat nimmt fein direktes 
Intereſſe an ihm und fommt mit ihm nicht einmal in feiner Eigenfchaft 
als Steuerträger in Berührung. Denn auch wo der Grundherr für die 
bäuerliche Steuer nicht haftet, vepartiert er fie doch und hebt fie ein. 
Diejen neuen landmwirtjchaftlichen Organismus "bezeichnet man als 
„Gutsherrſchaft“. Er it offenbar etwas ganz anderes als die Grund- 
herrſchaft. Was dieje fennzeichnet, ift: daß die Hauptmafje des grund- 
herrlichen Einkommens aus Geldzinjungen und fonitigen Abgaben der ab- 
hängigen Bauernhöfe, alſo aus direft fonjumierbaren Gütern gebildet 
wird. Der Grundherr jelbjt treibt feine oder wenigitens feine jeinen Haus- 
haltungsbedarf nennenswert überjteigende Produktion. Etwaige Über- 
ichüffe fommen wohl auch auf den Markt, aber nur in der Eigenjchaft 
als Überfluß, und nicht weil es wirtichaftsplanmäßig jo bezweckt ift. Der 
grundherrliche Eigenbetrieb jpielt daher, objektiv und jubjektiv als Ein- 
fommensquelle genommen, eine nur untergeordnete Rolle. Es fehlen jomit 
auch die Borausjegungen für eine ftarte Inanſpruchnahme der abhängigen 
bäuerlichen Arbeitskraft. — Ganz entgegengejeßt jedoch bei der Guts— 
herrichaft. Die Haupteinnahmequelle des Gutsheren ijt der eigene — 
für den Markt produzierende — Großbetrieb. Dem paßt fich denn auch 
jein Verhältnis zu feinen „Untertanen“ an. Nicht eigentlich an dem 
Ertrag ihrer Arbeit will ex teil haben — obichon er auch dies nicht 
verjchmäht — jondern möglichit unbejchränft und ficher unmittelbar über 
ihre Arbeitskraft jelbjt verfügen. Ihre Frondienfte und der Geſinde— 
dienſt ihrer heranmwachjenden Kinder find die Hauptjache. Und ebenjo- 
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wenig wie nach diefer Seite hin joll die Expanſion feiner Großwirtſchaft 
auch in den Befigrechten der fronpflichtigen Wirte Schranten begegnen. 
Kurz, der Bauer wird von ihm lediglich unter dem Gefichtspunft eines 
Produktionsmittels betrachtet und behandelt. 

Wie ganz anders als die „weſtdeutſche Leibeigenfchaft“ jtellt fich dieje 
früher oft ebenfalls mit dem gleichen Namen bezeichnete „Erbuntertänig— 
feit“ dar! In Mltdeutichland meift ein nur fchrecfhaftes Wort, im Oſten 
eine zu einer bejonderen Wirtjchaftsorganifation gehörige bejtimmte 
Arbeitsverfaffung, die den ihr eingegliederten Menfchen gänzlich ergreift. 
Man darf eben nicht immer aus den Worten auch auf die Sache jchließen. 
Die weſtdeutſche Agravverfaffung wird immer unvationeller, je älter fie 
wird: die des Ditens dagegen iſt gerade der neuzeitlichen Entwiclung 
angepaßt. Die Gutsherrjchaft it ein fapitaliftifcher Großbetrieb: der 
Gutsherr ift Unternehmer im modernen Sinne. Gr produziert, wenn 
auch ohne bedeutende eigene Produftionsmittel, doch für den Markt um 
des Erwerbes und der Vermögensvermehrung willen; und die von ihm 
zu dieſem Zwecke gejchaffene Organiſation bedeutet, wenn nicht den An- 
fang, jo jedenfalls einen erjten entjcheidenden Sieg des kapitaliſtiſchen 
Großbetriebes auf deutjchem Boden. 

Das MWefen diefer Erſcheinung hat uns bereit3 Hanjjen teilmeije 
erichloffen. Aber doch teilweife nur, weil es fich dabei um wechjelnde 
Schickſale von Menfchen handelt, Hanjjen jedoch überhaupt Problemen 
der Wirtfchaft zugewandt, von folchen aus auch — nämlich von der Frage 
nach der Wandlung des Feldſyſtems — an die Schilderung der nord» 
deutjchen Gutswirtjchaft und an die Gefchichte der Leibeigenjchaft3- 
aufhebung in Schleswig-Holitein herangetreten ift!. Er mwurzelte eben 
noch in einer Zeit, in der es auf deutſchem Boden feine Sozialpolitik 
gab, weil die großen Klaſſengegenſätze in der Gefellfchaft noch ſchlummerten. 
Und war fein Wahrnehmungsvermögen hierdurch begrenzt, jo wieder 
pofitiv dadurch, daß ex bei all feiner hiftorifchen Orientierung innerlich 
doch immer von den Gedanfenreihen des wirtjchaftlichen Liberalismus 
mit jeiner Voranftellung des Produktionsintereſſes ſtark und ftärfer be— 
einflußt war, als man nach feinen agrarpolitifchen Anfichten jchließen 
dürfte. Von der jozialpolitifchen Seite hat erſt Knapp das Thema 
angefaßt. Gegenjtand feiner Betrachtung und Darftellung ift nicht die 


ı Dal. Hanſſen, Zur Geſchichte norddeutſcher Gutswirtichaft jeit Ende des 
16. Jahrhunderts (Gef. Abhandlungen, I, ©. 388/483. — Erſtmals erjchienen im 
„Journal für Landwirtichaft“, 1874; Die Aufhebung der Leibeigenjchaft und die 
Umgeftaltung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniffe in den Herzogtümern Schles- 
wig und Holftein, 1861. 
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Geſchichte des Kulturtechnifchen in der Landwirtjchaft, jondern „die in 
derjelben bejchäftigten Menſchen, die ländliche Verfaffung, die Beziehungen 
der gejellichaftlichen Klaffen zueinander, die Stellung de3 Staates zu 
diefen Klaſſen.“ Durch ihn erit hat man die Natur und Funktionierung 
der Gutsherrſchaft, ihre gejchichtliche Bedeutung im Leben der Nation, 
ihre wirtjchaftlichen, gejelljchaftlichen und politifchen Nachwirkungen in 
die Gegenwart ganz begreifen gelernt. Durch ihn auch exit mit pragmati- 
fcher Genauigkeit die inneren Gründe und den äußeren Verlauf der 
ftaatlichen Tätigkeit zum Schuge des Bauernlandes und Bauernjtandes 
feit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, die Auflöfung der alten 
Arbeitsverfaffung bei Aufrechterhaltung und weiterer Stärkung des land» 
wirtjchaftlichen Großbetriebes auf Kojten und zum Schaden des bäuerlichen, 
jchlieglich wie durch all das der Grbuntertan in den älteren Teilen 
Preußens zum freien Landarbeiter wurde und die heutige Struktur der 
Belitverteilung im Dften und Nordoſten des Deutfchen Reiches entitand. 
Die Forfchungen Knapps haben eine lange Reihe anderer angeregt 
und bejtimmend beeinflußt, durch welche die feinigen ergänzt und meiter- 
geführt wurden. Vor allem die Unterjuchungen von Fuchs über Neu- 
vorpommern und Rügen, wo die gutSherrliche Entwicklung, ungehemmt 
durch die bis 1815 jchwedische Negierung und völlig rein, daher ebenfo 
wie in Mecklenburg unter Ausartung der Grbuntertänigfeit zu wahrer 
Knechtſchaft auch im Rechtsſinn dieſes Wortes, zum Abjchluffe fommen 
fonnte; und von Karl Grünberg über die Sudetenländer, wo dasjelbe, 
was in Preußen auf bejcheidenen Nittergütern geſchah, ſich auf oft un— 
geheueren, in viele Gutsbezirfe zerfallenden, von Wirtjchaftsbeamten ad- 
miniftrierten Herrjchaften abjpielte, dafür aber auch die jtaatlichen Ein- 
griffe zur Regulierung und endlichen Bejeitigung des gutSherrlich-bäuerlichen 
Verhältnifjes viel früher einjegten, umfafjender und energijcher waren, 
auch länger wirkjam blieben als unter hohenzollerjchem Zepter. Ferner die 
Arbeiten von Großmann, Witaf von Transehe-NRojened, Frd. Joh. 
Haun und Günter Dejimann. Auch manche Spezialarbeiten können 
hierher gerechnet werden, jo die von Robert Wuttfe über den Gejinde- 
zwangsdienft in Sachjen!. Der von Knapp gegebene Anſtoß reichte aber 
ı Bol Fuchs und Großmann a.a. D. — Grünberg, Die Bauern- 
befreiung und die Auflöfung des qutsherrlich-bäuerlichen Verhältnifjies in Böhmen, 
Mähren und Schlefien, 2 Bde., 1893/94; Studien zur öfterreichiichen Agrargejchichte, 
1901. — Transehe, Gut3herr und Bauer in Livland im 17. und 18. Yahr- 
hundert, 1890. — Haun, Bauer und Gutsherr in Kurſachſen, 1892. — Deſſ— 
mann, Gejchichte der jchlefiichen Agrarverfaffung, 1904. — Wuttfe, Gefinde- 
ordnungen und Gefindezwangsdienit in Sachjen bis zum Jahre 1835, 1898. 
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noch weiter, Die Fülle und Wichtigkeit der neuen Aufflärungen, welche 
die Befchäftigung mit dem deutfchen Oſten gebracht hatte, ließen es als 
unbedingt notwendig erjcheinen, die Agrarverfafiung auch weſtlich der 
Elbe planmäßig und unter Einbeziehung aller wichtigen Landichaften an 
der Hand der Knappſchen Methode zu unterfuchen und zu fchildern. 
So entjtanden in erjter Linie die Arbeiten von Wittich und Ludwig, 
dann jene von Seb. Hausmann und Paul Darmjtädter. Andere 
über die öfterreichifchen Alpenländer, über welche bisher nur eine in dieſem 
Bufammenhang zu nennende Studie von Anton Mell vorliegt, find in 
Vorbereitung. Jüngſt hat auch Gothein die Agrarreformen im Breisgau 
unter öjterreichticher Herrſchaft behandelt !. 

Durch all diefe Arbeiten lernen wir nicht nur die unmittelbar hinter 
uns liegende Vergangenheit kennen, jondern auch die Gegenwart, welche 
aus ihr erwachfen ijt, und dadurch daß wir nun die räumlich ver- 
fchiedenen Entwiclungen auseinander und einander gegenüber zu halten 
vermögen, dieſe exit vecht begreifen. Das aber ſetzt uns wieder in. den 
Stand, zu den agrarpolitifchen Bedürfniſſen und den oft genug von ein- 
jeitigem Klafjen- und Parteiintereſſe diktierten Forderungen des Tages 
die richtige Stellung einzunehmen. Der wifjenfchaftliche Gewinn ift aber 
noch größer. 

Die Unterfuchungen Knapps und feiner Schule haben insgeſamt 
foziale Zuftände zum Gegenftande, für welche die Quellen fo reichlich 
fließen, daß ihre, nach allen Seiten hin genaue Erfaffung und Beschreibung 
möglich iſt und erftrebt wird. Dadurch aber wird nicht bloß detailliertere 
und verjtändnispollere Frageitellung für noch weiter zurücliegende Zeiten 
ermöglicht, jondern zum Teil auch fchon die Beantwortung. Denn fann 
man aus längit Erſtorbenem das noch lebendige Leben verſtehen lernen, jo 
gilt dies auch umgekehrt; und für die Zuftände der ländlichen Kultur 
mehr als für die anderen. Zu jeder Zeit lebt gerade in ihnen fort und 
jpricht laut und leiſe fernfte Vergangenheit mit. Man muß nur imftande 
jein, dieje Stimmen zu vernehmen. Wie aber fünnte man für fie das 
Ohr befjer fchärfen alS durch genauefte Feititellung alles deſſen, was fich 
in ungmeifelhafter Weiſe feitjtellen läßt und dann fichere Rückſchlüſſe aus- 
jeinem Wefen auf Vorangegangenes geftattt? Schon Hanjjen hat 
die Nichtigkeit und den Wert diefer Forfchungsmethode erfannt und fich 





"Dal. Wittich und Ludwig a. a. DO. — Hausmann, Die Grundentlaftung 
in Bayern, 1892. — Darmftädter, Die Befreiung der Leibeigenen (Mainmortables), 
in Savoyen, der Schweiz und Lothringen, 1897. — Mell, Die Anfänge dev Bauern- 
befreiung in Steiermark unter Maria Therefia und Sojef IL., 1901. — Gothein, 
Der Breisgau unter Maria Therefia und Joſef IL., 1907. 
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ihrer ausgiebig bedient. Mit bezug auf den immer wieder an der Aus— 
legung alter Schriftfteller entzündeten Streit über die ältefte Agrar: 
verfafjung der Germanen bemerkt er: „In der Tat liegt die Sache fo, 
nicht daß Tacitus die eigentliche Quelle unferer Belehrung über das 
Agrarweſen der germanifchen Vorzeit tft, wodurch uns die mittelalterfichen 
Quellen ufw. verjtändlicher werden, jondern daß wir juchen müſſen, fomeit 
wir damit kommen fönnen, aus unferer Kenntnis der mittelalterlichen 
Quellen und der noch Tonfervierten Überbleibjel althiftorifchen Agrar: 
wejens einen Sinn in Tacitus hineinzubringen.“ Noch energifcher als 
Hanfjen betont nun Knapp die Notwendigkeit, bei wirtjchaftsgejchicht- 
lichen Forſchungen den Weg flußaufwärts den Quellen zu zu wählen. Denn 
„je weiter man zurücgreift, um fo lücenhafter wird die Überlieferung und 
deito jchwieriger find die Lücken auszufüllen, deſto willfürlicher arbeitet 
die immer rege Phantaſie“. Dahingegen „beleuchtet jeder vollitändig 
befannte Zuftand rückwärts auch die früheren Zuftände” ?. So arbeitend 
hat denn auch Wittich von dem feiten Boden der niederfächjifchen 
Agrarverfaffung aus nicht bloß deren Entitehung in ficherer Weiſe erklärt, 
fondern ift auch zu jeinen bereits gefennzeichneten Anjchauungen über 
das Alter der grundherrlichen Verfaſſung und die Zurücverlegung ihres 
Urjprunges in die taciteifche Zeit gelangt. Und bleibt auch das eine 
Forjchungsergebnis zweifelhaft, weil gewiß niemals abjolut beweisbar, jo 
fann dafür um jo weniger an den anderen gerüttelt werden. 

Das Gejamtrejultat der agrargejchichtlichen Forſchung in den le&ten 
fünfzig Jahren tft: daß wir nun im großen und ganzen die Gefchichte 
der Menjchen und ihrer Wirtfchaft auf deutjchem Boden während des 
Jahrtauſends feit der Karolingerzeit mit voller Klarheit überfehen können. 
Was an größerer Deutlichkeit für einzelne Epochen und Landichaften 
noch erwünscht ijt, wird die Zeit zweifellos bringen. Um jo mehr er- 
jcheint dafür gerade auf Grund diefer großen und ergiebigen wifjenjchaft- 
lichen Arbeit vieles von dem, was früher al3 jelbitveritändlich angejehen 
wurde, in Frage geitellt. Hier bleibt dem zwanzigiten Jahrhundert ein 
Feld reicher Tätigkeit vorbehalten. 





ı Bol. Hanſſen in einer Beiprehung von Inama-Sterneggs „Hofſyſtem im 
Mittelalter” in den „Göttingifchen Gelehrten Anzeigen” von 1873, ©. 940. 
2 Dal. Knapp, Grundherrichaft und Rittergut, ©. 81f. 
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Agrarpolitik. 


(Die Entwicklung der Ideen über die Organiſation der landwirt— 
ſchaftlichen Produktion.) 


Von 
Karl Grünberg, Wien. 
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II. Das landwirtichaftliche Betriebs- und Bejibproblem im 18. Jahrhundert ©. 6. — 

III. Das Aufkommen liberaler Anjchauungen. Rüdwirfung derjelben auf die Be- 

handlung des Betriebsproblems ©. 10. — IV. Der Meinungsftreit um die Freiheit 

des Liegenjchaftsverfehrs und jein Einfluß auf die wifjenschaftliche Behandlung und 

Löjung der Agrarrehtsprobleme ©. 22. — V. Die Entwidlung der agrarpolitiichen 
Ideen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ©. 45. 


T, 
Die Agrarpolitif iſt ein Teil der Volfswirtfchaftspolitif. Die all- 
_ gemeine Begriffsbejtimmung für dieſe trifft daher auch für jene zu. Ber: 
ſteht man unter Volkswirtſchaftspolitik die bewußte und planmäßige 
Förderung der Bolfswirtjchaft durch den Staat und die ihm unter: 
geordneten politifchen Körper, jo fällt der Agrarpolitif diefe Aufgabe 
fpeziell für das Gebiet der landmwirtjchaftlichen Produktion zu. Träger 
der Volkswirtſchaftspolitik überhaupt und der Agrarpolitif insbejondere 

find demnach der Staat und die jonitigen politifchen Gemeinjchaften. 

Dieje Auffaffung hat bis in die jüngjte Zeit herein unbejtritten ge- 
herrſcht. Schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts wird fie von Ludwig 
Heinrich Kafob vertreten, welcher der „inneren Negierungspolitit” 
als Aufgabe auch zumeist: die „Sicherheit der Nechte und Beförderung 
des allgemeinen Wohls, jofern es durch ifolierte — nicht ſo 
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leicht erreichbar it, ducch Beitimmung gemifjer Handlungen und Ein- 
richtung öffentlicher Anftalten“. In gleicher Weife formuliert den Be- 
ariff der „Staatswirtjchaft“ und handelt über die „Produftivfraft der 
Staatsgefamtheit” Graf Julius von Soden; ſpricht fi Joh. 
Friedr. Eujeb. Lob aus in feinen „allgemeinen Betrachtungen über 
den Einfluß des bürgerlichen Wejens auf die menschliche Betriebjamfeit 
und den Wohlitand und Reichtum der Völker“; definiert Karl Heinrich 
Rau die „VBolkswirtfchaftspolitif” als „die wiſſenſchaftliche Daritellung 
der Negeln“, welche „die Vollswirtjchaftspflege...., die auf den Zweck 
des Volfswohlitandes gerichtete Sorgfalt der Regierung” betreffen; er— 
färt Lorenz von Stein die „VBolfswirtichaftspflege als dasjenige 
große Gebiet der inneren Verwaltung, dejjen Aufgabe die Entwiclung 
und Vollendung der Volkswirtſchaft durch die organijierte Tätigfeit der 
Gemeinjchaft für diejenigen materiellen Vorausſetzungen ift, ohne welche 
der Einzelne jeine bejondere wirtjchaftliche Bejtimmung nicht erreichen 
fönnte 1. Ganz in lÜÜbereinftimmung mit diefen Schriftitellern befinden 
fih auhb Robert von Mohl und Karl Menger? Auguit 
Meigen, Johannes Conrad, Adolf Bukhenberger umd 
MW. Leris?, 

Demgegenüber hat es Eugen von Bhilippovich unternommen, 
die begrifjlichen Grenzen der Volkswirtſchaftspolitik weiter zu ziehen und 


ı Bal. Jakob, Grundjäße der Nationaldtonomie (1805), II. Aufl. 1809, 
©. 3f. — Soden, Die Nationalökonomie, I. Bd. 1805, ©. 1ff. und III. Bd. 
1808, ©. Uff. — Lotz, Handbuch der Staatswirtjchaftslehre, II. Bd. 1821, II. Aufl. 
1338, ©. 3 ff. — Rau, Grundriß der Bolfswirtjchaftspolitif (II. Bd. des Handb. 
d. pol. Öf., 1828), III. Aufl. 1844, ©. 1 und Grundeiß der Kameralwiſſenſchaft, 
1823, ©. 4f — Stein, Handbuch der Berwaltungslehre, 1870, ©. 140. 

2 Val. Mohl, Enzyklopädie der Staatswiſſenſchaften, 1859, II. Aufl. 1870, 
©. 62 — Menger, Unterfuchungen über die Methode der Sozialwifjenschaften, 
1883, ©. 255. 

3 „Die vom Staate vermittelte Verbeſſerung und Löſung kulturſchädlicher 
Beſchränkungen de3 landwirtjchaftlichen Betriebes wird Agrarpolitif im engeren 
Sinne genannt“ (Meiten, in Shönbergs Handb. d. polit. Öfon., IV. Aufl., 


Il/l, ©. 142). — „Agrarpolitik ift... die Lehre von den Aufgaben des Staates zur 
Förderung der Landwirtfchaft” (Conrad, Art. „Aprarpolitif” im Handwörterb. d. 
Staatswijfenjchaften, II. Aufl., I. Bd., ©. 120), — „Unter Agrarpolitif verfteht 


man den Inbegriff der Grundjäße, von denen der Staat bei der Pflege des land— 

wirtjchaftlichen Gewerbes ſich Leiten läßt“ (Buchenberger, Agrarweien und Agrar- 

politif, I. Bd. 1892, ©. 49). — „Die Bolf3wirtichaftspolitit oder. wirtjchaftliche 

Verwaltungslehre . . . hat das Verhältnis des Staates zur Volkswirtſchaft ... dar- 

auftellen“ (Vexris, Art. „Volkswirtſchaftslehre“ im Wörterb. der Volkswirtſchaft, 

II. Auft., II. Bb., ©. 1255). 
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anders abzuſtecken!. Statt, wie es bisher immer gefchehen, ihren Inhalt 
und Aufgabenfreis enge an die Tätigkeit der öffentlichen Gemwalten an - 
zujchließen, möchte ev unter ihr „die Gejfamtheit jener Handlungen, An- 
ftalten und Einrichtungen” zujammengefaßt wiſſen, „durch welche die 
Menjchen als Einzelne oder in Organifationen in bewußter 
Weiſe die Entwiclung der Volkswirtſchaft zu fördern bejtrebt find“, 

Bei diefer — von Bhilippopvich geiftvoll durchgeführten — neuen 
Auffaſſungsweiſe wirken mehrfache Umstände Eonititutiv mit: die hohe 
Einſchätzung, die er der ethiichen Grunditimmung der Individuen als 
Faktor auch des Wirtjchaftslebens angedeihen läßt; die Tatjache der, 
parallel zur greoßbetrieblichen Entwicdlung, wachjenden Macht einzelner 
Unternehmerperfönlichfeiten, deren Tun und Laſſen unmittelbar und mittel- 
bar für das Wohl und Wehe weiter Bevölferungskreife eine in früherer 
Zeit unerhörte Wichtigkeit zufommt; das neuerdings immer ftärfere Hervor- 
treten wirtjchaftlicher Selbithilfeorganijationen und Zweckverbände, deren 
Wirkſamkeit vielfach bedeutjamer iſt al3 die jtaatliche jogar, weil fie nicht 
wie dieje in einen räumlich feit umfchriebenen Rahmen gebannt ift; die 
Renaiſſance endlich des Liberalismus, die jich gerade im Zujammenhange 
mit dieſer leßtgenannten Erſcheinung vorzubereiten jcheint — allerdings 
nicht des individualiftijchen Liberalismus, jondern eines folchen 
ajjoziativer Art. 

Nun it es ficherlich richtig, daß Einzelne und freie Vereinigungen 
in ihrer Wirtjchaft und in ihrem Streben, wirtjchaftlich zu hundeln, be- 
mwußt oder unbewußt von Ideen des Geinjollens geleitet werden. Sit 
aber die von ihnen ausgehende Forderung des wirtjchaftlich oder jozial 
Ceinjollen3 ſtets oder auch nur überwiegend mit derjenigen, die. von den 
öffentlichen Gemalten ausgeht, wejensgleich? Dieſe Frage aufmwerfen, 
heißt fie auch jelbjt für den Fall verneinen, als man geneigt ift, dem 
Ethos und religiöjfen Empfinden einen ftarfen Einfluß auf das Maß 
und die Urt, wie das Prinzip der Wirtjchaftlichkeit in unierer Verfehrs- 
wirtjchaft ſich durchſetzt, zuzufprechen. Iſoliert und in freien Ver— 
einigungen mit anderen, werden die Menjchen die Welt immer jo ein- 
gerichtet wünjchen und wollen, wie es ihren jelbitifchen Intereſſen ent— 
jpricht. Demgemäß werden fie typifcherweife auch handeln. Ihre Aufgabe 
fann aljo auch nicht die Wahrung der Gemeininterejjen jein, die man 
notwendigerweije mit dem Begriff „Förderung der volfswirtjchaft- 

ı Bol. Philippovich, Grundeiß der polit. Ökonomie, IT. Bd. Volkswirt: 
jchaftspolitif, 1899, ©. 1F., 8 ff., 20—22; val. auch dejjen Neftoratsrede: Individuelle 
Derantwortlichkeit und gegenfeitige Hilfe im Wirtjchaftsleben, Wien 1905. 


XXI e 


4 Karl Grünberg. 


lichen Entwiclung“ verknüpft. Vielmehr fällt diefelbe der Natur der 
Sache nach den öffentlichen Gemwalten zu. Der Unterjchied zwijchen 
diefen und Individuen ſowie Verbänden nichtpolitifchen Charakters bei 
der Aufitellung voltswirtjchaftlicher Ziele ift eben nicht bloß ein quantita- 
tiver und darf auch nicht allein in dem verjchiedenen Machtumfang zur 
Durchjegung folcher Ziele erblickt werden. Eben deshalb empfiehlt es fich, 
joll der Begriff der Vollswirtjchaftspofitif nicht volljtändig zerflattern, 
dejjen bisherige Formulierung beizubehalten !. 

Der Umfang der Agrarpolitif fann enger und weiter abgejteckt 
werden. Im eriten Falle ift ihr Gegenjtand die Agrarverfaſſung und 
die Ländliche Arbeitsverfaffung, d. h. die joziale Verfaſſung der länd- 
lichen Bevölferungsfreife, welche durch die rechtliche Ordnung der Grund- 
beji- und Betriebsverteilung ſowie des Arbeitsverhältnifjes in der Land» 
wirtjchaft gegeben erjcheint. Im weiteren Sinne umfaßt jie auch die 
Landestulturpolitif, deren Zweck die unmittelbare und mittelbare Beein— 
fluffung und Förderung der landmwirtjchaftlichen Produktion ift: aljo die 
Maßnahmen, welche eine Andividualifierung der Betriebseinheiten, Die 
Bufammenfaffung ihrer Beftandteile und ihre Selbitändigitellung anderen 
gegenüber durch Gemeinheitsteilung, “yeldbereinigung und Servituten— 
ablöjung bezielen; die landwirtjchaftliche Polizei; das landwirtjchaftliche 
Unterrichts>, Verfuchs-, Meliorations-, Kredit-, VBerficherungs- und Geftüt- 
wejen; handel3- und preispolitifche Maßregeln ſowie folche zur Erleichterung 
des Verkehrs und des Abjages überhaupt ?. 

Im folgenden wird nur die Agrarpolitit im engeren Sinne be- 
rücjichtigt werden. 

Ihr Zentralproblem bildet die Grundbeſitz- und Betriebsverteilung. 
Das iſt ohne weiteres klar. Denn der Boden ijt unmittelbar und mittel- 
bar Borausjegung jeglicher wirtjchaftlicher Tätigkeit. Am augen— 





ı Bol. au) Georg von Mayr, Grundriß zu DVorlefungen über praftijche 
Nationalökonomie, I. Teil, Tübingen 1900, ©. 11—13. 

2 Während noch Conrad in feiner „Volkswirtſchaftspolitik“ (II. Teil des 
„Grundriſſes zum Studium der politischen Ökonomie“, IIL. Aufl. 1903) herkömmlicher— 
weile „Land- und Forſtwirtſchaft“, „Stoffveredelnde Gewerbe’, „Handel, Verkehrs— 
und Verſicherungsweſen“, „Bevölkerungsweſen“, „Armenwejen und Armenpflege“ 
ijoliert voneinander zur Darftellung bringt, verläßt Philippovich (a. a. OD.) mit 
Recht dieje mechanische Behandlungsweije, weil bei ihr „der einheitliche Gejichtspuntt, 
unter den dieſe Sondergebiete als Teile einer einheitlichen Volkswirtſchaftspolitik 
gejtellt werden jollten, nirgends hervortritt und meift wohl auch vollftändig fehlt“. 
Er gliedert daher feinen Stoff nicht nach äußeren Gefichtepunften, jondern jachlich 
und jtellt demgemäß dar: erjt die „Organijation der Gütererzeugung“ in Landwirt- 
ihaft und Gewerbe, jodann die landwirtichaftliche und gewerbliche „Produktions— 
politik“ ujw. 
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fälligiten aber tritt dies jelbjtverjtändlich in der Landwirtſchaft in3- 
befondere zutage. Spielt er ja in dieſer nicht bloß als Standort der 
Produktion eine Rolle, jondern auch als Produftionsintrument. Dabei 
ift fein Ausmaß ein gegebenes, das durch menschliches Zutun gar feine 
oder doch nur jehr unmejentliche Ausdehnung erfahren fann. Endlich 
find die Möglichkeiten feiner Nußbarmachung, alſo ſeiner Produktions— 
fähigkeit nach Art und Umfang, wenn überhaupt, jo nur in den Grenzen 
der Wirtjchaftlichkeit gegeben. All das macht aus der Art feiner Ver: 
teilung die wichtigite Tatfache im Leben der Völker. Ihr „Einfluß... 
auf die ganze joziale Gliederung, auf das ganze Wohlbefinden der Nation, 
auf die politifche und jonitige Verfaſſung, auf die Gemeindeverfaflung, 
auf die ganzen gewerblichen Zuftände, die Lebenshaltung aller Klaſſen 
fann gar nicht überjchäßt werden, es gibt feinen Umjtand von der Be: 
deutung für das Volk wie die Verteilung des Grundeigentums. (Cie) 
beitimmt die Gliederung der Gejellichaft, die Verkehrs: und Marktverhält- 
nijje, die Erhaltung des Handwerkeritandes, die Lebensverhältniffe und 
Eitten der Volksklaſſen weit über alles andere hinaus... (An fie) knüpft 
fic) nach allen Seiten das ganze volfSwirtjchaftliche Leben...” !. 

Was die Grumdeigentumsverteilung an Problemen enthält, ift ung 
jedoch exit allmählich zum Bewußtſein gefommen; und zwar nicht allein 
dadurch, daß und wie fie zum Gegenftande wifjenfchaftlicher Behandlung 
geworden tft, jondern weit mehr noch durch die volfswirtjchaftliche 
Entwicklung der letzten anderthalb Jahrhunderte. Man kann die 
heutige Art der Fragejtellung und Beantwortung in der Agrarpolitik 
gar nicht verjtehen, wenn man dies unberückfichtigt läßt. Und noch viel 
weniger vermag man dann zu beurteilen, was an ihr neu und was bloß 
Wiederkehr von längit Gedachtem und Ausgejprochenem iſt. Dies feit- 
zuhalten iſt aber nicht bloß gefchichtlich intereffant oder lediglich ein 
Gebot der Gerechtigkeit gegenüber der Vergangenheit, jondern von jehr 
unmittelbarem praftifchem Werte. Denn es lehrt uns erkennen, daß die 
wirtjchaftspolitifchen Ideen, Alte des Willen® und Handlungen aus 
wechjelnden volfswirtjchaftlichen und jozialen Verhältniffen erwachjen und 
daß ihnen daher nie mehr als bloß relative Bedeutung in Zeit und Raum 
zufommen fann. 

Dies zeigt fich vor allem auch fchon darin, daß bald das Problem der 
Grundbejiverteilung, bald das der Betriebsjchichtung im Vordergrunde 
der Grörterung jteht. 





ı Dal. Schmoller3 Korreferat über innere Kolonijation ufw. im XXXII. 
Bande d. „Schriften de3 Vereins für Socialpolitif”, ©. 91. 


XXI 


6 Karl Grünberg. 


I. 

Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts jucht fich der Reformeifer 
deutjcher Fürften und ihrer Ratgeber in einer Beeinflufjung der Betriebs- 
verteilung zu betätigen, und in der gleichen Nichtung bewegen fich die 
Gedanken und Vorjchläge der Publizijten. Denkt man an die damalige 
Agrar: und Arbeitsverfaffung, an die noch nicht überwundenen Nachwehen 
des Dreißigjährigen Krieges auf dem Gebiete des Bevölkerungsweſens, 
an das Streben der Staaten nach Vermehrung ihrer Machtmittel, jo wird 
man fofort zugeben müſſen, daß es gar nicht anders fein konnte. 

Sn der Tat finden wir damals in Deutjchland das landwirtjchaft- 
liche Betriebsproblem fast ausfchließlich von populationiſtiſchen und fistal- 
politiichen Gefichtspunften aus behandelt. Man erhofft und erſtrebt 
durch eine größe Bevölkerung und für eine jolche möglichite Steigerung 
der landwirtjchaftlichen Produktion; und zwar gleichermaßen auf dem 
Wege der Snkulturnahme noch vorhandener Odungen wie der Intenſi— 
vierung des Anbaues auf den gegebenen Kulturflächen; jo aber wieder 
eine allgemeine „Aufnahme des Nahrungsitandes” auch bei den nicht- 
landwirtjchaftlichen Bevölferungsklafjen ſowie die finanzielle und militärifche 
Stärkung des Staates. Dazu kommt, daß man — ebenfalls aus den 
gleichen üfonomifchen und unter dem Einfluffe natwrrechtlicher Er— 
mwägungen — mit jtetig wachjender Energie bemüht ift, mit der über- 
fommenen ländlichen Arbeitsverfaflung aufzuräumen. Als in leßter In— 
ftanz einzig organiſch-wirkſames Mittel hierzu aber erachtet man die Be- 
feitigung des auf die Fronarbeit angemwiejenen gutSherrlichen Betriebes, 
d. h. deſſen Zerfchlagung in bäuerliche Betriebe. So erklärt fich die 
Vorliebe der meijten deutfchen Theoretifer und Praktiker im Zeitalter des 
aufgeflärten Abjolutismus für die Kleinkultur. 

Süßmilch, Juſti, Sonnenfels, um nur die bedeutendften 
Namen zu nennen, u. a. m.!, fie alle find, wenngleich nicht immer kon— 


! Dal. Süßmilch, Die göttliche Ordnung in den Veränderungen des menjch- 
lichen Gejchlechts, 1742. — Juſti, Skonomiſche Schriften über die wichtigiten 
Gegenftände der Stadt- und Landwirtichaft, 1760/61 (II. Bd., III. Abt. 1. Bon den 
Hindernifjen einer blühenden Landwirtichaft); Die Grundfefte zu der Macht und 
Glücjeligkeit der Staaten oder ausführliche PVorftellung der gejamten Polizei— 
wiſſenſchaft, 1760/61; Abhandlung von der Volltommenheit der Landwirtichaft und 
der höchſten Kultur der Länder, 1761. — Sonnenfel3, Grundfäße der Polizei, 
Handlung und Finanz, 1763/67 (V. Aufl. 1786/87). — Eine gute Überficht über die 
Anfichten der genannten ſowie der jonftigen hier in Betracht fommenden Schriftiteller 
bietet das jüngſt erjchienene Buch von Elfe Cronbach, Das landwirtjchaftliche 
Betriebsproblem in der deutjchen Nationalöfonomie bis zur Mitte des 19. Jahr- 
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fequent, darin einig: es ſei „ein durch die Erfahrung genugjam bejtätigter 
Cab, daß große Land» und Bauerngüter die Kultur des Landes wenig 
fördern“, weil „beim Acerbau alles auf die Verbeſſerung der Acer und 
ihre Düngung und fleißige Bearbeitung” anfomme (Juſt i), und es „eine 
mathematijch gewiſſe Wahrheit” jei, daß „der Ertrag fich wie Arbeit 
und Dünger, die darauf verwendet werden, verhalte” (Jung-Stilling). 
„Von einem großen Landgute, wovon ein einziger Edelmann mit einem 
einzigen Pächter lebt, fünnten öfters 30 Familien ihr gutes Austommen 
haben, den Boden auf das vortrefflichite fultivieren und den Staat auf 
den höchiten Punkt der Bevölkerung bringen“ (Juſti) — ein Vorteil 
für den Staat, der „wegen des Einfluffes in die übrigen Teile der öffent: 
lichen Wohlfahrt, wegen vergrößerter Nahrung und ihm zumwachjenden 
Kräften ihn jehon beftimmen (müffe), diefe Betrachtung nicht gleichgültig 
anzujehen“, jondern ebenfowohl auf die Domänendismenbration und den 
Schuß des Bauernlandes vor herrfchaftlichen Legungsgelüften hinzuwirken, 
wie „die Zerteilung der Bauernhöfe bis zu einem gewilfen Grade zu be- 
günftigen“ (Sonnenfels). Sei ja auch der „Bauer, wenn er nicht 
allzuviel Acker hat, allemal eher imftande, ihn im Dünger zu erhalten 
und bejjer zu bearbeiten, al3 wenn er zu viel Acker befit, wodurch es 
gejchteht, daß er auf wenigem Acer mehr gewinnt al3 auf vielem“ 
(U. ©. v. 3.). Sedenfalls würde jo am beiten dem Menjchen- und 
Kapitalmangel abgeholfen. Denn ficherlic) müſſe „ein guter Hausvater 
nach dem Verhältnis feiner Grundftüce das nötige Zugvieh und Gefinde 
in Bereitjchaft haben“ — eine Regel allerdings, die „ich beſſer geben 
al3 anwenden“ laſſe. Fehle es ja „manchem und gar vielen an hin- 
länglicher Barſchaft, um fich mit aller Notwendigkeit zu verjehen und 
für alle Zufälle in Sicherheit zu fegen; ferner ift beim jegigen Menfchen- 
mangel das Gefinde nicht wohl zu haben, überdem tft e8 gemeiniglich 
faul, nachläffig, troßig und begehrt ſtarken Lohn, wodurch der Bauer ab: 
gejchreckt wird, fich mit dergleichen ihm allen Vorteil vaubenden Inſtru— 
menten zu belajten” ; ganz abgejehen davon, daß „ihm auch vieles Ge— 
finde im Winter zur Laſt würde” (Pfeiffer)!. 

hunderts (Heft II der von mir herausgegebenen „Studien zur Sozial, Wirtjchafts- 
und Berwaltungsgejchichte”), Wien 1907, ©. 20/56. Bagl. auch Nojcher, Gejchichte 
der Nationalökonomik in Deutjchland. 

ı Dal. Jung, Lehrbuch der Staat3- und Polizeiwijienjchaft, 1788; Syſtem 
der Staatswirtichaft, 1792. — 3., Die Verwandlung der Domänen in Bauerngüter 
al3 da3 lebte Mittel zu Bevölkerung und Neichtum, 1759. (3. ift auf die Entwiclung 
von Juſtis Anjchauungen in der Betriebsfrage von maßgebendem Einfluffe gewejen 
[pgl. Eronbad a. a. D. ©. 29 ff.). — Joh. Friedr. v. Pfeiffer, Lehrbegriff 
jämtlicher ökonomischen und Kameralwifjenjchaften, 1773/78. 
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Und wie die Theorie, jo die Praris, die ja, nebenbei bemerkt, auch 
noch in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts jener weit mehr An- 
regungen gewährte, als fie von ihr empfing. 

In Preußen allerdings jpielen neben den Bemühungen zur Herbei- 
führung des Abbaues allzugroßer Bauerngüter die Maßnahmen zur Zer- 
fchlagung der Domänen auch unter Friedrich d. Gr. eine nur recht 
bejcheidene Rolle. Eine Tatjache, die fich dadurch erflärt, daß diefer 
Herrjcher jein Hauptaugenmerk der Beftedlung von Neuland zumendete, 
die Auflöſung gutsherrlicher Meierhöfe jedoch entweder in ihrer Bedeutung 
für die Abjchaffung des Fronſyſtems nicht genügend würdigte oder für 
zu gewagt anjah. Der Hauptnachdrud liegt vielmehr hier jeit 1749 und 
1764 auf dem Schuß des Bauernlandes, d. h. der vorhandenen Klein: 
und Mittelbetriebe gegen Aufjaugung durch die gutsherrliche Großwirt— 
Ihaft!. Größeren Umfang nahmen die Domänenparzellierungen in 
kleineren deutjchen Staaten an, vor allem in Schleswig-Holitein, wo auch 
eine Reihe von Nittergutsbefigern dem Staate vorangegangen war, teils 
jeinem Beijpiel folgte?. Die eigentliche Heimat aber einer großzügigen 
und von einheitlichen Gefjichtspunften aus unternommenen ftaatlichen 
Tätigkeit mit dem Ziele: einerjeitS einer bejjeren Aufteilung des — 
nachhaltigit gejchügten — Bauernlandes und anderfeitS einer Zurüd- 
drängung der großen Betriebe zugunjten bäuerlicher unter gleichzeitiger 
Aufhebung der Erbuntertänigkeit und der SFrondienfte, war Djterreich. 
Machte ja Joſef II. jogar den Verfuch, indireft die Gutsherren zu 
zwingen, die Gigenwirtjchaft überhaupt aufzugeben und durch verviel- 
fältigten Kleinbetrieb zu erſetzen, indem er mit feiner Urbarialregulierung 
die bäuerlichen Dienfte nicht nur quantitativ verminderte, jondern auch 
zugleich in Geldabgaben verwandelte ?., 

Zweierlei ijt hierbei fejtzuhalten, wenn man die Unterfchiede in der 
Stellungnahme diejer älteren und der jpäteren Zeit gegenüber unferem 
Problem richtig würdigen will. 


! Bol. Knapp, Die Bauernbefreiung und der Urfprung der Landarbeiter in den 
älteren Teilen Preußens, 1886, I. Bd., S. 81f.;Schmoller, Die preußijche Koloniſa— 
tion des 17. und 18. Jahrhunderts (im XXIL Bande der „Schriften des Vereins 
für Socialpolitif*); Rimpler, Domänenpolitif und Grumdeigentumsverteilung vor— 
nehmlich in Preußen, 1888; von der Goltz, Gejchichte der deutichen Landwirtichaft, 
1902, I. Bd., ©. 394 ff. 

Bgl. die Literaturnachweije bei Cronbach a. a. D. ©. 61ff. 

Vgl. Grünberg, Die Bauernbefreiung und die Auflöfung des gutsherrlich- 
bäuerlichen Berhältniffes in Böhmen, Mähren und Schlefien, 1894, I. Bd., ©. 290/314; 
Studien zur öfterreich. Agrargejchichte, 1901, S. 189/223. 
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Bor allem dies: Theoretifer und Praktiker find gleichermaßen von der 
Vorſtellung einer allmächtigen ftaatlichen Bolizeigewalt beherrſcht, Die 
ihnen zur Regulierung des Wirtfchaftslebens ebenfomwohl berufen als fähig 
erſcheint. Was daher der Staat im Intereſſe des gemeinen Weſens und 
der Privaten für zweckmäßig erachtet, das kann und ſoll gejchehen. 
Aber auch nicht mehr und nichts anderes. Don einer freien 
Bewegung der Grundbefiger ijt alſo auch bei der empfohlenen oder ge— 
botenen Verkleinerung der Betriebe feine Rede. Dieje Verkleinerung joll 
fi) vielmehr nur innerhalb der vom Staate abgeſteckten Grenzen voll- 
ziehen. Und nicht minder mechanisch als diefe ganze Auffafjung ift im 
allgemeinen die Art, wie die Abgrenzung der Herjtücelungsmöglichkeiten 
erfolgt. Statiftifche Erfafjung der Gliederung des Landes nach der 
Grundbeſitz- bezw. Betriebsverteilung wird damals und noch lange nachher 
weder verfucht, noch tit fie auch nur möglich. Sie erjcheint aber auch 
nach der ganzen Art der PBroblemitellung und Löjung unnötig. Denn 
mag immerhin von Einzelnen, wie 3. B. von Georg Heinrich Zinde!, 
betont werden, daß nur eine richtige Broportion der verjchiedenen Be- 
triebsgrößen erwünscht, nicht aber eine einzige bloß zu bevorzugen ſei, 
fo bleibt doch dieje Aelativität der Auffaffung zunächit ohne Konfequenz. 
Denn auch von ihren Vertretern nicht minder wie von den unbedingten 
Anhängern der Kleinkultur wird a priori angenommen, daß jedenfalls 
die letztere Ausdehnung zu erfahren habe, weil ihr Verhältnis zu den 
anderen Betriebsgrößen ein unrichtiges ſei. Eben deshalb kommt es 
auch allgemein nicht darauf an, die le&teren zu definieren, jondern 
bloß die angeitrebte Betriebsgröße. Die fodann herbeigeführte 
Scheidung dieſer von der Gejamtheit jener iſt vollfommen ausreichend. 
Es geht eben die theoretifche Betrachtung nicht weiter, als daS voraus— 
gejegte praftifche Bedürfnis erheifcht. Die Meinungen freilich bei der 
Beſtimmung der entjprechenden räumlichen Unterlage für den Kleinbetrieb 
laufen ziemlich weit auseinander. Sieht man von Extremen, wie dem 
Prager Profeſſor Butjchet?, ab, der am liebiten den Boden in lauter 
Häuslerwirtjchaften zu 5 Morgen aufgeteilt wiſſen möchte, jo jchwanfen 
die Annahmen zwijchen 30—120 Morgen (1—4 Hufen), wobei meijt 


ı Bol. Zinde, Grundriß einer Einleitung zu den Kameralwiſſenſchaften, 
1742; Anfangsgründe der Kameralwiſſenſchaften, 1755. 
® Sofeph Ignatz Butſchek Ritter von Heraltiß (1741— 1828), Verſuch 
über die Abjichten der Landesregierung bei Leitung der Landwirtjchaft, 1766. — 
Sn feiner „Abhandlung von der Polizey überhaupt” ufw., 1778, erjcheinen die älteren 
extremen Anfichten fallen gelafjen. 
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ſchon — unter Hinweis auf die Differenzierung in der Bodenqualität — 
Mindeit- und Höchitziffern !. 

Aber auch ein zweites noch ijt wohl zu merken. Die empfohlenen 
und durchgeführten Verſchiebungen in der Schichtung der Betriebsgrößen 
bedeuten, wenn man den Abbau großer Bauerngüter ausnimmt, nicht auch 
eine Anderung der Grundeigentumspverteilung. Der Rittergutsbefiger 
bleibt Rittergutsbefiger im alten Umfange, auch wenn er jeinen Gigen- 
betrieb gänzlich aufgibt und ihn durch eine Mehrheit bäuerlicher Stellen 
erjegt. Nicht anders auch auf den Domänen. Nicht das Herr- 
jchaftsreht am Boden ändert fich dDadurd, jondern nur 
die Form, in der dieſer bewirtjchaftet wird: an Stelle der direften 
Verwaltung tritt die indirekte in einer der überlieferten Formen. Der alte 
oder neuangejegte Kleinwirt — mag er nun Laſſit, Erb- oder Zeitpächter, 
perjönlich frei geworden, an Stelle der Naturalpräftationen fortan allein 
zu Geldleiftungen verpflichtet jein — wird feineswegs auch freier Eigen- 
tümer feiner Stelle. Er joll es auch gar nicht werden, weil es die alte 
Landesverfafjung nicht geitattet, an dieſer aber nicht gerüttelt wird. Nach 
wie vor bleibt er aljo auch in der Verfügung über den Boden in der 
altherfümmlichen oder durch die Natur jeines Nutungsrechtes bedingten 
Weiſe bejchränft. Damit ift aber auch gejagt, daß alle Probleme, die 
fich aus der Änderung der Agrarverfaffung im 19. Jahrhundert ergeben 
haben, im 18. gar nicht oder bloß höchit verjchwommen noch und un- 
deutlich in den Gefichtsfreis treten. 


10% 

Das ändert fich freilich in demjelben Maße, in dem die Gedanfen- 
reihen des Liberalismus aus Frankreich und England her in Deutjchland 
Eingang finden und in der Gejeßgebung zur Anerkennung gelangen. 
Barallel dazu erfährt dann auch die Erörterung des landwirtjchaftiichen 
Betriebsproblems einerjeit3 yitematifchere und vertieftere Behandlung als 
früher und anderſeits Ergänzung durch Einbeziehung auch der Frage nach 
der richtigen Grundeigentumsverteilung. 

Das Syitem der natürlichen Freiheit hat wohl auf deutjchem Boden 
ſich weder jo raſch noch jemals jo nachhaltig dDurchzufegen vermocht wie 
jenjeit3 des Nheins und des Kanals. Praktiſch nicht: denn die über- 
fommene Wirtjchaftsverfaffung erwies fich feinem Anſturm gegenüber noch 
lebensträftig genug, um zum Teil bis in die zweite Hälfte des 19. Jahr— 
hunderts hinein ihr Dafein fortzufriften. Aber auch theoretifch nicht. 


’ Süßmilch jchlägt ala wünjchenswerten Betriebsumfang I—1"/e Hufen vor, 
Sufti 2, U. ©. v. 3. 2— 22 Hufen auf gutem, 3—4 Hufen auf jchlechtem Boden. 
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Zu jehr war die fameraliftiiche Denkweiſe eingewurzelt, als daß fie troß 
der Hingabe gerade der bedeutenditen Geijter an die Lehre der Phyſio— 
fraten und Adam Smith nicht immer wieder durchgebrochen wäre. 
Zu jehr hatte der politische Jammer der Kleinjtaaterei den Gefichtstreis 
verengt, als daß nicht auch die Fähigkeit vieler zu einheitlich groß- 
zügiger Auffaffung des Wirtjchaftslebens darunter gelitten hätte. Wurden 
auch die Nejte der in die neue Zeit hineinragenden Gebundenheit der Pro— 
duktion je länger, je jtörender und zuleßt als unerträglich empfunden, jo 
Tonnte doch die Tatjache ihrer Fortdauer an fich ſchon nicht ohne Einfluß 
bleiben auf das Tempo, in dem die liberalen Ideen ſich ausbreiteten und 
auf deren beiondere Färbung. Nicht zu veraejjen jehließlich des anti- 
revolutionären, plötzlichen Ummälzungen abgeneigten Charakters der 
Deutjchen. Immerhin aber machte fich der Einfluß der individualiftifchen 
Lehren jofort dadurch bemerkbar, daß eine itetige Zurückdrängung der 
Überzeugung von der Allmacht des Staates fowie von feinem Beruf und 
feiner Fähigkeit zu zweckmäßiger Regulierung des Wirtjchaftslebens Plat 
griff. Leitmotiv der VBolfswirtjchaftspolitif wird fortan: daß jeder Menjch 
feinen eigenen Vorteil am beiten fenne und daß in der ausgtebigjten 
Wahrung des privatwirtichaftlichen Intereſſes die beite Garantie auch 
des Gemeinmwohles gegeben jet. 

Damit erfahren auch die Gefichtspunfte, unter denen man die Wirt- 
jchaftlichkeit der Landwirtfchaft im ganzen und der einzelnen Betriebs» 
fategorien im bejonderen zu beurteilen gewöhnt war, eine bedeutjame Ver: 
ſchiebung. 

Die Kameraliſten hatten hierbei — im Zuſammenhange mit ihren 
„Peuplirungs“tendenzen und weil ſie in ihrer Betrachtungsweiſe innerlich 
doch nie über die Vorſtellung eines möglichſt autarken und dabei autoritativ 
geleiteten Wirtjchaftsgebietes hinausgefommen waren — immer an jach- 
liche Höchitergiebigfeit gedacht. Daß zwiſchen diejer und der Ergiebigkeit 
des Erwerbes, der Rentabilität, ein begrifflicher Unterfchied obwalte und 
daß möglicherweife eine entgegengejeßte Bewegung beider Pla greifen 
fönne, war ihnen nicht recht zum Bewußtſein gefommen. Man pflegt 
dies jo auszudrücen: fie hätten bei der Wertung der verjchiedenen Be- 
triebsgrößen nicht den reinen, jondern den rohen Ertrag zum Maßſtab 
genommen. Das ift natürlich eine jchiefe Formulierung. Es joll damit 
gejagt fein, daß ihnen der Begriff des Neinertrages im verfehrswirtjchaft- 
lichen oder noch genauer im geldwirtjchaftlichen Sinne unklar geblieben 
jei. Daß dem jo war, ift auch leicht begreiflich. Vor allem ift nämlich 
folgendes feitzuhalten. Daß die — Eleinbetrieblich organifierte — Land— 
wirtjchaft einen Überfchuß für den Markt erzeugen jollte, daS war jelbit- 
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verjtändlich. Sollten ja auch die nichtlandwirtjchaftlichen Bevölferungs- 
jchichten aus demjelben ernährt und die gemwerblich-induftriell Tätigen 
mit Nohitoffen verforgt werden! Vom Standpunkte des Wohlfahrts- 
ftaates aus aber war eben diefe Verforgung der nicht in der Landmwirt- 
ichaft Tätigen die Hauptſache. Welche Reflerwirfung die Erzeugung des 
Überfchuffes und dejjen marftmäßige Verwertung auf die produzierenden 
Wirtichaftseinheiten übte, daS trat in den Hintergrund. Für die Ge— 
ſamtheit famen die Produzenten nicht als von Erwerbsabſichten bejtimmt, 
fondern als dienende Glieder in Betracht. Cbendeshalb jtellte man fich 
ja auch, nebenbei bemerkt, wenn man von Kleinbetrieben jprach, unter 
denselben jtetS bäuerliche vor, deren Produktion den Gigenverbrauch über- 
ftieg. Dazu kommt aber noch, daß es in Deutjchland während des 
13. SahrhundertS an einer jo durchgebildeten Geldmwirtjchaft, wie fie 
damals bereit3 England und Frankreich aufwiejen, noch fehlte Er— 
fchwerte ſchon diefer Umſtand die geldmäßige Berechnung von Produftions- 
aufwand und Ergebnis jowie des Überjchuffes diejes über jenen hinaus, 
jo gilt daS endlich noch mehr von dem damaligen Arbeitsiyitem. Eine 
Kalkulation des Koſtenfaktors (ausführende) Arbeit erjcheint, wo dieſe 
unentgeltlicher oder nur teilweife und dann wieder in natura entlohnter 
Zwangsdienſt ift, überhaupt ausgefchloffen. Und nicht minder jede Ber- 
gleichung der auf Frondienſt geftellten Großmirtjchaft mit dem auf Eigen- 
und Gefindearbeit gewiejenen bäuerlichen Betrieb. 

Nun aber wird es anders. Die wirtfchaftliche Tätigkeit der in den 
freien Verkehr geitellten Individuen iſt Ermwerbstätigfeit. Ihr Ziel tit 
aljo von vornherein höchitmögliche Nentabilität. So erblict denn auch 
Albrecht Thaer, auf dem Gebiete des Agrarweſens der bedeutendite 
Wortführer der neueren Zeit und der neuen wirtjchaftspolitifchen Ideale 
in Deutjchland, in der Landmwirtfchaft ein „Gewerbe“ und demgemäß 
erjcheint ihm als „der Zweck des Landwirts, nicht die möglich höchite 
Produktion aus dem Boden zu ziehen, fondern den möglich höchiten Ge— 
winn daraus zu erhalten”. Wohl verjtanden das Marimum an Geld- 
gemwinn !! 

Die für die deutjche Publizistik des 18. Jahrhunderts charakteriftifche 
Vorliebe für die Kleinwirtjchaft erleidet dabei zunächit einen Stoß — 
freilich nur, um nachher um jo fiegreicher wieder hervorzubrechen. 

Die Phyfiofraten und die älteren Engländer, unter diejen aber vor- 
nehmlich Arthur Young während des größten Teiles feines Lebens, 


! Bol. Thaer, Einleitung in die engliſche Landwirtjchaft, II. Bd. II. Teil, 
1801, ©. 1, 91ff. 
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verfochten — unter Hinweis einesteils auf den jchlechten Zuſtand der 
franzöfifchen, vorwiegend bäuerlichen Landwirtſchaft, und anderjeits auf 
die blühende Lage der englifchen, in welcher damals bereit3 die Groß- 
wirtjchaft dominierte — die Auffafjung von der produftionstechnifchen 
Überlegenheit der großen über die kleine Kultur und gaben daher jener 
den Vorzug vor diefer. Ste fanden damit auch in Deutjchland Anklang. 
Sohann Auguft Schlettwein, Herrenfhwand und Chriſtian 
Jakob Kraus jtellten fich auf ihre Geite!. Nicht minder die Gegner 
einer Zerichlagung der Großgüter in bäuerliche Stellen?. Vor allem 
auch Thaer. 

Methodifch repräsentiert diefer im Vergleich mit feinen Vorgängern 
und auch mit einer Neihe gleichzeitiger Theoretifer, wie Soden, Jakob 
und Lob, die ſich vollftändig im Bannfreis der Lehren Smiths be- 
fanden, einen bedeutenden Fortjchritt injofern, al3 er nicht auch wie fie 
auf Grund vorgefaßter Meinungen ich für eine beitimmte Betriebsgröße 
ausjpricht, jondern jeine Betrachtungen auf Erfahrungsmaterial jtüßt. 
Allerdings zunächit auf englifches, das er Arthur Young verdanft. 
Bei diefem hatte er gefunden, was er in der deutjchen landwirtjchaftlichen 
Literatur ſchmerzlich vermißt hatte: „die genaueften Beobachtungen, die 
forgfältigft angeftellten Verjuche, die bis in kleinſte Details eingehenden 
Berechnungen, die lichtvolliten Raiſonnements und die eifrigen Forjchungen 
nach Wahrheit?.” Dies erklärt denn auch, daß er 1801 in feiner „Ein- 
leitung zur Kenntnis der englischen Landwirtfchaft” mit feinem Gewährs— 
mann die Betriebsfrage auch für Deutjchland zugunften der Großgüter 
beantwortete. Wohl gejteht er zu, daß die Wirtfchaftlichkeit im Streben 
ſowohl nach Produktivität wie nach Rentabilität auf Kleingütern, d. h. 
auf jolchen von 20—80 acres (= 8—32 ha) garantiert ſei durch die 
Mitarbeit des Betriebsleiter8 und jeiner Familie, die leichte Anleitung 
und Überwachung auch der fremden Hilfsarbeiter, die befjere Pflege und 
Ausnußung auch der tierifchen Arbeitskraft, die genaue Kenntnis des 
Bodens und die individualifierende Anpafjfung der Kultur an deſſen Be- 


1 Bol. Schlettwein, Die Grundvefte der Staaten oder die politifche Ökonomie, 
1779. — Herrenſchwand, De l’&conomie politique moderne. Discours fon- 
damental sur la population, 1786; Discours sur la division des terres dans 
l’agrieulture, 1788. — raus, Die Staatswirtichaft, V. Bd., 1811 (nach feinem 
Tode veröffentlicht). 

2 Val. die Darftellung der betreffenden Erörterungen bei Cronbach a. a. D. 
©. 104/117. 

s Thaer a.a. O. IL Bd., 1798, ©. 10. Bol. aud) das Lob Youngs, 
ebenda IU/2, ©. 254 ff. 
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jonderheiten, die Sparjamkeit in der Geftaltung der Ausgaben und in 
der Verwendung von Abfällen. Doch zuerfennt er hinwiederum den 
Großgütern — von über 500 acres (— 200 ha) — mehr als gleich- 
wertige Vorzüge. Dieje aber ergeben jich ihm aus der Analogijierung 
der Landmwirtjchaft mit der Induſtrie und aus der Annahme, 
daß demgemäß, was von der Fabrik gelte, auch auf den landwirtjchaft- 
lichen Großbetrieb Anwendung finde: Arbeitsteilung überhaupt und aus— 
ſchließliche Widmung des von ausführender Arbeit freien Betriebsleiters 
zu — eben deshalb Itetiger und fruchtbarer — Kontrolle, inSbejondere 
Verwendung qualifizierter Arbeitskräfte und von Mafchinen; produftivere 
Ausnutzung der Arbeiter auch außerhalb der Saifon; größere Sparſamkeit 
in deren Unterhalt und in der Verwertung von Abfällen jchon wegen 
der größeren Menge dieſer; Möglichkeit zu Verbeſſerung der Viehzucht, 
zu Molfereiwirtjchaft, zu Meltorationen im allgemeinen infolge größerer — 
eigener oder im Kreditwege vermittelten — Kapitalskraft!. 

Nicht anders gejtaltet fich ihm das Bild, wenn er fich, von Er— 
mwägungen der Privatwirtichaftlichkeit ab, volfswirtjchafts-, bevölferungs- 
und jozialpolitifchen zumendet. Freilich anerkennt er auch in vorherr- 
ſchendem Kleingrundbejig die Bürgſchaft anfteigender Bevölferungsbewegung 
und damit militärischer Kraft des Staates. Er erblict ferner in ihm 
eine Garantie gleichmäßiger VBermögensverteilung. Endlich gibt er zu, daß 
binwiederum dieſe die Ausdehnung des nationalen Marktes für die ge: 
werblich-induitrielle Broduftion begünftige, während Großarundbefiger und 
Großpächter meiit ausländifche Lurusartifel begehrten. Allein ex verweiſt 
all dem gegenüber doch immer wieder darauf, daß der rentablere Groß- 
betrieb, weil zur Zahlung höherer Löhne imjtande und durch Sicherung 
von Arbeitsgelegenheit, ebenfalls das Wachstum der Bevölferung und 
deſſen günjtige Neflerwirfungen fürdere. Zudem bildeten große Ver: 
mögen direkt und indirekt die VBorausfegung für die Entwicklung von Handel 
und Induſtrie ſowie durch ihren Luxusbedarf auch der landwirtjchaftlichen 
Produktion jelbit. „Alfo die Wohlfahrt, die Stärke, der Reichtum des 
Staates erfordert... große Wirtfchaften” ?. 

Damit wollte nun Thaer allerdings nicht für eine pofitive 
Förderung folcher durch den Staat eintreten. Vielmehr verwarf er 
durchaus die Ermiffionen von Kleinpächtern, wie fie in England, und 
die widerrechtlichen Legungen bäuerlich-untertäniger Wirte, wie fie in den 
Gebieten der Gutsherrjchaft auf deutichem Boden im Schwange waren. 


ı DBgl. Thaer, ebenda II/2, ©. 91 ff. 
2 Ebenda ©. 110. 
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Gleichzeitig aber jprach er es auch aus: „daß man ebenfowenig dem 
Laufe der Dinge wehren müſſe, wenn die Zujammenziehung Kleiner Höfe 
nach Recht und Billigfeit erfolgen kann. Will der armfelige, verjchuldete 
Bauer jeinen Hof freiwillig an den großen Gutsbefiger verkaufen... ., 
fo werden Produktion und Bevölkerung und folglich der Staat mehr 
dabei gewinnen als verlieren. Wenn nur Necht und Eigentum gejchüßt 
find, jo überlafje der Negent die freie Übertragung derjelben der freien 
Willkür eines jeden und räume die Hindernifje veralteter Formen, jedoch 
ohne jemands Gefährde aus dem Wege. Dann wird von felbit diejenige 
Verteilung des Grund und Bodens erfolgen, welche nach Zeit und Ver— 
hältnifjen in Rücjicht auf Produktion, Nationalveichtum und Bevölkerung 
die vorteilhafteite iſt“ !. Kurz, laissez faire, laissez passer, le monde va 
de lui m&me! Und in diefem Sinne hat ja dann auch Thaer die 
preußijchen Befreiungsedifte von 1807 Fonzipiert. 

Den Boden des mirtjchaftlichen Liberalismus hat Thaer auch 
jpäter nicht verlaffen. Wohl aber hat er bereits im Jahre 1809 feine 
Parteinahme für den landwirtjchaftlichen Großbetrieb wejentlich ab- 
geſchwächt. Sicherlich ebenfalls unter dem Einfluſſe Arthur Youngs. 

Als Alternder hatte diejer einit eifrigjte Befürworter der großbetrieb- 
lichen Entwicklung begonnen, auch deren jozialen Folgen jeine Auf: 
merkjamfeit zuzumenden und jodann der Wiederbelebung von Barzellen- 
betrieben das Wort zu reden? — eine Wandlung, die ja auh Kohn 
Sinclair durchgemacht hatte, auf deſſen Veranlaffung das von ihm 
geleitete board of agrieulture bereits im Jahre 1801 eine Prämie aus- 
ſetzte für die bejte Darlegung der Mittel zur Verbreitung des Allotement- 
fyitems im Königreiche?. Nun findet auch Thaer, daß er „früher auf 
die Schale der großen Wirtjchaften im allgemeinen ein zu großes Ge— 
wicht gelegt habe. Wo unter den fleinen Befitern wahre Betriebjamfeit 
und verhältnismäßiges Vermögen fich befindet und fie in ihrem Betriebe 
uneingejchränft und anderweitig nicht zu jehr belaftet find, da wird ein 
fruchtbarer Grund und Boden durch Eleine Befiger ... nicht nur, wie 
vielleicht jeder zugibt, mehr produzieren, jondern auch, was man ums 
fomehr leugnet, größeren reinen Ertrag geben fünnen. Die Beforgnis, 
daß hier vom Produzenten alles wieder fonjumiert werde, und folglich 
nichts zum Verkauf komme, iſt völlig eitel und fann nur aus der Anficht 





1 Ehenda ©. 112. Vgl. auch ebenda ©. 91 ff. 
2 Annals of agrieulture and other useful arts. t. 36 (1801), ©. 510 f.; 
t. 39 (1803), ©. 251. Vgl. Hermann %evy, Entitehung und Rüdgang des land- 
wirtjchaftlichen Großbetriebs in England, Berlin 1904, ©. 52. 
3 Val. Levy, ebenda ©. 59. 
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der aus ganz anderen Gründen jo jammervollen Bauernwirtjchaften ge: 
wiſſer Gegenden erklärt werden“ 1, Müſſen fie ja Überjchüffe haben, und 
zwar zur Deckung ebenſowohl ihres Bedarfes an gewerblichen Exrzeugniffen, 
wie der mannigfachen Verpflichtungen gegen Grundheren und Landesfürjten. 

Damit, daß zuleßt doch auch Thaer bei der traditionellen Vorliebe 
der deutjchen Publiziiten für die Kleinfultur anlangt, iſt die kurze Epifode 
zu Ende, während deren auf deutjchem Boden der Großbetrieb als die 
aus öfonomifchen Gründen jchlechthin überlegene Betriebsform verteidigt 
wurde. Und es ilt gewiß nicht ohne Wert, feitzuftellen, daß Thaer die 
Erwägungen feines Meiſters Young durch die Feititellung ergänzte, daß 
die tatjächliche Inferiorität der heimifchen bäuerlichen Wirtjchaft im 
Bergleich mit der qutSherrlichen ihr nicht mwejenseigentümlich jei, jondern 
ihre Erklärung finde in der Unfreiheit des Bauers und jeines Bodens, 
in deſſen Überlaftung mit Abgaben und Dieniten. 

Wie Thaer fo waren auch Soden, Lob, Jakob und Georg 
Graf Buguoi?, die in Smiths Fußitapfen fich bewegten, Anhänger 
der Kleinwirtichaft. Vor allem aber Thaers Schüler, Johann 
Nepomuk Schwerz, der, jeinerjeitS von den Verhältniſſen Belgiens, 
eines Landes von ſchon damals hochentwickelter Klein- und Mittelkultur, 
ausgehend, zu ungefähr gleicher Zeit wie fein Lehrer fajt zu denjelben 
Schlußfolgerungen gelangte. 

Für Schwerz ſteht es feit, „daß der Grund und Boden nicht zu 
viel verteilt werden fann. Dieje Verteilung verjchafft dem Gtaate 
Leben... Bei einer jolchen Verteilung des Erbes oder der Wirtjchaften 
zieht der kleine Wirt feinen Nuten und oft feine Subfiftenz aus Dingen, 
die von den großen meggeworfen würden. Spnduftrie und Okonomie 
werden die Bafis jeiner Exiſtenz; mit jedem Tage wird ihm das Kleine 
Feld teurer, das er in jeinem Schmweiße baut und das ihm jede ver- 
doppelte Arbeit auch doppelt lohnt”. Aber nicht bloß produftionstechnifche 
Überlegenheit zuerfennt ex dem Eleinen im Vergleich mit dem Großbetrieb. 
Letzterer erjcheint ihm auch nach allen anderen Richtungen hin jchädlich. 
Er wirft bevölferungsmindernd. Er führt zur Auswucherung der Kon- 
jumenten durch Monopolpreife. Er zeitigt Unfittlichfeit und Ausfchweifung 
unter dem zahlreichen Gejinde und anderjeitS dejjen Ausbeutung. „Man 

! Dal. Thaer, Grundjäße der rationellen Yandwirtichaft, I. Bd., 1809, ©. 91 ff. 

? Dal. Soden a. a. D. 1. B)., ©. 147. — Lot, Begriff und Umfang der _ 
Staatspolizei, 1807, 88 490 ff.; Handbuch) der Staatswirtjchaftslehre, II. Bd., 
II. Aufl. 1838, ©. 205. — Jakob, Grundfähe der Polizeiwifjenichaft, 1809, 
88 194 ff. — Buquoi, Theorie der Nationalwirtichaft, I. Nachtrag. Das national- 
wirtjchaftliche Prinzip, 1816, ©. 312 ff. 
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hat nur allzuviele Beijpiele, wie jehr die großen Pächter ihre Macht 
mißbrauchen und die Tyrannen der armen Klafjen des Landvolfes werden, 
die bei ihnen Koſt und Arbeit erbetteln müfjen!” 1 

Man glaube nun aber nicht, daß Schwerz jelbit feine Empfehlung 
möglichjt weitgehender Bodenverteilung wörtlich genommen hätte! Biel- 
mehr jollte „zwar nach (feinem) Grmefjen feine Wirtjchaft mehr als 
50—75 ha enthalten dürfen. Jene Angaben (aber) einmal als Marimum 
angenommen, jo verſteht ſich, daß die Abjtufungen davon fich nach der 
Bejchaffenheit des Bodens richten müſſen“ — bis auf 25 ha als Unter- 
grenze hinab?. Als er dann jpäter die „Duodezwirtjchaften in dem 
fruchtbariten Teil des Nieder-Elſaſſes“ kennen lernte, „in welchen, ohne 
eine Zulage von Allmenden der Menfch genötigt wäre, ſich jelbjt vor den 
Pflug zu jpannen und, der Ausdehnung feiner Bejigungen nach und bei 
feiner Art zu pflügen, zur Not auch damit fertig werden könnte“, präzijierte 
er den Begriff der Kleinwirtſchaft nochmals dahin, daß er unter ihr nur 
jolche Betriebe veritanden mijjen wolle, „die groß genug find, daß eine 
Familie mit Knecht und Magd bei gewöhnlichen Kulturgegenitänden zu— 
reichende Bejchäftigung und anftändigen Unterhalt finde“ 3. 

Die bedeutfamften Verdienſte aber um die Weiterentwicklung der 
Grfenntnis auf dem Gebiete der Betriebsfrage hat ſich Rau erworben. 

Auch er jteht auf Liberalem Boden und erblickt das Ziel der Wirt- 
jchaft in deren Rentabilität — ohne aber deshalb eine allgemeine und 
einheitlich-gültige Löjung des Problems für möglich zu halten. Vielmehr 
geht er immer darauf aus, das Allgemeine in jedem einzelnen Falle mit 
den bejonderen gegebenen Verhältnifjen zu verbinden und meint mit Recht, 
daß der Bolfswirt die örtliche Natur und Gejchichte nie überjehen dürfe. 
Darum jucht er auch der Betriebsfrage auf ftatiftifch-befchreibendem 
Wege beizufommen, hebt er die auch fchon von Thaer und Schwerz an- 
gedeutete bloß relative Berechtigung der Betriebsfategorien ſcharf hervor und 
iſt er bejtrebt, die legteren nicht nur in allen ihren möglichen Erſcheinungs— 
formen zu erfaſſen, jondern auch dieſe genau gegeneinander abzugrenzen. 

Hatte Thaer noch jummarisch von Groß- und Kleinbetrieben in 
dem Sinne von „mäßigen Gütern oder Amtswirtfchaften“ bezw. von 
„Bauernwirtſchaften“ geiprochen *, jo differenziert Rau viel feiner. Er 

ı Bol. Shwerz, Anleitung zur Kenntnis der belgischen Landwirtjchaft, 
II. Bd., 1811, ©. 469 ff. 

2 Ebenda ©. 472 ff. 

® Bol. Schwerz, Beichreibung der Landwirtſchaft im Nieder-Eljaß, 1816, 
©. 30f. 

Thaer, Kenntnis der englijchen Yandwirtichait, IU2, ©. 927. 
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unterſcheidet große, mittlere, kleine und ganz kleine Güter, 
wobei er als Kriterium nicht irgendeine ziffermäßig beſtimmte Fläche, 
eine „bloß geometriſche Angabe“ nimmt, ſondern die zu deren Beſtellung 
erforderliche Pflugarbeit, kombiniert einerſeits mit der Stellung des Be— 
triebsleiters zu der ausführenden Arbeit innerhalb ſeiner Wirtſchaft und 
anderſeits mit der Fähigkeit dieſer zur Erhaltung des Wirtes und ſeiner 
Familie in einer ihren ſtandesgemäßen Bedürfniſſen angemeſſenen Weiſe. 
Die kleinen Güter beſchäftigen ein Pferde- oder Ochſengeſpann, während 
dies bei den ganz kleinen noch nicht der Fall iſt; auf den mittleren 
mit mehreren Geſpannen legt der Wirt noch ſelbſt Hand an; auf den 
großen kann er an den Verrichtungen der Hilfsarbeiter in keiner Weiſe 
mehr teilnehmen !. 

In jorgfältigiter Weiſe unterfucht Nau dann die einzelnen Betriebs- 
größen im Hinblid auf Roh- und Neinertrag, Koſten, Meliorations- 
möglichkeiten, Menge der für den Markt verfügbaren Überjchüffe und ge- 
langt hierbei vor allem zu dem äußerſt wichtigen Ergebnis: Daß eine 
Analogifierung zwiſchen Landwirtichaft und AJnduftrie 
und demgemäß auch zwijchen gewerblich-indujtriellen und 
landwirtjchaftlichen Betriebsgrößen nicht ftattfinden 
dürfe. „Zwiſchen den Fabriken“ — führt ev aus — „und den großen 
Gütern ift darin ein wejentlicher Unterfchied, daß es bei jenen viel leichter 
ist, eine große Menge von Arbeitskräften in einer einzelnen Unternehmung 
zujammenzuhalten und zu überwachen, teil wegen des Beifammenfeins 
in einem Gebäude, teils wegen des Stüclohnes und der Möglichkeit, die 
Güte des gelieferten Wertes zu prüfen. Bei der SFeldarbeit geht dies 
nicht an, jelbjt die Verrichtungen in dem Stall, der Scheuer und dem 
Hofe find jchwer zu beaufjichtigen, weil feiner fortwährend das Nämliche 
zu tun hat, vielmehr mancherlei Gejchäfte miteinander abmwechjeln müfjen. 
Deshalb ijt die Leiftung der Arbeiter deſto geringer und der Verbraud) 
von verschiedenen Dingen deſto größer, je ausgedehnter die Wirtfchafts- 
fläche iſt, zumal bei zerftreuter Lage der Grundftücke.” ? 

Demgemäß wächſt denn auch nach Rau die fachliche Ergiebigkeit 
der landmwirtjchaftlichen Produktion in umgefehrtem Verhältnis zu der 
Betriebsfläche; und zwar infolge des auf Kleinen Gütern größeren Auf- 
wandes an Kapital und auch — dem Maße, der Sorgfalt,’ der Nafch- 
heit, der Nechtzeitigfeit und der gleichmäßigen Aufteilung auf die ganze 


Dal. Rau, Anfichten der Volkswirtſchaft mit bejonderer Beziehung auf 
Deutſchland, 1821, ©. 180 ff.; Lehrbuch, I, 8 368. 
? Bol. Rau im „Archiv für politifche Ökonomie“, IV, 1840, ©. 449. 
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Anbaufläche nach — an Arbeit. „Am höchiten wird der rohe Ertrag 
jteigen, wenn die Anteile der Oberfläche jo Elein geworden find, daß man 
fie wie Gartenland behandelt.“ Umgekehrt liegt im Weſen der Groß- 
güter unverkennbar „ein Erjchwerungsgrund des lÜberganges zu einer 
intenfiveren Behandlung, und in manchen Füllen mag e3 noch zweifelhaft 
jein, ob die ertenfive Kultur, das ift irgendeine auf Erjparung an Kapital- 
aufwand und Arbeit berechnete Methode, eine Urjache oder vielmehr eine 
Folge von dem VBorhandenjein großer Güter ift“. Auch die Frage nach 
dem Maße der Meliorationsmöglichkeiten jei daher feinesfalls von vorn- 
herein zuungunjten kleiner Güter zu beantworten. Nicht daß Boden- 
verbejjerungen auf ſolchen tatjächlich nicht jeltener wären als auf 
Großgütern! „Aber man darf bezweifeln, ob dies notwendig jo fein 
müſſe“, und nicht vielmehr fich durch „nur zufällige äußere Abhaltungs- 
gründe” erfläre: „die Abneigung der Bauern gegen das Neue, die Über- 
zeugung von der Güte des Verfahrens der Väter... ., die Unbefanntjchaft 
mit den tieferen Gründen des Gewerbes und den dr fie gebauten Negeln, 
zum Teil auch die Unficherheit des Beſitzes, die durch gutsherrliche Ver— 
hältnifje eingeengte Lage..." „Man denke fich aber jene ll ge⸗ 
hoben, die Umſtände auf ee Seiten gleich!” ! 

Wie jteht es nun demgegenüber um den Neinertrag ? 

Diejfen, führt Rau aus, erhält man, indem „von dem rohen... 
die jämtlichen zur Gewinnung des leßteren erforderlichen Ausgaben und 
Verzehrungen, aljo auch der notwendige Verbrauch des Grundeigentümers, 
jsfern er ſelbſt arbeitet, abgezogen werden..." Daß nun die Kojten 
parallel zur Verkleinerung der Betriebe für jeden derjelben abnehmen, 
dagegen zugleich „im ganzen, bei allen Gütern zufammen — deren (not- 
wendigermweije vornehmlich arbeits-) intenjivere Bewirtſchaftung 
natülich vorausgefegt — wachſen, iſt klar. Der Neinertrag it 
demnach von dem Verhältnis diejer einander entgegengejegten Bewegungen 
der Koften abhängig und Rau jtellt feſt, daß er „wie die Landgüter 
fleiner werden, eine immer fleinere Quote des rohen auszumachen jcheint, 
jo daß er im ganzen langjamer zunimmt als der legtere und über eine 
gewilfe Grenze hinaus wieder abnimmt”, um jchließlich ganz zu ver- 
fchwinden, „indem die Nohertrags- und die Koftenlinie zufammenfallen“, 
weshalb dann derartig Kleine Güter „nur von dem unverjchuldeten Eigen- 
tümer angebaut, nicht gepachtet werden können“. Dieje Erjcheinung er— 
flärt Rau: einerjeit3 durch die vollfommenere Arbeitsteilung, die Vers 
wendung von Mafchinen und befjerem Gerät, den relativ geringeren Ge— 
ı Bol. Rau, Anfichten, S. 185 ff.; Archiv f. polit. Öfon., IV, ©. 449. 
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bäudeaufwand, die Eriparung tierifcher Arbeitskraft, die Möglichkeit 
höherer Verwertung der Erzeugniffe, jei e8 durch deren Verwendung zur Eigen- 
bedarfsdecung und Vieherhaltung, ei e8 durch deren Eigenverarbeitung — 
auf Großgütern; anderfeitS durch den wachjenden Anteil der Arbeit am 
Ertrage und die nicht vollitändige Ausnußung feiner Zeit von jeite des 
Wirtes, „wenn nicht gerade die Not zu unausgejegtem Fleiße ſpornt“ — 
auf Kleinen Gütern. Umſtände, welche infolge des auf Großgütern oft 
höheren Lohn- und Kojtaufwandes für das weniger genügjame Gefinde und 
der dem Kleingütler gebotenen Gelegenheit zu teilmeifer Deckung feines 
Unterhaltsbedarfs auch durch Nebenarbeit feine vollftändige Ausgleichung 
erfahren J. 

So jpricht denn Rau dem Kleinbetrieb nicht nur größere Pro- 
duktivität, jondern auch — von ganz Kleinen Wirtjchaften abgejehen — 
höhere Rentabilität zu. Einen vollgültigen Beweis hierfür erblickt er 
auch in der erfahrungsgemäßen Tatjache, „daß in den meilten Fällen ein 
kleines Gut mehr Pacht gibt, ſowie auch durch Zerichlagung größerer 
Güter in mehrere kleine ein höherer Kaufpreis zu erhalten iſt“. Doch 
vergißt er in feiner umfichtigen Weife auch des etwaigen Cinwandes 
nicht, daß dies eine Wirkung der jtärferen Nachfrage nach kleineren 
Gütern fei, und jucht ihm die Spite abzubrechen durch die Bemerkung: 
daß, wenn auch die Pachtluftigen infolge größeren Mlitbewerbes „bei 
einer kleineren Bachtung den Morgen höher bezahlen müſſen als bei 
einer größeren, doch hierbei jchon vorausgejeßt werde, daß ſie es ohne 
Schaden tun können“. Anderſeits gibt er zu, daß infolge gejteigerter 
Nachfrage „das Zunehmen des PBachtzinjes — wie der Preiſe — von ver- 
Kleinerten Ländereien in ſtärkerem Grade erfolgt, als die Vergrößerung 
des reinen Ertrages und daß es ſelbſt dann noch fortdauert, wenn diejer 
fein Maximum ſchon überfehritten hat, d. i. wieder abnimmt.“ Derartige 
Überzahlungen jeien fchlechthin unmwirtfchaftlich und nur durch außer- 
wirtjchaftliche Gründe zu erklären. In erjter Linie durch den allgemeinen 
Landhunger, der häufig dem Wunfche entjpringe, eine Beſitzung zu ver- 
größern oder zu arrondieren, zumeijt aber Eleine Leute dazu bringe, unter 
Berzichtleiftung auf jede Geminnausficht, fich mit Fümmerlichem, nötigen- 
falls noch durch Nebenarbeit zu deckendem Unterhalt zu begnügen, bloß 
„weil fie die unabhängige Lage und die felbjtändige Ernährung äußerft 
hoch anjchlagen“ ?. 


Vgl. Rau, Anfichten, ©. 192 ff.; Lehrbuch, I, SS 369 ff. 
2 Bgl Rau, Anfichten, S. 200 ff. 
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Die letztere Feſtſtellung, die Rau allerdings nicht zu Ende denkt 
und bei ſeiner Auffaſſung einerſeits des Erwerbscharakters der Land— 
wirtſchaft und anderſeits des Reinertragsbegriffes auch gar nicht zu Ende 
zu denken vermag, iſt von großer Tragweite. Und es iſt nicht ohne 
Intereſſe, feſtzuſtellen, daß ſie im Jahre 1822 ausgeſprochen worden iſt. 
Denn ſie enthält bereits im Keime die ſpäteren feinen Darlegungen 
Joh. Chriſt. Hundeshagens über die „auf dem abweichenden Um— 
fang der Landgüter ... beruhenden Eigentümlichkeiten des Betriebes“. 

Sm Gegenfab zu Rau hält nämlich Hundeshagen nicht die 
Klein-, jondern die Großwirtſchaft für die ventablere Betriebsform. Nicht 
aber im Hinbli auf eine durch das Weſen der verjchiedenen Betriebs- 
fategorien hervorgerufene differenzierte Wirtjchaftsweife. Ihm ift dieſe 
nicht die Vorausjegung für Rentabilität, jondern umgekehrt eine Folge 
des Strebens nach Nentabilitätt. M. a. W., die piychologifche Ver: 
fafjung der Betriebsleiter in Groß- und Kleinmwirtfchaften iſt nicht die 
gleiche. Nur der Großbetrieb iſt in ausgeprägteftem Sinne Erwerbs— 
unternehmung. Der Bauer und Sleinwirt hingegen erblickt in jeiner 
Wirtſchaft vornehmlich oder einzig eine Subſiſtenz- und Arbeitsgelegenheit. 
Nicht ein arbeitslojes, jondern ein Arbeitseinfommen tft fein Ziel. Und 
das darf nicht außer acht gelaſſen werden, will man die volf3- und privat- 
wirtjchaftliche Bedeutung des Kleinbetriebs richtig beurteilen !. 

Rau hätte übrigens nicht von der Kameraliftit herfommen müſſen, 
wenn ex fich bei der Behandlung des Betriebsproblems auf privatwirt- 
fchaftliche Erwägungen bejchränft hätte. So jehen wir ihn denn auch 
vor allem die Rückwirkung des VBorwaltens der verjchiedenen Betrieb3- 
größen auf die allgemeine Verforgung mit Nahrungs» und Rohſtoffen in 
den Kreis feiner Betrachtungen einbeziehen. Auch hier wieder lautet 
feine Antwort zuguniten der Kleingüter und er jtellt feit: daß „im ganzen 
genommen ... bei der Verkleinerung der Landgüter die in den Verkauf 
fommende Gütermenge abjolut größer wird“. Müſſen ja auch in geradem 
Verhältnis zu der Zunahme kleiner Wirtfchaften und damit der Be— 
völferung „eine größere Menge von Bedürfniffen durch den Zwiſchen— 
handel des Geldes befriedigt” werden, aljo auch „mehr Lebensmittel aller 
Art zu Markte kommen“; und zwar auch in Zeiten des Mißwachſes, 
weil „in ſolchen ... die Entbehrung der Kleinen Leute noch höher fteigt”. 
Zudem brächten Großgüter die Gefahr wucherifcher Preistreiberei mit 
fich. — Außerdem rühmt aber Rau den Kleinwirtfchaften als weiteren 
Vorzug auch eine bejjere Aufteilung des ganzen Roh- und Neinertrages 
I Bol. Hundeshagen, Waldweide und Waldftreu, 1830, ©. 128 ff. 
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nach. „ES nähren ſich viele Hausweſen ſelbſtändig ..., die kleinen Ge— 
winſte verbreiten in einer großen Anzahl von Menſchen Mittel zum Ge— 
nuſſe“, ſtatt durch Konzentration in wenigen Händen „die Veranlaſſung 
zu dem ungemeſſenen, Geiſt und Körper entnervenden Wohlleben“ zu 
geben; „die ländliche Bevölkerung nimmt in raſchem Fortgange zu und 
alle ſchlummernden Kräfte des Landes werden erweckt; zugleich aber 
können die anderen Volksklaſſen immer zahlreicher werden, weil ihnen 
mehr rohe Stoffe zur Verarbeitung und Verzehrung überliefert werden“ !, 
Alles das natürlich unter der Vorausjegung, daß wirklich die Ver— 
fleinerung der räumlichen Betriebsunterlage von deren intenfiverer Be— 
wirtjchaftung begleitet wird. Denn „die Verkleinerung eines Land- 
gutes iſt (ebenfomwenig) ſchon für fich allein, ohne Änderung in dem 
Verfahren des Wirtes, imftande, den Ertrag zu erhöhen”, wie es ja 
anderjeitS auch „nicht wohl darauf anfommt, was auf einem großen Gute 
zu machen ift, fondern was die Befiger folcher Güter wirklich auf ihnen 
vornehmen“ ?, 

Mit diefen Bemerkungen rührt Rau bereitS an daS Problem der 
Freiteilbarfeit. 

Eine natürliche Konjequenz der Anſchauung von der wirtjchaftlichen 
Souveränität des Individuums, wird dieſe überhaupt und die Frei- 
teilbarfeit insbefondere durch ein halbes Jahrhundert zum Gegenjtand 
erbitterten Meinungsitreites, der für die Disfuffion der landwirtjchaft- 
lichen Betriebsfrage von größter Wichtigkeit dadurch iſt, daß dieſelbe 
nicht länger ijoliert, jondern fortan im Zujfammenhang mit der Frage 
nach der richtigen Verteilung des Grundeigentums behandelt und beant- 
wortet wird, ' 


1y 


Freiteilbarkeit und Vorherrſchaft von Kleinfultur oder gar über- 
mäßiger Bodenzerjplitterung fallen weder begrifflich noch tatjächlich zu— 
jammen. Weder hat die Mobilifierung des Grundbejies ſtets und 
überall eine Verſchiebung der Betriebsfchichtung in der Richtung des 
Kleinbetriebes zur notwendigen Folge, noch muß die Befürwortung einer 
Zurückdrängung oder vollftändigen Befeitigung großer Wirtfcehaften von 
einer jolchen auch der Freiteilbarfeit begleitet fein. Wie denn auch im 
18. Jahrhundert aus bevölferungspolitifchen Gründen zwar jogar eine 
der Zerjchlagung „allzugroßer” Bauernftellen günftige Bewegung zur 


ı Vol. Rau, Anfichten, S. 203 ff.; Lehrbuch, I, 88 373 ff. 
2 Bol. Rau, Archiv für politiiche Ökonomie, IV, ©. 4487. 
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Geltung kommt, deshalb jedoch die Gejchloffenheit, wo fie beitand, nicht 
etwa aufgehoben, fjondern nur durch eine gejeglich vequlierte Teilbarkeit 
erjeßt wird, jo daß, unter prinzipieller Aufrechterhaltung der Gebunden- 
heit, in bejtimmten Fällen Ausnahmen von derjelben zugejtanden er— 
fcheinen. Das klaſſiſche, aber nicht einzige Beifpiel hierfür ift Die 
therefianifch-jofefinifche Geſetzgebung in Ofterreich, die bis, zum Jahre 
1867/68 in Kraft geblieben ijt!. 

Mit dem Liberalismus haben dieje Teilungsnormen an ich nichts 
zu tun. Diefelben entjpringen vielmehr ausschließlich jtaatlich konzipierten 
und jtaatlich durchgeführten MWohlfahrtsideen. Es leidet aber feinen 
Zweifel, daß fie die Forderung nach volljtändiger Niederreißung aller 
Schranfen des Grundeigentumsverfehrs mit vorbereiten halfen und daß 
anderjeitS ihre praftifche Handhabung um jo larer wurde, je mehr die 
liberalen Ideen innerhalb der Staatsverwaltung und Bevölkerung an 
Boden gewannen. Schließlich proflamierte Preußen nach feinem Zu— 
jammenbruch bei Jena in den Edikten vom 9. Dftober 1807 und 14. Sep- 
tember 1811 mit der Freiheit des Güterverfehrs grundjäglich auch die 
SFreiteilbarfeit und andere deutfche Staaten betraten ebenfalls, obgleich 
nicht alle gleich rajchen und entjchiedenen Schrittes, denjelben Weg. 

Das neue Recht3- und Wirtfchaftsprinzip war vielen von vornherein 
ein Dorn im Auge. Deshalb jchon, weil es im Gefolge der franzöſiſchen 
Revolution feinen Siegeszug über den Rhein angetreten hatte; wie ihnen 
überhaupt alles als moralifch und politifch verwerflich, kurzum als Teufels» 
werk erjchien, was dieje mit fich gebracht hatte. Ihren kraſſeſten Aus— 
druck findet diefe Stimmung in Karl Ludwig von Hallers Worten: 
„daß der Satan unter dem Namen des Zeitgeiftes Losgefettet ſei“ und 
daß „die Revolution wie der Satan ſich auch in einen Engel des Lichts 
und der Gerechtigkeit verfleide” ?. Als Wortführer diefer Gruppe, deren 
manche übrigens aus bloßer Gegnerjchaft gegen den Weg und die Art, 
wie das Neue fich durchgejegt hatte, in eine übertriebene Lobpreifung und 
Verteidigung des Alten hineingetrieben wurden, fann man neben Haller 
hauptfählih Adam Müller nennen?. 


1Vgl. Grünberg, Studien zur öÖfterreichifchen Agrargejchichte, Xeipzig 1901, 

©. 195 ff.; Rocher, Nationaldfonomif des Aderbaues, XIII. Aufl., 1903, © 417 f. 
2 Bol. Haller, Satan und die Revolution. Ein Gegenftüd zu den „Paroles 
d’un croyant“, II. Auff., 1834, ©. 5, 15. 

3 Bol. Haller, Makrobiotik de3 Patrimonialftaates (III. Bd. der „Reſtau— 
ration der Staatöwifjenjchaften”), 1818; Müller, Die Elemente der Staatskunſt, 
3 Bde, 1809; Vorlefungen über Friedrich IL., 1810; Agronomifche Briefe (im 
1. Bde. von Schlegel3 „Deutichem Mujeum“), 1812. 
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Iſt die neue Lehre der wirtjchaftlichen yreiheit den einen wegen 
ihres Zujammenhanges mit der Nevolution verhaßt, jo anderen wegen 
ihres fremden Urjprunges. Sie wird als im Widerfpruch mit dem 
deutjchen Volkscharakter erklärt und es wird die Theorie aufgejtellt, daß 
die Gebundenheit des Güterverfehrs ſowie insbejondere die Unteilbarkeit 
des Grundbejiges unter Lebenden und auf den Todesfall allein dem 
germanijchen Weſen entjpreche, wobei diejes als in der Zeit und den 
wechjelnden wirtjchaftlichen Entwicklungen gegenüber unwandelbar voraus- 
gejeßt wird. Dieje Theorie, die bis in die Gegenwart herein unzählige 
Male wiederholt worden iſt, tritt uns bereits beim Staatsminifter Karl 
Freiherrn vom Stein entgegen!, in welchem hierin, wie auch fonft 
in feiner Beurteilung der agrarpolitifchen Probleme, die Gedanfenreihen 
Juſtus Möfers wieder aufleben ?. 

Ihre tiefere Begründung jucht diefe Gegnerjchaft gegen das Syſtem 
der natürlichen Freiheit überhaupt und defjen Übertragung auf die Rechts— 
ordnung der Landwirtjchaft insbefondere in der Behauptung: dab durch 
das Waltenlajjen der Erwerbsinterefjen das ftaatliche und gejellichaftliche 
Gefüge unvermeidlicher Zeritörung preisgegeben werde. Denn der Staat 
jet feine bloße Anhäufung ſchrankenlos fich ſelbſt überlafjener Individuen, 
jondern deren Zufammenfafjung zu einer lebendigen, fich ſelbſt genügenden 
und fich jelbjt bejtimmenden Einheit, der fie in feiter organiſcher Glie— 
derung, dienend und geſchützt angehören und außerhalb deren fie überhaupt 
nicht zu denken find. Ob nun aber theoretifch Haller den Staat als 
gottesgejegliche Tatjache auf das allgemeine Naturgefeg gründet: „daß 
der Überlegenere, der Mächtigere herriche”; Hegel ihn als „die Wirk- 
lichkeit der jittlichen Idee, .... das an und für fich Vernünftige, ... die 
jubitantielle Einheit, (als) abjoluten unbeweglichen Selbitzweck, in welchem 
die Freiheit zu ihrem höchiten Necht kommt“, definiert; die rechts— 
hiſtoriſche Schule ihn als nicht durch den Willen der Einzelnen ge- 
jchaffenen, jondern durch den Volksgeift und in feinem erſten Urfprung 
durch Gott gegebenen Organismus auffaßt?: praktiſch läuft das alles — 
natürlich mit vielen Abweichungen im einzelnen — auf die Vorftellung 
eines jtändischen Gemeinweſens mit monarchiſcher Spie hinaus. D. h. der 


ı Bol. Berk, Das Leben des Freiheren vom Stein, V. Bd., ©. 463. 

° Möfer (1720—1794) hat feine Anjchauungen in einer Reihe von 1774 erſt— 
mals unter dem Titel „Patriotiſche Phantafien“ gefammelt erichienenen Aufſätzen 
und in jeiner „Osnabrückiſchen Geſchichte“ (1768) niedergelegt. 

° Bgl Haller, Reftauration, I Bd.; Hegel, Grundlinien der Philojophie 
des Rechts, 1820, III. Aufl. 1854, ©. 305f.; Puchta, Einleitung in die Rechts- 
wiſſenſchaft, S 11. 
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Staat wird auf einer feiten, abgeituften Ordnung des Grundbefites auf- 
gebaut gedacht, weil nur in einer jolchen den Menſchen die Tugenden 
eignen, welche die Eriftenz des Staates verbürgen: Liebe zu Heimat, 
Vaterland und VBollsganzem, Wehrhaftigfeit und Opfermwilligfeit für das 
gemeine Weſen, wirklich aufrechter Sinn und äußere wie innere Unab— 
hängigleit, fromm-beharrliches Feithalten des von den Wätern Über- 
fommenen, Sittlichfeit und Nedlichkeit. Mit anderen Worten: Vor— 
nehmlich der Adel und neben dieſem der Bauernitand bilden die Grund» 
vejten alles jtaatlichen Lebens. Denn ihr Intereſſe it vom Wohl des 
Ganzen untrennbar, da fie den vaterländifchen Boden bejiten und be- 
bauen. Freilich aber auch nur, jo lange fie ihn befigen und das Maß 
ihres Befiges die Bewahrung jener jtaatSerhaltenden Kräfte ermöglicht. 
„Ohne die angemejjenen materiellen (und) ohne die angemejjenen fitt- 
lichen Bedingungen” find weder Adel noch Bauernſtand zu denken. 
„Von Erhaltung der Bauernhöfe und adeligen Güter in Maſſen von 
verhältnismäßiger Größe hängt (daher) die Erhaltung eines tüchtigen 
Stammes von Landbewohnern ab, auf welchem... Tüchtigfeit jeder Art 
beruhet” !. 

Sei denn überdies die Landwirtfchaft ein Gewerbe wie jedes andere ? 
Sei fie nicht vielmehr durch die Natur der Dinge jelbjt auf eine über 
das Leben des einzelnen Menjchen hinausreichende Dauer und demgemäß 
auf die durch Generationen dauernde Verbindung von Familie und Böden 
gewieſen? Dürfe daher dieſer wie irgend eine ſonſtige Ware behandelt 
und „mit fabritmäßiger PVräzipitation” nach Art von bloß auf Augen- 
bliefSvorteil bedachten „Manufaktur-Entrepreneuren” in Anbau und Ber: 
fehr genußt werden?? Werde nicht durch eine jolche „übel veritandene 
Freiheit das Verhältnis des Grundbejiges, welches ein feites ehrbares 
Verhältnis jein jollte, in ein främerifches, jüdijches, faſt vagabundifches 
verwandelt“ 3? Müſſe nicht hierbei die Neflerwirfung des Landbaues 
und feiner Abhängigkeit von Naturepochen und menjchlichem Einfluß ent- 
zogenen Naturgewalten vollitändig verloren gehen: „die jubitantielle Ge— 
finnung und (die) unmittelbare, auf dem ‘Familienverhältnis und auf 
Zutrauen beruhende Sittlichkeit“ +? 


! Bol. Stein Denkichriften, herausg. von Berk, ©. 186. 

2 Vol. Müller, BVBorlefungen über Friedrich II. 1810, ©. 82 ff.; vgl. auch 
Haxthauſen, Die Agrarverfafjung Norddeutſchlands, 1829, ©. VIIf. 

3 Val. Arndt, Erinnerungen aus dem äußeren Leben (I. Bd. der „Werfe”, 
1892), ©. 281 ff. 

+ Bol. Hegel a. a. D. ©. 258. 
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Was ſoll bei dieſer Mobiliſierung aus dem Adel als Großgrund— 
beſitzerklaſſe und herrſchendem Stand werden? 

Er löſt ſich, antwortet Freiherr vom Stein, „aus einem ſelb— 
ſtändigen Güteradel in einen Hof- und Dienſtadel auf“. Damit hört 
dann auch ſeine beſondere Funktion im Staatsleben auf: die nämlich, 
daß er „des engen Bedürfniſſes, drückender und kleinlicher Verhältniſſe 
von Jugend auf überhoben, dieſen Vorteil durch ernſte Zucht und Bildung, 
warmen Anteil am Guten, größere Tüchtigkeit und Milde, Ahnung des 
Nützlichen, wo es erſt keimt, den übrigen Ständen gegenüberwiege“. Er 
kann nicht mehr, warnt Hegel, „von äußeren Umſtänden nicht be— 
ſchränkt . . . ungehemmt auftreten und für den Staat handeln“. Und 
Friedrich Julius Stahl fieht ihn jene „rechtliche Stellung (ver- 
lieren), durch welche (er) ein Sammelpunft der Volkskräfte gegenüber 
der Unterdrückung durch die Staatsgewalt und die Beamten und zugleich 
eine Bürgjchaft für den Staat und die Regierung gegen Auflöfung durch 
die Volksmaſſe wird, im ganzen aber durch die Identität des eigenen 
Intereſſes mit der Erhaltung der bejtehenden Ordnung und mit der Ehre 
der Nation, dieſe in einer eminenten Weiſe vertritt“ 1. 

Dieje Verklärung des alten feudalen Verhältniſſes zwijchen Guts— 
herr und Bauer hinderte zwar den erjteren nicht, die Aufhebung des 
Bauernſchutzes in Preußen zur Vermehrung feines Hoflandes auf Koften 
des bäuerlichen jehr energifch auszunügen. Sie gewährte aber jeiner 
DOppofition gegen die fakultative Aufhebung von Familienſtiftungen und 
Fideikommiſſen, ſowie gegen die Ausdehnung der Nechtsfähigkeit zum 
Erwerb von KRittergütern und auch gegen deren Sreiteilbarfeit eine nicht 
zu unterſchätzende Stüße. Dabei hat man es übrigens nicht mit einer 
bejfonderen preußijchen Ericheinung zu tun. Auch die böhmifchen Stände 
malen zu Beginn des 19. Jahrhunderts in den düfterften Farben die 
politischen und landesfulturellen Wirkungen einer „Ausdehnung des Börfen- 
geiftes” im Güterverkehr und eines ÜÜberganges des Dominifalbefiges in 
die Hände „hergelaufener Spekulanten” aus der „roheſten“ Menfchen- 
Kaffe. „Welche Würde, welches Vertrauen würden die Landtagsverjamm- 
lungen genießen, welcher Geift über ihre Schlüffe.... wehen, wenn 
Menjchen.... ohne aller gründlicher Kenntnis der Landwirtichaft, ohne 
Kenntnis ihrer grundherrlichen Pflichten, ohne einen Funken esprit public 


ı Bgl. Stein bei Perb a. a. O. V, ©. 227 f.; Denkichriften, 186; Hegel 
a. a. D. ©. 392; Stahl, Die Philoſophie des Nechtz, III. Aufl. IU2, ©. 102 ff. 
In demjelben Sinne auch Funke, Die aus der bejchränften Teilbarfeit des Grund- 
eigentums hervorgehenden Nachteile, 1839, ©. 65 ff. und Kojegarten, Betrachtungen 
über die Beräußerlichfeit und Teilbarfeit des Landbefites, 1842, ©. 103f. 
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und edlem Nationalftoßge, bloß in der Hoffnung, einen jchnelleren Nutzen 
aus der erfauften Nealität ... zu ziehen oder mit einem noch ſchäd— 
licheren Spefulationsgeifte einen dupe zu finden, dem fie dieſes Gut noch 
teuerer anhängen werden“, zu Dominifalbejig gelangten? Werden fie 
wohl, wenn die Zeit fich darbietet, „als nüßliche und patriotifche Bürger 
fich darjtellen”? Wes hätten ich wohl die Untertanen von ihnen zu ver- 
fehen und wes die „Nuralfultur” 1? Man fieht, die Schilderung der 
„auf Niedrigfeit gemöhnten Beſitzer“ iſt demſelben Geiſte entiprungen wie 
die Idealiſierung der adeligen Nittergutsbefiger. immerhin aber wirt- 
jchafteten wenigitens dieſe in Preußen jelbit, während auf den „Herr- 
jchaften“ der böhmifchen Magnaten der Adminijtrationsbeamte waltete. 

Als noch verhängnisonller werden die Folgen der Verkehrsfreiheit 
und der Sreiteilbarkeit für den Bauernitand vorausgejagt. 

gu Stark ift die Überzeugung von der Befchränttheit des Untertanen- 
veritandes, als daß die Gegner des Liberalismus deſſen Optimismus 
teilen und einen vernünftigemaßvollen Gebrauch der Freiheit von jeite 
der bäuerlichen Bevölferung für möglich halten könnten. Sie jehen fie 
deshalb, und natürlich in weitaus höherem Maße noch als den Adel, 
von Atomifierung ihres Beſitzes bedroht. „Durch grenzenlofe Teilbar- 
feit ... löſt fich der Bauernftand in Tagelöhner-Gejindel auf“, meint 
Freiherr vom Stein; und nicht anders urteilen der große Hiftorifer 
Niebuhr jowie Ernft Morit Arndt, der von der Entfejjelung des 
Bodens nichts erwartet als ein „Volk von Bettlern und Stromern“, „ein 
hungriges, unruhiges, ſittenloſes Gefindel” ?. 

Aber nicht allein das Gejpenit der Bodenzerfplitterung wird 
an die Wand gemalt. Mit gleicher Entichiedenheit wird auch auf — 
unmittelbar und mittelbar wirffame — Konzentrationstendenzen 
hingemwiejen. Auch diesmal wieder am nachdrüclichiten von Stein. 
Erſt taujchen, führt er aus, die „zu Tagelöhnern theoretifierten Bauern“ 
„anitatt der Hörigfeit an die Gutsherren eine viel jchlimmere Hörigfeit 
an die MWucherer und Juden“ ein und dann folgt „eine Konfolidation in 
große Gütermafjen: die Armut zwingt, zu verkaufen; der Neiche, der 
Wucherer, der Jude fauft zufammen und laßt durch Tagelöhner bauen“, 
oder die Gutsherren gehen mit Legungen vor, da ja der Schuß des 
Bauernlandes aufgehört hat?. — Genau fo Klingt es aus Dfterreich 
wider. Auch Hier aus dem Munde eines Staatsmannes in leitender 


1 Dal. Grünberg, Studien zur öfterr. Agrargeihichte, ©. 153 f. 
2 Dal. Stein a. a. D.; Niebuhr, Lebensnachrichten, III. Bd., 1839, ©. 65 
und passim; Arndt a. a. D. ©. 186. 
3 Bol. Steina. a. D. V, ©. 575, 639 und passim. 
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Stellung. As im Jahre 1818 im Schoße der Regierung Beratungen 
über eine Freigebung des Verkehrs mit bäuerlichen Grundftücen flatt- 
fanden, warnte der oberite Kanzler, Graf Saurau, entjchieden vor 
einer jolchen Maßregel. Sonſt „würden die Bauerngüter Gegenftand 
wucherifcher Spekulationen” und durch jtädtifche Kapitaliften jomwie die 
Dominien jelbjt aufgefauft werden. „Aus dem Bauernſtande . . . würden 
(dann) Taglöhner und Mietlinge werden, die fein Obdach, fein Eigen- 
tum und beinahe fein Vaterland haben“, die Bauernhöfe aber „nach dem 
Beijpiele von Italien mit Taglöhnern, Kleinpächtern und Straßenräubern 
bevölfert werden“ 1, 

Hier erjcheint die angedrohte Enteignung des Bauernftandes durch 
alten oder — von jtädtifchem Kapital — neugebildeten Großgrundbeſitz 
offenbar bloß mit der Unfähigkeit des erjteren motiviert, ſich durch Nicht: 
benugung der ihm eingeräumten VBerfehrsfreiheit vor Ausbeutung und 
Untergang jelbit zu jchügen. Bon manchen Schriftitelleen wird fie aber 
aus der ökonomischen Überlegenheit der — großbetrieblich be- 
wirtjchafteten — Großgüter hergeleitet und aus der Annahme eines 
Konkurrenzkampfes zwijchen den verfchiedenen landwirtjchaftlichen Be— 
triebsgrößen, der ſich in gleicher Art und mit denjelben Endergeb— 
nijjen abjpiele wie auf dem Gebiete der gemwerblich-induftriellen Produktion. 
Am jchärfiten kommt dieje Anjchauung bei W. Kofjegarten zum 
Ausdrud. 

Ohne zu verkennen, lehrt diefer, daß in der Landwirtjchaft Arbeits- 
teilung und Majchinenwejen eine geringere Rolle jpielen als in der In— 
duftrie, jo find doch „die Vorzüge der großen Landgüter ihnen mit großen 
Unternehmungen aller Gemwerbszweige bis zu einem gewiſſen Grade ge: 
mein“; nämlich überall, wo — wie „beim Getreide- und Futterkräuter- 
bau und der Weider und Wieſenwirtſchaft“, alfo bei den michtigiten 
Hweigen der Landwirtjchaft — „gleichartige Operationen auf größere 
Maſſen mit verhältnismäßig geringerem Koftenaufwande anwendbar find 
als auf Eleinere”. Je häufiger die Güterverkleinerungen — hervorgerufen 
durch die ſtarke Nachfrage gerade nach einzelnen Parzellen, durch den Ab- 
verkauf infolge von Verjchuldung, hauptfächlich aber durch Exbteilungen — 
deſto mehr verjchiebt fich diefes Verhältnis zuguniten des Großbetriebes, deito 
fonfurrenzunfähiger auf dem Markte wird der Kleinbetrieb. Denn „der Sat, 
daß der große Unternehmer, wegen des verhältnismäßig geringeren Koſten— 
aufwandes, jeine Produkte wohlfeiler verkaufen kann als der Kleine, gilt 
auch von der Landwirtichaft”. Wohl mögen „die Schwankungen der 


Vgl. Grünberg, Studien zur öfterr. Agrargeſchichte, S. 163 F. 
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Nachfrage auf die temporären Schwankungen der Preiſe des Getreides 
größeren Einfluß ausüben, als auf die mancher anderen Dinge”. Allein 
e3 iſt „gar fein Grund vorhanden, das Getreide von der allgemeinen 
Negel auszunehmen, daß im großen und ganzen die Preiſe Durch 
die Schaffungsfoiten bejtimmt werden, welche wenigjtens die Grenze 
beitimmen, unter welche jene auf die Dauer nicht finfen können, jo daß, 
wenn die Nachfrage nicht ſtark genug tit, die Preife über diefer Grenze 
zu halten, der Getreidebau auf einem Teile der Grundftücke, nämlich auf 
denen, deren Anbau größere Kojten erfordert, aufhören muß“. Wird fo 
die Widerjtandsfähigleit des Kleinbejiges gebrochen, jo exjcheinen ander- 
ſeits Großgüter al3 vorteilhafte Kapitalsanlage. Daher werden „je mehr 
die gewöhnliche Begleiterin der Entfeſſelung des Grundeigentums, die 
Gemwerbefreiheit, daS Volfsvermögen in wenige Hände zufammenbringt 
und neben der großen Menge der Proletarier, einzelne koloſſale Ver— 
mögensmafjen entitehen läßt“, deſto mehr „Kaufleute, Fabritanten und 
fonftige Kapitaliften das Land an fich reißen” ; um jo mehr „werden nach 
und nach neben den ärmlichen, Kleinen Kartoffelgrunditücen ungeheuer 
große Landgüter fich bilden und jene allmählich immer mehr und mehr 
verfchlingen“. Das Ende iſt „dann Auswanderung der verelendeten, 
fünftlich gefchaffenen Übervölferung“ und daß „das andere Extrem der 
Entvölferung“ eintritt. „Denn der Mangel an einem wohlhabenden 
Mittelftande wird auch den Mangel an Nachfrage nach Arbeit und jomit 
Hilflofigkeit der bloß auf Arbeit angewieſenen befitlofen Volksklaſſen zur 
Folge haben. Einige wenige übermäßige Neiche können feine bedeutende 
Vachfrage hervorbringen, und wenn Wohlhabenheit der Landbejiter 
jchwindet, jo wird auch der bewegliche Reichtum der Städter nicht dauern, 
da jene die Grundlage von dieſem ift.“! Mit der militärifchen Kraft 
des Staates leidet jo auch jeine finanzielle. 

AU die vorjtehend jfizzierten Behauptungen beruhen zum Teil auf 
logijchen Ableitungen aus dem Begriff der „natürlichen Freiheit” und 
höchſt peifimiftifcher Beurteilung ihrer Funftionierung im Wirtjchafts- 
leben. Zum Nachweis ihrer Nichtigkeit wird aber auch auf die tatjäch- 
liche Entwiclung in manchen Teilen Deutjchlands, „wo die verfluchte 
Teilbarfeit jeit Jahrhunderten bejteht” (Freiherr v. Stein) — die 
Nheinlande, die Pfalz, Württemberg — ſowie in Preußen feit der liberalen 
Gejeggebung? und mit bejonderem Nachdruck neben Irland, auf Frant- 


ı Dal. Kofegarten a. a. D. ©. 75, 89/90. Bgl. auch Funke, Nachteile 
der Unteilbarfeit, ©. 26 ff. 
? Vgl. M. von Lavergne-Peguilhen, Die Landgemeinde in Preußen, 1841. 
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reich und Italien hingemwiejen. Am ausführlichiten befchäftigt fich mit 
den agrarifchen Zuftänden der beiden zulegt genannten Länder Georg 
Ludwig Wilhelm Funkel. AnderjeitS werden die Vorteile der Ge- 
bundenheit vornehmlich an dem Beifpiel von Hannover und Djterreich 
demonſtriert. 

Die Schlußfolgerung, zu der die Gegner des freien Liegenſchafts— 
verfehrs gelangen, ijt natürlich — wenngleich mit mannigfachen Ab— 
weichungen im einzelnen? — die Forderung nach deren Nückgängig- 
machung bezw. Fernhaltung, wo fie noch nicht eingeführt it. Die Ge— 
bundenheit unter Lebenden und auf den Todesfall — in Form von 
Fideikommiſſen und von gejchlojfenen, nach Anerbenrecht vererblichen 
Bauerngütern — ſoll diejen, wie dem (adeligen) Großgrundbeſitz das 
Nebeneinanderbeſtehen fichern und jo auch le&teren in der Schüßerrolle 
zugunsten des Bauernitandes erhalten. Denn „der Bauer bedarf... eines 
Schüßers, jobald die bäuerlichen wie überhaupt Ländlichen Verhältniſſe 
mit denen anderer Stände in Konflitt geraten“, und „einen folchen 
Schüßer hat (er) von jeher in dem Gutsheren gehabt, nur mit dem 
Unterjchied, daß dieſes Schußverhältnis, welches anfänglich mehr gegen 
äußere Feinde gerichtet war, mit der Entwiclung der Zeit eine wahre 
geiltige Tendenz gewann” ?. 

Daß die Durchbrechung des Prinzips des gleichen GrbrechtS dem 
Naturrechte wideritreite, wird entweder geleugnet oder zwar zugegeben, 
jedoch mit der Staatsraifon gerechtfertigt. „Das Recht zur Grbfolge 
beruht auf dem -gejellichaftlichen Zuftande, auf der Gejeßgebung des 
Staates, nach dem Naturrecht verfällt das Eigentum des Erblajjers ins 
Freie”, äußert fich Freiherr vom Stein. „Der Rechtsgrund für 
eine folche Erbfolgeordnung liegt in dem fächlichen Berufe des Grund- 
eigentums“, dem eben nicht bloß Vermögenscharatter im privatwirtjchaft- 
lichen Sinne, ſondern Amtscharafter zufomme, meint Stahl. Weit- 
wendig jucht hinwiederum Koſegarten zu beweifen, daß, wenn jchon 
das Eigentum überhaupt und der allgemeine Anfpruch auf Grumdeigentum 
insbejondere naturrechtlich faum zu begründen jei, „das Erbrecht im 


ı Bol. Funke, Die heillojen Folgen der Bodenzerjplitterung und deren Ge— 
fahren für Europa, an Frankreichs und Italiens agrarifcher Zerrüttung nach- 
gewiejen, 1854. 

2 Vgl. die Überficht der betreffenden Vorſchläge bei Cronbach a. a. D. 
S. 179/204, 249/251, 264/288. 

® Bol. Funke, Folgen der Bodenzerjplitterung, ©. 22. 

xxI 


Agrarpolitik. 3l 


Naturrecht noch viel problematifcher” erjcheine. Entſcheidend bei feiner 
geießgeberifchen Ausgeftaltung ſei nicht die Billigfeit, ſondern „die Rück— 
ficht auf daS Gemeinweſen“, welches mit dem gleichen Erbrecht an Grund 
und Boden unverträglich jei!. 

Man fieht: in der ganzen Denkweiſe diefer Mlobilifierungsgegner 
ipielen öfonomifche Erwägungen im allgemeinen und jpeziell die Frage 
nach der wirtjchaftlichen Bedeutung der verjchiedenen Betriebsgrößen für 
daS Grmwerbsleben gar feine oder jedenfalls nicht die ausjchlaggebende 
Rolle. Vielmehr legen fie auf foziale und politifche Umftände den ent- 
fcheidenden Nachdruck. 

Mag immerhin die Entfejjelung der Menjchen und ihrer Kräfte 
jowie des Bodens die jachliche Ergiebigkeit und Rentabilität der Pro- 
duktion jteigeen! Aber nicht darauf fommt e3 an, immer wieder nur 
„mit Hungriger Gier” zu fragen: „was man heute bedarf, was ein Menjch 
und ein Ding morgen einträgt”, jondern danach, „was die künftige Zeit 
bedürfen wird, und was die künftigen Menfchen jein und tragen werden“. 
Und was den technijchen Fortjchritt anbelangt, jo wollen wir gewiß „die 
Fertigkeit und Gejchieflichfeit des Menjchen im Landbau, welche durch 
fünftliche Geräte und Majchinen dem Menjchenarm die Kraft von hundert 
Armen geben kann, aber wir werden jagen: lieber wollen wir feine einzige 
Maſchine als die Gefahr, dag das Maſchinenweſen uns die... ein- 
fachen und natürlichen Klafjen und Gejchäfte der Gejellichaft vernichte” 
(Arndt) Und: „es fommt nicht darauf an, ob die Statiftifer alle 
Sahre finden, daß jo viele Maſſen von Waren produziert find, ſondern 
ob die Menschen, welche die Waren produziert haben, in Wohlſtand oder 
Elend, in jtetigem Einkommen oder in ſtändigem Wechjel fich befinden“ 
(Stahl). In diefen Worten fommt die allgemeine Stimmung am 
prägnanteiten zum Ausdrud. Und jchon wird unter Hinweis auf die 
Gejchichte Frankreichs jeit dem Sturze des alten Staates jowie nament- 
lich auf die Ereigniſſe während der Februarrevolution auch für Deutjch- 
land das Gejpenjt des „antichriftlichen, rein demofratifchen Kommunis— 
mus" an die Wand gemalt, wenn es nicht auf dem bejchrittenen Wege 
einhalte und wenn nicht „wiederum den verjchiedenen Ständen neben der 
fittlichen auch die gejunde materielle Bafis erhalten bleibe” (Funke)?. 
Kurz, im Mittelpunfte des Intereſſes fteht nicht das Pro— 

1 Bol. Stein a.a. O. VI, ©. 263 ff.; Stahl a. a. D. ©. 65f.; Koje- 
garten a. a. D. ©. I1ff. ! 

2 Bol. Arndt a. a. D. ©. 181/82 und passim; Stahla. a. D. ©. 59; 
Funke, Heilloje Folgen der Bodenzerjplitterung, ©. 108 ff., bei. 118/19. 
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dDuftions-, fondern daS Verteilungsproblem; nicht die 
Betriebs-, fondern die Bejißfrage, 

Die Gleichgültigfeit gegen das Betriebsproblem erklärt fich nicht bloß 
daraus, daß es durch die Art der Stellungnahme zur Befisfrage auch 
jchon mitbeantwortet worden wäre, aljo aus der Annahme abjoluter 
Identität von Beſitz- und Betriebsgrößen auf deutfchem Boden. Eine 
jolche Identität mag ja in der Tat typifcherweife vorgelegen haben. 
Insbeſondere in den älteren Teilen Preußens, den Gebieten der guts— 
herrlichen Wirtjchaft, dürfte fie wohl ausnahmslos jtattgehabt haben. 
Worauf es den Wortführern des „Konjervatismus” 
anfam, war aber begrifflich nicht die Erhaltung einer be- 
ftimmten Betriebsgattung, jondern einer gegebenen Ber- 
teilung des Grundeigentums. 

Selbſtverſtändlich iſt bei bäuerlichen Befig die Wahl der Betriebsart 
durch das Maß der räumlichen Unterlage von vornherein entjchieden. 
Wie aber bei Großbefig? Manche Schriftiteller, 3. B. Auguſt Frei- 
herr von Haxthauſen, wünſchen nun wohl deſſen (direkte) groß- 
betriebliche Bemirtfchaftung. Ausfchlaggebend find aber hierbei für fie 
wieder nicht privatwirtfchaftliche oder auch nur allein öfonomifche Gründe, 
jondern die Vorausjegung einer bejonderen Miffion des Adels: den pro- 
duftionstechnifchen und fulturellen Fortjchritt innerhalb der bäuerlichen 
Bevölkerung zu fürdern, Nefervoirs für Zeiten des Krieges und der Not 
abzugeben ujw.!. Freiherr vom Stein dagegen empfiehlt verviel- 
fältigten Vachtbetrieb auf Fideifommiffen, damit ein zahlreicher Mitiel- 
ſtand durch deren Meliorierung auch Wohlitand für fich gewinne? Er 
ıett alfo wohl die Überlegenheit des kleineren Betriebes voraus, ohne 
aber Konjequenzen hieraus für eine Änderung der Befitverteilung zu 
ziehen. Karl von Sparre fchließlich, ein konſervativer Schriftiteller, 
der ich durch vertiefte und gründliche Behandlung des Problems auch 
vom ökonomiſchen Standpunft auszeichnet, hält zwar — im Hinblic auf 
den für ihn allein maßgebenden Rohertrag — Kolonate und Bauerngüter 
für der Großmirtfchaft überlegen und „mit Necht für die gedeihlichiten 
für Boden, Menfchen und Staat”, jest fich aber dejjenungeachtet eben- 
falls mit größtem Nachdruck für die Erhaltung der ariſtokratiſchen Groß- 
güter ein?, 


ı Bol. Haxthauſen, Die Agrarverfafjung Norddeutjchlands und ihre Kon— 
flifte in gegenwärtiger Zeit, 1829, ©. 185 ff. 
2 Bal. Steina.a.D. I, ©. 454. 
’ Vgl. Sparre, Die Lebensfragen im Staat mit Beziehung auf dag Grund- 
eigentum, 2 Bde., 1842/54, I, ©. 161 ff. 
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Aus dem Gejagten ergibt jich Klar, daß die wifjenjchaftliche Behand- 
(ung des landwirtjchaftlichen Betriebsproblems durch die Gegner der 
liberalen Spdeen direkt jo gut wie gar feine Förderung erfahren hat. 
Um jo größer jedoch und bis in die Gegenwart nachwirfend war Die 
mittelbare. In dem Sinne nämlich, daß die Anhänger des freien 
Güterverfehrs und der Freiteilbarfeit durch die Einwendungen und Be— 
hauptungen ihrer Antagonijten gezwungen wurden, zu denjelben Stellung 
zu nehmen, fie zu widerlegen und dabei zu tieferer Begründung ihrer 
eigenen Anjchauungen theoretifch jowie an der Hand der Erfahrungen 
induftiv die politifchen und jozialen Wirkungen der Freiheit zu über: 
prüfen. — Die Disfuffion geftaltet ſich nun auch deshalb -vieljeitiger, 
fruchtbarer und eben deshalb in ihren Schlußfolgerungen minder apodiktiſch 
ſowie vielfach efleftifch, weil in ihr fortan eine Summe von Tatjachen und 
Begriffen eine Rolle jpielt, die früher in den Vorſtellungskreis überhaupt 
gar nicht eingetreten oder doch kaum ernithaft beobachtet worden waren. 
Sp wird man vor allem jet exit, indem man die Beſitz- und Be- 
triebsfrage gemeinfam oder doch ftetS die eine im Hinblick auf die andere 
behandelt, fich des begrifflichen Gegenjaßes zwiſchen Beſitz- und Betriebs- 
verteilung voll bewußt. — Solange die alte Agrar- und Arbeitsverfaflung 
noch ungebrochen aufrecht jtand und bäuerliches Eigen in römiſch-recht— 
lichem Sinne nicht exiltierte, war, wie wir wiſſen, die Aufmerkjamteit 
nicht jo jehr den Nechtsformen der Bewirtfchaftung zugewendet als der 
Betriebsverteilung. Gewiß war man auch auf die SFeitigung der bäuer- 
lichen Bejigrechte und jchließlich jogar auf deren Ausgejtaltung zu vollem 
Eigentum bedacht — aber das war nur Mittel zum Zwed, nämlich zur 
Sicherung der Kleinbetriebsform. Am bejten zeigt fich dies darin, daß, 
wo eine Ausdehnung der legteren durch Zerjchlagung von Domänen und 
privaten Nittergütern eritrebt wurde, ebenſowohl einer Austuung der neu 
zu jchaffenden Stellen zu Erb- wie zu Zeitpacht das Wort geredet wurde. 
So erklärt fich auch die Unbefangenheit, mit dev Thaer und Schwerz 
fich die Kleinfultur immer durch Kleinpächter vertreten denfen, ohne 


daran Anftoß zu nehmen, daß — anders als in England und Belgien, 
an deren Verhältnifjen fie fich orientieren — gerade auf dem Gebiete der 


Mittel- und Kleinwirtjchaft in Deutjchland die Zeitpacht feine irgendwie 
erhebliche Rolle jpielte. Hält man das feſt, jo befremdet es auch nicht, 
daß fjogar noch Rau im Jahre 1821 zwar feititellt, daß die „Vorteile 
(de3 Kleinbetriebes) offenbar um jo größer find, wenn die Landwirte 
ſelbſt Grundeigner find, weil dann auch der reine Ertrag nicht einer 
anderen Klafje zur müßigen Verzehrung dient, fondern der Landwirtjchaft 
zuftatten kommt”, fich aber auch mit anderen Rechtsformen der Bewirt— 
Feftgabe. Band II. — 
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fchaftung abfindet, „weil die Eigentumsrechte aller Stände gleich heilig 
find und auch das bemegliche Vermögen oft in unbemwegliches umgejegt 
wird, um ftatt der Kapital- lieber eine Landrente zur Unterhalts- 
quelle zu machen“ !, Anderſeits wurden Großgrundbeſitz und Groß- 
betrieb regelmäßig identifiziert und demnach auch jede Erpanfion des 
erſteren als gleichzeitige Erweiterung der Sphäre der Großmirtjchaft auf- 
gefaßt, troßdem es jelbjtverjtändlich vorkommen fonnte, daß zum Herren- 
land gezogene bäuerliche Gründe nicht vom Herrenhof aus bemirtjchaftet, 
fondern — nur unter anderen rechtlichen Bedingungen al3 früher — im 
Kleinbetrieb belafjen wurden. — Unter Großbefiß hatte man fich ferner 
früher immer ein Nittergut, unter Großbetrieb die einheitliche Bewirt— 
fchaftung eines folchen vorgeftellt; eine Wirtjchaft alſo, deren Leitung 
allein jchon die volle Kraft des Wirtes in Anjpruch nahm, von diejer 
aber auch noch bewältigt werden konnte. Sprach man anderjeitS von 
bäuerlichem Beſitz und Betrieb, jo verjtand man darunter Stellen und 
Wirtſchaften, mindeitens aroß genug, um eine ‘Familie noch voll zu 
bejchäftigen, ihr dafür aber auch vollen Unterhalt zu bieten. Seht bringt 
man ſich die tatfächlich größere Mannigfaltigfeit der Beſitz- und Betriebs- 
gliederung zu klarem Bewußtſein und ergänzt das gewohnte Schema durch 
Hinzufügung des Latifundiums auf der einen Seite, der Zwergwirtſchaft 
und des Parzellenbefiges auf der anderen. — Endlich rücen allmählich, 
mit der Verwirklichung des freien bäuerlichen Eigens, al3 der jtärkjten 
Gewähr der Kleinfultur, auch die Krankheitsfeime, die es in jich birgt, 
in helleres Licht. Die Frage der Verjchuldung, vornehinlich des bäuer- 
lichen Grundbefiges, klingt an und unter den UÜrjachen zu einer folchen 
wird in eriter Linie die Erbteilung in Auge gefaßt. 

Prüfen wir die Anfichten jener Schriftiteller, die außerhalb des be- 
fchriebenen fonjervativen Kreijes jtehen, näher, jo begegnen wir zunächit 
entjchiedener Ablehnung der Behauptung von der jozial und politifch 
mwohltätigen oder gar unentbehrlichen Funktion eines mächtigen, mit großem 
Grundbeſitz ausgeftatteten Adels. In jchroffiter Form bereits im Jahre 
1747 bei Soden, dejjen Gedanfengang, wenn auch abgemildert, 
auch bei Rau, Mohl, Friedvrih Bühlau, C. W. Chriftian 
Shüz, Peter Franz NReichensperger u. v. a. wiederfehrt?. 





1 


Vol. Rau, Anfichten, ©. 208. 

> Bal. Soden, Das agrarifche Geſetz. Beweis der Rotmeugien eines Acker— 
gejeßes zur Verhinderung von Staatummwälzungen, 1797, SI 2—12; Rau, Lehr- 
buch; RAR Die Polizeiwiffenichaft nach den Grundjäßen des "Rechtöftantes, 
1832/34; Bü —— Der Staat und der Landbau. Beiträge zur Agrikulturpolitik, 
1835, 6. 46ff.; Schüz, Über den Einfluß der Verteilung des Grundeigentums auf 
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Jeder bejondere fideikommiſſariſche Schuß zuguniten der Grundariftofratie 
wird als überflüfjig nicht nur erachtet, weil großer Beſitz ſchon in feiner 
eigenen Größe genügenden Schuß findet, jondern auch — mit Rückſicht 
auf ihre bezw. der Großwirtſchaft ökonomische Rückſtändigkeit — als 
jchädlich erklärt. Mit Bitterfeit wird jpeziell für Preußen von Adolf 
Lette! darauf hingemwiejen, daß, wenn die bäuerliche Wirtfchaft im Ge— 
folge der Mobilifierung Einbußen erfahren habe, dies ebenjo wie in aller 
Vergangenheit und überall nur durch Auffaugung von ſeite der Nitter- 
güter zu erklären jei. a, im Hinblick hierauf jteigert fich die SFeind- 
feligfeit jo weit, daß K. L. Hering, obgleich im übrigen ein Verteidiger 
der freien Grundbejigbewegung, in Anlehnung an Soden, jogar an die 
gejegliche Feitlegung eines Grundbeſitzmaximums denkt ?. 

Nicht minder ſcharfe Zurüchweifung erfahren die Befürchtungen vor 
allzu jtarfer Bodenzerjplitterung als Begleitericheinung der Mobilifierung. 
Sicherlich, wird ausgeführt, habe die Erfahrung fie widerlegt. Die länd— 
liche Bevölkerung in Preußen habe jeit den Befreiungsediften an Zahl 
und Wohlitand bedeutend zugenommen. Von nennenswerten, das Be- 
dürfnis überfteigenden und den Intereſſen der Eigentümer zumiderlaufenden 
Betriebsteilungen könne feine Rede fein. Wo der Bauernftand Verluste 
erlitten habe, jeien diefe, außer auf Legungen, auf Urſachen zurückzuführen, 
die mit dem freien Güterverkehr an fich nichts zu tun hätten, fondern 
aus der Vergangenheit her fortwirkten, oder in der Steuerverfaffung, 
der ungünjtigen Bewegung der Getreidepreife und der Kapitalarmut be- 
jtünden. Darin find Hering 1837, NReichenjperger 1847 und 
Lette 1853 einig?. Lebterer insbeſondere betont nachdrüclichit, daß die 
Gliederung des Grundbefies durchaus nicht als das Werk willfürlich- 
autoritativer Normierung aufgefaßt werden dürfe, jondern organijches 
Ergebnis der Sitte, der wirtjchaftlichen Bedürfniffe und dev wechjelnden 
Lebensbedingungen des Volkes ſei. Wo die natürlichen Produftions- 
bedingungen es nicht gejtatteten, dort würde nicht geteilt, jondern herriche 
Gejchlofjenheit. Anderſeits widerjpreche die Naturalteilung im Erbgangs— 


das Volks- und Staatenleben, 1836, 88 50 ff., 75; Neichenfperger, Die Agrar- 
frage aus dem Gefichtspunft der Nationalökonomie, der Politik und des Rechts und 
in bejonderem Hinblik auf Preußen und die Aheinprovinz, 1847, ©. 502/526. 

' Bal. Kette, Die Verteilung des Grumdeigentums im Zuſammenhang mit 
der Gejchichte der Gejeßgebung und den Bolfszuftänden, 1858, ©. 51 ff., 65 ff. 

2 Val. Hering, Über die agrarijche Gejegebung in Preußen, 1837, ©. 130; 
Soden a. a. O. 

3 Bol. Hering a. a. 9. ©. 117; Neichenfperger a. a. D. ©. 334 ff., 
396 ff.; Lette a. a. D. ©. 35 ff. 
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wege der Sitte und Tradition. Der Beſitzwechſel innerhalb der Familie 
vollziehe fich denn auch typijcherweije durch Übergabsverträge unter 
Lebenden. Verweiſe man endlich, ruft Yette aus, auf jtarfe Verjchuldung 
und allzu häufigen Befigwechjel in Gebieten althergebrachter Freiheit des 
Grundbefiges, jo möge man doch auf die Provinzen bliden, in denen ge- 
jchloffene Großgüter vorherrichen, und man werde finden, daß die Ver— 
hältnifje dort noch ungünftiger ſeien. Jedenfalls jei die Bodenzerjplitterung 
weniger Urjache der Not als deren Folge!. 

Nicht etwa, dat die Anhänger der Mobilifierung nicht ebenfalls die 
Erhaltung eines tüchtigen, auf eigener Scholle jelbftändig wirtjchaftenden 
Bauernitandes gewünjcht hätten! Allein die entjchiedeniten unter ihnen 
hielten diefen durch die Freiheit in feiner Weife für bedroht, während 
ihnen diejelbe zugleich als die beite Garantie für die Weckung und Aus- 
Löfung aller Kräfte und demgemäß auch als die Grundlage jeglichen 
Fortjchrittes und jeglicher Verbefjerung erjchien. Der Verbejjerung nicht 
nur in der Gütererzeugung, fondern — durch die Ermöglichung einer im 
Syſtem der Gejchloffenheit unterbundenen auffteigenden Klafjenbewegung — 
auch der Gejundheit, der Sittlichkeit, der Sparfamkeit und des Strebens 
nach Selbjtändigfeit, des Selbit- und Freiheitsgefühls, kurz der ganzen 
Denkweiſe des Landvolfes. Und angefichtS der in Frankreich unter dem 
Julikönigtum parallel zur fortichreitenden Jnduftrialifierung immer höher 
jchmwellenden Flut des Sozialismus macht Reichenjperger mit größtem 
Ernſt darauf aufmerkfam, daß nur in der Freiheit des Grundbeſitzverkehrs 
das Heilmittel gegen die Entitehung eines dem ftädtifch-induftriellen gleich- 
gearteten Proletariates auch auf dem Lande zu finden jei. Denn nur fie 
fichere „für den Knecht und den Taglöhner ... die rechtliche Möglichkeit 
des Eigentumserwerbes und der hierauf begründeten Selbjtändigteit .... ., 
nur durch fie werde jene Hoffnungslofigfeit bejeitigt, in welcher 
(ein) Hauptgrund der unfeligen, verzweiflungsvollen Lage der Fabrik— 
arbeiter erkannt“ werden müſſe?. s 

Doch blieben die Argumente der Mobilifierungsgegner, joweit fie die 
Erhaltung eines kräftigen bäuerlichen Mittelftandes anbelangten, auch auf 
die Anhänger der Freiheit nicht ohne Eindrud. 

Dad Schwerz eine bis zur Zwergwirtſchaft gediehene Boden— 
'zeriplitterung keineswegs empfehlen wollte, jondern vielmehr vor einer 
folchen ausdrücklich warnte, wiſſen wir bereitss. Aber auch Rau hält 


I Bgl. Lette ebenda ©. 29, 134, 178, 184. 
2 Dal. Reichenſperger a. a. D. ©. 317. 
3 Vgl. oben ©. 17. 
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eine unendliche Teilung keineswegs für unbedenklich und jedenfalls für 
nur bis zu jener Grenze wünfchenswert, bei welcher die Abnahme des 
Neinertrages beginnt — es jei denn, daß der Ausfall an diefem durch 
Einkommen aus Nebenerwerb mwettgemacht werden fünne. Gr verhehlt 
fich ferner nicht, daß „in den Umjtänden jelbjt” eine Schugwehr gegen 
übermäßige Verkleinerung weder jederzeit noch allevorten liege; daß viel- 
mehr „die Menfchen ich jelbit überlaffen, fich vor (ungefunden Teilungen) 
nicht immer ganz hüten werden“, weil „außer dem befannten blinden 
Vertrauen auf das gute Glück noch Täufchung über die Umftände hinzu— 
fommt und die Begierde, ein eigenes Hausweſen zu gründen”. Obgleich 
grundſätzlich und für Gegenden hochintenfiver Kultur oder bejonders 
günstiger Abjagbedingungen jchlechthin Anhänger der Freiteilbarkeit, gibt 
er daher für anders geartete Verhältniffe zu, „daß e3 dem Staate nicht 
gleichgültig jein dürfe, mit wieviel Morgen Landes ein neues Hausweſen 
fic) zu ernähren verfucht“. Für dieſe Fälle jchlägt er dann — für 
die Zukunft und ohne Präjudiz für den beveit3 vorhandenen „Stand der 
Kofjäten, Söldner, Häusler uſw., die wenig Land haben und Taglohn, 
Gewerfsarbeit ufw. zu Hilfe nehmen” — eine gejegliche Regulierung der 
Teilbarfeit in der Weife vor, daß „für jede Gegend, nach Erfordernis 
der Umstände jelbit für jeden Amtsbezirk oder deſſen einzelne Gemeinden 
diejenige Gutsgröße ausgemittelt (werde), auf der fich ein Hauswefen, 
ohne Nebenverdienit, noch gerade ficher ernähren fann“. Teilungen unter— 
halb dieſes Minimums follen ohne behördliche Erlaubnis verboten fein, 
diefe aber nur erteilt werden bei „erweislicher Leichtigkeit des Neben- 
erwerbes durch verjchiedene Beschäftigungen u. dal.“ !. 

Diefen im Jahre 1821 erſtmals ausgefprochenen Gedanfen hat Rau 
ein Menfchenalter jpäter nochmals aufgenommen, und in geijtvoller Weife 
näher durchgeführt. Ausgehend von der Frage nach dem durch die Natur 
der Landwirtjchaft bedingten Mindejtbefigitand, „wenn der Beſitzer bloß 
als Landwirt, und nicht zugleich als Hold (Keufchler) oder Taglöhner 
fein Austommen finden ſoll?“ 2, unterjcheidet ev das „Arbeits-“ von dem 
Unterhaltsminimum”“. Jenes repräfentiert ihm eine „Fläche, welche einer 
gewiffen Anzahl von Arbeitern in einer Familie und von Gejpannvieh 
volljtändige Befchäftigung gibt” und bis zu welcher „eine Erhöhung des 
Neinertrages vom Morgen” angenommen werden fann, jo daß fie die 
öfonomisch zuläffige Teilungsgrenze daritellt; dieſes „denjenigen Umfang 


ı Bol. Rau, Anfichten, ©. 212/217. 
2 Die Frage war von der X. (Grazer) Verfammlung der deutjchen Land» und 
Forſtwirte, 1846, zur Beratung geftellt worden. 
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von Grundftücen, welcher einer Familie von gegebener Kopfzahl den 
Unterhalt gewährt”. Die Verkleinerung diefer Minima bewirkt: im eriten 
Falle einen Verluſt an Arbeitsfraft durch deren fortan unmögliche Voll 
ausnügung; im zweiten, die Notwendigkeit der Erſchließung auch anderer 
Einfommensquellen neben der landwirtfchaftlichen Tätigkeit, „wenn die 
Familie nicht in ihrem Vermögensitande zurücgehen und ſich endlich der 
Armut nähern ſoll.“ Natürlich it das Arbeitsminimum größer, als die 
Unterhaltsfläche. Beide Grenzgrößen aber find variabel. Ber beiden 
hängt ihre fonfrete Ausdehnung von der Rechtsform der Bewirtfchaftung 
und der Betriebsintenfität ab; bei dem Unterhaltsminimum fpeziell von 
dem Maß der VBerjcehuldung und jonftigen Belaftung, bei der Arbeits- 
fläche hingegen von der Bejtellungsart. Selbſtverſtändlich dürfen jchließ- 
lich bei gegebenem natürlichem und wirtjchaftlichem Standort der Pro- 
duftion auch „die Kräfte des Willens und der Einficht“ nicht überfehen 
werden. Denn, „was der unermüdete, der jcharfjinnig unternehmende, 
der alles überlegende, prüfende, auf Verbeſſerung jtetS bedachte Landwirt 
leijten fann, ift dem trägen und gedanfenlojen Schlendrian nicht möglich“. 
Eben deshalb freilich erweiit jich eine praktifche Anwendung der theoretifch 
leichten Konjtruftion der beiden Minima überaus fchwer, ja, als un- 
möglich. Rau jelbit faßt nun eine noch weitergehende Individualiſierung 
ins Auge, als fie ihm 1821 vorjchwebte, und meint, daß „jelbjt für 
einzelne Teile einer Ortsgemarfung eine bejondere Negel gefordert werden 
könnte“ !. Das wäre aber offenbar nicht genug, da er mit Necht auch. 
die Perjünlichleit des Wirtes nicht vernachläffigt wilfen will. Die 
Teilungsgrenze müßte aljo, jtreng genommen, für jede einzelne Wirtjchaft 
bejonders gezogen und mit dem Wirt, ja jchließlich jogar mit einem 
etwaigen Wechjel der Wirtjchaftlichkeit desjelben wechſeln! 

Gleicher Vorliebe für einen jtarfen bäuerlichen Mittelitand und gleicher 
Abneigung gegen das Überhandnehmen von Zwergwirtſchaft und Parzellen- 
beji begegnen wir auch bei anderen Anhängern der wirtjchaftlichen Frei- 
heit. Während aber der Agronom Johann Gottlieb Koppe? troßdem 
jeder jtaatlichen Regulierung der Freiteilbarfeit widerftrebt, machen ähn— 
liche Vorbehalte wie Rau, auch Bühlau, Mohl und Lette. Diejer 
dentt an die Einführung einer dem Gutsübernehmer günftigen Taxierung 
und an eine Ginjchränfung des Pflichtteilsrechtes weichender Erben; jene, 
wenngleich verflaufuliert, ebenfalls an die SFeftlegung von Mindeſtbeſitz— 


ı Bol. Rau, Über den Eleinften Umfang eines Bauerngutes, 1851 (©. A. aus 
dem „Archiv der politischen Ofonomie*, N. F. IX/2), ©. 9, 33 f., 42 f., 53/55. 
Vgl. Koppe, Beiträge zur Frage: find große oder Kleine Wirtjchaften zwed- 
mäßiger für das allgemeine Beſte? 1347. 
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größen!. — Bon höherer hiftorifcher Warte aus beurteilt Wilhelm 
Nofcher jegliche Einfchränfung der freien Grundbefißbewegung äußert 
jteptifch. Allerdings betrachtet auch ex jeden Mißbrauch der Freiteilbar- 
Zeit zu ungefunder Zerfplitterung als Zeichen politifchen, fozialen, fittlichen 
und öfonomifchen Niederganges einer Nation. Aber als Wirkung nur des 
Niederganges und nicht als deſſen Urjache! Die Heilung des Übels kann 
daher auch nicht von außen und obenher fommen. „Wenn die Staats- 
gejege der ganzen oder halben Gebundenheit auch bei weitem haltbarer 
und ducchführbarer wären, als fie wirklich find: was hülfen fie einem 
Landvolfe, daS gar nicht jelbit imſtande ift, jeine Wirtfchaft und Volks— 
zahl im rechten Gleichgewicht zu halten?“ Soll der Gejeßgeber die 
Mobilifierungsfreiheit erſt bei voller Reife des Volkes für dieſelbe ges 
währen? Wann kann wohl diejfe Reife vorausgejegt werden? Winde 
dadurch nicht die „tatjächliche Vorausjegung ewigen Unreiffeins” gefördert 
und fo nicht nur das Reifwerden im allgemeinen, fondern auch jpeziell 
jede höhere Intenſität des Landbaues verhindert und unmöglich gemacht 
werden, „daß er dem Wachstume des Gewerbfleißes entjprechend wachje” ? 
Mas nübt es wohl, Realteilung zu verbieten, wo „durch Verpfändung 
eine faſt beliebige Wertteilung zwijchen Gläubiger und Schuldner” offen 
ſteht? Man könnte freilich „im Konkurſe einen gewiſſen Wertbetrag als 
Kompetenz freilafjen; aber die Kreditlosmachung aller kleinen Grunde 
befiger, welche faktiſch hierin läge, würde fast ficher dem Bauernitande 
mehr nützen als jchaden”. Und wenn die Normierung eines Mindeit- 
befiges die Entjtehung von Zwergeigentum hindert, vermag fie auch 
die Bildung von Zwergbetrieben im Wege der Stücpacht zu hemmen ? 
„Zwergpächter aber jind noch viel jchlimmere Proletarier als Zmwerg- 
eigentümer : viel heimatlofer, viel eher durch einen Unfall ins Elend ge: 
ftürzt, viel abhängiger von den Weichen” und zudem „wie eine Baria- 
fajte für alle Zufunft von der Teilnahme am Steigen der Grundrente, 
welches mit dem Steigen der Kultur von jelbjt eintritt, ausgejchlofjen”. 
Man müßte aljo, um wirkſam eingreifen zu fünnen, „jede Freiheit des 
ländlichen PBrivathaushaltes gegen die unbedingte Bevormundung von 
Staat3 wegen eintaufchen” — womit dann der fehlerhafte Zirkel gejchlofjen 
wäre. Gejunder Sinn im Volke alfo, Verantwortlichkeitsgefühl und wirt- 
fchaftliche Einficht: das tut not, nur das kann nügen! Fehlt es einem 
Volke daran, dann ift es eben der Verlumpung und dem Tode verfallen. 
Denn, „daß Völker alt und ſchwach werden, geht vielen nicht ein, ift aber 


ı Bol. Bühlau a.a. D. ©. 47ff.; Mohl a. a. D. $$ 108ff.;5 Lette 
a. a. O. ©. 9%, 1%. 
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Tatſache“. — Nichtsdeitoweniger meint aber Roſcher, jo recht eigent- 
lich im Widerfpruch mit fich jelbit, doch: daß wo „Itatiftifch unzmweideutig 
im Großen die Mobilifierung gemißbraucht wird, vorübergehend eine 
gejeglihe Suspenjion (derjelben) gute Dienfte tun mag; etwa jo, 
daß man ein Beſitz- oder Stückminimum vorjchreibt, welches nur mit 
obrigfeitlicher Genehmigung dürfte unterjchritten werden“ 1. 

Borwiegend mittelitandspolitifcher Färbung find auch die Anjchauungen 
jener Schriftiteller, die ohne im Fahrwaſſer der früher gekennzeichneten 
fonfervativen Gruppe zu jegeln, doch von deren Ideen jo beeinflußt find, 
daß fie eine der Natur des Grundbefiges adäquate Ordnung desjelben 
nur im Syſtem der Gefchlofjenheit gegeben erachten. Sie alle — Friedr. 
Bened. Wilh. von Hermann, Georg Hanjjen, Friedrid 
Lift, Fallati, Johann von Helferich? u. a. — denken, wenn fie 
von den Gefahren des freien Liegenjchaftsverfehrs jprechen, faſt aus— 
chlieglich an eine Auflöjfung des Bauernitandes in eine Klaſſe verelendeter 
Zwergwirte — eine Entwiclung, die fie al3 für Volkswirtſchaft, Staat 
und Volkstum gleich verderblich in den jchwärzeften Farben ſchildern und 
auf das jchärfite verurteilen. — Was fpeziell ihre ökonomiſche Argu— 
mentation gegen die Mobilifierung anbelangt, jo leugnen fie im großen 
und ganzen übereinftimmend, daß mit der Verkleinerung der Betriebe auch 
deren Rentabilität und Produktivität zunehme. Das Gegenteil jei wahr. 
Ebenjowenig treffe die Behauptung zu, daß Teilung an fich ſchon eine 
zureichende Vorausſetzung für den Übergang zu intenfiver Kultur bilde. 
Eine jolche hänge außerdem von der Bejchaffenheit der natürlichen Pro- 
duftionsbedingungen und vom Kapital ab. Nicht zu vergeffen auch der 
Arrondierung, deren wirkſame Durchführung jedoch durch die Freiteilbar- 
feit entweder von vorneherein unmöglich gemacht oder doch dann ftet3 
von neuem wieder vernichtet würde. — Abgeſehen davon, müſſe ferner 


1 Dal. a, — a Politik und Statiftif der Acerbaufyftene (im 
„Archiv der polit. Öfon.”, N. F. III, 1845, ©. 309 ff); Nationalötonomit des Ader- 
baues, 1859, ©. 397/400. 

Vgl. Hermann in einer Beiprechung des Bühlaujchen Buches: „Der 
Staat und der Landbau” i. d. Münchener „Gelehrten Anzeigen“, 1836, ©. 385 ff.; 
Hanjjen im „Archiv d. polit. an IV, 1840, ©. 434 ff. und Hiftorifch-tatiftifche 
Darftellung der Inſel Fehmarn, 1832, ©. 199 ff.; Lift, Die Aderverfaffung, die 
Auswanderung und die Zwergwirtjchaft (in der „Deutjchen Vierteljahrsſchrift“ von 
1342, IV. Heft, ©. 106/191); Fallati, Ein Beitrag aus Württemberg zu der 
Frage vom freien Verkehr mit Grund und Boden (in der „Zeitjchrift für die gejamte 
Staatswiſſenſchaft“ von 1845, ©. 319/376); Helferich, Studien über württembergijche 
Agrarverhältniſſe (ebenda von 1853, ©. 182 ff., 413 ff.). 
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die Verallgemeinerung der Kleingüter nicht bloß die Körner- und Fleiſch— 
produftion beeinträchtigen, jondern auch — durch Überangebot — den 
Abſatz der ihnen zugänglichen Gütererzeugung. — Wohl gemwähre die 
Freiteilbarteit die Möglichkeit zur Anlegung kleiner Erfparniffe in Barzellen- 
bejig und jporne dadurch den Sparjinn innerhalb des Kreijes der länd— 
lichen Arbeiter und Kleinwirte — gerade dadurch aber auch den Land» 
hunger und das Streben nach einer jelbjtändigen Arbeitsgelegenheit, die 
fich nachher als viel zu teuer bezahlt herausitelle. So werde die Nach- 
frage nach Eleinem Landbeſitz fünftlich veritärkt und eine deſſen Rentabilität 
weit überjteigende Wertbewegung hervorgerufen, die ihrerjeits wieder Par— 
zellenverfäufe und Naturalteilungen im Erbgangswege zeitige. Denn fie 
erjchwere die ungeteilte Übernahme bäuerlicher Güter durch einen von 
mehreren Erben auch dann, wenn die mweichenden Kinder auf den Pflicht- 
teil gejeßt würden. Wohl ziehe deshalb der Bauer die Gutsübergabe 
unter Lebenden vor. Wo aber die alte Sitte nicht durch das Geſetz ge- 
ftüßt werde, dort verliere fie von Tag zu Tag mehr an Boden. — Das 
Ergebnis jei dann Verſchuldung und lberfchuldung, neuerliche Zer- 
fplitterung und zulegt Abwanderung — d. h. unmwiederbringlicher Verluſt 
von Menjchen- und Kapitalsfraft für die Heimat zu alleinigem Nuten 
für die Fremde. 

Lift und Helferich befürworten daher die Bejeitigung der Parzellen- 
wirtjchaft durch direkten jtaatlichen Eingriff oder mittelbar durch In— 
duftrieförderung, um der Bevölkerung neue Nahrungsquellen zu erichließen; 
Begünftigung der Abwanderung, um eine Vergrößerung des Beſitzes für 
die Zurückbleibenden zu ermöglichen; SHeiratSbejchränfungen und jelbit- 
veritändlich Teilungsverbote ſowie die Beförderung des Vereinödungs— 
jyitems. — Für ausnahmsloje Teilungsverbote ift auch Hermann. 
Warum, meint er, follte ein etwaiges Bedürfnis nach Vergrößerung oder 
Verkleinerung einer Wirtjchaft nicht durch Verkauf des alten und Er— 
ftehung eines entjprechenden neuen Gutes befriedigt werden ftatt durch 
Zus oder Abverfauf von Teilitüden? Hanffen dagegen fordert zwar 
auch Gebundenheit der Bauerngüter, wo die Wirtjchaftsverhältniffe eine 
folche nötig erjcheinen lafjen, will aber doch ausnahmsweiſe Teilungen 
geitattet wifjen; nur daß diefe an behördliche Bewilligung gebunden fein 
ſollen. 

Und um ſchließlich des Mannes zu gedenken, deſſen Unterſuchungen 
über die Beſitz- und Betriebsfrage zu den bedeutendſten Erſcheinungen 
der Weltliteratur gehören und in der Geſchichte unſerer Wiſſenſchaft ſtets 
einen Ehrenplatz behaupten werden: auch Theodor Bernhardi geſellt 
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ſich den Vertretern der Überzeugung, „daß der Staat... die Verpflichtung 
habe, auch in Beziehung auf das wirtjchaftliche Leben des Ganzen als 
Vertreter der allgemeinen, höchiten und legten Inſtanz der Gejelljchaft 
eine ordnende und regelnde Tätigkeit mit beſtimmtem Bewußtſein zu ent- 
wiceln“ und demgemäß auch dafür zu forgen, „daß die Verhältnijje des 
Grundbefiges und Gebrauches fich jo geitalten, wie e$ das Heil und Ge- 
deihen des Ganzen erheiſcht“. D. h. er hat „vorzugsweiſe ... den bäuer- 
lichen Beſitz als jolchen in angemefjenem Umfang und entjprechender Ver- 
teilung zu erhalten; zu verhindern, daß er nicht in fabritmäßig im großen 
von Pächtern betriebenen Landbau aufgehe, und ihn anderjeitS vor einer 
Zerjtückelung zu bewahren, die notwendig zu Raubwirtjchaft führt, den 
Bauernjtand feiner Eigenjchaft als Nährſtand entkleidet und ihm jene 
Selbitändigkeit vaubt, die ihn allein zum Kern der Bevölferung machen 
kann“. Allein diefe Gebundenheit des Liegenjchaftsverfehrs ijt von 
Bernhardi in Wirklichkeit doch nur als „freie Bewegung innerhalb 
gewifjer ſchützender Grenzen“ gedacht. „In feinem Falle (jollen dieje) 
den gejamten urbaren Boden umfalfen dürfen“. Nittergüter fünnen und 
mögen fich ſelbſt erhalten — es gälte denn, Zerſtückelungen vorzubeugen, 
die Güterfchacher und Plusmacherei ohne irgendeine wirtjchaftliche Not- 
wendigfeit vornehmen“. Außerdem müßten „überall freie Grundſtücke 
übrigbleiben, welche die Leichtigkeit gewähren, manchem wechjelnden Be— 
dürfnis zu genügen“. Vielfach endlich, wie „in der Nähe bedeutender 
Hauptitädte .., wäre Gejchlojjenheit der Landgüter überhaupt am uns 
rechten Orte“. Und nicht zulegt betont er mit jtarfem Nachdrud, daß 
der Schub der Produktion zugedacht ift und nicht beſtimmten Produzenten- 
bezw. Eigentümerperjönlichkeiten und Gruppen. „Daß der Landbejig in 
angemefjener Größe zufammen bleibe, ift, was das Intereſſe des Ganzen 
verlangt; wer im Beſitze it, Tann dem Staat gleichgültig fein, ja es tft 
oft vorteilhaft, wenn Landgüter aus den Händen unbemittelter Eigen— 
tümer in die neuer Erwerber übergehen, die das nötige Kapital mit- 
bringen. Sich und fein Gejchlecht im Beſitz zu erhalten, jei dann die 
Sorge des Eigentümers...“ !. 

Man fieht: die Extremen auf beiden Seiten ausgenommen, find die 
Freunde und Gegner der Mobilifierung gar nicht jo weit voneinander 
entfernt, als fie jelbjt in der Hite des Kampfes glauben. Was manche 
jcheidet, die in entgegengejegten Lagern ftehen, ift oft weniger das prak— 
tiſche agrarpolitifche Wollen, als dejjen Motivation. 

ı Dal. Bernhardi, Verfuch einer Kritit der Gründe, die für großes und 
fleines Grundeigentum angeführt werden, 1849, ©. 655/59. 
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Eine einheitliche Entjcheidung zuguniten einer einzigen Betriebsgröße 
it auf feiner Seite zu finden. Allgemein wird vielmehr die Anficht ver» 
treten, daß nur eine Mifchung ſämtlicher Betriebsfategorien die allein 
richtige Betriebs- und Belisgliederung — denn beide werden entjprechend 
den typischen Verhältnifjen auf deutjchem Boden fait immer identifiziert — 
daritelle. Dabei wird bald ein Vorwiegen der mittleren, bald der fleinen 
Güter befürwortet, während eine Vorherrjchaft großer von niemandem 
gewünjcht wird. Ebenjo allgemein werden Latifundienbildung und Über: 
mwuchern von Zwergwirtſchaft für verderblich erklärt. — Nicht minder 
einhellig wird dem freien Eigentum der Borzug vor ſchwächeren — zeitlich 
unbegrenzten oder begrenzten — Beſitzrechten zuerfannt und der Selbit- 
verwaltung (durch vefidierende Eigentümer) die Überlegenheit über die 
Formen indirefter Bewirtjchaftung. — Auch in bezug auf das wünjchens- 
werte Maß der freien Grundbefigbewegung findet eine Annäherung der 
Meinungen jtatt. Eine zu weit gehende Bodenzerjplitterung erjcheint den einen 
ebenjomwenig alS gedeihlicher Zuſtand, wie den anderen abjolute Gebundenpeit. 
Sene find daher teilweife jogar geneigt, gejeßliche Einjchränfungen der 
Freiteilbarfeit zuzugejtehen, dieje hinmwiederum Ausnahmen von der Ges 
fchloffenheit. Wie nahe fommen jchließlich einander Lette mit jeinen 
Vorſchlägen einer Begünstigung bäuerlicher Gutsübernehmer durch Taxation 
und Bflichtteilseinjchränfung jowie Lavergne-PBeguilhen, der als 
Schutz gegen Naturalteilung von durch den Tod erledigten Bauernmwirt- 
fchaften oder deren Überlaftung mit Exbgeldern Teftierfreiheit und jubfidiär, 
beim Abgang lestwilliger Verfügungen, Anerbenrecht empfiehlt. 

Trotz diefer Abjchleifung der Gegenfäge dauert der Meinungsfampf 
fort. Sa, im Gefolge der Agrarfrife der fünfziger jahre mit ihren 
fpeziell für den deutjchen Südweſten betrübenden Erjcheinungen flammt er 
noch einmal hell auf. Allein ex verliert je länger je mehr und in dem— 
felben Maße, in welchem, dem Zuge der Zeit entiprechend, jeit der Mitte 
des neunzehnten Jahrhunderts der wirtjchaftliche Liberalismus allüberall 
in Deutjchland und Dfterreich unbeftritten die Herrfchaft antritt, an In— 
terefje und Spnhalt. Praktiſch iſt er von da an entjchieden. Theo- 
retijch freilich nicht. 

Zugleich aber vollzieht fich ein bedeutender gedanklicher Fortſchritt. 
Man erkennt, daß es in dem Streit für und wider die Mobilifierung 
ebenjomwenig wie in jenem anderen um die Überlegenheit der Klein- oder 
Großwirtichaft eine in Zeit und Raum fchlechthin gültige Entjcheidung 
gebe. W. Seelig, ein Anhänger des freien Liegenjchaftsverfehrs iſt 
es, der in einem 1851 erjchienenen, äußerjt gehaltvollen Aufſatze dieſe 
Schlußbilanz zieht und zugleich die Urſachen zufammenfaßt, welche den 

XXI 


44 Karl Grünberg. 


Streit jo lange genährt hatten. Die Frage, meint er, „ob überall, zu 
allen Zeiten und unter allen Verhältnifjen die Gefchloffenheit oder die 
freie Teilbarkeit vorzuziehen jei, ift eine Frage, die eigentlich gar nicht ge- 
ftellt werden jollte. Die Bedeutſamkeit der begleitenden Nebenumjtände 
it es, welche die Bezugnahme auf ein bejtimmtes Land verlangt. Die 
ganze volkswirtſchaftliche Lage des Landes, nicht bloß die Landwirtichaft 
fondern auch die industriellen und Handelsverhältniffe, die Staats- und 
Rechtsverfaflung, der Bildungsſtand, die Sitten und der Charakter des 
Volkes werden für die Entjcheidung der Frage in Anjchlag gebracht 
werden müfjen.“ Genau jo wie auch „der Streit, ob überhaupt größere 
oder kleinere Güter vorzuziehen feien, in diejer einfeitigen Faſſung wohl 
nie völlig entjcehieden werden wird,“ fondern zugegeben werden muß 
und auch allgemein zugegeben wird, daß „das mechanische Einerlei, die 
Gfleichförmigfeit auch auf diefem Gebiete mit den Forderungen des Lebens 
in Widerfpruch gerate”. Daß man aber diefe Wahrheiten jo lange ver- 
fannt habe, erkläre fich einerjeitS aus der Abjolutheit der Frageitellung, 
die auch ſchon die Antwort nach beitimmter Richtung hin vorweggenommen 
habe und anderjeits aus den Milieueinflüffen, welche die Berallgemeinerung 
fingulärer Verhältniſſe, die Außerachtlaffung der Beobachtung auch anders— 
gearteter und die VBernachläffigung der Nebenumftände verjchuldet hätten !. 

Diejes mwohlabgewogene, von echt wifjenfchaftlichem Geiſte diktierte 
Urteil hat bleibenden Wert und auch in unjerer Zeit, ja in der unſeren 
exit vecht, Geltung. In dem Augenblide freilich, da es ausgejprochen 
wurde, ſchien es vielen ebenjo überflüffig, wie überhaupt jegliche Be- 
fchäftigung mit dem Problem richtiger Grundeigentum: und Betrieb3- 
verteilung. Was joll noch, ruft Armed Emminghaus aus, nach der 
Befreiung des Bauer und der Entlaftung feines Bodens, nach der Frei— 
(egung der Bahn für fortfchreitende Entwicklung von Landwirtjchaft und 
gewerblich industrieller Produktion der alte Gegenſatz? Das Leben hat 
ihm die Bafis entzogen! „Jetzt, wo die Maſchine triumphierend einzieht 
in die Landwirtjchaft, it Hierin ein größerer und wirfjamerer Antrieb 
zur Vergrößerung und Schließung der Güter geboten, als ihn ein Gejeß 
nur immer gewähren mag. Wenn nicht ganz, jo doch ähnlich wie in 
der Induſtrie wirkt auch in der Landmwirtjchaft der Mafchinenbetrieb 
wenigſtens gegen eine gewiſſe Art von Kleinwirtjchaft, welche jelbit in 
der intenjiviten Bodenbearbeitung gegenüber der gefährlichen Koukurrenz 


' Bol. Seelig, Über die Gejchlofjenheit des Grundbeſitzes. Mit befonderer 


Rüdjicht auf Hannover (in der „Zeitjchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft“ von 
1851, ©. 537/595). 
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der Mafchinenarbeit in vielen Fällen nicht mehr Stand zu halten vermag. 
So liegt eine Tendenz zur Vergrößerung der Betriebe in dem Sukkurs 
der Mafchinenarbeit — und die Freunde der Latifundien oder der ge- 
fchlofjenen Bauerngüter, welche meiſt die Mafchine mit Seufzen um fich 
greifen jehen, jollten doch bedenken, daß gerade (fie) ihnen in die Hände 
arbeitet, nur daß die Majchinenarbeit doch nie wieder zu der entfittlichen- 
den Art der Großgüterei und zu leibeigenjchaftähnlichen Verhältniſſen 
zurückführen fann. Die Freunde der Parzellenwirtjchaft aber können 
diefer Wandlung forglos zujehen. Ein genügender Teil des fulturfähigen 
Landes wird der zwingenden Gewalt des Majchinenbetriebes widerjtehen. 
Der Gärtner und Gemüfegüter werden nicht weniger werden. Der ge- 
jteigerte Arbeitslohn wird es den Eleinen Leuten ermöglichen, Grundbeſitz 
zu erwerben. Wie in der Induſtrie die Aijoziationen der Eleinen Gewerbe 
und die großen Fabrikbetriebe, jo werden auch in der Landmirtjchaft 
die Aſſoziationen der kleinen Grundbejiger mit der mwachjenden Volks— 
bildung den großen Mafchinenbetrieben eine immer wirkſamere Konkurrenz 
bereiten und jo werden — der Anfang ift hierzu ſchon gemacht — die 
Dinge fich auf natürlichem Wege ausgleichen und wird dieſe naturgemäße 
Ausgleihung zu Zuftänden führen, welche durch die Künitelei einer 
hemmenden Gejeggebung nie auch nur annähernd zu erreichen gemefen 
wäre“ !, 
N. 

Daß die Befreiung der bäuerlichen Bevölferung durch Bejeitigung 
der alten Zmwangsarbeitsverfaflung in Verein mit der Heritellung der 
Freiheit des Bodens, mit welcher befanntlich auch wichtige fulturtechnifche 
Maßregeln, wie Feldbereinigung, Gemeinheitsteilung, Servitutenablöjung 
verbunden wurden, auf die Entwiclung der deutjchen Landwirtjchaft im 
ganzen den mohltätigiten Einfluß geübt hat, jteht zweifellos feſt. Und 
nicht nur der Broduftion als folcher fam fie zugute: auch die Grund» 
eigentümer befanden fich dabei durch fait ein Menſchenalter jehr wohl. 
Die Getreidepreife waren hoch, die Grundrente nahm fortwährend zu, 
dementjprechend geitalteten fich auch die Boden- und Pachtpreiſe. Sa, die 
Progreſſion des Grundmwertes übertraf noch jene des Ertragsmwertes, da 
allgemein mit einem fortgejegt gleichmäßigen Wachstum der Rentabilität 
gerechnet wurde, 

Während diejfer Periode war denn auch in nicht landwirtjchaftlichen 
Kreifen Deutjchlands und Oſterreichs von der Landwirtichaft kaum die 
ı Bol. Emminghaus, Die heutige agrariiche Entwicklung, das landwirt- 
Ichaftliche Kreditwejen und die Hypothefenverjicherung (ebenda von 1858, ©. 595/69). 
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Rede. Sedenfalls hielt man fie, weil in volljtändig gefunder Entwicklung 
begriffen, bejonderer Unterjtügung und pojitiver Förderung von jeite des 
Staates — deſſen perjönliche Kräfte und fachliche Hilfsmittel überdies 
durch das mächtige Aufblühen von Induſtrie und Handel vollauf in An- 
jpruch genommen waren — nicht für bedürftig. Eine Meinung, die auch 
auf den Kathedern herrſchte, und vor allem in dem bis zu den neunziger 
Sahren bedeutenditen Werfe der deutjchen Literatur über das Agrarmejen, 
in Roſchers „Nationalöfonomif des Ackerbaues und der verwandten 
Urproduftionen” ihre Vertretung fand. 

Da änderte fich mit einem Male das Bild. 

Zu Ende der fiebziger Jahre bricht, verurjacht durch die überſeeiſche 
und ofteuropäische Konkurrenz, eine heftige Krife über die weſt- und 
mitteleuropäifche Landwirtjchaft herein. In Deutjchland Fällt fie mit 
dem endgültigen Übergange des Neiches zu den Getreideeinfuhrländern 
und mit einem ungeheueren induftriellen Aufſchwung zuſammen, der einen 
ftarfen Zug zur Induſtrie und in die Stadt hervorruft und dadurch 
nicht bloß einen ftetig fühlbarer werdenden Arbeitermangel auf dem Lande, 
fondern eben deshalb auch eine Erhöhung der Arbeitslöhne zur Folge 
hat. Von zwei Seiten her wird aljo die Nentabilität der Landwirtjchaft 
angenagt: die (Getreide- und Woll-) Preiſe jinfen, die Geſtehungskoſten 
Dagegen jteigen. Es wachſen aber zugleich auch die Lebensanjprüche 
fämtlicher Bevölferungsklajjen und nicht zum wenigſten die der größeren 
und großen Landwirte und Grundeigentümer. Endlich treten die Übel- 
ftände einer durch Überjchägung des Bodenwertes hevvorgerufenen ſtarken 
Verſchuldung mit großer Schärfe zutage. 

Damit hebt jene agrarijche Bewegung an, deren Zeugen wir find, 
und neuerlich eifrigite Bejchäftigung mit den Problemen der Agrarpolitif. 
Natürlich auch der alte Streit wieder, wenn ſchon vielfach in neuer Form 
und fompliziert durch Verhältniſſe, die Nejultat exit der Entwicklung im 
Syſtem der Freiheit jeit den fünfziger Jahren find. 

Wir verdanken dem, neben einer unüberjehbaren Menge agitatorijcher, 
von Parteileidenjchaft diktierter Schriften, die, für den Tag bejtimmt, 
mit ihm untergehen, auch eine Reihe wertvoller, mitunter vortrefflicher 
Einzelunterfuchungen, ſowie einige zufammenfaffende Daritellungen des 
Agrarwejens und der Agrarpolitit. So befigen wir zufammenfafjende 
Syſteme in monographifcher Form vor allem von Buchenberger, 
ferner von von der Goltz, Lujo Brentano — bisher leider nur 
im Torſo —, Eugen Jäger, den fozialiftifchen Schriftitellern Karl 
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KRautsfy und Eduard David! Auch das Roſcherſche Werk 
bat eine Meubearbeitung durch Heinrich Dade erfahren. Sm 
Zufammenhang ihrer Syiteme der Bolfswirtjchaftspolitif behandeln die 
Agrarpolitik Philippovich und Conrad. Im Schönbergjcen 
„Handbuch der politifchen Okonomie“ find ihr drei umfangreiche Ab- 
handlungen aus der Feder von der Golf’, Meitens und Gonrads 
gewidmet; im „Sandwörterbuch der Staatswifjenjchaften“ von Conrad, 
Eliter, Lexis und Loening, fowie in dem Elſterſchen „Wörterbuch 
der Volkswirtſchaft“ viele Spezialartifel. Zugleich wird die Grundlage 
zu vertieftem genetifchen Verſtändnis der agrarifchen Gegenwartsaufgaben 
durch zahlreiche agrargefchichtliche Arbeiten gelegt und erweitert, die ihrer- 
ſeits wieder nicht wenig durch das wachjende Intereſſe an der Agrar— 
politik angeregt werden. Endlich wird durch amtliche und private Enqueten 
und ſtatiſtiſche Aufnahmen ein Drientierungsmaterial für die Kenntnis 
der tatjächlichen Zuftände in der Landwirtfchaft aufgebracht, wie es in 
feiner früheren Zeit je zur Verfügung geftanden war. 

Neue Gedanken über die alten Fragen freilich wird man in den 
agrarpolitifchen Schriften der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ver- 
geblich juchen. 

Was vor allem die Betriebsfrage anbelangt, jo begegnet man bei 
deren Beantwortung immer wieder nur den alten Argumenten — oft nur 
in breitere Ausführung, mitunter allerdings auch in bejtimmterer, durch 
Erfahrungstatjachen geftüßter Formulierung. Wenn Kautsky die Über- 
legenheit der Großmirtjchaft begründet mit: bejjerer und fpezialifierter 
Arbeitsteilung, Mafchinenverwendung, einem höheren Maß von Meliv- 
rationen, der Möglichkeit zu landwirtjchaftlichen Induſtrien, größerer 
Sparjamfeit in Betrieb und Haushalt — produftionstechnifchen Vorteilen, 
denen fich noch mannigfaltige, nicht minder wichtige auf dem Gebiete 
des Handels und Kredit gejellen, und demgegenüber das charakteriftifche 
Merkmal des Kleinbetriebes in „Überarbeit und Unterkonſumtion“ erblickt, 
fo folgt er nur den Spuren Thaers. Anderfeits weiß Otto Auhagen 
der Kleinmwirtjchaft nichts anderes nachzurühmen als dejjen Lobredner im 


ı Bol. Buhenberger a.a.D., Grundzüge der deutjchen Agrarpolitif, 1899; 
vonder Goltz, Vorlefungen über Agrarwejen und Agrarpolitif, 1899; Brentano 
Agrarpolitik, I. Teil. Theoretijche Einleitung, 1897; Jäger, Die Agrarfrage der 
Gegenwart, 4 Bde., 1882/1893; KHautsty, Die Agrarfrage Eine Überficht über 
die Tendenzen der modernen Yandwirtichaft und die Agrarpolitik der Sozialdemokratie, 
1899; David, Sozialismus und Landwirtjchaft, I. Teil, Die Betriebsfrage, 1903. 
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18. Jahrhundert jchon und zu Beginn des 19. Indem ſchließlich 
Wilhelm Hasbach, von der Goltz u. a. fich jpeziell gegen eine 
Überichägung des Mafchinenwejens in der Landwirtjchaft wenden, vor 
allem aber jüngit wieder David in fchärfiter Zufpigung betont, daß 
„das Weſen des landwirtjchaftlichen Betriebes der Maſchinenarbeit eine 
generell untergeordnete Rolle im Vergleich zu der Rolle zumeiit, die fie 
in der mechanifchen Produktion jpielt“, jo bewegen fie fich alle in den 
Fußltapfen Raus!. 

Im allgemeinen wird die Betriebsfrage nach wie vor zuguniten der 
Kleinkultur entjchieden; und zwar auch von Schriftitellern, welche mit 
Buchenberger die wirtfchaftliche Überlegenheit der Großmirtjchaft 
gegenüber der Fleineren unter jonjt gleichen Umftänden nicht bezweifeln. 
Dies wird einerjeitS mit dem Hinweis darauf gerechtfertigt: daß dieſe 
Superivrität nur eine virtuelle ſei, tatjächlich aber infolge häufigen 
Mangels der Vorausfegungen für ihre wirkſame Geltendmachung — aus— 
reichende Kapital und die erforderliche allgemeine wie fachwirtjchaftliche 
Bildung — bedeutende Einjchräntung erfahre. Hauptſächlich jedoch des- 
halb, weil „es vor allem joziale und allgemeine »olitifche Gefichtspuntte 
find, welche neben jenen, die auf dem Gebiet der Produftionsinterefjen 
liegen, für die Entjcheidung der Frage nach der beiten Grundbejitverteilung 
ganz bejondere Berücfichtigung erheifchen“ (Buchenberger); oder noch 
präzifer: „weil die Frage der Produktion gegenüber den jozialen und 
politischen Gefichtspunften zurücktreten muß” (Gonrad?). 

Es wird aljo auch in der Gegenwart die Betriebsfrage in jtetem 
Hinblid auf das Problem der richtigen Grundeigentum verteilung 
aufgeworfen und beantwortet; wobei ebenjo wie vordem normalermeife 
von der Annahme einer Indentität zwiſchen Grundbejig- und Betriebs- 
grüßen ausgegeangen wird. 

Die auf dem Boden der herrjchenden Wirtjchafts- und Rechtsordnung 
jtehenden Schriftiteller, von denen vorläufig allein die Rede fein foll, 
gelangen denn auch insgefamt zu der althergebrachten und in der ung 
bereits befannten Weije niüancierten Rompromißforderung eines Neben- 


ı Dal. Kautsky a. a. D. ©. 92ff.; Auhagen, Groß- und Kleinbetrieb in 
der Landwirtichaft (in Thiels „Landwirtchaftlichen Jahrbüchern“ von 1896); Has— 
bach, Die engliichen Landarbeiter in den lebten hundert Jahren, 1894 (Bd. LIX 
der „Schriften d. Vereins f. Sorialpolitif"), ©. 384; von der Golß a. a. O. 
©. 28ff.; David a.a. 2.1, ©. 163 ff. 

2 Vgl. Buchenberger a. a. D. I, ©. 390f.; Conrad a. a. D. ©. 68. 
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einanderbeitehens aller Beſitz-(und Betriebs-)fategorien!., Die Geifter 
jcheiden fich exit gegenüber der Frage: wie denn die ideale Grundbefiß- 
verteilung zu erreichen, bezw. zu erhalten jet. 

Daß eines dev Mittel hierzu die Befeitigung jedes fünftlichen fidei- 
fommifjarifchen Schuges von großem Grundbeſitz jei, darüber befteht im 
großen und ganzen wenig Meinungsverjchiedenheit. Otto Gierke zwar 
verteidigt das Fideilommiß im Intereſſe der Erhaltung einer „boden- 
ftändigen Grundbeſitzariſtokratie“, die allein Staat und Gefellichaft vor 
der „Alternative vevolutionäver oder zäfariftifcher Entartung“ bewahren 
fünne, aljo ganz mit denjelben Argumenten wie die Fonfervativen Agrar: 
politifer aus dem Anfang des 19. Jahrhunderts. Wenn er aber in ihm 
die Verförperung eines „jo gefunden germanifchen Rechtsgedankens“ er— 
blickt, „daß es den Kampf mit feinen zahlreichen Gegnern ungefcheut 
aufnehmen Tann“, jo ſteht ev mit diefer Behauptung recht ifoliert da. 
Denn vorbehaltlos wird es auch von jenen nicht gebilligt, die wie 
Roſcher, von der Goltz, Mar Sering ihm freundlich gegenüber- 
jtehen. Dagegen wird es von Brentano, Buchenberger, Conrad, 
Meigen, Philippovidh, Albert & Fr. Schäffle, Schmoller, 
2orenz von Stein verworfen und auch Auguft von Miasfowsti 
will es mit Rücficht darauf, daß es „die auf die Zerjchlagung ſowohl 
wie auf die Abjorption des bäuerlichen Grundbefiges gerichtete Tendenz“ 
verjtärfe, nur in jehr verklaufulierter Weiſe fortbeitehen laſſen?. 

Schon hieraus erhellt, daß die mittelftandspolitifche Richtung der 
deutschen Agrarpolitifer in den legten zwei Menfchenaltern feine Änderung 
erfahren hat. Übrigens auch ihre Motivierung nicht. Nur daß angefichts 
der außerordentlichen jtädtijchen Entwiclung während diefer Zeit und 


1Vgl. oben ©. 43. 

> Bgl. Gierde, Art. „Fideikommiß“ im „Handwörterbuch d. Staatswifjen- 
ihaften"; Rojcher a. a. O. SS 91, 95, 100; von der Golf a. a. O. ©. 116 ff.; 
Sering, Die innere Kolonijation im öftl. Deutjchland, 1893 (Bd. LVId. „Schriften 
d. Vereins f. Socialpolitif‘), ©. 43F.; Brentano, Gejammelte Aufjäße, I. Bd., 
1899; Buchenberger a. a. O. I, ©. 456 ff.; Conrad, Die Fideikommiſſe in den 
öftl. Provinzen Preußens (Feitgabe für G. Hanfjen), 1889, Art. „Fideifommig“ im 
„Handwörterb. d. Staatsw.”, Volkswirtſchaftspolitik, ©. 85 ff.; Meißen in Shön- 
bergs Handbuch, IU2, ©. 211f.; Philippovidh a. a. O. ©. 45 ff.; Schäffle, 
Die Inkorporation des Hypothefarfredits, 1883, ©. 110 und Die politifche Zukunft des 
Großgrundbejites (in „Deutjche Kern- und Zeitfragen“, N. F. 1895, ©. 122 ff., bef. 
©. 138); Miaskowski, Das Erbrecht und die Grundeigentumsverteilung in 
Deutjchland, II. Bd., 1884 (Bd. XXV d. Schriften d. Vereins f. Socialpolitit“), 
bei. ©. 88 ff. 
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gegenüber „der Förperlichen und häufig auch moralischen Degradation 
eines Teiles der ſtädtiſchen Bevölkerung” (Buchenberger) energijcher 
noch als früher auf die Bedeutung des Landvolfes für die Wehrfraft 
und auf deſſen Funktion als Jungbrunnen der Volfsgefundheit hin— 
gewiejen wird. Doch regt fich gegen dieſe Behauptung auch Widerjpruch. 
Bornehmlich und in radifaler Form von feiten Brentanos und jeines 
Schülers Robert Kuezynski. Aber auch Conrad findet, daß „diejes 
Moment vielfach arg überjchägt wird” !. Keine geringere Rolle jpielt 
felbjtverjtändlich der Hinweis auf den der Landbevölferung innewohnenden 
„ausgeprägten Sinn nicht nur für die Religion, jondern auch für die 
Erhaltung des Bejtehenden im Staat,“ der aus ihr einen feiten Damm 
gegen die jozialdemofratifche Hochflut mache — nicht anders, wie man 
in ihr ehemals den ſtärkſten Schuß gegen die über den Ahein dringenden 
Ideen der franzöfiichen Nevolution zu erblicden gewöhnt war. 

Nun wird von fehr vielen der Bauernitand als in jeiner Exiſtenz 
auf das ernithafteite bedroht angejehen; und zwar in Anfnüpfung an 
die landwirtjchaftliche Krife jeit dem Ende der jiebziger Jahre des ab- 
gelaufenen Jahrhunderts. 

Bor diefer ſchon war die Tatſache der jtarfen Verſchuldung des 
Ländlichen Grundbefiges nicht unbefannt geblieben. Allein fie war im 
ganzen auch von jeite der Intereſſenten wenig beachtet worden, weil 
diefe bei den günftigen Preifen der landwirtjchaftlichen Erzeugniſſe und 
den hohen Geldreinerträgen aus denjelben die Zinjenlaft unjchwer ertragen 
fonnten. Nun aber wurde dieje zahlreichen Wirten unerjchwinglich. Die 
Folge war eine Neaktion gegen die herrjchenden liberalen Prinzipien des 
Grundbefigrechtes, die befonders in Diterreich, wo fie durch Gar! Frei- 
herren von Bogeljang, Lorenz von Stein, Karl Beyrer 
Nitter von Heimftätt u. a.? vertreten wurde, heftige Formen an- 
nahm, und die Forderung nach Schaffung eines bejonderen, der jozialen 


I Val. Brentano und Kuczynski, Die heutige Grundlage der deutjchen 
MWehrkraft, 1900. Dagegen: Georg Bindewald, Die Wehrfähigfeit der ländlichen 
und ftädtifchen Bevölkerung (im „Jahrbuch f Gejeßgebung, Verwaltung u. Volks— 
wirtjchaft“, XXV/2, 1900). — Conrad, Art. „Agrarpolitif“ a. a. O. ©. 121. 

> Dal. Bogeljang, Die Grundbelaftung und Grundentlaftung, 1879; Die 
Notwendigkeit einer neuen Grundentlaftung, 1880; Die fozialpolitijche Bedeutung 
der hypothefariichen Grundentlaftung, 1881 (S. U. aus der „Monatjchrift für Ge- 
jellichaftswifienjchaft"); Stein, Bauerngut und Hufenrecht, 1882; Die Landwirt» 
haft in der Verwaltung und dag Prinzip der Nechtsbildung de Grundbeſitzes, 
1853; Peyrer, Dentjchrift betreffend die Erbfolge in landwirtjchaftliche Güter und 
das Erbgüterrecht (Heimftättenrecht), 1884. 
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Funktion des Bodens und den eigentlichen Bedürfnifjen der Landwirt» 
jchaft, jowie des bäuerlichen Betriebes insbejondere angepaßten Agrar- 
rechtes zeitigte. 

Iſt es richtig, daß die Verſchuldung exit durch die Krije ihre eigent- 
liche Schärfe erhielt, jo iſt es von vornherein Klar, daß durch fie haupt- 
fächlich die — Getreide» und Wolle produzierenden — Großmwirtjchaften 
in Notlage geraten mußten; daß dagegen von einer jolchen im Gefolge der 
veränderten Marktkonjunkturen bei den bäuerlichen entweder gar nicht oder 
doch nur in abgejchwächten Maße die Rede jein fonnte; und zwar umſo— 
weniger, al3 die VPreisbewegung bei tierischen Produkten und vornehmlich bei 
Fleiſch nicht ebenfalls eine rückläufige, jondern vielmehr eine anjteigende war. 
Dieje Schlußfolgerung, die fich jchon durch Logische Ableitung aus dem 
Mejen der Dinge ergibt und die heute jo gut wie allgemein al3 auch 
der Wirklichkeit entjprechend anerkannt ift, wurde jedoch anfänglich faum 
beachtet. Jedenfalls hat fie an der Anjchauung, daß auch der bäuerliche 
Beſitz überjchuldet und der Gefahr einesteils der Atomifierung und ſodann 
im weiteren Verlauf der Entwiclung der Aufjfaugung durch den großen 
Grundbelig preisgegeben jei, nichts geändert. Für diefe Gefahr aber 
wurde, wie jchon angedeutet, der Nechtszuftand voller Verfügungsfreiheit 
der Grundeigentümer im Verein mit dem Prinzip des gleichen Erbrechtes 
verantwortlich gemacht. 

Der Streit jeßt aljo neuerdings an demjelben Punkt wieder ein, 
wo er Durch den endgültigen Sieg der liberalen Ideen unterbrochen worden 
war, und — wie gleich hinzugefügt werden mag — bei analoger Gruppierung 
der Meinungen wie ehedem. Aber nach zwei anderen Richtungen noch 
zeigen fich in dem modernen Kampf für und wider die ‘Freiheit des 
Liegenjchaftsrechtes Analogien mit dem in der eriten Hälfte des 19. Jahr— 
hunderts. Wie wir damals eine Ubjchwächung der Liberalen Ideen, auch) 
in der Theorie, durch den Fortbeitand ftarfer Reite der aus dem Mittel— 
alter überfommenen Agrarverfaffung feititellen konnten, jo finden wir als 
Parallele hierzu auf die Struktur der Agrarreformideen in der Gegenwart 
die Tatjache von maßgebendem Einflufje: daß die gefegliche Mobilifierung 
des Grundbefiges in Deutjchland und Ofterreich feine ausnahmelofe ge- 
wejen ilt, jondern daß, abgejehen von den Fideikommiſſen, in einzelnen 
Gebieten Anerbenrecht und Unteilbarfeit beitehen geblieben find. Sodann 
aber auch, daß feine der extremen Meinungen von rechts oder links hat 
zum Siege gelangen fünnen. 

Zunächſt ift nämlich feitzuhalten, daß die von Lorenz von Stein, 
Peyrer und Gierfe befürwortete Einführung eines dem Fideikommiß 
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ähnlichen Rechtsinſtituts auch für die bäuerliche Bevölkerung in den 
wiſſenſchaftlichen Kreiſen überwiegend auf entſchiedenſten Widerſpruch ge— 
ſtoßen iſt. Übrigens wollen ſogar die beiden letztgenannten Schriftſteller 
ihre Idee nicht durch ſtaatliche Zwangsmittel verwirklicht wiſſen. Stein 
allerdings faßt neben freiwilliger Unterwerfung unter das „Hufenrecht“ 
auch eine von Amts wegen durchzuführende ins Auge; dieſe aber doch nur 
für den Fall, „wenn über eine Bauernſtelle der Konkurs ausbricht“; 
wobei er hofft, daß „auf dieſen beiden Wegen, ohne irgend ein Recht zu 
verletzen, die ganze Summe der geſchloſſenen Güter ſich von ſelbſt her— 
ſtellen wird“ 1. — Kein beſſeres Schickſal ward auch der — in Anlehnung 
an Rodbertus-Jagetzows? Gedanken: daß der ländliche Grund 
und Boden überhaupt nicht als Kapital, jondern nur als Rentenfonds be- 
handelt werden dürfe und zum Teil in Berbindung mit den eben genannten 
Vorſchlägen erfolgten — Anregung einer Bejeitigung oder Begrenzung der 
Verfchuldungsfreibeit. Bogeljang und mit ihm Guſtav Ruhland 
und Karl Bresfer? fordern zu diefem Zwecke nach vorausgegangener 
Ablöfung aller Hypothefenjchulden durch den Staat die Schließung der 
Hypothefenbücher, beziehungsweiſe die Zulaffung der Inanſpruchnahme 
von Hypothefarfredit nur unter öffentlicher Kontrolle und allein zu 
Meltorationszweden. Steinund Schäffle* dagegen jtreben dem gleichen 
Ziel auf dem Wege einer Inkorporation des Hypothefarfredites zu; der— 
art aljo, daß eine Zwangsorganijation der Landwirte als alleinige Trägerin 
des letzteren auch über dejjen zuläfjiges Maß und Zweckbeſtimmung ent- 
ſcheiden ſolle. Sering jchließlich will unter voller Wahrung der wirt- 
fchaftlichen Bemwegungsfreiheit der Grundbejiger einer übermäßigen Hypo— 
thefarbelaftung durch fakultative Einführung einer gejeßlichen Berjchuldungs- 
grenze entgegenwirfen?. — Hat nun auch die legte, mildeſte und begrifflich 
gewiß ungefährliche Form einer Einfchränfung der Einfchuldungsfreiheit, 


1 Bagl. Stein a. a. D. bei. ©. 8F.; Peyrer a. a. D.; Gierfe, Der Ent- 
twurf eines bürgerlichen Gejebbuches für das Deutjche Reich, 1889, ©. 415 ff. 

? Nodbertus, Zur Erklärung und Abhilfe der heutigen Kreditnot des Grund- 
bejites, 1868. 

: Bol. Vogelſang a.a. D.; Ruhland, Die Löjung der landwirtjchaft- 
lichen Kreditfrage im Syftem der agrarischen Reformen; Prejer, Die Erhaltung 
des Bauernſtandes und die Grundeigentuimsfrage, 1834. 

+ Dal. Stein a. a. O.; Schäffle a. a. D. und Ein agrarpolitijches Pro- 
gramm (in „Deutjche Kern» und Zeitfragen”, 1894, bei. ©. 309 ff.). 

5 Dal. Die Agrarfonferenz vom 238. Mai bis 2. Juni 1894. Bericht 
über die Verhandlungen, 1894. — Sering, Die preußische Agrarfonferenz (im 
„Jahrb. f. Gejeßgeb., Verwalt. u. Volksw.“, NVLL/3). 
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als praktiſch undurchführbar, keinen lebhafteren Anklang gefunden, ſo gilt 
das umſomehr von der Forderung nach dem „Heimſtättenrecht“, die auf 
einer, wie Sering aufgezeigt hat, von Rudolf Meyer veranlaßten 
mißverſtändlichen Auffaſſung der in den Vereinigten Staaten von Nord— 
amerika beſtehenden homestead laws bervuht!. Denn die Formulierung, 
die fie in Europa erfahren hat, enthält nicht nur den Gedanfen einer 
Verſchuldungsgrenze in verjtärkter Form, jondern läuft in legter Kon- 
jequenz auf die Einführung bäuerlicher Fideilommifje hinaus. Karl 
Grünberg hat deshalb vorgefchlagen, fie dahin abzuändern: daß in 
zwingender Weiſe zugunften von Schuldnern aller Berufs- und 
Beſitzkategorien ein gewiljes, dem Wert nach firiertes Bermögens- 
minimum für exefutionsfrei erklärt und zugleich auch der Kreis der un- 
pfändbaren Mobilien — als Grenze des unangreifbaren Vermögensbetrags 
nach unten zu — erweitert werde. Innerhalb der exempten Vermögens- 
wertgrenze jolle der Schuldner auch landwirtjchaftlich genußten Boden 
als unpfändbar reklamieren können, wenn die Eremption nicht zur Ber: 
fplitterung eines Komplexes führen würde, der bis zur Zwangsvollitreefung 
eine Betriebseinheit gebildet hat. In einem folchen Falle würde fich aljo 
das Grefutionsprivileg auf einen Geldanjpruch fonzentrieren. Damit 
würde jede Dispofitionsbefchränfung des Grundbefigers vermieden, zu— 
gleich aber freilich auch das Heimftättenrecht feines fpezififch agrar— 
politifchen Charakters entfleidet und auf den Boden einer gemeinrecht- 
lichen Reform der Zwangsvollitreefung gejchoben ?. 


Man Sieht: die Bertreter der Volkswirtſchaftslehre auf deutſchem 
Boden find wenig geneigt, einer Rückbildung des Agrarrechtes zu ab» 
gelebten Formen zuzuftimmen, und wiverjtreben daher auch jeder Ein— 
chränfung der Freiteilbarfeit im Verkehr unter Lebenden in der Form 
der Feitlegung von Mindejtbefiggrenzen. Allein jie wollen fich auch ihrer 
Großzahl nach mit einer abjolut liberalen Agrarpolitif auf dem Gebiete 
der PVroduftionsorganijation nicht befreunden, wie fie vornehmlich von 
Brentano? verfochten wird. Vielmehr Huldigen fie überwiegend der 
Anjchauung, daß bei aller Feſthaltung der Liberalen Grundlagen unjeres 


ı Bol. Sering, Die landwirtfchaftliche Konkurrenz Nordamerifas, 1887; 
Meyer, Heimftätten- und andere Wirtjchaftsgefeße der Vereinigten Staaten ufw., 1883. 

2 Bol. Grünberg, Gutachten über die Frage: Empftehlt ſich die Einführung 
eines Heimftättengefeßes? (im LI. Bd. d. „Verhandlungen d. 24. deutjch. Juriſten— 
tages“) und: Heimitättenrechtöbeftrebungen in Frankreich (im „Archiv f. Sozialwijjen- 
ſchaft u. Sozialpolitif”, XXIV/2). 

® Bol. Brentano, Agrarpolitit; Gefammelte Aufjäbe. 
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Nararrechtes eine Regulierung der Freiheit der Grundbefigbewegung nach 
manchen Nichtungen notwendig ei. 

Die Beitrebungen zu gejeßlicher Ausſchließung der Güterjchlächterer 
durch Feitlegung vor allem eines Parzellenminimums jpielen bei der 
Frage nach Maß und Art diefer Regulierung feine bejondere Rolle. 
Sie finden übrigens zwiejpältige Beurteilung. Buhenberger und 
Miastomwsti! befürworten fie. Andere erklären fie al3 unpraftifabel. — 
Der breitefte Raum dagegen wird in den Grörterungen der zur. Ab— 
fchwächung oder Heilung der jchädigenden Neflerwirkungen der Grund» 
befigmobilifierung notwendigen Agrarrechtsreformen dem Anerbenrecht 
zugemefjen. Sa, die meiften bleiben überhaupt bei diejer einen Forderung 
ftehen. Das heißt, es wird für bäuerliche Grundbefiungen — übrigens 
von manchen, 3. B. Carl Johannes Fuchs? auch für den großen 
Grundbefig — ein Sondererbrecht vorgefchlagen, mit dem Ziele, deren 
geichloffenen Übergang auf den Todesfall unter vermögensrechtlicher Be— 
vorzugung des Übernehmers (AUnerben) bei der Abfindung der Miterben 
zu fichern. Auf dieſe Weiſe jollen einerjeitS Naturalteilungen im Erb— 
gangswege und anderjeits Überſchuldung des Gutsübernehmers hintan— 
gehalten, aljo auch, wie man annimmt, die Hauptquelle der bäuerlichen 
Verſchuldung verjtopft werden. Speziell diejes letztgenannte Ziel wird 
hauptfächlich ins Auge gefaßt. Denn, daß der gejchlofjene Gutsübergang 
— im Wege von Übergabeverträgen unter Lebenden oder ehelichen Güter- 
verträgen gefichert, beziehungsmeife durch Erbenübereinfommen herbei— 
geführt — in weiten Gebieten Deutjchlands und Dfterreich® die Regel 
bildet, ijt befannt und neuerdings wieder durch die Unterjuchungen. 
Miaskowskis und Ludwig Ficks, die vom „Verein für Social- 
politif” veranlaßten Berichte über die bäuerlichen Zuftände in Deutjch- 
land und die von Sering herausgegebene Verarbeitung einer amtlichen 
Erhebung in Preußen, durch umfangreiche Erhebungen auch in anderen 
deutjchen Staaten und in Dfterreich, durch zahlreiche andere Arbeiten“ 
feitgeitellt worden ?, 


1 Buhenberger a. a. O. I, ©. 516 ff. — Miaskowski, Agrarpolitijche - 
Zeit- und Streitfragen, 1889, ©. 61ff., 90f. 
2 Bol. Fuchs, Die Grundprobleme der deutjchen Agrarpolitif, 1902, ©. 27. 
3 Val. Miaskowski a. a. D. (Bd. XX u. XXV der „Schrift. d. Vereins 
f. Socialpolitik“). — Fick, Die bäuerliche Erbfolge im rechtsrheinischen Bayern. 
Mit einem Vorwort von Brentano, 1895. — Bäuerliche Zuftände im 
Deutihland (Bd. XXII-XXIV d. „Schrift d. Vereins f. Socialp.”), 1883. — 
Die Vererbung des ländlichen Grundbeſitzes im Königreich Preußen, herausgeg. von 
Sering ſeit 1897. 
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Eine Übereinjtimmung über die Form, in der das Anerbenrecht zu 
verwirklichen wäre, beiteht ebenjowenig wie über das Maß des dem Anerben 
zu gewährenden „Beſitzvorteils“. ine fleine Minderzahl will das An- 
erbenrecht als generelles Zwangserbrecht fonftruiert wiſſen. Andere, als 
ein nur für den Fall vorhergegangener Eintragung des Gutes in ein be- 
jonderes Grundbuch, die Höferolle, anmwendbares Höferecht, wobei wieder 
die Eintragung entweder nur auf Antrag des Eigentümers oder — vor= 
behaltlich des Rechtes desjelben, die Streichung zu begehren — von Amts 
wegen erfolgen joll. Meift aber wird an ein fafultatives Inteſtaterbrecht 
gedacht. Denn iſt man auch mit Schmoller darin einig, daß „es im wirt- 
jchaftlichen Intereſſe der ganzen Nation von Wichtigkeit bleibt, daß 
möglichit viele wirtjchaftliche Unternehmungen direkte Fortjegungen väter: 
licher Gejchäfte jeien,“ daß alſo heute wie einit „aufs dringendite er- 
wünjcht iſt, daß ein Sohn und nicht ein Fremder den Hof übernehme, 
daß in dieſer Weiſe die Güter in der Familie bleiben !; oder ftimmt man 
mindeftens Guſtav Marchet darin zu, daß mwenigitens in Gegenden, 
in denen der Hof auch als „im Hintergrund ftehende Zufluchtsitätte” be- 
trachtet wird, das Voraus des Anerben „feine Schwächung, ſondern eine 
Kräftigung des Yamilienfinnes“ bedeute? — jo will man doch den Be- 
fier in jeiner Verfügungsfreiheit nicht weiter bejchränfen, beziehungsweiſe 
den Anerben in feinem höheren Maße bevorzugen, als der angeitrebte 
Zweck es erfordert und als diejer Zweck fich als erreichbar daritellt. 
EinerfeitS wird aljo darauf hingemwiejen, daß die Anwendbarkeit des An- 
erbenrechtes jeine natürlichen Schranken in den Vererbungsfitten und 
Nechtsgewohnheiten der bäuerlichen Bevölferung finde, daß man alfo 
nicht daran denfen dürfe, es diejer auch dann aufzudrängen, wenn Real- 
oder gleiche Wertteilung fich eingelebt hat. Anderſeits wird, eben in 
Nücficht auf die nur bejcheidene Rolle des Anerbenrechtes, deſſen Er— 
gänzung durch eine zielbewußte pofitive Landwirtjchaftspolitif gefordert; 
insbejondere durch „eine jolche Geftaltung des Kreditrechts, durch 
welche eine Tilgung der Abfindungsjchuld in angemefjener Frift gewähr— 
leijtet wird,” ferner durch „eine folche Gejtaltung des Verfchuldungs- 
rechtes, durch das der jchuldnerijche Anerbe gegen augenblickliche Ver— 
legenheiten einen gewiſſen Schuß vor exefutivifchem Vorgehen erhält,“ 
endlich durch „eine folche Gejtaltung des landwirtjchaftlichen Ver— 


1Vgl. Shmoller in Thiels „Landwirtichaftlichen Jahrbüchern“ von 1882, 
©. 622}. 

* Bol. Marchet, Das Geſetz betreffend die Erbteilungsvorjchriften für land— 
wirtjchaftliche Befigungen mittlerer Größe (im „Jahrb. f. Geſetzgeb., Verwalt. ı. 
Volksw.“, XIIT/4). 
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ſicherungsweſens, die den Wirt vor den Folgen unvorhergeſehener 
ſchädigender Ereigniſſe und Zwiſchenfälle behütet“ (Buchenberger). 

Neben den Bemühungen, den Bauernſtand zu erhalten, laufen andere 
einher, mit dem Ziele einer Abänderung der beſtehenden Grundbeſitz— 
verteilung in der Richtung einer Zurückdrängung der Großgüter. Wo 
ein Übermaß diefer die Entwiclung eines bäuerlichen Mittelftandes ge- 
hemmt hat, foll durch „innere Kolonifation” Abhilfe gejchaffen werden, 
d. h. durch Anfäffigmachung bäuerlicher Wirte auf Stellen, die durch 
Zerſchlagung von Domänen und privaten Großgütern gewonnen werden, 
Eine Renaifjance alſo jener „Meierhofszeritücelungs“-Bolitit des 18. Jahr— 
hunderts. Verſchieden aber von ihr dadurch, daß fie vom Staat nach 
einem einheitlichen Plan und nicht nur auf feinen eigenen Domänen, 
fondern auch auf Gütern, die er zu dieſem Zweck erwirbt, ins Werk ge- 
ſetzt werden joll. Der Staat joll die neuen Anfiedler finanziell unter- 
ftüßen, ohne doch für fie die Gefahren im Gefolge der Beſitzverſchuldung, 
d. h. der Kapitalsfündigung und Zwangsverfteigerung heraufzubejchwören. 
Diefe jo geartete Unterftügung aber ſoll „unter Rückgriff auf das 
Mejen der älteren Erbpacht bei Befeitigung ihrer ſpezifiſch mittel- 
alterlichen Beitandteile” gewährt werden, um eine Zerjplitterung oder 
Aufſaugung der neuen Stellen bintanzuhalten. MS die entjprechende 
Rechtsform wird der Typus des „Nentengutes”, wie ihn die preußijche 
Gejeßgebung jeit 1886 gejchaffen hat, vor allem von Sering, ferner 
von Erwin Naſſe, Schmoller, Thiel, Sombart-Ermöleben, 
9. Baafche, Conrad, von der Gol& empfohlen, während andere 
Schriftiteller, wie Fuchs und Bhilippovich fich ihm gegenüber jehr 
rejerviert verhalten, Brentano ihn im Hinblic auf die Bejchränfung 
der Verfügungsfreiheit des Nentengutsbefiers unter Lebenden, die Un— 
ablösbarfeit der Nenten, die Unterwerfung unter das Anerbenvecht, als 
einen Rückfall in die Erbuntertänigfeit bezeichnet !. 

Die innere Kolonifation, wie fie in Preußen bejteht, bezwect nur 
die Neubegründung bäuerlicher Stellen. „Die Grundlage der wirtjchaft- 


' DBal. Sering, Innere Kolonijation. — Najje, Die wirtjchaftliche Be— 
deutung der Erbpacht (in Thiels „Landwirtjch. Jahrb.“, VII. Bd.) — Schmoller 
und Thiel im XXXI. Bd. der „Schrift. d. Vereins f. Socialp.” — Sombart, 
ebenda und: Das preußische Gejeß über Nentengüter (im „Jahrb. f. Geſetzg., Verwalt. 
u. Volksw.“, XIV/M. — Paaſche, Erbpacht und Nentengüter als Mittel zur 
Schaffung und Erhaltung eines ländlichen Mittel- und Kleinbeſitzes (in d. „Sahrb. 
f. Nationalöf. u. Statift., N. F., Bd. XIV) — Conrad, Boltswirtichaftspolitik, 
©. 785. — von der Goltz, PVorlefungen, ©. 93 ff. — Fuchs a. a. D. ©. 30 ff. — 
Philippovicdh a. a. D. ©, 48 ff. — Brentano, Gejammelte Aufjäße, ©. 297 ff. 
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lichen Exiſtenz muß in dem Rentengut liegen.“ Unmittelbar trägt 
ſie alſo zur Löſung der Landarbeiterfrage nichts bei. Gerade hierin aber 
wird ſie mit Rückſicht auf die außerordentliche Wichtigkeit der letzteren 
als ergänzungsdedürftig betrachtet. 

Die Landarbeiterfrage bietet einen doppelten Aſpekt, je nachdem man 
fie im Hinblid auf die Arbeit als Produktions und Koſtenfaktor oder 
auf die Arbeiter als für fich beitehende Wirtjchaftseinheiten aufmwirft 
und zu beantworten jucht. Das eine Mal wird ihr Inhalt durch die 
Bedürfnifje der Produktion, bezw. der landwirtichaftlichen Unternehmer 
bejtimmt; das andere Mal durch die Bedürfniffe der in der Landwirt- 
jchaft gegen Lohn ausführend tätigen Menfchen. Im erſten Fall weiit 
fie demgemäß volfswirtjchaftspolitifchen Charakter auf, im zweiten jozial- 
politifchen. Doch jtehen dieſe beiden Seiten des Problems im engjten 
BZufammenhange. 

Bon einer ländlichen Arbeiterfrage Tann allgemein exit jeit zwei 
Menjchenaltern gejprochen werden, d. h. ſeit der Befeitigung der alten 
ländlichen ArbeitSverfafjung und der Erjegung der unfreien Zwangsarbeit 
durch freie Lohnarbeit im Vereine mit der Freizügigkeit und Nieder- 
lafjungsfreiheit. Damit erſt waren die Vorausfegungen für die Bildung 
einer eigenen Klaſſe freier landwirtjchaftlicher Arbeiter gegeben, indem 
einerfeits alle Wirtjchaften, die früher ihren Arbeitsbedarf durch Fron— 
diente gedeckt hatten, jich nunmehr auf freie Arbeiter angewieſen jahen, 
während anderjeits ein Teil der ehemals untertänigen Bevölkerung 
genötigt war, um des Lebensunterhaltes willen die neueröffneten Arbeits- 
gelegenheiten aufzufuchen. 

Hatte die Arbeit als Kojtenfattor in den Großmwirtjchaften früher 
gar feine oder eine faum nennenswerte Rolle nur gejpielt, jo wurde 
es jet anders. Die Nentabilität des Betriebes wurde fortan abhängig 
einesteils von dem Lohnaufwande und anderenteilS von dem Nubeffeft 
der entlohnten Arbeit. Daß nun eine Steigerung der le&teren aus dem 
Wejen des freien Arbeitsvertrages heraus erfolgte, ijt jelbjtverjtändlich. 
Demgegenüber aber ift zunächit begrifflich feftzuhalten, daß die Progreffion 
in der Bewegung von Lohn und Arbeitseffeft feine gleichmäßige zu fein 
braucht, da die Lohnhöhe durch die wechjelnden Verhältniffe auf dem 
Arbeitsmarkte bedingt erjcheint. Ebenfowenig ift die Bewegung von Lohn 
und Produktpreis eine notwendig parallele. Endlich iſt es auch Klar, 
daß die Möglichkeit der Produktion überhaupt oder fortdauernder Bei- 
behaltung eines bejtimmten Betriebsfyitens an zwei WVorausfegungen 
geknüpft ift: erjtens, daß den landwirtjchaftlichen Unternehmern dauernd 
eine genügende Menge von Arbeitskräften zur Verfügung ftehe; ſodann, 
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daß der für fie erforderliche Lohnaufwand nicht die Nentabiltät beein- 
trächtige. 

Tatfächlic) gewinnt die ländliche Arbeiterfrage jeit einem halben 
Sahrhundert für die Landwirtſchaft und die landmwirtjchaftlichen Unter- 
nehmer jtetig wachjende Bedeutung; und zwar um jo mehr, in je höherem 
Make fich der Ländlichen Arbeiterbevölferung die Möglichkeiten zu wirk- 
jamer Ausnützung der ihr zuitehenden Freiheitsrechte bieten und in 
ihr der Wunſch lebendig wird, von ihnen auch Gebrauch zu machen. 
D. h. parallel zu: der Entwiclung der Berfehrsmittel und der Er— 
fchliegung fremder Erdteile; der vollitändigen Entfeffelung der gemerblich- 
industriellen Produktion und dem wachjenden Arbeitsbedarf in diefer; 
der Steigerung des Selbſtbewußtſeins und der Mehrung der Lebens- 
anfprüche innerhalb der Yandarbeiterklafjfe; dem zunehmenden Drange nach 
einer bequemeren, minder abwechjelungsleeren und vor allem hoffnungs- 
reicheren Griftenz, als fie auf dem Lande zu erwarten ift. Hält man 
das feit, jo wird der jtarie Abzug ländlicher Bevölferungsteile, jei es in 
überfeeifche Länder, jei es in die Städte und Induſtriezentren, ſowie 
namentlich der verjtärfte Druck, unter dem die Landwirtſchaft gegenwärtig 
infolge des Arbeitermangels leidet, vollfommen verständlich. Nicht minder 
aber auch, daß dieſe Reflexwirkungen der freien Arbeitsverfaſſung 
weder allgemein, noch wo fie zutage treten, gleichmäßig verteilt fein 
fünnen. In der Tat werden von ihnen in eriter Linie die Großmirt- 
jchaften und die Gebiete, wo folche vorherrfchen, betroffen. In weitaus. 
geringerem Grade dagegen oder gar nicht die mittleren und Kleinbetriebe, 
auf denen der Wirt und feine Angehörigen die vorfommenden Gejchäfte 
ganz oder doch zu einem Großteil jelbit bewältigen fünnen, während die 
Großmwirte das Defizit an Arbeitskräften durch arbeiterfparende Mafchinen 
feineswegs vollitändig wettzumachen imitande find. 

Solange das Niveau der Betriebsintenfität unter der angedeuteten 
Entwicklung nicht leidet, jondern höchitens allein die Vrofitrate der land- 
wirtjchaftlichen Unternehmer, bietet die ländliche Arbeiterfvage nur privat- 
wirtichaftliches Ipntereffe. Sie wird aber zu einem volfswirtjchaftlichen 
Problem erjten Ranges in dem Augenblide, in dem im Gefolge des 
Arbeitermangels die Gefahr einer Rückkehr zu extenfiveren Wirtfchafts- 
weiſen droht. In Deutjchland erjcheinen jedoch im Zufammenhange mit 
der Konfiguration der Betriebsverteilung die Intereſſen der Gejamtheit in 
anderer Art noch in Mitleidenschaft gezogen: dadurch nämlich, daß im Oſten 
des Reiches die alte Wirtfchaftsweife nur unter Heranziehung volksfremder, 
vorwiegend polnischer Arbeiter aufrechterhalten wird. Das ökonomische 
Problem gejtaltet fich jo zu einem auch national- und kulturpolitiſchen. 

XXI 


Agrarpolitik. 59 


Entiprechend der großen Tragweite der Landarbeiterfrage jest denn 
auch die wiflenschaftliche Bejchäftigung mit ihr jehr früh jchon ein. 
Roſcher zwar übergeht fie noch in den eriten Auflagen jeines Werkes 
mit Stillſchweigen. Allein bereits im Jahre 1866 widmet ihr Schmoller 
eine eindringende Sonderunterjuchung und ihm folgen von der Golf, 
Rudolf Meyer, Gustav von Schönberg, E. Laspeyres, 
9. Settegaft, Karl Kaerger u. v. a.!. Indem man das Übel 
und deſſen Rückwirkungen feititellt, erfennt man die Erforfcehung feiner 
eigentlichen Urſachen als unerläßliche Vorausjegung jeder wirkſamen 
Therapie und gelangt jo zu jorgfältigem Detailftudium der Struftur der 
Zandarbeiterflaffe jomwie ihrer jozialen und wirtjchaftlichen Lebens- 
bedingungen. Beſondere Bereicherung hat unfere Kenntnis diefer Dinge 
erfahren: durch die Ergebniſſe einer vom „Verein für Socialpolitif” ver- 
anftalteten Erhebung und jpeziell durch deren Verarbeitung für die Gebiete 
djtlich der Elbe von Mar Weber, jomwie die allgemeine Zuſammen— 
fafjung von Georg Friedrich Knapp; ferner durch die Darftellung der 
Auswanderungsverhältniffe von Philippovich; endlich für Dfterreich 
durh Karl Theodor von Inama-Sternegg und Hermann 
von Schullern-Schrattenhofen?. 

Man lernt aus diefen Schriften vor allem, daß die Landarbeiter- 
Hafje feine uniforme, jondern eine — rechtlich, jozial und wirtjchaftlich — 
ſtark differenzierte Mafje iſt. Damit natürlich auch, daß die Beweggründe 
zur Landflucht, bezw. zur Vertaufchung der landmwirtjchaftlichen mit ge— 
werblich-induftrieller oder jonjtiger Berufsarbeit, nicht mit gleicher Stärke 


ı Bol. Schmoller, Die ländliche Arbeiterfrage mit befonderer Nücjicht auf 
die norddeutſchen Verhältniffe (in d. „Zeitichr. f. d. geſ. Staatzwifj.“ von 1866, 
©. 171 ff). — von der Goltz, Die ländliche Arbeiterfrage und ihre Löſung, 1872 
(II. Aufl. 1874); Die ländliche Arbeiterklajje und der preußifche Staat, 1893. — 
Meyer, Die ländliche Arbeiterfrage in Deutjchland, 1873. — Schönberg, Zur 
landwirtjchaftlichen Arbeiterfrage (in d. „Zeitichr. f. d. geſ. Staatswiſſ.“ von 1875, 
©. 479 ff). — Laspeyres, Zur wirtjchaftlichen Lage der ländlichen Arbeiter im 
Deutjchen Reiche (ebenda von 1876, ©. 183 ff). — Settegaft, Die Landwirtjchaft 
und ihr Betrieb, III. Bd., 1879, ©. 1/179. — Kaerger, Die Sachjengängerei, 1890. 

? Dal. „Schrift. d. Vereins f. Socialp.“, Bd. LIIT—LV (Die Verhältniffe der 
Landarbeiter in Nordweftdeutichland; in Hohenzollern ufw.; im oftelbifchen Deutjch- 
land von Weber); Bd. LVIII (Verhandlungen von 1893); Bd. LIL (Philippo- 
vich, Auswanderung und Auswanderungspolitif im Deutjchen Reiche). — Die Land- 
arbeiter in den evang. Gebieten Norddeutjchlands, herausg. von Weber feit 1899. — 
Ssnama-Sternegg, Die landwirtichaftlichen Arbeiter und deren Löhne, 1895 
(S. U. aus d. XXI. Jahrg. d. „Statijtischen Monatsſchrift). — Schullern, Die 
Lohnarbeiter in der öfterreichifchen Yandwirtichaft (in d. „Zeitichr. f. Volksw., Sozialpol. 
u. Verwalt.“ von 1896). 
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auf ſämtliche Gruppen wirkten, aus denen fie fich zufammenjeßt. Ferner, 
daß dieſe Beweggründe feineswegs ausfchließlich ökonomiſcher Natur find. 
Endlich, daß der chronischen Arbeiternot mit jtaatlichen Zwangsmitteln, 
wie fie aus den Kreifen der Arbeitgeber gefordert werden !, nicht beizu- 
fommen jei. Daß die Perſönlichkeit des Gefindes von dem Arbeits— 
verhältnis zur Gänze und unter Ausschaltung jeglicher Bewegungsfreiheit 
erfaßt wird, daß die Dienitboten eben deshalb regelmäßig unverheiratet 
bleiben müſſen, daß fie einem Sonderrechte — den Gefindeordnungen — 
unterworfen erjcheinen, treibt fie ebenjo in die Stadt wie den Kontraft- 
arbeiter und den unangejejjenen Tagelöhner die materielle Unficherheit 
feiner Eriftenz, die ungemefjene Abhängigkeit vom Arbeitgeber, der Mangel 
jeder Ausficht auf eine Verbeſſerung jeiner Lage und den Aufitieg in 
eine höhere joziale Schichte, das Fehlen ausreichender Kranfen- und 
Armenfürforge. Nicht beifer, ja noch jchlimmer daran als fie ift der 
angejejjene Tagelöhner mit jehr Eleinem Grundbeſitz an Orten mit geringer 
Arbeitsgelegenheit. Sein Beſitz nüßt ihm da nicht viel und wird ihm nur zur 
Feſſel, die er jchwerer abjtreift als jeine beweglichen Standesgenojjen, welche 
feine noch jo kleine Scholle ihr eigen nennen. Dagegen denken Tage: 
löhner nicht an Landflucht, wenn ihnen ihr Grundbefi bei ausreichender 
Arbeitsgelegenheit ein größeres Maß von Unabhängigkeit gewährt, weil 
fie ihre Arbeitskraft, nur joweit fie in der eigenen Wirtjchaft entbehrlich 
it, im Tagelohn zu verwerten brauchen, der Zeit der Arbeitslojigkeit mit 
geringerem Bangen entgegenjehen fünnen und nicht alle Wege zur Ver: 
bejjerung ihres Loſes verfchloffen jehen. 

Daß man angefichts einer jolchen Lage der Dinge „dem chronifchen 
Arbeitermangel durch die früher beliebten Auswanderungsverbote nicht 
begegnen kann“ (Roſcher); daß ebenfowenig „eine Nede davon fein fann, 
(demjelben) durch ein irgendwie geftaltetes Zurückgreifen auf frühere gejegliche 
Einjchräntungen der wirtjchaftlichen Bewegungsfreiheit von Ort zu Dit 
innerhalb eines und desjelben StaatSsgebietes abzuhelfen“ (Buchenberger); 
daß „aus einer Bejchränfung der Freizügigkeit... . jelbit für die Landwirt- 
jchaft unangenehme Folgen entjtehen würden“ (von der Goltz); daß „jeder 
Verſuch .., mit Bolizeimaßregeln die ländliche Arbeiterjchaft zwingen zu 
wollen, in ihrer Stellung zu bleiben, an dem fortfchreitenden Selbſtbewußtſein 
auch dieſer Klaſſe feheitern müßte” (Philippovich)?: darüber bejteht 
unter den wiſſenſchaftlich ernjt zu nehmenden Agrarpolitifern fein Zweifel. 


' Bgl. Dade, Entwiclung der ländlichen Uxbeiterverhältnifie in... Preußen, 
Bayern und Sachſen von 1875—1895, 1897. 
® DBgl. Roſcher a. a. D. $ 125a; Buhhenberger a. a.9. I, ©. 585; 
von der Golf, Vorleſungen, S. 156; Philippovich a. a. D. ©. 73. 
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Wenn nun jo die Arbeitgeber im wejentlichen auf die Selbithilfe 
verwieſen werden, alfo in erjter Linie auf eine den Arbeitern günftige 
Ausgeftaltung der Lohnjyfteme und jodann auf erhöhte Fürforge für deren 
matevielles, geiftiges und fittliches Wohl, jo bedeutet das nicht auch ſchon 
die Ablehnung jedes ftaatlichen Eingriffes in die Landarbeiterverhältniffe, 
fondern nur die Forderung organijcher Gejtaltung desjelben. Eben 
deshalb wird, wie jchon erwähnt, der innige Zufammenhang einer ge- 
deihlichen Löjung der Landarbeiterfrage mit einer weitausfchauenden Land— 
politif betont. Wie eine jolche durch Anfiedlung von — bei der Be— 
friedigung des Arbeitbedarfs mehr weniger autonomen — bäuerlichen Wirten 
an Stelle von Großgütern mittelbar dem ländlichen Arbeitermangel ab- 
helfen joll, jo unmittelbar durch Ermeiterung der inneren Rolonifation 
in dem Ginne einer Errichtung Ffleiner Wrbeitergüter in Anlehnung an 
Bauerndörfer oder in Vermiſchung mit folchen, um jo den Arbeitern die 
Ausficht zu eröffnen auf den Erwerb und die Vergrößerung einer eigenen 
Scholle, verbunden mit gejicherter Arbeitsgelegenheit und Anteil am Ge- 
meindeleben !. 

So mündet denn das Arbeiterproblem auf dem Lande in das Pro- 
blem der richtigen Grundbeſitz- und Betriebsverteilung. Aber man ift 
darüber einig, daß es mit dieſem fich Feineswegs vollitändig deckt. Man 
erachtet aljo das Maß der jozialpolitifchen Anforderungen an den Staat 
mit der Bildung von Arbeitergütern auch nicht für erfchöpft. Vielmehr 
wird jeitgehalten, daß die Verbejjerung der allgemeinen KRulturzuftände 
auf dem Lande und die Anbahnung einer Ausgleichung der Gegenfäte 
zwijchen jtädtifcher und ländlicher Kultur dadurch anzuftreben jei, „daß 
dieje legtere in bezug auf Sicherheit und möglichen Fortjchritt der 
Eriftenz, in bezug auf Kranken- und Armenfürforge, in bezug auf Volks— 
bildung und Bolfsunterhaltung, in bezug auf Achtung und Geltendmachung 
der Perjönlichkeit fich dem Guten, was die jtädtifche und induftrielle Ent- 
wiclung geboten hat, anjchließt” (Philippovich). Manche Schrift: 
jtellev empfehlen auch die Gröffnung des Weges zur Selbithilfe für die 
Zandarbeiter durch die Gewährung der KRoalitionsfreiheit, bezw. durch die 
Ausdehnung der Schugnormen zugunften gewerblicher Arbeiter auch auf 
die ländlichen in einer deren VBerhältniffen angepaßten Weife. 

Die Anregung zu der Erwägung der Frage: ob und in welchem 
Umfange Arbeiterichuß auch in der Landwirtfchaft zu befürworten ei, 


! Dal. Sering, Die innere Koloniſation ujw.; Arbeiterfrage und Kolonijation 
in den öftlichen Provinzen. 
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it vom Sozialismus ausgegangen. Speziell Kautsky widmet dieſem 
Gegenftande eine eindringende Unterfuchung !. Natürlich hat der Sozialis- 
mus auch neuerliche eingehende Prüfung der Frage nach der Berechtigung 
und Notwendigfeit des Privateigentums an Grund und Boden jowie 
zahlveiche Darlegungen über die Unmöglichkeit einer Kollektivierung des 
[chteven hervorgerufen. Sonſt aber hat ex, was die Jdeenentwidlung 
auf dem Gebiete der Agrarpolitit anbelangt, faum etwas Neues ge: 
ichaffen und weit mehr von der bürgerlichen Nationalöfonomie empfangen 
als ihr gegeben. Man braucht, um dies einzujehen, bloß die Entwicklung 
der Stellung des Sozialismus zum Problem der Betriebs- und Beſitz— 
verteilung in der jüngften Zeit zu prüfen. 

Anfänglich bejchäftigte fich der Sozialismus nur mit der Eigen- 
tumsfrage Die Antwort auf diejelbe lautete aber nicht einheitlich. 
Mollten die einen den privaten Kleingrundbeſitz als Vorausfegung der 
perfünlichen Freiheit erhalten wifjen, jo überwog bei den anderen, vor— 
nehmlich den Deutjchen, die Forderung des Gemeineigentums. Karl 
Marx und Friedrich Engel hatten fie bereits im „Kommuniſtiſchen 
Manifeſt“ aufgeitellt. Zwei Jahrzehnte jpäter machte auch die „Inter— 
nationale Arbeiterafjoziation” auf den Kongrefien von Brüſſel und Bajel 
(1868—69) fie fich zu eigen. Und fie figuriert auch heute noch im 
Programm der deutjchen Sozialdemokratie. 

Begründet wurde das Bojtulat der Kolleftivierung von Grund und 
Boden zunächit damit, daß dasjelbe fich in logiſcher Konjequenz aus dem 
allgemeinen Bergejellichaftungsprogramm ergebe; mit dem Recht aljo der 
Gejellichaft zur Abjchaffung des privaten Grumdeigentums. Dann aber 
und mit ftetig jteigendem Nachdruck mit der Behauptung: daß einerjeits 
der landwirtfchaftliche Großbetrieb unter dem Gefichtspunft des Pro— 
duktionsintereſſes die allein wünfchenswerte Betriebsform darjtelle und daß 
anderjeitS die Entwicklung der VBerkehrswirtichaft jelbittätig ebenjo der 
Spzialifierung der landwirtfchaftlichen wie der gemwerblich-induftriellen 
Produktion zuſteuere. D. h. man gelangte dazu, ſich auch mit dem 
BetriebSsproblem in der Landwirtjichaft zu befajjen, um auf diejem 
Wege, neben politifchen und fozialethifchen, auch volfswirtjchaftliche 
Argumente zur Begründung der — programmatijch vorweg genommenen — 
Antwort auf die Eigentumsfrage zu gewinnen. 

„Die kleine Bauernwirtjchaft fteht in demjelben Verhältnis zur 
modernen großen Agrifultur, wie die Handjpinnerei und Weberei zur 
Majchinenjpinnerei und Weberei“, meint J. G. Eccarius und ergänzt 

ı Dal. Kautsky a. a. D. ©. 339/384. 
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gleichzeitig diefe Charakterifierung des landwirtjchaftlichen Kleinbetriebes 
ducch die Feſtſtellung feiner jozialen und politifchen Rückſtändigkeit, welche 
„die Arbeiterbewegung in Frankreich wie anderswo auf dem Kontinente 
paralyfiert“ !. Wilhelm Liebfnecht hinwiederum fonftatiert auf 
Grund einer Gegenüberitellung Englands, „des Landes der vollendeteiten 
Großacermwirtfchaft", und Frankreichs mit feinem vorherrichenden Klein- 
und Parzellenbetrieb, auf jeite des leßteren „geringeren Bodenertrag bei 
Arbeitsverfchwendung und obendrein Ausjfaugung des Bodens“, begleitet 
von Zweikinderſyſtem und Entvölferung. ben deshalb ift ihm aber 
auch das franzöfifche Parzellenfyitem ein öfonomifch überwundener Stand- 
punft und muß unweigerlich der Auffaugung durch die Großmwirtjchaft 
verfallen. Denn „die landwirtjchaftliche Kleinproduftion kann die Kon- 
kurrenz mit der landwirtjchaftlichen Großproduftion nicht aushalten“. 
Das habe allgemeine Geltung; auch für Deutfchland, dem England in 
feinen Zuftänden „nur um einige Stationen voraus” ſei. „Was in 
England iſt, wird in Deutjchland“. Auch wo hier „noch ein relativ 
gutjituterter Bauernitand fich erhalten (habe, fei) derſelbe nach den un— 
abänderlichen Gejegen der heutigen Produktionsweiſe, ... deren verderb- 
liche Wirkungen nur zugleich mit ihrer Urfache, d. i. mit der heutigen 
Produftionsweife, aufgehoben werden können, dem Untergang geweiht. 
Sein Todesurteil iſt gefprochen ... Der Dampfpflug wird den Ackerbau 
ebenjo revolutionieren, wie der Dampfwebeituhl und die Spinnmafchine 
die Induſtrie revolutioniert haben — er vernichtet die Kleinproduftion“ ?. 
Glaubt man nicht Kojegarten? zu hören? Nur daß diefer freilich, 
1842, von einer bis zur Verwendung von Dampfpflügen gediehenen Bro- 
duftionstechnif noch nichts gewußt hat! 

Das alles bedeutet nichts al3 die Anwendung des von Marx für 
die Induſtrie aufgeitellten Konzentrationsgefeges auch auf die Landwirt: 
ſchaft. Mit diefer hat fich befanntli Marx jelbft nur flüchtig und 
zudem nur mit ihrer fapitaliftiichen Form befaßt. Sah er ja jein Ent» 
wicdelungsfchema, wie auch bereit$ aus dem „Kommuniſtiſchen Manifeft“ 
hervorgeht, als ein allgemein gültiges an*. Gbendeshalb blieb auch die 
Beichäftigung mit den Problemen der Agrarpolitit überhaupt und der 
Betriebsfrage im bejonderen innerhalb der marriftifch gerichteten deutschen 
Sozialdemokratie bis in das legte Dezennium des abgelaufenen Jahr— 





I Bol. Eccarius, Eines Arbeiterd Widerlegung der nationalöfonomijchen 
Lehren J ©. Mills, 1869 (Neuausgabe 1888), ©. 52, 57. 
? Dal. Liebknecht, Die Grund» und Bodenfrage, 1874, ©. 28f., 52, 67, 81f. 
3 Bol. oben ©. Ef. 
* Bol. Das fommuniftiihe Manifeft, III. Ausgabe 1888, ©. 10. 
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hunderts hinein äußerſt fpärlich. Sie fchien auch jchon deshalb unnötig, 
weil die VBorausfegung der Auffaugung des Bauernlandes und der bäuer- 
lichen Wirtichaft durch Großgrundbefit und Großbetrieb gerade von 
fonfervativ-mittelftandspolitifcher Seite ebenfall3 geteilt und auf das 
eifrigfte verfochten wurde. Daß diefe fürchtete und durch ftaatliche Maß— 
nahmen bintangehalten, bezw. rückgängig gemacht wilfen wollte, was der 
Sozialismus erhoffte und als zwar jehmerzlichen, jedoch notwendigen Über- 
gang zu einer fehöneren Zukunft bearüßte, tat nichts zur Sache. Die 
Hauptjache war, daß man die Entwiclungsrichtung als abjolut feititehend 
betrachten zu dürfen glaubte; alle Mittelitandspolitit dagegen als gleich- 
gültig. Denn an die Wirkſamkeit gejeggeberifcher und adminiftrativer 
Aktionen mit dem Ziele einer Änderung oder dauernden Rückſtauung der 
wirtſchaftsgeſetzlichen Entwiclung glaubte und glaubt eben dev Marrismus 
nicht. 

Dabei iſt es nun allerdings nicht geblieben. Vielmehr vollzieht fich 
feit etwa einem halben Menfchenalter in den Reihen der Sozialdemokratie 
ein Differenzierungsprozeß mit Bezug auf die Stellungnahme zu den ver- 
jchiedenen Produftionszweigen. Mehrfache Umstände haben hierbei kon— 
ftitutiv mitgemirft. 

Nicht ohne Einfluß find ficherlich auch die Ergebnifje der bürgerlich- 
nationalöfonomifchen Forſchung geblieben. Weitaus wichtiger waren die 
Feititellungen der Berufs- und Betriebszählung vom 14. Juni 1895, aus 
denen fich ergab, daß im Deutfchen Reiche der Anteil der Betriebe in den 
Größenklaffen bis zu 20 ha an der gefamten landwirtfchaftlich genußten 
Fläche gegenüber dem Jahre 1882 von 44,48 auf 45,57 °/o gejtiegen 
war — und das troß der Krife, Die doch daS Tempo des Unterganges 
der Kleinwirtjchaft exit vecht befchleunigen jollte. Ausfchlaggebend waren 
jedoch, wie überall und immer in wirtjchaftspolitifchen Fragen, praktijche 
Erwägungen. Urjprünglich hatte die Sozialdemokratie troß ihres uni- 
verjalen Charakters ihre Aufmerkſamkeit faſt ausjchließlich der Gewinnung 
des induftriellen Proletariates zugewendet und war jo, je vollitändiger 
ihr deſſen Angliederung an den Parteikörper gelang, tatjächlich zu einer 
Drganifation der industriellen Arbeiterfchaft geworden. Das allein darf fie 
jedoch ihrem Weſen nach weder fein, noch fein wollen. Die Erkenntnis 
von der Notwendigkeit einer Gewinnung auch der ländlichen (Arbeiter 
und Eleinbäuerlichen) Bevölkerung als Vorausſetzung des Sieges iſt des— 
halb in ihr ſtets lebendig geblieben. Sie trat aber ſelbſtverſtändlich erſt 
ſtark und ſtärker in dem Maße zutage, in dem die natürlichen Grenzen 
der Weiterentwicklung der Partei innerhalb der Induſtriearbeiterſchaft 
näherrückten. 
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Durch welche Mittel jollen aber ländliche Arbeiter und Kleinbauern 
gewonnen werden? 

Schon die Frage an fich bedeutet einen Zweifel an der Anwendbarkeit 
der marriftifchen Schablone für die landwirtjchaftliche Produktion. Dazu 
gefellt fich die durch das viefenhafte Wachstum der Partei in ihr groß— 
gewordene Tendenz zu praftifcher Tätigkeit auch auf dem Nechtsboden 
des Gegenmwartsitaates. Sol fich diefe und kann fie fich in denjelben 
Bahnen bewegen wie jene zugunften der Induſtriearbeiterſchaft? Und 
wenn eine jozialpolitifche Neformtätigkeit mit dem Ziel, dieſe letztere zu 
ſchützen und zu heben, dem Endziel nicht präjudiziert, gilt daS auch von 
einer jo gearteten Tätigleit im Intereſſe der bäuerlichen Kleinwirte und 
Kleingrundbefiger? Alſo nur Landarbeiter- oder auch Bauernſchutz? Und 
welcher Inhalt foll diefem und jenem gegeben werden? Soll ſchließlich 
der Bauernſchutz nur einen Verſuch darftellen, den — im übrigen als 
unvermeidlich angejehenen — Untergang des Kleinbetriebes abzumildern, 
oder die Abmwendung desjelben fich zur Aufgabe ftellen ? 

Man fieht: von der Art der Beantwortung diefer Fragen hängt 
auch die einheitliche Struktur der fozialiftifchen Wirtjchafts- jowie in 
weiterer Folge der Nechts- und Gefellichaftsauffaffung in Theorie und 
Praxis ab. 

So erklärt fich leicht die gegenwärtig auch in den Kreiſen der 
jozialiftifchen Iheoretifer jehr nachhaltige Bejchäftigung mit den agrar- 
politifchen Fragen. Zugleich auch, daß diefe feine einheitliche Beant— 
mwortung erfahren. 

Der Wortführer jener Gruppe, die nach wie vor auf ſtreng marrifti- 
ichem Boden verharrt, ift Kautsky. Was er an Schugmaßnahmen 
zugunften der Landwirtfchaft, der Landbevölferung überhaupt und des 
ländlichen Proletariats insbejondere vorſchlägt, bezweckt aljo lediglich 
die Nationalifierung der Produktion und deren Schuß vor feudalen 
Privilegien, die Verwandlung des Polizeiſtaates in einen Kulturftaat, 
Arbeiterfchuß für die Landarbeiter und Pächterſchutz — lauter Maßregeln, 
die dem Endziel in feiner Art präjudizieren. Dagegen ftellen fi Eduard 
Bernjtein und David! in der Leugnung der Gültigkeit der Kon— 
zentrationstheorie auch für die Landwirtfchaft, in der Behauptung der 
Lebensfähigfeit und Dafeinsberechtigung der bäuerlichen Wirtſchaft auch) 
in der fapitaliftiichen Gefellfchaft, in der programmatifchen Boftulierung 
einerjeitS von Schuß für die vorhandenen Kleinbetriebe und anderjeits 





ı Bol. Kautsky a. a. O.; Bernftein, Die Vorausfegungen des Sozialis— 
mu3 und die Aufgaben der Sozialdemokratie, 1899; David a. a. D. 
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der Schaffung neuer durch vollftändige Zerſchlagung der Großbetriebe, 
behexzt auf denfelben Boden mit den „Vulgärökonomen“. Allerdings läßt 
David in dem eriten, bloß die Betriebsfrage behandelnden Bande 
jeines Werkes die Frage nach dem Nechtstitel der bäuerlichen Selbit- 
wirtjchaftler auf ihren Boden offen. Allein er deutet doch an, daß er 
an feine Eigentumsrechte „im Sinne beliebiger Berfügungsfreiheit über den 
Boden wie über eine Ware denke... Es (jeien) Formen der Nußnießung 
möglich, die, der Schattenfeiten des freien Eigentums entkleidet, die Licht- 
feiten desfelben aufweifen“. Eine Formulierung, die natürlich Beitiftungs- 
zwang, Einſchuldungsbeſchränkungen und Anerbenrecht nicht nur nicht 
ausfchließt, jondern in Verbindung mit dem Gedanfen einer Übernahme 
des großbetrieblichen Geländes — und in weiterer Folge doch wohl des 
Bodens überhaupt? — auf den Staat geradezu mit logischer Notwendig- 
feit nach fich zieht. Iſt es nämlich einerfeits richtig, daß „die Förderung 
der Entwicklung zum landwirtfchaftlichen Kleinbetrieb“ gleichermaßen ver- 
langt wird durch „das Intereſſe an höchiter Produktivität, .... an der Er— 
zeugung einer möglichit hohen Wertmaffe auf dem heimischen Boden 
und... an der dauernden Erhaltung und Steigerung der Fruchtbarkeit”, 
fo ift es Doch anderjeitS unleugbar, daß — gerade wenn Davids Bor: 
fchläge fich realiſierten — für die Feithaltung bejtimmter räumlicher 
Borausjfegungen des bäuerlichen Betriebes vorgejorgt werden müßte; 
und zwar anders als im Wege freier Grundbefigbewegung. Die „Tendenz 
auf Verkleinerung der Betriebe in den induftriellen Ländern und Gegenden“ 
in allen Ehren! Zugegeben auch, daß „das Normalmaß der bäuerlichen 
Betriebe Lleiner wird“! Allein beliebig klein wird es doch wohl 
nicht werden dürfen und ebenſowenig die Entjcheidung hierüber einzig 
dem bäuerlichen Wirt überlaffen bleiben, wenn diejer, wie David will 
und es bei feiner Konzeption auch nicht anders fein kann, nur Nutznießer 
ſeines Bodens jein, daS Obereigentum an demfelben jedoch „der Gejamt- 
heit“, d. 5. zunächit und mindeftens auf abjehbare Zeit hinaus noch, dem 
Staat zuftehen fol. Muß dann nicht diefer als DObereigentümer auch 
Vormund der bäuerlichen Nußnießer fein; und zwar um jo eher, als er 
diefen gegenüber nicht wie einit Grund- und Gutsherr ein jelbitifches, 
jondern das allgemeine Intereſſe an tadellofer Funktionierung der land» 
wirtjchaftlichen Produktion in der rationelliten Betriebsform wahrzunehmen 
hätte? Und wird die Gejebgebung wohl, wenn das Obereigentum nur 
an den auf Domänen und den enteigneten privaten Großgütern neu 
gebildeten Wirtjchaften bejtehen joll, die alten anders behandeln als dieſe? 
Käme da nicht ein gefährlicher Riß in diefe neue Ordnung und würde, 
bliebe das Eigentum der alten Wirte reſpektiert, nicht am Ende der 
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„Eigentumsfanatismus“ auch in den neuen Nußnießern wach? Über all 
das läßt ſich kaum mit der Bemerkung hinmweggleiten, daß „die Braris 
bald lehren wird, das Obereigentumsrecht der Gejamtheit und das 
Nubungsrecht der einzelnen gegeneinander abzugrenzen“. Und ebenjowenig 
auch mit dem Hinweis auf die BProduzentengenofjenfchaften, die „ihrer 
Konftruftion nach durchaus befähigt ſeien, ... auch die eigentliche land» 
wirtjchaftliche Produktion genofjenichaftlich zu organifieren”. Hebt ja 
David mit Recht jelbit hervor, daß ihre eigentliche Aufgabe: „die zweck— 
mäßigere, planmäßigere Gejtaltung der Bezugs- und Verwertungsarbeit”, 
infolange auch die alleinige bleiben würde, als fich nicht die Bauern durch 
die Erfahrungen der Praris „zu einer jchrittweifen Hineinziehung der 
organischen Produktion in den Bereich der unmittelbaren Genofjenjchafts- 
betätigung“ bejtimmen lajjen. Bis das gejchehen ift — und wie lange 
würde e3 wohl dauern, bis „die innere pſychologiſche Kontrolle, das fitt- 
liche Pflichtbewußtjein ausreicht, um das deal der Broduftivgenofjen- 
ſchaft realifierbar zu machen“? — fließt offenbar die von David 
empfohlene Agrarpolitik, was die Stellungnahme zu den grundlegenden 
Problemen betrifft, mit derjenigen der „vulgärökonomiſchen“ Anhänger 
des Kleinbetriebes vollftändig zufammen. Was ihn von den Meiften 
unter diejen jcheidet, ift nur: die Abfolutheit feiner Forderung einer 
Berwandlung des’ landwirtfchaftlichen Großbetriebes in bäuerlichen; jeine 
innerlich notwendig geringere Wideritandsfähigfeit gegen eine Ein— 
ſchränkung der Kleinwirte in ihrer mirtjchaftlichen Bemegungsfreiheit; 
jchließlich das, jozialiftifche Endziel zunächit für die Snduftriearbeiterfchaft. 
Ihm iſt eben „die materielle und fulturelle Hebung des Arbeitsbauern 
an das fiegreiche Fortjchreiten der modernen Arbeiterbewegung geknüpft”, 
wie umgelehrt für dieſe „die Gewinnung der werktätigen Landbauern- 
maſſe unentbehrlich zur Groberung der politifchen Macht“ !. 


1 Bol. David a. a. D., bei. ©. 697 ff. 


XXI 5* 














9 

— J I j ß 

£ ji —*— — * J 
log, —— u 
aaa ur J — J 
Ak —* Mi — 

ward au — DR — 
Peer ee | er Pr fh 

5 Bee * 7 Ki 5} a i il 4 Le — * * — 
66 J — ARE RD 

AL" * * Ten vb vfiis er ü n BALEAREN 

zus Ar, * ARE Pe aueh 1er 

eig TS 0 Dez — BR SR LEE AN ENTE 

ie t ER TEN m Pe 
h sel; j ——— J * Be) — 

— ia IE Re TR J — Az — 

— A Be ’# = Hi ES, Kur Kuna 

—— ET 22 EP FE — — I 
ee. — Pe 

Fi ps; ? Fur) "Aha % ur gr 

er Gab: Ir ” —F AL un 1 * 
© uns —* — 

re a 


— 
t RER 


ce - 
— 
[IR] An 
RE: 

AT 



















— J 


— 4 R 5 





Mae 
j —J 


XXI. 


Die volfswirtichaftlichen Grundlagen der land- 
wirtfchaftlichen Berriebslehre. 


Bon 
Willy Wygodzinsfi, Bonn, 


Snhaltsverzeichnis. 
Die rationelle Landwirtichaft und das Erwerbsintereſſe: Thaer ©. 1. — Die wifjen- 
ichaftliche Begründung der Betriebzlehre: Koppe ©. 8, Thünen ©. 9. — Die Nach— 
folger: Schwerz, Göriz ©. 11. — Der naturwiffenjchaftliche Dogmatismus: Liebig 
©. 11. — Die volfswirtichaftliche Richtung: Schulze ©. 14, Lambl ©. 17, v.d. Golf 
©. 17. — Die neue exrafte Schule: Aereboe ©. 19. 


Die landwirtjchaftliche Betriebslehre in den üblichen Daritellungen 
gehört ihrer Abficht nach durchaus den privatwirtfchaftlichen Disziplinen 
an; fie will Anweiſung zur Erzielung des höchitmöglichen NReinertrages 
geben. Die jo ausgejprochene Zielfegung liegt nicht an fich im Wejen 
der Landmwirtjchaft; fie ift vielmehr in die Landwirtjchaftslehre erſt von 
außen hineingetragen, und zwar von der Nationalöfonomit her. Wie 
die ganze deutſche VBolfswirtjchaft und Volkswirtſchaftslehre jteht die land- 
wirtfchaftliche Betriebslehre des 19, Jahrhunderts unter dem Ideal des 
Liberalismus, unter dem Ginfluffe der Lehre von der freien Konkurrenz, 
des unbedingten und grenzenlojen Strebens nach dem Gewinn. Die Er- 
zielung des höchiten Reinertrags ift in den mannigfachiten Modifikationen 
das Grundproblem, nach dem hin die junge Wiffenfchaft der landiwirt- 
Ichaftlichen Betriebslehre die Behandlung aller ihrer anderen Fragen 
orientiert, weil fie fich aus den Stimmungen und Forderungen ihrer Zeit 
heraus dazu verpflichtet glaubt. „Der größere Landwirt ift mehr oder 
weniger Gemwerbsmann und muß es fein. Gr ift, wie der Kaufmann, 
Fabrifant,” jagt Karl von Sparre im Jahre 1842 „Die Lebens 
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fragen im Staate in Beziehung auf das Grundbeſitztum,“ Bd. J, ©. 177). 
Aber wie erichroden über dieſe Konzejfion an den Zeitgeift fügt er jofort 
in einer Anmerkung hinzu: „Mit dem Unterjchiede jedoch, daß der Kolon, 
der Bauer nicht wie der Pachter und der landwirtjchaftliche Spefulant 
unaufhörlich auf Profit und Reingewinn finnen und dazu alle Nerven und 
Kräfte anjpannen joll. Ihre Tendenz geht zunächit auf die Noherträge, 
die Lebensunterhalt gewähren. Gewinn der Produktion ijt allerdings 
auch ihre Sache, wie die jedes Arbeiters, aber das Wefen ihrer Tätigkeit 
beiteht doch nicht im Neingewinn und in diefem allein.” Man fühlt, 
wie der kluge Mann vergebens zur Klarheit der entjchlojjenen Partei— 
nahme zu fommen jucht, und die Diſſonanz diefer „mit dem Unterjchiede 
jedoch”, „zunächit”, „allerdings auch” wirkt für jedes feine Ohr quälend. 
So wenig find, noch in der Mitte des Jahrhunderts, die alte und die 
neue Weltanfchauung ausgeglichen! 

Die Gewinnung des Lebensunterhaltes, dev „Nahrung“ ift, wie die 
Worte Sparres beweifen, noch lange das gleichjam natürliche Ziel der 
Wirtſchaft des Landmanns; unter der Schwelle des Bewußtſeins Lebt 
diefes ſchlichtere Ideal auch heute noch. Im 18. Jahrhundert herrſchte 
es zuerit noch al3 Gedanke des SFamilienlebens, wie Rocher es aus— 
drückt, unbedingt in der Hauspäterliteratur. Das Ende diejes Säfulums 
ſah freilich jchon jeine Defadenz. 

Albrecht Thaer, den wir als den eigentlichen Wortführer dieſer 
neuen Zeit betrachten können, jpricht es in feinem Hauptwerfe, den 
„Srundjägen der rationellen Landwirtfchaft” (Berlin 1809/12), mit 
danfenswerter Deutlichkeit aus. „Die Landwirtjchaft”, jo heißt es gleich 
in $ 1 des eriten Bandes, „ilt ein Gewerbe, welches zum Zweck hat, 
durch Produktion (zumeilen auch durch fernere Bearbeitung) vegetabilifcher 
und tieriicher Subjtanzen Gewinn zu erzeugen oder Geld zu erwerben.” 
Und um ja feine Mißdeutung auflommen zu lafjen, erklärt ex noch einmal 
in 8 2, daß nicht die möglich höchite Produktion, jondern der höchite 
reine Gewinn der Zweck des Landwirts jei und fein müſſe. 

Wie nochmals betont jein möge, iſt Thaer durchaus nicht etwa der 
einzige oder erſte Vertreter diejer rein rechnungsmäßigen Auffafjung. So 
bezeichnet, um ein Beijpiel für viele zu nehmen, der jeinerzeit jehr an- 
gejehene U. 2. von Seutter in feinem „Verſuch einer Darftellung der 
höheren Landwirtjchaftswifjenschaft für Kameraliften, Okonomen und 
Dfonomieverwalter” (Leipzig 1800) als Aufgabe der Landwirtfchaftslehre 
die Entwiclung und Darftellung der praftifchen Negeln, durch welche der 
höchite nachhaltige Gelderwerb oder das abjolute Eigentum durch Pro: 
duzierungen in der Sinnenwelt vealifiert werden könne. 
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Thaer ragt freilich über den Kreis dieſer Längitvergejjenen durch 
die Wucht jeiner eindrucsvollen Perſönlichkeit, die breite Fundierung 
feiner Bildung, durch die Kunſt der Daritellung und jchließlich durch den 
unmiderftehlichen Glan jeiner Synitiative weit heraus. Gr ift für die 
deutjche, fpeziell für die norddeutfche "Landwirtfchaft durch Lehre und 
Wirkſamkeit der Mann des Schickſals geworden. 

Die Lehre Thaers ift die des uneingejchräntten öfonomijchen Libera- 
lismus. Das bedeutet dreierlei: das Individuum joll aus allen Banden 
und allen Verbindungen gelöjt werden; diejem freien Individuum wird 
als Lebenszwecf der Gelderwerb imputiert; als Mittel zur Erreichung 
diejes Zweckes wird die Nationalijierung des Betriebes bezeichnet. Die 
„rationelle Landwirtſchaft“ jpielt in dem großen Brozejfe der Umbildung 
der Wirtjchaft des 19. Jahrhunderts für die Landwirtjchaft diefelbe Rolle 
wie die Gewerbefreiheit in der gewerblichen Produktion. Dieſe wie jene 
bilden Fermente der Zerfegung. Wie ſich Handwerf und Großinduftrie 
als Ertreme jondern, jo zerjegt ſich nun der gutsherrliche Betrieb des 
18. Jahrhunderts in Großbetrieb auf der einen, Bauernwirtjchaft auf 
der anderen Seite. Und wie in der Sphäre des Gewerbes begünftigt 
auch in der Landwirtjchaft die Rationalifierung und Intenſivierung des 
Betriebes den Fapitalveicheren Wirtjchafter, fördert „kapitaliſtiſche“ Ten- 
denzen. 

Die geiftige Konjtitution Thaers war die des Aufflärers; jchon als 
Knabe eifriger Lejer Voltaires und der Gnzyflopädiiten, übertrug er 
naturgemäß die Bildungselemente dieſer jeiner Zeit auf fein eigenes 
Intereſſengebiet, eben die landwirtjchaftliche Betriebslehre. Der Weg 
führte von Frankreich über England. 1798 erjchien der erſte Band feiner 
„Ginleitung zur Kenntnis der englifchen Landwirtfchaft und ihrer neueren 
praktischen und theoretijchen Fortjchritte in Rücjicht auf Vervollkommnung 
deutjcher Landwirtjchaft für denfende Landwirte und Kameraliſten,“ die 
Programmfchrift der neuen Lehre, die in allen Hauptpunften hier ſchon 
zum Ausdruck kommt. Die Rolle der Regierung als Förderin der Land- 
wirtichaft wird auf die Bejeitigung der Hinderniffe der Kultur, vor allem 
„jener Überrefte der Barbarei, der gemeinfchaftlichen Viehtriften, des 
Plaggenhiebes und anderer erjchlichener Gerechtigkeiten“ beſchränkt. „Mit 
befehlender Autorität darf fie nicht weiter gehen, ſonſt legte fie dem 
Unternehmungsgeifte, dejjen Grenzen fich nicht bejtimmen lajjen, neue 
Hinderniffe in den Weg.” (Bd. L 2. Aufl, ©. 47). Man folle nur 
jedem die Freiheit lajfen, zu faufen, zu verlaufen und zu verjegen, was 
er wolle. Die guten Wirte würden ſich dann bald heben, die jchlechten 
bald zugrunde gehen. Aber dafür würden genug andere kommen, die 
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Geld, Tätigkeit und Kenntniffe mitbrächten. (Band II, ©. 207.) Oder, 
wie er es in den „Annalen des Ackerbaues“ 1806 ausdrüct, die völlige 
‘Freiheit, Eleinere Güter zufammenzuziehen oder mit einem großen zu ver- 
einigen, und wiederum größere Güter in Parzellen von beliebiger Größe 
zu zerfchlagen, werde für die Produktion und die allgemeine Wohlfahrt 
am vorteilhafteiten fein. Es iſt befannt, von welchem Einfluß Thaer in 
der preußifchen Agrarreform geworden iſt; die Bauernbefreiung und ihre 
Geitaltung unter Stein-Hardenberg, die Gemeinheitsteilungsordnung von 
1821 überjegten feine theoretifchen Anjchauungen von der Freiheit in Die 
Praris. Wie jehr diefer jieghafte Vorſtoß des Liberalismus kapitaliſtiſchen 
Bielen diente, wifjen wir jeit Knapp. Aber jchon aus Thaers eigenen 
programmatifchen Außerungen iſt abzujehen, wie ev unmillfürlich die 
Forderung der SFreiheit des Erwerbs und des Griwerbenden zu einem 
bloßen Mittel der Produktionsſteigerung umbiegt. Er will den Fröner 
frei machen, im Intereſſe der Menfchlichfeit, gewiß; aber doch auch weil 
nach jeiner Beobachtung die widerwillig geleiftete unfreie Arbeit in ihrem 
wirtichaftlichen Erfolge hinter der Tätigkeit freier Arbeiter zurüciteht. 
Ein gefühlsmäßiges Intereſſe an den Arbeitern nimmt er im Grunde 
feines Herzens faum. Zwar weiß er jehr wohl, daß niedriger Lohn oft 
unzmwecfmäßig jei, daß fich „Kraft, Tätigkeit und Gejchieflichfeit der 
Menjchen häufig nach der Nahrung und dem Wohlitande, worin fie in 
ihrer Art leben,” richte, und daß ein Arbeiter, der 12 Grofchen täglich 
erhalte, oft, der Quantität und Güte nach, mehr als zweimal foviel 
Arbeit verrichte al3 ein anderer, der 6 Grojchen befomme. (Grundſätze 
der rationellen Landmwirtichaft J. ©. 107.) Er fann fich alſo nicht dafür 
erwärmen, die Tagelöhner etwa zu Pächtern umzuwandeln. Zwar müffe 
man dem, der Energie genug habe, fich aus diefem Stande zu heben, 
nicht alle Gelegenheit dazu abjchneiden; für das Ganze des Ackerbaues 
aber, erklärt er fühl, fei es bei unferen jegigen Einrichtungen ohne Zweifel 
bejfer, daß der Tagelöhner ganz Tagelöhner bleibe. (Einleitung IV, 
©. 49.) Sn derjelben Richtung liegt es, wenn er eine größere Volts- 
menge in der dienenden und arbeitenden Klaſſe für jehr erwünfcht für 
den größeren Landwirt erklärt (Grundfäße I, ©. 75). Er gönnt oder 
wünſcht dieſen Arbeitern ein höheres VBerdienft; denn Luft zur Arbeit 
fönne nur befommen, wer da jehe, daß feine Arbeit feinen Genuß und 
jeinen Wohlſtand vermehre. Selbſt wenn der Arbeiter mehrere Genüjfe 
fennen lerne, jo gebe ihm dies neuen Antrieb zum SFleiße, weil er fie, 
ohne fleißiger zu fein, fich nicht verfchaffen Tünne. Es gibt faum etwas 
Bezeichnenderes für Thaer als diefe Außerung, in der die hedoniftifche 
Schwärmerei der Aufklärung eine entfchiedene Nutzanwendung zugunften 
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der fapitaliftifchen Produktion erfährt. Ganz fonfequent ift ihm auch in 
der Unternehmerklafje nichts fataler als ein zufriedenes Sichfügen. Eng- 
liſchen Gutsbejigern, die, jchuldenfrei und wohlhabend, fich mit dem her- 
gebrachten Ertrage genügen laffen, den fie nach ihrem Geſchmack verzehren, 
wirft er Stumpfjinn vor (Einleitung II, ©. 206); ex erflärt entrititet, 
daß manche Beſitzer großer Herrichaften bisher zu reich) waren, um an 
eine bejjere Einrichtung ihrer Güter zu denfen und ihre Nevenuen zu 
vermehren. (Einleitung II, ©. 280.) Dementjprechend ift es nicht zu 
verwundern, daß er feine nächiten Hoffnungen auf die neu emporfommende, 
von quietiftifchen Traditionen freie Bevölkerungsſchicht, die Bourgeofie, 
richtet. Der Mittelſtand, meint ex, jchwelle überhaupt, bejonders in An- 
jehen der Gelehrten, jo an, daß über furz oder lang eine Erplofion ge- 
jchehen müfje, wenn man ihm feine Ableitung verjchaffe. In der Staat3- 
pyramide wachje fich hier ein Höcer aus, der dem Gleichgewichte große 
Gefahr drohe. Die befjeren Stellen im Zivilftande eigne fich der Adel 
unter ehrenvolleren Titeln immer mehr zu. Einem Handwerke könne ein 
Gelehrter jeine Kinder jchon deshalb nicht widmen, weil die immer noch 
beitehenden Zunft- und Gildeeinrichtungen, der Zwang der Lehrjahre fich 
nicht mit der liberaleren Erziehung vertrügen. Da auch im Handel und 
in den Manufafturen an den meiften Orten nichtS zu unternehmen jet, 
jo bleibe eigentlich nur noch die Landmwirtfchaft. Wie jehr aber würde 
der Aderbau fich heben, wenn nicht nur ein Teil des im Mitteljtande 
ausgehäuften Vermögens, jondern auch die diefem Stande vor allem eigene 
Tätigkeit, Spekulation und Grweiterungstrieb zu feiner Aufnahme ver- 
wendet würde. (Einleitung II, ©. 208/209.) Dies Räfonnement ijt 
zweifellos fragwürdig, weil man ihm die Abficht gar zu deutlich an- 
merkt; um fo interejjanter ijt diefe Abficht. Kapital und Unternehmungs- 
geift, daS wünscht er feiner Landwirtjchaft. Vor diefem Wunfche müffen 
alle anderen Rückſichten weichen. Er zieht unerjchrocen die Konfequenz, 
daß, „ohne Nücficht auf die Frage zu nehmen, ob die Maſſe von Glüd- 
feligfeit in der menjchlichen Gejellichaft dabei größer oder geringer werden 
möchte”, eine gleichmäßigere Verteilung des Vermögens nicht zu wünfchen 
jei, weil die Landwirtjchaft dabei verlieren würde. Nur bei wirklichen 
Überfluß finde „der Gedanke, etwas für die Nachwelt zu tun“, Ver: 
bejferungen zu unternehmen, die ſich erſt nach Jahren rentierten, Eingang. 
Auch ließe fich nichts Großes unternehmen, wenn e8 nicht viele Leute 
gäbe, die um Lohn bei anderen arbeiten müßten. (Ginleitung IV, 
©. 90/91.) 

Für die Bedeutung des Kapitals findet Thaer immer wieder neue 
Worte. Der Vorteil und Erfolg des Betriebes jtehe bei gleichen Talenten 
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des Betreibenden immer im Verhältnis mit dem dazu angelegten Kapital. 
Ohne Kapital oder nachhaltigen Kredit laſſe fich das landmwirtjchaftliche 
Gewerbe nicht glücklich betreiben; jeder Verſuch, dies zu tun, müſſe 
jämmerlich ablaufen und das Gewerbe auf der niedrigjten Stufe erhalten. 
Namentlich jei der Übergang zu intenfiverer Wirtſchaft ohne Anlage eines 
größeren Betriebsfapitals unmöglich. Dafür verfpricht er dem Kapital 
auch nicht wenig. Das Grundkapital ſoll fich zu 4, das ftehende Kapital 
oder Inventar zu 60/0 verzinjen; das Betriebsfapital, „die Bedingung 
des ganzen Gewerbes”, das zu jeiner Verwaltung große Aufmerkfamteit 
und Kenntniffe erfordere, müſſe mindeftens 12 %0 tragen. (Grundſätze 
T.:©. 23, 27, 80520, ©: 31}) 

Die ausgefprochene Vorausjegung all diefer Ausführungen ift die 
Theſe, daß die Landwirtichaft ein Gewerbe wie andere Gewerbe jei. 
Sehr jeharffinnig und fein macht Thaer (Grundfäße IV, ©. 1, 2) den 
Verſuch, den Unterfchied zwifchen „Produktion“ und „Fabrikation“ als 
unmejentlich nachzumeifen. Beide ftellten eigentlich nur Stoffverwandlung 
vor. Gelten lafjen will ex eigentlich nur — und aud) nur unter Vorbehalt 
— die Formulierung, wonach die Fabrikation durch Kunjt und Arbeit 
die Form willkürlich nach der Idee, die fie davon gefaßt hat, daritelle 
oder darzuftellen juche, während die Produktion an diejenigen Formen 
gebunden fei, welche die Natur einmal bejtimmt habe und unter denen 
fie höchitens wählen fünne. Und ſelbſt gegenüber der Bildung der im 
Samen liegenden Form verhalte fich die Kunft nicht untätig, indem fie 
nämlich dieje durch die willfürlich veranftaltete Begattung der Individuen 
von verjchiedenen Arten und Nafjen abzuändern vermöge. Dieje all- 
gemeinen Spefulationen, in denen ſchon der folgenreiche Gedanke des 
Seleftionsprinzips durchklingt, werden jedoch nicht ihrer jelbit halber an- 
gejtellt; vielmehr will fich der Autor mit ihnen nur das Necht vindizieren, 
die mwirtichaftlichen Folgen der behaupteten Gleichheit oder doch nahen 
Ahnlichkeit von organischer Produktion und Fabrifation zu ziehen. Er 
folgert aus diejer Gleichheit, daß auch in der Landwirtjchaft Arbeits- 
teilung und Mafchinenverwendung den gleichen Vorteil geben wie in der 
gewerblichen Sphäre. (Einleitung IV, ©. 84, 86; Grundjäße L ©. 111.) 
Daraus folgt nun weiter, daß in der Landmwirtjchaft wie im Gewerbe 
der Großbetrieb, der die Anwendung von Arbeitsteilung und Mafchinerie 
im höheren Grade gejtattet, in eben diefem Grade dem Kleinbetrieb über- 
legen jet. 

Die Stellungnahme Thaers zu der Frage des Groß- und Klein- 
betriebes hat im Laufe der Zeiten geſchwankt; aber im Grunde feines 
Herzens waren all feine Sympathien doch ſtets auf der Seite des Groß- 
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betriebes, und zwar deshalb, weil nur diefer feinem Ideale, der „ratio- 
nellen“, d. h. fapitaliftifch und technifch intenfiv betriebenen Landwirt: 
jchaft zu entjprechen vermag. Vor allem iſt es die Bewunderung der 
technifchen Leiftung an fich, die Thaer aufs tiefite beeinflußt. Der 
öfonomifche Nationalismus, deſſen konftitutive Anteilnahme an der Bildung 
der Fapitaliftifchen Piyche Sombart jo jtarf betont, hat auch auf Thaers 
Denken entjcheidenden Einfluß gewonnen. Die Freude am Meffen und Zählen 
zeigt fich jchon bei der begeifterten Schilderung der Anbauverjuche Arthur 
Youngs (Einleitung IL, ©. 10 und 84); Zahl, Maß und Gewicht rechnet 
er zu den Fundamenten der landwirtjchaftlichen Betriebslehre (Einleitung 
VL ©. 299). 

Es iſt nun jehr wohl möglich, und wir erleben das gerade in unjerer 
Zeit häufig genug, daß die technifch höchſte Leitung nicht zugleich die 
öfonomifch wertvollite ift. In dem Kampfe zwifchen dieſen beiden Ten- 
denzen fiegt bei Thaer die Neigung zu der rationalen Technik; fie durch- 
freuzt das viel wichtigere ökonomische Prinzip und bricht jo der zwingenden 
Logik feines Gedanfenganges die Spige ab. Hier zeigt fi), daß Thaer 
im Grunde al Landwirt und Lehrer der Landwirtjchaft doch nur ein 
Dilettant, ein Liebhaber ift, wenn auch ein fublimer. Es fehlt ihm die 
unerfchütterliche KRonfequenz des Fachmanns. Wenn in jüngfter Zeit in 
einer rein betriebswirtfchaftlichen Frage Aereboe den Neformator der 
deutſchen Landwirtfchaft, den er auf einem falfchen Wege glaubt, einen 
„Mediziner“ nennt, jo geht der darin enthaltene Vorwurf auf das gleiche, 
auf die Verdunflung des ökonomischen Gefichtspunftes durch naturwiſſen— 
ichaftliche Vorftellungen. Dieſe Zwiejpältigfeit des Denkens Thaers hat 
verhängnisvoll für lange Zeiten, ja bis auf die Gegenwart gewirkt. Es 
refultiert daraus jein unbedingtes Eintreten für die neue, aus England 
herübergebrachte Fruchtwechjelwirtichaft an Stelle der älteren Wirtjchafts- 
fyiteme wie der Dreifelderwirtichaft. 

Beim Durchitudieren der Schriften Thaers findet man natürlich eine 
ganze Reihe von Einfchränfungen und Bedingungen diejfer Empfehlung 
der Fruchtwechjelwirtfchaft. Er fannte wohl die Relativität dev wirt— 
jchaftlichen Erfcheinungen, und in 'jeinen Werfen findet ſich ein merk— 
würdiger Paſſus, in dem er fait wie ein Vorläufer der hiftorifchen Schule 
erfcheint!. Aber wenn ihm auch jelbit Bedenken über die bedingungsloje 


! Die Stelle lautet folgendermaßen: „Man hat die Regeln der Staatswirtichaft 
bald auf einzelne Tatjachen und Erfahrung, bald auf Räfonnement und abftrafte 
Prinzipien allein gegründet. Im erſten Falle beging man große Jrrtümer, weil man 
nach bloßer Analogie Schloß, und von gleichen Mabregeln gleiche Wirkungen er— 
wartete, ohne die Verschiedenheit der Umftände, wo diefe Maßregeln diefe Wirkungen 
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Anwendung der Wechjelwirtichaft aufgeitiegen jein jollten, entjcheidend 
für die weitere Gejchichte der landwirtjchaftlichen Betriebslehre ijt der 
Eindrud, den Anhänger wie Gegner von jeiner Stellungnahme erhielten. 
Und da ijt denn gar fein Zweifel, daß feine Lehre als unbedingte Emp- 
fehlung der Wechjelwirtichaft aufgefaßt wurde. Gerade noch zu jeinen 
Lebzeiten, unter jeinen Schülern eutbrannte der Kampf. Es ift ein fait 
tragifches Los, daß es nur „die Kleinen von den Seinen“, die Karbe, 
U. Hoffmann, von Effen waren, die unbedingt auf der Seite des 
Meifters jtanden, während die, deren Namen ruhmreich fortleben, Koppe, 
Schwerz, Thünen, bei aller ehrfürchtiger Verehrung für Thaer in 
jchärfite Oppofition traten. Man hat neuerdings den Berjuch gemacht, 
Thaer, der ich feiner Gegner fchließlich nur noch durch Verſchärfung des 
Tons feiner Grwiderungen zu erwehren verjuchte, zu „retten“ ; Demgegen- 
über hat Ehrenberg in einer inhaltSreichen Studie über „Thünen und 
Thaer“ (Thünen- Archiv 1906, ©. 547 ff.) nachgewiejen, daß an dem 
Adjolutismus der Denkart Thaers wie an feiner Überfchägung der Frucht- 
mwechjelwirtjchaft fein Zweifel mehr bleiben fann. 

Sohann Gottlieb Koppe, der den erjten jyitematischen Angriff 
gegen Thaer richtete, war in vielen Beziehungen deſſen Antipode. Weiner 
Selfmademan, Sohn eines Tagelöhners, ohne wifjenjchaftliche Bildung, 
zeigte er den Scharfblict des Eugen Praktikers für die Individualität des 
Falles, der Thaer fehlte. Aber darüber hinaus, und darin liegt feine 
Bedeutung, war er jehr wohl theoretifcher Erörterung fähig und bejaß 
die entfchiedene Neigung, fich über das Geſetzmäßige der Einzelvorgänge 


hervorbrachten, zu bedenken. Daher erhielt die zweite Methode von unjerem philo- 
jophifchen Jahrhundert, in diefer wie in jeder Kunft, den Vorzug: man bemühte jich, 
allgemeine Prinzipien feitzufeßen, und aus diefen Negeln zu ziehen, die auf jeden 
bejonderen Fall, richtig angewandt, unfehlbar den bezwecten Erfolg hervorbringen 
mußten. Allein man fand fich ebenjo oft und wohl gefährlicher betrogen. — An- 
genommen, daß auch das Syſtem richtig, die Prinzipien unerjchütterlich und die 
Folgerungen in gerader Linie fortgegangen waren, daß fie nirgends, vermöge eines 
fleinen Winfelzuges, divergiert hatten; jo war es doch nur eine mathematijch richtige 
Berechnung eines Uhrwerk, bei welcher man auf die Reibung des bejonderen Ma— 
terialS feine Rücjicht genommen Hatte. Diez bejondere Material — der Menjch mit 
den unendlichen Modifikationen jeiner Leidenjchaften, nach Verſchiedenheit der äußeren 
Verhältniffe — ift noch zu infalkulabel, um theoretifch vorher bejtimmen zu können, 
wie eine Majchine, ans jelbigem zufammengejeßt, gehen werde. Erfahrung tritt daher 
wieder in ihren Wert: aber man nimmt es genauer damit, und erwartet nicht eher 
denjelben Erfolg, als bis man ich überzeugt hat, daß alle mitwirfenden Umſtände 
diejelben find, und daß auch Vernunftgründe die Erwartung rechtfertigen. Man 
forscht daher in der Gejchichte jorgfältiger denn je.“ (Einleitung IV, ©. 98/99.) 
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klar zu werden. Er und nicht der viel abitraftere Thaer ift der eigentliche 
Lehrer der nächjten Generationen der Landwirte geworden, während der 
Einfluß des Meifters nur ein folcher auf die Doftrin war. Koppes 
„Unterricht im Ackerbau und in der Viehzucht“, der zuerſt 1812 erſchien, 
it in vielen Auflagen bis faſt auf unjere Tage das klaſſiſche Lehrbuch der 
Landwirtjchaft in Norddeutſchland gewejen. Von Thaer felbit, der den 
fähigen Mann als Inſpektor und Dozenten nach jeiner Akademie Möglin 
gezogen hatte, war die direkte Anregung zur Abfaffung diejes Werkes 
ausgegangen, das zuerft in der Tat nur eine Art Erzerpt aus jeinen 
Grundfägen der rationellen Landwirtfchaft war. Um fo tiefer traf es 
ihn, als Koppe in jeiner „Reviſion der Ackerbaufyfteme” (Berlin 1818) 
fich prinzipiell gegen die unbedingte Empfehlung der Fruchtwechjehrirt- 
fchaft wandte. Koppe verlangt, daß die Wahl des Wirtfchaftsiyitems 
von den jeweiligen natürlichen und wirtjchajtlichen Verhältniffen abhängig 
gemacht werde. So einfach das uns jett Elingt, jo trivial faft — damals 
war es ketzeriſch. Man glaubte eben an „das beite Wirtſchaftsſyſtem“ 
wie etwa an „die beite Staatsform”. Koppe hat in einer jpäteren 
„Kurzen Daritellung der landwirtjchaftlichen Verhältniſſe der Mark 
Brandenburg“ (Berlin 1839) fcharf und fnapp auseinandergejegt, warum 
Ihaers Berfuche, in Möglin die Norfolfer Wirtfchaft oder ein anderes 
engliiches Wechjelwirtichaftsiyiten mit feinen jtarfen Anforderungen an 
den Futterbau durchzuführen, notwendigerweife fcheitern mußten; die 
flimatifchen wie die Bodenverhältniffe der Mark, die vorherrichende 
Trockenheit des Klimas wie die Magerkeit des Bodens erjchwerten den 
Anbau der eigentlichen Futtergewächje in hohem Maße. Die „Revifion“ 
ließ fich auf ſolche Einzelheiten noch nicht ein; fie proflamierte nur all- 
gemein die Nelativität der Löfungen gegenüber dem Thaerjchen Abjoluti3- 
mus. Thaer antwortete unfachlich und hochmütig. Es mußte ein 
Größerer fommen, der tiefer bohrend das Problem bis an die Wurzeln 
bloßlegte. Ex fam; es war Johann Heinrich von Thünen. 

Die deutsche Nationalöfonomie verdankt ihr vielleicht genialjtes Wert, 
den „Sfolierten Staat”, in gewiſſem Sinne der landwirtjchaftlichen Be- 
triebslehre. Methode und Problem hat Thünen aus ihr entnommen. In 
der Methode ging ihm neben anderen von Wulffen voran: das 
Problem stellte Thaer. Was Thünen daraus machte, !gehört nicht 
hierher, gehört in die Gefchichte der Wilfenfchaft der Volkswirtſchaft 
überhaupt. 

Gr, der „Adam Smith in der Nationalöfonomie, Thaer in der wijjen- 
fchaftlichen Landwirtjchaft feinen Lehrer” nannte, bezeichnete als beider 
Grundfehler, „daß fie fich der Vorausſetzungen nicht klar bewußt geworden, 
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unter welchen ihre Schlüffe nur gültig find, und jene deshalb nicht aus- 
geiprochen haben.” Um es jeinerjeits bejjer zu machen, erjann er das 
Hilfsmittel der Hypotheje des ijolierten Staates, die wie im Experiment 
des Naturforjchers jede einzelne dieſer Vorausfegungen einzeln zu prüfen 
geitattet. Die dee dazu reicht weit zurück, fie findet fich zuerſt in einer 
ugendarbeit des Jahres 1803, der „Bejchreibung der Landwirtichaft in 
dem Dorfe Groß-Flottbeck“ (abgedruckt im Thünen-Archiv I, ©. 122 ff.). 
Gerade nachher lernte er Thaer fennen. Aus Hingebung und Oppofition 
zugleich erwuchs endlich der „Iſolierte Staat“, dejjen eriten Band er 
nicht vor 1826 veröffentlichte. 

Wenn jeine Berechnungen etwa ergeben. daß niedrigere Kornpretje 
zur Dreifelder-, höhere Preiſe zur Koppelmwirtichaft führen, daß es völlig 
konſequent fein fann, wenn in einer Gegend, die denjelben Getreidepreis, 
aber Boden von verjchiedener Fruchtbarkeit hat, Koppel- und Dreifelder- 
wirtichaften nebeneinander beftehen, jo waren dieſe Ergebnifje, die hier 
nur al3 Beifpiele genannt find, nicht allein als Beweis für die Frucht- 
barkeit jeiner Methode wichtig. Dieſe Nefultate abitrafter, mit höchiter 
Konſequenz getriebener Denfarbeit hätten auch unmittelbare, praftifche 
Bedeutung jofort erlangen müſſen, wenn nicht die blendendere Apologie 
der Betriebsintenfität an fich dem wirtjchaftlichen Optimismus der Zeit— 
genoſſen einleuchtender erſchienen wäre als die fühlere Skepſis des ftilleren 
Denkers. Chrenberg hat nicht unrecht mit feiner Klage, daß Thaers 
Autorität die einjeitige Wertſchätzung der Betriebsintenfität in der deutjchen 
Landwirtſchaftswiſſenſchaft und hierdurch deren noch immer unzureichende 
Fühlung mit der landwirtjchaftlichen Praxis menigitens zum Teil ver- 
fchuldet habe. 

Die heroifche Zeit der jungen Wiſſenſchaft der landwirtjchaftlichen 
Betriebslehre ift mit den beiden Namen Thaer und Thünen eigentlich zu 
Ende. Zwar ift die Literatur eine äußerft umfangreiche, fie hat an wiſſen— 
Ichaftlicher Vertiefung, an Bereicherung durch Erfahrung und Experiment 
unendlich gewonnen; fie hat eine Fülle höchit beachtenswerter Sätze rein 
betriebswirtjchaftlichen Synhalts zutage gefördert. Aber diefe mehr natur- 
wiljenjchaftlich -technifche Seite fommt hier nicht in Frage. Volkswirt— 
Ichaftlich ijt die Betriebslehre — methodisch wie politiſch — noch nicht 
wieder zu energifch formulierter neuer Willensmeinung gelangt. Nur 
Anſätze, Keime regen fich, die nirgends ganz-zur legten Konjequenz ge- 
führt worden find. 

Eine der liebenswürdigiten Erſcheinungen ftößt uns bald auf: 
Johann Nepomuf von Schwerz Während Thaer die englijche 
Landmwirtjchaft pries, ohne fie gejehen zu haben, während Koppe aus den 
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engen Erfahrungen feiner norddeutjchen Heimat, Thünen als konftruftiver 
Denker ihre Einwendungen machten, brachte der Aheinländer Schwerz ein 
neues Clement in die Landwirtichaftswiffenichaft. Er reiite ſyſtematiſch 
und wurde, ein jcharfer Beobachter, zum deutfchen Arthur Young. Seine 
Reifen in Belgien zeigten ihm nicht nur die Bedeutung der freien Wirt- 
Schaft, fie ließen ihn auch ſchon bald nach der Veröffentlichung von Thaers 
„Einleitung“ zu der Erkenntnis fommen, daß es fein abjolut beites 
Syitem der Fruchtfolge gebe. Seine Reijebejchreibungen, jo die von 
Meitfalen und Rheinpreußen, bieten auch dem Nationalöfonomen eine 
Fülle feiner Beobachtungen ; fte fönnen als Quellenwerfe angejehen werden. 
Eine vielgelefene „Anleitung zum praftifchen Ackerbau“ propagierte die 
moderne Landwirtichaft in Süd- und Wejtdeutjchland. ES ift bemerfens- 
wert, daß er (Bd. II, 2. Aufl., 1837, ©. 103) bereits 18 Umſtände 
aufzählt, die auf die Wahl der Feldeinteilung von Einfluß jein können. 

Der Württemberger Wilhelm Göriz, unter Schwerz’ Einfluß 
ftehend, macht wohl als erſter den exakten Verfuch einer empirischen 
Unterfuchung über die Bedingungen der tatjächlichen Verbreitung der 
Fruchtfolgen. Sn einer fait ganz vergefjenen vortrefflichen Kleinen Schrift 
über „Die im Königreich Württemberg üblichen Feldiyiteme und Frucht— 
folgen“ (Tübingen 1848) gab er die Nefultate feiner Nachforfchungen 
darüber, welche Feldiyiteme und Fruchtfolgen in Württemberg gemein- 
üblich jeien, wo ſich die Grenzen dieſer Feldſyſteme befänden, ob fich 
Gründe finden ließen, weshalb diefe Feldfyiteme dem Bezirke, in welchem 
fie beftänden, angemeſſen feien oder nicht, ob zu erwarten fei, daß fie in 
Zukunft — etwa mit Änderungen untergeordneter Art — fortbeitehen 
oder daß andere Feldiyiteme an ihre Stelle treten würden. Gr erhoffte 
für feine Unterfuchung außer dem praftifchen Werte auch einen theoretischen, 
indem durch die in einem Lande von 354 Duadratmeilen gefammelten 
Tatfachen nachgewiejen werde, wie die natürlichen, politifchen und mer: 
fantilifchen Verhältniffe für die Wahl eines Feldſyſtems bejtimmend feien. 

E3 folgen weiter Namen über Namen, Namen von gutem Klange, 
wie Alerander von Lengerfte, Guftav von Walz, Langethal 
und Fraas, die Gefchichtichreiber der Landwirtjchaft. Sie alle find 
Fortführer, feine Neuerer. Dieje fommen exit wieder aus fremden Lager, 
aus der Naturmwifjenjchaft und der Volfswirtjchaft: Juſtus von Liebig 
und Friedrich Gottlob Schulze. Zwei Naturen, nach Anlage und 
Wirkſamkeit jo verfchieden als nur denkbar. 

Liebig, ſoweit die Lehren diejes vieljeitigen Kopfes hier in Frage 
fommen, tritt als ein weiterer Opponent gegen Thaer in die Arena. 
Sein ceterum censeo von der Bodenerfchöpfung und dem Stofferſatz 

XXI 


12 Willy Wygodzinski. 


wendet ich gegen Thaers Syſtem in jeinem öfonomijchen Zentralpunfte. 
Jener war davon ausgegangen, daß die Landwirtjchaft ein Gewerbe jei, 
beitimmt, Gemwinn zu erzeugen. Mit einem jener plößlichen Wechfel der 
Gefühlsbetonungen, an denen das 19. Tyahrhundert reich ift, jchiebt Liebig 
an Stelle des wirtjchaftenden SubjeftS den Boden, die Erhaltung jeiner 
Subitanz in den Vordergrund. Die Schäßung der Materie, die fich in 
dem philoſophiſchen Materialismus der Naturwiſſenſchaft der nächiten 
Ssahrzehnte bis zu ihrer Vergötterung jteigert, nimmt bei Liebig eine 
ökonomische Wendung an. Liebig iſt befanntlich der Meinung, daß die 
europätjche Kulturmenjchheit Naubbau getrieben habe, weil fie verabjaumte, 
dem Boden alle die Stoffe wiederzugeben, die fie ihm entzogen habe. In 
den Feldfrüchten habe der Landwirt jein Feld verfauft. Griechenland, 
Italien und Spanien jeien durch den Raubbau zugrunde gegangen, da 
ihr Boden infolge einer jyjtematifch ausfaugenden Wirtjchaftsmweife nicht 
imftande gemwejen jei, die auf ihm lebende Bevölkerung zu ernähren. Voll— 
jtändiger Stofferfag jei das einzige, aber auch abjolut wirkſame Mittel 
zur Grhaltung der dauernden Produftionsfraft des Bodens, ein Mittel, 
durch das die Fruchtwechjelwirtichaft vollkommen überflüffig gemacht und 
in die Hände des Menjchen völlig frei gelegt werde, was er zu produzieren 
wünjche. Die zunächit aus naturmwifjenschaftlichen Konjequenzen gezogene 
Lehre wird dann aber, allerdings nachträglich und mehr nebenbei, 
auch ethijch begründet: es liege die Verpflichtung vor, dem Boden die 
entnommenen Materien wiederzugeben, weil dieje die Nahrung der fünftigen 
Generationen jeien. 

Der Kampf, den Liebig für feine „Mineraltheorie” gegen die „Humus- 
theorie” auf der einen, gegen die „Sticjtöffler” auf der anderen Geite 
führte, hat ihn, den gewandten und rücfichtslofen Fechter, zu mannig- 
facher, oft mechjelnder Stellungnahme im einzelnen geführt. Seine 
polemifchen Inkonſequenzen mögen die Naturwiffenschaftler mit ihm ab- 
rechnen; die Landwirtſchaftswiſſenſchaft wie die praftifche Landwirtjchaft 
verdanten diefem zähen Draufgängertum, das mit jedem Gegner wieder 
in die Schranfen trat, die glanzvolle Förderung der Agrikulturchemie, 
die ohne diejen feurigen Impuls ihren Weg faum fo rafch zurückgelegt 
hätte. Daß die „Landmwirtjchaft als angewandte Chemie“ die gleiche 
immanente Tendenz hatte und hat, Mittel und Zweck zu verwechjeln, wie 
die „rationelle Landwirtfchaft” der Aufklärungszeit, Liegt auf der Hand. 
Es war daher von befonderer Wichtigkeit, daß Liebigs Lehre von vorn- 
herein auch in den Kreifen der Nationalöfonomen eifrige Beachtung fand. 

Zuerſt wohl hat Maron im Sahre 1863 (in Fauchers BViertel- 
jahrsjchrift) auf Grund der Erfahrungen, die er als Mitglied einer 
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preußischen Expedition nach Dftafien ſammeln fonnte, darauf hingemiejen, 
daß der Wiedererfag aller dem Boden entzogenen Pflanzennährjtoffe nur 
dann durchgeführt werden fünne, wenn er fich ventiere. Im Anjchluß 
an Maron formulierte dann Roſcher in der vierten Auflage jeiner 
„Nationalökonomik des Ackerbaues“, die 1864 erjchien, ſcharf den Unter: 
ſchied naturmwiffenschaftlicher und öfonomifcher Betrachtungsmweife. Wenn 
Liebig (Naturwifjenichaftliche Briefe über die moderne Landwirtjchaft. 
Leipzig 1859. ©. 164) als das Ziel der landmwirtjchaftlichen Praxis 
nicht allein die höchiten Erträge, fondern die ewige Dauer und Wieder- 
kehr diefer höchiten Erträge genannt hatte, jo mochte das noch angehen. 
Aber Liebig ging viel weiter. Er erklärte (a. a. D. ©. 172): „Das 
europäische Rulturverfahren, genannt die intenfive Landwirtſchaft, it nicht 
die rohe Beraubung des amerifanifchen Farmers, mit Mord und Todichlag 
des Feldes, jondern es iſt ein feinerer Raub, dem man auf den eriten 
Blie nicht anfieht, daß es Naub iſt: es ift der Raub mit Gelbitbetrug, 
verhüllt durch ein Lehrſyſtem, dem der Kern der inneren Wahrheit fehlt.“ 
Gegenüber diefer maßloſen Übertreibung konnte Roſcher mit überlegener 
leiſer Ironie darauf hinweifen, daß ein folcher Naubbau lange Zeit 
gerade das Nichtige fein fünne. Das Urteil des Volkswirts drehe fich 
nur darum, ob man ein größeres Bedürfnis des Volkes befriedige, indem 
man Kapital und Arbeit auf baldigen Erſatz der angebrochenen Natur: 
fonds verwende oder auf andere Zwecke. 

Der Streit um Liebig und feine Bodenerjchöpfungstheorie zog in der 
Nationalöfonomie wie in der Landwirtfchaftslehre immer weitere Kreife. 
Die beiten Köpfe unter den jüngeren Gelehrten, Conrad, Schmoller, 
Laspeyres, Schäffle, wurden von der Frage angezogen, die in der 
Tat in ganz jeltenem Maße unmittelbar praktisches und abjtraft theore- 
tifches Iynterejfe vereint und nach dem ftärferen Nachdruc, der je auf 
die eine oder andere Seite gelegt wird, ein immer mwechjelndes Geficht hat. 
Der Streit ift ſelbſt heute noch nicht entjchieden. Zwei fürzlich erfchienene 
Unterfuchungen, von denen die eine (Eßlen, Das Geſetz des abnehmenden 
Bodenertrages jeit Juſtus von Liebig, München 1905), die auch eine 
hübſche Literaturüberficht gibt, vom Standpunft des Nationalöfonomen, 
die andere (Waterftradt im Thünen-Archiv, Bd. I), vom landwirtjchaft- 
lichen Standpunkt au argumentiert, fommen zu abweichenden Endergeb- 
niſſen. 

Aus dieſer Zeit datiert wohl das gegenſeitige Intereſſe, das manche 
Nationalökonomen an Fragen der landwirtſchaftlichen Betriebslehre, 
manche Betriebslehrer an ökonomiſchen Fragen behalten haben. Als Bei— 
ipiel für die leßteren jei nur der Agrifulturchemifer Adolf Mayer, 
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für die erſteren Guſtav Schmoller mit mehreren tiefeindringenden 
Abhandlungen (3. B. „Zur Lehre vom Wert und der Grundrente” in 
‚Mitteilungen des landwirtjchaftlichen Inſtituts der Univerfität Halle“, 
1865; „Die Größe des preußifchen Viehjtandes in der Zeit von 1802 
bis 1867” in „Fühlings neuer landwirtjchajtlichen Zeitjchrift“, 1871; 
„Über Fleifchlonfumtion” in „Zeitjchrift des landwirtjchaftlichen Zentral- 
vereins der Provinz Sachjen“, 1870) genannt. 

Der typifche Vertreter der für die landwirtjchaftliche Betriebslehre 
faſt notwendigen Syntheje volfswirtjchaftlicher und technifcher Betrachtung 
ift aber Friedrich Gottlob Schulze. Sn feiner erſten, von ihm 
jelbjt unübertroffenen Programmfchrift (Über Wefen und Studium der 
MWirtichafts- oder Kameralwiſſenſchaften, vorzüglich über wifjenjchaftliche 
Begründung der Landwirtjchaftslehre, auch der Forjtwirtjchaft, Bergbaus, 
Handelslehre und Technologie durch die Volkswirtſchaftslehre. Jena 1826) 
bezeichnet er jelbjt kurz den Kern feiner Anfichten: „Die Volkswirtſchafts— 
lehre ijt die Wiffenfchaft von denjenigen Grundbedingungen des Volks— 
wohlitandes, welche im Wejen des Menjchen liegen, und begründet als 
folche nicht bloß die Staatswirtjchaftslehren, jondern auch die Gemwerbs- 
lehren (PBrivatwirtichaftslehren). Jede Gemwerbelehre hat folglich einen 
naturwiffenschaftlichen und einen volfSmwirtjchaftlichen Teil, und davon ift 
nur jener bis jegt gründlich bearbeitet worden.“ Dieje neugewonnene 
Einficht ftellte den Landwirt, gleichweit entfernt von der Überwertung der 
Anfprüche der wirtjchaftenden Ginzelperjönlichfeit bei Thaer und ihrer 
fouveränen Nichtbeachtung bei Liebig, in den Kreis der mitlebenden und 
gleichberechtigten Volksgenoſſen. Wohl dürfe und müſſe der Landwirt, 
jagt Schulze in einer jpäteren Schrift (Das landwirtjchaftliche Inſtitut 
zu Jena. 1843. ©. 28/29), nach Reinertrag und Geldgewinn jtreben, 
weil ex ſonſt mit feiner Syamilie nicht bejtehen, die Wirtfchaft fortdauernd 
nicht erhalten könne; er folle e8 auch, denn fonjt würde er nicht imjtande 
fein, die ihm obliegenden Pflichten gegen feine Mitmenjchen zu erfüllen. 
Damit aber die Selbitliebe, womit der Landwirt für feinen Wohlitand 
zu jorgen habe, nicht in Selbjtfucht ausarte, jei bei jeiner Erziehung die 
reine uneigennüßige Menjchenliebe jo heranzubilden, daß fie in der Praris 
der GSelbitliebe das Gleichgewicht halten könne. Damit das landwirt- 
Ichaftliche Volfsleben nicht von Sinnlichkeit und Roheit des Privat: 
geijtes aufgezehrt werde, müſſe ein edler Gemeingeift es durchdringen und 
das Leben des Landwirt in Beziehung auf das häusliche, das bürger- 
liche und das Volksleben leiten und veredeln. Er iſt fich wohl bewußt, 
daß jeine Anfichten „allen denen, welche das höchſte und lebte Ziel der 
Yandwirtjchaft und Nationalökonomie einzig und allein in der Gewinnung 
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des höchitmöglichen Reinertrages jehen, ein Ärgernis und eine Torheit“ 
fein werden. Aber er befennt e8 ruhig, daß er „die Landwirte gegen 
das Verderben der Arbeitsfucht und des Arbeitsdrudes, welches fich in 
den Fabril- und anderen Gejchäften ſchon jehr verbreitet hat,“ jchügen 
wolle, damit fie Muße gewännen, fich und die ihrigen fortzubilden, fich 
der Gefelligkeit und dem Gemeinwefen zu widmen. Wie glücklich zitiert 
er den alten Koppe, wenn diefer „das rückſichtsloſe Streben bei dem land- 
wirtjchaftlichen Gewerbe und Geldgewinn“ verurteilt (a. a. D. ©. X, 6, 28). 

Er wußte wohl faum ganz, wie weit er fich in dem Ausdruck folcher 
Gefinnungen von dem ihm hochwerten Thaer ſchied. Es iſt auch auf den 
eriten Blick Klar, daß dieje Wendung, die er der Landwirtjchaftslehre gibt, 
wenigitens zum großen Teile nicht rein öfonomijchen oder technijchen Er- 
wägungen entjprang, jondern der Ausdruck einer anderen Weltanfchauung 
it. In der Tat hat er jelbjt erzählt, daß das entjcheidende Erlebnis 
für jeine wifjenjchaftliche Richtung die Bekanntſchaft mit der Friesſchen 
Philojophie geworden jet (Friedrich Gottlob Schulze-Gävernig. Ein Lebens- 
bild, als Feitgabe dargebracht zur Enthüllung des Schulze-Denfmals in 
Sena. AS Manuffript gedrudt. Neue Ausgabe. 1888. ©. 54). Das 
Feine und Bedeutende aber iſt, daß dieje ethijch - piychologijche Grund- 
jtimmung fi) aus der Sphäre des Gefühlsmäßigen wieder zu objeftiv- 
wifjenschaftlichem Denken kehrt. So wenn in jcharffinnigen Beobachtungen 
über die Lage der Arbeiter unter der intenfiv-fapitaliftifchen Wirtjchaft das 
Ergebnis von Knapps „Bauernbefreiung” jchon zum Teil vorausgenommen 
wird (a. a. DO. ©. 106); jo wenn er die volfSwirtjchaftliche Fundierung 
einzelner Lehren der Betriebswifjenjchaft, wie die von der Arbeitsteilung, 
vom Abſatz des Getreides (MWejen und Studium, ©. 19/20) nachweiſt. 
Enticheidend find aber viel weniger dieſe Einzelheiten als die Tatjache, 
daß er zuerſt mit voller Entjchiedenheit die Tätigkeit des Landwirts als 
ZTeilfunftion der geſamten Bolfswirtjchaft betont und die Verpflichtung 
des Staatsbürgerd gegenüber der Gejamtheit der Volksgenoſſen als be- 
ftimmenden und mwegzeigenden Faktor auch in die landwirtjchaftliche Be- 
triebslehre eingeführt hat. Die vollen Konfequenzen diejer neuen Wendung 
zu ziehen war und ift die Aufgabe der neuen Okonomik, die von vorn- 
herein, vom StaatSgedanfen ausgehend, ſich bewußt it, daß der wirt- 
fchaftende Einzelmenjch der älteren Lehre nie etwas anderes war al3 eine 
methodische Hilfskonjtruftion, 

Der Siegeszug der Technik in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
hat zunächjt in der landmwirtjchaftlichen Betriebslehre die volfswirtjchaft- 
liche Betrachtung zurücdgedrängt. Züchtung und Fütterung der Haustiere, 
exakte Unterjuchungen über die Vegetationsbedingungen der FFeldfrüchte 
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und über die Wirkungen der Bodendüngung, das find einige von den 
Problemen, denen fich die Forſcher der Folgezeit, Kühn, Emil Wolff, 
Paul Wagner, Settegaft, Hugo Werner, Kraemer, Hell- 
viegel, v. Seelhorft, v. Rümfer, um nur einige aus der großen 
Schar zu nennen, bejchäftigt haben; fie fallen außerhalb des Rahmens 
diefer volfSwirtjchaftlichen Unterjuchung. 

Als Grundriß für VBorlefungen über landwirtjchaftliche Betriebslehre 
veröffentlichte J. J. Fühling eine „Ofonomif der Landmwirtfchaft oder 
Syftem der landwirtjchaftlichen Betriebslehre” (Berlin und Leipzig 1876). 
In der Einleitung diejes Grundrifjes erklärt er, daß die „jogenannte 
Wiffenjchaft der landwirtfchaftlichen Betriebslehre“ nichts gegeben habe 
als eine mehr oder weniger in oberflächlichen Zufammenhang gebrachte 
bunte Sammlung von Rezepten und jogenannten Erfahrungen aus der 
praftifchen Landwirtichaft, von Auszügen aus den Disziplinen der Volks— 
wirtjchaftslehre, der Bodenkunde, der Klimatologie, des Privatrechts, des 
Acderbaues, der Tierzucht ufm. Dies harte Urteil begründet er damit, 
daß der volfswirtfchaftliche Teil der Landwirtjchaftslehre, welcher in der 
Betriebslehre feinen fpeziellen Ausdruck finden folle, eigentlich noch ganz 
neu zu Schaffen, bisher ohne jede wiſſenſchaftliche Bafis behandelt worden 
jei. Die Methode der Betriebslehre könne ausfchließlich diejenige fein, 
welche den Einfluß der verjchiedenen konkurrierenden Verhältniffe und 
Umftände, unter denen Kapital und Arbeit in Erjcheinung treten, auf 
den Wert und die Nente von Kapital und Arbeit und jomit auch auf 
den Reinertrag unterfuchend und forjchend darjtellt, diejenige Methode 
aljo, welche die Urjachen und Wirkungen in ihrem Zufammenhange er- 
forfche und deren mirtjchaftliche Modifilationen unterfuche oder mit 
anderen Worten die bejtimmenden und abändernden Momente des land- 
wirtjchaftlichen Rohertrages und der landmwirtfchaftlichen Produftions- 
£often wifjenfchaftlich exforichen und behandeln lehre. Er bezeichnet alfo 
als Aufgabe der landwirtichaftlichen Betriebslehre nur die Okonomik, 
nicht die Technik der Landwirtfchaft. Durchaus Tonjequent erklärt ex, 
von den drei gewöhnlich jo bezeichneten Hauptproduftionsfaftoren Natur, 
Rapital und Arbeit nur die beiden letzteren anerkennen zu fünnen. Die 
Natur produziere wohl, aber fie produziere nicht wirtjchaftlich; es erfolge 
zudem unter unjeren KRulturverhältniffen die Aneignung unjerer Ver— 
fügungsfähigkeit über die Natur (Grund und Boden) genau auf dem- 
jelben Wege wie die Aneignung aller anderen Kapitale. — Eine weitere 
Ausführung diefes Programms gibt die von feinem Neffen Theodor Füh— 
(ing nach feinem Tode herausgegebene „Okonomik der Landwirtjchaft 
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oder Allgemeine Landwirtfchaftslehre” (Berlin 1889). Leider ift auch 
diefes an originellen Gedanken reiche Werk ftellenmweife noch aphoriftijch. 

Als Denker von ſtarker Eigenart hat ſich J. B. Lambl erwieſen. 
Die Mehrzahl ſeiner Arbeiten gilt der Buchführung und der Taxation; 
von volfSwirtfchaftlichen Vorausfegungen geht feine Theorie der Depefo- 
ration aus, wie ex fie hauptſächlich in einer Schrift „Depeforation 
(VBiehabnahme) in Europa” (Leipzig 1878) niedergelegt hat. Lambl er- 
klärt die Depeforation für eine im Laufe der Zeiten notwendigermeife 
eintretende Erſcheinung, weil die verfügbare Erzeugung an vegetabilifchen 
Nähritoffen, von denen Menfchen und Tiere leben müjjen, in erjter Linie 
von der wachjenden Bevölkerung in Anfpruch genommen werden muß, 
bis einmal der — jtellenweije fchon erreichte — Zustand notwendig ein- 
trete, daß der allenfalls noch mögliche abjolute Zuwachs an VBegetabilien 
diejen fteigenden menschlichen Mehrbedarf nicht decken fünne; von diejem 
Augenblicke an müſſe die Viehhaltung zurücgehen. Welchen Einfluß die 
Depeforationstendenz auf die Frage der Geftaltung des landmwirtjchaft- 
lichen Betriebes haben muß, liegt auf der Hand; Lambl hat die Folge: 
rungen mit großer Schärfe gezogen. Die — methodijch fi) an Thünen 
anfchließenden — Unterfuchungen Lambls haben gerade in der legten Zeit 
wieder fteigende Beachtung gefunden, jo bei Slaby, der eine vollitändige 
Betriebslehre (Prag 1905) auf Lambls Borausjegungen aufgebaut hat, 
und bei Mereboe. 

Die volfswirtjchaftliche Richtung der Betriebslehre hat wohl am 
fonjequentejten ein Mann vertreten, der fich ſelbſt als Schüler %. ©. 
Schulzes befennt: das iſt Freiherr Theodor von der Goltz. Er 
hat jeinen Standpunft in allen feinen zahlveichen Werfen befannt, von 
denen nur fein „Handbuch der landwirtichaftlichen Betriebslehre” (1. Auf: 
lage, Berlin 1886) und feine „Gejchichte der deutjchen Landwirtſchaft“ 
(Berlin und Leipzig 1902/03) genannt feien. Doch ſchon in feiner Königs- 
berger Antrittsrede vom Jahre 1870 über „Die heutigen Aufgaben des 
landmwirtjchaftlichen Gemwerbes und jeiner Wiſſenſchaft“ (Danzig 1870) 
fpricht ex fein Programm aus. Das landwirtfchaftliche Gewerbe und 
ſomit auch der einzelne Landwirt, jo führt er etwa aus, habe eine zwei— 
fache Aufgabe, nämlich einmal Acerbau und Viehzucht jo zu betreiben, 
daß ein möglichjt hoher, dauernder Reinertrag aus dem Grund und Boden 
und aus den in dem Wirtjchaftsbetrieb angelegten Kapitalien erzielt werde, 
zweitens aber danach zu jtreben, daß nicht nur das Wohl der bei dem 
landmwirtfchaftlichen Gewerbe beteiligten Menfchen, jondern auch diejes 
felbjt im ganzen wie in feinen einzelnen Teilen möglichit gefördert werde. 
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Bisher ſei, Thaer folgend, meift nur die eritgenannte Aufgabe betont und 
anerfannt worden. Thaer habe nur diejenigen Aufgaben des Landwirt 
ins Auge gefaßt, welche ihm als einzelnen Gemwerbtreibenden in bezug auf 
feinen perfünlichen Erwerb oblägen; er habe dagegen diejenigen Aufgaben 
übergangen, die jeder Landwirt einerjeitS als Arbeitgeber jeinen Arbeit- 
nehmern, anderſeits als Glied des hervorragenditen aller Gemwerbszmweige 
legterem als Ganzem gegenüber habe. Zum Beweiſe, daß die beiden 
Aufgaben, die er als private und öffentliche oder individuale und joziale 
jcheidet, in der Tat verjchiedenartige, fich keineswegs immer decfende jeien, 
weiſt er etwa darauf bin, daß ein Landwirt feine joziale Aufgabe feinen 
Arbeitern gegenüber jchlecht erfüllen würde, wenn er nur infofern und 
infomweit für fie forgte, als er durch ihre bejjeren und wmohlfeileren 
Leiftungen eine Hebung der eigenen Nente zu erzielen hoffe; er habe viel- 
mehr die unbedingte Verpflichtung, das materielle, geiitige und fittliche 
Wohl feiner Arbeiter nach Kräften zu fürdern, was er fait jtetS nur durch 
jeinerjeit3 zu bringende Opfer vermöge. Cbenjo lege ihm die Teilnahme 
an Verwaltung und Gejeßgebung, die nach jeinen Kräften nicht minder 
Pflicht jei, Opfer an Zeit und Geld auf. ALS joziale Aufgabe des Land- 
wirtS bezeichnet von der Gol& die Sorge 1. für Verallgemeinerung und 
Hebung der geiitigen und fittlichen Bildung unter feinen Berufsgenojjen ; 
2. für Förderung und Entwiclung des landwirtjchaftlichen Vereins- und 
Genojjenjchaftswejens; 3. für eine zweckentſprechende Vertretung der land- 
wirtjchaftlichen Spnterejjen dem Staate und den ftaatlichen Korporationen 
gegenüber; 4. dafür, daß das landmwirtfchaftliche Gewerbe als Ganzes 
jeine Verpflichtung den übrigen Gliedern des wirtjchaftlichen Volksorganis— 
mus gegenüber angemejjen erfülle. Wenn nun jemand beitreite, daß der 
Landwirt überhaupt eine andere gewerbliche Aufgabe habe, als fich mög: 
lichit hohe, nachhaltige Neinerträge zu verjchaffen, daß demgemäß alle 
jeine Handlungen, welche das legtgenannte Ziel nicht fürdern, als außer: 
halb jeiner eigentlichen Berufsiphäre liegend betrachtet werden müßten, 
jo beruft fich von der Golg auf die Gejchichte. Ähnlich wie fchon Schulze 
weilt er auf die Komplifationen hin, welche durch die Betonung des 
Privatintereffes der GutSbefiger bei der Löſung der Arbeiterfrage in 
Preußen zu Beginn des 19. Jahrhunderts fich ergaben; er erinnert, wie 
Griechenland, Italien und Spanien den größten Teil ihrer früheren 
Fruchtbarkeit eingebüßt hätten, weil ihre rohen oder entarteten Bewohner 
kurzſichtig teils durch das Niederſchlagen der Wälder dem Lande dieſe 
ſo nötigen Regulatoren der Feuchtigkeit und Wärme entzogen, teils durch 
übermäßige Ausſaugung des Ackers den letzteren zur Erzeugung reich— 
licher Ernte für lange Zeit unfähig gemacht hätten. Es ſei eben ein 
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allgemeines Geſetz der fittlichen Weltordnung, daß jeder am beiten für 
fich jorge, wenn er für die Gejamtheit jorge. 

Es iſt ein weiter Weg von Thaer bis von der Goltz, und doch 
jtehen fich die beiden nahe genug. Der Liberale Aufklärer wie der jchlicht- 
fromme Konfervative traten beide an die Wiljenjchaft mit Forderungen 
heran, zu denen ihr Gewiſſen fie trieb. Die Betriebslehre des beginnen- 
den 20. Jahrhunderts, wie fie etwa von Friedrich Aereboes „Bei- 
trägen zur Wirtjchaftslehre des Landbaues” (Berlin 1905) und von den 
neueften Arbeiten der Deutſchen Landwirtjichafts-Gejell- 
ſchaft repräfentiert wird, fnüpft wieder an Thünen, Göriz, Lamb! an; 
fie verjucht, joweit der taujendfach bedingte menschliche Geiſt das vermag, 
die Tatjachen eraft zu faſſen und unbefangen zu deuten. Sie bleibt ich 
dabei bewußt — und das ijt die zweite Grbjchaft, die fie von dem 
jcheidenden Jahrhundert übernimmt —, daß alle dieſe Ginzeltatjachen 
der Einzelwirtichaften Sinn und Bedeutung nur im Zujfammenhang der 
Volkswirtſchaft befommen und behalten. 
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Die Erforfchung der Gejchichte des deutſchen Handwerks ift durch 
politijche Streitfragen angeregt worden, und politifche Intereſſen haben 
fie oft auch da beeinflußt, wo dem Fernerſtehenden ihre Probleme als 
rein wiſſenſchaftliche erſcheinen. Schon die älteren Stadtgefchichtichreiber 
deren antiquarifcher Sammeleifer auch manche gewerbegefchichtliche Notiz 

I Die hier nicht genauer aufgeführten Büchertitel fiehe bei von Below, Art. 
„Zünfte“, Wörterbuch der Volfswirtfchaft, 2. Aufl. (1907), II, 1434 f. Vgl. ferner 
Stieda, Art. „Zunftweſen“, Handwörterbuch der Staatöwiffenichaften, 2. Aufl. (1901), 
VI, 1032 $., und Dahlmann-Wait, Quellenkunde der deutjchen Geichichte, 7. Aufl. 
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ans Licht zog, fjchrieben zum Teil mwenigjtens unter dem Gindruc der 
wirtjchaftspolitifchen Spannung, die feit dem Ausgang des Mittelalters 
zwifchen Raufmannfchaft und Handwerk Pla griff. Ein anderer Anjtoß 
ging von dem Antagonismus von Landesherrichaft und Lofalgemwalt aus. 
Er führte die Publiziften des 17. und 18. Jahrhunderts auf die Frage 
nach dem Nechtsgrunde der jtädtifchen und zünftigen Autonomie hin und 
ließ fie nicht ohne Barteirücjichten Lehren wie die von der urjprünglichen 
Unfreiheit des Handwerferitandes, von der Einjegung der Zünfte durch 
fürftliche Willfür, von ihrem revolutionären Urſprung oder von ihrer 
Identität mit den Collegia des römischen Necht3 aufbringen. Adrian 
Beier (1683 ff.) wieder wollte den praftifchen Bedürfniffen der abjoluten 
Staatsverwaltung dienen, als er fich zu einer Daritellung des geltenden 
Handmwerferrechts entjchloß und hierfür auch ältere Quellen verwendete, 
Vor allem aber gab den Merkantiliiten und Kameraliſten der Wideritand 
der Zünfte gegen die Einführung der Manufakturen Anlaß, über die 
Vergangenheit des läſtigen Inſtitutes nachzudenfen, um herauszufinden, 
ob es denn von jeher jo jchädlich gewirkt oder feine üble Bedeutung erit 
im Laufe der Zeit entwickelt habe. 

AL dann unter dem Einfluß der Phyfiofraten und Adam Smiths 
das Verlangen nach Gemerbefreiheit breitere Schichten der Bevölkerung 
ergriff, als e8 Mode wurde, gegen den Zunftzwang als einer abjcheulichen 
Ausgeburt des finjteren Mittelalters zu eifern, begannen auch die auf- 
gejchreekten Anhänger des Alten fich zu regen. Sie erinnerten an den 
früheren Glanz des in Zünften organifierten Gewerbes, der ext erloſchen 
jet, jeitdem die unzünftige Konkurrenz übermächtig geworden : und, durch 
jolche Argumente angeregt, wandten auch fortjchrittlich gerichtete Geifter 
ihr Intereſſe der Vergangenheit zu, um fich ein Urteil über die hiftorifche 
Bedeutung der vielumftrittenen Einrichtung zu bilden. Allen jollte die 
Gemwerbegefchichte als Rüſtkammer für den politifchen Kampf dienen, aber 
über eine fichere Hiftorifche Methode verfügten die wenigſten. So mußten 
philojophifche und politifche Lehrmeinungen die Lücken der gefchichtlichen 
Erkenntnis ausfüllen. Syftematifche Forfcherarbeit hat nur einer geleiftet, 
der geniale Reformator ‚der bayrifchen Finanzen, Georg Karl von Sut- 
ner!, Gein ftaatsmännifcher Wirklichkeitsfinn verlangte nach lebendiger 
Anſchauung der früheren Zuftände, und um fie zu gewinnen, erforſchte ex 
nicht nur an der Hand der älteften Münchener Geſetzſammlungen die 
Grundzüge der mittelalterlichen Gemwerberegelung, fondern er verfuchte 


’ Über die Verfaffung der älteren Gewerbepoligei in München. Hiftorifche Ab- 
Handlungen der bayrijchen Afademie II, 1813. 
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auch ſchon aus Steuerbüchern und Natsprotofollen ftatiftifch zu ermitteln, 
welches die wirtjchaftliche Entwicklung des Münchener Gewerbes unter 
der Herrichaft diejer Ordnung gemejen jei. 

Aber noch jtanden VBollswirtjchaftslehre und Gejchichtsforichung ein- 
ander zu fern, als daß Sutners Beifpiel hätte Schule machen können. 
Seine Arbeit wurde kaum beachtet. Die Führung in der gemerbe- 
gejchichtlichen Forichung fiel Eichhorn zu, den eine vechtsgefchichtliche 
Unterfuchung über den Urſprung der ftädtifchen Verfaſſung in Deutjchland 
(1815/16) auf die Frage nach der Entjtehung der Zünfte hinlenfte. Auch 
Eichhorn jteht unter dem Einfluß einer politifchen Tendenz. Nur kämpft 
er nicht mehr wie die älteren Bublizijten, von deren Schriften er ausgeht, 
für das höhere Recht der Staatsgewalt, jondern er wendet fich gegen den 
Gebrauch, den überjtürzter Reformeifer in rationaliftifcher Geringſchätzung 
des hiſtoriſch Gewordenen von diefem Rechte gemacht jehen wollte. Im 
Gegenjat zu der revolutionären Neuerungsfucht jeiner Zeit will Eichhorn 
wie die Verfafjungsentwiclung überhaupt, jo auch die Zunfteinrichtungen 
als das organische Produkt gejchichtlicher Verhältniffe begreifen. Zu 
diefem Zweck bemüht er fich vor allem die ihnen vorangehenden Rechts— 
zuftände aufzudecken, gleichſam als ob darin die Keimzellen der weiteren 
Entwidlung enthalten jeien. So fommt er zu der Theje, das Zunftwejen 
fei aus einer dreifachen Wurzel entjprungen: aus den Ginrichtungen der 
römifchen Gemwerbepolizei, den Handmwerferverbänden des Hofrechts und 
der germanijchen Sitte freier Verbrüderung einzelner zu bejtimmten Zwecken. 

Seit Hegels Gejchichte der Städteverfaffung von Italien (1847) galt 
die römische Anfnüpfung den meijten für erledigt. Schon vorher hatte 
Wilda (1831) das Zunftweſen für eine Teilerfcheinung des die ganze 
Germanenwelt beherrjchenden Gildeweſens erklärt: nicht aus der Abhängig- 
feit, jondern aus der Freiheit des Handmwerferftandes jeien die Zünfte 
entjprungen. So fand fich Arnold (1854 u. 61), dem die deutjche Städte- 
geichichte nächit Eichhorn die ſtärkſte Anregung verdankt, zwei Theorien 
von der Entitehung der Zünfte gegenüber: der ſogen. hofrechtlichen und 
der freiheitlichen. Mit beiden jeßt er fich in der Weife auseinander, daß 
er die Frage nach dem Urjprung des Handwerker jtandes von der nad) 
dem Urjprung der Handmwerferverbände trennt. Griteren läßt er 
jtufenmweife aus der Unfreiheit hervorgehen, das Prinzip der letzteren da— 
gegen erfennt er in der freien Einung. Die Anficht von der allmählichen 
Emanzipation des Handwerkerſtandes tit für lange Zeit die Grundlage 
der Forſchung geblieben, obwohl Gfrörer (1865 f.) u. a. auf die Griftenz 
freier Handwerfer auch für die ältere Zeit wiederholt hinwieſen. Aber 
je mehr dieſe Seite der Arnoldfchen Auffaffung Anklang fand, um fo 
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weniger vermochte neben ihr jeine Theorie von der freien Herkunft der 
Zünfte fich durchzufegen, und objchon Nitzſchs Verjuch (1859), die mittel- 
altexliche Stadtverfaffung und damit auch die Zünfte als eine folgerichtige 
Fortentwicklung der Fronhofsverfaffung darzuftellen, entſchiedenem Wider- 
ipruch begegnete, jo konnte fich doch die Meinung, daß hofrechtliche Hand- 
werferorganifationen von wejentlicher Bedeutung für die Entjtehung der 
Zünfte gewejen jeien, ſelbſt bei jolchen behaupten, die wie Heusler (1860), 
Gierfe (1868) und Maurer (1870) das zunftbildende Element vor allem 
in der freien genojjenfchaftlichen Einung erblicten. 

Inzwiſchen war mit der von Eichhorn angeregten eindringlicheren 
Bearbeitung der jtädtifchen Verfafjungsgefchichte auch die politifche 
Bedeutung der mittelalterlichen Handwerferverbände deutlicher hervor- 
getreten. Fichard (1819), Arnold (1854) und vor allem Kriegk (1862) 
haben von den Zunftfämpfen des 14. Jahrhunderts eingehend gehandelt. 
Für die gewerbliche Seite der Handmwerksgejchichte hingegen zeigte ſich 
wenig Intereſſe. Wohl jammelte der nationalöfonomifch interejfierte 
Hüllmann (1826) Nachrichten insbejondere über die mittelalterliche Woll- 
mweberei. Wohl teilte der jchmäbijche Pfarrer Jäger (1831) für Ulm 
Einzelheiten aus der älteren Gewerbeordnung mit, während in Mlagde- 
burg Archivar Stock (1836—44) nach Provinzialaften über die Rechts- 
verhältniffe von Handmwerfsmeiftern und -gejellen der jpäteren Zeit be- 
richtete. Aber an eine zujammenhängende Grforjchung dieſer Gebiete 
dachte niemand. Was daher die Sammler Berlepjch (1850—53) und 
Rehlen (1855) in ihren breit angelegten Werfen über die Vergangenheit 
des deutfchen Handwerks beizubringen vermochten, war in der Hauptjache 
weiter nichts, al3 ein zufammengemwürfelter Haufe von Brivataltertümern, 
aus denen auf die wirtjchaftsgejchichtliche Entwiclung des Gemwerbemwejens 
nur bier und da ein jpärliches Licht fiel. 

Der bis in die ſechziger Jahre fortdauernde Kampf um die Bes - 
feitigung der Zünfte hat zu einer wahrhaft volfswirtfchaftlichen Behand- 
lung der deutfchen Gemwerbegejchichte nicht anzuregen vermocht. Zu ihr 
gab erit die um die Mitte des Jahrhunderts auftauchende joziale Frage 
Veranlafjung. Seit man aus der faum befejtigten neuen Wirtjchafts- 
ordnung den Zwiejpalt von Kapital und Arbeit, vor dem einjichtige 
Männer jeit langem gewarnt hatten, leibhaftig empormwachjen ſah, erjchien 
die Vergangenheit in einem neuen Licht. Sie war vor ſolch einem 
Klafjengegenfat bewahrt geblieben. Waren die Zeiten der Zünfte auch 
dahin, jo veizte doch jeßt die Frage, wie fie e8 zumege gebracht, der 
Mafje der gewerblichen Bevölkerung die wirtfchaftliche Selbftändigfeit zu 
bewahren. Bielleicht, daß fich daraus doch noch etwas für die jozialen 
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Probleme der Gegenwart lernen ließ. Das etwa iſt der Gedanfe, der, 
zuerjt von dem Rankeſchüler ©. Hirſch (1854) in den Vordergrund ge- 
rüct, fich fortan wie ein xoter Faden durch die gemwerbegefchichtliche 
Forſchung zieht. Aus ihm heraus wendet man endlich auch dem mate- 
riellen Inhalte der mittelalterlichen Gewerbeordnung größeres Intereſſe 
zu. Wie jchon ©. Hirſch einen erſten Verſuch gemacht, ihre Grund: 
gedanfen mit wenigen jcharfen Strichen zu umfchreiben, jo tritt auch bei 
anderen das Beitreben hervor, tiefer in den wirtfchaftsgefchichtlichen Sinn 
der Zunftverfaffung einzudringen. Zwar die von der Jablonowskiſchen 
Gejellichaft mit Recht preisgekrönte Danziger Handels- und Gewerbe— 
gejchichte Theodor Hirſchs (1858) legte ihren Schwerpunft in die Dar- 
jtellung der fommerziellen Verhältnifje; immerhin fuchte fie aber auch die 
gewerblichen Zuftände, joweit fie fie berührte, mit bis dahin faum ge- 
fannter Graftheit ſtatiſtiſch zu erfaſſen. Ahnlich verriet Lappenbergs 
Archivalbericht über den Ursprung und das Beitehen der NRealgewerbe- 
rechte in Hamburg (1861), obwohl er gleichfalls das handwerksgefchicht- 
liche Intereſſe noch nicht zum alles beherrjchenden Gefichtspunfte erhob, 
in jeiner methodijchen Gründlichfeit den Geiit einer neuen Schule. Der 
Karlsruher Archivar Mone (1858—63) vollends zeigte fich zur felben 
Zeit bereits tief von der Notwendigkeit einer wifjenjchaftlichen Erforſchung 
der gejamten Gemwerbegejchichte durchdrungen, indem er eine gleichmäßige 
Berücjichtigung der beiden wichtigſten Seiten des älteren Gewerbeweſens, 
der äußeren Gemwerbepolizei und der inneren Zunftorganifation forderte 
und ſelbſt einen vielverjprechenden Anlauf nahm, um diejes Programm 
zu verwirklichen. 

Die fruchtbaren Gefichtspunfte, die Mone aufgeftellt hat, find viel- 
leicht nur deshalb nicht unmittelbar wirkſam geworden, weil die Ur- 
fundenjfammlung, auf die er feine Ausführungen gründete, Belegitücke aus 
den verjchiedeniten Orten, Zeiten und Gemwerben in fich vereinigte und 
infolgedejjen ein einheitliches und anfchauliches Bild der Entwiclung, zu 
deren Erforſchung fie anleiten jollte, nicht zu vermitteln vermochte. Den 
Weg, diejen Fehler zu vermeiden, hat Bergrath (1857—59) gewiefen, der 
mit fundiger Feder Organifation und Gejchichte der älteren Tuchinduftrie 
des niederrheinifchen Weberjtädtchens Goch fchilderte. In gleicher Nich- 
tung juchte die Jablonowskiſche Gejellichaft die Vertiefung in die Grund- 
tatjachen der zünftigen Gewerberegelung durch zwei offenbar unter Roſchers 
Einfluß geitellte Preisaufgaben zu fördern, denen wir eine Gefchichte der 
Iglauer Tuchmacherzunft von Werner (1861) und die der bremifchen 
Schufterzunft von V. Böhmert (1862), einem Schüler Roſchers, verdanken. 
Wie wenig aber noch im Grunde durch alle dieje und einige andere un— 
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erheblichere Arbeiten erreicht war, zeigt Majchers vorzeitiger Verjuch einer 
zufammenfafjenden Darjtellung des deutfchen Gewerbeweſens der Bergangen- 
heit (1866). Troß des umfangreichen Stoffes, den er aus der hijtorifch- 
politifchen und volfSwirtjchaftlich-philofophifchen Literatur zufammenträgt, 
fommt ex über eine im Sinne ArnoldS gehaltene Schilderung der äußeren 
Zunft: und Handmwerfergejchichte nicht wejentlich hinaus. 

Schon 1863 hatte J. Caro im erften Bande der von B. Hildebrand 
herausgegebenen Syahrbücher, die in der Folge eine der vornehmiten 
Pflegejtätten der Gemwerbegejchichte geworden find, unter Hinweis auf die 
Danziger Mufterarbeit Th. Hirſchs ſtärkere Berücfichtigung wirtjchafts- 
gejchichtlicher, jtatiftifcher und technologifcher Gefichtspunfte gefordert. 
Aus diefem Bedürfnis, das, wie Mones Beifpiel zeigt, auch andere emp— 
fanden, erwuchjen die beiden Aufſätze zur Gejchichte der deutjchen Woll- 
und Leineninduftrie (1866 u. 69), in denen Hildebrand als erfter unter 
den großen Volkswirtſchaftslehrern der hiftorifchen Schule fich der gewerbe— 
gejchichtlichen Einzelforichung zumendete, um unter Verwertung eines aus 
jtädtegeschichtlichen Publikationen mühfam zufammengetragenen Materials 
für ein bejtimmtes Gewerbe die Frage nach den Rohſtoffen und Formen 
des Betriebes aufzumerfen. Was aber das Wichtigfte war, das Weſen 
der zünftigen Gemwerberegelung jucht Hildebrand aus dem Weſen der 
mittelalterlichen Stadt als eines in fich gejchlojjenen Wirtjchaftstörpers 
zu begreifen. Damit war der Gedanke gefunden, auf den Schönberg feine 
Abhandlung zur wirtjchaftlichen Bedeutung des deutjchen Zunftwejens im 
Mittelalter (1867) aufbauen fonnte. Kurz vorher hatte Stüve (1864) 
den wenig beachteten Verſuch gemacht, mit Hilfe des Dsnabrüder Ur- 
fundenmaterials das Zunftwejen nach jeinen verjchiedenen Seiten hin als 
eine den ganzen Menjchen ergreifende Organifation darzuftellen, ohne daß 
e3 ihm jedoch gelungen wäre, die Fülle jeiner wertvollen Einzelbeobach- 
tungen in befriedigender Weife zu ordnen. Schönberg richtet in weijer 
Gelbitbeichränfung jeine Aufmerkſamkeit ausjchließlich auf die Frage nach 
der wirtjchaftlihen Natur und Tragweite der Zunftinftitutionen. 
Dabei bejchäftigten ihn aber nicht, wie Hildebrand, die ökonomischen 
Vorausjegungen des Gewerbes, jondern die Beziehungen des einzelnen 
Betriebes zum wirtfchaftlichen Organismus des Ganzen. Als Unter: 
juchungsmaterial dienen ihm in erſter Linie die Lübeder Zunftrollen, 
durch deren Veröffentlichung Wehrmann drei Jahre zuvor zum erſten Male 
eine zuverläffige und genügend breite Grundlage für die Erforfchung der 
mittelalterlichen Gemerberegelung gejchaffen hatte. Wehrmann ließ fich 
bei der Auswahl feines Stoffes von dem Gedanken leiten, daß es eine 
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Zeit gegeben, in der das Zunftweſen die natürliche Form der Lebens⸗ 
verhältniſſe war. In der Meinung, daß es zunächſt in dieſer ſeiner 
reinſten Geſtalt erkannt werden müſſe, hatte er ſeine Publikation nur bis 
auf die Mitte des 16. Jahrhunderts erſtreckt. Schönberg iſt mit dieſer 
Begrenzung einverſtanden. Auch ihn intereſſiert nur die Epoche, in der 
das Zunftweſen, das Ideal einer Organiſation der Wirtſchaft erreichend, 
die kollidierenden Intereſſen der einzelnen wie der Geſamtheit, der Kon— 
ſumenten wie der Produzenten, des Kapitals wie der Arbeit zu verſöhnen 
vermocht hatte; und von der Hypotheſe ausgehend, daß dies in der von 
MWehrmann umfchriebenen Zeit der Fall gewejen, verjucht er, fichtlich be- 
einflußt durch Mones Zergliederung der älteren Gemwerbepolizei, aus der 
Fülle der urkundlich überlieferten Einzelbejtimmungen die Grundgedanken 
des Ganzen ſyſtematiſch herauszuheben, ein Verſuch, der in glüclichiter 
Weiſe dadurch ergänzt wurde, daß bald darauf Gierfe es unternahm, in 
jeiner Nechtsgeichichte der deutſchen Genofjenjchaft (1868) die vechtliche 
Natur der Zunftverbände zu jchildern, auf deren felbitverwaltender Tätig- 
feit die NRealifierung der von Schönberg gekennzeichneten Gewerberegelung 
beruhte. Mit beiden Arbeiten war das Fundament gelegt, das nach den 
bisherigen tajtenden Verjuchen einen folgerichtigen Ausbau der deutjchen 
Gemwerbegejchichte ermöglichte. Maurer, der in feiner Gejchichte der 
Städteverfaffung (1870) das Zunftwefen unter ähnlichem Gefichtspunfte 
wie Gierke behandelte, hat dieſen wohl an Reichtum des Details über- 
troffen, an Volljtändigfeit und Gejchlojjenheit der Geſamtauffaſſung aber 
nicht erreicht, und Stahls Verſuch (1874), ein an feine bejtimmte Zeit 
gebundenes Syitem des mittelalterlichen Arbeitsrechtes aufzuftellen, kam 
über die Schilderung der Lehrlings- und Gejellenverhältniffe nicht hinaus 
und hat jelbit hierfür die Forſchung nicht erheblich gefördert. 

Der weitere Fortjchritt der deutſchen Gemwerbegejchichtjchreibung 
fnüpft an die Arbeiten Schmollers und jeiner Straßburger Schüler 
(1873 ff.) an. Wie ©. Hirſch und die Forjcher nach ihm, wie vor allem 
Schönberg, jo fteht auch Schmoller unter dem unmittelbaren Eindruck deu 
jozialen Gegenwartsfämpfe. Gr ift davon durchdrungen, daß jozialer 
Frieden nur durch joziale Organifation gewonnen wird. Diejes organi— 
jatorifche Problem rückt jeine Nektoratsrede über die Straßburger Zunft: 
kämpfe und Verfafjungsreformen (1875) dem Lejer pacend vor die Seele, 
während jein unter Stiedas Mitwirkung entjtandenes Straßburger Tucher- 
buch (1879) in breiterer Ausführung desjelben Gedantens zum eriten 
Male für ein bejtimmtes Gewerbe eine nahezu erjchöpfende Reihe von 
Urkunden zufammenftellte, die es ihm ermöglichte, nicht nur die Epochen 
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des Zunftweſens deutlicher als bisher zu unterſcheiden, ſondern auch den 
ſtadtwirtſchaftlichen Charakter des älteren Gewerbes und die Wechſel— 
beziehungen ſeiner wirtſchaftlichen und rechtlichen Entwicklung in lebens— 
vollem Detail konkret zu erfaſſen. 

Ein großer Teil der Arbeit, die ſeitdem — zum Teil unter dem Ein— 
fluß der neueren Bemühungen um die Wiederbelebung des Innungs— 
weſens — geleiſtet worden iſt, um unſere Einſicht in das Weſen der 
mittelalterlichen Handwerksverfaſſung zu vertiefen, geht in der Darſtellung 
der gewerblichen Geſamtzuſtände einzelner Städte auf, wobei die vor— 
waltenden Geſichtspunkte je nach den perſönlichen Intereſſen des Autors 
wechſeln. Das materielle Gewerberecht der älteren Zeit haben, ähnlich 
wie dies ſchon Wehrmann für Lübeck getan, Rüdiger für Hamburg (1874), 
Bodemann für Lüneburg (1883), Elkan, von Schönberg angeregt, für Frank— 
furt (1890), Techen für die wendiſchen Städte (1898) dargeſtellt. Die 
Verfaſſungsverhältniſſe der Zünfte berückſichtigen — zum Teil von Gierke 
ſtark beeinflußt — außer den zuerſt genannten vor allem Blümcke für 
Stettin (1884), Kurt Meiſter für Wernigerode (1890), Krumbholz für 
Münſter (1898) und Höhler, ein Schüler von Belows, das Wehrmannſche 
Material neu bearbeitend, für Lübeck (1903). Wirtſchaftsgeſchichtliche 
Geſichtspunkte verfolgen neben den rechts- und verfaſſungsgeſchichtlichen 
vor allem Welter für Hamburg (1896), Stieda für Riga (1896), Uhlirz 
für Wien (1902), für Hildesheim faſt gleichzeitig M. Hartmann (1905) 
und von Belows Schüler Tuckermann (1906). In beſonders aus— 
gezeichneter Weiſe hat dieſe Seite der Entwicklung Geering (1886), von 
Schmoller beeinflußt, für Baſel behandelt. Die Arbeiten von Rüdiger, 
Bodemann, Stieda und Krumbholz dienen als Einleitung in umfang— 
reichere Urkundenpublikationen, die nach Art der Wehrmannſchen in erſter 
Linie die Zunftrollen, neben der Blütezeit aber zum Teil auch Denkmäler 
aus den ſpäteren Jahrhunderten umfaſſen. Die von Stüve verarbeiteten 
Dsnabrüder Quellen bat nachträglich Philippi (1890) veröffentlicht. 
Andere Publikationen treten hinter diefen zurück, weil fie teils der ge- 
mwerbegejchichtlichen Erläuterung, teils auch der ſyſtematiſchen Vollitändig- 
feit entbehren. Auf die noch wenig unterjuchten Abhängigkeitsverhält- 
niffe, die zwischen den gewerblichen Rechtsquellen aus verjchiedenen Städten 
obwalten, hat Stieda hingemiejen. 

Ergänzend treten neben dieſe Arbeiten zur Gemerbegefchichte ganzer 
Städte Unterfuchungen, die fich auf nur je einen Gewerbezweig einer be— 
ftimmten Stadt bejchränfen. Sie find überwiegend von Schmollers Dar- 
jtellung des Straßburger Tucher- und Weberhandwerfs angeregt oder 
beeinflußt, wie denn auch gerade Stieda, der Mitarbeiter an diefem Werk, 
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fie beſonders kultiviert hat!. Allen gemeinſam iſt die relativ ſtarke, 
fruchtbringende Berückſichtigung der ſpezifiſch wirtſchaftsgeſchichtlichen Be— 
ziehungen, die auch in den Sonderdarſtellungen hervortritt, welche Gothein 
in ſeiner Wirtſchaftsgeſchichte des Schwarzwalds (1892) einzelnen Ge— 
werbezweigen gewidmet hat. Wie ſchon die älteren Darſtellungen von 
Bergrath (1857/59), Werner (1861), Heidemann (das Wollamt zu Weſel 
1872) und der die Straßburger Hofenitrieferei betreffende Abjchnitt bei 
Schmoller jich auf Verhältniffe bezogen, die 3. T. nicht mehr unter den 
ftrengen Begriff der Stadtwirtichaft fallen, jo haben bejonders auch die 
Unterfuchungen Nüblings über die Ulmer Baummollweberei (1890) und 
Stiedas (1885-95) über die Lübecker Berniteindreher und das Böttcher- 
gewerbe in den Ditjeejtädten zur Entdeckung von Erportinduftrien geführt, 
die zum Teil einen ausgefprochenen hausinduftriellen Charakter tragen, 
und in diefer Eigenjchaft von Stieda im Zuſammenhang der Entjtehung 
der deutfchen Hausinduftrie (1889) gejchichtlich gewürdigt worden find ?. 

Alle dieſe Zuftandsjchilderungen durchzieht und umjchlingt, mannig- 
fach von ihnen bedingt und auf fie zurückwirfend, eine Kette von Er- 
örterungen prinzipielle Natur, die dem Streben entjpringen, das 
methodisch zufammengetragene Tatfachenmaterial in wirkliche Erkenntnis 
umzufegen. Sie fnüpfen in erſter Linie an die alte Frage nach der Ent- 
itehung des Zunftwejens an. 

Mit dem Problem vom Nechtsgrund der Zünfte, das fich, wie wir 
jahen, unter den Händen der hiltorifchen Rechtsſchule in die Frage nach 
den formalen Ausgangspunften der Zunftentwiclung verwandelte, hat fich 
jchon früh die Frage nach dem Bedürfnis verquickt, dem das Inſtitut 
entijprang. Bereits Soden (1810) hat fie aufgeworfen und mit einem 
Hinweis auf die Notwendigkeit einer geordneten technijchen Erziehung be- 
antwortet. Jäger ſprach in gleichem Zufammenhang von einem beruf- 
lichen Zufammenwirfen zur Grhöhung der privaten Leiſtungsfähigkeit. 
Die Hofrechtstheorie hielt die im Herrendienſt gemeinfam zu erfüllenden 
gewerblichen Leitungen für das Entjcheidende. Andere wieder wiejen auf 


ı Mährend Stiedas Forihungen ji) im Gebiete des Dftfeegewerbes bewegen, 
behandelte H. Meyer die Straßburger Goldfchmiedezunft (1881), Bücher die Frank— 
furter Buchbinderordnungen (1888), Fromm das Frankfurter Tertilgewerbe (1896). 

2 Als bäuerliche Nebenbeichäftigung erjcheint diefe Hausinduftrie bei Nübling, 
als jelbftändiger ländlicher Induſtriezweig in Thuns Bejchreibung der niederrheinijchen 
Klingenfabrifation (1879), in den Arbeiten über die ſchleſiſche Leineweberei und in 
Bopelius’ Gejchichte der bayrijchen Glasverarbeitung (1895). Mit dem eigentlichen 
Dorfgewerbe des Mittelalters, das von ihr wohl zu unterjcheiden ift, Hat fich bisher 
nur Dunder (1903), auf Bücher: Veranlaffung hin, näher bejchäftigt. 
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forporative Gemeindepflichten der Handwerker (Mone) oder auf religiöje 
Zwecke hin. Bei weitem den meijten aber galt das allgemeine Verlangen 
nach Selbithilfe als Anlaß der ganzen Entwicklung, wobei man den Grund 
dafür bald in den zerfahrenen Zuftänden des Mittelalters überhaupt (Wilda), 
bald in der Auflöfung der älteren natürlichen Verbände (Gierfe) erblickte 
und demgemäß als Zweck der Selbſthilfe Nechtficherheit im allgemeinen 
bezeichnete, während Nitzſch (1879) in feinerer Unterjcheidung auf die 
Notwendigkeit der Ausbildung eines gewerblichen Verfehrsrechtes inmitten 
einer agrarischen Welt aufmerkſam machte. Auch der Kampf ums Dajein 
(Hüllmann) oder die Wahrnehmung der gewerblichen Intereſſen (Stieda) 
wird ins Feld geführt. Auf die ökonomiſche VBerurjachung gewendet er- 
jcheint die Frage, wenn allgemeine Zeitumftände, wie die Kreuzzüge mit 
dem durch fie bewirkften Aufſchwung des Handels (Maurer) oder Die 
Emanzipation der Arbeit als jelbjtändigen Produktionsfaktors vom Grund 
und Boden (Arnold) als Entitehungsurjachen genannt werden; und end» 
[ich wird diefer Mannigfaltigkeit der Meinungen gegenüber die Ableitung 
der Zunft aus einem einheitlichen Prinzip wohl auch ganz abgelehnt und 
die Forderung einer gleichmäßigen Berücfichtigung aller Faktoren, die 
auf die Entwicklung von Einfluß waren, der technifchen jowohl wie der 
moralifchen, der anthropologifchen, politifchen, volkswirtſchaftlichen uſw. 
aufgeitellt (Schmoller). So jchwanfend ift der Sinn, in dem die Frage 
nach der Entjtehung der Zünfte von den verjchiedenen Forſchern auf- 
gefaßt worden iſt. 

Daß unter all diefen Meinungen die jogen. hofrechtliche Theorie ſich 
lange Zeit hindurch eines überwiegenden Einflufjes erfreut hat, dürfte fich 
zur Genüge daraus erklären, daß fie den tatjächlichen Verhältniſſen des 
Mittelalters, wie man fie zu verjtehen glaubte, noch am eheiten nach allen 
Seiten hin gerecht zu werden jchien. Sie entfprach der ſchon jeit dem 
18. Sahrhundert weitverbreiteten Lehre von dei urjprünglichen Hörigteit 
des Handwerferjtandes und von der großen Zahl der auf den Fronhöfen 
bejchäftigten gewerblichen Arbeiter. Sie fnüpfte die Zunftentwiclung 
organijch an eine ältere Handwerkerverfaffung an, deren Eriftenz durch 
das Straßburger Stadtrecht bewiejen jchien, und an deren hofrechtlichem 
Charakter nur wenige zu zweifeln mwagten. Sie trug dem mohltätigen 
Einfluß Rechnung, den man der Grundherrfchaft auf die Ausbildung der 
gewerblichen Technik zujchrieb. Sie allein ſchien geeignet, die merfwürdigen 
individuellen Beziehungen zu motivieren, welche jo häufig zwijchen den 
mittelalterlichen Handmwerferverbänden und der Stadtobrigfeit bejtanden. 
Sie erklärte den Iofalen Charakter der ganzen Gemwerbeorganijation, 
und fie machte endlich auch diejenige Seite des Zunftwejens begreiflich, 
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die zu der herrjchenden Lehre von der raitlos vorwärtstreibenden Kraft 
des entfejjelten Wettbewerbs gar nicht recht pafjen wollte, nämlich daß 
gerade die Konkurrenten es waren, die fich in der Zunft zu einträchtigem 
Handeln zufammenfanden. Aus jolchen Erwägungen heraus entjtand eine 
unflare Allgemeinvorftellung vom Zuſammenhang der Zünfte mit dem 
Hofrecht, die fich trotz manchen Widerjpruchs jo zähe behauptete, daß 
noch Stieda (1877) in jeinen Bemühungen, den Zujammenhang des Zunft- 
wejens mit hofhörigen Handwerferverbänden genauer nachzumeijen, fich 
mit Necht als einen Verfechter der herrichenden Lehre betrachten fonnte. 

Gerade im Anjchluß an feine Ausführungen hat dann aber von Below 
(1887) die ganze Theorie einer einjchneidenden, neuerdings von Keutgen 
(1903) ergänzten Kritik unterworfen, die der Meinung von dem urjprüng- 
lich unfreien Stand aller Handwerker endgültig den Boden entzog und 
die verhältnismäßig bejcheidene Rolle, welche die Hofhandwerfer im 
Rahmen der jtädtifchen Entwicklung jpielten, klar hervortreten ließ. Zus 
gleich führte fie aus, daß die Handwerksorganiſation der Fronhöfe, jomweit 
davon überhaupt die Nede jein fünnte, mit dem Wejen der Zünfte nichts 
gemein hätte, und daß die eigenartigen Lajten und Dienjte der älteren 
Handmwerferverbände, die man als Reſte ehemaliger Hofhörigkeit aufzu- 
faffen fich gewöhnt hatte, ohne zureichenden Grund in dieſem Sinne ge- 
deutet worden wären. Damit entfielen der Hofrechtstheorie ihre jtärkiten 
Stüßen, zumal von Belows Kritik in Gotheins (1892) genauerem Nach: 
weis, wie perjönliche Unfreiheit und bürgerliche Unterordnung unter die 
allgemeine Stadtobrigfeit im Mittelalter vielfach Hand in Hand gingen, 
eine wichtige Ergänzung fand. Der Verſuch Eberjtadts (1897 u. 1900), 
in weiterer Ausführung eines von Nitjch vertretenen Gedanfens die alte 
Lehre noch einmal in vollem Umfang zu erneuern, gilt als mißglüdt. 
Eberitadt glaubte in einem von ihm alS magisterium bezeichneten Inſtitut 
das Zwiſchenglied zwijchen den alten Hofverbänden und den jpäteren 
Zünften entdecdt zu haben. Indem er aber die den mittelalterlichen 
Handwerferverbänden eigentümlichen Sonderabhängigfeitsverhältnijje ohne 
weiteres als Ausflüffe grundherrlicher Gewalt auffaßte, jtüßte er jeine ganze 
Argumentation gerade auf die Theje, deren Nichtigkeit von Belows Kritik 
ernitlich in Frage geitellt hatte. Daher die jchroffe Ablehnung, der jeine 
Ausführungen begegnet find. Daß ihnen gleichwohl auch von gegnerischer 
Seite eine anregende Wirkung zugejchrieben worden ift, dürfte mit dem 
Umftand zufammenhängen, daß in jeiner Darftellung die bejagten Sonder- 
abhängigfeitsverhältniffe jehr anjchaulich hervortreten. Gerade von ihnen 
aus fällt nach unjerem Dafürhalten ein bedeutjames Licht auf die Natur 
und den Urjprung der älteren Gewerbeorganifation; denn wir haben darin 
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das Element zu erkennen. welches das politifche Leben des Mittelalters 
als ein für uns jo ſchwer begreifliches, weil vom Standpunkt der modernen 
ſtaatsrechtlichen Begriffsbildung widerfpruchsvolles Gemifch öffentlicher 
und privater Herrichaftsbeziehungen erfcheinen läßt, dem die Gegner der 
Hofrechtstheorie, die einjeitig den „öffentlichen“ Charakter der mittelalter- 
lichen Gemerberegelung zu betonen pflegen, doch wohl nicht ganz gerecht 
geworden find. Vielleicht kann diefe Schwäche ihrer Pofition es erklären, 
daß neben anderen auch Bücher fich von ihnen noch immer nicht hat über- 
zeugen lafjen. Er hält troß der gemwichtigen Gegengründe von Belows 
(1897) an der Hofrechtstheorie als Grundlage jeiner Lehre von der Ent- 
wiclung der Betriebsformen (1893 ff.) feit. 

Die Frage, wiejo denn gerade die Angehörigen desjelben Gemwerbe- 
zweiges, die Konkurrenten, dazu famen, fich zu vereinigen, beantwortet 
die Hofrechtstheorie mit dem Hinweis auf das Intereſſe des herrichaft- 
lichen Dienftes. Aus dem Prinzip der freien Ginung ift fie nicht ohne 
weitere zu beantworten. Die von Wilda und Brentano (1871) ver- 
tretene Gildetheorie, gegen die ſchon Arnold fich wendet, hat nur verjucht, 
die Koalition der Handwerker in ihrer Gejamtheit aus dem Gegenjat zu 
einer älteren umfafjenderen Bürgergilde zu erklären, und Nitzſchs Lehre 
von der großen, alle Handel- und Gemerbetreibenden umfajjenden Gejamt- 
ailde jagt — von anderen Bedenken, die von Below (1892) gegen fie 
erhoben hat, ganz abgejehen — über die Entſtehung bejonderer Hand- 
werferverbände überhaupt nichts aus. Dagegen hat ſchon Eichhorn auf 
die feiner Meinung nach der römischen Bolizeiverfaffung entlehnte branchen- 
weife Zufammenlegung der Verkaufſtände als auf ein verbandbildendes 
Prinzip hingewieſen, und in der Folge hat dieje doch auch heute gar nicht 
fo jeltene Grjcheinung zu verjchiedenen Hypothejen Anlaß gegeben. Die 
meijten meinen, daß das Bedürfnis nach Erleichterung der Gemerbeaufficht 
zu Ddiefer Konzentration geführt habe. Doch wird auch die Rückjicht auf 
die Bequemlichkeit des Käufers für fie ins Treffen geführt. Daß fie der 
Spnitiative der Obrigkeit entiprungen jei, darin fcheinen alle überein- 
zuftimmen, wenn auch von Below warnt, den obrigfeitlichen Anteil zu 
übertreiben. 

MWiejo die örtliche Vereinigung der Gemwerbegenofjen zu einem Ge— 
werbeverband führen mußte, wird gewöhnlich nicht genauer erörtert. 
Man begnügt fich wohl mit dem Hinweis auf das durch die Nachbarjchaft 
gewecte Gemeingefühl, auf die Verlofung der Stände unter den Be- 
teiligten und die gemeinjfame Entrichtung des Mietgeldes. Neuerdings 
hat Philippi (1892 u. 1904), mit Keutgen (1903) den merfantilen 
Charakter des Handwerks ſtark betonend, auch die Bejchaffung der gemein- 
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ſamen Berfaufsgelegenheit — ähnlich wie früher jchon Hildebrand die 
Bereititellung gemeinjamer Broduftionsmittel — als erſten Anlaß zur 
Berbandsbildung bezeichnet, was dann allerdings wieder gegenüber der 
örtlichen Konzentration der Verfaufftände eine der weiteren Aufklärung 
bedürftige Präeriitenz des Verbandes vorausjegen würde. 

Ein anderer Verſuch, die Entitehung der Branchenverbände zu 
motivieren, bringt die Zünfte mit der ihnen vorausgehenden obrigteitlichen 
Bolizeiorganijation in Berbindung. Dieſer Gedanfe begegnet jchon in 
Lehmanns Speyerer Chronif (1612). Sutner jpricht von Beamten, 
welche der Nat urjprünglich für die einzelnen Gemwerbezweige einjegte, 
damit ſie ihn in der Handhabung der gewerblichen Bolizeiaufficht unter- 
ftüßten. Dieje „Pfleger“, jo meint ex, hätten fich mit der Zeit in Zunft- 
führer verwandelt. Ähnlich denkt Hüllmann, gegen den ſich Wildas 
Argument wendet, daß ein Bolizeiamt ebenfowenig eine Zunft jchaffe wie 
die Ernennung eines PBolizeidireftors eine Stadtgemeinde. Später hat 
Gothein (1892) in der Handmwerfergliederung des älteiten Straßburger 
Stadtrechts, das für diefe Frage vor allem in Betracht fommt, obrigfeit- 
liche Verbände zur Leiftung von Kriegsfronden erblicken wollen. Vor 
allem aber erjcheinen in Keutgens Daritellung (1903) die älteſten ſtädti— 
chen Branchenverbände, die ex technifch „Ämter“ nennt, als die unmittel- 
baren Schöpfungen der jtädtifchen Obrigfeit!. Der hierbei fich erhebenden 
fundamentalen Frage, wann und inwieweit in jedem einzelnen Falle der 
Übergang vom „Amt“ zur „Zunft“ vollzogen, d. h. genoffenjchaftliches 
Leben innerhalb des obrigfeitlichen Verbandes als vorhanden anzunehmen 
jet, ijt bisher wenig Beachtung geſchenkt worden, obgleich jeit S. Hirſch 
und Gierfe in der Nechtstheorie zwifchen dem im Zunftbegriff zufammen- 
fliegenden genofjenjchaftlichen und obrigfeitlichen Element unterjchieden zu 
werden pflegt. 

Die Anjchauung von der Entwicklung der Zünfte aus obrigfeitlichen 
PBolizetämtern fieht in der Zunft in erſter Linie ein Organ gemwerbe- 
polizeilicher Selbitverwaltung. Das iſt jchon die Auffaffung Wildas und 
Brentanos (1871) vom Wejen der Zunft. Bejonders nachdrudsvoll hat 
fie Schmoller vertreten, und umjtändlicher hat im Anjchluß an ihn Neu- 
burg (1880) darüber gehandelt. Sie alle gehen im Gegenjat zu denen, 
welche, wie Schönberg, Zunftwejen und Gewerbepolizei nicht weiter unter- 
jcheiden, oder gar wie Böhmert die Gemwerbepolizei exft mit den Zünften 
jelbjt entitehen lajjen, von der Anficht aus, daß urfprünglich, d. h. zu 
! Eine ausführliche Widerlegung diefer Auffafjung ftellt von Below in feinen 
demnächit ericheinenden „Problemen der Wirtichaftsgejchichte* in Ausficht. 
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einer Zeit, wo es Zünfte noch nicht gab, Gemwerbepolizei doch jchon und 
zwar von obrigfeitlichen Organen gehandhabt worden jet, und daß Die 
Handwerker gerade in Dppofition gegen dieſe ältere abjolutiftijche Be— 
auffichtigung und Leitung fich vereinigt hätten, um die Regelung des 
Gewerbeweiens in die eigene Hand zu nehmen. Syn Übereinftimmung mit 
einer von Gierke u. a. vertretenen Meinung, daß wirkliches Verbands- 
(eben ohne entjprechende Verbandsgerichtsbarfeit nicht gedacht werden 
fönne, hat Schmoller in diefem Zufammenhang die jelbjtändige Hand- 
habung der Gewerbegerichtsbarfeit als den eigentlichen Zweck der Zunft- 
bildung bezeichnet. Dagegen hat ſchon Stieda (1877) eingewendet, es 
habe auch Zünfte ohne eigene Gerichtsbarkeit gegeben, und wo die Zunft- 
urkunden die Übertragung gevichtlicher Gewalt erwähnten, exjcheine diejes 
Zugeftändnis nicht jo fehr als das die Zunft begründende, fondern mehr 
nur als ein zufällig fich mit ihr verbindendes Moment. Diejer Einwand 
Yäuft am legten Ende auf die Frage hinaus, inwiefern dem Mittelalter 
gewerbliche Gerichtsbarkeit als notwendiger Bejtandteil der gewerblichen 
Bolizeiverwaltung gegolten habe und welche Bedingungen erfüllt fein müffen, 
damit überhaupt vom Vorhandenfein genofjenschaftlicher Selbjtverwaltung 
im Gegenfat zu obrigfeitlicher Bevormundung gejprochen werden Tann. 
Eine andere, faſt noch wichtigere Kontroverje fnüpft an die negative 
Seite der Schmollerfchen Theſe an. Schmoller leugnet, indem ev Die 
Selbſtgerichtsbarkeit als Zweck der Zunftbildung hinſtellt, daß der 
Zunftzwang als etwas der Zunft Wefentliches anzujehen je. Unter 
Bunftzwang verftand man feit dem 18. Jahrhundert den Inbegriff aller 
Beichränfungen, denen das Necht zum Gewerbebetriebe unterlag (Stahl). 
Dazu vechnete vor allem das Verbot, daß niemand das Gewerbe treibe, 
der nicht zur Zunft gehöre, und da die Zünfte diefen Beitrittszwang 
benugten, um durch Erſchwerung der Aufnahmebedingungen die Kon- 
kurrenz nach Möglichkeit einzuengen, erſchien gerade er als die Grundlage 
aller zünftigen Gemerberegelung. Der Gedanke, daß es von alters her 
auch eine Gemwerberegelung außerhalb der Zünfte gegeben habe, begegnet 
zwar jchon früh. Aber den meijten verſchmolzen doch die Begriffe Ge— 
werberegelung, Zunftwejen und Beitrittszwang fo jehr in eins, daß felbit 
Brentano, obwohl er das Wefen der Zünfte vor allem darin erblickte, 
daß fie die bisher von Königlichen Beamten geübte Gemwerbepolizei in 
Selbjtverwaltung übernahmen, doch noch in der Meinung befangen blieb, 
die Vorausfegung ihrer vegelnden Tätigkeit jei der Beitrittszwang, gerade 
als ob die Bolizeigewalt eines „Selfgovernments“ fich notwendig auf einen 
bejtimmten Mitgliederkreis bejchränfen müßte. Gegenüber diefer Unklar- 
heit rückt die Schmollerfche Theje den Gedanken in den Vordergrund, daß 
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an und für fich der Beitritt zur Zunft ebenfomenig wie das Streben nach 
exkluſiver Gemwerbebejchränfung mit der Idee der Gemerberegelung oder 
der gewerblichen Selbitverwaltung etwas zu tun habe. Grit auf Grund 
des Zwanges, welchen die Zunft dank ihrer Gerichtsgewalt auszuüben 
vermag, nötigt fie die Berufsgenofjen wie zu anderen Dingen jo auch zum 
Beitritt, wobei dann aber diefer natürlich nicht mehr die fpezielle Be- 
deutung einer Unterwerfung unter die ja ohnehin jchon für alle vechts- 
verbindliche Gemwerberegelung, jondern nur noch den allgemeineren Sinn 
einer Verfchmelzung des Einzelintereſſes mit dem VBerbandsinterefje haben 
fann. Der Beitrittszwang erſcheint von diefem Standpunft aus nur als 
eine unter vielen Außerungen der von der Zunft geübten Zwangsgewalt. 
Nicht er, jondern dieje in ihrer fachlichen, perfönlichen und örtlichen Ab— 
grenzung tit es, was Schmoller als Zunftzwang bezeichnet. 

Ganz anders faßt von Below das Weſen des Zunftzwanges und 
der Zünfte auf. Zwar fennt auch er eine Regelung des Gewerbes außer: 
halb der Zunft. Ihre Trägerinnen find nach ihm die Gemeinden, und 
er lehrt, daß die Zunft jelbit ihre Volizeibefugnifje aus der Gemeinde- 
gewalt jchöpfe. Aber er unterjcheidet zwiſchen „gewerblichen Bejtim- 
mungen” im allgemeinen, denen die mittelalterfichen Gemwerbetreibenden 
geradejo unterlagen wie etwa heute die chemifchen Fabriken gewiſſen 
PBolizeivorjchriften unterworfen find, und Zunftzwang im Sinne eines zur 
Beſchränkung der Konkurrenz gehandhabten Beitrittszwanges. Als das 
Gegenteil diejes Zunftzwanges erjcheint ihm „völlige Gewerbefreiheit”, 
d. h. nicht etwa die Abmwejenheit jeglicher Gemerberegelung, jondern der 
für jedermann freie Zutritt zum Gemerbebetrieb. Um ihn einzufchränfen, 
ichließen fich die mittelalterlichen Handwerfer in Zünfte zufammen. Das 
iſt's, was von Below jagen will, wenn er behauptet, die Ausübung des 
Bunftzwanges jei der Zweck, der die Zünfte ins Leben riefl. Gegen 


ı Der urkundliche Beweis, den von Below hierfür zu führen verfucht hat, ift 
von Eberitadt angefochten, von Croon (1901) weiter ausgeführt worden. Zu beachten 
ist, daß Eberftadt den Begriff Zunftzwang rein formal als die Rechtsform auffaßt, 
durch welche die Durchführung des Zunftwillenz ficher gejtellt wird. Die Schwierig- 
feiten, welche fi) dem Nachweis der Eriftenz oder Nichteriftenz des Zunftzwanges 
im Sinne von Belows entgegenftellen, betont Lau (1898). — Die Schmollerfche Auf: 
fafjung der Straßburger Zunftentwidlung fritifiert im Sinne von Belows Dett- 
mering (1903). Weiter ausholend, wendet ſich von Below felbjt in der Zeitjchrift 
für Sozialwiſſenſchaft, 1904, gegen die Überſchätzung, welche feiner Meinung nad) die 
gewerbegejchichtlichen Arbeiten Schmoller® erfahren haben. Daß ihm dabei das 
Schmollerſche Wort, das Zunftweſen jei nationalöfonomijch überhaupt nicht zu er- 
Hären, ſchlechthin ſinnlos erſcheint, kennzeichnet die verjchiedene Gedanfenrichtung 
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Keutgen, deſſen Auffaffung vom Wejen der Zunft, joweit es hier in frage 
kommt, fich mit der Schmollers deckt, und der die von zünftiger Organi— 
jation unabhängige Gewerberegelung parador als „BZunftzwang ohne 
Zünfte“ bezeichnet, faßt von Below jeine eigene Auffaffung jcharf und 
beitimmt in die Forderung zufammen: wer die Grijtenz eines Zunft: 
zwanges ohne Zünfte behaupten wolle, müſſe nachweifen, daß eine obrig- 
feitliche Ronzefftionierung der einzelnen Gewerbe jtattgefunden habe. Damit 
iſt ausgejprochen, worum der Streit über die Bedeutung des Zunft- 
zwanges fich am leßten Ende dreht. ES ift die Frage, ob die Beſchrän— 
fung des ZutrittS zum Gewerbe, die als charakteriftiich für die mittel- 
alterliche Gewerbeordnung gilt, ein Produkt der Zunftbejtrebungen oder 
der jtadtwirtjchaftlichen Gemerbepolitif überhaupt geweſen ei. 

Daß Zunftwejen und Fleinlicher Monopolgeiit ein und dasfelbe jeien, 
war die Meinung, von der die gewerbegejchichtliche Forjchung im 18. Jahr— 
hundert ausging, und die zurüczumeifen noch Schönberg und Gierfe für 
nötig hielten. Gerade fie haben dann wejentlich dazu beigetragen, die 
die Schon von Hegel (1847) nachdrüclich vertretene Anficht zu verbreiten, 
daß die Ausjchließungsbeitrebungen feineswegs das Weſen der Zünfte 
ausmachten, jondern daß fie fich exit im Laufe der Zeit entwicfelt hätten, 
ja bereit3 Symptome der beginnenden Gntartung jeien. Dagegen wollen 
nun Neuere, wie Schanz, Neuburg, Uhlirz und vor allem Gulenburg, dem 
von Below prinzipiell zuftimmt, die exrflufiven Tendenzen der Zünfte auch 
für die Frühzeit wieder jtärfer betont jehen und eine fcharfe Scheidung 
zwijchen einem Zeitalter der Blüte und des Verfall nicht gelten lafjen, 
während Maurer, Schmoller und in etwas anderer Formulierung auch 
Keutgen einer älteren, chronologijch freilich verjchieden bejtimmten, ſturm— 
reichen Epoche der entfejjelten egoiftifchen Triebe ein Zeitalter der Re— 
formen folgen laſſen, das die eigentliche Blüte des Zunftwejens exit be- 
gründet. 

Bedarf die Frage, inwiefern der Zunft erflufive Tendenzen notwendig 
innewohnten, noch weiterer Unterfuchung, jo muß das gleiche auch von 
der anderen gelten, wie es um den Charakter der nichtzünftigen, d. 5. 
von der Obrigkeit direkt gehandhabten Gewerberegelung bejtellt gemwejen 
jet. Eine ältere, von Wilda vertretene Meinung nahm an, daß urjprüng- 
lich mit vollfveiem Grundbeſitz auch das unbeſchränkte Recht zum Ge- 
werbebetriebe verbunden gemejen jei. Später gewann die Anficht Raum, 
daß in den mittelalterlichen Städten vor Auffommen der Zünfte allgemein 


beider. Bon Below denft unter Zunftwejen an den Inhalt der wirtichaftlichen Re— 
gelung; Schmoller denkt an die politischen Faktoren, welche dieje Regelung realifieren. 
XXIII 


Die Erforihung der ftadtwirtjchaftlichen Handwerfäverfaffung. 17 


und unbedingt Gemwerbefreiheit geherrjcht habe. Für Hildebrand galt das 
als Tatſache, für Schönberg wenigitens als eine glaubhafte Hypotheſe, 
und mit ihm finden auch andere gerade in diejer urjprünglichen Gewerbe— 
freiheit, die Schußbeftimmungen einfeitig nur zum Vorteil der Ronjumenten 
gekannt habe, den Grund, weshalb die Handwerker fich zu gewerblichen 
Schußvereinigungen zufammenfchloffen. Nach Maurer ift es die Markt— 
freiheit, welche die jtarren Feſſeln des dorfwirtichaftlichen Gewerbeweſens 
ſprengt und dadurch die vermeintlich freiheitliche Verkehrsregelung der 
älteren Zeit anbahnt. Keutgen glaubt fie geradezu mit einem urjprüng- 
lichen Überwiegen der marktherrlichen Intereſſen über die ftadtwirtjchaft- 
lichen motivieren zu können. Bereits Schönberg hat aber ausgeführt, 
wie aus der Natur der mittelalterlichen Stadt als eines einheitlichen 
Wirtſchaftskörpers ein Zwangsverhältnis zwifchen Produzent und Kon— 
jument fich ergebe, welches in dem ausjchließlichen Necht auf die in einem 
beftimmten Abjatgebtiet notwendige gemerbliche Arbeit gipfele.. Und aus 
einem ähnlichen Gedanken heraus hat Schmoller die Übertragung der an 
den Begriff der Gewerbefreiheit anfnüpfenden modernen Vorftellungen auf 
die engen Verhältniſſe der früheren Zeit als unhiftorifch abgelehnt, indem 
er die mittelalterliche Gemwerberegelung als das natürliche Ergebnis der 
Stadtmwirtjchaft zu begreifen jucht, das in feinen Grundzügen dasjelbe 
bleibt, gleichviel ob der Gang der politischen Entwiclung die Handhabung 
des Gewerbeweſens der Obrigkeit oder den Gewerbegenoſſen in die Hände 
jpielt !. 

Zur Klärung der ganzen Frage find neben Arbeiten, welche, wie die 
Stolzes über das Gäiterecht (1901), die allgemeinen Beziehungen zmwifchen 
Zunftwejen und Stadtwirtjchaft erörtern, vor allem die Unterjuchungen 
der jogen. Zunftaufhebungen von Wert. Man war fich über die Be- 
deutung diejer Aufhebungen lange im unflaren und hat fie wohl mit den 
Einungsverboten zufammengeworfen, die jeit dem 13. Jahrhundert be- 
gegnen, obwohl jchon Sutner vor diejer Verwechſlung warnt. Die erite 
eingehende Unterfuchung hat Schmoller darüber angeitellt. Sein Ergebnis, 
daß die Breslauer Zunftaufhebung vom Jahre 1420 den Gemerben ihre 
jelbitändige Gerichtsbarkeit und finanzielle Grijtenz genommen, ihr 
materielle8 Gewerberecht aber nicht angetaftet habe, hat fich nach Elfan 
und Bücher für die Frankfurter Zunftaufhebung von 1617 im wejentlichen 


1 Dazu würde ftimmen, wenn Fromm (1896) fonftatieren zu fönnen glaubt, 
dat die Entwidlung von Yunftzwang und Zunftautonomie feineswegs parallel zu— 
einander verlaufen. Hingegen läßt Keutgen Stadtwirtjchaft und Gewerbebeichrän- 
fung an Stelle der von ihm angenommenen urjprünglichen Marftfreiheit erft unter 
wejentlicher Mitwirkung der Zünfte ausgebildet werden. 
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beitätigt. Daß aber auch der Verjuch einer freiheitlicheren Ausgeftaltung 
des Gemwerberecht3s damit Hand in Hand gehen konnte, haben die 
Forſchungen Gulenburgs (1893 f.) und Uhlirz' (1902) über die in diejer 
Hinficht außerordentlich lehrreiche Gewerbegejchichte der Stadt Wien ge 
zeigt. Sie laſſen zugleich den jchon von Adler (1893) betonten jprung- 
haften Charakter der mittelalterlichen Stadtgewerbepolitif und den Unter- 
jchied zwifchen dem Wortlaut der Zunftverbote, ihrem eigentlichen Zweck 
und ihrem tatfächlichen Erfolg deutlich hevvortreten !, 

Den Schlüffel für die Gigenart des ‚materiellen Gemwerberechts hat 
man teils in der fanoniftiichen Wirtjchaftstheorie jelbit, teils in der ihr 
zugrunde liegenden mittelalterlichen Auffafjung der Arbeit als wirtichaft- 
licher Erſcheinung der Perjönlichkeit gejucht. Daß dem Handwerker der 
früheren Zeit Tapitaliftifches Gewinnftreben fremd war, iſt ein Gedante, 
der ſchon ©. Hirsch beherricht und den bejonders Schönberg zur Geltung 
gebracht hat. Auf ihn hat neuerdings Sombart (1902) eine Theorie 
vom handwerfsmäßigen, d. h. unkapitaliftiichen Charakter des gejamten 
mittelalterlichen Erwerbslebens gegründet, während Kulifcher (1900) ganz 
im Gegenteil in jeder einzelnen der dem Mittelalter eigentümlichen Be- 
jchränfungen des freien Wettbewerbs den vollgütigen Beweis eines 
gewinnfüchtigen Strebens nach gejteigerter Kapitalvente jehen will, und 
Frensdorff wieder (Hanj. Gejchichtsblätter 1907) in einer Unterjuchung 
über das Weſen des in dieſen Gemwerbebejchränfungen eine Hauptrolle 
ivielenden Unehrlichkeitsbegriffes auf die Bedeutung von Standesanjchau- 
ungen aufmerffam macht, welche, aus der Bejchränttheit der älteren 
Gejelljchaftskreije entipringend, dem mittelalterlichen Erwerbsleben jeinen 
fremdartigen Charakter aufprägen?. Einer mehr materialiſtiſchen Gr- 


1 Das Verftändnis der Zunftaufhebungen hängt eng mit einer richtigen Wür- 
digung des vielfeitigen Charakters der Zünfte zufammen. Daß die Zunft ein Ver— 
band ſei, welcher den verjchiedenften Beziehungen des Lebens ſich widme, dariiber 
herrjcht jeit Wilda Übereinjtimmung. Gejtritten wird nur über die verhältnismäßige 
Bedeutung der dabei Hervortretenden Intereſſenkreiſe. Im allgemeinen werden wohl 
die gewerblichen Zwede, die nur Krieg für ganz nebenjächlich erklärt hat, ſtark be- 
tont. Aber als uriprüngliches Motiv der Verbandsbildung wollen doch die, welche 
wie Wilda und Gierfe jede Zwecbejchränfung mit dem Wefen der germanijchen Ge- 
nojjenjchaft für unvereinbar halten, nur rein menjchliche, nämlich religiöſe und ge- 
jellige Beftrebungen gelten lajjen, wobei jedoch die Frage, wie fich diefe zu der jchon 
von Eichhorn beachteten Unterjcheidung der umfafjenderen politijch - militärifchen 
Zünfte und der darin beſchloſſenen engeren, gewerblichen verhalten, noch faum auf- 
geworfen ift. 

2 Mit Kuliſchers Auffaſſung berührt es ſich, wenn Schönlant in eimfeitiger 
Hortbildung einer von Schanz zwiichen den mittelalterlichen Gejellenverbänden und 
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klärungsweiſe neigt jich Grandtfe zu, indem er die das mittelalterliche 
Gewerbeweſen beherrjchende Lebensauffajjung auf die wirtfchaftliche Sicher: 
heit zurückführt, welche die Gemwerberegelung in der Blütezeit des Zunft- 
wejens den Handwerkern gewährleiſtete. 

Aber inwiefern hat denn das Gewerbe der Vergangenheit fich über- 
haupt eines geficherten Wohlitandes erfreut? Die Lehre vom goldenen 
Boden des mittelalterlichen Handwerks, früher ein Glaubensjat, jchien 
wifjenjchaftlich fundamentiert durch Schönbergs epochemachende Unter: 
fuchung über die Vermögensverteilung im mittelalterlichen Bajel (1879). 
Die ähnlich gerichteten Forfchungen Bücher für Frankfurt (1886) und 
Eulenburgs für Heidelberg (1895/96) haben jedoch) Anlaß gegeben, die 
günjtige Meinung von der wirtjchaftlichen Lage der mittelalterlichen Hand- 
werfer abzufchwächen. Für Breslau hat der Lestgenannte (1904) jähe 
Schwankungen in ihr nachgewiejen, und neuerdings hat Sombart fie ſelbſt 
nach Schönbergs Ziffern als eine geradezu klägliche charakterifieren zu 
dürfen geglaubt, wohingegen von Below als gefichertes Ergebnis der bis— 
herigen Forjchungen nur die Feititellung gelten laſſen will, daß die Ver- 
mögensverhältnifje der einzelnen Gemerbetreibenden nicht jo gleichartige 
waren, als man e3 früher nach den Beitimmungen der Zunftordnungen 
annehmen zu müjjen meinte, 

Das jchon von Sutner angejchnittene Problem, ob die materielle 
Blüte des älteren Handwerks, jomeit fie wirklich vorhanden war, der 
mittelalterlichen Gemerberegelung verdankt wurde, iſt jpäter hinter der 
Frage zurücgetreten, was denn diefe Gemwerberegelung ihrer Natur nach 
überhaupt leijten fonnte. Das war die Vergleichheitlichung der Pro- 
duftionsbedingungen und damit, wie dies mehrfach ausgeführt worden 
it, nicht Steigerung, jondern Vergleichheitlichung des Wohlſtandes. So- 
weit eritere in der Größe der Betriebe zum Ausdruc fommt, ift fie in 
ihren Ergebnifjen nur für Heidelberg (j. o.) zum Gegenjtand ftatiftifcher 
Unterjuchungen gemacht worden, während die damit zufammenhängende 


den modernen Gewerfvereinen gezogenen Parallele das ältere Gejellenwejen ganz unter 
den modernen Gejichtzpunft eines durch fapitaliftiiche Ausbeutung hervorgerufenen 
Klaſſengegenſatzes von Arbeitgebern und Arbeitnehmern ftelt. Schanz ſelbſt, und 
noch entjchiedener Gierke, vertritt die Meinung, daß urjprünglich die unjelbftändige 
Arbeit nur Durchgangftufe jeder Gejelle ein merdender Meiſter war, glaubt aber 
allerdings in dem Hervortreten bejonderer Gejellenverbände eine Folge zunehmender 
Ausbeutung erkennen zu müſſen und ſieht daher in ihnen (ander? als Gierfe) ein 
Zeichen des beginnenden Verfall, den Stahl unter dem lebhaften Widerjpruch Bren- 
tano3 geradezu für eine Frucht der Spaltung des Handwerks in Meifter- und Ge- 
jellenverbände erklärt Hatte. 
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Entwiclung der Arbeitsteilung durch Differenzierung der Berufsarten 
und Spezialifation der Betriebe ſchon früh in weiteren Kreifen Beachtung 
gefunden hat. 

ALS allgemeinften Gefichtspunft, aus dem die Gemwerberegelung im 
Rahmen der Stadtwirtjchaft gejchichtlich zu würdigen jei, hatte Arnold 
(1861) das urjprünglich gevechtfertigte Verlangen nach Iofalem Schuß 
gegen die Überlegenheit fremder Arbeit angegeben, während heute es fich 
darum handle, die jelbjtändige Arbeit vor der Überlegenheit des Kapitals 
zu ſchützen. Schönberg hatte, einer ähnlichen Gedanfenverbindung folgend, 
das Zunftweſen als diejenige Drganifation der Arbeit charakterifiert, 
welche der mittelalterlichen, von Hildebrand als Geldwirtjchaft bezeichneten 
Wirtſchaftſtufe entfprach. Beide lafjen damit den im Zufammenhang 
mit Fragen der modernen Handmwerferpolitif bejonders von Wäntig 
(1898) in den Vordergrund gerücten Gedanken anflingen, daß die 
Bunftregelung nicht, wie immer wieder behauptet wird, das Mittel ge 
wejen jei, um das Handwerk als Betriebsform zu erhalten, jondern 
daß über das Schieffal der Betriebsform des handwerfsmäßigen Klein- 
gewerbes eine höhere Gewalt entjchieden habe. Arnold dachte dabei an 
das Vordringen des Kapitals als Produftionsfattors und Stüve (1864) 
hat ſchon anfchaulich die Erſcheinungen gejchildert, die jeit dem 16. Jahr— 
hundert dank der fich ausbreitenden Konkurrenz fapitaliftifch organifierter 
Betriebe hervortreten. Schönberg jtellte jich die Entwicklung im Sinne 
Hildebrands als Verdrängung der mittelalterlichen Geldwirtjchaft durch 
die moderne Kreditwirtichaft vor. Genauer hat erjt Bücher (1893) die 
geichichtlichen Grundlagen des Handwerks als Betriebsform unterjucht 
und entgegen der neuerdings wieder jtärfer hervortretenden populären 
Meinung, daß das Handwerk die normale oder jchlechthin wünjchenswerte 
Betriebsform ei, eine wahrhaft hiſtoriſche Auffaffung von jeiner Be- 
deutung als einer Stufe der Gewerbeentwiclung begründet, indem er den 
Übergang vom Handwerks: zum Fabrifbetrieb aus einer morphologijchen 
Veränderung des Abjaskreifes zu erklären juchte. Die Weiterbildung 
dieſer Lehre zu der ſogen. Lohnmerfstheorie, welche eine Stufenfolge der 
Betriebiyiteme auch innerhalb des Handwerks ſelbſt unterjcheiden zu 
können glaubt, ift insbejondere durch von Below (1897) nachdrüclich be- 
kämpft worden. Aber der Hauptgedanfe Büchers scheint Anklang zu 
finden. Ihm folgt auch Sombart (1902), der die Vorausjegung für das 
Gedeihen des mittelalterlichen Handwerks in der durch Bevölferungs- 
verhältniffe und Technif bedingten Stabilität von Angebot und Nachfrage 
erblict. 
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Snhaltsverzeichnis, 

1. Die neuen Formen de3 Gewerbebetrieb ©. 2. — 2. Die wirtjchaftlich - Joziale 
Struktur des Handwerks vom 16.—18. Jahrhundert S. 10. — 3. Die territoriale 
Gewerbepolitif bis 1800 ©. 12. 

In der wiljenjchaftlichen Behandlung des neuzeitlichen territorialen 
Gewerbeweſens bis zum Anfang des 18. Sahrhunderts markiert ſich fo 
recht der Fortjchritt, den die deutjche nationalöfonomijche Wiſſenſchaft 
jeit einem Menjchenalter von der Spekulation zur Erfahrungswiſſenſchaft 
vollzogen hat. 

Das Intereſſe Fonzentriert fich im wmejentlichen auf zwei Komplexe 
von Aufgaben: 

1. auf die Erforſchung der in jener Zeit entitehenden neuen 
Formen des Gemwerbebetriebs. Hier iſt ein Fortichreiten vom 
einfacheren, äußerlichen bis zu den feinjten und höchiten Problemen zu 
beobachten ; 

2. auf die Bewertung der territorialen Gemerbepolitif, 
die in derjelben Zeit die bisher rein lofale Form obrigfeitlicher Regelung 
ablöjt. Hier ijt ſchon vieles geklärt, doch bleiben noch manche Aufgaben 
für die Zukunft. 

Stiefmütterlich behandelt ijt dagegen bis heute 

3. die altgemwohnte Form gemwerblicher Arbeit, das Handwerk, 
ſoweit es ſich um jeine tatjächliche joziale Bedeutung und Gliederung, 
um die Differenzierung im Wohlitand, um feine Leiftungen handelt, d. h. 
um Gigenfchaften, die neben der Geitaltung des Handwerferrechts jelb- 
ftändig für das Urteil ins Gewicht fallen. 
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Sind es auch vielfach diefelben Perſönlichkeiten und Werfe, in denen 
fich die Fortjchritte der wiſſenſchaftlichen Grfenntis auf den bezeichneten 
Gebieten verkörpern, jo erfcheint es doch um der Sache willen zweckmäßig, 
diefe drei Punkte getrennt zu behandeln, wobei der legtgenannte Kompler 
von Fragen naturgemäß vor der Behandlung der gemwerbepolitifchen 
wifjenfchaftlichen Probleme feine Stelle findet. 


1. Die neuen Formen des Gemwerbebetriebs. 


Die Erforfchung der feit dem Ende des Mittelalters hervortretenden 
neuen Formen des Gemerbebetriebs, die wir als Hausinduftrie (bezw. 
jeit Bücher als Verlagsiyitem) und Fabrik bezeichnen, ſetzte ein bejonders 
entwickeltes Gefühl für die volfswirtfchaftliche Eigenart diefer Formen 
gegenüber den beim Handwerk gebräuchlichen Betriebsmweijen voraus. Diejes 
Gefühl aber ift troß der frühzeitigen, von der englijchen Entwiclung und 
Literatur befruchteten Auseinanderjfegungen über die Bedeutung des 
Fabrikſyſtems und der Maſchinen exit angefichts der Vielgejtaltigfeit des 
19. Jahrhunderts erwachjen und juchte jich nun zunächjt in der Unter- 
juchung der Erjcheinungen der Gegenwart zu erproben und zu verfeinern. 

Melche Wurzeln diefe Betriebsiyiteme in der Vergangenheit hatten, 
wie fie im einzelnen entitanden und ehedem gewirkt haben, blieb in der 
eriten Hälfte jenes Jahrhunderts überhaupt unerörtert. 

Die erften Anfchauungen darüber finden fich, joweit zu jehen, im 
fommuniftifchen Manifeit! von 8. Marr und Fr. Engels (1847). 

Diejes epochemachende Dokument, von dem niemand nach jeinem 
ganzen Zweck hiftorifche Treue erwartet, ift in mehrfacher Beziehung für 
ung von Intereſſe. 

Gritens hat e8 mit feiner lapidaren Erklärung: „Die bisherige feudale 
oder zünftige Betriebsweife reichte nicht mehr aus für den mit den neuen 
Märkten anmwachienden Bedarf. Die Manufaktur trat an ihre Stelle... 
Aber immer wuchſen die Märkte, immer ftieg der Bedarf. Auch die 
Manufaktur reichte nicht mehr aus, Da revolutionierte der Dampf und 
die Mafchinerie die induftrielle Produktion ....“ einen Gefichtspunft in 
den Vordergrund gejchoben, der, obwohl nur jefundärer Natur, noch eine 
Generation jpäter auch in den Kreifen der afademifchen Nationalöfonomen 
lebhaften Anklang fand. 

Zweitens iſt dieſe Konſtruktion nur auf das eine, den VBerfafjern 
allein bedeutfame der beiden neuen Betriebsſyſteme abgeitellt, das Fabrit- 


! Sechite autorifierte Auflage, S. 10. 
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iyitem ; denn Manufaktur bedeutet dort wie ſonſt bei Marx nicht Haus- 
induitrie. 

Endlich verdient ſchon hier vermerkt zu werden, daß die im kom— 
muniftifchen Manifeit enthaltene Erklärung nicht in dem jpäteren wiſſen— 
jchaftlichen Hauptwert des einen feiner Verfaſſer wiederfehrt. Im 
Kapital von 8. Marx wird das, was in jenem nur aus der verzerrten 
Zeichnung der Bourgeoifie herausgeleſen werden fann, in aller Schärfe 
und Deutlichfeit hervorgehoben: daß legte Duelle der Entwicklung im 
Gewerbe der fapitaliftiiche Ermwerbstrieb, der eigentlich vorwärts dDrängende 
Faktor das Kapital gemwejen jei!. Eine Erfenntnis, die ſich troß ihrer 
Einfeitigfeit für die Wiſſenſchaft jpäter als außerordentlich fruchtbar er— 
wiejen hat. 

Aber wir haben damit vorgegriffen. Daß das kommuniſtiſche Mani- 
feit in wiffenfchaftlichen Kreifen zunächit unbeachtet blieb, ijt befannt und 
begreiflich. Unabhängig von ihm und vor dem Grfcheinen des Marr- 
jhen Kapitals haben W. Roſcher und AU. Schäffle fi), wenn auch 
jehr kurz, mit unjerem Broblem bejchäftigt. Wir werden im weiteren 
aber auch hier die beiden neuen Formen auseinander zu halten haben. 

Was die anerkannt ältere Neubildung, das Verlagsſyſtem betrifft, 
jo hat Sombart mit Recht hervorgehoben ?, daß zunächjt das Augen- 
merk fat ausfchließlich auf die äußerlichen Anfnüpfungen, nicht auf die 
treibenden Kräfte gerichtet war. 

Roſcher? jagt von der älteren Hausinduftrie, die er fälfchlich als 
Mitteljtufe zwifchen Handwerk und Fabrik auffaßt, fie jei „häufig aus 
den zunftgemäßen Bejchränfungen der Betriebsgröße für den einzelnen 
Handwerker” hervorgegangen, „anderswo” aus einem „Nebengewerbe des 
Landmanns, das im Anfang wohl gar allein von den weiblichen Haus- 
genofjen betrieben wurde“. Gr betont weiter den Einfluß unternehmungs- 
lujtiger Kaufleute. Schäffle begnügte fich, fie „nach ihrem gejchichtlichen 
Gewordenſein“ zu bezeichnen al3 den „meift vor der Vollendung ſtecken— 
gebliebenen, gleichjam verdichteten Umfchwung vom Handwerk zur ges 
ſchloſſenen Fabrikation““, während 3. B. 8. H. Rau überhaupt nie auf 
diefe Fragen eingegangen ift?. 

116. 372 ff. (2. Aufl. 1872). 

® Archiv für joziale Gejeßgebung IV, 1891, ©. 106 ff. 

° Anfichten der Volkswirtſchaft, 1861, ©. 141 (in der 3. Auflage von 1881 
unverändert). 

* Bluntjchli u. Braters Staatswörterbud V, ©. 7 (1860), 

° Die Bemerkungen in jeiner Jugendjchrift, Anfichten der Volkswirtichaft 
(1821), ©. 111 ff. beziehen fich nicht auf die Entftehung der Hausinduftrie. 
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Viel über das 1861 Vorgetragene hinaus iſt Roſcher auch ſpäter 
nicht gelangt. Immerhin war es ein Fortſchritt, daß er in ſeinem 
Syſtem der Volkswirtſchaft wenigſtens die Entſtehung der Hausinduſtrie 
aus dem mittelalterlichen Handwerk unter dem Eindruck wohl hauptſäch— 
(ich der hanſeatiſchen Urkundenpublikationen etwas genauer präzilierte !. 


Ein bis heute entjcheidender Umfchwung in der Behandlung unjeres 
Problems bahnte fich jeit dem achten Jahrzehnt des vergangenen Jahr— 
hundert3 an, das ja überhaupt in der Gefchichte der deutjchen National- 
öfonomie Epoche macht. 

Test beginnen die Gedanfengänge von Marx auf die jüngere Ge— 
[ehrtengeneration bewußt und unbewußt auch bei der Betrachtung der 
älteren Hausinduftrien einzumirfen. Man wurde feinfühliger für ihre 
Struktur und foziale Bedeutung. Nächſt Brentano in jeinem Werk 
über die englifchen Arbeitergilden ? ift U. Held der erite, der, zweifellos 
angeregt durch Mare, den Einfluß des Kapitals in den Mittelpunkt 
ſtellte, als ex in feiner leider Torſo gebliebenen Sozialen Gejchichte Eng— 
lands unter den Umbildungen des dortigen Gewerbes zum Großbetrieb 
auch die Hausinduftrie des 17. und 18. Jahrhunderts unterfuchte?. 

Überhaupt aber erfolgte nun eine Vertiefung der Auffafjung, indem 
man nun begann, dem fonfreten Verlauf der Dinge im einzelnen unter 
volkswirtſchaftlichen Gefichtspunften nachzugehen, ſtatt ſich mit Kon— 
ſtruktionen der Vergangenheit oder mit dem zufällig von politiſchen 
Hiſtorikern gebotenen Material zu begnügen. 

Dieſe Detailforſchungen erſt ermöglichten einen vollen Einblick in die 
organiſatoriſche Bedeutung des neuen Betriebsſyſtems und damit auch ein 
Urteil über ſein Verhältnis zum längſt bekannten Syſtem zünftigen und 
ſonſtigen Kleinbetriebs. Erſt jetzt wurde ſeine wirtſchafts- und ſozial— 
geſchichtliche Stellung geklärt. 

Bahnbrecher für dieſe Unterſuchungen war G. Schmoller. Er 
hat erſtmals an der Hand ſeiner Studien über die Tucher- und Weber— 
zunft zu Straßburg 1879 dieſe allgemeine Bedeutung in kurzen Worten 
dargelegt, die allen weſentlichen Punkten gerecht wurden“. Es folgte ein 
Sahrzehnt voll fruchtbarster monographifcher Arbeit. Was Ende der 
70er Jahre mehr noch ein großer Wurf war, erhielt nun jeine fejtere 


1 3». III (1881, 1. u. 2. Aufl), ©. 541. 

> (1871) bei. in Bd. I, ©. 91 ff. 

? Zwei Bücher zur jozialen Gejchichte Englands 1881, ©. 547. 

+ 63 ergänzen jich in diefem Werke die Seiten 500, 533 u. 549. 
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Grundlage durch Unterfuchungen in ganz verjchiedenen Gegenden und 
Gewerben!. Die Verfaſſer waren zumeiſt Schüler von Schmoller. 

1889 hat Stieda für den Verein für Socialpolitif einige Haupt- 
ergebniſſe dieſer Forichungen und jonjtigen Materials zufammengetragen ?. 
Bor allem aber fonnte nun Schmoller jelbjt 1890 und 1891 erneut und 
diesmal in ganz ausführlicher vergeiitigter Darjtellung den Gewinn aller 
diejer Arbeiten zufammenfajjen, indem er in jeinen Studien über „die 
gejchichtliche Entwicklung der Unternehmung“ der Hausindujtrie für immer 
den richtigen Platz anwies?. Die hier niedergelegten Hauptgedanfen find 
jpäter auch in jeinen „Grundriß der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre“ 
übergegangen. 

Die Detailforfchung des folgenden Jahrzehnts hat fich bemüht, die 
Gejamtverhältniffe, aus denen das neue Betriebsiyitem erwuchs, jomwie 
jeine jozialen Wirkungen noch weiter im einzelnen darzulegen, jo 
Gothein in jeiner Arbeit über Pforzheim (1889) und vor allem in 
ſeiner Wirtjchaftsgejchichte des Schwarzwalds (1892), Troeltſch in 
jeiner Daritellung der Calwer Zeughandlungsfompagnie (1897), die für 
wichtige Teile Altwürttembergs ähnlich wie das Gotheinfche Werk für Baden 
die jozialgefchichtlichen Probleme neben den gemwerbegejchichtlichen zu löſen 
unternimmt, endlich Doren über die Florentiner Wollinduftrie (1900). 

Nach diefer Arbeit eines Mtenjchenalters erjcheint die ältere Haus- 
industrie nicht mehr als eine bloße hiftorifche Übergangsform vom Hand- 
werk oder dem Hausfleiß zur Fabrik, jondern als eine jelbjtändige Vor— 
bedingungen vorausjegende und während deren Borhandenfein lebensfähige 
Form der gewerblichen Produktion. Sie überrajcht nicht durch die Plöß- 
lichkeit, jondern durch die Langſamkeit und Univerfalität ihres Entjtehens. 
Dies iſt nirgends jo jchön gezeigt wie bei Geering und Gothein. 
Der Export, das Aufjuchen des Weltmarkts, das noch von Brentano 
mit jo jtarfer Betonung hervorgehoben wurde *, gilt jo wenig wie die 
äußeren Anfnüpfungspunfte mehr alS das eigentlich entjcheidende. Die 
Eigenjchaften der wagenden Perſönlichkeiten und die rechtliche, wirtfchaft- 
liche, technifche Atmojphäre, die jolchem Wagemut Vorſchub leistete, find 
in den Vordergrund gejchoben. Vor allem aber gilt als wejentliches 

ı Aus ihnen ragen hervor die Werfe von Thun über die Induſtrie des 
Niederrheing, von Schanz über Induſtrie und Kolonifation in Franken (1884), von 
Zimmermann über die jchlefiiche Yeineninduftrie (1885), von Geering über 
Bajel (1886), von Nübling über die Ulmer Leinenweberei (1890). 

? Schriften de3 Vereins für Socialpolitif Bd. 39. Vgl. hierzu Sombart 
im Archiv IV, ©. 112. 

? Yahrbuch für Gejeßgebung 1890 ©. 1053 ff., 1891 ©. 1 ff. 

+ Urjachen der jozialen Not 1889. 
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Merkmal auch für die ältere Zeit die kapitaliſtiſche Abhängigkeit der mit 
der eigentlichen Produktion beſchäftigten, wenn ſchon äußerlich frei 
bleibenden Perſonen, ein Punkt, in deſſen ſtarker Hervorhebung ſich ſeit 
1890 Bücher! und Sombart? begegnen. 


Die Frühgefchichte der anderen Form des gewerblichen Großbetriebs, 
der Fabrik, ift nicht in gleichem Maße erforicht wie die Anfänge des 
Verlagsſyſtems. Die an fich verdienftlichen ſtatiſtiſchen und Iofalhiitorifchen 
Veröffentlichungen bis in die 60er Jahre bieten dem Wirtjchaftshiitorifer 
nur zufällig befriedigende Einblide, da fie über die nationalöfonomijch 
relevanten Tatjachen meiſt hinweggleiten. Erjt mit Thun (a.a.D. 1879) 
und Held (1881) beginnen auch hier die brauchbaren Unterjuchungen. 
Doch läßt fich exit jeit den fait plaftifch wirkenden Arbeiten von Gee- 
ring über Bajel (1886), von Schmoller über Magdeburg (1887) und 
von Gothein über Baden (1892) erfennen, wie weit das Fabrikſyſtem, 
d. h. die räumliche Zufammenfaffung der Arbeitskräfte im Dienſt der 
großfapitaliftifchen gewerblichen Produktion, in einzelnen Teilen Deutjch- 
lands gediehen wars. 

Diejer mangelnde Unterbau macht manches Eigenartige in den früheren 
Anschauungen begreiflich. Zunächit wurde die Frage nach der Entitehung 
dieſes Betriebsiyitems bis vor 30 Jahren nur auf Grund der Entwid- 
lung des 19. Jahrhunderts und etwa der Frühgefchichte der engliſchen 
Induſtrie beantwortet, deren Kenntnis durch die englifche Literatur von 
1820—1840 vermittelt worden war. 

Aus diefem Mangel an hiftorifcher Überficht und einer falfchen Ver- 
allgemeinerung der Vorgänge in Teilen der Textilindustrie erklärt fich 
auch, daß das Fabrikſyſtem jahrzehntelang lediglich als Weiterbildung des 
Berlagsiyitems galt. Dafür ift nicht nur Schäffle ein Beifpiel*, ſondern 
auch Rojcher, der diefe Anficht noch zu Anfang der 80er Sahre 
wiederholte. 


! Entitehung der Vollswirtichaft, 1. Aufl. 1893 ©. 107. Art. Gewerbe im 
Hdwb. der Staat3wifjenichaften. 

?® Art. Hausinduftrie im Hdwb. der Staatzwifjenfchaften. Archiv für joziale 
Gejeßgebung, IV ©. 99 ff, XIV ©. 353 ff. Genefi3 des Kapitaligmus (1902), 
I ©. 9 ff. 

*Anſätze zu ähnlichen Einblicken gewähren die Unterfuchungen Grünhagens 
und Fechners für Schlefien, ſowie die Veröffentlichungen des Vereins für Gejchichte 
der Deutjchen in Böhmen jeit 1893. 

* Val. das Zitat ©. 3. 

° Syftem III ©. 541: „In der Tat haben fich die größten Fabriken .... 
an den meiften Orten erſt allmählich durch diefe Stufen hindurch (seil. durch wachjende 
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Ebenſo iſt die frühere Spdentifizierung von Fabrif und Mafchinen- 
technik ſowie die Annahme, daß vorwiegend technifche Bedürfnifje das 
Fabrikweſen erzeugt hätten, in England aufgefommen und von der deutjchen 
Wiſſenſchaft übernommen worden, weil hier die eindrucsvolle Gejchichte 
der englifchen Textilindustrie den freien Blick beengte. Es iſt ein 
jpezielles Verdienit von K. Marr!, die Vorläufer der majchinell ein- 
gerichteten SFabrit in den von ihm fogenannten „Manufakturen” auf: 
gewiejen zu haben, d. h. in Betrieben, die die Beichäftigten auch ohne 
jolche Hilfsmittel unter ſtrenger Aufficht räumlich zufammenfaßten. Und 
bejonders Geering und Gothein haben uns den Ginblid in die 
Kurzlebigfeit dieſer Anitalten vermittelt. 

Bei diefer früher vorherrfchenden Vorfehrung der technifchen Mo— 
mente hat allerdings wohl nie die Einficht in die wirtjchaftlichen Vor— 
teile des neuen Betriebsiyitems und in die wirtjchaftlichen VBorbedingungen 
der Frühzeit des Fabrikweſens gefehlt, da beide fich auch aus der zeit- 
genöſſiſchen Entwidlung des Fabrikweſens ergaben. Immerhin find 
auch jie exit im le&ten Drittel des 19. Jahrhunderts zu ihrem vollen 
Recht gelangt. Mit dem größten Nachdruf hat Marr al die Mo- 
mente, die zur Vereinigung von Arbeitern in Räumen des Unter» 
nehmers führen, die Kooperation und Arbeitsteilung in den Vordergrund 
gerückt. Und jeitdem iſt diefe Anficht Gemeingut der Wiſſenſchaft ge- 
worden, auch wenn nicht immer das Bedürfnis nach möglichit guter 
Verwertung des Kapitals, das durch dieſe Drganijation der Arbeit 
befriedigt werden jollte, jo ftarf wie bei Marx, jpäter bei K. Bücher? 
und neueitens bei Sombart pointiert worden ift. 

TIreffend hat jchon Held 1881 über die jefundäre Bedeutung der 
technifchen Ummälzungen jeit 1750 ausgeführt, daß „das durch Aus— 
dehnung des Markts entjtandene Bedürfnis die Anregung zur Anjtrengung 
des technischen Erfindungsgeiites gab“, und ähnlich Brentano 1889, 
daß erit die wirtjchaftlichen Spntereffen zu der der Entwicklung der Natur- 
wiſſenſchaft weit vorauseilenden Einführung von Mafchinen Anlaß ge 
gegeben haben *. 

Überwachung, Lieferung von Mufter, Rohſtoff, durch eigene Fertigmachung uſw.) aus 
der Hausmanufaktur (bei Roſcher — Hausinduftrie!) entwickelt.“ Ahnlich auch noch 
Stieda im Hdwb. der Staatswiſſenſchaften, 1. Aufl. Art. Fabrik S. 337. 

1 Sapital I, ©. 345 ff., 2. Aufl. 

? Entftehung der Volkswirtſchaft, 1.. Aufl. S. 154 (in den folgenden Auflagen 
ähnlich), Hdwb. Art. Gewerbliche Betriebafyfteme. 

® a.a. a. ©. 592. 

* Urſachen fozialer Not, ©. 7 ff., 12. 
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Unter den wirtſchaftlichen Vorausſetzungen hat Bücher! die Mög— 
lichkeit von Maſſenabſatz bei einer von der Eigenproduktion ſich abkehrenden 
Bevölkerung Schmoller? und Sombart? die Bedeutung der Volks— 
zunahme im 17. und 18. Sahrhundert und des Vorhandenjeins einer 
Überichußbevölferung herausgehoben, die auch zu ungünftigeren Bedingungen, 
vor allem unter Verzicht auf die uralt gewohnte dentität von Wohn- 
und Arbeitsraum Arbeit zu übernehmen bereit war. 

Wie in England längit die Beziehungen zwijchen der Armenpflege 
und dem Fabrikſyſtem aufgedect find, jo hat man auch in Deutjchland 
wenigitens begonnen, auf den Zujammenhang des Fabritwejens mit den 
Ideen der Volfserziehung im 18. Jahrhundert und bejonders noch mit 
den Waiſen-, Zucht und Arbeitshäufern zu achten. Es ift ein Ver— 
dienitt von Gothein, für die badifchen Lande diefe Beziehungen er— 
foricht und unter große Gefichtspunfte gebracht zu haben?. Sicher 
bejtehen jolche Beziehungen aber überhaupt viel häufiger als bisher be- 
fannt auch in anderen Teilen Deutjchlands. 


Diefen Betrachtungen über die Problemitellungen bei’ jedem einzelnen 
der beiden für die Neuzeit charakteriftiichen Betriebsſyſteme müſſen noch 
einige Bemerkungen beigefügt werden, die fich auf beide gemeinfam be- 
ziehen. 

Daß ihre Entjtehung in Deutjchland vielfach auf fremdländiſchen 
Einflüffen beruhte, ift nie verfannt worden, da fich dieſe Abhängigfeit 
noch im ganzen 19. Jahrhundert auch äußerlich in fremden Eigennamen und 
in gewiſſen Gewerbszweigen deutlich ausprägte. Aber man hat dabei zu 
ausschließlich die Fortſchritte im Auge gehabt, die von der Einwanderung 
der Hugenotten zu Ende des 17. Jahrhunderts ausgegangen find. Deren 
Einwirkung auf die Gewerbetechnif wie in wirtjchaftlich-jozialer Beziehung 
fann in der Hauptjache als feitgeitellt gelten. „Die calvintftifche Dia- 





ı Wörterbuch der Bw. Art. Gewerbe. Wenn Bücher an anderer Stelle 
(Handwörterbuch, 1. Aufl. Art. Gewerbe, ©. 943) jagt, im Gegenſatz zum Verlags— 
ſyſtem jet die Begründung der Fabrik vorzugsweife durch techniiche Umſtände ver- 
anlaßt, jo ift dies fein ganz glüclicher Ausdruck, der jedoch mit Rüdjicht auf Bücher 
weitere Ausführungen gar nicht mißverſtanden werden kann. 

® Grundriß der Allg. Volkswirtſchaftslehre, I ©. 431. 

3 Geneji3 des Kapitalismus, I ©. 417 ff. 

* Andeutungen bei Geering a. a. D. 471, 593 ff., 602. 

° Bal. deſſen Pforzheims Vergangenheit und Wirtichaftsgeichichte des Schwarz- 
waldes, ©. 69% fi. Außerdem Roſcher-Stieda, Syitem, II ©. 726 und 
Stieda im Handwörterbuch der Staatswifjenjchaften, Art. Fabrik, ſowie neuejtens 
Kuliicher in den Jahrbüchern für Nationalökonomie, 1903, XXV ©. 186 ff. 
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ſpora,“ ſagt Gothein treffend, „iſt die Pflanzſchule der Kapitalwirt— 
ſchaft.“ Neben vielen Unterſuchungen mit lokaler oder vorwiegend kirchen— 
geſchichtlicher Färbung! kommen auch hier heute vorzugsweiſe die zuſammen— 
faſſenden Würdigungen der Jahre von 1884—1894 in Betracht, die 
Schanz für Franken, Schmoller für das Herzogtum Magdeburg, 
Gothein für Baden, Bringsheim für die Niederlande? darboten. 

Db dagegen der geographifche Umfang der nicht minder fruchtbaren 
Einwanderung des 16. Jahrhunderts, aus der Zeit der Gegenreformation, 
jchon genügend fejtgejtellt it, darf wohl bezweifelt werden. Hier liegen 
in der Hauptjache bisher nur die allerdings tief eindringenden Unter: 
juchungen von Geering über Bafel und von Gothein über den 
Schwarzwald vor, denen fich jüngst folche von Bothe über Frankfurt a. M. 
anjchlojjen?. Immerhin lafjen fie für ihre Gebiete Umfang und Nich- 
tungen diejer früheren Befruchtung des gewerblichen Lebens deutlich erkennen. 

An der Erforschung des Werdegangs der neuen Betriebsformen im 
Ausland hat die deutjche Wifjenichaft verhältnismäßig wenig Anteil ge 
nommen. Zu dem jchon genannten Heldjchen Werk und den nicht er- 
jchöpfenden Bringsheimjchen Studien über die Niederlande (1890) 
find neuerdings die Arbeiten von Gievefing über Genua* und Die 
Studien von Doren über Florenz gefommen. Hier find die Aufgaben 
befonders verlocend. Mit Necht jagt Sieveking?, daß die Anfänge 
des Kapitalismus in den italienischen und flandrifchen Städten jtudiert 
werden müßten. 

Weit über unjer Gebiet hinausreichend, aber doch dasjelbe noch be- 
rührend, hat 1902 W. Sombart, von Marrichen Gedanfengängen be- 
herricht, den Verſuch einer durch hiftorifche Belege geſtützten Theorie der 
Genejis des Kapitalismus in feinem gleichnamigen Werk unternommen. 
Wie jehr man in Einzelheiten die Belefenheit und den Geift des Ver— 
fajjers bewundern mag, jo kann doch der Fortfchritt, den fein Werk 
wenigitens für die hier zu verfolgende Frage gegenüber den älteren, heute 
noch lebenden Wirtjchaftshiitorifern enthält, nicht jehr hoch angejchlagen 
werden. Seiner Theorie der Kapitalbildung mwiderfpricht der gejchichtliche 
Werdegang in mwejentlichen Bunften, und auch der von ihm fonjtruierte 

! Darunter als eine der beiten Tollin über die Nefugies in Magdeburg 
1837 —94. 

? Staat3- und ſozialwiſſenſchaftliche Forſchungen X, 3. 

3 Beiträge zur Wirtichafts- und Sozialgejchichte der Neichsitadt Frankfurt, 
1906, und Entwicklung der direkten Beiteuerung in der Neichsftadt Frankfurt, 1906 
(Staat3- und jozialwifjenjchaftliche Forſchungen XXVI, 2). 

Im Jahrbuch für Gejeßgebung, 1897, XXI. 

5 Vierteljahrsschrift für Sozial und Wirtjchaftsgefchichte, II ©. 211. 
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Gegenſatz zwiſchen dem Handwerk und den neuen Betriebsformen (etwa 
gleich der Zeit vor und nach dem Sündenfall) iſt eine unhiſtoriſche, ver— 
wirrende Übertreibung. Dagegen bietet er neben überzeugenden Beweiſen 
für die Rationaliſierung des größeren Geſchäftsbetriebs feine Beiträge zur 
Pſychologie des Unternehmertums zu Ende des Mittelalters. Dieſer 
bisher zu wenig beachtete Punkt wird weiterhin Aufmerkſamkeit verdienen. 
Doch ſtehen der Forſchung in der Seltenheit authentiſchen Materials be— 
ſondere Schwierigkeiten im Wege. 

Auf ein ganz neues Gebiet, das Sombart nur eben geſtreift hatte, 
find ſeitdem dieſe pſychologiſchen Probleme durch M. Weber verpflanzt, 
indem ex den Einfluß des Proteſtantismus auf die neuzeitliche kapita— 
liſtiſche Entwicklung zur Debatte jtellte und tief eindringend darſtellte!. 
Er findet diefen Einfluß in der Ausbildung der dem Katholizismus 
fremden Idee einer bejonderen, Gott wohlgefälligen Berufspflicht, die be— 
fonders in der bei den Galviniften ſpezifiſchen asfetifchen Färbung die 
Grundlage regſter gejchäftlicher Tätigkeit auf Fapitaliftifcher Grundlage 
und ungewöhnlicher Gefchäftserfolge geworden iſt. Cine Nachprüfung der 
Grundlagen diefer unter allen Umständen anregenden Auffafjung wird 
vor allem von theologifcher Seite zu erwarten fein. E. Troeltſch 
hat inzwifchen Webers Nejultate in feine glänzende Abhandlung über 
„PBroteftantifches Chriftentum und Kirche in der Neuzeit“ ? übernommen. 


2. Die wirtfchaftlich-Toziale Struktur des Handwerks 
vom 16.—18. Sahrhundert. 


Über dem Intereſſe, das von den verjchiedeniten Richtungen her die 
neuen Betriebsformen boten, hat man der alten Weije des Gewerbe: 
betriebs, de8 Handwerks in feinen beiden, durch Bücher geläufig ge- 
wordenen Spielarten ganz vergejien. So genau die ArbeitS- und Lebens— 
bedingungen beim Verlagsiyitem unterjucht wurden (diejenigen der Fabriken 
boten wegen des geringen Materials aus der Frühzeit der Großinduftrie 
feine geeignete Handhabe), jo wenig ift das Handwerk in der nachmittel- 
alterlichen Zeit auf feine Struktur, feine Bedeutung gegenüber den anderen 
Ständen, auf die Möglichkeit, die e8 dem Emporfommen bot, erforjcht. 
Und doch: wie jehr fich bei Zuhilfenahme der Steuer- und Bürgerregiiter, 
der Ratsprotofolle und ähnlicher nur mit großer Gelbitlofigfeit auszu- 
beutender Duellen die wirtjchaftlich -fozialen, ja auch die gewerblichen 
Verhältniſſe erhellen laſſen, das haben für das Mittelalter die Arbeiten 


' In jeinem Archiv für Sozialwifjenihaft, Bd. NX und XXL, 1904. 
® Kultur der Gegenwart, Teil I, Abteilung IV (1906) ©. 333, 356 ff. 
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bemwiejen, die mit den bahnbrechenden Werfen von Schönberg über 
Bajel (1879) und von Bücher über Frankfurt (1886) einjeßten und 
jeitdem befonders von Harttung (für Augsburg) und jüngit von Bothe 
(für Frankfurt im 16. Jahrhundert) fortgeführt find. 

Für das 17. und 18. Jahrhundert entbehren wir folcher eindringenden 
Arbeiten jo gut wie ganz. Die Arbeit von Wiedfeldt über die Entwick— 
[ung Berlins! geht lediglich von den Zahlen der Gemwerbetreibenden und 
ihres Perſonals aus. Dieſer Lücke in der Forſchung tit es zweifellos 
zuzuschreiben, daß die Anfchauungen über die allgemeine Mindermwertig- 
feit und Nahrungslofigfeit des Handwerks, die infolge der ewigen Klage— 
jchriften und Zunfthändel fich gebildet und ſchon bei %. Möſer einen 
viel zitierten Ausdruck gefunden hatten, bi3 auf den heutigen Tag lebendig 
find. Sie finden fich nicht nur bei Biedermann? und bei Mafcher?, 
fondern haben auch in der jonit jo trefflichen Sfugendarbeit von 
Schmoller über die Gejchichte der Kleingewerbe (1869)* eine nur 
wenig eingejchränfte Sanftion erfahren, die bis heute nachwirkt. Man 
hat wohl vielfach den Verfall des Zunftwejens gleichbedeutend mit dem 
Niedergang des Handwerks als Betriebsform und Erwerbsaruppe gehalten. 

Und doch fann fein Zweifel darüber jein, nicht nur daß die Ver- 
bältnijje je nach der Lage und Größe des Orts, ja auch von Handwerk 
zu Handwerk im jelben Ort ganz verjchiedene waren, jondern daß überall 
eine ähnlich ſtarke Differenzierung beitand, wie wir fie heute von den 
mittelalterlichen Städten troß ihres Verjuchs der Ausgleichung der Kon- 
furrenzbedingungen fennen. Alle ausländischen Anregungen in Ehren, jo 
hat fich doch der Unternehmeritand des 17. und 18. Jahrhunderts in großem 
Umfang auch aus dem Handwerk refrutiert. Schon liegt eine Reihe von 
Zeugniffen über günjtige Verhältniffe vor’. Aber noch ift unüberjehbar, 

! Statiftiiche Studien zur Gefchichte der Berliner Jnduftrie von 1720— 1890 
1898). 

: Deutjchland im 18. Jahrhundert (1854, 1. Aufl), I ©. 282. 

3 Das deutjche Gewerbeweien, 1866, ©. 328, 432 ff. Mafjcher erkennt 
übrigens doch einzelne Ausnahmen an. 

4 ©. 13—22. 

5 Um nur einige herauszugreifen, jo dat Schmoller jelbft von der Blüte der 
Magdeburger Tuchmacheret im 18. Jahrhundert, die vielfach als Handwerk betrieben 
wurde, eine Schilderung gegeben (Yahrb. f. Gejebgebung, 1887 ©. 818). Auch die 
Ichlefiiche gedieh damals noch ala Handwerk (v. Schroetter in Forjchungen für die 
brandenburgiſch-preußiſche Gejchichte, X), ebenfo diejenige von Yglau Werner, Ur- 
fundliche Gejchichte der Iglauer Tuchmacherzunft, 1861). Für die Zeugmacher in 
Göppingen und das württembergifche Handwerk des 18. Jahrhunderts überhaupt: hat 
Troeltſch Zeugniffe ihres Wohlergehens gefammelt (Jahrb. für Geſetzgebung, 1896, 
S. 1255, und in feiner Calwer Zeughandlungsfompagnie [1897] insbej. ©. 362 ff.). 
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ob diefe nur Ausnahmen von der Regel bilden. Ein ficheres Urteil wird 
über alle dieje Fragen erſt möglich, wenn fich planmäßige Arbeit auf fie 
gerichtet hat. 


3. Die territoriale Gewerbepolitif bis 1800. 


Hier müfjen die Zunftpolitif und die Maßnahmen zugunften der neuen 
aroßfapitaliftiichen Betriebsformen auseinander gehalten werden. 

Die Beurteilung der Zunftpolitif der Territorien bis 1800, 
für die in den einzelftaatlichen Gejeg- und Verordnungsfammlungen ein 
großes, wenn ſchon natürlich unvollitändiges Material zur Verfügung 
ſtand, war jelbjtveritändlich in eriter Linie beherricht von den Anfichten, 
die die Beurteiler fich überhaupt über die Freigabe oder Gebundenheit 
des Gemerbebetriebs gebildet hatten. Überwiegend waren dieje während 
der eriten drei Viertel des legten Jahrhunderts allem Zunftwejen und 
aller jtaatlichen Regelung feindlich. Ein draſtiſches Beijpiel dafür bildet 
noch das große, an fich nicht unverdienftliche Werf von Majcher, das, 
(ediglich von gedrucktem Material ausgehend, zu einem gerechten Urteil 
jchon darum nicht gelangen fonnte, weil der Verfaſſer die ihm nur außer: 
(ic) befannte Entwidlung durch die Brille der liberalen Zunftgegner 
feiner Zeit betrachtete. Die ganze Zunftpolitif des Reichs und der Terri- 
torien erjchten ihm lediglich als eine Folge der Entartung der Zünfte, 
und da man die Innungen auch in den fortgejchritteniten Staaten vor- 
jichtig fonjervierte, als ein minderwertiges und erfolglojes Flickwerk!. 

Ein richtigerer Gefichtspunft wird in die Behandlung diejes Zeit- 
abjchnitts exit durch die Forderung hineingetragen, daß die territoriale 
Zunftpolitik ftatt bloß vom Standpunkt der Negierten des 19. Jahr— 
hunderts, vor allem vom Standpunft des Staat3 und jeiner Entwiclung 
aus zu würdigen jei. Dies ijt das Verdienit der politifchen Hiſtoriker 
jeit der Mitte des Jahrhunderts, vorab von Ranke und Perthes 
gemejen ?, 


Auch das badijche Handwerk macht nach der Darftellung bei Gothein nicht den Ein- 
drud der Abgeftorbenheit. Wiedfeldt (a. a. O. S. 57) jagt von Berlin, es zeige um 
1725 ein „verhältnismäßig mwohlhabendes und raſch aufblühendes handwerksmäßig 
organiliertes Gewerbe”. Boos (Gejchichte der rheinischen Städtefultur, IV, ©. 515) 
findet mit Recht zwijchen den Leiftungen des Kunſthandwerks in dieſer Epoche 
und den generellen Klagen einen unlöslichen Widerſpruch. 

" Ahnlih V. Böhmert in feinen fonft lehrreichen, weil auf Urkunden ruhen— 
den Beiträgen zur Gejchichte des Zunftweſens, 1362. 

° Bol. dv. Below in der Hiftorischen Zeitjchrift, Bd. 75 (1895) ©. 399 ff., 
Bd. 86 (1900) ©. 25. 
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Auf ihren Schultern fteht G. Schmoller, der als der erite unter 
den Nationalöfonomen Deutjchlands wie den Kampf der Territorien mit 
den Städten, jo auch die territoriale Gewerbepolitif als eine Phaſe in 
der Entwicklung des modernen Staats begriffen und Ddargeftellt hat!. Syn 
feinen einige Jahre jpäter erjchienenen Magdeburger Studien wie in 
jeiner Mbhandlung über das brandenburgifch > preußische Innungsweſen? 
hat er gezeigt, wie wenig fich der Wirtfchaftshiftorifer einfach nur mit 
den älteren Verordnungsjammlungen begnügen fann und wie ſehr e8 darauf 
anfommt, Sinn und Erfolg der jtaatlichen VBerwaltungstätigfeit aus den 
herrſchenden wirtjchaftlichen und politischen Verhältniffen heraus zu er: 
fajfen. Unter vergleichenden Ausblicken auf die übrigen Staaten zeigte 
er, daß die Neformpolitit Preußens im 18. Sahrhundert, die ich im 
wejentlichen bis 1845 erhielt, planmäßiger und energifcher als anderwärts 
einjegte, daß fie troß mancher Härten befriedigte, weil die Borjchriften 
doch in vielen Beziehungen beweglich waren, und jedenfalls erfolgreicher 
war al3 in den meijten anderen Territorien und in den Neichsitädten. 
Bis dahin hatte man dieje Verjchiedenheiten des Vorgehens und der Er— 
folge faum beachtet. 

Die Führerrolle, die Preußen, wie Schmoller zuerit nachwies, in 
diejer Politik beim Neich hatte, it jüngit von üjterreichiicher Seite“ 
ohne Beweis als Eluger Schachzug zur Schwächung der Rivalen und als 
bewußtes Vorſpiel zur Verfchärfung der merfantiliftiichen Gemwerbe- und 
Handelspolitif Preußens bezeichnet worden. Dieje tendenziöje Auslegung hat 
wenig innere Wahrjcheinlichkeit für fich. Eine Schwächung der Konkurrenz— 
fähigkeit fremder Handmwerfe war nirgends von der Durchführung des 
Neichsichluffes von 1731 zu erwarten. Ebenſowenig war die Zunftauto- 
nomie ein mwejentliches Hindernis für diefe übrigens gerade in Dfterreich 
jchon vor 1731 ebenſo egoiſtiſch wie jpäter in Preußen gepflegte Politik. 
Mit Recht hob Schmoller hervor, daß die Befeitigung der Zünfte 





! Grundlegend jind hierfür feine Abhandlungen über das Städtewejen unter 
Friedrich Wilhelm I. (1871 ff.), (vgl. ferner Straßburger Tuchmacher: und Weberzunft, 
1879 ©. 539) jowie über die Handelsjperre zwifchen Brandenburg und Pommern 
(beides in der Ztichr. f. preuß. Gejchichte und Landeskunde VIIL ff, XIX) und die 
großzügige Zuſammenfaſſung über das Merkantilſyſtem (Jahrbuch für Gejebgebung, 
1834, VIII ©. 15 ff.). 

? Erjtere in feinem Jahrbuch, XI (1837) ©. 880 ff., lettere in den Forſchungen 
zur brandenburgijch-preußifchen Gejchichte, I (1888). 

° Typifch dafür Bruder im Hiftorifchen Jahrbuch der Görresgefellichaft, I 
©. 22155. Andeutungen dagegen bei Roſcher, Syitem, III ©. 611 ff. 

+ M. Adler in den Wiener jtaatswirtichaftlichen Studien, IV 3 (1903) 
©. 106, 120. 
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außerhalb des Geſichtskreiſes ſelbſt der radikalſten preußiſchen Beamten 
geſtanden ſei und daß auch die Motive des preußiſchen Landrechts den 
wahrhaft ſtaatsmänniſchen Standpunkt vertraten, daß das Zunftweſen in 
ſeiner reformierten Geſtalt weiter zu erhalten ſei. Während dieſe Auf— 
faſſung, für die auch das ſeit 1884 von mehreren Seiten veröffentlichte 
wertvolle Material aus der Entwicklung dieſer Politik und aus der Ver— 
waltungspraxis! ſpricht, raſch Anklang fand, hat Gothein für die 
ganze Reformpolitik jener Jahrhunderte das harte und ungerechte Urteil 
geprägt?, fie habe das bejte Stück, die nationalen Zujfammenhänge der 
Gewerbetreibenden, zerriffen, das fchlechte, das Zunftweſen, konſerviert. 
Beizutreten ift dagegen feiner Anficht (a. a. D. ©. 447), daß der Neichs- 
ichluß von 1731 und die ihm folgende partifulare Aktion nichts weniger 
als ein Vorläufer oder Bahnbrecher der Gemwerbefreiheit war, jondern 
daß der Gewerbebetrieb nach der Reform aufs neue etwas Amtartiges 
befam. 

Außer für Preußen ift nur für Baden und in einigen Beziehungen 
für Alt-Württemberg die territoriale Gemerbepolitif genauer unterjucht. 
Auch das Gotheinſche Werk, das freilich jeit dem Ende des 17. Jahr— 
hunderts nur auf den gedruckten Verordnungsfammlungen ruht, zeigt troß 
des anderen Standpunkt des Verfaffers, wie wenig weit man mit den 
altgewohnten Schlagworten der Entartung der Zünfte und der Erfolg- 
(ofigfeit der Neformanläufe vom 16.—18. Sahrhundert kommt, die der 
ältere Liberalismus geprägt hat und die auch noch bei Stieda? viel zu 
allgemein begegnen. Jene Schlagworte pafjen auf die NReichsitädte, auf 
Bayern, Dfterreich und einzelne andere Territorien, aber beileibe nicht 
allgemein. 

Daß der Vorwurf auf Alt-MWürttemberg nicht zutrifft, wo die Zünfte 
mit am früheften unter die Aufficht des Staats famen und fait aus: 
nahmslos eine demokratische Färbung hatten, und daß dort der Reichs— 
ichluß von 1731 gegenftandslos war, fteht ebenfalls feſt“, auch wenn hier 
noch eingehendere Forjchungen nötig find. 


I Dgl M. Meyer, Gejchichte der preußifchen Handwerkerpolitik, 1884 und 
1888, vd. Rohrſcheid in Jahrbücher für Nationölöfonomie, 1893 V, VI und Vom 
Zunftzwang zur Gewerbefreiheit, 1898; endlich Roehl in Staats- und jozialwiljen- 
Ihaftliche Forſchungen, XVII (1900). 

® Wirtjchaftsgejchichte de8 Schwarzwaldes, I, ©. 393 ff. 

° Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, Art. Zünfte, ferner Rojcher- 
Stiedaa.a.D. ©. 818. 

Troeltſch, Calwer Zeughandlungsfompagnie, ©. 362 ff. 
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Viel mehr als mit den Zunftreformen haben die Schriftjteller fich 
mit den jtaatlichen Maßnahmen bejchäftigt, die den neuen gewerb— 
lichen Betriebsformen galten und in der Form der allgemeinen 
polizeilichen Gemwerbepflege zutage traten. Da unter ihnen 
wieder Diejenigen des preußifchen Staats am ſtärkſten hervorjtechen, jo 
fonzentriert fich die Beurteilung diefer ftaatlichen Spnduitriepflege, von der 
übrigens auch der Handwerfsbetrieb Vorteil hatte, fait ganz auf fie. 

G. Schmoller fonnte mit Necht noch 1883 jchreiben, daß um den 
Höhepunkt dieſer Politik, um die Verwaltungstätigfeit des größten der 
preußifchen Könige, damals wie zur Zeit feines Todes der Streit tobe, 
weil politifcher Doktrinarismus, nicht hiftorifches Berftändnis die Feder 
führe. Exit in den legten zehn Jahren will es jcheinen, als ob ein 
rubigeres Urteil fich Bahn breche. In meilterhafter Weife hat derjelbe 
Autor die Kritik dargeftellt, die Friedrich der Große in den Kreifen der 
ſchriftſtellernden Bolitifer- und Beamtenwelt während der feinem Tod 
folgenden zwei Generationen erfahren hat!. Hierauf mag auch an diejer 
Stelle der Kürze halber verwiejen werden. Dagegen bedarf es noch einiger 
ergänzender Ausführungen über die Stellung der volfsmwirtjchaftlichen 
Theoretifer. 

Bemerkenswert gemäßigt für feine Zeit ift das Urteil des Grafen 
J. von Soden, der troß feiner grundjäßlichen individualtitifchen Stellung 
doch das preußische wirtjchaftspolitifche Syitem entjchuldigte, weil die 
Staatsbedürfniffe dazu gezwungen hätten?. Daß die Induſtriepflege des 
18. Sahrhundert3 bei dem vielgewanderten Fr. Lift lebhaftejten, übrigens 
doch nicht ganz Fritiflofen Widerhall fand, bedarf faum der Hervor— 
hebung?. Dagegen iſt von Intereſſe die Bejprechung 8. 9. Raus über 
dieje Seite von Liſts Werft, weil fie bereit das von den folgenden Genera- 
tionen exit in Angriff genommene Programm Klar enthält. Er jtellt der 
Liſtſchen Bewunderung der älteren Gemwerbepflege deren Schattenjeiten 
jchroff gegenüber; aber er verweiſt gleichzeitig darauf, daß eine Gejchichte 


1 Sahrbuch für Gejeßgebung, 1884 ©. 1ff. Kürzer jchon in der Gefchichte 
der deutichen Kleingewerbe, ©. 39. Den dort genannten Autoren können 3. B. noch 
Ferber (Neue Beiträge, 1832) und von Gülich, Gejchichtl. Darftellung des Han— 
dels ujw., 1830, II 214 ff. beigefügt werden. Der letztere hielt es übrigens troß 
feiner Kritik für nötig, die von dem friderizianifchen Syſtem der Jnduftriepflege 
ausgehende Befruchtung ausführlich zu behandeln. 

2 Die Staat?- und Nationalwirtichaft, 1816 ©. 265 val. mit ©. 270. 

3 Nationales Syftem, 1841 (in der 7. Auflage ©. 83 f.). 

+ Archiv der politifchen Ökonomie, V (1843) ©. 387 ff. 
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der Volkswirtſchaftspflege noch völlig fehle!, und daß es „eine ſorgfältige 
Unterfuchung” darüber verdiente, „welche volfSwirtjchaftlichen Wirkungen 
aus diejen wahren PBrohibitivmaßregeln entitanden, da mit Lob und 
Tadel im allgemeinen offenbar wenig getan tit.“ 

W. Nofcher, durch defjen Verdienit nach Knies an Stelle des 
Abjolutismus der Löjungen das Geſetz der Nelativität zur Anerkennung 
gelangt fein joll, hat diefe wifjenschaftliche Aufgabe nicht gefördert. Seine 
Urteile find zwar vorfichtig formuliert?, aber nicht überzeugend, da ihnen 
wie jonft auch hier die Fundierung auf primäres Quellenjtudium fehlte. 
Die Schriften Friedrichs des Großen, die Roſcher jehr charakteriftischer- 
weife allein feinen Studien über den König zugrunde gelegt hat, haben 
diefen Rang wenigitens für die Wirtjchaftspolitif nicht. 

Erſt Schmoller ſelbſt und Schriftteller, die diveft und mittelbar 
unter feinem Einfluß ftanden, haben dieſes Fundament einer aus den 
Abfichten und Erfolgen der Verwaltungstätigfeit jchöpfenden Beurteilung 
gejchaffen und damit den lebten VBerjuchen?, ohne genaue Kenntnis der 
Dinge namens der Wiſſenſchaft eine doftrinäre Ablehnung jener Politik 
durchzufegen, den Boden abgegraben. 

Bon Schmoller ſelbſt fommen nicht als erſte“, wohl aber wichtigjte 
Publikationen feine Studien über die wirtfchaftliche Politik Friedrichs des 
Großen 1884—86 in Betracht. In ihnen ift die Induſtriepflege für 
den damals verarımteiten uud dabei doch fruchtbariten Teil des branden- 
burgifchen Staats, für Magdeburg, von 1680—1786 als ein Beijpiel 
damaliger gleichartiger Beitrebungen im In- und Ausland quellenmäßig 
und dabei doch in unübertrefflicher Beherrichung des Stoffs unterjucht. 

Gleichzeitig (1884 und 1885) boten Zimmermann für die jchleftiche 
Leineninduftrie, Schanz für die in Erlangen und Schwabach neu auf: 
gekommenen Spnduftriezweige, Bein für die Textilindustrie des Vogtlands, 

1 Erſtmals hat wohl L. Ranke 1848 in feinen neun Büchern preußijcher Ge— 
ichichte (III ©. 408 ff.) eine objektive zuſammenfaſſende Darftellung von Friedrichs II. 
Tätigkeit gegeben, während das große Werk von Preuß der Kritik entbehrte. 

2 Anfichten dev Volkswirtjchaft, 1861 ©. 154 ff. Die volfswirtjchaftlichen An— 
ihauungen Friedrichs des Großen, 1866 (danach auch Gejchichte der Nationalökonomik 
in Deutjchland, 1874 ©. 381 ff). Syftem ILL, 3. Aufl. ©. 623. 

> M. Philippfon, Geichichte des preußiichen Staatswejens vom Tode Fried— 
richs des Großen bis zu den Freiheitsfriegen (1850 und 1881, K. Braun, 
Friedrich der Große, Friedrich Wilhelm III., Mivabean und Fürft Bismard (1832). 
Ewald in der Vierteljahrzichrift für Volkswirtſchaft, Bd. 77 und 78 (1855). 

+ Val. vorher 3. B. feine Kritit des eben genannten Philippfonjchen Werkes 
im Jahrbuch für Gejeßgebung, 1882 ©. 1373 ff. Die weiterhin genannten Arbeiten 
jind alle ebenfalls an dieſer Stelle erjchienen. 
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ähnliche, nur nicht von jo allgemeinen Gefichtspunften beherrfchte bahn- 
brechende Unterfuchungen. Und diefe gaben Schmoller 1887 den Anlaß, 
erſtmals die gemwerbegejchichtliche und =politifche Bedeutung des Haupt- 
werkzeugs damaliger Synduftriepflege, der Neglements und Ordnungen für 
die Hausinduftrien zu formulieren. 

Wenige Jahre jpäter (1891) hat er dann den gleichen Gegenftand 
unter Mitbenugung weiterer, befonders der von Stieda! zujammen- 
getragenen Literatur, zugleich) mit Ausblicken auf die franzöfiiche gleich- 
zeitige Gemwerbepolitif noch ausführlicher behandelt als Glied jeiner weit— 
ausgreifenden gejchichtlichen Entwicklung der Unternehmung. 

Was ſich danach als wiſſenſchaftliche Anfchauung ergibt, ift kurz 
gedrängt folgendes: 

Der Gedanfe de3 freien Gemerbebetriebs iſt ebenjo wie den Be- 
hörden, auch den Gemwerbetreibenden jener Zeit fremd. Kein Kulturland 
fcheint davon eine Ausnahme zu machen. Was Breußen und Deutjchland 
betrifft, jo brauchten die fremden Kolonijten wie die altangefejfene Be- 
völferung die jtügende Ordnung, teils wegen der Zünfte, teil3 um der 
eigenen Zufammenarbeit willen. Technifche Fortfchritte durchzufegen, war 
den Unternehmern ohne fie jelten möglich. Wollends die ftaatlichen In— 
terejjen, ob finanzieller, ob volfSwirtjchaftlicher oder fozialer Art, Tiefen 
jich nur auf diefem Wege verwirklichen. Die Erziehung der Bevölkerung 
zur Induſtrie war fat überall an fie gebunden. Die viel härtere Zucht des 
unbejchräntten Fabrifdejpotismus hat jpäter dann jene behördlichen Be- 
ftrebungen abgelöft, weder zum Wohl der Arbeiter, noch, wie die Jetztzeit 
mehr als die eriten 60 Jahre der Freiheit Iehrten, zum Beſten des 
Staatsgefüges. 

Daß die Behörden dabei Fehler machten, daß fie im einzelnen ausficht3- 
loje Gründungen beförderten, daß der Zwang für manche Unternehmer un- 
leidlich drückend und Kleinlich war, daß es nicht nach allen Richtungen ge— 
lang, die Intereſſen der Arbeiter und Kleinmeifter gegenüber Verlegern und 
Fabrifanten zu jchügen, fann die jtaatliche Induſtriepflege nicht al3 grund 
fäglich verfehlt ericheinen Lafjen. Und wir werden weiter hinzufügen können: 
die generelle Behauptung, daß die unter einer frühen Gemwerbefreiheit fich 
entfaltenden Induſtrien zu höherer Blüte gelangten, al3 die reglementierten, 
iſt ebenjo unrichtig, wie die), daß das Neglementieren und die „Treib- 
hausmittel” den Zufammenbruch vieler Unternehmungen am Gnde des 
18. und zu Anfang des 19. Jahrhunderts verfchuldet haben. Der da- 
maligen Krifis, die mit der vorhergegangenen Induſtriepolitik nichts zu 
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tun hatte, widerſtanden auch die ununterſtützten Induſtrien zumeiſt 
nicht. 

Durch die Schmollerſchen Arbeiten hat zwar das Urteil über die 
Induſtriepflege der älteren Zeit eine nicht genug anzuerkennende Vertiefung 
erfahren. Aber daß alle Intuition doch die Lücken in den Detail— 
unterſuchungen nicht völlig zu überbrücken vermag, war ihm, dem Vor— 
kämpfer für Einzelforſchung am wenigſten verborgen. In der Tat geht 
denn auch ein großer Teil der monographiſchen Arbeit, die ſeit 1890 
aufs neue einſetzt, wieder auf ſeine Anregungen zurück. So vor allem die 
über die preußiſche Induſtriepflege entſtandene Literatur. Von Schmoller 
in Verbindung mit v. Sybel und M. Lehmann ſtammt der von der 
Akademie der Wiſſenſchaften 1887 angenommene Plan der Acta Borus- 
sica, die als „Denkmäler der preußifchen inneren Staatsverwaltung des 
18. Jahrhunderts“ auch diefe wichtige Seite aftenmäßig darftellen jollen. 
Sm Jahre 1892 konnte über die Seideninduftrie ein zweibändiges Urkunden 
werk! erjcheinen. hm ift aus der Feder von Hintze eine treffliche, die 
internationale Gejchichte der Seideninduſtrie und ihrer ftaatlichen Pflege 
enthaltende Darjtellung beigegeben?, die zeigt, wie wenig man den Tat- 
jachen gerecht wird, wenn man dieje Induſtrie als Ausgeburt fürftlicher 
Launen betrachtet und ihrem rafchen Niedergang die Entwicklung der ans 
geblich ganz frei erwachjenen Krefelder Induſtrie gegenüberftellt. 

Wenn Hinte auf Grund jeiner Ginfichten zuſammenfaſſend hervor- 
hob, Friedrich der Große habe durch feine Maßnahmen den Unternehmungs- 
geist großgezogen, jo wird man ihm dies für viele Fälle zugeben, ihm 
aber doch entgegenhalten können, daß manche Schritte feiner Politik (oft 
ohne daß er es wollte) dahin gewirkt haben, ihn lahm zu legen. Ander- 
ſeits hat Hinge gewiß recht mit der Zurücweifung Feigs, der die 
Nichtigkeit diefer Theſe jpäter überhaupt beftritt. Der Unternehmungs- 
geiſt ift in der Tat, wie Hinte dies treffend formuliert, keineswegs exit 
mit der Gemerbefreiheit erwachjen, und er ift von jeher von Bedin- 
gungen jozialer und politifcher Natur (d. h. von ftaatlichem Schuß und 
Pflege in den verjchiedenften Formen) abhängig geweſen. 

Für jpäter ift nach gelegentlichen Andeutungen von Schmoller ? 
in den Acta Borussica aus dem hier allgemein zu erörternden Gebiet der 
Induſtriepflege außer Veröffentlichungen über das Akziſeſyſtem insbejondere 
noch eine zufammenfafjende Edition über die Wollinduftrie zu erwarten. 

"6. Schmoller und O. Hintze, Die preußifche Seideninduftrie im 18. Jahr— 
hundert und ihre Begründung durch Friedrich den Großen. 

° Bol. dazu weiter Hintze im Jahrb. f. Gejebgebung, 1893 ©. 23 ff. 

° Forfchungen zur brandenburgspreußifchen Gejchichte, X ©. 129F. 
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Zu deren Entlaftung von provinzialen Details find vorläufig neben einer 
Studie über die Lucenwalder Wollinduftrie von Feig! vor allem aus 
der bewährten Feder des Freiherrn von Schrötter eindringende ob— 
jeftive Unterfuchungen über die jchlefifche Wolleninduftrie ? erfchienen. Gie 
zeigen, daß die ungeheure Aktivität der Verwaltung neben vielen An- 
vegungen und Fortjchritten doch auch häufig große Mißgriffe in fich jchloß. 
immerhin ſcheint es doch zu weit zu gehen, wenn der befannte Grforjcher 
der ſchleſiſchen Handelspolitil, Fechner, mehrfach und bis in die neuelte 
Zeit an dem alten generell ungünftigen Urteil über die frideriziantjche 
Spmöduftriepolitit, wenigſtens ſoweit Schlefien in Frage ftehe, feſt— 
gehalten hats. 

Auch an das Zimmermannſche Werk über die jchlefijche Leinen- 
industrie bat fich nachträglich noch eine lebhafte Kontroverje zwijchen 
Brentano einerfeil3 und Sombart und Grünhagen anderjeits an- 
gefnüpft, indem erſterer Zimmermann einfeitige Problemftellung und 
daraus hervorgehend zu günstige Beurteilung der Maßnahmen Friedrichs II. 
vorwarf*. Nicht nur Grünhagen auf Grund feiner umfafjenden provin- 
ztalgejchichtlichen Kenntnis?, jondern auch Sombart® find Brentano ent- 
gegengetreten, und zwar ſowohl jeiner ſchwach gejtüßten und in ihrer Trag- 
weite von ihm weit überfchäßten Hypothefe von dem grundherrlichen 
Charakter des jchlefiichen Leinengewerbes als auch feinen Ausfällen auf 
Friedrich den Großen. Selbſt wenn Brentanos Darftellung über defjen 
Maßnahmen zugunften der Damaftweberei richtig wäre, jo würde doch 
nur ein kleiner Ausſchnitt aus der weiten Sphäre feiner Tätigkeit in 
Frage gejtellt jein. 

Bon der außerpreußifchen Induſtriepflege iſt diejenige von Sachjen 
nur teilweife, und die von Hannover noch gar nicht unterfucht. Nur 
über Südweft-Deutfchland Liegen Barallelunterfuchungen vor in Gotheins 
Werk über den Schwarzwald und Troeltſchs Forfchungen über die 
Calwer Zeughandlungsfompagnie, welch’ legtere freilich nur einen, aller- 
dings wichtigen Ausfchnitt aus der altwürttembergifchen merkantiliſtiſchen 
Politik bilden. Dieje entbehrt in Baden wie in Württemberg der Starr- 


1In der in der vorhergehenden Anmerkung genannten Zeitjchrift Bd. X. 

2 Forfchungen zur brandenburg-preußijchen Gejchichte, X, XI und XIV. 

33.8. in der Zeitjchr. für die gefamte Staatswiſſenſchaft, 1901, und jüngſt 
in jeiner Wirtjchaftsgefchichte Schlefiens, 1907 ©. 728. 

* An der Zeitjchrift für Sozial- und Wirtichaftsgefchichte, I (1893) ©. 318 ff., 
II 295 ff. 

5 Am jelben Ort II ©. 241 ff. 

6 Jahrb. f. Nationalökonomie, III. Folge VI ©. 756. 
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heit und Schroffheit, aber auch der Planmäßigkeit und der Erfolge wie 
in Preußen und hat darum auch weder im Guten noch im Böſen die 
allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen. 

Zur monographiſchen Unterſuchung ausländiſcher ſtaatlicher Induſtrie— 
pflege hat die deutſche Wiſſenſchaft nur wenig beigetragen. Aus jüngſter 
Zeit iſt das tüchtige Buch von Fr. Lohmann über die engliſche Woll— 
induſtrie (1900) zu nennen, das zeigt, daß in England der Staat die 
techniſchen Einzelheiten den Intereſſenten überlaſſen und den Schutz der 
Arbeiter vernachläſſigt hat, daß er auch keine neuen Induſtrien pflanzte, 
weil ſie ſich von ſelbſt bildeten, daß er aber den Beſtand der Induſtrie 
ähnlich wie in Preußen durch ſchroffe Handelspolitik und das Verbot der 
Auswanderung von Angehörigen des Wollgewerbes ſchützte und förderte. 
Ahnliche Unterfuchungen für franzöfifche Induſtrien wären jehr erwünjcht. 
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Wenn ich es auf den folgenden Blättern unternehme, im Rahmen 
diejes Sammelwerfes ein Bild von dem Werdegang der gemwerbepolitijchen 
Anschauungen in der deutjchen Wiſſenſchaft und Geſetzgebung des 19. Jahr— 
hundert zu entwerfen, jo habe ich zunächit die Grenzen meiner Unter- 
fuchung genauer abzufteden. Dieje find mir vor allem durch den Plan 
des Ganzen gezogen, in das ich mich einzufügen habe. So wurde 
die Daritellung „der wiljenfchaftlichen Behandlung der Gejfchichte des 
Handwerks und der Großinduſtrie“ einem bejonderen Bearbeiter zugemiejen. 
Ich werde alſo, um Wiederholungen zu vermeiden, Betrachtungen über 
die tatjächliche Entfaltung der gewerblichen Betriebsſyſteme, wie fie ſonſt in 
eine Schilderung der Gewerbepolitik aufzunehmen wären, hier auszufcheiden 
haben. Pielleicht noch jchwerer fällt ein anderer Umftand ins Gewicht. 
Auch „die Entwicklung der fozialpolitifchen Anjchauungen in Wiffenjchaft 
und Gejeßgebung” wird jpäter in einem bejonderen Abjchnitt unterjucht 
werden. So berechtigt nun die jelbjtändige Behandlung dieſes wichtigen 
Problems erjcheinen mag, jo bedeutet fie doch eine jtörende Beſchränkung 
meines Themas. Ich werde nämlich, um Fünftigen Betrachtungen nicht 
vorzugreifen, auf eine Darftellung der Wandlungen in der rechtlichen Ge- 
ftaltung des gewerblichen Arbeitsverhältniffes einjchließlich der Heimarbeit 
verzichten müffen, objchon die deutſche Großinduftriepolitif, wenn wir von 
den legten Neften polizeilicher Bevormundung des großinduftriellen Unter: 
nehmers in der eriten Hälfte des 19. Jahrhunderts abjehen, wenigjtens jeit 
1870 ganz überwiegend Snduftriearbeiterpolitit geweſen ift. Denn erſt im 
legten Syahrzehnt, mit dem allmählichen Erſtarken der Kartellbewegung, 
hat die Großinduftrie der ftaatlichen Gefeßgebung und Verwaltung, ſowie 
der wiljenjchaftlichen Theorie, wieder neue und eigenartige Probleme ge- 
itellt, die als gemwerbepolitijche Fragen allgemeinerer Natur auch bier 
ausführlich zu behandeln fein werden. 

Trotz dieſer Beſchränkungen bleibt daS von mir zu bearbeitende 
Stoffgebiet ein ungeheures. ine einigermaßen erjchöpfende Behandlung 
auch nur des Wefentlichiten iſt ausgefchloffen. Und meine Aufgabe wird 
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mir noch dadurch erjchwert, daß Deutjchland bis 1870 ein mehr oder 
weniger lojes Konglomerat jelbitändiger Staatsgebilde geblieben, deren 
jedes, jeinen individuellen Bedürfnifjen folgend, eine eigene Gewerbe— 
verfaffung auszubilden ſtrebte. Aber auch in diefer Mtannigfaltigkeit 
läßt fich ein gemeinfamer Zug erfennen. Gr ift daS Ergebnis jenes 
in jeinem Weſen doch überall gleichartigen Entwiclungsprozeffes der 
modernen Vollswirtjchaft. Verſuchen wir, uns von jeinem Verlaufe 
Nechenjchaft zu geben, jo fünnen wir darin drei charakteriftifche Phaſen 
unterjcheiden. Eine erite merfantiliftifch-abjolutiftifche, welche die äußere 
Heritellung ganz neuer und größerer Wirtjchaftsgebiete und Wirtjchafts- 
gemeinjchaften verfolgte. Sie iſt für die Mehrzahl der weſteuropäiſchen 
Kulturvölfer jchon vor Beginn des 19. Jahrhunderts abgelaufen; nur die 
Bejonderheit deuticher Berhältniffe hat es mit ſich gebracht, daß die 
gleichen Entwiclungstendenzen bei uns jtreng genommen exit viel jpäter, 
nämlich mit der Begründung des Deutjchen Reiches, ihr Ziel erreichten. 
Die zmeite Phaſe iſt die Periode des ökonomiſchen Liberalismus. 
Die Auflöfung und Zerjegung aller jener aus der Vergangenheit über: 
fommenen Formen jozialer Gebundenheit, die mit den durch die Aus- 
bildung der fapitaliftiichen Verkehrswirtſchaft gegebenen Entwiclungs- 
bedingungen unvereinbar jchienen, ward ihre gejchichtliche Miffion. Sie 
umfaßt für Deutjchland, von gewiſſen vorbereitenden Schritten abgejehen, 
etwa die eriten fieben Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts und findet ihren 
Abſchluß mit der endgültigen Legitimation des Prinzips der Gemerbe- 
freiheit. Die dritte, die wir heute noch mit erleben, iſt die der fozialen Re— 
organijation. Die erneute Bindung der in der ‘Periode des Liberalis- 
mus entfejjelten individuellen Kräfte durch die Ausgeftaltung entiprechender 
jozialer Formen jcheint ihre Aufgabe. Demgemäß wird die folgende Dar- 
jtellung, die nur das 19. Jahrhundert zu berückjichtigen hat, in zwei 
geſchloſſene Teile zerfallen, deren erjter den Kampf um die Gemerbe- 
freiheit, deren zweiter die Neorganifation der Gewerbeordnung zu 
ſchildern hat!. 


! Die folgende Darftellung ftüßt ſich nur teilweife auf eigene Forjchungen. Die 
vorhandene Literatur wurde namentlich für die ältere Zeit ausgiebig und, wo dies 
aus jahlichen Gründen geboten erichien, auch wörtlich benußt. Ich habe jedoch bei 
der Fülle der Autoren darauf verzichtet, die betreffenden Stellen regelmäßig durch 
Quellenzitate fenntlich zu machen, um dieſe Arbeit nicht überflüffigerwetje mit An— 
merfungen zu belaften. 
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Erſtes Rapitel. 
Der Rampf um die Gewerbefreibeit. 


R. 


Die Gewerbeverfafjung, wie fie fich nach dem endgültigen Scheitern 
einer einheitlichen Neichsgewerbereform im Laufe des 18. Jahrhunderts 
in der Mehrzahl der deutjchen Territorialftaaten ausgebildet hatte, war 
das Ergebnis zweier Gntwiclungsperioden: einer Epoche mittelalterlich- 
ftädtifcher Gemwerbepolitif, als deren wichtigites Ergebnis wir die Aus- 
gejtaltung der jogenannten Zunftverfaffung zu betrachten haben; und einer 
Epoche neuzeitlich-jtaatlicher Gemwerbepolitif, die, vorwiegend von merkan— 
tiliftifchen Ideen geleitet, dahin ftrebte, die aus der Vorzeit über- 
nommenen gemwerbepolitifchen Einrichtungen den bejonderen Bedürfnifjen 
der modernen Volkswirtſchaft anzupafjen. Denn war es nach langem 
Kampfe der Staatsgewalt gelungen, fich zur alleinigen Quelle alles Ge- 
werberechtes und zum entjcheidenden Faktor aller Gemwerbepolitif zu 
machen, jo daß jelbit die Zünfte jchließlich als jtaatlich-polizeiliche Anz 
jtalten zur Förderung des Gewerbeweſens angejehen, Zunftverfafjung und 
Derwaltung von der Staatsgewalt neu geregelt werden fonnten, jo waren 
die Mittel, deren fie fich für ihre Zwecke bediente, doch größtenteil3 dem 
Arſenal ſtädtiſcher Wirtſchaftspolitik entlehnt, was bis zu einem gemiljen 
Grade jelbjt von dem ureigenjten Gebiete jtaatlicher Gemwerbepolizei, der 
obrigfeitlichen Regelung der Fabrifen und Manufakturen, zu jagen tft. 

Mochte nun auch jene Politik behördlicher Bevormundung viele der 
ſchlimmſten Übelftände befeitigen und in einer Neihe von Staaten, nament- 
lic) den größeren, wie in Preußen, jogar eine gewiſſe Blüte des gemwerb- 
fichen Lebens herbeiführen, ja, die Entjtehung einer Großinduftrie be— 
günstigen, jo jchuf fie doch allmählich einen Zuftand, der durch die Unter- 
drückung individueller Bewegungsfreiheit gegenüber den neuen großen 
Veränderungen in der Technik der gewerblichen Produktion, wie in den 
Transport- und Verfehrsverhältniffen, zu einem Hemmſchuh des gewerb- 
(ichen Fortſchrittes, nicht zum mindeften gerade der Entwiclung des 
Großbetriebes wurde. Ganz davon abgejehen, daß er die mancherlei 
Rechte, die man feit Ende des 18. Jahrhunderts für den Einzelnen zu 
fordern begann, vielfach auf das entjchiedenfte verlegte, und überdies 
der Obrigkeit Pflichten auferlegte, welche dieſe, wenigitens in den 
größeren Staaten, unter den veränderten wirtjchaftlichen Bedingungen 
auch mit dem beiten Willen nicht mehr zu erfüllen vermochte. 
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Am deutlichiten traten die Folgen dieſes Zuſtandes wohl bei 
dem eigentlichen Handwerk zutage. Offenbar waren alle noch jo mwohl- 
gemeinten Anordnungen der Bureaufratie nicht imftande gemwejen, feiner 
eritarrten Verfaſſung neues Leben einzuhauchen. Symmer deutlicher zeigte 
fich vor allem, daß die das Zunftwejen durchziehenden Grundgedanken 
fich in der Praris des Alltagslebens nicht mehr bewähren wollten, daß 
fie, wie Stieda jagt, mit den Anforderungen und Bedürfnifjen der 
neueren Zeit nicht mehr in Einklang zu bringen waren. Denn hatte 
man den Zünften immerhin auch noch für das 18. Jahrhundert nach- 
rühmen fünnen, daß fie ihren Angehörigen eine gewiſſe Sicherheit der 
Eriftenz gewährten, dem Publikum eine gewiſſe Garantie für die Vor- 
züglichfeit gewerblicher Leiftungen böten und im ganzen Handwerk gewiſſe 
jittliche Kräfte wach erhielten, jo mußte man fich allmählich immer mehr 
davon überzeugen, daß die zur Verwirklichung dieſer Ideen getroffenen 
Anſtalten das nicht mehr leiiteten, was man von ihnen erwartete. Kein 
Wunder, daß fich ſchon zu Ende des 18. Jahrhunderts auch in der 
Literatur Stimmen vernehmen ließen, die, teil3 die Lehren franzöfiicher 
Schriftiteller, befondrs Roujjeaus und der Phyſiokraten, teils 
heimische Erfahrungen verwertend, zuerft nur fchüchtern, dann immer 
lauter, wenn nicht die Gemwerbefreiheit, jo doch mindeſtens die Bejeitigung 
des Zunftzwanges verlangten. 

Hatten nämlich die älteren deutſchen Gelehrten, al3 deren typijcher 
Nepräfentant Adrian Beier zu nennen wäre, jeit der Mitte des 
17. Jahrhunderts nur allerlei unfruchtbare juriftiiche Abhandlungen über 
das Zunftweien verfaßt, die Merfantiliften und Kameraliſten, wie Becher, 
Marperger u. a, dann einer Zunftreform im Sinne des aufgeflärten 
Deipotismus das Wort geredet, jo entitand jet in den Siebziger jahren 
des 18. Jahrhunderts eine eigentümliche nationalöfonomifch-philojophifche 
Literatur, deren legte Spuren ſich bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts 
hinein verfolgen laffen. So verlangte Reimarus 1770 in feiner Schrift 
über „Das wahre Beite der löblichen Zünfte und Handwerker” die Be— 
feitigung des Zunftzwanges, Fr. Wm. Taube in feiner „Gejchichte der 
engelländijchen Handelsichaft von den älteiten Zeiten bis auf das laufende 
Jahr 1776“ mit großer Entjchiedenheit jogar die Einführung der Gewerbe: 
freiheit, wogegen allerdings J. ©. Firnhaber in feinem 1782 er- 
fchienenen Buche „Hiftorischpolitifche Betrachtung der Innungen und 
deren zweckmäßige Einrichtung” und J. U. Weiß in jeiner 1798 ge: 
frönten Preisjchrift „Über das Zunftwejen“, das Für und Wider vor- 
fihtig abmägend, zwijchen Altem und Neuem zu vermitteln juchten. 
Immerhin wären bei der allgemeinen Stagnation, die das öffentliche 
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Leben Deutſchlands zu Beginn des 19. Jahrhunderts charakteriſierte, die 
ſo ſehnlichſt erwarteten gewerbepolitiſchen Reformen wohl noch lange 
ausgeblieben, wenn nicht ein wiſſenſchaftliches Genie ihre theoretiſchen 
Richtungslinien beſtimmt, und ein wagemutiges Volk das praktiſche 
Beiſpiel gegeben hätte. 

„Wie das Eigentum, das jedermann an feiner eigenen Arbeit hat, 
die urfprüngliche Grundlage alles anderen Eigentumes ift, jo iſt es auch 
die heiligjte und unverleglichite”, hatte Adam Smith, the affected as 
impertinent as oppressive anxiety of the lawgiver verjpottend, 1776 
in feinem großen Werte (B. I. Kap. 10, Abt. 2) betont. „Das Erbteil 
eines armen Mannes liegt in der Kraft und Gefchieflichkeit jeiner Hände; 
und ihn daran hindern zu wollen, diefe Kraft und Geſchicklichkeit jo an- 
zuwenden, wie ex es, ohne feinen Nächiten zu kränken, pajjend findet, 
ift geradezu eine Verlegung diejes heiligiten Eigentumes; es ijt ein offen- 
barer Eingriff in die rechtmäßige Freiheit des Arbeiter ſowohl, wie 
derer, die ihn bejchäftigen wollen. Wie e3 den einen hindert, das zu 
arbeiten, wozu er fich am gejchiefteften weiß, jo hindert es die anderen, 
die zu bejchäftigen, die ihnen dazu geeignet erſcheinen.“ Beſonders gewähre 
die Anordnung einer langen Lehrzeit feine Sicherheit dagegen, daß oft 
mangelhafte Arbeit zum Verkaufe fomme, fie habe auch nicht den Er— 
folg, die jungen Leute an Fleiß zu gewöhnen, fie jei durchaus unnötig. 
Desgleichen entbehre der Vorwand, daß Zünfte zu einer bejjeren Leitung 
des Gewerbes notwendig jeien, aller Begründung. „Die wahre und 
wirkſame Aufficht, die über den Gewerbsmann geführt wird, ift nicht die 
der Zunft, jondern die feiner Runden; die Furcht, ihre Kundfchaft zu 
verlieren, ijt eS, die ihn vom Betruge abhält und feine Nachläfjigkeit 
zügelt. Gin Zunftmonopol ſchwächt notwendig die Kraft diefer Aufficht. 
Eine bejtimmte Klafje von Arbeitern muß dann bejchäftigt werden, mögen 
fie ihre Sache gut oder fchlecht machen. Dies ift der Grund, warum in 
vielen großen inforporierten Städten ſelbſt in den notwendigiten Gewerbs— 
zweigen fein erträglicher Arbeiter aufzutreiben ift. Will man feine Arbeit 
erträglich ausgeführt fjehen, jo muß man fie in den Vorftädten machen 
laſſen, wo die Arbeiter fein ausfchließliches Privileg haben und fich nur 
auf ihren Auf verlafjen können.“ 

Zu erwarten, „daß die Handels: und Gemwerbefreiheit in Groß— 
britannien jemals vollfommen hergeftellt werde, iſt freilich ebenjo töricht, 
als zu erwarten, daß hier einmal ein Ozeanien oder Ütopien gegründet 
werden könnte. Nicht nur die Vorurteile des Publitums, fondern, was 
ſchwerer zu befiegen ift, die Privatintereffen vieler Einzelnen ftehen dem 
Ichnurftrads entgegen“, hatte Smith ſkeptiſch bemerkt. In der Tat 
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bedurfte es eines gewaltigen Anjtoßes, um dem neuen Gedanken zum 
Siege zu verhelfen, und nicht England, jondern Frankreich war es, wo 
der vulfanische Ausbruch lang zurücgedämmten Freiheitsdranges mit vielen 
anderen auch die hochaufgetürmten Schranfen gewerblichen Schaffens hinweg— 
ſchwemmen jollte. Belanntlich hatte bereitS Turgot die eriten Schritte 
in diefer Richtung unternommen. Nachdem er durch feine Anweiſung 
an die Fabrifinjpektoren vom 26. April 1775 die Induſtriereglements 
außer Kraft gejegt, erging im Februar 1776 das berühmte Edikt zur 
Abſchaffung des Zunftwejens. Es war verfrüht, doch auch des Minifters 
Sturz und die Zurüchnahme des Ediktes vermochten jet die Entwiclung 
nicht mehr aufzuhalten. Freilich exit die Gejeßgebung der Nevolution 
brachte die Entjcheidung. Schon die Beichlüffe vom 4. Auguft 1789 
bejeitigten das Zunftwejen dem Sinne nach; das Gejet vom 2. März 1791 
hob es dann auch formell auf. „Vom nächjten 1. April an,“ bejtimmte 
fein 7. Artikel, „iteht es jedem Bürger frei, den Beruf, die Kunſt oder 
das Handwerk zu betreiben, welche ihm gut dünfen, vorausgejegt, daß 
er ein Patent genommen hat und daß er die Neglements einhält, die 
etwa aufgeftellt werden fünnten.” Der Würfel war gefallen. 

Frankreich war es, das den neuen Ideen alsbald auch die Pforten 
Deutjchlands öffnete. In den eroberten Gebieten führte man mit andern 
Nechtsinftitutionen auch die Gemerbefreiheit ein, jo insbeſondere 1791 in 
Nhein-Bayern, 1797, 1808, 1810 auf dem ganzen linfen Aheinufer, im 
Königreich Weitfalen, im Großherzogtum Berg und in einem großen Teile 
Norddeutichlands. Noch wichtiger freilich war es, daß fich Preußen nach 
jeinem tiefen Fall aus eigener Kraft entjchloß, dem Beijpiel des Siegers 
zu folgen. Das Allgemeine Landrecht, das im 8. Titel feines II. Teiles 
vom Bürgeritande, und zwar in 222 ausführlichen Paragraphen von den 
Handwerkern und Zünften, in 23 weiteren ſummariſch von Künftlern und 
Fabrikanten handelte, verkörperte noch durchaus den Geift des 18. Jahr— 
hunderts. Zeigte fich nun nach Roehl um die Jahrhundertwende auch 
eine gewiſſe Neigung der Verwaltungspraris zu liberaleren Maßnahmen, 
jo betrafen diefe doch weniger das Handwerk, als den Verlag und 
die allmählich auftauchende Fabrik- und Großinduftrie. Wo dieſen 
nämlich das alte Zunftrecht hinderlich war, begann man, es mehr und 
mehr und von Fall zu Fall im Sinne freiheitlicher Entwicklung zu durch: 
(öchern, zumal wo die Grundfäße der merfantiliftiichen Volkswirtſchafts— 
politif, die Tendenz zur Förderung der gewerblichen Betriebjamkeit und 
des Volkswohlſtandes dies zu verlangen ſchienen. Aber auch bezüglich des 
Handwerks konnte fich der alte fameraliftiiche Geift nicht verleugnen, der 
zu den großen Neformen von 1731 bis 1740 geführt hatte. Noch Tebte 
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bei den Behörden das Beſtreben, die Starrheit des Zunftzwanges, wo ſie 
gar zu ſchlechte Früchte zeitigte, abzuſchwächen. Mehr freilich nicht. Jetzt 
aber beſchloß man, das Syſtem des gewerblichen Zwanges ganz aufzugeben 
und die Gewerbefreiheit einzuführen. 

Nicht, daß die damaligen Leiter des preußiſchen Staates von der 
Richtigkeit dieſer radikalen Maßnahmen ausnahmslos überzeugt geweſen 
wären. Vielmehr ſtanden ſich in Stein und Hardenberg, Niebuhr 
und Schön Vertreter entgegengeſetzter Anſchauungen gegenüber, indem 
die einen von den Lebensbedingungen und Intereſſen der Geſamtheit, die 
anderen von den Bedürfniſſen und Rechten des Individuums ihren Aus— 
gang nahmen. Beſonders iſt Stein ſein Leben lang ein Anhänger des 
Zunftweſens und ein Gegner der Gewerbefreiheit geblieben. „Ihren 
Einwürfen gegen die Zünfte,“ ſchreibt er noch am 8. November 1821 
an den Staatsrat Kuhnt, „ſtelle ich folgendes entgegen: als technologifche 
Anitalten übernehme ich nicht ihre Verteidigung; denn mir iſt der Staat 
fein Verein zur Hervorbringung und Verarbeitung roher Produkte, Feine 
(andwirtichaftliche und Fabrifenverbindung, jondern jein Zweck iſt 
veligiöfe, moralische, geiſtige und körperliche Entwicklung. Ob aljo durch 
Zünfte und dergleichen mehr oder weniger Schuhe, Wagen uſw. ex 
zeugt werden, ift mir ganz gleichgültig.“ Doch wird „das Bürgertum 
beſſer aus ihnen entblühen, die durch gemeinschaftliches Intereſſe, Lebens— 
weife, Grziehung, Meifterehre und Jugendkraft gebunden find, als aus 
den topographifchen Stadtvierteln, wo Nachbar mit Nachbar, jelbit Haus- 
bewohner mit Hausbewohner in feiner Verbindung jteht und vielmehr 
durch den allgemeinen Egoismus auseinander gehalten wird.“ Um jo 
energifcher trat Hardenberg für die Gntfejjelung der perjünlichen 
Initiative des preußifchen Staatsbürgers ein. „Dadurch, daß einem jeden 
der Zugang zu allen Stellen, Gewerken und Bejchäftigungen eröffnet 
wird,“ erklärt er in der auf Befehl des Königs am 12. Dezember 1807 
verfaßten Denkjchrift über die Neorganifation des preußifchen Staates, 
„gewinnt der Bürgerftand, und muß dagegen auch jeinerjeits auf alles 
Verzicht leiften, was andere Stände bisher ausſchloß.“ Und an anderer 
Stelle: „Mein Syſtem beruht darauf, daß jeder Einwohner des Staates 
gänzlich frei fein, feine Kräfte auch frei benugen und entwiceln könne, 
ohne durch die Willkür eines andern daran behindert zu werden; daß die 
Gerechtigkeit ſtrenge und unpaxtetijch gehandhabt werde; daß das Verdienit, 
in welchem Stande e8 fich finde, ungehindert emporjtreben könne, und daß 
endlich durch Erziehung, durch echte NReligiöfität nnd durch jede zweckmäßige 
Einrichtung im PVaterlande ein Intereſſe und ein Sinn gebildet werde, 
auf dem unfer Wohlitand und unfere Sicherheit gegründet werden könne.“ 
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In diefem Kampf der Getiter hat Hardenberg gefiegt. Die noch 
von dem Mlinifterium Dohna-Altenjtein unterzeichnete berühmte 
„Seichäftsinitruftion für die Regierungen in jümtlichen Provinzen“ vom 
26. Dezember 1808 iſt durchaus in feinem Sinne gehalten. „Bei allen 
Anfichten, Operationen und VBorjchlägen der Regierungen‘, heißt es darin 
(SS 34, 50), „muß der Grundfaß leitend bleiben, niemanden in Dem 
Genuß jeines Eigentums, jeiner bürgerlichen Gerechtjame und Freiheit, 
jo lange er in den gejeglichen Grenzen bleibt, weiter einzufchränfen, als 
e3 zur Beförderung des allgemeinen Wohles nötig tt; einem jeden inner- 
halb der gejeglichen Schranken die möglichit freie Entwicklung und An— 
wendung feiner Anlagen, Fähigkeiten und Kräfte in moralifcher ſowohl 
als phyſiſcher Hinficht zu geitatten und alle dagegen noch obwaltenden 
Hindernifje baldmöglichit auf eine legale Weije hinweg zu räumen. Es 
iſt dem Staate und feinen einzelnen Gliedern immer am zuträglichiten, die 
Gewerbe jedesmal ihrem natürlichen Gang zu überlafjen, das heißt: feine 
derjelben vorzugsweiſe durch beiondere Unterftügungen zu begünjtigen und 
zu heben, aber auch feine in ihrem Entjtehen, ihrem Betriebe und Aus- 
breiten zu bejchränfen, injofern das Nechtsprinzip dabei nicht verlegt 
wird, oder fie nicht gegen Neligion, gute Sitten oder Staatsverfaffung 
anſtoßen. Es ijt unitaatswirtjchaftlich, den Gemwerben eine andere, als 
die eben bemerkte Grenze anmeifen und verlangen zu wollen, daß die— 
jelben von einem gewiſſen Standpunft ab in eine andere Hand über- 
gehen oder nur von gewiſſen Klaffen betrieben werden. Man geitatte 
daher einem jeden, jo lange er die vorbemerfte Grenzlinie hierin nicht 
verlegt, jein eigenes Intereſſe auf jeinem eigenen Wege zu verfolgen und 
ſowohl jeinen Fleiß als jein Kapital in die freieite Konkurrenz mit dem 
Fleiße und Kapitale feiner Mitbürger zu bringen. Es iſt faljch, das 
Gewerbe an einem Ort auf eine beitimmte Anzahl von Subjekten ein- 
fchränten zu wollen; niemand wird dasjelbe unternehmen, wenn er dabei 
nicht Vorteil zu finden glaubt; und findet ex diejen, jo iſt es ein Beweis, 
daß das Publikum feiner noch bedarf; findet er ihm nicht, jo wird er 
das Gewerbe von jelbit aufgeben. Auf feinen Fall aber müfjen die 
Negierungen von jet ab Konzeffionen oder Berechtigungen zu Gemwerben, 
von welchen Gattungen dieje fein mögen, erteilen, durch welche ein 
Erklufiv- oder gar Zwangs- und Bannrecht begründet werden joll. 
Letztere jollen von jetzt ab unter feinen Umſtänden mehr verliehen, und 
Exkluſivrechte gleichfalls ſoviel als möglich vermieden, höchitens nur dann 
und nur auf gewiſſe Jahre gegeben merden, wenn bei einem neuen 
Gewerbe der Verſuch gemacht werden joll, ob es gedeihen werde.” Ihr 
Augenmerf muß vielmehr dahin gehen, „die Gemwerbe- und Handelsfreiheit 
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foviel als möglich zu befördern und darauf Bedacht zu nehmen, daß die 
verschiedenen Beſchränkungen, denen fie noch unterworfen iſt, abgejchafft 
werden; jedoch nur allmählich auf eine legale Weiſe und jelbit mit mög- 
lichſter Schonung des Vorurteils, da jede neue Einrichtung mit Reibungen 
verbunden ift, und ein zu fehneller Übergang von Zwang zur Freiheit 
manchmal nachteiligere Folgen hervorbringt, als der Zwang jelbit.“ 

Nach diefem Grundjag war man gelegentlich ſchon früher vorgegangen. 
So hatte man durch Verordnung vom 4. Mai 1806 die Leinen- und Baum- 
wollweberei in Weſt- und Dftpreußen völlig freigegeben; durch Edift vom 
29, März 1808 für Dftpreußen, Littauen und Ermeland und den Marien- 
werderjchen Kreis den Mühlenzwang bejeitigt; durch Verordnung vom 
24. Dftober 1808 in den Städten Oſt- und Weſtpreußens und Littauens 
die Aufhebung des Zunftzwanges und des VBerfaufsmonopols der Bäcker, 
Schlächter- und Höfergewerbe durchgejeßt. Aber exit das Edikt vom 
2. November 1810 über die Einführung einer allgemeinen Gemerbejteuer 
und das Geſetz über die polizeilichen Berhältnifje der Gewerbe vom 
7. November 1811 zogen jeine vollen Konjequenzen. 

Das eritere machte nach franzöfiichem Vorbilde den jelbjtändigen 
Gewerbebetrieb von der Löjung eines Gemwerbejcheines abhängig, welcher 
niemandem verjagt werden durfte, der ein polizeiliches Zeugnis über 
jeinen unbejcholtenen Lebenswandel beibrachte, und ferner von der Zahlung 
einer durch das Geſetz neueingeführten Gewerbefteuer (SS 1, 19, 28). 
Nur bei Gewerbszweigen, „bei deren ungeſchicktem Betrieb gemeine Gefahr 
obwaltet, oder welche eine öffentliche Beglaubigung oder Unbejcholtenheit 
erfordern,“ war „zuvor der Beſitz der erforderlichen Gigenfchaften nach: 
zumweifen.“ Doch waren von den im $ 21 des Ediktes als jolche an- 
geführten 34 Gewerbszweigen jtreng genommen nur 7 zum Handwerk zu 
rechnen, nämlich die Juweliere, Maurer, Mühlenbaumeijter, Schornitein- 
feger, Seejchiffszimmerleute, VBerfertiger chirurgischer Inſtrumente und 
Zimmerleute. Der bisherige Unterfchied zwifchen Stadt und Land in 
gemwerberechtlicher Beziehung, ferner alle Einjpruchsrechte wider den 
Gewerbebetrieb Dritter, welche bis dahin Korporationen und Privat- 
perjonen zugejtanden hatten oder mit dem Befi eines Grundſtückes ver- 
bunden gemwejen waren, endlich alle bisherigen, auf Gemwerben ruhenden 
Abgaben, jomeit fie die Berechtigung zu deren Ausübung betrafen, wurden 
bejeitigt (SS 16, 17, 30). Doch jollte auch ferner „der Inhaber des 
Gewerbejcheines den Polizeiverordnungen eines jeden Ortes, wo er jein 
Gewerbe treibe, unterworfen fein“, und fich bei deſſen Ausübung „Bes 
jchränfungen, welche die Aufrechterhaltung einer guten Polizei und aller 
anderen allgemeinen Geſetze erfordert, gefallen laſſen müſſen“ (S 18). 
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Auch das Gemwerbepolizeigefeg von 1811 jtand durchaus auf dem 
Boden der Gemwerbefreibeit. Es verjuchte nur die gewerblichen Verhält- 
niſſe im einzelnen genauer zu regeln, namentlich auch die aus polizeilichen 
Nückfichten fich ergebenden Einjchränfungen des Gemwerbebetriebes näher zu 
beitimmen und teilweife weiter auszudehnen. Bor allem aber unternahm es 
die Neuordnung des Zunftwejens (SS 6 ff.). Und zwar wurden die Zünfte 
nicht aufgehoben, ihre Fortdauer vielmehr ausdrüdlich geitattet; nur war 
fortan fein Gewerbetreibender mehr verpflichtet, ihnen anzugehören. Auch 
ward jegliches Vorrecht zünftiger Meifter und Gejellen bejeitigt. Der 
Austritt einzelner Mitglieder aus der Zunft wie deren Auflöſung durch 
Stimmenmehrheit ward freigeitellt. Desgleichen erhielt die Landespolizei- 
behörde die Befugnis, „jedes Gewerk zu jeder Zeit für aufgelöft zu 
erklären,“ wogegen fich die Regierung allerdings vorbehielt, wenn es ‚von 
Landespolizei wegen in bejondern Fällen zu einem gemeinnüßgigen Zwecke 
nötig erachtet werden jollte“, Gemerbetreibende gewiſſer Art in eine 
Korporation zwangsweiſe zu vereinigen. 

Am wenigiten ward von den einjchneidenden Reformen der Jahre 
1810 und 1811 wohl das Fabrikweſen berührt. Das Prinzip des All: 
gemeinen Landrechts, daß „die Erlaubnis zur Anlegung einer Fabrik 
zu erteilen, allein dem Staate zukomme“, und daß „dergleichen Erlaubnis 
als ein Privilegium anzujehen und zu deuten“ jei, blieb aus gemwerbe- 
polizeilichen Gründen auch fürderhin in Kraft. 

Da Preußen zur Zeit des Erlaſſes dieſer Geſetze nur aus den 
Provinzen Brandenburg, Pommern, Preußen und Schlejien beitand, jo 
galten ihre Neuerungen auch nur für diejes befchränfte Gebiet. In den 
durch den Frieden von 1815 neu- oder wiedererworbenen Provinzen 
Sachen, Bojen, Rheinland und Weitfalen ließ man Gewerberecht und 
Gewerbeverfafjung beitehen, wie fie zur Zeit der Befigergreifung waren, 
d. h. in dem früheren Königreich Weitfalen und dem Herzogtum Berg 
die jchranfenloje Gewerbefreiheit des franzöfischen Rechtes, im Herzogtum 
Sachſen, in der Ober: und Niederlaufig, jowie in Neuvorpommern das 
alte Zunftwejen. Nur die finanziellen Beitimmungen des Ediktes von 
1810 wurden auch hier eingeführt. Wie ſtörend jich dieſe Rechts— 
verfchiedenheit im gewerblichen Leben erweiſen mußte, bedarf feiner be- 
fonderen Begründung. Auch wurden diefe Mißſtände durch das an Stelle 
des Ediftes von 1310 tretende Geje vom 30. Mai 1820 über die Ent: 
richtung der Gewerbeſteuer keineswegs behoben. Ohne an den Beitimmungen 
über die Berechtigung zum Gewerbebetrieb etwas zu ändern, befreite es 
alle jtehenden Gewerbe von dem bisherigen Erfordernis der Löſung eines 
Gewerbeſcheines und verpflichtete dafür jeden, der einen neuen Gewerbe— 
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betrieb eröffnen oder einen bejtehenden aufgeben wollte, dies der Orts— 
behörde anzuzeigen. 

Auch die übrigen Teile des heutigen Deutjchlands zeigten ein chaotijches 
Durcheinander. Zwar waren fie alle mehr oder minder in den allgemeinen 
Strudel der freiheitlichen Bewegung hineingerifjen worden. Als aber nach 
dem Friedensschluffe die Reſtauration der deutfchen Staaten begann, wurde 
dort, wo das franzöfiiche Necht eingedrungen war, dieſes meijtens 
wieder aufgehoben, und der frühere Zuitand mit jeiner Zunftverfafjung, 
wenn auch mit einzelnen liberalen Modifikationen, wieder hergeitellt. 
Dies geſchah 3. B. in Hannover, Kurheſſen, Oldenburg und Bremen. Ya, 
es jollte fich bald zeigen, daß die liberale Strömung gemwifjermaßen 
über ihr natürliches Ziel hinausgeſchoſſen war, und daß die Gemäljer 
jest zurüczufluten begannen. 


II. 


Nicht zwingende Urjachen hatten die Gewerbefreiheit in Preußen 
herbeigeführt, überzeugende Gründe nur hatten zu ihren Gunſten gejprochen. 
Doch laſſen die Unterfuchungen zeitgenöffiicher Schriftiteller, wie Weber, 
Ferber und Dieterici, feinen Zweifel darüber, daß dieje Bolitif das 
Aufblühen des preußifchen Volkswohlſtandes mindeitens nicht gehindert. 
Nur wenige Spnduftriezweige, wie die Leineninduftrie, die Tabafmanufaktur 
und ein paar andere, verraten Stockung oder gar Rückgang gegen die alten 
Zeiten; ſonſt zeigt fich überall eine fortjchreitende Entwiclung mit der 
Tendenz zum Großbetrieb. Trogdem darf man nicht annehmen, daß die 
Gewerbefreiheit von allen Beteiligten mit Begeilterung begrüßt wurde. 
Mie hätten fich auch Gevatter Schneider und Handjchuhmacher für eine 
Nechtsordnung erwärmen follen, die fie zwang, mit angeftrengtem Fleiß 
um einen Preis zu ringen, den ihnen das alte Zunftwefen fajt mühelos 
dargeboten hatte, nämlich eine gewifje, wenn auch noch jo ärmliche, bürger- 
liche Nahrung. Dabei erwiejen fich, wie NoehLl berichtet, die zünftlertichen 
Traditionen doch weit jtärfer, al3 die liberalen Gejeggeber geglaubt. Die 
alten gewerblichen Korporationen waren feineswegs abgejtorben ; vielmehr 
behielten jie, zunächit wenigitens, einen durchaus nicht zu unterjchäßgenden 
Einfluß auf das gemwerbliche Leben, was befonders in der Gejtaltung des 
Lehr- und Arbeitsverhältnifjes, jowie in der Handhabung des Befähigungs- 
nachweifes zutage trat. Wer z.B. feine Lehrzeit bei einem Unzünftigen 
abjolviert hatte, konnte nie darauf rechnen, bei einem Zünftigen als Ge- 
jelle anzufommen, oder gar einmal in die Zunft einzutreten. Auch 
arbeitete man lieber gar nicht bei Unzünftigen, aus Furcht, nie wieder bei 
HBünftigen Arbeit zu finden. Und entjchloß ſich dann endlich der Un- 
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zünftige, um Aufnahme in die Innung nachzufuchen, jo machte man 
ihm die größten Schwierigkeiten. Die Behörden aber waren diejen 
Schifanen gegenüber machtlos, weil weder das Geſetz vom 7. September 
1811, noch das Allgemeine Landrecht eine wirkſame Handhabe dagegen 
bot, man fich auch vielfach im unklaren darüber war, inwieweit das 
neue Recht das alte aufgehoben hatte. Und da endlich eine machtvolle 
Klafje gewerblicher Großunternehmer, die für die Gemwerbefreiheit hätte 
in die Schranten treten können, damals noch immer fehlte, oder doch nur 
in ihren erſten Anfängen vorhanden war, jo jehen wir auch die weitere 
Entwiclung der deutjchen Gemwerbepolitif fich vorwiegend unter dem Ein- 
fluß der jeweilen herrſchenden Zeitftrömung vollziehen, nur daß fich diefe 
nach den Freiheitskriegen in gerade entgegengejegter Richtung bewegte. 
Hatte man ehemals mit Recht oder Unrecht Frankreich als den Herold 
eines neuen Zeitalter gepriefen, jo mußten die Greuel der Revolution 
und vielleicht noch mehr die Leiden der napoleonifchen Kriege dieſe 
Liebe in Haß verkehren. Und es war begreiflich, daß dieſe Stimmung 
aus der politischen in die geiltige Sphäre hinüber wirkte. „Um die Mitte 
des 18. Jahrhunderts“, jo läßt fich ein damaliger Schriftiteller ver- 
nehmen, „begann die paradore Lehre der Phyſiokraten und Enzyklopädiſten 
Frankreichs und unjere moderne PBhilojophie. Hier ift der Wendepunft 
Frankreichs und jo mancher Staaten begründet worden, und von diejem 
Zeitpunkte an datieren fich alle Ummälzungen des Kontinents. Dieje neue 
Lehre, welche dev Menge jcehmeichelte, fand überall willig Gingang, und 
darunter lag die Hyder der Revolution verſteckt. Adam Smith, 
übrigens als Gelehrter verehrten Angedenfens, trat noch hinzu und ver- 
rücte vollends die bereits eraltierten Köpfe durch feine Unterfuchungen 
über Nationalveichtum.“ Jahre überjchwänglicher Bewunderung wurden 
von einer Zeit nörgelnder Kritik abgelöft. Und wie feit Ende des 
18. Jahrhunderts die Kraus, Sartorius und Lueder, als Trabanten 
des großen Schotten, in Deutfchland feine Lehren als der Weisheit leten 
Schluß verfündet, jo waren jegt, den Spuren Edmund Burkes folgend, 
die Gens, Adam Müller und Haller eifrig darum bemüht, ihr ver- 
borgenes Gift herauszudeitillieven. Von allen Vertretern diefer Schule der 
fonjequentejte, war 2. von Haller nah Roſchers Worten „ein durch: 
aus mittelalterlicher Geift, der ohne viel Studium mittelalterlicher Gefchichten 
und Urkunden rein injtinktmäßig fait auf jede wichtigere Frage eine Ant- 
wort zu geben pflegte, wie jie gewiſſe Zeiten des Mittelalter gegeben 
haben oder geben würden“. Wie hätte er alfo in feiner „Reſtauration 
der Staatswifjenjchaft oder Theorie des natürlich-gefelligen Zuftandes, 
der Chimäre des fünftlich-bürgerlichen entgegengejegt“, nicht allen Ein- 
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richtungen des modernen Staates den Krieg erklären follen, als deren 
integvierender Bejtandteil auch eine freiheitliche Gemwerbeverfafjung erjchien ? 

So gewöhnte man fich in immer weiteren Kreifen daran, jchon aus 
Sentimentalität für die „ehrbaren” Zünfte zu jchwärmen, was um jo 
bedenklicher war, als es, troß aller Zunftjchriftitellerei, an einer vor- 
urteilslofen und wahrhaft erjchöpfenden Unterfuchung derjelben noch immer 
fehlte. Kaum wäre es jonit erklärlich, daß %. ©. Hoffmann umd 
KR. H. Rau, unzweifelhaft die bedeutenditen und fenntnisreichjten der in 
Frage kommenden wifjenjchaftlichen Schriftiteller, in ihren gemwerbe- 
politifchen Anfichten den durchaus entgegengejegten Entwicklungsgang 
nahmen. Denn wenn der eritere, nachdem er im Jahre 1803 in feiner 
„mit jugendlicher Wärme” gejchriebenen Abhandlung über „das Intereſſe 
des Menfchen und Bürgers bei den beitehenden YZunftverfafjungen“ 
dringend empfohlen, die Zünfte „als jett entbehrlich und ſelbſt jchädlich 
gewordene Anftalten durch eine folgerecht angeordnete Reihe gewerblicher 
Vorſchriften allmählich aufzulöſen“, jpäter in feinem Buche „Die Befugnis 
zum Gewerbebetrieb, zur Berichtigung der Urteile iiber Gemwerbefreiheit und 
Gemwerbezwang”, von 1841 mit einer Verteidigung gerade dieſer Ein- 
richtungen endete, wurde umgekehrt Rau, der fie in feiner Breisjchrift 
„Über das Zunftwejen und die Folgen feiner Aufhebung“ von 1816 in 
Schuß genommen, weil „der Gemerbegang, fich jelbit überlajjen, in 
mancherlei Übel geraten müffe“, im Laufe der Zeit, wie fich bereits in der 
eriten Auflage jeiner „Grundſätze der Volfswirtichaftspflege” von 1828 
fonitatieren läßt, zu einem immer fonjequenteren Vertreter des Prinzipes 
der Gemerbefreibeit. 

Diejer jchwanfenden Haltung der Theorie entjprach nun durchaus 
auch diejenige der Politik, nur daß dieſe in gewiſſem Umfange dem 
reaktionären Zeitgeifte Nechnung tragen mußte. So blieben bezeichnender- 
weije in den vier freien Städten Frankfurt a. M., Hamburg, Bremen und 
Lübeck jomwie in Mecklenburg die Zünfte unverändert bejtehen. Auch in 
den anderen deutjchen Kleinitaaten blieb es, trotz einzelner Neformverfuche, 
im mejentlichen beim Alten. Und felbjt in Württemberg, wo man 1828 
und 1836, und in Bayern, wo man 1804, 1811 und 1825 den unerträg- 
lichten Mißſtänden zu Leibe zu gehen fuchte, dachte man nicht im ent- 
ferntejten an eine plößliche und radikale Einführung dev Gemerbefreibeit, 
jondern man begnügte fich in der Hauptjache damit, das Zunftwejen von 
jeinen jchlimmften Mifbräuchen zu ſäubern und es durch ein mehr oder 
weniger liberal gehandhabtes jtaatliches Konzeſſionsſyſtem zu ergänzen. 

Auch Preußen, wo ſchon die Buntjcheefigkeit des beitehenden Nechtes 
immer gebieterifcher zu einer Neuregelung drängte, wurde von der rück 
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läufigen Bewegung ergriffen, und es mehrten fich die Stimmen, die im 
Gegenjaß zur Politik der großen Neformatoren eine Ginjchränfung der 
Gewerbefreiheit befürmorteten. Höchit bezeichnend für die herrfchende 
Anschauung war die im April 1818 vom Berliner Stadtrat Dracde dem 
König überreichte umfangreiche Denkjchrift über die Schäden der Gewerbe: 
freiheit, die, nach Einholung mehrerer Gutachten, am 14. März 1822 dem 
Miniſter von Bülow zur Benußung bei den weiteren Beratungen über 
eine Gewerbepolizeiordnung zugefertigt wurde. Der Verfaſſer erklärte darin 
die Gewerbefreiheit al3 mit der Eigenart des deutjchen Nationalcharatters 
unvereinbar. Die Erfahrung lehre allen denen, „die vermöge ihrer Ver: 
hältniffe daS Tun und Treiben und das bürgerliche Leben und Verkehr 
zu beobachten Gelegenheit hätten, daß vor Einführung der Gemwerbefreiheit 
die Exriftenz eines jeden, der Erwerb und die Erhaltung der Familien 
ficherer begründet gewejen, mehr innerer, allgemeiner Wohlitand überall 
geherrſcht, beſſere, ſtrengere Sitten und Betragen zwifchen Brotheren und 
Diener, zwifchen Lehrherren und Lernenden gewaltet, unbedingter die Be- 
fehle der vollziehenden Gewalt befolgt, und allgemeiner und größer die 
Achtung gegen» und untereinander gewejen. Das alles jei nun anders 
geworden. Seit Einführung der Gemwerbefreiheit ſei das bürgerliche Ber- 
hältnis, und zudem das allgemeine, äußert gelockert. Um den Lehrling, 
welcher bei einem zu feiner Gemwerbsverbindung gehörenden Mann zur 
Lehre trete, befümmere fich feiner; Liederlichkeiten, Vernachläffigung im 
Bejuche der Kirche riſſe ein, rüde, roh und ungebildet wüchje jelbiger auf, 
feiner gebe fich mehr die Mühe, das, was er lernen jolle, tüchtig und 
gehörig zu lernen, weil ex feiner Aufficht, feiner Prüfung unterworfen jet. 
Treue, Folgiamkeit, Bejcheidenheit würden fremd, der Gewerbefleiß werde 
zur Gemeinheit, der Kunftfinn zur Pfufcherei, weil die Negel fehle. Der 
etablierte Gemwerbsmann, der nicht mit Sicherheit und unbeeinträchtigt 
fein Gewerbe führen fünne, lege fich daher nicht auf gute Arbeit, jondern 
ftudiere auf Betrug und Täufchung aller Art. Wer nicht Luft habe, fich 
in andere zu fügen, fich weiter auszubilden, fange leicht und bald ein 
Gewerbe an; wer nicht Luft zu arbeiten habe, ſuche bejonders durch Handel 
jein Brot zu verdienen. Vorzüglich wirfe die Menge der jeit dieſer Zeit 
entitandenen Branntweinläden, mit ihren anziehenden Aushängejchildern 
und bequemen inneren Einrichtungen, nachteilig auf die Moral des Volkes. 
Die Menjchen fingen oft mehrere Gewerbe zu gleicher Zeit an, von welchen 
fie nicht verjtünden. Gehe es, welches nur wenigen gelinge, jo jei es 
gut; gehe es nicht, welches häufiger der Fall, jo gingen fie, hätten aber 
unterdefjen vielen Familien gefchadet und fie an den Rand der Armut 
gebracht und durch ihren Fall die Zahl der armen Familien vermehrt.“ 
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Aus allen diefen Gründen müffe anjtatt der bejtehenden Gewerbeordnung 
die alte Handwerksverfaffung, neuzeitlich umgejtaltet, wieder eingeführt 
werden, wobei vornehmlich auf die Sicherung einer tüchtigen Schul- und 
Handwertsbildung, auf die Bejeitigung alter, unangemejjener Handwerts- 
Privilegien, aber auch auf eine wirkſame Eindämmung der jchrantenlojen 
Gewerbefreiheit zu achten jet. 

Sedoch nicht nur im Volke, auch bei den leitenden Staatsmännern 
hatte der bisherige Optimismus einer gemwilfen Skepſis Pla gemacht. 
Dies galt namentlich auch von Hoffmann, der, an die Spibe der 
1835 eingefegten Kommiſſion zur Beratung einer allgemeinen Gewerbe— 
polizeiordnung für die ganze Monarchie berufen, vecht eigentlich als 
der geiftige Vater der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 
zu betrachten iſt. ©. Schmoller hat fie jpäter als die „legte große 
Leiftung der bureaufratifch-ftaatlichen Richtung” bezeichnet, die „freilich 
nach der einen Seite rückwärts ſchaue, fonjervativ ſich an das Bejtehende 
anjchließe, die vorhandenen Innungen fonjervieren wolle, die aber doch 
noch im ganzen den Zeitbedürfniffen entjprochen, formell als vortreffliche 
Leiftung bezeichnet werden müfje, die StaatShoheitsrechte gewahrt, der 
Bolizei gegenüber Mißbräuchen und Betrug die nötige Gewalt verliehen 
und in ihrer Neigung, den bejtehenden Innungen eher wieder mehr Leben 
und Gewalt zu geben, für die damalige Zeit nicht allzufehr fehlgegriffen 
habe.“ 

Die Gewerbeordnung von 1845 hielt im wejentlichen am Prinzip 
der Gemwerbefreibeit feit. Sie befeitigte demgemäß alle in einzelnen Landes- 
teilen noch bejtehenden Beſchränkungen des freien Gemwerbebetriebs, bejonders 
alle ausschließlichen Gewerbeberechtigungen, alle Zwangs- und Bannrechte 
(S 1ff.), und fie beſchränkte, was namentlich für die rechtliche Stellung 
des gewerblichen Großbetriebes bedeutungsvoll war, das Erfordernis einer 
befonderen polizeilichen Genehmigung auf den Beginn folcher Gewerbe, 
bei denen „entweder durch ungefchieften Betrieb oder durch Unzuverläſſigkeit 
des Gemerbetreibenden in fittlicher Hinficht das Gemeinwohl oder die 
Erreichung allgemeiner polizeilicher Zwecke gefährdet werden könnte”, und 
auf die Errichtung folcher gewerblicher Anlagen, „welche durch die örtliche 
Lage oder die Befchaffenheit der Betriebsftätte für die Beſitzer oder Be— 
wohner der benachbarten Grundjtüce oder für das Publikum überhaupt 
erhebliche Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen herbeiführen fünnten“ 
(8 26). Sie nannte auch ausdrüclich diejenigen gewerblichen Anlagen, 
welche nach diefem Prinzip einer bejonderen polizeilichen Erlaubnis be— 
durften, und gab genaue Vorjchriften über das Verfahren, in welchem dieje 
Erlaubnis zu erwirfen war (8 27 ff.). 
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Bon bejonderer Wichtigkeit waren die Beftimmungen der neuen Ge- 
werbeordnung über das gewerbliche Korporationsweſen (88 94 ff.). Den alten 
Zünften und Innungen wurde die Fortdauer geftattet, doch jollten ihre 
Statuten revidiert und den Vorjchriften des neuen Geſetzes angepaßt werden. 
Und zwar unterjchied dieſes ausdrüclich zwei Klaffen gewerblicher Ver: 
bände: einmal jolche, deren Mitgliedfchaft an den vorherigen Nachweis 
der Befähigung zum Gewerbebetrieb gebunden war; daneben aber auch 
jolche, wo die Erfüllung dieſer Bedingung nicht vorausgejegt wurde. 
Nur die eriteren erlangten durch Beitätigung ihrer Statuten Korporations— 
rechte. Wichtige Funktionen wurden ihnen übertragen. Neben „der Förde 
rung der gemeinjamen gewerblichen Intereſſen“ jollten fie „die Aufnahme, 
die Ausbildung und das Betragen der Lehrlinge, Gefellen und Gehilfen 
der Innungsgenoſſen beaufjichtigen, die Verwaltung ihrer Kranfen-, 
Sterbe-, Hilfs- und Sparfafjen leiten, fich endlich der Fürſorge für die 
Witwen und Waijen der Innungsgenoſſen namentlich durch Förderung 
der Erziehung und des gewerblichen Fortfommens der Waifen unter: 
ziehen.” Gin gejeglicher Beitrittszwang ward nicht ftatuiert. Nur wurde 
ein gewiſſer Druck in diejer Richtung dadurch ausgeübt, daß nach 8 131 
der Gemwerbeordnung die Befugnis, Lehrlinge zu halten, in einer großen 
Zahl von Gewerben, nämlich in allen wichtigeren Handwerfen, davon ab— 
hängig gemacht wurde, daß fich die betreffenden Gemwerbetreibenden nach 
vorherigem Nachweis der Befähigung zum Betrieb ihres Gewerbes in eine 
ältere oder eine neue Innung aufnehmen ließen, oder dieſe ihre Befähigung 
beſonders nachwieſen. Endlich traf ein Entſchädigungsgeſetz vom 17. Januar 
1845, das gleichzeitig mit der neuen Gewerbeordnung erlaſſen wurde, 
Beſtimmungen über die für die aufgehobenen oder ablösbaren Gewerbe— 
berechtigungen eventuell zu leiſtenden Entſchädigungen. 

So war denn die neue Gewerbeordnung ein Kompromiß. Durch 
die dem Geſetz eigentümliche und wohlbedachte Begünſtigung des Innungs— 
weſens glaubte man, das Prinzip der Freiheit mit dem der Ordnung 
verſöhnen zu können. Gerade darum aber vermochte es die eigentlichen 
Handwerkerkreiſe nicht zu befriedigen. Allerdings kamen beſondere Um— 
ſtände hinzu. Seit der Handelskriſis von 1839 hatte, wie Schmoller 
in jeiner „Gefchichte der deutjchen Kleingewerbe“ ausführlich jchildert, auch 
eine Krifis im Handwerk begonnen. Schon 1840 bejchweren fich die Stadt- 
verordneten Berlins in einer Denkſchrift darüber, daß alle Hand- 
werke überjegt jeien, während ihre Steuerfähigfeit ab-, die Zahl der 
Banferotte unter ihnen erſchreckend zunehme. Man klagt über die umfich- 
greifende Entſittlichung, die nachläffigere, fchlechtere Arbeit der Hand: 
werfer, über die Tatjache, daß das Bedürfnis der Berliner Armenkaſſe 
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von 104137 Taler im Jahre 1821 auf 373530 Taler im jahre 1838 
geitiegen jei. Und ſolche Klagen jeien keineswegs eine Ausnahme ge- 
wejen; Köln habe dem König eine Bittjchrift ähnlichen Inhaltes über- 
veicht. Auch die Statiftif jpreche ja deutlich genug. Vergleiche man 
nämlich die einzelnen Handwerke in ihrer Zahl von 1843 und 1846, jo 
nähmen wohl manche der wichtigeren noch unbedeutend zu. ine wejent- 
liche Vermehrung aber zeigte nur die Zahl der Maurergehilfen, eine Folge 
der Gifenbahnbauten und Fabrifanlagen. Viele blieben jtabil, manche 
zeigten jchon eine Abnahme, zum Teil von nicht geringer Bedeutung; es 
jeien folche, die unter der Konkurrenz der Fabrikware litten. Ginzelne 
von ihnen hätten dann jpäter wieder zugenommen, als Reparaturgewerbe 
oder durch andere Ürfachen. Was fte aber zunächit Darniederdrückte, jei der 
erite Gewaltſtoß der neuen Zeit, der neuen Technik, dem fie nicht ge- 
wachjen waren, vor allem damals noch nicht, da der alte Schlendrian, die 
Unfähigkeit, der neuen Entwicklung fich anzubequemen, noch in hohem 
Maße vorhanden gemwejen. Auch 1847 bis 1849 wurde e3 nicht bejjer. 
Eine Fehlernte fam hinzu, die Revolution, die allgemeine Gejchäftsitocung 
und Unficherheit. Mehr als je jehnte man fich zurück nach der jchüßen- 
den Hürde der Zunftverfafjung, und bei der Unfähigkeit der meijten, die 
fomplizierten Zufammenhänge der modernen volfswirtjchaftlichen Ent- 
wicklung zu überblicen und zu begreifen, verfnüpfte man naiv das eigene 
Elend mit den Tücken der Gemwerbefreiheit. So entitand jene Handmerfer- 
bewegung, die den politifchen Kämpfen von 1848/49 in Deutjchland ihre 
bejondere wirtjchaftliche Färbung verleihen jollte. 

Eine Petition von 391 Handwerfsmeiftern der Stadt Bonn, unter 
dem Titel „An unjere Brüder im Handwerk” am 19. April 1848 dem 
Miniiter Camphaujen überreicht, dürfte al3 der Anfang der ganzen 
Bewegung anzufehen jein. Meijterprüfungen, Bejchränfung auf den jelb- 
jtändigen Betrieb eines einzigen Gewerbes, Erſchwerung der Nieder- 
lafjung, Einſchränkung des Gebrauchs von Dampfmafchinen, das etwa 
waren die hauptfächlichiten Forderungen, die man erhob. Dem Beifpiele 
Bonns folgten Gotha, Magdeburg, Karlsruhe, Offenbach und andere 
Städte. Insbeſondere erließen am 22. April des Jahres 28 Leipziger 
Innungen ein offenes Sendichreiben an ihre Handwerfsgenofjen, in dem 
fie „als Sachwalter aller Hausväter, diefer eigentlich geborenen, d. h. 
durch den Naturwuchs des Volks Legitimierten Urwähler“, Front machten 
gegen „das ganze Weſen, wie e3 fich jet in Frankreich breit mache, den 
legten Net von Tüchtigfeit und Wohlſtand untergrabe und gleichfam mit 
fliegenden Fahnen und Elingendem Spiel über Preußen feinen Einzug in 
Deutjchland, zu halten drohe.“ Hiergegen wurde, um „nicht den Gewalt- 
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ſtürmen der ewig aufs und abwogenden Gleichmacherei Tür und Tor zu 
öffnen“, ein allgemeiner Innungszwang empfohlen, „welcher aus dem 
Haufe heraus und wieder in das Haus hineinwächit“, d. h. es wurde, 
wie U. Schäffle nachmals humoriftiich bemerkte, die „Gleichmacherei 
in der mechanifchen Potenz der Knechtfchaft, der gleichen Einſperrung 
alles Erwerbes in den Zunftfäfig, naiver Weife in demjelben Augenblick 
angeraten, da man gegen die auf» und abmwogende Sleichmacherei der 
Freiheit proteftiert hatte.” Schnell wuchs die Aufregung unter den Hand- 
werkern und Arbeitern, welche leßteren im Verein mit den Handwerksgeſellen 
allerdings ebenjojehr gegen das Kapital, wie gegen die einfeitige Wahr: 
nehmung der Meiſterintereſſen anfämpften, 

Größere Klarheit erhielt die ganze Bewegung exit, als am 2. uni 
zu Hamburg der Vorkongreß norddeuticher Handwerker eröffnet wurde, 
der von rund zweihundert Gemwerbetreibenden befucht war. Sollten auch 
hier zunächit nur „Handwerker“ zugelaffen werden, weil, wie man jagte, 
„die praftijchen Kenntniffe der Arbeiter zu eigener Beratung ihrer Inter— 
eſſen hinreichend jeien“, jo wurde doch Profeſſor Winkfelblech aus Kaffel 
gar bald „die Seele des Ganzen”. Mit größter Entjchiedenheit erklärte 
man fich einmütig gegen die Gemwerbefreiheit; ja, man verlangte dieſe 
durch einen bejonderen Paragraphen des künftigen Neichsgrundgejeges 
auspdrüclich ausgejchlojfen zu jehen. Was man hingegen exitrebte, war 
eine für ganz Deutjchland zu erlaſſende allgemeine Gewerbeordnung. An 
Stelle der „alten fünftlichen” müſſe eine „neue natürliche” Zunftverfaffung 
treten, wie namentlich auch Winfelblech betonte. Denn allein eine 
jolche fünne das Ddeutjche Volt vor den Gefahren des Kommunismus 
jchügen. Und es ward bejchlofjen, zur Beratung dieſer neuen Gewerbe— 
ordnung eine Verſammlung von Abgeordneten des Handwerker: und 
Gemwerbejtandes aus ganz Deutjchland einzuberufen, die mit der Aus— 
arbeitung eines Gntwurfes betraut werden jolltee So trat denn am 
15. Juli 1848 zu Frankfurt a. M., bejchieft mit 116 Handwerksmeiſtern 
aus 24 deutjchen Einzelitaaten, der „Erſte Deutfche Handwerker: und Ge- 
werbefongreß” zujammen, der abermals von Winkelblech beraten, in 
dreißig vom 15. Juli bis 18. August abgehaltenen, meijt „itürmifchen“ 
Sigungen endlich den Entwurf einer Gewerbeordnung für Deutjchland 
zutage förderte. 

Die Grundgedanfen der neuen Gewerbeordnung, die fich, wie es im 
Vorwort des Entwurfes pathetifch heißt, „auf einen feierlichen, von 
Millionen Unglüclicher befiegelten Proteſt gegen die Gemerbefreiheit“ 
jtüßte, waren etwa die folgenden. Ganz Deutjchland follte mit einem 
Ne von Innungen überzogen werden, deren Zweck die Wahrung der ge- 
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werblichen Intereſſen im weiteſten Sinne, und denen beizutreten die Pflicht 
allex derer fein follte, die an einem beſtimmten Ort das gleiche Hand- 
werk oder technifche Gewerbe jelbjtändig betrieben. In ihnen wurde die 
Ordnung der inneren Angelegenheiten ausfchließlich den Handwerkern vor- 
behalten. Und zwar jollte das in der Weife gejchehen, daß die Innungs— 
angehörigen aus ihrer Mitte ein Syitem von Organen jchüfen, die, frei 
von jeder fremden Willfür, den Gemwerbejtand bis zu den höchiten Spitzen 
des Staates vertreten könnten. Als jolche Organe waren zunächit die 
Innungsvorſtände gedacht, al3 zweite Inſtanz, aus Vertretern aller 
Innungen einer Stadt zufammengejegt, die Gemwerberäte, über ihnen jchließ- 
[ich die Gewerbefammern, nämlich ſowohl Spezialgewerbefammern für die 
Einzelitaaten, als eine allgemeine deutjche Gemwerbefammer, die lettere 
dazu bejtimmt, jedesmal gleichzeitig mit der Tagung des deutjchen Parla— 
ments die den gewerblichen Intereſſen entjprechenden bejonderen Maß— 
nahmen und Gefeße zu beantragen. Kurz, was man plante, war nicht3 Ge— 
ringeres, al3 einen Innungsſtaat im Staate zu begründen; und welcher 
Geiſt diefen befeelen jollte, darüber ließen die jonjtigen Beitimmungen des 
Entwurfes faum einen Zweifel. Daß Lehr und Wanderzwang wieder 
aufleben, und daß die Vorbereitungszeit auf die jelbjtändige Nieder: 
laffung in einer theoretifchen und praftifchen Prüfung ihren Abjchluß 
finden jollte, war noch das geringite. Daneben aber verlangte man: 
eventuelle Befchränfung der Zahl der Meijter an einem Orte, Verbot des. 
HaufierhandelS mit Handmwerfserzeugniffen ſowie der Ajjoziation mit Nicht- 
innungsgenofjen, Überweifung aller in einer Fabrik erforderlichen Hand- 
werfSarbeiten, die nicht die unmittelbare Heritellung der Fabrikate bezweckten, 
an die zünftigen Meiſter des Drtes, Einſchränkung des Landhandwerts, 
Zuteilung des Kleinhandels mit Handwerfswaren an die Innungsmeiſter, 
Verbot von Staats: und Kommunalmwerkitätten wie der öffentlichen 
Veriteigerung noch neuer Waren, Bejteuerung der Fabriken zugunften des 
Handmwerferjtandes, Anerkennung der Berpflichtung des Staates, Arbeit 
zu geben und eine Gejchäftsgrenze für die Fabrifen und den Handel mit 
Fabrikaten aufzujtellen, — Forderungen, neben denen in einem Anhang 
als Mittel zur Hebung des Handwerks im allgemeinen noch Schußzölle, 
Handelsverträge, eine allgemeine progrejjive Einfommens- und Vermögen3- 
jteuer, Handwerkerſchulen uſw. figurierten. 

Selbit in Handwerkerfreifen fanden die Vorſchläge der Zünftler 
nicht ungeteilten Beifall. Namentlich aus Süddeutichland ertönten leb— 
hafte Proteſte, die fich freilich noch mehr gegen die Sjdee einer einheitlichen 
Gejeggebung, als gegen die Wiederbelebung des alten Zunftwejens 
fehrten. Erſt recht verwahrten fich die Arbeiter gegen „der Meifter 
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Eigennuß.” Hatten legtere die Gejellen von ihren Beratungen ausfchließen 
wollen, weil nur „ein jelbjtändiger Gewerbebetrieb auf eigene Rechnung 
und Gefahr die nötigen Erfahrungen zur Beantwortung der einfchlägigen 
Frage gewähre,“ jo begannen dieje auf einem am 20. Juli ebenfalls 
zu Frankfurt a. M. eröffneten Gejellenfongreß ihre Beratungen damit, 
daß fie der Meiſter Vorfchläge einer jcharfen Kritif unterzogen, worauf 
fie einen eigenen, in einzelnen Punkten nicht allzufehr abweichenden 
Entwurf an die Nationalverfammlung gelangen ließen, der allerdings auch 
freie Entwiclung der Arbeit, freies Niederlaffungsrecht in ganz Deutjch- 
land, Bejeitigung des Zunftzwanges, zwölfftündige Arbeitszeit und ähn— 
liches forderte. Das Parlament, von Hunderten von Bittjchriften be— 
jtürmt, vermochte fich auf die Dauer jolchen Einflüffen nicht zu entziehen. 
In feiner 44. Sitzung befchloß es den Erlaß eines Heimatgejeges und einer 
Gewerbeordnung, indem e3 gleichzeitig einen Ausſchuß mit deren Ab— 
faffung betraute. Er entledigte fich feiner Aufgabe dadurch, daß er der 
Nationalverfammlung am 26. Februar 1849 einen von zwei Mlinoritäts- 
voten begleiteten Gejegentwurf vorlegte. 

Mährend das Minoritätsgutachten der Abgeordneten Mohl, Schir- 
meiſter und Merck fich auf den Boden der Gemerbefreiheit ftellte, das 
von den Abgeordneten Veit, Degenkolb und Beder verfaßte die 
alte Zunftverfaffung vertrat, hielt der eigentliche Kommiſſionsentwurf 
zwijchen beiden etwa die Mitte. Alle bejtehenden Gemwerbebejchränfungen 
jollten aufgehoben, und der jelbjtändige Gewerbebetrieb nur noch an die 
Erreichung des 25. Lebensjahres und den Nachweis der Befähigung ge- 
fnüpft werden. Zünfte und Innungen durften erhalten bleiben, ihnen 
jedoch feine ausschließliche Gemwerbeberechtigung beigelegt, auch feinem Ge— 
werbetreibenden der Beitritt zu ihnen zur Pflicht gemacht werden. End- 
(ich wollte man zur bejonderen Wahrung der gewerblichen Intereſſen in 
ganz Deutjchland Gewerberäte und Gemwerbefammern ins Leben xufen, 
Hatte num jchon die Abfafjung des Entwurfes die größten Schwierigfeiten 
bereitet, jo häuften fich dieje noch, wo es fich jegt darum handelte, zu 
einem endgültigen Entichluß zu gelangen. Konnte man ſich doch weder 
über das Prinzip der Nechtseinheit, noch über das Maß der zu gewähren- 
den Gewerbefreiheit vollitändig einigen. Unter jolchen Umftänden zog es 
die Nationalverfammlung vor, auf die formelle Beratung der Gewerbe: 
ordnung überhaupt zu verzichten, indem fie alles angejammelte Material 
„der künftigen Neichsgejeggebung zur Benutzung überwies.“ Da eine 
folche jedoch vorläufig nicht zuftande fam, jo verblieb die Initiative bei den 
Einzelftaaten, unter denen namentlich Hannover und Preußen der reak— 
tionären Strömung nachgaben. 
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In Hannover ließ man fich unter dem Drude einer mächtigen Volks— 
erhebung dazu verleiten, die foeben am 1. Auguft 1847 erlaſſene freiheit- 
liche Gewerbeordnung, die am 1. Juli 1848 in Kraft treten jollte, durch 
ein Geſetz vom 15. uni diejes Jahres zu vevidieren, indem man, wie 
Stieda jagt, die neue Ordnung zwar der eigentlichen Maſſe nach be= 
itehen ließ, an nicht wenigen Stellen aber verfügte, daß die „dermalen 
beitehenden Verhältniffe einitweilen in Kraft bleiben jollten“, jo daß die 
neue Gewerbeordnung fchließlich ein Gemiſch daritellte, in dem Gewerbe— 
freiheit, Zunftprivilegien und Konzejjionswejen nebeneinander wirkten. 
Sn Preußen fam es zu einer regulären Handwerfs-Enquete, indem der 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten in Gemeinjchaft 
mit dem Suftizminifter zue Prüfung der Bejchwerden des Handwerks 
eine Verfammlung von Abgeordneten der Meifter und Gejellen aus allen 
Teilen der Monarchie nach Berlin berief, die in der Zeit vom 17.—30. 
Sanuar 1849 auch wirklich tagte und natürlich eine reaktionäre Um— 
geftaltung der Gewerbeordnung von 1845 befürmwortete. Dieje vollzog ſich 
denn auch durch Erlaß der jpäter von den Kammern genehmigten König- 
lichen Verordnung vom 9. Februar 1849, betreffend die Errichtung von 
Gewerberäten und verjchtedene Abänderungen der allgemeinen Gewerbe— 
ordnung, der man ein anderes Geſetz desjelben Datums über die Errich- 
tung von Gemwerbegerichten angliederte. 

Das neue Necht fam den Wünfchen der Zünftler in weitejtem Um: 
fange entgegen. So wurde der jelbjtändige handmwerfsmäßige Gemerbe- 
betrieb bei etwa fiebzig Gewerben vom Eintritt in eine Snnung oder dem 
vorherigen Nachweis der Befähigung vor einer Prüfungstommiffion ab: 
hängig gemacht (S 23). Ferner follte die gleichzeitige Ausübung meh- 
verer Handwerfe durch eine Perſon, je nach den örtlichen Berhältnifjen, 
unterfagt werden fünnen ($ 29). Den Fabrifinhabern wurde „die Be— 
jchäftigung von Handwerfsgejellen nur inſoweit gejtattet, als fie ihrer zur 
unmittelbaren Erzeugung und ertigitellung ihrer Fabrikate, jomwie zur 
Anfertigung und Inſtandhaltung ihrer Werkzeuge und Geräte” bedurften, 
während fich die „Inhaber von Magazinen zum Detailverfauf von Hand- 
werfswaren” mit deren Anfertigung nur dann befafjen jollten, „wenn jie 
die zum Betriebe des betreffenden Handwerks erforderliche Meijterprüfung 
beitanden“ hätten (SS 31 ff.). Detaillierte Beftimmungen regelten das 
Lehrlings- und Prüfungsweien (88 35 ff.). Auch wurden die Innungen 
noch dadurch begünftigt, daß ihnen durch Ortsſtatut eine Mitwirkung 
bei der Aufficht über die Ausbildung und über das Betragen jelbit der- 
jenigen Lehrlinge eingeräumt werden fonnte, deren Lehrherren der Innung 
nicht angehörten. Endlich aber wurde jeßt dem fo oft geäußerten Ver- 
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langen nach „Gewerberäten“ nachgegeben (8 1 ff). Sie follten „für 
jeden Ort oder Bezirk, wo wegen eines erheblichen gewerblichen Verkehrs 
ein Bedürfnis zu einem Gemwerberat obwaltete“, auf den Antrag von Ge— 
werbetreibenden, nach Anhörung der gewerblichen und kaufmänniſchen 
Korporationen, mit Genehmigung des Minifters errichtet werden. „Zu 
gleichen Teilen aus dem Handwerkerſtande, aus dem Fabrikenſtande und 
aus dem Handelsitande feines Bezirks gewählt“, dergeftalt, daß „in der 
Handmwerks- und in der Fabrikabteilung“ neben den Arbeitgebern auch 
die Arbeiter eine Vertretung hatten, waren fie mit weitgehenden obrig- 
feitlichen Befugniffen ausgerüftet, namentlich auch dazu bejtimmt, „die 
Befolgung der Vorfchriften über das Innungsweſen, über die Meiſter— 
und Gejellenprüfungen, über die Annahme und Behandlung der Gejellen, 
Gehilfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, über die feitgeitellte Abgrenzung 
der Arbeitsbefugniffe und über jonitige gewerbliche Berhältnifje zu über- 
wachen”. An Orten, wo fein Gemwerberat bejtände, jollten die Gemeinde- 
behörden jeine Funktionen übernehmen. 


II 


„Nach dem Grfcheinen dieſer Novelle, welche der Innung wieder 
beitimmtere Rechte und mehr Anhalt verlieh”, bemerft von VBiebahn, 
„entitand im Handmwerferitande wieder ein lebhaftes Intereſſe an diejen 
Korporationen; die Statuten der alten wurden revidiert, zahlreiche neue 
errichtet. Die Zufammenfünfte, die Prüfungen und Freiſprechungen bes 
fürderten das forporative Zufammenhalten und die Bildung unter den 
Gewerbsgenofjen. Die Handmerkerfortbildungsjchulen find großenteils aus 
der Anregung oder unter Mitwirkung der Innungen hervorgegangen, und 
wenn fich der gewerbliche Standpunkt und die Leiftungen der preußifchen 
Handwerker gehoben haben, jo kann auch den Innungen ein gemiljes 
Verdienſt dabei nicht abgejprochen werden.” Das mag richtig fein. Doch 
hat ſchon Schmoller betont, daß das eigentlich Treibende, das Leben 
Gebende, nicht das Synnungswejen war, jondern — die Handwerfernot. Ya, 
e3 wurden die Innungen bald das Hemmende. „Einmal, weil man ich 
durch die Eriitenz der Innungen an fich geholfen glaubte, noch mehr aber, 
weil die perjünlichen Elemente, die in ihnen an die Spitze famen, feine 
folchen waren, die Verjtändnis für die gewerblichen Fortjchritte hatten.“ 
Am meiften freilich verjagten die „Gemwerberäte”, denen die Durchführung 
der Verordnung vom 9. Februar 1849 doch in eriter Linie übertragen war. 
MWiderfpruchsvoll an fich, gerieten fie überdies in einen unlösbaren Konflikt 
mit den durch die Königliche Verordnung vom 11. Februar 1848, nach 
dem Mufter der durch die Franzöfifche Regierung im Rheinland und in 
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der Stadt Emden gejchaffenen, jest für die ganze preußifche Monarchie 
zur Vertretung der Gejamtinterefien der Handel- und Gemwerbetreibenden 
ihres Bezirks ins Leben gerufenen Handelsfammern. Kein Wunder, daß 
von den 96 unter dem Drude der Handwerferbewegung in den Jahren 
1849 und 1850 entitandenen Gewerberäten 1854 nur noch 22 eriftierten, 
und daß nach Verlauf von weiteren jieben Jahren fich auch dieje auf- 
löften, bis 1864 auch der letzte, der Berliner, lautlos verjchwand. 

So waren denn die Gemwerberäte, wie Schönberg jagt, ein „ver- 
unglücktes Experiment.“ Ihre unzwecmäßige Zufammenfegung, die Un- 
bejtimmtheit der ihnen erteilten Befugniffe, jowie der Mangel an Gemein- 
finn in den Kreiſen der Intereſſenten ließen fie nicht zur Entwidlung 
fommen. Nur eine energifche Handhabung der neuen Beitimmungen durch 
die Staatsbehörden hätte ihnen Geltung verjchaffen können. Aber eher 
war das Gegenteil der Fall. Die Praxis der Behörden war von An— 
beginn und wurde mit jedem jahre immer mehr eine liberale. Sie mußte 
es jein, um den unabmweisbaren Bedürfniffen der in den fünfziger Jahren 
zum Durchbruch kommenden indujtriellen Entwicklung der deutichen Volts- 
wirtjchaft gerecht zu werden. „Die Fortjchritte der technifchen Bildung 
in Deutjchland“, jo jchildert Schmoller die allgemeine Lage, „gehen 
Hand in Hand mit dem Bau der Eifenbahnen. Die internationalen Be: 
ztehungen vervielfältigen fich, der Export nach Amerika, nach den Kolonien 
nimmt nie da gemwejene Dimenjionen an. Die großen Unternehmungen, 
vor allen die, welche die Vorteile einer vollendeten Technik, eines großen 
Kapital3, einer weitfichtigen faufmännifchen Leitung in ſich vereinigen, 
erlangen jest exit eine Stellung, wie fie fie in England ſchon früher inne 
hatten.” Mit folchen Tendenzen aber ließen fich reaftionäre Liebhabereien 
unmöglich vereinbaren. 

Kein Wunder, daß die Handwerker fich aufs neue zu regen begannen. 
Die Befriedigung über das durch die Reform von 1849 Erreichte dauerte 
nur kurze Zeit. Schon am 16. April 1853 hatte, nach Stieda, der Aus- 
ſchuß für Handel und Gewerbe beim preußifchen Minifterium des Innern 
über eine ganze Reihe von Petitionen der bejtehenden Gewerbeordnung 
zu berichten, und drei Jahre ſpäter lagen dem preußifchen Ab— 
geordnetenhaufe nicht weniger al3 69 Gejuche gleichen Inhalts aus den 
verjchiedenften Landesteilen vor. Man forderte jet geradezu die 
Wiedereinführung des Zunftzwanges, die Beſchränkung des Magazin- 
wejens, die Feitfegung von Arbeitsgrenzen zwifchen den einzelnen Hand- 
werten, die Erjchwerung der Niederlaffung junger Meifter. Und ganz 
ähnliche Gedanken vertrat der vom 27.—31. Auguft 1860 zu Berlin 
tagende preußifche Landes-Handwerkertag. Sa, e8 kam am 15. September 
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1862 in Weimar fogar zur Gründung eines „Deutjchen Handmwerferbundes”, 
der es fich ausdrücklich zum Ziele jegte, „diefe Veit und den Schwindel 
gewerblicher und gemerbefreiheitlicher Zuftände auf Leben und Tod zu 
befömpfen“. VBerjammlungen desjelben zu Frankfurt a. M. im September 
1863 und zu Köln im September 1864 folgten. Doch vermochte fich der 
Bund, deſſen Mitglieder fich übrigens vorzugsweife aus dem Norden, 
bejonders aus den Hanſeſtädten, vefrutierten, auf die Dauer doch nicht 
zu halten. Eine im Sahre 1864 jämtlichen deutfchen Regierungen unter- 
breitete Denkjchrift, welche die Grundzüge einer „allgemeinen deutjchen 
Handwerkerordnung“ enthielt, fand feine Berücjichtigung mehr. Ein voll: 
fommener Umfchwung der Anfichten hatte fich in der Stille vollzogen, und 
bald fonnte an dem Siege des Prinzipes der Gemwerbefreiheit nicht mehr 
gezweifelt werden. 

Mas man von einer Diktatur des Fleinbürgerlichen Philiſters zu ges 
mwärtigen haben würde, davon hatten die Ereigniffe der Nevolutionsjahre einen 
unvergeßlichen Vorgejchmac gegeben. Daher wirkte, wie Schäffle 1859 
in feinen „Vorschlägen zu einer gemeinfamen Ordnung der Gemwerbebefugnijje 
und Heimatrechtsverhältnifje in Deutjchtand” betonte, das Studium der 
Handwerker: und Arbeiterbewegung des Jahres 1848 geradezu als „ein 
Compelle zur Gemwerbefreiheit für den wahrhaft fonjervativen Staatsmann“. 
Nicht ohne ein ernites Bangen fünne man auf jene Bewegung zurücbliden. 
Stand gegen Stand, Stadt gegen Land, Innung gegen Innung, Gejellen- 
ſchaft gegen Meiſterſchaft, Werkitatt gegen Fabrik, männliche gegen weibliche 
Arbeitskraft jehe man in feindlicher Ausfchließlichfeit einander gegenüber- 
treten, jedermanns Hand gegen jedermann, ein bellum omnium contra 
omnes! Das wolle befagen, daß nur eine bösartigere und geriebenere 
Demagogie, nur eine gejchiekte Nährung jener Tendenzen feitens auswärtiger 
Politik dazu gehört haben würde, um Deutjchland einer völligen jozialen 
Auflöfung, dem Bürgerkrieg und der Gefährdung durch das Ausland preise 
zugeben. Frage man fich aber, von welcher Seite dieſe Auflöſung und Begriffs- 
verwirrung ausgegangen, welche die freiheit mißbrauchen wollte, um das 
ganze joziale Leben auf lofale Standesprivilegien zurückzufchrauben, welche 
damit drohte, eventuell „die Gejege mit Füßen zu treten“, welche den 
Ständegegenfag in „jozialen Parlamenten und Ministerien” zu verdichten 
jtrebte, jo jei der zünftige Handwerkerſtand, „der lebensunfähige Reſt einer 
verweiten Gejellfchaftsordnung”, dafür verantwortlich zu machen. 

Sch darf es dahingeftellt laſſen, inwiefern dieje Schilderung den Tat- 
jachen entiprach. Sicherlich entjprach fie den Anjchauungen weiter Kreije 
der Gebildeten. Und es verjtand fich von jelbit, daß die dithyrambiſche Ver— 
herrlichung zünftiger Verdienjte in einer rücjichtslofen Aufdeckung zünftiger 
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Schwächen ihre Ergänzung finden mußte. Co gelangte Rau in jeinen 
Grundſätzen der Bolkswirtjchaftspolitif“, nach einer vorfichtig ab- 
wägenden Vergleichung von Zunftzwang und Gemwerbefreiheit, jeßt zu dem 
Ergebnis, daß die Aufhebung des Zunftzwanges „die Nachteile, die man 
früher alS Folge diefer Maßregel befürchtete, gar nicht oder in geringem 
Grade nach fich ziehe”, während die Gemerbefreiheit, „den Erfahrungen 
mehrerer Länder zufolge, zwar von manchen ungünftigen Erſcheinungen 
nicht ganz frei, jedoch im ganzen überwiegend vorteilhaft gewejen, wie 
das fchon die Betrachtung der im Zunftzwange enthaltenen Nachteile ver- 
muten laſſe.“ Habe fie doch zumeift die Wirkung, daß „das ausgedehntere 
Mitmwerben, die freiere Annahme von Gehilfen, die Verbindung mehrerer 
Gewerbe den Käufern bejjere und mwohlfeilere Gewerksware und überhaupt 
bejjere Bedienung jchaffen; die Gewerke, mwenigitens teilweife, mit mehr 
Kunſt und Nachdenken betrieben, und dem Talente ein weiterer Spielraum 
eröffnet wird; die Zahl der GemwerfSarbeiter, ſowie das ganze Güter: 
erzeugnis vergrößert, und manche bisher unbenutzte Nahrungszmeige durch 
den freieren Wetteifer aufgefunden werden.“ 

Auch Schäffle, der noch 1856 in feiner Abhandlung über „Ab— 
bruch und Neubau der Zunft” eine gewerbliche Zmwangsorganijation 
empfohlen hatte, mit der Begründung, „es habe der Staat für feine um- 
faffende gemwerbspolizeiliche und gewerbspolitifche Aufgabe eine jolche all- 
gemeine Ordnung jo nötig, daß fie von ihm auch zum gejeglich allgemeinen 
Inſtitut erhoben werden müfje”, befümpfte 1859 in jeinen „VBorjchlägen“ 
jederlei Korporationszwang, indem er fich Filangieris Charafteriitif 
der Zunft als „einer lächerlichen Nepublit voll Streit” zu eigen machte. 
Diefer Zwang, jo führte er aus, „würde gerade das verhindern, was 
jeine Anhänger erzielen wollen: jtatt einer naturwüchfigen, zeitgemäßen 
Gejamtbürgjchaft der Gleichen ein mechanifches Zufammenfoppeln der 
Ungleichen.“ Und doch „Tann eine Korporation nur dann fruchtbar 
jein, wenn gleiche Intereſſen und Gefittungsverhältniffe den Körper 
erfüllen. Heutzutage kann wohl eine Fabrik eine äußerft vielfeitige und in 
fich gedrungene Arbeiterforporation für alle möglichen Zwecke der Bildung, 
der Sicherung des Lebensunterhaltes und der Familien ufw. fich bilden, 
weil daſelbſt viele Gleiche eng beifammen find. Andere Mitglieder des— 
jelben Erwerbszweiges aber fünnen nach der einen Seite ihres Lebens in 
dieje, nach der anderen in jene Korporation fich hineinerftreden; der Buch- 
druder fann mit dem Gelehrten zu demjelben Konjumverein, der Schneider 
nit dem Bäcker zu demfelben Vorſchußverein, der Schufter mit dem Kürfchner 
zu derjelben Sterbefafje auf die zweckmäßigſte Weife verbunden jein“. Es 
liege in dieſer neueren Geftaltung der fozialen MWechjelbürgichaft das 
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Prinzip derjelben Arbeits: und Funktionsteilung ausgefprochen, die in 
dem Produftionsleben vor fich gegangen. Und wenn der Zunftverband 
der Zeit der gewerblichen Stadtwirtjchaft, jo entjpreche „die jpezialijierte 
über Ort und Stadt hinwegziehende Form der jozialen Gejamtbürgichaft 
einem Zeitalter, welches von der Stadt: zur entwicelten induftriellen 
National» und Internationalwirtſchaft fich erhoben hat“. Darum werde 
der moderne Korporationszwang nur „lächerliche Republiken und Kari- 
katuren, wahrjcheinlich aber nur [ebloje, papierne Gejchöpfe in die joziale 
Melt ſetzen.“ 

Allerdings fehlte es auch unter denen, welche die Schwächen des 
landläufigen Zunft und Innungsweſens zugeitanden, nicht an folchen, 
die vor der „Panacee“ der Gemwerbefreiheit warnen zu müfjen glaubten. 
Co F. von Steinbeis in feinem grundlegenden Buche über „die 
Elemente der Gemwerbeförderung, nachgewiejfen an der belgijchen In— 
duftrie”, von 1853. Gewiß! Wenn man in den Bünften nur die 
Korporationen erblide, welche die Fertigung einzelner Arbeiten als ein 
ihnen zuitändiges Privilegium in Anjpruch nähmen, und jo ihre Fach- 
genojjen am Ende gar hindern wollten, ihre Fähigkeit da zu entwiceln, 
wo fie gejucht iit, jo habe man Recht, wenn man ihre Entfernung als 
einen Fortſchritt, als „eine notwendige Bedingung der höheren Ent- 
wicklung der Gemerbstätigfeit” betrachte. Ganz anders aber verhalte es 
jich, wenn man diejen wilden Zweig vom Stamme des Zunftweſens ab- 
gejchnitten fich denke und des letzteren bildende und fräftigende Zwecke 
ins Auge faſſe. Dann „Lehre gerade die belgische Induſtrie, zu deren 
intelleftueller, handfertiger und moralifcher Vervollkommnung ungeheure 
Anstrengungen gemacht, und Inſtitutionen aller Art gejchaffen werden, 
unverkennbar, daß nicht der unbeitimmte Begriff der Gemwerbefreiheit, nicht 
die Entfernung des legten Inſtituts für die unmittelbare Einwirkung auf 
den Gemerbejtand und dejjen organijches Wachstum, jondern die zeitgemäße 
Ausbildung des Zunftwejens zum großen gewerblichen Bildungsinftitut 
die Aufgabe der dasjelbe noch bejigenden Staaten jei“. 

Aber jelbit jene, welche nach den bisherigen Erfahrungen dem be- 
jtehenden Zunft- und Innungsweſen gerade jene Entwiclungsfähigfeit 
abitritten, mußten fich jagen, daß bei der unleugbaren Not des kleinen 
Mannes mit bloßer Negation des Gegebenen nichts getan jei, daß 
man vielmehr die überlebte Form gemerblicher Verbände durch eine 
lebensfähige erjegen müfje, wenn man den Schwachen im Daſeinskampfe 
einen Nüchalt geben wolle. Zwei Männer vor allen waren es, die 
dieje Erkenntnis auch in die Tat umzufegen juchten: V. A. Huber und 
9. Schulze-Deligjch. Ein durch und durch fonfervativer und ftreng 
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chriftlicher Politiker, begann Huber, nachdem er 1823 in England und 
Schottland, 1844 in Frankreich und Belgien das moderne Genojjenjchafts- 
weſen ftudiert, 1846 in Deutjchland publiziftifch dafür zu wirken. Wenn 
er, ein Feind aller „Bundesipielerei“, die „Zuchtloſigkeit doftrinärer 
Extravaganz“ bei den Zunftreaftionären geißelte, deren Lehren er als 
„tollgewordene PVrofefjorenweisheit” verjpottete, wenn er die Heuchelei 
derer an den Pranger ftellte, die ihren einzigen wahren Zweck, „möglichjt 
ausgedehnten, wirkſamen Schuß gegen jede unbequeme Konkurrenz“, hinter 
allerlei gemeinfinnigen Forderungen zu verhüllen jtrebten, wenn er darauf 
verwies, „daß die Auflöfung des handwerfsmäßigen in den fabrifmäßigen 
Betrieb feine anderen Grenzen haben fünnte, als die in der Natur der 
Arbeit jelbit liegenden, und daß dieſe Grenzen durch Fein formales Geſetz 
auch nur auf zwei Sahre hinaus bejtimmt werden fünnten, wenn anders 
nicht die nationale Arbeit jelbit als Ganzes und in demjelben Grade auch 
die Konfumtion und die ganze nationale Entwicklung bejchränft, ver- 
fümmert oder vom Auslande abhängig gemacht werden jollte,“ jo gehörte 
ex doch keineswegs zu den blinden Lobrednern der Gewerbefreiheit. Auch 
erblickte er in der Handwerkerfrage überhaupt nicht den eigentlichen Kern 
des jozialen Problems feiner Zeit. Für ihn handelte es fich darum, 
„nicht etwa bloß die aus der unabmweislichen Auflöfung der Zünfte hervor- 
gegangenen und hervorgehenden handwerfsmäßigen Atome, aljo Eleine 
Meifter und große Gefellen, fondern auch die in der nichthandwerfsmäßigen, 
jowohl fabrifmäßigen als jonitigen Arbeit erzeugten volfSwirtjchaftlichen 
und jozialen Subjtanzen zu neuen, den Bedingungen der gegenmwärtig 
allein möglichen Volkswirtſchaft entiprechenden Organen zu verbinden, und 
das (innerhalb der unbeitreitbaren Grenzen fittlichen und formalen Rechts) 
ohne andere Rückſicht, al3 deren praktifche Wahlverwandtjchaft und die 
wirkliche Zweckmäßigkeit hinfichtlich der von ſolchen Organen zu fordernden 
Leiftungen.“ Aber gerade die Größe des Zieles, das er mit feinen 
Kooperativgenofjenfchaften zur Beſſerung des Lojes der arbeitenden Klajjen 
verfolgte, ließen ihn bei dev Ausführung feiner Entwürfe über das Stadium 
des Theoretifierens nicht weit hinaus gelangen, jo daß er in praftifchen 
Erfolgen weitaus von jenem anderen überholt wurde, der in theoretifcher 
Hinficht wohl fein Schüler war. 

Gewiß verfolgte auch Schulze-Deligjch mit feinen Aſſoziations— 
beitrebungen allgemeinere jozialpolitifche Zwecke; nur jah er fie unter einem 
ganz bejtimmten Gefichtsmwintel. In den Kleinbürgerlichen Verhältniſſen 
eines Landftädtchens aufgewachjen, kannte er, wie Schmoller fagt, die 
Leiden und Wünſche des Handwerkeritandes aus alltäglicher Erfahrung. 
Hier hatte er in jeinen beiten Jahren die fteigende Not der Kleinen Leute 
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perjönlich miterlebt und war dann in Berlin, als Vorfigender einer 1848 
eingejegten Enquetefommifjion der verfafjunggebenden Verfammlung, einer 
Anzahl der tüchtigiten Männer des Handwerks aus allen Teilen des Landes 
nähergetreten. So ward die joziale Frage für ihn die Handwerferfrage, und 
da eine Reform durch Wiederheritellung des Zunftwejens jeiner Gefinnung 
wie feiner Einficht widerftrebte, jo fand er „die große Aufgabe jeines Lebens 
in der Hebung des jelbjtändigen Kleinmeifteritandes, in jeiner gejchäftlichen 
Erziehung”. In jeine Vaterjtadt zurücgefehrt, wo er ſchon 1849 eine 
Kranfen- und Sterbefafje und eine Genojjenjchaft der Tijchler und Schuh- 
macher, 1850 einen Vorjchußverein ins Leben gerufen, verjuchte er, dieſe 
Anſätze weiter zu entwiceln und durch fein im Jahre 1853 erjchienenes 
„Aſſoziationsbuch für deutjche Handwerker und Arbeiter”, das eine prafttiche 
Anleitung zur Gründung der verjchtedenen Genojjenjchaften enthielt, auch 
andere für jeine Pläne zu gewinnen. 

„Anſtatt ſich über die Eingriffe der Fabrik und des Handels, über 
die Macht des Kapitals zu beflagen“, heißt es in einem „Zuruf an die 
deutjchen Handwerker”, mit dem das Buch abjchließt, „jollte man jich 
lieber jelbit der Vorteile des fabrifmäßigen, des faufmännifchen Betriebes 
bemächtigen und fich das Kapital dienitbar machen. Wollt nur und ihr 
fünnt es. Einer Zeit, in der es vor allem gilt um gleiches Recht und 
gleichen Raum zu freier Tätigkeit für alle, der darf man nicht mit dem 
Gejchrei um Schuß und Privilegien entgegentreten, ohne die eigene Unreife 
zuzugeitehen. Am meijten bedürfte der deutjche Handwerker des Schußes 
gegen fich jelbit. Den alten Schlendrian abzutun, jenen bequemen Meiſter— 
dünfel, der am Ende aller Weisheit angefommen zu jein wähnt, das tut 
vor allem not. Ebenſo iſt es mit den Innungen. Auch diefer Forderung 
liegt ein richtiges Gefühl zugrunde, indem ohne Einigung an eine Ver— 
bejjerung der Zuftände nicht zu denken iſt. Allein das alte Zunftwejen 
mit jeiner bloß formalen bejchränfenden Tendenz iſt ohne allen Inhalt 
und tot. Und es ift vergeblich, durch die Gewerbegejeggebung von außen 
wieder ein Leben hineinbringen zu wollen, welches nicht aus der inneren 
Kraft des Organismus jelbit hervorquillt. Nicht der Zwang, das eigene 
Intereſſe muß den Anſchluß hervorbringen und den Verbänden Halt geben, 
wenn diejelben dauernd auf die Hebung des Arbeiterjtandes einwirken 
follen. Die Aſſoziationen mit der ganzen Macht und Fülle ihres Prinzipes 
find die Innungen der Zukunft! Und je unerjchütterter der Glaube des 
Verfaſſers an eine große Zukunft des deutfchen Handwerker: und Arbeiter- 
ſtandes fejtiteht, deito dringender ergeht die Mahnung an alle Mitglieder 
desjelben, die Feſſeln und Banden veralteter Anjchauungen, abgejtorbener 
Zuftände von fich abzutun, da diejelben nur die freie Negung von Hand 
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und Kopf, den friſchen Mut in der Bruſt hemmen und ſie hindern, ſich 
dieſer Zukunft mit ganzer Seele zuzuwenden und je eher, je lieber zu be— 
mächtigen.“ 

Durch die „Blätter für Genoſſenſchaftsweſen“, ſowie eine Reihe be— 
ſonderer Schriften, wie „Vorſchußvereine als Volksbanken“ (1855), die 
„Arbeitenden Klaſſen und das Aſſoziationsweſen in Deutſchland“ (1858) 
uſw., wußte ex ſeine Propaganda in immer weitere Kreiſe zu tragen und 
wurde dabei namentlich von V. Böhmert unterftüßt, deſſen „Briefe zweier 
Handwerker“ (1854) und „Freiheit der Arbeit!” (1858) damals in aller 
Händen waren. So it ex, wie Schmoller richtig jagt, zum „Erzieher 
des deutichen Handwerferjtandes in bezug auf Kreditformen und Kredit- 
organe geworden”. Immerhin iſt es zweifelhaft, ob ex imjtande gemwejen 
wäre, jeinen Ideen aus eigener Kraft zum Siege zu verhelfen, wenn ex 
fich nicht von einer Bewegung hätte vorwärts tragen laſſen können, die 
auf Sahrzehnte hinaus das öffentliche Leben Deutjchlands beherrjchen jollte. 

„War e8 bisher eine nationale Gigenfümlichkeit der Deutjchen”, jagt 
Roſcher, „die aus England oder Frankreich eingeführte Regel der Ver— 
fehrsfreiheit durch zahlreiche Ausnahmen zuguniten der Staatseinmifchung 
zu durchbrechen, jo finden wir nun zuerit eine fürmliche Schule von geiit- 
veichen, tatkräftigen Männern, welche innerhalb des allgemeinen Rechts— 
gejeßes die Aufhebung aller Schranfen des freiejten Individualverkehrs 
auf ihre Fahne gejchrieben haben“. Als Führer der ganzen Richtung 
hat man den jeharffinnigen J. Brince-Smith, als ihren wichtigiten 
Syitematiter M. Wirth zu betrachten, deſſen „Grundzüge der Nativnal- 
öfonomie” 1856 zu exjcheinen begannen. Sie fanden ihre Ergänzung in 
einer Reihe anderer Männer, unter denen DO. Michaelis, J. Faucher, 
K. Braun, U. Emminghaus genannt fein mögen. Auch Böhmert 
und Schulze-Deligjch gehörten zu diefem Kreife. Und es war von 
Bedeutung, daß die namentlich jeit der Gründung des deutjchen Frei- 
handelSvereins im Jahre 1847 vorwiegend handelspolitifche Ziele ver- 
folgende Agitation der Schule fich nach Wiedererneuerung der im Jahre 
1853 zu Ende gehenden Zollvereinsverträge gewerbepolitifchen Fragen zu— 
zuwenden begann. 

Das trat bejonder3 deutlich auf dem zum erjten Male im Jahre 
1858, und zwar zu Gotha, abgehaltenen Kongreß Deutjcher Voltswirte 
zutage, der ſich vorwiegend mit der Neform der Gemwerbegejege und 
dem Afjoziationswejen in Deutfjchland befaßt. Böhmert, der mit 
Wirth und Pickford ein Jahr zuvor gelegentlich des Frankfurter 
Wohltätigkeitskongreſſes auf Lettes Vorjchlag mit der Bildung volf3- 
wirtichaftlicher Vereine betraut worden war, hatte den entjcheidenden 
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Aufruf dazu im Bremer Handelsblatt erlaſſen. Huber und Schulze- 
Delitzſſch beherrjchten die Gothaer Verfammlung. Der Kongreß jprach 
fich unter ihrem Einfluß für den Grundſatz der Gewerbefreiheit aus 
und wählte einen Ausfchuß, welcher der nächiten Verſammlung über 
die in den einzelnen Ddeutjchen Staaten vorhandenen Zuftände und 
Einrichtungen des Gewerbeweſens Bericht erjtatten ſollte. Er erflärte 
endlich, daß die Einführung und Regelung der Affoziationen nicht durch 
den Staat erfolgen, jondern aus der freien und eigenen Tätigkeit der 
gewerbetreibenden und arbeitenden Klaffen hervorgehen müſſe, und daß, 
„nach den bisher gemachten Erfahrungen, die Bildung von Vorſchuß— 
‚vereinen und Darlchnskaffen, von Affoziationen ſpezieller Gewerbe zum 
gemeinjchaftlichen Bezug von Nohjtoffen, von Konjumvereinen zur Anz 
jchaffung notwendiger Lebensbedürfniffe im ganzen als vorzügliches Mittel 
zur Selbjterhebung der unbemittelten gemwerbetreibenden und der arbeiten- 
den Klaſſen“ zu betrachten ſei. Immer wieder verhandelte der Volks— 
wirtjchaftliche Kongreß auf jeinen alljährlichen Tagungen über Gewerbe: 
freiheit und Freizügigkeit, über Innungsweſen und Konzeſſionsſyſtem. 
Pickfords „Bollswirtichaftliche Monatsjchrift", Fauchers „Viertel: 
jahrsjchrift für Volkswirtſchaft und Kulturgejchichte”, Wirths „Arbeit- 
geber”, bejonders aber das „Bremer Handelsblatt”, wurden jeine Organe, 
und auch die Tagesprejje itellte fich mehr und mehr in den Dienjt der Frei- 
handelsjchule. „Ihrer unermüdlichen Tätigkeit”, jagte Conrad jpäter, 
„iſt es zuzuschreiben, daß in Deutjchland die Maſſe allmählich aus ihrer 
wirtjchaftlichen Lethargie gerüttelt wurde, die durch das langjährige, eng- 
herzige Bolizeiregiment groß gezogen war.” Gelbit die Bureaufratie 
wurde jchließlich von der mächtigen Strömung ergriffen, während die Pro— 
tejte der Handwerker, die bei ihr bisher meift ein geneigtes Ohr gefunden, 
ungehört verhallten. Gegen 1860 war der Umfchwung vollendet, die 
öffentliche Meinung für den Gedanken des wirtjchaftlichen Liberalismus 
endgültig gewonnen. 9. U. Majchers Werk „Das Deutjche Ge- 
mwerbemwejen von der früheiten Zeit bis auf die Gegenwart“ aus dem 
Sjahre 1866 jpiegelt dieſen Wandel deutlich wider. ES veritand fich von 
jelbjt, daß auch die Geſetzgebung ihm Rechnung tragen mußte, 
Dfterreich begann den Reigen mit dem Gewerbepatent vom 20. De- 
zember 1859. Dann folgten 1860 Nafjau, 1861 Bremen, Oldenburg und 
das Königreich Sachjen, 1862 Württemberg, Baden, Sachien-Weimar, 
Meiningen, Walde uſw. Kurz, es verging faſt fein Jahr, wo nicht in dem 
einen oder anderen der deutjchen Staaten eine neue Gewerbeordnung er: 
lafjen worden wäre, bis endlich Bayern, mit jeinem Gemerbegejeg vom 
30. Syanuar 1868, den Schluß machte. Selbit in Preußen hatte man 
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ich feit Beginn der jechziger Jahre zu einigen Reformen in liberalem 
Sinne verjtanden. Auch wurden, außer in Nafjau, in den annel- 
tierten Landesteilen 1867 Verordnungen über den Betrieb jtehender 
Gewerbe exlaffen, die das Necht der Zünfte, andere vom Gewerbebetrieb 
auszufchließen, und auch einzelne jonjtige Beſchränkungen aufhoben. 
Im übrigen aber blieb dort, genau wie in dem fiegreichen Preußen, das 
geltende Recht in Kraft, bis die Gründung des Norddeutjchen Bundes 
und die durch deſſen Verfaffung geforderte bundesgejegliche Negelung des 
Gewerbeweſens einen neuen Nechtszuftand herbeiführten. 

Die Bundesregierungen wie die liberale Neichstagsmajorität waren 
für die Gewährung der Gemerbefreiheit. Und nachdem am 1. November 
1867 das lang eriehnte Gejeß über die Freizügigkeit ergangen war, das 
den Angehörigen der verbündeten Staaten ein gemeinfames Indigenat mit 
der Wirkung gewährte, daß fie in jedem Bundesitaate als Inländer be— 
handelt und zum Aufenthalt und Gewerbebetrieb unter den für Ein- 
heimifche geltenden gejeßlichen Bejtimmungen zugelaffen werden mußten, 
wurde am 7. April 1868 der Entwurf einer auf dem Prinzip der Ge- 
werbefreiheit ruhenden Gewerbeordnung dem Parlamente vorgelegt. Da 
er jedoch den Anfprüchen des Neichstages nicht genügte, und fich überdies 
herausftellte, daß eine vollitändige Durchberatung des Geſetzes in der 
(aufenden Seffion ausgejchloffen war, jo brachten die Abgeordneten Laster 
und Miquel einen neuen Gejegentwirf ein, der fich vorläufig darauf 
bejchränfte, den Grundfa der Gewerbefreiheit für das ganze Bundes- 
gebiet gejeglich zum Ausdruck zu bringen. Das Geſetz vom 8. Juli 1868 
betreffend den Betrieb der jtehenden Gewerbe, gewöhnlich als „Not- 
gewerbegeſetz“ bezeichnet, vegelte jeine Materie in jechs kurzen Baragraphen. 
Es erklärte das den Zünften und faufmännifchen Korporationen zus 
jtehende Necht, andere vom Betrieb eines Gewerbes auszuschließen, für 
aufgehoben, einen Befähigungsnachweis nur noch bei Ärzten, Apothefern, 
Hebammen, Advofaten, Notaren, Seejchiffern, Seefteuerleuten und Lotjen 
für erforderlich. Es befeitigte die Unterfcheidung zwiſchen Stadt und 
Land, jowie jegliche Beſchränkung hinfichtlich des Umfanges eines Ge- 
werbebetriebes, und geftattete den Gewerbetreibenden, hinfort Gejellen, 
Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter jeder Art und in unbeſchränkter Zahl 
zu halten. Es beitimmte endlich, daß polizeiliche Konzejfionen für den 
Betrieb eines Gewerbes fortan nur im Wege der Bundesgejeggebung 
eingeführt werden fünnten. 

Aber exit die Gewerbeordnung des Norddeutfchen Bundes vom 
21. uni 1869 ſetzte den langjährigen Kämpfen um die Geitaltung des 
Gemwerberechtes ein vorläufiges Ziel. Sie wurde durch Artikel 80 der 
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Verfaffung vom 15. November 1870 in Südhefjen, durch das Gejeg vom 
10. November 1871 in Württemberg und Baden, durch das Geſetz vom 
12. Januar 1872 in Bayern eingeführt und nach einer Übergangsperiode 
Durch das Geje vom 27. Februar 1878 auch auf Eljaß-Lothringen aus- 
gedehnt, womit denn endlich für ganz Deutfchland die lang exitrebte 
Nechtseinheit gejchaffen war. Das Gefeß, das fich in der Anordnung des 
Stoffes an die preußifche Gewerbeordnung von 1845 anlehnte, auch 
manche Bejtimmungen aus diejer wörtlich übernahm, bildete im übrigen 
eine jinngemäße Ausgeitaltung der in dem Notgewerbegejeg feitgelegten 
Prinzipien. Abgejehen von der Negelung des gewerblichen Arbeitsver- 
hältnifjes, daS hier nicht näher zu behandeln ift, follten in der Folgezeit 
bejonders jeine Vorfjchriften über das Lehrlings- und Innungsweſen 
Bedeutung gewinnen. In eriterer Hinſicht bejtimmte das Gejet, daß al 
Lehrling jeder zu betrachten jei, der „bei einem Lehrheren zur Grlernung 
eines Gewerbes in Arbeit trete, ohne Unterjchied, ob die Erlernung gegen 
Lehrgeld oder unentgeltliche Hilfsleiftung jtattfinde, oder ob für die Arbeit 
Lohn gezahlt werde”. Eine befondere technifche Dualififation des Lehr- 
heren ward nicht gefordert, wenn diejer „es fich auch angelegen jein lafjen 
jollte, den Lehrling durch Beichäftigung und Anmeifung zum tüchtigen 
Gejellen auszubilden”. Auch ward erklärt, daß dies Verhältnis jelbit 
„wider Willen des Lehrheren vor Ablauf der Lehrzeit aufgehoben werden 
könne, wenn der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder zu einem anderen 
Berufe übergehe”, eine Norm, durch die dem Lehrverhältnis offenbar jede 
Stabilität genommen wurde (88 115 ff.). Hinfichtlich der Innungen 
verfügte man, daß alle zur Zeit gejeßlich bejtehenden Korporationen 
Gemwerbetreibender fortdauern ſollten, und daß auch in Zukunft diejenigen, 
welche gleiche oder verwandte Gewerbe jelbitändig betreiben, zur Förde— 
rung der gemeinjamen gemwerblichen Intereſſen zu Innungen ſollten zu= 
jammentreten fünnen. Doch war es jedem Mitglied geftattet, vorbehalt- 
lich der Erfüllung feiner Verpflichtungen, jederzeit auszutreten; auch 
fonnte die Auflöfung einer Innung durch abjolute Majorität der An— 
wejenden bejchlofjen werden. Alle obrigkeitlichen Befugnifje waren ihnen 
genommen, und es war, wie aus den betreffenden Paragraphen des Ge— 
ſetzes klar hervorgeht, offenbar beabfichtigt, fie allmählich abjterben zu 
laffen oder doch in freie Vereine zu verwandeln (88 81 ff.) 

Dafür war man unter Schulzes Leitung bemüht, „die Innungen 
der Zukunft”, die unterdejjen zu immer größerer Verbreitung gelangten 
Erwerbs: und Wirtjchaftsgenofjenjchaften, auch rechtlich zu begünftigen. 
Dem preußifchen Gejeg vom 27. März 1867 folgten bald ähnliche Ge- 
fege in anderen deutſchen Staaten; und eines der erjten der vom Nord: 
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deutfchen Bund erlaffenen Gejege war das Genofjenjchaftsgejeg von 
4. Juli 1868, das jpäter auf das Reich überging und durch das Geſetz 
vom 1. Mai 1889 ſowie eine Novelle vom 12. Auguft 1896 den ver- 
änderten Bedingungen angepaßt wurde. 


Zweites Kapitel. 
Die Reorganifation der Gewerbeordnung. 


1: 


„Der Bundesrat faßt den Gemwerbegejegentwurf nicht auf, wie man 
etwa eine Verfaffung auffaßt, die man eine lange Reihe von Jahren nicht 
zu ändern gedenkt,“ hatte der Bundesfommifjar in der Reichstagsſitzung 
vom 17. März 1869 erklärt. „Wir haben nicht ein Geje vor ung, 
welches die Entwiclung der Gemwerbegejeggebung abjchließt, jondern wir 
wollen ein Geje zum Abjchluß bringen, welches die gemeinſame Entwid- 
[ung der Gemwerbegejeggebung in Deutjchland erit möglich macht, weil es 
einen fejten und ficheren Ausgangspunkt bildet“. In welcher Richtung 
fich diefe weitere Entwicklung bewegen mußte, lag auf der Hand. Es 
konnte fich jegt nur darum handeln, dem Übermaß der wirtjchaftlichen 
Freiheit durch ein den modernen Bedürfniffen angepaßtes Maß jozialer 
Bindung ein gewiſſes Gegengewicht zu geben. 

Daß es mit der bloßen Bejeitigung aller Schranken nicht getan 
fei, daS hatte befanntlich jelbit die Freihandelsjchule anerkennen müfjen. 
Die ganze Genofjenjchaftsbewegung war eine Frucht diefer Einſicht. Doch 
wollte man nur diejenige Organifation al3 die „normale“ gelten lafjen, 
in welcher die freie Selbitbeitimmung des Individuums durch die Ge— 
famtheit nicht aufgehoben würde, vielmehr der Gejamtwille lediglich das 
Ergebnis der verfchiedenen Ginzelwillen wäre, wie die Nejultierende beim 
Parallelogramm der Kräfte in der Phyſik. „Ganz nach eigenem Er— 
meſſen“, heißt es im Affoziationsbuch für deutjche Handwerker und Ar— 
beiter, „treten die Einzelnen in die Verbände ein, welche nur der freien 
Entichließung der Mitglieder ihre Entjtehung verdanfen. Durch gemein- 
ſame Bejchlüffe werden die Unternehmungen bejtimmt, das Verhältnis der 
Mitglieder geregelt, und nur ſolche an die Spitze geitellt, welche das all- 
gemeine Vertrauen für die Würdigſten hält. So vermag jeder Einzelne 
in der Gejamtheit bei gleichem Recht leicht zu jeiner vollen Geltung zu 
gelangen, und fände jemand bei dem Gange der gemeinschaftlichen An- 
gelegenheiten im ganzen oder einzelnen feine Rechnung jo wenig, daß er 
es nicht über *ftch gewinnen könnte, fich der Mehrheit unterzuordnen, jo 
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jteht jeinem Austritt wie dem Anjchluß an andere Vereine, die ihm befjer 
zufagen, nicht das Mindeſte entgegen”. 

Aber noch ehe Schulze-Delitzſch diejes liberale Syitem ſozialer 
Organiſation zu entwiceln begonnen, hatte 8. Marlo, ein Pjeudonym, 
unter dem ſich der jchon genannte Winfelblech verbarg, in jeinem 
jeit 1850 erjcheinenden „Syitem der Weltöfonomie” eine wejentlich anders 
geartete „Drganijation der Arbeit“ zu begründen gejucht. „Freiheit der 
Arbeit“, jo hatte er gejagt, fünne nicht in einer „bloßen Erlaubnis zur 
Arbeit” bejtehen, jondern e3 müſſe einem jeden, „infomweit e8 die Natur- 
gejege erlauben, die wirkliche Macht verliehen werden, feine Kräfte 
auszubilden, jie anzuwenden und die Früchte feiner Arbeit zu genießen.“ 
Dazu diene eine neue „Zunftverfaſſung“. Dieje laſſe fich dahin charakte- 
tifieren, daß fie „das ganze Heer von zweckloſen Bejchränfungen, für 
deren Beibehaltung fein ökonomiſcher Grund vorhanden jei, entferne, 
daß ſie jich nicht nur auf das Gewerbe, jondern auch auf den Ackerbau, 
jomwie überhaupt auf alle Arten der Produktion erſtrecke und endlich an 
die Stelle der heidnifchen Idee der ungleichen, die chriftliche der gleichen 
Berechtigung ſetze.“ So werde der „Föderalismus“ als eine Löſung des 
MWiderjpruches zwijchen dem „Liberalismus“, der die „abitrakte Freiheit“, 
und dem „Kommunismus“, der die „abitrafte Gleichheit” zu verwirklichen 
jtrebe, fich die Heritellung der „wirklichen Freiheit und Gleichheit” zur 
Aufgabe machen. Und zwar jollte ſich die Wirtichaftsordnung im Zeit: 
alter des Föderalismus etwa folgendermaßen geitalten: 

„Der Privaterwerb wird in jeinem ganzen Umfange durch eine Er— 
werbsordnung geregelt. Alle jozialen Gefchäfte find zünftig, und die Er— 
werbsordnung bejtimmt nicht nur die Produktionszweige, welche in eine 
Zunft gehören, jondern auch die Grenze, bis zu welcher die Mitglieder 
ihre Unternehmungen ausdehnen dürfen. Die Gefchäftsgrenze wird bei 
den landwirtjchaftlichen Zünften nach der Bodenfläche, bei den übrigen 
nach der Zahl der in einem Gejchäft zufammenmwirfenden Perſonen be- 
ftimmt. Infolge diefer Beitimmungen entjtehen, teils nach der Art der 
zu betreibenden Gejchäfte, teils nach der Ausdehnung des Betriebes der- 
jelben, bejchränfte Erwerbsſphären, deren Umfang auf die produftivjte 
Verbindung aller Arbeitsfräfte, oder, was dasjelbe ilt, auf die für 
die ganze Gejellichaft erjprießlichite Arbeitsleiftung berechnet ift. Ferner 
enthält die Ermwerbsordnung eine Reihe von Beitimmungen, welche Die 
Stetigfeit des Betriebes aller Gejchäfte, die angemejjenite territoriale 
Verteilung derjelben, die möglichit gleiche Stellung jämtlicher Konkurrenten 
und einen regelmäßigen Abjaß der Produkte verbürgen. Allen Bürgern 
ift der freie Eintritt in jede beliebige Zunft, jomwie der Übergang von der 
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einen zur anderen geftattet, und nur bei Gejchäften, bei welchen es das 
Intereſſe der Konjumenten erheifcht, wird eine Nachweifung der Be— 
fähigung zum Betriebe derſelben verlangt. Die Gejelljchaft bejchäftigt, 
infofern fie einem jeden ein Recht auf die Anwendung feiner Arbeitskraft 
einräumt, jämtliche bei der Privatinduftrie feine Bejchäftigung findenden 
Perſonen mit den bei den öffentlichen Unternehmungen (Waſſerſtraßen, 
Gijenbahnbauten ufw.) vorkommenden unqualifizierten Arbeiten und gibt 
ihnen für die einer ducchfchnittlichen Arbeitskraft entjprechenden Leiftungen 
einen zur Befriedigung aller notwendigen Lebensbedürfniffe ausreichenden 
Lohn.“ 

Einen Einfluß auf die praftifche Geftaltung der Dinge haben dieje 
Lehren zunächit nicht ausgeübt. Selbſt die ſozialwiſſenſchaftliche Theorie 
blieb davon unberührt. Deutlichere Spuren einer unmittelbaren Einwirkung 
(affen ſich in den jechziger Fahren nur bei den fatholifchen Sozialveformern 
entdecken, jo beifpielsweife in C. Moufangs Rede „Über die Hand- 
werferfrage“ von 1864. Weiteren Kreifen wurden jene Ideen überhaupt 
exit im Sahre 1870 durch Schäffles Buch über „Kapitalismus und 
Sozialismus” befannt, ohne auch jegt jonderlichen Eindrud zu machen. 
Wohl aber vollzog fich die Entwicklung der gewerbepolitifchen Anjchauungen 
fortan in der Richtung fteigender Sozialifierung. Sie ward dabei von 
einer Gruppe von Männern beeinflußt, die fich, im bewußten Gegenjabe 
zu den im volfSmwirtichaftlichen Kongreß verfammelten Vertretern der 
deutschen Freihandelsfchule, nach einer auf %. Eckardts Anregung am 
13. und 14. Juli 1872 zu Halle abgehaltenen Vorbejprechung, am 
6. und 7. Oktober desjelben Jahres in Eifenach zu Verhandlungen über 
die joziale Frage zufammenfanden und dort den „Verein für Gocial- 
politif” gründeten, in dem eine Weihe von Gelehrten mit überwiegend 
hiftorisch = philofophifch - jtatiftifcher WVorbildung, wie %. Brentano, 
%.&Conrad, ©. Engel, X Held, B. Hildebrand, ©.F. Knapp, 
W. Roſcher, ©. Schmoller und A. Wagner die Führung über- 
nahmen. Die Arbeiterfrage, insbejondere Probleme, wie die Reform 
der Fabrikgeſetzgebung, Arbeitseinjtellungen und Gewerkvereine, Schieds- 
gerichte und Ginigungsämter, endlich die Wohnungsnot der unteren 
Klajjen, waren es, denen fich das Intereſſe der Sozialpolitifer in eriter 
Linie zuwandte. Doch wurden die Unterfuchungen des Vereins jehr 
bald auf die Gemerbeverfaffung im allgemeinen, und zwar namentlich 
auf das Lehrlingsweien und das gewerbliche Fortbildungswejen ausgedehnt. 
Schmollers grundlegendes Werft „Zur Gefchichte der deutjchen Klein- 
gemwerbe im 19. Jahrhundert“ aus dem Jahre 1870 bildete hier gemiljer- 
maßen die Einleitung. 
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Die Krifis des Handwerks, das etwa war das Ergebnis feiner Be- 
trachtungen, jei feine Sache für fich, fie fer eine Folge der allgemeinen 
Veränderung der gefellfchaftlich-wirtfchaftlichen Verhältniffe. Gewiß werde 
man in der neuen freieren Stellung der Innungen, in dem Wegfall jedes 
Beitrittszwanges eher eine direkte Förderung zu exblicen haben; eine 
Nettung aber bringe die Gewerbefreiheit dem kleinen Manne nicht. Ein 
großer Segen ſei auch die Genofjenfchaftsbewegung, „fait die einzige Licht- 
jeite des heutigen Handwerks“, doch komme fie eben nur einer Fleinen 
Elite zu gute. Dem gegenüber fehe nach wie vor die Hauptmafje der 
Heinen Meifter „das Heil der Handwerkerſache in Zunftvecht und Innungen, 
welche doch nichts für das Handwerk leifteten.“ Man laſſe fich von der 
„Fata morgana einer neuen Zunftepoche” blenden und dadurch gerade von 
denjenigen Reformen ablenken, auf die es eigentlich anfomme. Gelinge 
nämlich „die geiftige und technifche Bildung des Handwerferitandes, wie. 
des Arbeiteritandes, jo jei damit das Wichtigſte erreicht. Es handle fich 
in erjter Linie um eine Erziehung der Leute zu anderen gejellfchaftlichen 
Gewohnheiten, zu anderen häuslichen Sitten, zu einem weiteren Blick, zu 
einer höheren technifchen Bildung.” Was man alfo zu fordern habe, ſei 
zweierlei. Erſtens Erziehung der arbeitenden Klaſſen, d. h. Schulbildung und 
ein möglichit überall zugänglich zu machender technifcher Unterricht, zweitens 
Überleitung in neue Zuftände und Verhältniffe, ſoweit eine zurücfgebliebene 
Bildung der Handwerker das nicht ſelbſt vermöge. Eriteres könne nur 
eine jyitematijche Ordnung des Zeichen- und gewerblichen Fortbildungs- 
unterrichtS garantieren, leßteres jet befonderen Organen zur Unterftügung 
der Handwerker zu übertragen. 

„Es bedarf einzelner nur hiermit bejchäftigter hochgebildeter und gut 
bezahlter Beamter”, jchließt Schmoller, „gewählt nicht notwendig aus 
dem Kreije der Bureaufraten, jondern und vielleicht noch eher aus dem 
Kreife tüchtiger Techniker oder Kaufleute, die an der Spite eines großen 
Bezirkes gleichjam die Anwälte der arbeitenden Klaſſen würden. Ich meine 
damit etwa eine Kombination der Württembergifchen Zentralftelle und des 
englijchen Fabrikinſpektorates. Die Inſpektoren hätten neben der Aufficht 
über die Fabriken, neben der Aufgabe, die Berichte hierüber zu publizieren, 
die Verpflichtung, den kleineren Leuten mit Nat und Anweifung, unter 
Umftänden auch mit pojitiver Hilfe beizuitehen. Gin gemwiljer Fonds, 
angemwiejen auf jtaatliche oder fommunale Mittel, müßte ihnen zur Geite 
ftehen. Ihre Hauptjorge hätte fich zu beziehen auf die technifchen Fort— 
fchritte der fleinen Gejchäfte; lokale Ausjtellungen von Geräten, Werk: 
zeugen und Majchinen aus den Kreifen der Kleingewerbe, Prämien für 
Anschaffung jolcher, einzelne Neifeunterftügungen, unter Umftänden Über- 
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laſſung von Werkzeugen auf Probe könnten hinzufommen. Hauptjächlich 
aber hätten fie Genoffenfchaften anzuregen, wo es an der Initiative fehlt, 
die Leute zur Teilnahme zu bewegen, die Buchführung einzurichten. Es 
fehlt jo vielfach nur an einer derartigen gebildeten und jachverftändigen 
Spnitiative. Dabei hätten fie fich jedes Eingriffs gegenüber beftehenden 
Genoſſenſchaften, die nichts von ihnen wifjen wollen, zu enthalten.“ 

Hatte ſich Schmoller dem Innungsweſen gegenüber im Grunde 
jfeptifch verhalten, jo bildete %. F. 9. Dannenbergs Schrift über 
‚Das deutjche Handwerk und die joziale Frage“ vom Jahre 1872 in 
diefer Dinficht eine Ergänzung feines Buches. Mit großer Energie wurde 
darin gerade auf die Bedeutung des Zuſammenſchluſſes aller an einem 
Gewerbe Beteiligten zu einer Korporation hingewiejen, und die Abjchaffung 
des Zunftweſens für den gewerblichen Unfrieden, für die Häufigfeit des 
Kontraktbruches, namentlich aber für den Verfall des Lehrlingswejens ver- 
antwortlich gemacht. Zur Abhilfe wurde die Einführung einerneuen Zunft- 
organijation gefordert. Es jei den Gemerbetreibenden zu gejtatten, zu 
Genofjenjchaften zufammen zu treten, deren Vorſtand als Gewerbebehörde 
zu gelten habe, injofern ihm die Entjcheidung rein gewerblicher Streitig- 
feiten zwifchen den Gemerbegenofjen, befonders aber die Dberaufficht über 
das Lehrlingsweien zu übertragen jei. Feder Lehrling ſei in der Mitte 
und am Schluffe feiner Lehrzeit einer Prüfung zu unterwerfen, und es 
jei ihm, falls ex die Lehre ohne genügenden Grund verlafjen jollte, Die 
fünftige Aufnahme in die gewerbliche Korporation zu verjagen. Dies 
„Stücchen Zwang im Lehrlingswejen“, meinte Dannenberg, jei im 
Intereſſe der Sache unentbehrlich. 

Wie jehr in der Tat die Heranbildung des gewerblichen Nachwuchjes 
zu mwünfchen übrig ließ, wurde von feiner Geite bejtritten. Und die 
in Brofcehüren und Zeitungen immer wieder erhobenen Klagen fanden 
in einer 1875 vom Verein für Soeialpolitif herausgegebenen Sammlung 
von Gutachten und Berichten über die Reform des Lehrlingswejens und 
den 1876 veröffentlichten Ergebniffen einer von der Reichsregierung über 
die Verhältniffe der Lehrlinge, Gejellen und Fabrifarbeiter angeftellten 
Erhebung ihre vollite Beftätigung. Die Lehrlinge, jo wurde behauptet, 
mißbrauchten vielfach die ihnen eingeräumte Bewegungsfreiheit, wo— 
für ich die Meifter als Lehrherren durch bewußte Vernachläffigung 
der ihnen anvertrauten Jugend jchadlos hielten. Die fontraftlich aus— 
bedungene Lehrzeit werde jelbit im Handwerk faſt nirgends mehr ein- 
gehalten, überall jei eine unverfennbare Abnahme des Lerntriebes, des 
Ehrgefühls, der für das Fach erforderlichen Gejchieflichkeit feſtzuſtellen. 
Im Verhältnis zur großen Mafje der Arbeiter werde überhaupt nur noch 
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eine verſchwindend kleine Zahl von Lehrlingen wirklich ausgebildet. Die 
Meiſter jelbjt verlockten die einigermaßen fortgefchrittenen Lehrlinge zum 
Berlaffen ihrer Lehrherren, indem fie ihnen einen höhern Lohn in Ausficht 
ſtellten. Es habe eben das ganze Lehrlingswejen den Charakter eines 
Arbeitsverhältnifies angenommen, wahrlich nicht zum Vorteil der immer 
tiefer finfenden fachlichen Ausbildung. Inwieweit diefe Zuftände im 
einzelnen auf die Gewerbeordnung von 1869 zurüczuführen, darüber waren 
die Meinungen geteilt. Doch wurde von den Freunden der Gemerbe- 
freiheit mit Recht darauf verwiejen, daß erfahrungsgemäß auch vor Er— 
laß des geltenden Geſetzes die Lehrlingsausbildung eine höchit unvoll- 
fommene gemwejen. Einſtimmig aber wurde anerkannt, daß, in welcher 
Richtung immer, eine gründliche Reform des Bejtehenden nicht länger 
aufgefchoben werden dürfte. 

Dieje Anficht kam im Dftober 1875 auch auf den Verhandlungen 
der 3. Generalverfammlung des Vereins für Sorialpolitif zum Ausdrud, 
wo ſich als Referent J. Brindmann für eine Reviſion der Gewerbe— 
ordnung im Sinne einer Wiederbelebung des Innungsweſens, ©. Schön: 
berg aber gegen eine jolche ausjprach, während Liebau, als Ver— 
treter der Arbeiterichaft, einen vermittelnden Standpunft einnahm, in— 
dem er, fih an Dannenberg anlehnend, die Begründung jog. „neuer 
Innungen“ (Ginigungsämter) empfahl, für die auch Brentano in jeinem 
Gutachten eine Lanze brach. In feiner Rejolution erklärte der Kongreß 
das Lehrlingswejen für unbefriedigend, feine Reform für unerläßlich. 
Namentlich bedürfe man bejonderer obrigfeitlicher Organe, die, aus Ver: 
treten der Staatsgewalt, der Arbeitgeber und der Arbeiter zujammen- 
gejegt, das Lehrlingsweſen regeln und beauffichtigen und in Streitigkeiten 
bezüglich des Lehrverhältnifjes entjcheiden fönnten; ferner einer gejeglichen, 
mindejtens einmonatlichen Probezeit vor Eintritt der Nechtsgültigfeit der 
geſchloſſenen Lehrverträge, während deren dem Lehrling wie dem Lehr: 
herren der Rücktritt vom Lehrvertrag frei ſtehen müſſe; drittens der obli— 
gatorischen jchriftlichen Abfafjung und Neaijtrierung des Lehrvertrages 
und der Aufitellung von Normativbejtimmungen, welche für den Fall, 
daß die jchriftliche Abfajjung der Lehrverträge nur in unzureichender Form 
Itattfinde, jubjidiar in Kraft zu treten hätten, jowie der Einführung von 
Strafen bei widerrechtlichem Lehrvertragsbruch gegen Täter, Anftifter, 
Teilnehmer und Begünftiger, wie insbejondere auch gegen denjenigen, 
welcher einen Lehrling, wijjend, daß er entlaufen jei, in Lehre oder Ar: 
beit nehme oder behalte; endlich der Vorfchrift, daß nach Abjchluß der 
Lehrzeit dem Lehrling ein Lehrbrief auszuftellen jei, in welchem ihm die 
Fähigkeit, als Gejelle zu arbeiten, bezeugt und beglaubigt werde. Auch 
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der ordentliche Unterricht in befonders für Lehrlinge geeigneten Schulen 
wurde gefordert, und auf den Antrag K. Büchers, der fich auch an 
der Debatte beteiligte, außerdem bejchlofjen, die Frage der Fortbildungs- 
jchulen, Fachichulen und Lehrwerkitätten auf die Tagesordnung des nächiten 
Kongrefjes zu jegen und dejjen Beratungen durch eine bejondere Erhebung 
über daS gemwerbliche Fortbildungsmwejen vorzubereiten. 

Schon in den jechziger Jahren hatten einzelne Schriftiteller, mie 
E. 5. Noeggerath in feiner Broſchüre über „Die Anjtalten zur Be 
fürderung der Gemwerbetreibenden und des Gemwerbebetriebes in Deutich- 
land“ von 1865, 9. Schwabe in feiner Schrift „Die Förderung der 
Kunitinduftrie in England und der Stand diejer Frage in Deutjchland” von 
1866 u. a., die Rückſtändigkeit Deutjchlands bezüglich der Ausbildung des 
gewerblichen Schulmwejens in technifcher wie künſtleriſcher Hinficht beklagt. 
Andere Autoren hatten in den ſiebziger Jahren ihre Auffaſſung beitätigt. 
In der Tat war man nur in den fjüddeutjchen Staaten und im König- 
reich Sachjen einigermaßen vorangefchritten. Dagegen war in Preußen 
die zu Beginn des 19. Jahrhunderts von Kunth und Beuth eingeleitete 
Neformbewegung faſt gänzlich ins Stocken geraten. Das jchmähliche 
Fiasko der deutjchen Induſtrie auf der Weltausstellung zu Vhiladelphia, 
die zweifelhaften Erfolge des deutschen Runftgewerbes auf der Münchener 
Kunitgewerbeausiftellung von 1876 erbrachten den überzeugenden Beweis 
für die Unhaltbarfeit des Bejtehenden, während Bücher, Steinbeis’ 
frühere Forjchungen über das belgische Gewerbeſchulweſen durch feine 
Studien über „Lehrlingsfrage und gewerbliche Bildung in Frankreich“ 
von 1878 ergänzend, in jeiner Schrift „Die gewerbliche Bildungsfrage 
und der industrielle Rückgang“ von 1877 und in einem dem Verein für 
Sorialpolitif erjtatteten Gutachten über „Das gewerbliche Bildungs- 
weſen“ von 1879 die wiljenfchaftliche Bilanz der bisherigen Politik zu 
ziehen juchte. 

Drei Ürfachen nun jeien fin den unbeftreitbaren Rückgang der ge- 
werblichen Arbeitsgefchicklichfeit anzuführen. Einmal hätten die modernen 
Formen des Gemwerbebetriebes das perjönliche Band, welches ehemals 
Produzenten und Konjumenten verknüpfte, entweder gänzlich zerriffen, oder 
doch bedeutend gelockert und damit das Gefühl der Verantwortlichkeit für 
die einzelnen ArbeitSleiftungen ſtark erfchüttert. Zweitens Liege der früheren 
Gemerbeverfafjung die dee des Berufes zugrunde, der zum allgemeinen 
Beten betrieben werde; hingegen mache die freie Konkurrenz die produf- 
tive Tätigkeit zum Gejchäft, das in erſter Linie den perjönlichen Vorteil 
verfolge. Endlich aber, und dieje Urjache ſei die wichtigfte, mache die 
gegenwärtige Gemwerbeorganifation eine alljeitige, den Zeitanforderungen 
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genügende Ausbildung des Arbeiters auf dem herfümmlichen Wege in den 
meilten Fällen unmöglich. Die heutige Lehrlingsfrage jei darum viel 
ſchwieriger als die der Vergangenheit. Auf der einen Seite nämlich fei durch 
die Anwendung der Naturwiſſenſchaft auf Das Gewerbe, durch die Steigerung 
der Fünftlerifchen Anforderungen, durch die faufmännifche Betriebsmweife 
das Maß einer den Zeitanforderungen genügenden gewerblichen Bildung 
ein weit höheres geworden; auf der anderen Seite verjchaffe die Speziali- 
jierung der Induſtrie, der Mafchinenbetrieb, die Arbeitsteilung, die wilde 
Jagd der Konkurrenz dem Arbeiter nur noch eine mechanifche Gejchic- 
lichkeit in einzelnen VBerrichtungen. Daraus ergebe fich, daß der Ge— 
werbetreibende einer bedeutend höheren allgemeinen Bildung bedürfe, als 
er fie gegenwärtig durch die Volfsjchule erlangen könne, und daß eine 
gründliche Fachbildung, bei Feithaltung der bisherigen Form des Lehr- 
lingswejens, innerhalb der Werkitatt nicht mehr zu erzielen jei. Vielmehr 
jei eine Form der gewerblichen Ausbildung zu juchen, die ohne Preis- 
gebung der produftiven Zwecke den Unterricht zur Hauptjache mache und 
damit eine genügende Fachbildung ermögliche. 

Das Leite nicht die SFortbildungsichule.. Sei doch das ganze 
Fortbildungsſchulweſen nichts weiter, als das unerfreuliche Eingeſtändnis, 
daß in unjeren Volfsjchulen nicht einmal das im bürgerlichen Leben auch 
für den Allergeringiten unbedingt erforderliche Maß von Glementar- 
fenntnijjen erworben werde. Auch die Fachjchule verjage. Denn es jei 
eine unter den Fachleuten viel verbreitete Klage, daß fie durchgängig zu 
fehr ins große Allgemeine wirke, daß fie tatfächlich ihre talentvollen 
Schüler dem Gewerbe entfremde und der Kunft in die Arme führe, 
oder daß fie Doch mehr Deffinateure heranziehe, die nach allen Richtungen 
tätig jein wollten und fich deshalb feiner bejfonderen Technik anzupafjen 
wüßten. Wohl aber jei die Lehrwerkjtätte nach belgifchem Mufter als 
die gewerbliche Bildungsanftalt der Zukunft zu betrachten. Sie vereinige 
in fich alle Vorteile des alten Syſtems mit den gejteigerten Anforderungen 
des modernen Wirtjchaftslebens. In ihr jei es von vornherein möglich, Durch 
jtete Unterweifung mit und an der Arbeit ſelbſt das höchite Maß von 
Handfertigfeit und körperlicher Gejchicklichfeit zu erzielen, Sorgfältigfeit 
und Graftheit der Arbeit, Zweckmäßigkeit der Ausführung und Schönheit 
der Form im Lehrling zur zweiten Natur werden zu lafjen, wo eine 
theoretische Unterweifung nötig fei, dieje in ftetem Zufammenhang mit der 
praftifchen Anwendung zu erteilen, furz, allfeitig tüchtige und jelbjtändige 
Arbeiter zu erziehen, die in der Verwendung ihrer Kräfte fich nicht mit dem 
üblichen Minimum des Tagelohns zu begnügen brauchten, fondern einen ihrer 
Geſchicklichkeit entſprechenden Teil des AUrbeitsertrages beanfpruchen könnten. 
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Unter den anderen vom Verein für Gocialpolitif veröffentlichten 
Gutachten iſt bejonders noch das von Steinbeis verfaßte hervor- 
zuheben. Mit Gntfchiedenheit wird darin vor allem der Gedanfe be— 
fämpft, daß es angängig jei, die Werkitattlehre durch irgend einen 
ichulmäßigen Unterricht zu exjegen, dev doch immer nur dazu bejtimmt 
jein könne, jene zu ergänzen. „Früher,“ jo heißt es dann weiter, „bei den 
zwar mit Recht angefochtenen, einer Richtigitellung aber jehr wohl fähigen 
Zunftgefegen, welche auch auf die Erziehung in den anderen Ständen 
reagierten, hatte jeder, bis er majorenn war und eingreifend ins gejell- 
schaftliche Leben eintrat, feinen Meiſter, welcher Elternrechte und Eltern- 
pflichten an ihm ausüben fonnte und ausüben mußte, durch den er, 
welchem Stande oder Berufe er auch angehörte, mehr oder weniger, aber 
immerhin wenigitens einigermaßen, in den Schranken der gejelljchaftlichen 
Drdnung geleitet und gehalten wurde. Dieje Leitung hat man entfernt 
und meint nın, mannigfach die entjtandene Lücke durch neue Arten von 
Schulanftalten erjegen zu fünnen. An die Stelle der Erziehung, welche 
nur zu häufig ſchon zur Zeit des Bejuchs der Kinderjchule des Unterrichts 
wegen weidlich vernachläffigt worden ift, joll nun dieſe legtere auch im 
veiferen Alter treten, wo doch die Hauptaufgabe darin liegt, für den 
richtigen Eingriff der nachwachjenden Generation in die ihr vorangehende 
zu jorgen. Durch technifch-artiftifche Schulanitalten meint man mannig- 
fach die Erziehung geben zu fünnen, die nur durch unmittelbare Fräftige 
Führung inmitten des Kampfes ums Dajein erhalten werden Tann, unter 
Mitwirkung tüchtiger Unteroffiziere, welche den Anfänger lehren, fich ein— 
zufügen in den fpeziellen Organismus des Gejchäfts, an dem er mitzu= 
wirken, und in den allgemeinen der Gejellichaft, in der er dem Grade 
jeiner Bildung entiprechend Stellung zu nehmen hat.” Was auch die 
Schule leiften möge, jo werde dennoch, insbejondere was die Disziplin 
unferer gewerblichen Jugend betreffe, feine Beſſerung eintreten, „jolange 
nicht vermöge allgemeinen Gejeßes derjenige, welcher junge Leute irgend» 
wie bejchäftige, oder wenn fie bejchäftigungslos jeien, ſonſt beherberge, 
für ihre Aufführung verantwortlich und, damit ihm jelbjt Verantwortlich: 
feit auferlegt werden könne, in die vollen Elternrechte eingejegt jet. 
Solange aber der Minorenne ohne Aſſiſtenz und Befürwortung eines 
autorifierten Majorennen, heiße ev nun Vormund oder Beiltand, jeinen 
Metiter oder jonftigen Vorgeſetzten nach Laune vor Gericht laden laſſen 
fönne, werde es immer weniger und weniger Leute geben, welche ſich mit 
der ohnedies jchwierigen Aufgabe befajfen, die Erziehung der Kinder 
anderer Leute zu vollenden.“ Der Lehrling werde deshalb nicht mehr am 
Tiſche des Lehrheren gejpeiitt und womöglich auch anderswohin zum 
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Wohnen verwiefen. Um jeine Erziehung befümmere fich derjelbe, ſo 
jehr es jonit in jeinem Intereſſe läge, fich auch der Moralität feines 
Perſonals zu verfichern, fortan nicht mehr. Die Schule aber fünne das 
alles nicht erſetzen. 

Wie wichtig troß alledem gerade für Preußen die Nachholung des 
bisher Verſäumten, d. h. die jyitematijche Ausbildung des gewerblichen 
Schulwejens war, das wurde in einer Studie über „Das untere und 
mittlere gewerbliche Schulweſen“ 1881 auch von Schmoller betont. Vor 
allem zweierlei jei nötig, um jenes Ziel zu erreichen: die Aufwendung 
ganz anderer finanzieller Mittel von jeiten des Staates und eine einheit- 
liche jtaatliche Organiſation diejes wichtigen Verwaltungszweiges. Die 
Negierung hat fich auf die Dauer diefer Einficht nicht verjchließen können. 
In der Tat tft die Zahl der jtaatlichen und jtaatlich unterftüßten gemerb- 
lichen Fortbildungs- und Fachjchulen in der Zeit von 1880 bi3 1905 von 
686 auf 2065, der Betrag der von dem preußifchen Staate für das ge- 
werbliche Schulmwejen jährlich gemachten Aufwendungen in derjelben Periode 
von 307 101 ME. auf 7391186 ME. geitiegen, ganz abgejehen von einer 
ebenjo großen Anzahl jtaatlich nicht unterjtügter Schulen von Gemeinden, 
Vereinen und Privaten. Und in den anderen deutjchen Staaten läßt fich 
die gleiche Entwiclung beobachten. 

Für den Augenblid freilich jtand ein anderes Problem, die Reform 
des Gemerberechtes, auf der Tagesordnung. Auch der Verein für 
Sorialpolitif hatte diejes Thema auf jeiner für den Dftober 1877 an- 
beraumten 4. Generalverfammlung zur Diskuſſion geſtellt. Schmoller 
übernahm das Referat und verjuchte in einer glänzenden Nede, die 
Prinzipien eines von ihm entworfenen umfafjenden Neformprogrammes 
zu begründen. Dannenberg war Korreferent, und zahlreiche Redner 
beteiligten jich an der Debatte. Die Verfammlung vermied e3, in ihrer 
Nejolution auf die Einzelheiten der Reform einzugehen. Sie einigte fich 
auf die Annahme der eriten der von Schmoller vorgeschlagenen Thejen, 
die folgendermaßen lautete: „Die derzeitige notwendige Neform der Gewerbe— 
ordnung fann weder in einer Wiederbelebung des Zunftrechtes, noch in 
einer allgemeinen jtaatlichen Organiſation der Induſtrie oder der ges 
werblichen Verbände beitehen, jondern jie hat zu verjuchen, diejenigen 
Punkte unjeres gewerblichen Lebens, die bedeutende Mißſtände und empfind— 
liche Lücken zeigen, und durch die bloße Sitte und das private Vereins» 
leben nicht zu bejjern und auszufüllen find, einer neuen, der modernen 
Technik und den politifchen und fittlichen Ideen unjerer Zeit entiprechen- 
den, in ihrem Geiite einheitlichen rechtlichen Ordnung zu unterwerfen.“ 
Damit hatte man jich ebenjo von den reaftionären Bejtrebungen der 
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Zünftler, wie von den radikalen Reformprojetten der Sozialdemokraten 
(osgefagt, wohl aber anerkannt, daß das gewerbliche Leben nicht wie 
bisher dem freien Walten egoiftifcher Kräfte überlaſſen werden dürfe. 

Die Regierung ſah fich gezwungen, dem Drängen der öffentlichen 
Meinung nachzugeben. Hatte man fich in den eriten Jahren nach Erlaß 
der Neich3-Gemwerbeordnung darauf bejchräntt, deren Vorſchriften mit 
Nückjicht auf eine etwaige Änderung der tatjächlichen Verhältniffe oder 
auf neuerlaffene Gejege zu ergänzen und fortzubilden, wie das 3. B. durch 
das Gejeg vom 8. April 1878, betreffend Abänderung des Titel3 VIII 
der Gemerbeordnung, in Hinbliet auf das Gejeg vom 7. April 1876 über 
die eingejchriebenen Hilfskaſſen gejchehen war, jo entjchloß man fich jeßt 
zu einer grundfäglichen Umgejtaltung des beftehenden Nechtes. Schon 
jeit Mitte der fiebziger Jahre hatten zahlreiche Petitionen den Reichstag 
mit der Forderung gemwerberechtlicher Reformen, und zwar ſowohl bezüg- 
[ich der Verhältniffe des gewerblichen Hilfsperfonals und des Lehrlings- 
wejens, als hinsichtlich des Hauftergewerbes und des Betriebes von 
Wanderlagern beitürmt. Jetzt traten während der Reichstagsſeſſion 
des Jahres 1877 auch jämtliche Parteien des Parlamentes mit Initiativ— 
anträgen auf eine Anderung der Gewerbeordnung hervor, die, mochten 
fie im einzelnen auch recht weit auseinandergehen, wenigſtens in der 
Forderung einer Neform des Lehrlingswejens einig waren. Bon den im 
Ssahre 1878 dem Neichstag vorgelegten Gejegentwürfen fam nur der die 
Negelung der Verhältnifje des gewerblichen Hilfsperjonals betreffende zur 
Verabjchiedung, der außer einer Neihe von Arbeiterfchugbeitimmungen, 
mit bejonderer Rückſicht auf die Fabrifarbeiter, und Vorſchriften über 
die Einführung des Gemwerbeinjpeftorates auch einen Abfchnitt über die 
Neuordnung des Lehrlingsmweiens enthielt. 

Das Gejeg vom 17. Juli 1878 verfolgte in diejer Hinficht vor 
allem den Zweck, die in den Beziehungen zwijchen Lehrling und 
Lehrheren herrjchende Unficherheit zu befeitigen (SS 126 ff.). Deshalb 
wurde Die jchriftliche Form des Lehrvertrages begünftigt, und das 
Maß der Pflichten und Nechte der Beteiligten genau gegeneinander 
abgegrenzt. Auch wollte man die Möglichkeit bieten, gegen Lehrlinge, 
die jich den übernommenen Verpflichtungen unbefugt entzögen, fehnell 
und wirkſam einzufchreiten, wie auch den Lehrheren gegebenenfalls für 
jeine DVerfehlungen zur Nechenfchaft zu ziehen. Der Lehrling war, 
wie das Geſetz ausdrücklich betonte, „der väterlichen Zucht des Lehr- 
heren unterworfen“, und gegenüber demjenigen, „welcher anftelle des 
Lehrheren feine Ausbildung zu leiten hatte, zur Folgſamkeit verpflichtet”. 
Dafür war der Lehrherr verbunden, „den Lehrling in den bei feinem 
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Betriebe vorkommenden Arbeiten des Gewerbes in der durch den Zweck 
gebotenen Reihenfolge und Ausdehnung zu unterweifen,“ feine Ausbildung 
„entweder jelbit, oder durch einen geeigneten, ausdrüclich dazu beitimmten 
Vertreter zu leiten,” ihn auch „zur Arbeitjamfeit und zu guten Sitten 
anzuhalten und vor Ausjchweifungen zu bewahren” ujw. Das heißt, man 
war, mwenigjtens auf dem ‘Bapiere, zu jenem patriarchalijchen Lehrverhältnis 
zurückgefehrt, daS der Periode des Zunftweſens eigentümlich gewejen war. 
Und e3 jollte fich bald zeigen, daß der erite entjcheidende Schritt in diejer 
Nichtung nicht der leßte bleiben konnte. 


I 


Schon in den Revolutionsjahren hatte es fich gezeigt, Daß der liberale Ge— 
danke auch in die Handmwerkerkreife eingedrungen war. Namentlich im Süden 
hatte man gegen eine Wiederbelebung des alten Zunftwejens proteitiert, 
und einzelne Gemwerbevereine, wie fie ſchon damals hie und da entitanden 
waren, wurden die gegebenen Vereinigungspunfkte der freiheitlich Gefinnten. 
Es waren [oje Verbände, die fich wohl in der Hauptjache aus Vertretern 
des gewerblichen Mittelitandes zufammenfeßten, daneben aber auch eine 
ganze Reihe anderer Elemente, jo Fachmänner aus dem Gebiete des ge: 
werblichen Unterrichtsmwejens, Techniker, Baumeifter, Fabritanten, über- 
haupt alle Freunde des induftriellen Fortichrittes bei jich aufnahmen und 
ihr Biel, die Förderung von Gewerbe und Handwerk, weniger durch die 
einjeitige Vertretung ftändifcher Berufsintereffen, al3 durch die Verbreitung 
allgemeiner Bildung, die Pflege des gewerblichen Schulwefens, die Förderung 
des Arbeitsnachweifes und durch ähnliche Mittel zu erreichen juchten. 
Die Einführung der Gewerbefreiheit und die Befeitigung der legten Reſte 
des Zunftzwanges in den jechziger Jahren begünftigten ihren Aufichwung. 
Bejonders in Bayern und Württemberg, in Baden und Hefjen, wo «8 
unter dem Schuge der Staatsbehörden auch zur regelrechten Ausbildung 
von Gau= und Landesverbänden kam, breiteten fie fich aus und entjalteten 
eine emjige Tätigkeit, die beſonders ſeit Mitte der fiebziger Syahre in dem 
Wirken der Kunftgewerbevereine ihre Ergänzung fand. 

Ganz anders im Norden. Zwar war e8 auch hier in einzelnen 
Gebieten, wie in Sachſen und Thüringen, Hannover und Mecklenburg, 
zur Entjtehung von Gemwerbevereinen gekommen. Doch erlangten dieje nicht 
annähernd die gleiche Bedeutung wie im Süden, und in den alt- 
preußischen Provinzen traten fie vollends zurüd. Hier lebte, nachdem es 
einen Augenblick gejchienen, als habe man fich in das Unvermeidliche fügen 
wollen, bereits zu Anfang der fiebziger Jahre die alte Snnungsbewegung 
wieder auf. So verjammelten fich im September 1872 zu Dresden 
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Handwerker aus 145 deutjchen Städten, um über die Bildung eines Ver- 
bandes zur wirkſameren Vertretung ihrer Intereſſen zu beraten, und in 
dev Tat kam es dann am 23. Dftober 1873 in Leipzig zur Ronftituierung 
des „Vereins jelbjtändiger Handwerker und Fabrikanten“, der jedoch, eine 
bezeichnende Konzejfion an die herrjchende Zeititwömung, an dem Grund- 
ſatz der Gemwerbefreiheit äußerlich feithielt und nur eine gewiſſe innere 
Organiſation des Handwerfs wieder hergeftellt jehen wollte. Die 
Innungen, Genofjenjchaften und jonjtigen Rorporationen einer Stadt, die 
Gemwerbefammer, der Gewerbeverein, überhaupt jede etwa beftehende Ver— 
bindung jelbjtändiger Handwerker, jollten fich zu „Ortsvereinen“ zufammen- 
jchließen, die ihrerſeits Kreis- und Provinzialverbände bilden und in 
einem Sentralverbande ihre legte Einheit finden ſollten. Meinte man 
doch, daß die Begründung fachgemwerblicher Korporationen mit gejeglicher 
Autorität allein geeignet jet, das Handwerk vor immer tieferem Verfall 
zu bewahren. 

Der Dresdener Tagung folgten zahlreiche andere, und es fam jchlieh- 
{ih am 28. Dftober 1878 in Berlin unter Tiberaler Führung jogar zur 
Gründung einer „Handwerfer- und Gewerbepartei”, die ein Jahr darauf 
zu Bremen ihr Programm formulierte. Man verlangte die Ausarbeitung 
einer eigenen, den bejonderen Verhältniffen der verjchiedenen Zweige der 
Großinduftrie, wie den jozialen Zeitbedürfniffen und dem Stande des öffent- 
lichen Rechtsbewußtjeins entjprechenden Fabrifgejeggebung, die man jedoch 
von der eigentlichen Kleingewerbeordnung getrennt wiſſen wollte. Kern der 
legteren jollte die Ausgeftaltung des Innungsweſens und der den Innungen 
zuftehenden gemwerberechtlichen Befugniffe bilden, unter denen an eriter Stelle 
die Überwachung der fachlichen Erziehung in Werkftatt und Schule erjchien. 
Übrigens glaubten auch die gemäßigt liberalen Führer mit der neuen 
Bewegung rechnen zu müfjen. So entwarf Miguel, damals Oberbürger- 
meifter von Osnabrüd, jchon im Sommer 1878 für die Schuhmacher feiner 
Stadt ein eigenes Innungsſtatut, das, von der Regierung genehmigt und 
empfohlen, auch von den Innungen anderer Städte übernommen wurde. 
Seine Grundauffaſſung aber entwickelte der Vielgewandte im Sjanuar 1879 
zu Landsberg a. W. in einem Vortrage über die „Die Organijation des 
Handwerkerſtandes“ folgendermaßen. Einen Zwang für den Eintritt in 
die Innung halte ex weder für notwendig, noch für durchführbar, noch 
für vatjam; wohl aber jei er der Anficht, daß, nachdem fich das Hand- 
wert durchgängig und allgemein wieder in feftgegliederte Innungen 
gruppiert, die Gejeggebung dieſe Tatjache anzuerkennen und daraus die 
Konjequenzen zu ziehen habe. In diefem Falle „könnte den Innungen 
oder der Vereinigung der Innungsverbände auch Das ausfchließliche 
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Necht der Vertretung der gefamten Intereſſen des Handwerks übertragen 
werden“, 

Wie es mit jener „Durchgängigen” und „allgemeinen“ Neugruppierung 
des Handwerks in „feſtgegliederte Innungen“ ſtand, zeigten die Er— 
hebungen zu Ende der ſiebziger Jahre. Danach waren von den in ganz 
Preußen gezählten 6018 Innungen nach Erlaß der Gewerbeordnung von 
1869 nur 158 neu errichtet und nur 31 nach Maßgabe ihrer Beſtimmungen 
reorganifiert worden. Sie waren nur im Oſten ſtärker vertreten, fehlten 
dagegen in der Aheinprovinz und in Weitfalen faſt ganz. Und auch die 
formell bejtehenden dämmerten größtenteils in aller Stille dahin; d. h. 
ihre Tätigkeit bejchränkte fich in der Hauptjache auf die Verwaltung 
des Korporationsvermögens. Dennoch glaubte Maybach dieje Liberale 
Innungsbewegung durch ein Nundfchreiben an die Regierungen vom 
4. Januar 1879 unterjtügen zu jollen, daS bejonders die Gemeindebehörden 
zu einer Förderung des Innungsweſens anzuregen juchte. Könnten doch, wie 
man behauptete, die Beitimmungen des Gejeges vom 17. Juli 1873 über 
das Lehrlingswejen auch exit dann zu voller Wirkung gelangen, wenn ihre 
zwechmäßige und gewiſſenhafte Handhabung durch die Innung geregelt und 
von ihren Organen überwacht würde. So mülje man in den Meiſtern 
das Bewußtſein lebendig erhalten, daß fie mit der Sorge für eine tüchtige 
technische, gejchäftliche und fittliche Ausbildung des Lehrling nicht nur 
ihrer kontraktlichen Verbindlichkeit nachfämen, jondern auch eine ihnen 
als Mitgliedern einer Berufsgenofjenfchaft obliegende Chrenpflicht ex- 
füllten. Im engiten Zufammenhang damit ftehe dann die Beteiligung 
an der Pflege des gewerblichen Fortbildungsfchulweiens. Auch erwachſe 
den Innungen unter den gegenwärtigen Umftänden eine wichtige Aufgabe 
in der Herbeiführung eines bejjeren Verhältniffes zwiſchen Meiſtern und 
Gehilfen. 

Kundige mochten fich von dem Erlaſſe feine wejentlichen Erfolge ver- 
jprechen. Glaubte man aber wirklich, daß die Innungen die geeigneten 
Drgane für die Löſung der darin genannten Aufgaben wären, jo empfahl 
es ſich, dies auch gejeglich feitzulegen. Bismard, der im Herbite 1880 
aus handelSpolitifchen Gründen das Handelsminiiterium übernahm, trat 
dadurch in nähere Beziehung auch zur Gewerbepolitif. Hatte ev fich nun, 
wie ihm £onfervative Blätter nachrechneten, im preußischen Yandtag 1849 für 
den Innungszwang ausgejprochen, jo war er, wie ſelbſt E. Richter jpäter 
betonte, „innerlich zünftlerifchen Bejtrebungen abhold“, dagegen maßvollen 
Konzeſſionen an die fonjervative Strömung nicht abgeneigt, wenn es ohne 
Preisgabe wichtiger Prinzipien gejchehen konnte. So erlangte der vom 
preußischen Volkswirtſchaftsrat begutachtete Entwurf der Regierung nad) 
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mannigfachen Kämpfen, in denen namentlich die Freifinnigen die Ver— 
teidigung der Gemwerbefreiheit übernahmen, am 18. Juli 1881 Gejegesfraft. 

Das Innungsgeſetz, dem übrigens zwei andere Novellen zur Ge- 
werbeordnung vom 23. Juli 1879 und vom 15. Juli 1880 voraus: 
gegangen waren, die für Privatkranken-, Brivatentbindungs- und Brivat- 
ivrenanftalten, für Schaufpielunternehmer und für daS Schanfgewerbe 
verjchärfende Beltimmungen einführten und das PBfandleihgewerbe der 
Konzeffionspflicht unterwarfen, verfolgte den Zweck, eine neue Blüte 
des gewerblichen Korporationswejens herbeizuführen. Die Innungen des 
Gejeßes wurden zu öffentlichrechtlichen Spnititutionen erhoben, mit be- 
jtimmten Aufgaben betraut und mit obrigfeitlichen Rechten und Befugnifjen 
ausgejtattet. „Die Pflege des Gemeingeiites, ſowie die Aufrechterhaltung 
und Stärkung der Standesehre unter den Tinnungsmitgliedern; Die 
Förderung eines gedeihlichen Berhältnifjes zwiſchen Meiftern und Gejellen ; 
die Fürforge für das Herbergswejen der Gejellen, jowie die Nachweifung 
von Gejellenarbeit; die nähere Regelung des Lehrlingswejens und Die 
Fürſorge für die technifche, gewerbliche und fittliche Ausbildung der Lehr: 
linge; die Entjcheidung von Streitigkeiten zwifchen den Innungsmitgliedern 
und ihren Lehrlingen”, alle diefe Funktionen wurden ihnen ausdrücklich 
übertragen. Dazu ward ihnen die Befugnis erteilt, „Fachſchulen für 
Lehrlinge zu errichten und diejelben zu leiten; geeignete Einrichtungen 
zur Förderung der gewerblichen und technifchen Ausbildung der Meijter 
und Gejellen zu treffen; Gejellen- und Meifterprüfungen zu veranjtalten 
und über die Prüfungen Zeugniſſe auszuftellen; zur Beförderung des Ge— 
werbebetriebs der Innungsmitglieder einen gemeinjchaftlichen Gejchäfts- 
betrieb einzurichten; zur Unterjtügung der Innungsmitglieder, ihrer An— 
gehörigen, ihrer Gejellen und Lehrlinge in Fällen der Krankheit, des 
Todes, der Arbeitsunfähigfeit oder jonftiger Bedürfniffe Kafjen zu be— 
gründen; und Schiedsgerichte zur Schlichtung von Steeitigfeiten zwiſchen 
den Innungsmitgliedern und deren Gejellen zu errichten“ (SS 97 und 97 a). 
Kurz, an Aufgaben fehlte es den neuen Innungen nicht, die zur Vertretung 
der gemeinjamen Intereſſen ihrer Mitglieder auch Innungsausſchüſſe 
bilden oder zu Innungsverbänden zufammenzutreten durften (SS 102 
und 104a). a, das Gejeg gewährte jogar die Möglichkeit, die Tätigkeit 
der Innungen im Lehrlingsweien und bei Lehrlingsitreitigfeiten Durch 
eine Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde auch auf Nichtmitglieder 
zu erſtrecken (S 100e). Dagegen wurde eine Beitimmung, wonach dieje 
weiter befugt fein jollte, den Innungsmeiſtern das ausjchließliche Halten 
von Lehrlingen zu gejtatten, vom Reichstag abgelehnt. Auch verzichtete 
man darauf, den Innungszwang einzuführen. Vielmehr erklärte $ 100 
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ausdrücklich, daß der Austritt aus der Innung, eventuell nach vorheriger 
Anzeige, allen jederzeit gejtattet jei. 

Eine weitere Einjchränfung der Gemwerbefreiheit vollzog fich durch 
das Geſetz vom 1, Juli 1883. ES verfügte die Ausdehnung der Kon— 
zejftonspflicht auf eine große Zahl jtehender Gewerbe, während der Ge- 
werbebetrieb im Umberziehen einer jtärferen polizeilichen Aufficht unter- 
worfen, und dem Gefchäftsbetrieb der Handlungsreijenden engere Grenzen 
gezogen wurden. Zugleich erhielt der Neichsfanzler die Befugnis, eine 
neue Redaktion der Gewerbeordnung zu veranftalten, die alle bisherigen 
Änderungen in fich aufnehmen jollte. Sie wurde am 1. Juli 1883 
veröffentlicht. Wenn man jedoch gehofft, die Nevifion des Gemwerberechtes 
hiermit auf einige Zeit zum Abjchluß gebracht zu haben, jo follte man 
bald eines anderen belehrt werden. Gerade diejenigen, welche jich am 
eifrigiten um das Zujtandefommen des neuen Innungsgeſetzes bemüht, 
betrachteten daS Grreichte nur als eine Abichlagszahlung. „Was jollte 
auch den Handwerker veranlafjen,“ bemerkte jpäter E. Jäger, „zu 
jolchen freien Innungen zufammenzutreten, die ihm nicht den aller= 
mindeiten Vorteil boten, jondern bloß Pflichten auferlegten und Koſten 
verurjachten, ohne jede Gegenleiftung? Warum jollte der Handwerker 
Innungen bilden, welche ihm gerade das Wichtigite und Notwendigite 
vermweigerten, was er anitrebte, Schuß gegen die wachjende Kapital- und 
Handelsübermacht?” Sp ward das Gejeß von 1881 der Ausgangspunft 
einer neuen Handwerferbewegung, die ihre reaftionären Ziele um jo 
energijcher verfolgen durfte, als ſie jich dabei des Schußes einer einfluß- 
reichen Gruppe konſervativ-klerikaler Mittelitandspolitifer zu erfreuen hatte. 

„Das allmähliche Verfommen des gewerblichen Mittelitandes, des 
fleinen und mittleren jelbjtändigen Handwerksbetriebes“, hatte Dannen— 
berg 1872 gejagt, „it nicht nur auf das höchite beflagenswert im 
Intereſſe der direkt davon Betroffenen, jondern enthält auch eine Gefahr 
für den ganzen Bejtand der jegigen gejellfchaftlichen Zujtände, die zu 
überjehen jich bitter rächen würde. Wenn es je dazu fommen jollte, 
daß einer kompakten Maſſe der von ihrer Hände Arbeit Lebenden nur 
noch die wohlhabenden und jpeziell jogenannten gebildeten Klafjen gegen- 
überjtehen, jo läßt fich leicht vorausjehen, welche Reſultate der erſte 
Zufammenftoß bringen müßte. Die wohlhabenden und gebildeten Klafjen 
werden nicht, wie der Abgeordnete Lasker meinte, die ſozialdemokratiſchen 
Arbeiter mit Knütteln totfchlagen; dazu fehlte ihnen außer anderen Er— 
forderniffen jchon die Zahl; jondern werden in dem Augenblid, wo nicht 
mehr ein ſtarker zahlveicher Mittelitand, der eigenen Beſitz zu verteidigen 
bat, ihnen zum Nückhalt dient, überwältigt werden. Niemand hat aljo 
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ein größeres Intereſſe daran, diefen gewerblichen Mitteljtand aufrecht zu 
erhalten, al3 gerade die höheren Klafjen.“ 

Der Gedanke, das Handwerk wie den Bauernitand als Schugwall 
gegen die herandrängenden Fluten der ſozialdemokratiſchen Arbeiterbewegung 
zu benugen, war nicht neu. In Preußen hatte ihn in der erjten Zeit 
der Laſſalleſchen Arbeiterbewegung vor allen die Kreuzzeitung vertreten. 
„Gegen die Preisgebung des Handwerfs und des Grundbefiges an die 
Irrlehren und Wucherfünfte der Zeit!“ jo lautete damals ihre Parole. 
„Die nacte und kraſſe Gegenüberftellung der Extreme, des arbeitslojen - 
Kapital® und der fapitallofen Arbeit, melche überdies weit jeltener 
exiſtieren, als theoretifche Grörterungen zu unterjtellen lieben“, hatte jie 
im Mai 1864 erklärt, „führt nicht allein zur Ginfeitigfeit und Un— 
gevechtigkeit, jondern verrückt auch den rechten Gefichtspunft, unter dem 
allein eine nachhaltige Hilfe möglich iſt. Die wejentliche Aufgabe bleibt 
die Konſervierung des Mittelftandes, wie es ja auch von allen Einfichtigen 
als die Hauptgefahr der jegigen industriellen Entwiclung bezeichnet wird, 
daß fie den Mittelftand abjorbiere und je länger deſto mehr die oben 
bezeichneten Extreme in das Leben rufe.“ Und in demjelben Jahre 
waren die gleichen Ideen in Süddeutſchland von zwei fatholifchen 
Sozialpolitikern, dem Domkapitular C. Moufang, in jeiner Rede 
über „Die Handmwerkerfrage”, und dem Biſchof W. 3. Freiherrn 
von Retteler, in jeiner Schrift über „Die Arbeiterfrage und das 
Chriſtentum“, ausgejprochen worden. „Wenn die Regierungen,“ jagte 
der Ießtere, „nicht im Dienſt der liberalen Partei, von der ich mir 
auf feinem Gebiete Gutes erwarte, jondern mit Selbitändigfeit und 
Sachfenntnis dem Handwerferitande eine Ordnung bieten würden, in der 
er fich wieder zur nötigen Selbitändigfeit und zu einer lebensträftigen 
Genojjenschaft entfalten fünnte, jo würden wir das für eine der weit- 
areifenditen und feaensreichiten Maßregeln halten, deren Reſultate fich 
garnicht beitimmen ließen.” Der Sieg des Liberalismus hatte damals 
dieje Bejtrebungen im Keime erſtickt. Auch hatten die Konfervativen 
unter Wageners Leitung ſpäter andere Ziele verfolgt. est wurde 
jene Theorie zum Grundgedanken fonjervativer Sozialpolitik. 

In den fiebziger Jahren war namentlich das Fatholifche Zentrum 
diefer Weisheit Hort. Fr. Hitze, in feinen Schriften über „Die 
foziale Frage und die Beftrebungen zu ihrer Löſung“ von 1877 und 
„Kapital und Arbeit und die Neorganifation der Gejellfchaft“ von 1880, 
wurde zum Dogmatiker diefer Richtung, E. Jäger, mit jeinem Buche 
über „Die Handwerkerfrage“ von 1884, ihr Hiftoriograph. Aber auch 
in den protejtantijch - fonjervativen Kreifen fanden fich wieder Anhänger. 
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NR. Meyer, von der jozialdemofratifchen Preſſe dafür al „Reichs- 
zünftler“ verjchrieen, verfaßte 1876 eine Serie von Artikeln über die 
Gejchichte des Handwerks und entwicelte im Anſchluß daran jein 
gewerbepolitijches Organifationsprogramm. F. Perrot, der den Landes: 
flüchtigen ablöjte, veröffentlichte 1876 eine Schrift über „Das Handwerf, 
jeine Neorganifation und jeine Befreiung von der Übermacht des Groß- 
kapitals“ ähnlichen Snhalts. Auch A. Stöcker trat in die Schranten, 
indem er 1880 in einem Vortrag „Zur Handwerkerfrage” mit Emphafe 
die obligatorische Snnung empfahl, genau wie Hite gemwillermaßen 
ex cathedra erklärte: „Die Handwerferfrage in allen ihren Beziehungen 
und Ausgeftaltungen kann nur ihre Löfung finden in der obligatorischen 
Innung. Für ‚einzelne: ragen iſt fie die ‚beſte‘ Löſung, für ‚alle‘ 
Fragen iſt fie die ‚einzige‘ Löſung.“ Der Reichsfreiherr F. K. von 
Fehenbah zu Laudenbah und Sommerau aus Unterfranfen 
endlich juchte die praftifchen Konſequenzen der Lehre zu ziehen, 
nachdem ex fich jchon 1878 über „Die Urfachen der Entſtehung und 
MWeiterentwiclung der Sozialdemokratie” geäußert hatte. Sein im 
Mat 1880 vollendetes „Promemoria zur Sammlung aller chriftlich- 
fonjervativen Barteigruppen auf der Baſis eines gemeinfchaftlichen 
joztalpolitifchen Programms, eventuell zur Neorganijation, reſp. Neu- 
bildung einer großen chriſtlich-konſervativen Partei in Deutichland“, 
jollte die Grimdung einer alle fonfervativen Männer beider Kon- 
feſſionen umfaſſenden „jozial=fonjervativen” Partei vorbereiten. Bis- 
marc aber verjfagte ihrem Programm die „Natififation“. War man 
aljo vor der Hand auch gezwungen, getrennt zu marjchieven, jo zeigte 
die gemwerbepolitiiche Entwicklung der nächiten Zeit doch deutlich, daß 
man e3 nichts deſtoweniger jehr wohl verjtand, vereint zu jchlagen, 
während der Liberalismus, in kleine Gruppen zerfplittert, fich in frucht: 
loſen Broteiten evichöpfte. 

Auh im Handwerf war man nicht müßig geblieben. Der am 
31. Mat 1882 zu Magdeburg eröffnete allgemeine deutjche Handwerker: 
tag gejtaltete fich, von nicht weniger als 323 Abgeordneten bejucht, zu 
einer impojanten Kundgebung. Eine ausgejprochen zünftlerifche Richtung 
machte jich geltend. Der Antrag, die in dem Geſetz von 1881 enthaltenen 
Vergünſtigungen auszunugen und von einer weiteren Abänderung der 
Gewerbeordnung einitweilen abzujehen, wurde mit Empörung nieder- 
gejtimmt. Dafür verlangte man in eriter Linie die Legalifierung der 
Bwangsinnung, die Ginführung des Befühigungsnachweiies in Gejtalt 
einer obligatorischen Meijterprüfung, die Ausdehnung der Verpflichtung 
zur Führung eines Arbeitsbuches auf alle Gejellen, Gehilfen ujw. ohne 
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Altersgrenze und die Organifation von Handwerkerkammern als gejegliche 
Vertretung und obere Auffichtsbehörde. Der auf Grund eines Bejchlufjes 
der Magdeburger Tagung im folgenden Jahre gegründete „Allgemeine 
Deutjche Handwerferbund“, der auch die Reſte des immer mehr zujammen- 
geichmolzenen „Vereins jelbjtändiger Handwerker und Fabrilanten“ ab- 
jorbierte, betrieb auf jeinen weiteren Kongrejjen eine Politik, die ſich 
im Rahmen des Magdeburger Programms bewegte. Aber nicht allen 
war hiermit gedient. So fam es denn, daß am 15. Dezember 1884 
die Vorſtände von 14 SFachverbänden den „Zentralausſchuß vereinigter 
Innungsverbände Deutjchlands“ gründeten, der, wie dies auch auf jeinen 
Tagungen bervortrat, in erjter Linie den Innungsgedanken zu verwirk— 
lichen juchte, ohne freilich darum den anderen handwerfsfreundlichen 
Forderungen zu entjagen. Berücfichtigt man endlich, von kleineren 
Drganijationen abgejehen, noch den am 8. September 1891 gegründeten 
„Verband deutjcher Gemwerbevereine”, der feiner Natur nach einen freieren 
Standpuntt einnahm, jo bejtanden für den gemerbepolitifchen Kampf der 
achtziger und neunziger Jahre im Handwerk noch immer drei verjchiedene 
Drganijationen nebeneinander, die fich, wie Stieda näher zu begründen 
jucht, bei ihrer individuellen Färbung nur ſchwer zu einer gejchlojjenen 
Mittelitandspartei verjchmelzen laſſen wollten. 

Doch auch jo mußte eine Volfsbewegung, die in ihren Beitrebungen 
von mächtigen Freunden unterftüßt wurde, fich jchließlich durchjegen. In 
Diterreich hatte man ein leuchtendes Vorbild. Die durch das Patent vom 
20. Dezember 1859 dort eingeführte Gewerbefreiheit ward durch Die 
Novelle vom 15. März 1883 in wichtigen Punkten umgeftaltet. Neben 
einer völligen Neorganijation des gewerblichen Korporationswejens wurde 
für die „handwerfsmäßigen“ Gewerbe, deren genauere Feitjtellung im 
einzelnen dem HandelSminijter im Verein mit dem Minifter des Innern 
überlafjen blieb, der Befühigungsnachweis eingeführt, der regelmäßig, 
d. 5. von bejtimmten gejeglichen Ausnahmen abgejehen, „durch das Lehr: 
zeugnis und ein Arbeitszeugnis über eine mehrjährige Verwendung als 
Gehilfe in demjelben Gewerbe” erbracht werden jollte. Wie hätte man 
diejem Beijpiele nicht folgen jollen? Bereits in der Neichstagsfejjion von 
1884/85 brachten die Abgeordneten Ackermann, Biehl und Gen. 
einen entjprechenden Antrag ein. Danach hatte der Bundesrat im Ver— 
ordnungswege diejenigen handwerfsmäßigen Gewerbe zu bejtimmen, deren 
Ausübung fünftig von einem Befähigungsnachweis nach öſterreichiſchem 
Mufter abhängig jein ſollte. Diejer Antrag wurde in der folgenden 
Seſſion durch einen anderen erſetzt, der die Lifte der betreffenden Ge- 
werbe in das Geſetz jelbjt aufgenommen und den Befähigungsnachweig, 
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anitatt durch ein Lehr: und Arbeitszeugnis, durch eine befondere Prüfung 
erbracht jehen wollte, während endlich ein Antrag der Abgeordneten 
von Kardorff und Bachem in der Neichstagsfejfion von 1886/87 
den Kreis der in Frage kommenden Handwerfe bejchräntte und es 
bei einem Befähigungsnachweis durch ein Lehr: und Gefellenzeugnis be- 
wenden ließ. 

Die verbündeten Regierungen widerſetzten fich allen dieſen Vorfchlägen. 
Um jo wohlwollender famen fie den auf eine Stärkung des Innungs— 
wejens hinauslaufenden Beitrebungen entgegen. So traf ein Gejet vom 
8. Dezember 1884 die jchon in der Negterungsporlage des Jahres 1881 
enthalten geweſene Beltimmung, daß durch Verfügung der höheren 
Berwaltungsbehörde den Mitgliedern einer Innung die ausfchließliche 
Befugnis zum Halten von Lehrlingen in dem betreffenden Gewerbe erteilt 
werden fünne. ‘Ferner gejtattete das Geſetz vom 26. April 1886 dem 
Bundesrat, Innungsverbänden Korporationsrechte beizulegen. Ein Gejet 
vom 6. Juli 1887 endlich verlieh den Innungen das Vorrecht, Traft 
einer Verfügung der höheren VBerwaltungsbehörde auch Nichtmitglieder zu 
den Ausgaben für das Herbergsmweien, für Fachſchulen und für Schieds- 
gerichte heranziehen zu dürfen. Alles Kleine Gefchenfe, wohl geeignet, die 
Freundſchaft zu erhalten, doch unfähig, lang Vertröftete zufrieden zu ftellen. 
Und als dann das Geſetz vom 1. Juni 1891 nach langem Zögern die 
höchit veformbedürftigen Arbeiterfchugbeitimmungen der Gewerbeordnung 
einer weitgehenden Umgeftaltung unterzog, da zeigte es fich, daß die 
bisherige dilatorifche Politik fich auch in der Handmwerferfrage nicht 
länger aufrecht erhalten ließ. Nur fehlte es der Negierung an jedem 
klaren Ziele. 

Der von dem Miniſter Freiherrn von Berlepſch am 
18. Auguſt 1893 veröffentlichte Neorganifationsplan jah neben den be- 
ſtehenden Innungen obligatorische Fachgenofjenfchaften für die einzelnen 
Handmwerfszweige mit innungsähnlichen Aufgaben vor. Aus ihren Wahlen 
jollten „Handwerkskammern“ hervorgehen, denen die Aufficht über die 
Genosjenjchaften und Innungen ihres Bezirkes im allgemeinen, ſowie über 
Lehrlingswejen, Arbeiterfchuß, Arbeitsnachweis und Herbergsmweien über- 
tragen war. Der am 13. Dezember 1895 von Bötticher im Reichstag 
eingebrachte Gejegentwurf empfahl jedoch nur die Errichtung von Hand- 
werfsfammern mit dem Zwecke, bei der weiteren Organijation des Hand- 
werfs mitzuwirken und in gewerblichen Angelegenheiten eine qutachtliche 
und beratende Tätigkeit zu entfalten. Da der Reichstag ihm einen 
pajjiven Widerſtand entgegenjegte, fam man auf das ältere Projekt zurück. 
Ein Anfang Augujt 1396 dem Bundesrate vorgelegter preußischer Gejeg- 
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entwurf befürwortete eine univerjelle Organijation des Handwerks, dies: 
mal auf der Grundlage von Zwangsinnungen. Für größere Bezirfe waren 
Handwerksausfchüffe in Ausficht genommen, die ihrerjeits die Handwerks— 
fammern wählen jollten. Der Bundesrat aber ließ die allgemeine 
Zwangsinnung fallen. Er wollte die Bildung folcher nur auf Grund 
eines Mehrheitsbejchluffes der beteiligten Handwerker nach Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde gejtatten. Ebenſo entfiel der geplante 
Handwerksausfchuß, während die Beitimmungen über die Handwerks— 
fammern und das Lehrlingsweien entjprechend umgejtaltet wurden. Der 
in der Kommiſſion des Neichstags unternommene Verſuch, die in dem 
preußifchen Entwurf enthaltenen Normen über die allgemeine Zwangs— 
innung wieder herzuftellen, fcheiterte an dem energijchen Widerftand der 
Regierung. Auch mußte aus dem gleichen Grunde auf die Einführung 
des Befähtgungsnachmweifes verzichtet werden. Der viel umitrittene 
Entwurf erlangte am 26. Juli 1897 Gejeßesfraft, nachdem bereits ein 
Gejeg vom 6. Auguſt 1896 mehrere die Gemwerbefreiheit einjchränfende 
Beitimmungen, ſowohl hinfichtlich des jtehenden Gemerbebetriebes, wie 
namentlich Hinfichtlich des Gemerbebetriebes im Umherziehen, ein= 
geführt hatte. 

„Soll die Begünftigung der zeitgemäß neuen oder verjüngten Innungen 
durch den Staat dem Grundjage der Gemwerbefreiheit nicht widerjprechen“, 
hatte Roſcher 1881 in der eriten Auflage feiner „Nationalöfonomif des 
Handels: und Gemerbfleißes“ gejagt, „jo muß der Eintritt in Dieje 
Körperjchaft jedem unbejcholtenen Staatsbürger offen jtehen, welcher den 
Beſitz der für daS Gewerbe erforderlichen Tüchtigfeit nachgemiejen hat. 
AnderjeitS müfjen auch diejenigen, die außerhalb der Innung jtehen, für 
ihre Perfon und mit reifen Gehilfen das Gemwerbe ebenjo frei ausüben 
fönnen, wie die Innungsmitglieder. Dagegen jollte das Recht, Lehrlinge 
anzunehmen, bloß Geprüften zuitehen, aljo den Innungsmitgliedern oder 
denjenigen, welche von der Innung al3 hierzu fähig anerkannt find. 
Es iſt gewiß fein ‚allgemeines Menjchenrecht‘, ein oft für das ganze 
Leben eines fremden Knaben entjcheidendes Erziehungsamt zu übernehmen, 
wenn man nicht vorher jeine Fähigkeit dazu nachgewiejen! Ebenjo mag 
der Staat ſelbſt freie Innungen Sachveritändiger als die berufsmäßigen 
Vertreter aller Eleingemwerblichen Intereſſen behandeln, jo daß ihnen die 
Wahl zu den Gemerbegerichten, Gemwerbefammern ujw., jofern fie das 
Kleingewerbe angeht, die Aufficht über das Lehrlingswejen, die Arbeits- 
bücher der Gefellen, die obligatorischen Hilfskaffen uſw., auch eine Mit- 
wirfung bei Umlage der Gemerbeiteuer u. dergl. m., anvertraut wird. 
Freilich iſt dann bei allen mit obrigfeitlicher Autorität befleideten 
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Innungen auch das öffentliche Intereſſe mit zu vertreten, insbeſondere das 
der Gemeinde, etwa durch Vorſitz eines Beamten, welcher den Arbeit- 
gebern und Arbeitern parteilos gegenüberiteht. Endlich fordert noch der 
Grundjag der Gemerbefreiheit, daß jedes Mitglied, nach Erfüllung feiner 
bereits übernommenen Pflichten, frei wieder austreten Tann.” 

Noch etwas weiter ging Schönberg in der erjten Auflage feines 
„Handbuchs der politischen Defonomie“ von 1882. Das Geje von 1881, 
heißt es dort, ſei jedenfall® ein großer SFortjchritt in der Gejeß- 
gebung; es eröffne der gewerblichen Bevölkerung ein jegensveiches Feld 
für eine wirkſamere forporative Tätigkeit als bisher. Db aber ohne Ein- 
führung bejonderer obrigfeitlicher Organe — der Verfafjer denkt dabei an 
KRommunalbeamte, oder neue „unentgeltliche Ehrenämter für Perſonen, die 
weder Staats- noch Gemeindebeamte find, aber für dieje wichtigen öffent- 
lichen Funktionen das rechte Verftändnis und Intereſſe haben“ — die 
alljeitig geforderte und dringend wünfchenswerte Reform des Lehrlings- 
wejens erfolgen werde, das könne erſt die Zufunft lehren. Bedenklich jet 
es jedenfalls, die gewerblichen Korporationen zu alleinigen obrigfeit- 
fichen Organen hierfür zu machen, noch bedenklicher, ihnen in Ddiejer 
Eigenſchaft auch adminiftrative und richterliche Befugniſſe über Nicht: 
forporationsmitglieder und deren Hilfsperjonen einzuräumen, oder 
gar das Halten von Lehrlingen nur Korporationsmeiftern zu geftatten. 
Völlig verwerflich endlich und praftifch unausführbar jei die Forderung 
von Zmwangstorporationen diejer Art. Auch andere Schriftiteller, wie 
G. Bobertag, F. Droſte, M. Haushofer, behandelten damals das 
gleiche Thema. Einen irgendwie maßgebenden Einfluß auf die praftijche 
Geitaltung der Geſetzgebung hat dieje ganze Literatur offenbar nicht ges 
habt. War doch die ganze Handwerferfrage längft eine Frage „der 
Zeitungen und Parlamente“ geworden, die, wie Bücher jpäter bemerkte, 
nicht durch fachliche Argumente, jondern durch das Machtverhältnis der 
politifchen Parteien entjchieden wird. So gejchah es, daß die wichtige 
Vorfrage aller vernünftigen Kleingemwerbepolitif, die Frage nach der Lebens- 
fähigkeit des Handwerks, im entjcheidenden Augenblic eigentlich kaum 
erhoben wurde. 

„Die bisherigen kleinen Mitteljtände”, hatten Marx und Engels 
im Rommuniftifchen Manifeit erklärt, „die Kleinen indujtriellen Kaufleute 
und Rentiers, die Handwerker und Bauern, alle dieje Klafjen fallen ins 
PBroletariat hinab, teils dadurch, daß ihr fleines Kapital für den 
Betrieb der großen Industrie nicht ausreicht und der Konkurrenz mit den 
größeren Kapitaliften erliegt, teils dadurch, daß ihre Gejchieflichkeit von 
neuen Produftionsweifen entwertet wird.” Kein Wunder, daß fie einer 
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Politik des „Eleinbürgerlichen Sozialismus“ jede praftifche Bedeutung 
abjprachen. Zwar jei in den andern Ländern, wo fich die moderne 
Bivilifation entwicelt habe, ein neues Kleinbürgertum entitanden, das 
„zwifchen dem PBroletariat und der Bourgeoifie jchwebe und als ergänzen- 
der Teil der bürgerlichen Gejellichaft fich ItetS von neuem bilde“. Auch 
dies aber müſſe dem allgemeinen Schickſal der PBroletarifierung verfallen. 
Es etwa durch eine Wiederheritellung der alten Broduftions- und Ver- 
tehrsmittel, durch eine Wiederbelebung des Zunftwejens zu erhalten, jei 
ausſichtslos. Marx hatte dann im eriten Bande jeines „Kapitals“ von 
1867, namentlich für die ältere Zeit und für England, den ausfichtSlojen 
Kampf des Handwerks gefchildert, Schmoller, jo weit das lücdenhafte 
Material dies gejtattete, in feiner „Geſchichte der deutſchen Kleingewerbe“ 
von 1870 eine Skizze der neueren deutfchen Entwicklung zu geben ver- 
fucht. Wirklich erfchöpfende Forjchungen fehlten. Brentano war es, der 
1892 im Berein für Socialpolitik Unterfuchungen über die Lebensfähigkeit 
des Handwerks, unter bejonderer Rückſicht auf die Konkurrenz der Groß— 
induftrie, anregt. Ste wurden unter Büchers Leitung in großem 
Mapitabe durchgeführt, ihre Ergebniſſe in einer ftattlichen Neihe von 
Bünden niedergelegt. Syhre Ergänzung fanden fie in einer Anfang der 
neunziger Jahre von der Neichsregierung veranftalteten Erhebung über 
die Berhältniffe des Handwerks und in der 1895 vorgenommenen Berufs- 
zählung, die durch eine Vergleichung mit der des Jahres 1882 eine 
Feititellung der wichtigiten Entwiclungstendenzen geitattete. Th. Sampfes 
Studien über den Befühigungsnachweis im Handwerk und über die Hand- 
werferfammern, W. Stiedas gemerbepolitifche Unterfuchungen, meine 
Abhandlung über „Gewerbliche Mittelftandspolitit”, fämtlic) aus den 
neunziger Jahren, juchten zu allgemeineren Ergebniſſen zu gelangen. 

Die Verhandlungen der Vereins für Socialpolitif über die Hand- 
werferfrage Ende September 1897 geftalteten fich zu einem wichtigen Er— 
eignis, obwohl fie gemwiljermaßen post festum famen. Drei einander 
ergänzende Referate bildeten die Grundlage der Debatten, die überdies 
durch zufammenfaffende Auffäge von P. Voigt über „Das deutfche 
Handwerf nach den Berufszählungen von 1882 und 1895 umd 
9. Grandke über „Die vom Verein für Socialpolitik veranitalteten 
Unterfuchungen über die Lage des Handwerks in Deutfchland“ bejonders 
jorgfältig vorbereitet waren. „Wenn wir nun die heutige Lage vergleichen 
mit der jogenannten goldenen Zeit des Handwerks”, dahin faßte Bücher 
feine Betrachtungen zufammen, „jo gibt fie zu Klagen und zu Bedenken 
nicht mehr Anlaß, als jede größere wirtjchaftliche Umwälzung. Es find 
MWachstumsfchmerzen, über die geklagt wird. Gewiß geht das Handwert 
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in den Städten auf die Neige, es hört auf, Kundenproduktion zu fein, 
der Handwerker wird ein anderer Menſch. Ein Teil der Meifter, und 
ein gar nicht Kleiner, fteigt empor zu kleinkapitaliſtiſchen oder vereinzelt 
jelbjt zu großfapitaliftifchen Unternehmern; ein Teil findet als Werfitatt- 
voritände oder als Worarbeiter in Fabrifen Bejchäftigung; ein Teil wird 
zu qualifizierten SFabrifarbeitern; ein Teil endlich zu Liefermeijtern und 
Heimarbeitern. Mtateriell befinden fich alle diefe Gruppen, mit Ausnahme 
der letzten, beſſer al3 die alten Kleinmeiiter. Ob fie zufriedener und 
glücklicher find, ift eine andere Frage.“ Was aber not tue, jei vor allem 
eine höhere allgemeine und fachliche Bildung, eine wirtjchaftliche Erziehung, 
wie fie den veränderten Zuftänden entjpreche. Immer bleibe für die 
höhere Leijtungsfähigfeit noch Raum, fie zu betätigen. Die Ausfichten 
für die ungenügend Ausgebildeten dagegen feien die denkbar trübiten. Sie 
fänfen unausbleiblich auf die Stufe gewöhnlicher Fabrifarbeiter oder elen- 
der Flickmeiſter herab. Aufhalten laſſe fich der geichilderte Entwicklungs— 
prozeß durch Maßregeln der Gejeggebung nicht, vielleicht nicht einmal 
verlangjamen. 

Wenn Hitze alS zweiter Referent das ſoeben ergangene Innungs— 
gejeg mit größter Ausführlichkeit zu analyfieren und zu verteidigen juchte, 
indem er durchblicken ließ, daß das Nettungswerf in Zukunft durch die 
Einführung des gejeglichen Befähigungsnachweijes gekrönt werden müſſe, 
jo fand er einen herben Kritiker jeiner Theorien in E. v. Bhilippovich, 
der die Argumente des Vorredners durch den Hinweis auf die diter- 
reichifchen Erfahrungen wirkſam zu entkräften vermochte. „Wir haben“, 
bemerkte ex, „schon jeit ein einhalb Jahrzehnten zwei Drittel der Ge- 
werbepolitif verwirklicht, von der man fich eine Verſtärkung der Poſition 
des Kleingewerbes auch heute noch verjpricht. Wie hat fich unter ihrem 
Einfluß in Oſterreich das Kleingewerbe entwidelt? Weift es eine größere 
Mivderitandsfähigleit auf als im Deutjchen Neiche? Die Antwort fann 
flipp und klar lauten: nein! Es iſt geradezu verblüffend, wie überein- 
ftimmend der Entwiclungsgang hier wie dort ift, und wie fich die kleinen 
Verſchiedenheiten, die vorhanden find, aus den Unterſchieden in der all: 
gemeinen wirtfchaftlichen und technifchen Entwicklung erklären laſſen.“ 
Eine Auffafjung, die der Redner einige Jahre jpäter in jeiner „Bolts- 
wirtichaftspolitit” hinfichtlich des Befähigungsnachweijes wie der Zwangs— 
innungen eingehend zu begründen juchte. In der Beurteilung des 
hiſtoriſchen Verlaufes der Entwiclung des Handwerks, jo faßte ſchließ— 
ih Schmoller daS Ergebnis der Debatten zujammen, jei man im 
wejentlichen einer Anficht. Das gelte nicht im gleichen Maße hinfichtlich 
der Kleingewerbepolitif. Gr jelbit jtehe dem neuen Gejeß abmwartend 
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gegenüber, Ex verurteile es auch deswegen nicht jo jehr wie einige andere, 
weil ihn das Ideal des ndividualismus und der individualiitijchen 
Roltswirtichaft nicht jo beherrjche, daß er ein im ganzen jo harmlojes 
Geſetz als Staatsjozialismus verdammen und feierlich erklären möchte, 
daß es eine unnatürliche Einjchränfung der wirtjchaftlichen Freiheit jei. 

Aber gerade diefe „Harmloſigkeit“ wurde von H. Böttger in 
jeinem Buche „Gejchichte und Kritif des neuen Handwerkergejeges vom 
26. Juni 1896“ entjchieden bejtritten. Es führe das Kleingewerbe wieder 
zurück „in das Geſtrüpp und Gemwirr der Gemwerbeunfreiheit und der be- 
hördlichen Aufficht und Reglementierung an allen Eden und Enden“, es 
jchädige zwar nicht unmittelbar die Intereſſen anderer Berufe, binde und 
bejchränte aber die fich mächtiger vührenden Kräfte des kleinkapitaliſtiſchen 
Handwerks und hindere zugleich nicht im geringiten das fortdauernde 
Sinfen der leiftungsunfähigen Handwerfsbetriebe in die Tiefen des 
Proletariats. Die Gewerbegejeggebung ermweije ſich jomit heute „nicht als 
Trägerin einer großen Kultur- und Sozialidee, nicht als Bildnerin beſſerer 
volfswirtjchaftlicher Zuftände, jondern als Mittel und Werkzeug klein— 
licher und bejchränfter Intereſſenpolitikꝛ'. Wenn Böttger weiter betonte, 
die Innungen erführen eine Stärkung und einen Machtzumachs, der fie 
nur zur weiteren Verfolgung ihrer utopifchen und zugleich der gefunden 
Entfaltung des Gewerbes gefährlichen Ziele, Befähigungsnachweis und 
abjolute Zwangsinnung, ermuntern werde, jo hat ihm die Erfahrung vecht 
gegeben. Die Agitation iſt keineswegs zum GStillitand gekommen. Sa, fie 
hat, wie U. Lang in jeiner Schrijt „Die badifchen Gemwerbevereine und 
Handmwerferverbände und ihre Stellungnahme zum neuen Handwerkergeſetz“ 
von 1900 nachzumeijen jucht, auch die Kreife derjenigen Handwerter er— 
griffen, die jener reaftionären Gewerbepolitif bisher ſkeptiſch gegenüber- 
itanden. Die Entwicklung des „Badifchen Handmwerferverbandes“ im 
Gegenjag zum „Verbande deutfcher Gemerbevereine”“ zeige, „daß Der 
proflamierte Gegenjat der norddeutſchen und jüddeutjchen Handwerker ein 
künstlicher, und daß zwifchen den Handwerkern von Nord und Süd fein 
wejentlicher Unterjchied zu entdecken jei.“ 

Sedenfalls hat die Neichsregierung dem Drängen der Intereſſenten 
abermals nachgegeben. Dem Gejez vom 30. Juni 1900, das fich namentlich 
mit einer Neuregelung der Arbeitsverhältniffe in Handel und Verkehr be- 
faßt, und dem Geſetz vom 7. Januar 1907, das die Abjtellung gewifjer 
Mißſtände im Baugewerbe anftrebt, ift im vergangenen Jahre ein Gejeß- 
entwurf gefolgt, der die Einführung des fogenannten „Leinen Befähigungs- 
nachweiſes“ in Ausficht nimmt. Ex iſt bei der wohlwollenden Haltung 
fajt aller größeren Barteien, einjchließlich der nationalliberalen, joeben zur 
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Verabjchiedung gelangt. „Die Tendenz des vorliegenden Gejegentwurfes“, 
jo erklärte der Minifter von Bethmann-Hollweg in der Situng vom 
27. Januar 1908, „it einfach und klar. Sie ftellt den Grundſatz auf, 
daß nur derjenige lehren joll, der jelber gelernt hat und dies nachweijen 
fann. Wenn die Vorlage für den Nachweis des eigenen Lernens den— 
jenigen Bildungsgang vorfieht, den die Gewerbeordnung überhaupt als 
den regelmäßigen aufitellt, jo jcheint mir dies die von jelbit gegebene und 
natürliche Konftruftion zu jein. Mit zünftlevrifchen Beftrebungen hat die 
ganze uns bejchäftigende Frage nichts zu tun, fie liegt lediglich auf er- 
zieheriſchem Gebiete.“ Als wenn die landläufige Meifterlehre auch nur 
die geringite Garantie für die „Heranbildung eines gefunden Nach- 
wuchſes“ zu bieten vermöchte! So find wir denn abermals um eines 
jener Geſetze reicher, deren gewerbepolitifche Bedeutung vorwiegend darin 
liegt, daß fie uns jchrittweife jenem Punkte annähern, wo ein Kon— 
flift unvermeidlich ift, wo wir uns entjcheidven müſſen, ob mir eine 
wirtichaftliche Großmacht bleiben, oder einer gewiſſen jozialen Schicht zu 
Liebe ein Land werden wollen, das die Produktivität jeiner Arbeit bewußt 
auf einer niedrigeren Stufe erhält, um fchließlich, von feinen Konkurrenten 
überholt, „in Ehinejentum zu verlinken“, 


IM. 


„Bon der Vergejellichaftung gleicher oder verwandter Gemwerbsbetriebe 
gilt, was von jeder ähnlichen Bereinigung gilt, daß die höheren, jelbitändigen, 
reicheren Glieder nicht bloß eine eminente Befähigung für die Verfolgung 
der gejellfchaftlichen Zwecke, jondern auch ein vorherrjchendes Intereſſe an 
ihrer Verwirklichung haben,“ hatte Schäffle jchon 1856 in feinem Auf- 
ja über „Abbruch und Neubau der Zunft“ betont. „ES liegt wejent- 
lich an diejer Erkenntnis, daß die neue Ordnung jo angelegt werde, daß 
der legthin eingetretene Dualismus zwijchen Fabrikanten- und Handwerfer- 
jtand in gegenjeitige Entfremdung und Feindfchaft in ihr ausgeglichen 
und in eine Intereſſengemeinſchaft aufgelöft werde. Um den Segen eines 
auf wirklicher Intereſſengemeinſchaft ruhenden gewerbsgenoſſenſchaftlichen 
Lebens in alle Regionen des Gemerbfleißes zu leiten, muß die genofjen- 
Ichaftliche Gliederung eine allgemeine werden, fie muß womöglich alle 
Zweige der Induſtrie und in jedem einzelnen jedes Mitglied, vom 
Fabrifanten bis zum Handwerkslehrling, umfaſſen. In diefen Merk— 
malen gejeglicher Allgemeinheit, nicht in dem der ausfchließlichen Aus- 
übung eines bejtimmten Gewerbes nach einer beitimmten Ordnung, tft der 
zünftige Charakter der neuen genojjenjchaftlichen Gliederung zu ſuchen.“ 
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Diefer Gedanke, daß die Neorganifation des Gewerbes fich in einer 
die Großinduftrie und das Handwerk gleichmäßig umfafjenden Form voll- 
ziehen müſſe, blieb feineswegs auf dem Papiere jtehen. In Dfterreich 
wurde er durch daS Gemerbepatent vom 20. Dezember 1859 in vollem 
Umfange mittelft der Zwangsgenofjenfchaften, in Preußen durch die Ver- 
ordnung vom 9. Februar 1849 in Geitalt der Gemwerberäte wenigitens 
teilweije verwirklicht, in beiden Fällen ohne praftifchen Erfolg. Sa, es 
fonnte Roſcher 1881 mit Recht behaupten, daß das Scheitern der 
preußischen Neform von 1845 und 1849 großenteilS darauf beruhte, „daß 
jie die Fabrik in das Handwerk einzwängen wollte.“ In Wirklichkeit voll- 
zog fich die Organifation der Großinduftrie auf ganz anderer Grundlage. 
Zunächſt in Form der von Weiten her fich allmählich über ganz Deutfch- 
land ausbreitenden Handelsfammern, die fich 1861 auch eine freigebildete 
Zentralorganifation, den Deutjchen Handelstag, ſchufen. Auf der einen 
Seite Körperjchaften zur Vertretung der Intereſſen von Handel und 
Großinduftrie, auf der anderen Hilfsorgane der Staatsverwaltung, mit 
der Aufgabe, fich über die Lage von Handel und Induſtrie zu orientieren 
und eventuell auch gewiſſe obrigfeitliche Funktionen auszuüben, vermochten 
fie gleichwohl nicht allen Bedürfnilien zu genügen. Vielmehr entjtanden 
im Laufe der lebten Jahrzehnte, und zwar nicht jelten in bewußtem 
Gegenjaß zu den von den Handelsfammern vertretenen Anfchauungen, 
allerhand Unternehmerverbände, die fich entweder lediglich auf einzelne 
Spnduftriezweige, oder, wie der am 15. Februar 1876 gegründete „Zentrals 
verband deutscher Induſtrieller“, auf die Induſtrie überhaupt eritreckten 
und fich die Wahrung der gemeinfamen wirtjchaftlichen Intereſſen, ins— 
bejondere auch die Abwehr unberechtigter Forderungen der Arbeiterklaffe 
zum Ziele jegten. 

Über eine ganz bejondere Art folcher Unternehmerverbände wußte 
1879 W. Leris in feiner für den Verein für Socialpolitif verfaßten 
Studie über „Gewerkvereine und Unternehmerverbände in Frankreich” zu 
berichten, nachdem jchon Stieda und Morsbach ihrer gedacht. Die 
Vereinbarung gemeinschaftlich einzuhaltender Preife für Verfaufsbedingungen, 
jo bemerkte er bei Bejprechung der Beitrebungen und Leiltungen der 
Unternehmeriyndifate unter anderem, jei ein Gedanfe, der allen Ver— 
bindungen von Genojjen desjelben Gewerbes jehr nahe liegen möge und 
auch von franzöfischen Syndikalkammern vielfach in Erwägung gezogen 
worden jei. Aber die Ausführung ermweife ſich alS jehr ſchwierig; nicht 
etwa wegen des Berbotes der Koalition von Verkäufern im Artifel 419 des 
Code penal, jondern wegen der „natürlichen Zentrifugalkraft“ der Intereſſen 
jelbjtändiger Unternehmer. Wenigitens jcheine es, als ob die feierlich be- 
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jchlofjenen Preisgrundſätze in der Wirklichkeit von den einzelnen Unter: 
nehmern immer wieder verlegt worden jeien, jobald fie es in ihrem augen— 
blieflichen pnterejie fanden. Bald aber erfuhr man, daß feit Mitte der 
jechziger Syahre, bejonders in der Gifenindujtrie, auch auf deutichem Boden 
Vereinbarungen diejer Art zuftande gefommen waren. Schon in den Kämpfen 
um den Schußzolltarif von 1879 haben fie eine gewiſſe Rolle gefpielt, 
Die Eiſen-Enquete-Kommiſſion bejchäftigte jich mit ihnen. Und es hat, 
wie Bücher jpäter betonte, die Tatjache, daß das deutjche Schienenfartell 
und das Lofomotivenfartell das Ausland wejentlich billiger mit Eiſenbahn— 
material verjorgten, als das Inland, jchon damals die öffentliche Meinung 
heftig erregt. Cine jyitematifche Behandlung erfuhren die Kartelle zum 
eriten Male in F. Kleinwächters Buche „Die Kartelle” von 1883, 
das einen „Beitrag zur Organijation der Volkswirtſchaft“ zu geben ver: 
jprach und bald darauf duch A. Steinmann-Buchers Studie über 
„Die Nährjtände und ihre künftige Stellung im Staate“ von 1885 ergänzt 
werden jollte. 

Der Autor, der 1875 mit einer kleinen Schrift „Zur Reform 
der Handwerksverfaſſung“ jchon in die Diskuſſion über die Organijation 
des Kleingewerbes eingegriffen hatte, betrat damit ein völlig neues Gebiet. 
Die bisherige Betrachtung der „jozialen Frage” als einer „Frage des 
Eigentumsrechtes oder der Gigentumsverfafjung” kritiſierend, betonte 
er, daß die Urfache der jozialen Übelſtände weit weniger in der 
Inſtitution des Privateigentums als in einer mangelhaften Organijation 
der Volkswirtſchaft zu juchen jei. Eine Beſſerung fei daher auch weniger 
von der Einführung des Kolleftiveigentums, alS von einer Anpaffung der 
induftriellen Produktion an den jährlichen Bedarf zu erwarten, und es 
fünnten gerade die Kartelle dazu berufen fein, für die Gegenwart und 
die nächjte Zukunft das zu werden, was die mittelalterlichen Zünfte für 
ihre Zeit geweſen. Es jeien „Übereinfommen der Produzenten, und zwar 
der Unternehmer der nämlichen Branche, deren Zweck dahin gehe, die 
ichranfenloje Konkurrenz der Unternehmer einigermaßen zu befeitigen und 
die Produktion mehr oder weniger derart zu regeln, daß diefelbe wenigitens 
annähernd dem Bedarfe angepaßt werde”. Allerdings feien die heutigen 
Kartelle noch ganz unfertige Ipnftitutionen, gewiſſe Schwächen derjelben, 
wie ihre Tendenz, den technischen SFortjchritt zu hemmen oder das Ausland 
auf Kojten des Inlandes zu begünftigen, eben auf ihre ungenügende 
Drganijation zurüczuführen. Die Staatsgewalt fünne fich ihnen gegen= 
über jedenfalls nicht pajjiv verhalten. Sie habe fie anzuerfennen und 
ihnen jchließlich ein „PBroduftionsmonopol” zu erteilen. Die damit etwa 
verbundenen Gefahren jeien durch Einführung eines Konzeffionszwanges 
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und durch zollpolitifche Maßregeln zu befämpfen. Wenn dieje jtaatliche 
Anerkennung der Kartelle einer künftigen Fuftonierung der fartellierten 
Betriebe die Wege ebne, jo müjje man fich damit tröften, daß man nur 
die Wahl zwijchen „wilden“ und „Itaatlich geregeltem“ Monopol habe. 
Endlich aber dürfe man nicht vergefjen, daß diefe ganze Entwicklung 
günftig auf die Arbeiterverhältnifje zurüctwirfe, Könne doch der Staat 
den fartellierten und privilegierten Unternehmern ohne weiteres gemilje 
joztalpolitifche Verpflichtungen auferlegen, wie 3. B. die, ihre Arbeiter 
lebenslänglich anzuftellen, ihnen einen Minimallohn zu zahlen, eine ent- 
iprechende Abitufung der Lohnjäge herbeizuführen, für VBenfionierung im 
alle der AUrbeitsuntauglichfeit und für eine Witwen: und Waiſen— 
verjicherung zu jorgen. ine Kartellenguete, bei der jowohl Arbeitnehmer 
wie Angejitellte zu Worte fommen müßten, hätte dieje Bolitif einzuleiten. 

Eine jtaatliche Begünitigung der Kartelle wurde auch von Stein— 
mann=Bucher gefordert. Zwar ſei es „ein großer Irrtum, zu glauben, 
daß die einzige Urſache diejer Beitrebungen in der Zuvielerzeugung im 
Großgemwerbe zu juchen jei”. Die vorherrjchende Abficht jei vielmehr, 
„ven gejchäftlichen Gewinn möglichjt den Ginflüffen eines ungezügelten 
Wettbewerbes zu entziehen und ihn auf einer Höhe zu halten, welche 
günftigere Eriitenzbedingungen jchaffe, als fie ein einigungslojer Zuftand 
biete“. Doch habe die jchranfenloje Konkurrenz notwendig zum Verfall 
des Gewerbes führen müſſen. Anderſeits freilich feien die heutigen Kartelle 
feineswegs muftergültige Einrichtungen; fie jeien mit den Fehlern von 
„Lotitandsmaßregeln“ behaftet. Der Staat müſſe fich ihrer annehmen, 
er müſſe fie zunächit einer „umfafjenden und tiefeingreifenden Unter- 
juchung“ unterwerfen, fie dann auf Grund eines Spezialgejeges in „Ge— 
nojjenjchaften mit Beitrittszwang“ verwandeln, zu deren Überwachung und 
Leitung endlich ein „Induſtrieamt“ zu errichten fei. Eine „zwangsgenofjen- 
Ichaftliche Organiſation“ der von der Kartellierung betroffenen Gewerbs— 
zweige befürwortet 1839 in jeinem Buche „Preiſe und Krifen“ auch) 
K. Waſſerrab, für deren innere Gliederung in den beftehenden Zwangs— 
berufsgenofjenschaften der Unfallverficherung bereits ein gewiſſer Anhalt 
gegeben erjcheine. 

Sahen die bisher genannten Schriftiteller die legten Urſachen der 
Kaztellbewegung in gewiſſen unaufhaltfamen Entwiclungstendenzen der 
modernen Volkswirtſchaft, indem fie die Kartelle als die eriten Keime 
einer genofjenjchaftlichen Organijation der Großinduftrie auffaßten, deren 
Pilege auch die Staatsgewalt fich angelegen laffen jein müſſe, jo vertrat 
Brentano Ende der achtziger Jahre einen mwejentlich anderen Stand- 
punkt. Für ihn waren die Kartelle das Ergebnis einer vorausfichtlich 
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zwar längere Zeit anhaltenden, ihrer Natur nach aber vorübergehenden 
Weltmarktfonjunftur, „der Fallſchirm, deſſen fich die zu hoch geflogene 
Produktion bediene, um wieder auf den feiten Boden zu kommen“. 
„sh bin der Meinung,” erklärte er 1888 in der Geſellſchaft 
öfterreichifcher VolfSwirte, „daß wir an einem jener fritifchen Wende- 
punkte in der Wirtjchaftsgefchichte itehen, welche die Führung in der 
volfswirtjchaftlichen Entwiclung von den bisherigen Sitzen volfswirt- 
jchaftlicher Blüte hinweg in andere verlegen.” So jei Europa Amerita 
gegenüber in die Nolle gedrängt, in welcher fich Italien und Deutjchland 
befanden, als ſeit dem 16. Jahrhundert die Führung im Welthandel 
ihren Händen entwunden und auf die Länder am Mtlantifchen Ozean 
übertragen wurde. In die Defenfive gedrängt, jei es jet gezwungen, ein 
„loztales Schutzſyſtem“ zu entwideln. Und als deifen wichtigjtes Glied 
ericheine das Kartell, das zugleich als ein „willtommener Bundesgenofje“ 
im Kampfe gegen die Arbeitsloſigkeit zu begrüßen jet. 

Sn feinem Vortrag über „Die Urſachen der heutigen jozialen Not“ 
verjuchte Brentano ein Jahr jpäter, diefe Gedanken zu ergänzen, indem 
er auch die Wreispolitit der Kartelle, jogar ihre Begünſtigung des Aus— 
landes, aus höheren Gefichtspunften zu rechtfertigen juchte. ES würde 
hierdurch nämlich der Verflechtung der modernen Induſtrie in die Welt: 
wirtſchaft Nechnung getragen, der Preis innerhalb der durch die Schuß- 
zölle gezogenen Grenzen jo hoch geftellt, daß die Genevalfojten der Unter: 
nehmungen jchon allein durch den einheimifchen Abſatz gedeckt würden. 
Die Kojten, welche die ausgeführten Brodufte zu erjegen hätten, bejtänden 
aljo nur mehr in dem geringen Mehraufwand an Nohmaterial und 
Löhnen, die jpeziell auf ihre Heritellung verwendet würden. So würde 
die heimifche Induſtrie unter allen Umständen fonfurrenzfähig auf dem 
MWeltmarkte erhalten, und damit ein großes Hindernis einer energijchen 
Hebung der Lage der Arbeiterklafje bejeitigt. „Mit der Sicherung gegen 
ausländijche und innere Konkurrenz,“ jo betonte ex, „fehlt jede Ausrede 
gegen die Gewährung von Löhnen, bei denen fich leben läßt. Vor allem 
aber werden die Betriebsleitungen der Notwendigkeit enthoben, Arbeiter 
wegen Mangels an Aufträgen entlajjen zu müfjen. Kleine Schwankungen 
werden durch Kürzung oder Ausdehnung der Arbeitszeit ausgeglichen. 
Jeder Betrieb erlangt jomit eine ſtetige Arbeiterjchaft, mit der Nejerve- 
armee verfchwindet auch der verhängnisvolle Druck, den ihr Dafein auf 
die Arbeitsbedingungen der Bejchäftigten ausgeübt. Und nun droht auch 
nicht mehr länger eine Krifis, die Arbeiterverficherung unwirkſam und 
ungenügend zu machen. Nunmehr erjt wird eine Altersverjicherung, Die 
mehr al3 eine bloße Arbeiterunterjtügung ausmacht, überhaupt möglich”. 
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Gewiſſen Gefahren diefer Entwicklung, insbefondere der Bedrückung des 
Rublitums durch Verwertung eines eventuellen Monopols auf dem 
heimifchen Markte, und der Arbeiter durch Ausnugung der gejteigerten 
Macht des Unternehmers bei der Feititellung der Arbeitsbedingungen, jet 
durch zollpolitiiche Maßnahmen und durch einen fchleunigen Ausbau der 
Arbeiterfchußggejeggebung zu begegnen. 

Dieje optimiftifche Auffaffung der Kartellbewegung, die in Wien auch 
in der Debatte deutlich zutage trat, wurde noch gejtügt durch die Schilde= 
rungen, die 1889 P. E. Aſchrott und jpäter andere von den ameritanijchen 
Truſts entwarfen. Diejen oft mit rückfichtslofer Energie geleiteten, aus— 
geprägt monopofiftifchen Gebilden gegenüber erſchienen die deutſchen 
KRartelle als verhältnismäßig harmloſe Weſen. Auh B. Schönlant 
wagte nicht zu beftreiten, daß die in den Kartellen höherer Ordnung 
immer umfichtiger durchgeführte Verteilung der Abjatgebiete, der Aufträge 
und der Produktionsquanten nach bejtimmten Verhältniszahlen zu einer 
gewiffen Stetigfeit der Produktion, zu einem regelmäßigen Fortgang der 
gewerblichen Tätigfeit führe, wobei er es dahin gejtellt Tieß, ob Die 
Rartelle dem Kapitalismus neue Lebenskraft verliehen, oder die bürger- 
liche Gejellfchaft dem Untergang entgegentrieben, Nur „KRoalitionsfreiheit 
auf breitefter Grundlage” müfje den Arbeitern verbürgt werden, „damit 
ihr Schickſal in der Wagjchale des wirtfchaftlichen Syſtems nicht feder- 
leicht durch die erzene Wucht der Kartelle emporgefchleudert werde.“ 
Freilich, eine eingehendere Kenntnis der in Betracht kommenden Tatjachen 
fehlte. Studien, wie fie Großmann und Steinmaun-Bucher 1891 
in Schmollers Jahrbuch veröffentlichten, genügten nicht. Erſt die 
Anfang der neunziger Jahre vom Verein für Socialpolitik angejtellten 
Erhebungen über „Wirtfchaftliche Kartelle in Deutjchland und im Aus— 
lande“ und F. Sarters Unterfuchung über „Die Syndifatsbeitrebungen 
im xheinifch-weitfälifchen Kohlenbezirke“ von 1894 haben dann das über 
den Kartellen noch immer lagernde Dunkel einigermaßen gelichtet. 

Die durch Stiedas und Menzels gedructe Referate wohl vor— 
bereiteten Verhandlungen des Vereins über die Kartelle im Jahre 1894 
ipiegelten den Umſchwung, der fich in ihrer Beurteilung vollzogen, deutlich 
wider. Namentlich Bücher lieh diejer pejfimiftifchen Stimmung Worte. 
Endziel und Ergebnis der Kartellierung, das ftehe heute feit, jei eine Benach- 
teiligung der Schwächeren, d. h. der Konjumenten und der Wrbeiter, 
zugunften der Stärferen, der Kapitaliften. Das Kapital gewinne in der 
Induſtrie in dem Maße eine größere Sicherheit der Anlage, als die 
Kartelle fich Eonjolidierten, und die Riſiken der verfchiedenen Unter- 
nehmungen gegeneinander ausgeglichen würden. Die Dividenden der be= 
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teiligten Aktiengefellfchaften näherten fich dem Zins der Staatspapiere. 
Doch jeien die Kartelle „Übergangserjcheinungen”, nämlich „der. legte 
Verſuch des perfonifizierten einzelwirtichaftlichen Unternehmungstapitals, 
fich der Umfchlingung durch das unperfönliche Riejenfapital der Börje zu 
erwehren und ein Stückchen Selbitändigfeit zu retten dadurch, daß man 
ein anderes Stück aufgebe“. Nur als „Vorbereitung für die fünftigen 
Niefenunternehmungen, von denen jede monopoliftiich einen ganzen 
Produktionszweig beherriche und nach und nach alle Stadien des 
Produktionsprozefjes, von der Erzeugung des Rohſtoffes bis zum Vertrieb 
der fertigen Ware, ja, bis zum Übergang der legteren in den Konſum, fich 
einverleibe”“, fünne man fie wahrhaft begreifen. Hatte Menzel in jeinem 
Gutachten jede Bekämpfung der Kartelle durch zivil- oder jtrafrechtliche 
Normen verworfen und als einzige Möglichkeit die verwaltungsrechtliche 
Regelung diejer Unternehmerverbände offen gelafjen, indem er die Einführung 
einer Anzeigepflicht mit eventueller Bublifationsbefugnis der Staats- 
verwaltung empfahl, jo jchloß ſich Bücher diefen Vorfchlägen im weſent— 
lichen an. Allerdings, nur um vorbereitende Schritte könne es fich augen— 
blicklich handeln, zu denen bejonders auch eine gründliche Enquete nach eng— 
liſchem Mufter zu rechnen jei. In Zukunft jeien dann die Kartelle einer 
jtaatlichen Aufficht zu unterwerfen. Sie jeien anzuhalten, ihre Statuten, 
Verträge, Gejchäftsberichte uſw. einer noch zu jchaffenden Verwaltungs— 
jtelle (Rartellamt) einzureichen, und dieje dort zu regiitrieren. Jede Ein- 
tragung in das Kartellregiſter jet ohne Verzug zu veröffentlichen, Verab- 
vedungen anderer Art als rechtlich unwirkſam zu betrachten. 

Auch Schmoller betonte in einem Schlußwort, daß der Kartell: 
bewegung, al3 einer gleichfam „naturgeieglichen Entwicklung“, feine 
wejentlichen gejeglichen Hindernifje entgegenzuftellen jeien, wohl aber 
„die Dffentlichkeit ein Recht habe, in diefe Dinge hineinzuleuchten“. 
Die „volle Offentlichkeit“ müfje eventuell fogar erzwungen werden. 
Sie werde es dann auch mit der Zeit in irgendwelcher Form dahin 
bringen, „daß dem tatjächlichen Monopol die entjprechenden Pflichten 
im Gejamtintereffe, im Wrbeiterinterefje, im Konjumenteninterefje auf— 
erlegt würden.“ Er jehe in diefer ganzen Kartellbewegung nur einen 
Spezialfall der allgemeinen Entwicklung, die er öfter jo bezeichnet habe; 
„Se größer unfere Unternehmungen werden, je mehr Aftiengejellichaften 
entitehen, je mehr nach allen Seiten ganz große Inſtitute jich hevanbilden 
im Banfwejen, im Verficherungsmweien, im Verkehrsweſen, deito mehr 
erhalten dieſe Gejchäfte, welche Form fie immer haben, jelbjt wenn fie in 
der Hand eines Privatmannes find, wie Krupp, gleichmäßig einen halb 
öffentlichen Charakter. Sie hören auf reine Privatgejchäfte zu jein.“ 
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Und er halte das für fein Unglüd, jondern gerade für den größten Fort— 
jchritt. Er halte das für die vichtige mittlere Linie zwijchen jozialiftijchen 
Experimenten und der bisherigen Organiſation der VBollswirtjchaft. 

„Der Unternehmer im Kartell,“ jo hatte 1888 Aufpiß in der 
Kartelldebatte der öfterreichifchen Volkswirte gejagt, „hört auf, ein nüß- 
licher Bürger zu fein, und wird zur monopoliftifchen, ausbeuterijchen 
Drohne, deren Eriftenzberechtigung über furz oder lang in Frage geitellt 
werden muß. Und Ddiefe Frage wird, wenn an dem Kartell noch feit- 
gehalten wird, nimmer von der Tagesordnung verjchwinden, bis der 
Privatmonopolift und Ausbeuter, zu dem der Unternehmer im Kartell 
verband degradiert wird, an die Luft gejeßt, alle Broduftion verjtaatlicht, 
alles Privateigentum an Produftionsmitteln aufgehoben jein wird.“ 
Selbit ein führender Induſtrieller, hatte er fich damals mit feinem Proteit 
faft lächerlich gemacht. Jetzt gelangte zehn Jahre jpäter 2. Bohle in 
jeiner Abhandlung über „Die Kartelle der gewerblichen Unternehmer“ zu 
ganz ähnlichen Ergebnijjen, nachdem 1897 R. Liefmann in jeiner 
Schrift über „Die Unternehmerverbände, ihr Weſen und ihre Bedeutung“ 
vor allem die Morphologie der Kartelle, E. Steinbach in jeinem Buche 
„Rechtsgefchäfte der wirtfchaftlichen Organifation” desjelben Jahres die 
verschiedenen Formen ftaatlichen Eingreifens unterjucht. Die Entwiclung 
werde bei den Kartellen nicht itehen bleiben. Steigende Kartellierung 
bedeute wachjende Sozialifierung, weil es auf die Dauer nicht möglich 
jei, den Anteil, der dem Nenteneinfommen vom nationalen Gejamt- 
einfommen zufalle, in jeiner bisherigen Höhe aufrecht zu erhalten oder 
womöglich noch zu jteigern, während das Nenteneinfommen gleichzeitig die 
Grundlagen, auf denen die innere Berechtigung feines Bezuges ruhe, 
immer mehr verliere. Ein großer Induſtriezweig nach dem andern werde, 
fomweit er hierfür die Vorbedingungen biete, in den Beſitz und die Ver- 
waltung des Staates übergehen, der dem Kapital nur die landesübliche 
Berzinfung gewähren, den übrigen Teil des in jedem Produktions— 
zweige alljährlich erzielten Geminnes aber den Beamten, Angeitellten und 
Arbeitern desselben unverfürzt zugute kommen laſſen werde, jelbitveritänd- 
lich unter Befolgung einer die Intereſſen der Gejamtheit berückjichtigenden 
Breispolitif, damit nicht die Konjumenten, wie jegt von den fartellierten 
Unternehmern, in Zukunft von den fartellierten Arbeitern gejchröpft 
würden. 

Während man jedoch in Deutjchland noch immer debattierte, hatte 
man fich in dem benachbarten Oſterreich zum Handeln aufgerafft. Ein 
am 1. Juni 1897 dem Abgeordnetenhaufe vorgelegter Gejegentwurf „über 
Kartelle in Beziehung auf Verbrauchsgegenftände, die einer mit der 
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induftriellen Produktion in enger Verbindung ftehenden indirekten Abgabe 
unterliegen“, gelangte zwar nicht zur Beratung, wurde jedoch mit einigen 
Modififationen am 12. Dftober 1897 und dann in unveränderter Faſſung 
am 29. März 1898 wieder eingebracht, um jchließlich im Januar 1901 
vom Oſterreichiſchen Induſtrierat abermals umgearbeitet und erweitert zu 
werden. Es war begreiflich), daß die fernere Behandlung des Kartell 
problem3 zunächſt an diejen Entwurf anfnüpfte E. v. Philippovich, 
J. Yandesberger und K. Grünberg bejprachen ihn 1897 in jeiner 
urjprünglichen, DO. Wittelshöfer und ich jelbit 1899 und 1901 in 
feiner veränderten Geſtalt. Das Geſetz, das die Kartelle in eriter 
Linie ftaatlicher Aufjicht unterwerfen wollte, für bejondere Fälle aber noch 
eine Anzahl weiterer Maßregeln vorjah, kam nicht zur VBerabjchiedung. 
Doch bejichloß, Durch den erneuten wiljenfchaftlichen Meinungsaustaufch 
angeregt, jet der Deutjche Juriſtentag, die Frage „Welche Maßregeln 
empfehlen fich für die rechtliche Behandlung der Ninge oder Kartelle ?” 
für das Jahr 1902 zur Disfuffion zu jtellen. 

Das dem Juriſtentag von J. Landesberger eritattete ausführliche 
Gutachten gelangt zu dem Ergebnis, „daß es im mirtjchaftlichen und 
ſozialpolitiſchen Intereſſe liege, die Kartelle, ihre konkrete Gejtaltung, ihre 
Gebarung und Bolitif der öffentlichen Kontrolle, der Staatsaufficht zu 
unterjtellen, fie aus dem Dunfel zu führen, welches heute nur durch 
wiſſenſchaftliche Forſchung erlichtet werde, und ihnen hiergegen die ihnen 
etwa noch fehlende Sicherheit rechtlichen Beitandes und rechtlicher Wirk: 
jamfeit zu verleihen, ſoweit nicht ihre Vereinbarungen oder ihre Tätigkeit 
gegen zwingende allgemeine Normen der Nechtsordnung veritoßen.“ 
Doch müſſe unter den heutigen Verhältniffen die rechtliche Regelung 
des Kartellproblems auf dieſe Aufgabe und ihre möglichit zweckmäßige 
Löſung bejchränft bleiben. Dem pflichtete als Berichteritatter auch 
Menzel bei. Er beantragte im Sinne jeiner früheren VBorfchläge die 
„Einführung öffentlicher Kartellvegifter und die Statuierung einer Aus— 
funftspflicht gegenüber der Staatsgewalt von jeiten der fartellierten 
Unternehmer, ihrer Organe und Kommiffionäre”, empfahl jedoch gleich- 
zeitig „eine Reform der Gejegebung über die wirtjchaftlichen Korporationen, 
insbejondere die Aftiengejellichaften, in der Richtung, daß der Staats- 
verwaltung dieſen Körperichaften gegenüber die Wahrung öffentlicher 
Intereſſen ermöglicht würde”. Die lebhaften Debatten, an denen fich unter 
anderen auch F. Klein beteiligte, indem er „eine wirfjame, regelmäßige, 
materielle jtaatliche Überwachung des Kartells, ein präventives Eingreifen 
irgend welcher Behörde in die Gejchäftsführung des Kartell und der 
fartellierten Unternehmungen dermalen für rundweg ausgeſchloſſen“ 

XXV 5* 


68 Heinrich Waentig. 


erklärte, endeten überrafchenderweife im Plenum mit einer vorläufigen 
Vertagung der ganzen Angelegenheit. 

Ihre endgültige Erledigung erfolgte zwei Jahre jpäter auf dem 
Suriftentage zu Innsbruck. Und zwar zeigte fich bald, daß die An- 
hänger jtaatlicher Spntervention bier nur wenig Ausficht hatten, durch— 
zudringen. Schon die beiden in Druck gelegten Gutachten von 
Scharlah und Dove fprachen fich übereinftimmend gegen jedes 
Eingreifen der Gejeggebung zur Negelung des Kartellweſens aus. 
Die Verhandlungen jelbit jtanden unter dem Einfluß der unmiderftehlichen 
Dialeftif Kleins. In einem „blendenden Vortrage” wußte er die Ver: 
jammelten für eine ziemlich jchemenhafte Nefolution zu gewinnen, die 
teoß Landesbergers Eingreifen nach längerer Debatte mit geringen 
Modifikationen angenommen wurde. Sie erklärte „die gejegliche An— 
erfennung des rvechtsgültigen Beitandes der Kartelle für notwendig“ und 
befannte fich zu „der Überzeugung, daß auch im Bereiche des Kartells 
Normen und Geift des herrjchenden Privatrechtes uneingejchränft zur 
Herrichaft kommen, und jedermann hier den vollen und gleichen Schuß 
jeiner Intereſſen und jeiner Berjünlichfeit genießen müffe, wie im übrigen 
Nechtsverfehr”. Unberückſichtigt blieb ein Vorfchlag, den Klein in jeine 
Nede eingeflochten. Cine Art Bejchwerdeinftanz ſei zu jchaffen, „eine 
unter Zuziehung von Sachverftändigen entjprechend zufammengejegte jtaat- 
liche Kommiffion, die auf Anrufung einer Gemeindevertretung, eines 
größeren Produzenten und Hündlerverbandes ufw. die gegen die Preis- 
feitfegung des Kartell3 vorgebrachten Bejchwerden gründlichit kontra— 
diftorifch verhandle“ und über die Berechtigung der betreffenden Preife ent- 
jcheide. Die Bejchaffung alles hierfür nötigen Materials jollte der Staat$- 
verwaltung übertragen werden, die zu diefem Zwecke auch bejondere Aus- 
fünfte von den Kartellen und deren Mitgliedern verlangen dürfte. Wer 
an den von der Kommiſſion gemißbilligten Preiſen dennoch fejthielte, ſollte 
die Fähigkeit zur Bekleidung gewiſſer bürgerlicher oder beruflicher Ehren- 
ämter verlieren. 

Wenn feinen anderen, jo hatten die in volliter Dffentlichteit ge- 
führten Verhandlungen jedenfalls den Erfolg, immer weitere Kreife für 
die Fragen der Kartellpolitif zu interejfieren. Auch in den Parlamenten 
begann es fich zu regen. Eine Nefolution des Reichstags gab den 
Anftoß zu einer Neichskartellenguete, die 1902 begonnen, 1906 
beendet wurde, während eine im Neichsamt des Innern ausgearbeitete 
„Denkichrift über das Kartellweien“ die Reſultate der bisherigen Er- 
hebungen überfichtlich zufammenfaßte. Auch der Verein für Socialpolitif 
fonnte der Verſuchung nicht widerjtehen, das jchon früher behandelte 
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Thema 1905 einer neuen Grörterung zu unterziehen. Schmoller, der 
die Debatten einleitete, entwarf in einem großzügigen Neferate ein an- 
Ichauliches Bild von der augenblicflichen Lage und den zu beobachtenden 
Entwiclungstendenzen. Er erklärte namentlich das allgemeine Verlangen 
„nach einer gejeglichen Ordnung der Kartelle, nach einer fie an bejtimmten 
Punkten bejchräntenden Wirtjchaftspolitif, für natürlich und gerechtfertigt”. 
Zwar dürfe es weder in eine Unterdrücdung der Kartelle, noch in eine 
überjtürzte, allgemeine Verjtaatlichung einmünden. Auch eine Normativ- 
gejeggebung, die alle Kartelle in gleiche Verfaſſungs- und Rechtsſätze 
einzwängen wolle, jet heute noch nicht denkbar. Wohl aber müſſe „der 
Staat jofort durch ein Gejeß alle Kartelle und ähnliche Vereine anhalten, 
ihre Konſtituierung einer Neichsitelle anzuzeigen, ihre Statuten und alle 
wichtigeren Befchlüffe ihr einzureichen. Alles, was die übrigen Klafjen 
und ihre Intereſſen betreffe, jei von bier aus zur öffentlichen Kenntnis 
zu bringen“. Außerdem habe das Deutſche Neich „sofort in eine 
Änderung der Aftiengefeggebung in dem Sinne einzutreten, daß die 
Aktiengejellichaften mit 75 und mehr Millionen Mark Aktien- und 
Obligationsfapital verpflichtet würden, in ihrem Auffichtsrat ein Viertel 
der Stimmen Perjonen zu übertragen, die der Neichsfanzler und die 
Landesregierung (je zur Hälfte) als jolche bezeichnen, daß fie geeignet und 
verpflichtet jeien, die politiſchen und wirtjchaftlichen Intereſſen von Reich 
und Staat zugleich mit denen der Gejellfchaft wahrzunehmen.“ Auch 
von einem Viertel der Direktoren jeien die gleichen Gigenfchaften zu 
fordern. Das Gejeb habe endlich zu bejtimmen, „daß diefe Gefellichaften 
die Hälfte ihres 10 %/o überjteigenden Geminnes an Neich und Staat 
(je hälftig) abzugeben hätten. Auch auf andere Rechtsformen, Kor: 
porationen, PBrivatgejchäfte von gleichem Umfange, welche als Gejchäfts- 
unternehmungen erjcheinen, hätten dieje Bejtimmungen finngemäße An— 
wendung zu finden“, | 

Wenn die Kartellbewegung auf innerer Notwendigkeit beruhe, hatte 
Stieda jchon 1895 gejagt, „dann vermöge nur eine veränderte, ver: 
jtändig erweiterte, joziale und finanzielle Gejeßgebung das Gegengewicht 
herzuitellen, die überhaupt die Entjtehung zu großer Kapitalien im Keime 
hindere und eine mehr den Grundjäßen der Gerechtigkeit entjprechende 
Verteilung der Einfommen einzubürgern fuche”. Schmoller zog 
jegt die praftifchen Konjequenzen dieſes Gedankens, doch begegneten 
jeine Vorſchläge im einzelnen überwiegenden Bedenken. Nicht nur die in 
eriter Linie durch Kirdorf vertretenen Intereſſenten, jelbjt die ihm 
nächititehenden Redner, wie 9. Schumacher, erklärten diejelben für 
unwirkſam oder undurchführbar, wobei diejer letztere jeinerjeits, auf die 
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Ideen Landesbergers u. a. zurücgreifend, die Veröffentlichung der von 
den Kartellleitern beſchloſſenen Breisfeitiegungen empfahl, um „eine Prä— 
ventiveinwirfung der öffentlichen Meinung“ zu ermöglichen. Eine Ber: 
jtändigung aber wurde, wie in feinem Schlußwort Rathgen bemerkte, 
troß zweitägiger Debatten nicht erzielt. Auch die neuejte Literatur hat 
daran nicht3 geändert. 

Immerhin läßt fich ein gewiſſes Durchjchnittsergebnis des gejamten 
wiſſenſchaftlichen Nachdenkens über das Kartellproblem erkennen. Bhilip- 
povich dürfte es richtig formulieren, wenn er, nach einer Würdigung der 
großen organijatorifchen Bedeutung des Kartellwejens, 1905 in jeiner 
„Volkswirtſchaftspolitik“ betont, die Eingriffe des Staates müßten ich 
darauf bejchränten, „die drei möglichen jchäpdlichen Folgen des Kartells 
— Gteigerung des Unternehmereinfommens ohne Verdienit der Unter: 
nehmer, Verlangjamung des technischen Fortjchrittes, Nichtbeachtung der 
Intereſſen der Arbeiterfchaft — zu bejeitigen oder zu hemmen. Daher 
fein Verbot und feine ftrafrechtliche Verfolgung von Kartellen und feine 
zivilvechtlich Hindernde Vorſchrift, jondern 1. Unterftügung von allem, 
was jenen Richtungen entgegenwirken könne; demnach Erzwingung voller 
Offentlichkeit der Rartellverträge, eventuell Unterftügung von Gegenkartellen, 
von NMrbeiterorganifationen, auch Benützung der Zollpolitik und des 
jtaatlichen Einflufjes in der Verwaltung, um die Kartelle von einer aus— 
beutenden Monopolpolitit abzuhalten; 2. pofitive Eingriffe bei einzelnen 
Kartellen, deren volkswirtſchaftliche Wichtigkeit groß ſei (4. B. bei Kohle 
und Eiſen), und deren PBroduftionsbedingungen leicht zu überjehen jeien; 
3. Berftaatlichung in Fällen vollfommenerer Organijation, welche die 
Rolle des einzelnen Unternehmers auf die eines Betriebsleiters herabdrücke.“ 
Endlich ſei „angefichts der Weiterbildung der Kartelle in den Truſts 
auch zu erwägen, ob eine verwaltungsrechtliche Regelung nicht über die 
Kartelle hinausgreifen und die Monopole überhaupt erfaſſen mülje.“ 

Zu praftifchen Maßnahmen freilich iſt es noch nicht gekommen. 
Wohl hat fich im Laufe diejes Frühjahrs im Anjchluß an eine Refolution 
des Preußifchen Abgeordnetenhaufes auch der Reichstag mehrere Tage lang 
mit dem Kartellproblem bejchäftigt. Namentlich das Zentrum und, feinem 
Beijpiele folgend, die Konjervativen haben erklärt, daß gegenüber der von 
ven Kartellen der deutjchen Kohlen: und Eifeninduftrie befolgten, den in- 
ländischen Konſumenten zuguniten des Auslandes jchädigenden Preispolitif 
die bisherige Langmut des Staates ein Ende haben müſſe. Ein Kartell 
amt, al3 bejondere Abteilung des Neichsamtes des Innern, jei zu errichten 
und mit der Führung eines Kaxtellvegifters zu betrauen. Hinfichtlich der 
Kartellfagungen feien Normativbeftimmungen zu exlaffen und innerhalb 
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gewijjer Grenzen eine Anzeigepflicht der Kartelle zu ftatuieren. Es jei 
endlich jenem Kartellamt die Aufficht über die Gefchäftsführung der 
Kartelle mit dem Rechte der Entjendung eines Kommifjars zu ihren Be— 
vatungen zu Übertragen und das Publikum durch regelmäßige Veröffent- 
lichung feiner Wahrnehmungen aufzuklären. Die Regierung aber hat fich diejen 
Anregungen gegenüber ablehnend verhalten. Man müſſe, jo führte. der 
Staatsjefretär von Bethbmann-Hollmeg in der Sitzung vom 6. März 
diejes Jahres aus, es fich jehr gründlich überlegen, ob man es im Hinblick auf 
die Konkurrenz des Auslandes wagen dürfe, „Durch gejegliche Vorfchriften 
auf die Verhältniffe der Kartelle unmittelbar einzumwirfen,” und man 
müſſe jich weiter fragen, ob man durch jolche Eingriffe überhaupt zu einer 
Bejjerung gelange, Von einer politifchen Machtitellung der Syndikate, 
von einem Druck auf die Staatsgewalt jei in Deutjchland feine Rede. 
Die Regierung jei von jeher bemüht, den Erjcheinungen auch im Kartell- 
wejen aufs genauejte nachzugehen, und habe fich gegebenen Falles mit 
einzelnen Kartellen in Verbindung geſetzt, um diejenige Einwirkung aus- 
zuüben, die jie auf Grund der bejtehenden Geſetze habe. Ob diefe Macht- 
befugnis auf die Dauer genüge, lafje fich heute noch nicht jagen. Doch 
„babe man den dringenden Wunfch, wenn die Kartelle in ihrer Politik 
über das zuläffige Maß hinausgehen follten, einen Niegel vorjchieben zu 
fünnen.“ Das iſt gewißlich bejcheiden gejprochen. Doch, kann man es 
einem Miniſter verargen, wenn er fich jolange als möglich abwartend 
verhält bei der Erledigung einer Frage, Hinfichtlich deren auch die willen: 
jchaftlichen Akten noch längjt nicht gejchlojjen find? 


So zeigt fich denn nirgends deutlicher al3 gerade auf dem Gebiet 
der Kartellpolitif, wo Vorbilder aus der Vergangenheit fehlten, an die 
man jich anlehnen fonnte, die Unfertigfeit der modernen Gewerbeordnung 
in Deutjchland. Mit dem Eintritt einer relativen Bejtändigfeit unferer 
wirtjchaftlichen Eriitenzbedingungen wird diefer Mangel allmählich von 
jelbjt verjchwinden. Schlimmer iſt es, daß es unferer Gewerbepolitik in 
diejer Periode jozialer Reorganijation überhaupt an konfequenter Einheit: 
fichfeit gefehlt hat. Das ijt wohl zum Teil auf jenen Widerftand zurück— 
zuführen, den aus gar vielen Gründen von alters die Lehren der Theoretifer 
bei den Männern der Tat finden, auf jenen ewigen Gegenjat zwijchen 
Denken und Handeln, deijen gähnende Kluft fich auch unter den günitigjten 
Verhältnifjen niemals ganz überbrücen lajjen wird. Aber auch die Wiſſen— 
ſchaft ſelbſt iſt von Schuld nicht freizufprechen. 

Die Theorie des Liberalismus war ſeiner Zeit um Jahrzehnte voraus— 
geeilt. Geiſtvolle Denker hatten ein Ideengebäude errichtet, das in ſeiner 
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Gejchloffenheit den Zeitgenofjen unerjchütterlich dünfte. Und wie groß 
auch in den Tagen des Kampfes um die Gemwerbefreiheit unter dem 
Einfluß wechjelnder Zeititrömungen und fonfreter Bedürfnijje Die 
Schwankungen in der deutjchen Gemwerbepolitif gewejen fein mögen, das 
wijjenjchaftliche Syitem der freien Konkurrenz als Mittel zur Entfefjelung 
der treibenden Kräfte in der Entwiclung der Volkswirtſchaft blieb davon 
unberührt. Und mochte man über den Wert des Freiheitsideales ftreiten, 
über die praftifchen Mittel zu feiner Verwirklichung konnte man nicht im 
Zweifel fein. Darf man von der Gemwerbepolitit unferer Zeit Ähnliches 
behaupten? Die Wiſſenſchaft hat die Periode der jozialen Organijation 
nicht vorbereitet, vielmehr hat fie fich von den Greignifien treiben laſſen. 
Und die Politik it oft ohne fie, ja gegen fie ihren eigenen Weg gegangen, 
weil die Wiſſenſchaft, voll von Widerjprüchen, jene zwingende Kraft über- 
legener Einficht vermifjen ließ, die der Theorie des Liberalismus eigen- 
tümlich war. 

Ein Verhängnis war e8, daß Marr, das größte theoretifche Genie, 
das Deutjchland Mitte des 19. Jahrhunderts in der Nationalökonomie 
hervorgebracht, von politifchen Leidenjchaften geblendet, jein Syſtem auf 
einer Grundlage aufgebaut, die unter den prüfenden Schlägen des fritifchen 
Hammers zerbröceln mußte. Über feiner Theorie des Klafjenfampfes, die 
eine eventuelle Möglichkeit zur gefegmäßigen Notwendigkeit jtempeln wollte 
und beitenfalls ein Gejet jozialer Dynamik hätte ergeben fünnen, überjah 
er die für unjere Zeit überragende Bedeutung des Problems der jozialen 
Form, die für ihn gemwiljermaßen automatisch aus dem jpontanen Wirken 
der wirtjchaftlichen Broduftivfräfte hervorgehen mußte. Und jeine Schüler 
find ihm darin gefolgt, Der „Kathederſozialismus“ aber hat feine jozial- 
politifche Aufgabe in eriter Linie darin gejehen, die „jittliche Forderung“ 
zu vertreten und die relative Berechtigung jeiner Ziele durch eine Reihe 
in ihrer Art glänzender hiftorifcher Unterfuchungen zu begründen. Für 
eine Theorie der Sozialen Statit als Vorbedingung aller Gozial- 
politit hatte man nichts übrig. So iſt es gefommen, daß die Frage 
der jozialen Organifation, die ihre praftifche Löfung auf mancherlei Irr— 
gängen erfährt, theoretifch heute im wejentlichen noch ebenſowenig durch- 
leuchtet ijt wie vor fünfzig Jahren, da Stein, Marlo und Schäffle 
fie zuerit in Angriff genommen. Und doch liegt hier der Schatz be— 
graben, den eine neue Generation von Denkern heben muß, wenn fie, wie 
einit die Briten der Politik des Liberalismus, jo der Sozialpolitik der 
Gegenwart eine geficherte wifjenschaftliche Grundlage geben wollen. 
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! Eine Literaturgefchichte der deutjchen Handelsgeſchichtsforſchung jcheint mir 
ein ganz unmögliches Unternehmen. Denn fie befteht wejentlich aus zahllojen Einzel- 
unterfuchungen, die teils jelbjtändig, teils in Zeitjchriften erichienen find und den 
allerverjchiedenften Problemen nachgehen. Wozu noch erſchwerend fommt, dab ein 
Teil ihres Inhaltes überhaupt in anderen Darftellungen gefucht werden muß. Cine 
chronologiſche und entwicdelnde Behandlung ift jonach nicht angängig. Aber ebenfo 
ericheint eine Aufführung von Namen und Titeln ganz inhaltlos. Sollte daher 
diefer Beitrag nicht aus dem Rahmen des Geſamtwerkes herausfallen, jo mußte ich 
mich damit begnügen, die Probleme anzudeuten, denen man in der deutjchen Handel3- 
geichichteforichung nachgegangen ift. Und auch hier glaubte ich, mich mit dem 
Mittelalter und der Neueren Zeit begnügen zu jollen und jpreche nicht von der 
Urzeit und dem Altertum, deren Gefchichte doch unter befonderen Bedingungen fteht. 

Aber auch von einer Begründung der einzelnen Säbe mußte ich Abftand 
nehmen, da jonft bei jedem Punkte eine Menge Streitfvagen und eine Menge „Literatur“ 
hätte erörtert werden müſſen. Aus der furzen Überjicht wäre dann ein umfang» 
reiches Buch geworden. Darum find feine Anmerkungen Hinzugefügt und nur aus— 
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I. Die leitenden Ideen. 


1. Der Inhalt der Handelsgefchichte. 


Jede Darjtellung der Handelsgefchichte wird immer auf bejondere 
Schwierigkeiten jtoßen, die mit dem Weſen ihres Gegenitandes eng zu— 
jammenhängen. Wie der Handel jelbit ein Glied der Volkswirtſchaft ift, 
der nur veritanden werden fann, wenn man das vorangehende Stadium 
der Güterhervorbringung und das folgende Stadium des Güterverbrauches 
berückfichtigt, wie anderjeit3 die Handelspolitif immer nur ein Glied der 
Allgemeinpolitif des Staates oder des Landes ausmacht, von ihr die Im— 
pulje empfängt und wiederum auf fie zurücwirkt: jo jteht auch die Ge- 
jchichte des Handels nicht jelbitändig da, jondern tft nur zu verjtehen im 
Zufammenhang der übrigen Faktoren des wirtjchaftlichen und politischen 
Lebens. Darin beruht ihr bejonderer Reiz, aber auch die bejondere 
Schwierigkeit ihrer Behandlung; darauf auch, daß eine gejchlofjene Dar: 
jtellung der Handelsgefchichte erheblich mehr VBorausfegungen und Zu— 
jammenhänge berücjichtigen muß, als jeder andere Teil der Kultur- 
gejchichte. Den Umfang ihrer Aufgaben fann man nach zwei Richtungen 
umgrenzen. 

Die äußere Handelsgeſchichte erſcheint immer als integrierender 
Teil der allgemeinen und der politiſchen Geſchichte. Es iſt gewiß zuviel 
geſagt, daß alle Kriege und internationale Verwicklungen letzthin Handels— 
und Kolonialkriege ſeien. Aber von einem nicht geringen Teile gilt aller— 
dings das Wort Goethes: „Krieg, Handel, und Piraterie, Dreieinig 
ſind ſie, nicht zu trennen.“ Von dem Ringen zwiſchen Perſern und Griechen 
um den Beſitz Kleinaſiens, der Römer und Kartager um die Herrſchaft 
des Tyrrheniſchen Meeres angefangen bis zu dem ſpaniſch-amerikaniſchen 
und dem ruſſiſch-japaniſchen Kriege hin iſt ein Leitmotiv der Völker der 
Kampf um die See d. h. um die Handelsherrſchaft geweſen. Auch die 
Kreuzzüge, der Schwedenkrieg, die Kriege Ludwigs XVI., der Siebenjährige, 
die Kriege Napoleons verleugnen den kommerziellen Charakter nicht. Es 
wird aljo die äußere Handelsgefchichte, die fich abipielt in den Verträgen 


nahmsweije Namen genannt worden, wenn fie mir aus irgendeinem Grunde bejonders 
charakteriſtiſch erſchienen: der Kenner wird doch in jedem Falle wiſſen, was gemeint 
und wo nähere Literatur zu finden ift. Es handelt ſich endlich, wie faum gejagt zu 
werden braucht, um Ideen und Probleme, twie fie in der deutjchen Wiſſenſchaft 
wirklich zum Ausdruck gelangt find, nicht etwa um Normierung fünftiger Auf- 
gaben, die nur hier und dort angedeutet werden: es ſoll ein Nechenjchaftsbericht fein, 
fein Programm. 
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zwifchen den Staaten, den Maßnahmen der Handelsdiplomatie, den Ver— 
bandlungen um Recht und Privilegien in fremden Ländern, den Kolonial— 
erwerbungen zum guten Teile immer unter den äußeren Greigniffen der 
Länder eine Stelle finden müſſen. Auch hat fich gerade mit dieſen Fragen 
ein nicht geringes praftifches Spntereffe dauernd verfnüpft. Staatsmänner 
und Politiker, öffentliches Leben und ftaatliche Macht wurden von jelbjt 
darauf geführt. Vor allem die politifchen Maßnahmen etwa der Han- 
delSverträge oder der Getreidepolitif oder der Kolonialverwaltung werden 
jo immer wieder Gegenjtand aftiver Teilnahme weiterer Kreife. Und fo 
empfängt fie, zufammen mit der politifchen Gejchichte, dauernd mannig- 
fache Anregungen aus dem Leben der Gegenwart. 

Die innere Handelsgejchichte ſteht ihrerſeits mit den allgemeinen 
wirtjchaftlichen Vorausjegungen in engjtem Zufammenhang. Sie ift nur 
zu verjtehen, wenn man Anfchauungen über die Art der landwirtjchaft- 
lichen und gewerblichen Produktion damit verbindet, fich Klarheit über 
den Betrieb und Abſatz der Waren, über den Umfang des Verkehrs und 
den Charakter der Handelsperjonen, über die Form ihrer Ajjoziierung 
und die Größe ihres Gewinnes verfchafft. Da der Handel hier immer im 
weiteren Sinne zu veritehen ift, jo gehören nicht nur der Warenhandel, 
jondern ebenjo der Geldhandel, die Banken, die Börjen, die Münz— 
verfaffung und die Verfehrseinrichtungen, die Preisgejtaltung und die 
Spefulation hierher. Der Handel erjcheint jo als ein mächtiger Organi- 
fator der Volkswirtſchaft — gewiß nicht al3 der einzige, wie man ge- 
meint bat, aber doch neben Bevölkerung, Technif und Kapital als der 
wejentlichite Faktor aller wirtjchaftlichen Entwicklung in der Gefchichte. 
Volkswirtichaftliche Begriffe und Anjchauungen über dieſe Dinge und 
deren gegenjeitige Bedingtheit find darum erforderlich, um aus den Worten 
der Quellen und Urkunden Leben zu jchöpfen. Dieje ganze Betrachtung liegt 
weniger offen zutage, wird weniger Gegenſtand lauter Aufmerkſamkeit 
und das Intereſſe dafür ift nicht jo unmittelbar gegeben wie bei den Er- 
eigniffen der äußeren Handelsgejchichte, obwohl fie weit mehr das Weſen 
des Handels trifft. 

In Deutjchland waren aber noch bejondere Hindernifje für eine 
folche Darftellung der Handelsgejchichte zu überwinden und find es teil- 
weife noch. ES ift unverkennbar, daß noch jede gejchichtliche Betrachtung 
ihre Anregungen vor allem aus den Impulſen der lebenden Gegenwart 
empfangen hat, daß dieje die eigentlichen Probleme jtellt: wie man das 
ausgedrückt, daß im Grunde jede Zeit die Gejchichte der Vergangenheit 
von neuem jchreibt. Nun ijt Deutjchland erſt in der legten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts in die industrielle und kommerzielle Entwicklung 
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eingetreten, der Handel hat exit in den letzten beiden Menjchenaltern bei 
uns wieder eine führende Rolle zu jpielen angefangen. Wirtjchaftliche 
Gejichtspunfte traten vordem ganz in den Hintergrund des öffentlichen 
Spntereffes gegenüber den politifchen. Dieje waren für die damalige Kon- 
itellation Deutjchlands die wichtigften. Fragen der Politik, des Rechtes, 
der Gejeggebung und der Verfaſſung jtanden voran in der allgemeinen 
Geltung und dieje beherrjchten dann auch durchaus bis in die SOer Jahre 
die deutſche Gefchichtjchreibung. Erſt nachträglich Hat man aus diejen 
biftorifch bedingten Zeitmotiven eine logiſche und abjolute Gejchichts- 
theorie zu machen unternommen, als jene Konitellation im Grunde jchon 
vorbei war. Soweit man fich mit der Handelsgejchichte bejchäftigte, hat 
darum auch die politijche Seite jtarf überwogen und das wirft zum Zeil bis 
zur unmittelbaren Gegenwart nach. Das Betonen der perjünlichen Fak— 
toren, der führenden Syndividuen und Staatsmänner (Wait jchrieb das 
Leben Wullenwebers, Ehrenberg nennt fein Buch nach dem Haufe 
der Fugger), die politischen Verwicklungen und Machtbeitrebungen traten 
daher ebenfalls in den Vordergrund. Selbit wo man fich mit der inneren 
Handelsgejchichte abgab, waren e3 doch mehr die Nechtsanjchauungen, 
die Verfaffungsfragen, die äußere Ordnung des Verkehrs an Stelle wirt- 
ichaftlicher Momente, die vor allem behandelt wurden (Marktrecht, Gilden- 
verfaſſung, Gejellichaftsform). Die deutjchen Hiſtoriker beſitzen meiſt die 
volfswirtjchaftlichen Begriffe und Anfchauungen nicht, die unerläßlich 
find, um wirtichaftliche Gefichtspunfte in der Daritellung zur Anwendung 
zu bringen. Es fommt freilich jehr in Betracht, daß die Quellen zunächit 
von jelbit mehr auf jene Momente der politifchen Behandlung hinführen 
als auf dieſe innerlichen. Ein äußeres Moment iſt für die deutjche Dar— 
itellung der Handelsgejchichte, wie mir ſcheint, jehr charafteriftifch. Die 
Regiiter der Urkunden ſowohl wie der Daritellungen enthalten vor allem 
Orts- und PBerfonennamen, aber fein Sachregiiter. Sowohl 
SimonsfeldS Fondaco dei tedeschi alS auch Daenells Hanjeblüte 
entbehren des legteren, jogar noch Schultes Handelsgejchichte ebenjo 
wie viele Urkundenfammlungen führen es nicht, obwohl es offenbar für 
diefe Dinge das Wichtigite tft. Sogar die Gejchichte der deutjchen Hanſe 
hat fich eine vorwiegend politifche Darftellung gefallen laſſen müſſen. 
Wenn Dietrich Schäfer noch jest erklärt, daß die Urfachen des Über- 
gewichts der Hanje keineswegs wirtjchaftliche gemwejen, jondern in eriter 
Linie ihrer überlegenen Politik zu verdanken jeien und vor der Über- 
ſchätzung mirtjchaftlicher Momente gewarnt werden müſſe: jo iſt das eine 
petitio prineipii. Man fann unmöglich ein Urteil darüber abgeben, ob 
die Behandlung wirtjchaftlicher Momente nötig iſt, um uns ein tieferes 
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Veritändnis der Berhältniffe zu erjchliegen, jo lange ſie nicht durch: 
forscht find. Im Gegenteil iſt durchaus zu vermuten, daß gerade hier 
exit die wirtjchaftliche Beleuchtung neue Aufjchlüffe bringen wird. Die 
Hanje war in erjter Linie ein Verband von Kaufleuten und iſt es dauernd 
geblieben: ihre Gejchichte ijt alfo vor allem Wirtfchaftsgefchichte. Nicht 
das politifche Verhalten der Städte, jondern die wirtichaftlichen Grund: 
lagen der Hanjejchen Kaufleute bedingen deren Bedeutung. 

Hier haben die Nationaldfonomen die wirtjchaftlichen Gefichtspunfte 
in die deutjche Handelsgefchichtsforichung gebracht und mit Nachdrud 
betont: Probleme gejtellt, Anregungen gegeben, auf die Erichließung und 
Erforschung der Quellen bejtimmter Richtung hingewieſen und die nötigen 
Anjchauungen gegeben. Wir ftehen exit im Anfang diefer wirtjchaft- 
lichen Forſchung in Deutjchland. Sie wird gewiß nicht die einzige fein 
fünnen, aber jedenfalls den ihr gebührenden Bla in Fragen beanjpruchen 
müfjen, die ihrer Natur nach wirtfchaftliche find. Die deutfche Forſchung 
hat mannigfache Anregung vom Auslande empfangen, die hier nicht zu 
jchildern tft; aber zweifellos hat fie ftärfere zurücdgegeben und dadurch 
auch die Fremdforichung befruchtet. Wie der Handel in das zentrale 
Problem des gejchichtlichen Lebens der KRulturvölfer rückt, fo gehen auch von 
der Handelsgefchichte Strahlen auf faſt alle Gebiete der hiſtoriſchen 
Forſchung aus, 


2. Die verjchiedenen Gefamtauffafjungen. 

Wir werden im ganzen vier Gruppen von Forjchern unterjcheiden 
fönnen, die an die Aufgaben der Handelsgefchichte herangetreten find. Sie 
repräjentieren Oejamtauffafjungen und Ideenrichtungen und bedeuten zu— 
gleich eine hiſtoriſche Aufeinanderfolge der Broblemitellungen in der deutfchen 
- Handelsgejchichtsforjchung. 

Der politijche Hiftorifer wird auf die äußeren Greigniffe das 
Hauptgewicht legen, die Bedeutung und Verflechtungen der handelführenden 
Städte und Nationen, daS Streben nach politifcher Macht und deſſen 
mannigfache Negungen etwa in der Gejchichte der Hanje oder dem Zeit- 
alter des Merfantilismus betonen. Es ijt gezeigt, daß in Deutfchland 
bislang dieſe Nichtung bei den eigentlichen Hiftorifern durchaus überwog. 
Gewiß fann eine folche Daritellung nicht entbehrt werden, da fie den 
Rahmen der Gejchehniffe abgibt, da auch viele Vorgänge des Handels 
durch fie eine Modififation erfahren, die jonjt nicht erflärt werden könnte. 
Dietrich Schäfer Darftellungen tragen diefen Charakter der politischen 
Gejchichte, zum Teil auch Heyd; aber noch von Schaube, der doch 
dem Titel nach „Handelsgejchichte” treiben will, gilt dasjelbe. Auch die 
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bisherige deutjche Behandlung der Kolanialgefchichte ift nicht weit davon 
entfernt. Gegen diefen Standpunft ſelbſt ijt nichts einzuwenden, wenn er 
nur nicht der alleinherrfchende fein will, und die Notwendigkeit einer 
anderen Betrachtung ausdrüdlich anerfannt wird. Daß der einzelne 
Forſcher durch die Arbeitsteilung gezwungen ift, ſich auf eine bejtimmte 
Stoffauswahl zu beſchränken, ändert prinzipiell an der Auffafjung nichts, 

Der Rechtshiſtoriker betrachtet die Formen des Rechtes, ihre 
Ausbildung und Veränderungen, ihre Abhängigkeit von den wechjelnden 
Bedingungen des Dafeins. Gr wird die rechtlichen Begriffe in den Vor- 
dergrund ftellen, den Gejellichaftsvertrag, den Kaufmannsſchutz, die Markt— 
ordnung, das MWechjelvecht, die Verfafjungsfragen des Handels. Dies er- 
jcheint darum bejonders [ehrreich, weil das Handelsrecht einen inte 
grievenden Beitandteil des bürgerlichen Rechtes und der Lapitaliftiichen Ge- 
jelljchaft ausmacht und feine Genefis Rücjchlüffe auf deren Werdegang 
geitattet. Gerade die deutjche Literatur hat ein Werk hervorgebracht, 
wohl das einzige auf unjerem Gebiete, das „klaſſiſch“ genannt werden 
fann: ebenfo durch univerfale Gefichtspunfte wie durch Beherrichung der 
Materie fich auszeichnet — Goldſchmidts Torjo. Auch dieje vechtliche 
Betrachtung ift anzuerfennen; nur wird man fich davor zu hüten haben, 
Recht und Wirtfchaft miteinander zu verwechjeln oder aus der Dar- 
jtellung des einen bereits Schlüffe auf die innerliche Gejtaltung des anderen 
zu machen, was immer noch des Öfteren gefchieht. So tragen z. B. neuere 
Unterfuchungen über den Groß und Kleinhandel und über die Handels- 
gejellfchaften einen mehr verfaffungsgefchichtlichen Charakter, der für die 
Wirtjchaftsgefchichte nur mittelbaren Wert beanjpruchen kann. 

Der Wirtſchaftshiſtoriker hat Antereffe an den Nealien und 
deren theoretifchen Durchdringung. Auch er dat wie der Juriſt mit 
icharfen Begriffen zu tun und beftimmte Anſchauungen an die Materie 
zu bringen. Aber Anfchauungen und Begriffe find nicht die jwriftifchen, 
jondern eben die wirtjchaftlichen. Bei der Gejellfchaftsform interefjiert 
ihn 3. B. nicht die formale Frage, ob offene Handelsgejellichaft oder Ge— 
(egenheitsgejellfchaft, jondern vielmehr, wie groß die Kapitalsanteile wirk— 
(ich geweſen und ob man dabei von „Lapitaliftifchem Betrieb“ wird jprechen 
fönnen, wenn ſelbſt der Nachweis gelungen tft, daß es jchon im 14. Jahr— 
hundert die exjtere gegeben hat: die Form iſt für den wirtjchaftlichen 
Inhalt durchaus etwas Sekundäres. „KRapitaliftifch” fann das eine wie 
das andere fein, beide brauchen es aber nicht. Der Nationalöfonom be— 
tont daher die wirtjchaftliche Grundlage der Produktion, den Abjat, den 
Gewinn und die Koiten, die Größe des Umfages und die Zahl der 
Händler. Hier liegen vor allem die neueren Streitfragen der Handels— 
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gejchichte, indem er allerdings der Meinung ift, daß zuerſt diefe Fragen 
erörtert werden müjjen, um für die übrigen ein Verſtändnis zu gewinnen. 
Die Handelspolitif und das Verhalten der Verwaltung brauchen darüber 
nicht vernachläffigt zu werden, machen doch aber nur einen Teil der „Idee 
der Wirtſchaft“ aus. 

Der Kulturhiſtoriker endlich ift bisher am wenigſten zu feinem 
Rechte gekommen. Unterfuchungen über die Bedeutung, die der Handel 
für die Ausbreitung gewiſſer Kulturen hat, gibt e8 wenig. Das 
Schillerſche zum Überdruß zitierte Wort hat eigentlich wenig wifjen- 
jchaftliche Forjchung ausgelöit (Georg Steinhaufen hat einen Anfang 
gemacht). Der Einfluß des Drientes auf die Ornamentik des 15. Jahr— 
hundertS 3. B. in Deutjchland ift auf Wermittelung des italienischen 
Handels zurückzuführen (ovientalifche Teppiche, Bucheinbände); ebenfo der 
Einfluß der Araber (Arabesten) und Spanier (Majoliten aus Mallorka) ; 
ähnlich it die Nachahmung des japanifchen und chinefifchen Porzellans 
durch das holländische im 17. Jahrhundert nur durch den Handel zu 
erklären. Das Kunjtgewerbe vor allem hat Anregung empfangen, die auf 
den Handel zurücführt. Anderfeits hat die Blüte der Hanſeſtädte, die 
Anhäufung des faufmännifchen Reichtums durchaus feine Fulturelle Blüte 
auf dem Gebiete der Kunſt oder der Dichtung oder der geiftigen Kultur 
hervorgerufen. Al das verlangt noch eine Erklärung und Aufhellung. 
Sodann iſt der Einfluß ſpezifiſch kaufmänniſchen Geiftes, der „Nechen- 
haftigfeit“ des Lebens zu erweifen; auch das Gebaren des Kaufmanns, fein 
Lebensitil, jein geiftiges Intereſſe, fein fittliches Verhalten, feine Sprach- 
fenntniffe in früherer Zeit, auch die Verbreitung der Kulten und Reli— 
gionen verdienen Unterfuchung; Harnack hat 3. B. darauf hingemiejen, 
daß die Ausbreitung des Chriftentums gern den Spuren des Kaufmanns 
und den Handelsmwegen folgte. 

Es ijt deutlich, daß nicht ein Einzelner in der deutjchen Handel3- 
gejchichtsforichung dieſe verjichiedenartigen Ideen und Problemitellungen 
beherricht hat. Sinn für auswärtige Handelsverwicklungen und diplo— 
matiſche Erwägungen zugleich mit einem Blick für das pezififch Wirtfchaft- 
liche oder Zulturgefchichtliche Anjchauungen zugleich mit Sinn für die 
Diltinktionen des Rechtes verbinden fich faum. Leicht hält die einzelne 
Betrachtung fich für das Ganze und für das Ausfchlaggebende und über- 
jieht die anderen Seiten des Lebens. Diefe verjchiedenen Problem- 
jtellungen find, wie bereits hervorgehoben, auch zeitlich in der Dar- 
jtellung der Handelsgefchichte aufeinandergefolgt. Zuerſt ift allenthalben 
die äußere Gejchichte durchforfcht worden. Dann wurden die rechtlichen 
Formen in Angriff genommen. Gegenwärtig ftehen die wirtfchaftlichen 
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Fragen im Vordergrund des Intereſſes. Es iſt anzunehmen, daß 
fünftighin die fulturgefchichtlichen noch mehr Bedeutung erlangen werden. 
Aber diefe Gejamtauffafjungen können jehr wohl nebeneinander jtehen 
und jich ergänzen. Jede verlangt ihre bejonderen Gefichtspunfte und 
Methoden, jowie ihre bejondere Frageitellung und Ausleſe beim Quellen— 
material. 


3, Die Behandlung der Quellen, 


Auch von den Quellen gilt, was von der Gejamtauffaffung gejagt 
wurde, daß es jomwohl bei der Auswahl im ganzen, als bei ihrer Benugung 
im einzelnen, in exiter Linie auf die Art der Frageitellung anfommt. Da 
die Dinge, um die es fich handelt, dem Blicke der gleichzeitigen Hiftorifer 
meiſt entgangen find, jelbit die Hanfegefchichte feinen Chroniiten gefunden 
bat, jo muß die Konjtruftion exit nachträglich aus den Akten verfucht 
werden. Man wird prinzipiell zwei Gruppen von Quellen unterjcheiden 
Dürfen. 

a) Urkunden. Dahin gehören Stadtrechte, Erlaſſe und VBorjchriften, 
Satzungen von Genofjenjchaften (Gildenſtatuten) und Bejchlüffe der Handel3- 
tage (Hanferezejje), Gejege und Gejegbücher, Acta mercatoria, Notariats- 
urfunden und Notularien der Nechtsanwälte, Handels: und Schiffahrt3- 
verträge, Prozeßakten und Gerichtsentjcheidungen, jodann alle Maßnahmen 
der Handelspolitif und deren Begründung. 

Es find, wie man erkennt, vor allem Akte dev Handelspolitif, 
die jo Gegenjtand einer Aufzeichnung geworden find, ſei es der Ordnung 
im Innern, jei es der Verhandlung nach außen. Nur allzu Leicht jcheint 
fi) dann das Leben in dem zu erfchöpfen, was in diefen Akten auf- 
gezeichnet tit. In ſyſtematiſcher Weife für die Handelsgejchichte veröffent- 
licht find nur wenige diefer Quellen — vor allem die Hanferezejje und 
Hanjejchen Urkundenbücher; jodann wurden einzelnen Darftellungen Urkunden 
angehängt. Aber im ganzen find noch nicht einmal die Negeften ſyſtematiſch 
geordnet. Es find Quellen, die vor allem das Sein-Sollen behandeln: 
Fragen der äußeren Handelsgefchichte, der Handelspolitif, der Verfaſſung 
und Organijation, des Handelsrecht laſſen ſich aus ihnen bearbeiten. 
Dder fie haben es mit Entjchließungen und Erwägungen zu tun, die uns 
die Motive der handelnden Perſonen nahebringen. Dieje Quellen haben 
namentlich im Anfang die Grundlage der Darjtellungen gebildet, da 
fie am leichtejten auszubeuten find und ſchon dem Wortlaute nach am 
meiiten für jich jelbjt jprechen. Aber jo wichtig fie auch ſonſt find und 
jo jehr fie oft die einzigen find, die Rückſchlüſſe geftatten, für eine Dar- 
ſtellung der wirtjchaftlichen Geftaltung des Handels reichen fie nicht aus. 
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Sie können erſt dann dieſe Probleme erſchließen, wenn man ſich ſonſt 
Vorſtellungen von dem Inhalt des Handels gebildet. Werden z. B. die 
überſeeiſchen Unternehmungen der Welſer überwiegend aus ſolchen Prozeß— 
akten dargeſtellt, ſo bleiben die weſentlichſten Punkte unerforſcht, während 
Außerlichkeiten ſich ſehr breit darſtellen laſſen. Lange Zeit haben ſie da— 
her auf die Geſchichtsforſchung eingewirkt, da man erſt allmählich den 
Sinn für andersartige Quellen gewann. 

b) Realien: das find ſolche Quellen, die uns den konkreten Inhalt 
des Handels erjchließen. Dahin gehören Zolleodeln und Zollbücher, Rod— 
ordnungen und Schiffsregiiter, Faufmännifche Lehrbücher und Handlungs: 
bücher, Handelsrechnungen, (etwa des Deutjchen Ordens) und finanzielle 
Abrechnungen, Warenverzeichnijje und Preistaxen, Abgabengebühren und 
Breisnotierungen, Erbjchaftsregulierungen, kaufmänniſche Korrefpondenzen 
jowie Familienaften, dann natürlich Handelsitatiftit und handelsſtatiſtiſche 
Aufzeichnungen. Gehen die eriten Gruppen von Quellen den Gejchehnifjen 
öfters voran, jo find die zweite Gruppe meist Aufzeichnungen über wirk— 
liches Geichehen. Die Durchforſchung diejer Quellen iſt noch jüngeren 
Datums und noch weniger ſyſtematiſch gefchehen, da fie fich oft unter 
anderen Quellen veritecfen und der Benußer erſt lernen muß, aus ver: 
ftreuten Daten diejer Art einen Zufammenhang zu fonjtruieren. Die Ber- 
mwertung gerade dieſer Duellengattung jest daher bejondere VBertrautheit 
mit der Materie und mühjamite Bearbeitung voraus. Es ſei z.B. an 
die Benugung der englifchen „Enrolled aceounts” durch Schanz oder der 
jpanifchen „Registros” durch) Häbler erinnert. 

Am wichtigiten wären in dieſer Beziehung Handlungsbücher, Die 
erit einen wirklichen Einblie in die abgejchloffenen Gejchäfte gewähren. 
Es ijt aber im Grunde Zufall, wenn einmal eins erhalten tft: jo das 
des Ott Rulands, des Töllner, des Wicko von Gelderien, der beiden 
MWittenborgs, der Augsburger Handelsgejellichaft Haug & Co. Aber jo 
bedeutend die Einblicke find, die wir für das innere Weſen des Handels— 
betriebes daraus erhalten, man wird doch wiederum nicht aus ihnen allein 
oder auch nur vornehmlich die Handelsgejchichte aufbauen können. Dazu find 
fie nicht zahlveich genug; dazu fünnen fie auch der Natur der Sache nach 
nur einzelne Brobleme aufklären. Bor allem iſt es immer die Frage, wie 
weit der einzelne Fall verallgemeinert werden darf, wieweit ex typifchen 
Wert beanjpruchen kann. Gerade jene oben genannten Handlungsbücher 
zeigen, miteinander verglichen, daß jedes einzelne einen Spezialfall dar— 
jtellt, der nur mit Vorficht zu benußen it. 

Auch Ddieje zweite Gruppe von Quellen hat zu mehrfachen Zwecken 
"Verwendung gefunden. Aber vornehmlich naturgemäß zu wirtjchaftlichen, 
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wenn ihre Verarbeitung auch nicht immer in zweckmäßiger Weife erfolgt 
it (das Handlungsbuch der Wittenborg z. B. nach den Rechtsformen, 
ftatt nach den Kapitalanteilen). Übrigens wird man jene oben betonte 
Worficht in der Verwendung und DVerallgemeinerung diefer Quellen jogar 
gegenüber der Benugung der Handelsitatiftit anwenden müſſen. Da für 
frühere Zeiten doch meiſt feine fortlaufenden Reihen, jondern nur ver- 
einzelte Daten vorhanden find, jo hat man ſtets zu unterfuchen, ob 
nicht etwa zufällige und abnorme Verhältniffe vorliegen, die den Wert 
einer vereinzelten Angabe jehr beeinträchtigen. Beijpielsweije hatte man 
für England 1277 die erteilten Ausfuhrlizenzen benußt, aber dabei über: 
iehen, daß es fich gerade um ein Ausnahmejahr handelt, daS unter ganz 
befonderen Bedingungen ftand. Die beiden Gruppen von Quellen ver 
langen eben gegenfeitige Kontrolle und Ergänzung und vermögen immer 
nur eine teilmweife Antwort auf die Probleme zu geben, die eine fort 
gejchrittene Frageftellung aufwerfen kann. Alles das hat fich exit im Laufe 
der Forſchung mehrerer Jahrzehnte als Ergebnis der Methode herausgeftellt. 
Aber es iſt erfichtlich, mit welcher Schwierigkeit jchon wegen der Be— 
jehaffenheit der Quellen die Bearbeitung der Handelsgejchichte dauernd zu 
kämpfen hat. 


4, Gejamtdarftellungen. 


Wiſſenſchaftliche Gejamtdarftellungen der Handelsgejchichte werden 
eine Erbſchaft jein, die erſt das 20. Jahrhundert zu erfüllen hat. Es 
wird dazu noch vieler Vorarbeiten bedürfen, da bisher das politijche und 
vechtliche Moment in der Forfchung fo ſtark überwog, daß darüber die 
eigentliche Gefchichte des Handels zurüctrat und exit langjam aus der 
neuen Durcharbeitung der Urkunden und Materialien gewonnen werden 
muß, die bis jet vorwiegend unter anderen Gefichtspunften ausgenußt find. 
Es iſt indeſſen auch für diejes Gebiet charakteriftifch, daß mit den Gejamt- 
Darstellungen begonnen wurde, noch bevor zahlreichere Einzelforjchungen vor= 
lagen. Das 18. Jahrhundert und die erjte Hälfte des 19. find in der 
Beziehung der Synthefe eben mutiger geweſen als dejjen zweite Hälfte 
(Beer, Scherer). Aber e3 haben fich feitdem die leitenden Ideen 
wejentlich geändert. Es foll nicht mehr mit der Gefchichte des Handels 
etwas „bewiejen” werden zu ethifchen oder pädagogischen Zwecken ; jondern 
Wiſſen und Erkenntnis find Selbjtzwee® geworden. Mit anderen Worten: 
das teleologijche Prinzip hat überall dem kauſalen Pla 
gemacht. In den Gejamtdarftellungen ift die reale Schilderung der 
Erſcheinungen, die Erforfchung der gefegmäßigen Zufammenhänge, die fie 
beherrjchen, und die Erklärung der Urfachen, aus denen ſie entitanden 
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find, das herrfchende Leitprinzip geworden. Unter jenen Daritellungen 
aus der früheren Zeit entjprechen allerdings nur wenige den modernen 
wiljenjchaftlichen Anforderungen. Aber gerade aus einem Teile der 
ülteren Werke (etwa Gülih, Büſch, Karer, Niſchwitz) ift doch 
auch heute noch jehr viel zu entnehmen, vor allem auch tatjächliche 
Angaben. Auch etwa Falkes „Gejchichte des deutjchen Handels" kann 
noch mit Ehren bejtehen und vermag noch des öfteren einen Wegweifer 
abzugeben. 

Doch auch in der neueren Zeit entbehren wir der zufammenfafjenden 
Darjtellungen nicht ganz, die zwar meiſt nur große Teilgebiete betreffen, 
diefe doch aber durch Quer- oder Längsſchnitte möglichit vollitändig zu er— 
fajjen fich bemühen. Dabei jind bis jetzt das Mittelalter und das Zeit- 
alter der Nenaiffance außerordentlich bevorzugt, ſowohl in der Einzel- 
unterfuchung wie in der Geſamtdarſtellung und die neuere Zeit tft darüber 
ganz auffallend zu kurz gefommen. An fich find die Anfänge durchaus 
nicht interefjanter al3 der weitere Verlauf, das Entitehen neuer Bildungen 
nicht wichtiger al der Verfall und der Niedergang. Solche Gejamt- 
daritellungen aus neuerer Zeit betonen vor allem das Moment der äußeren 
Handelsgefchichte im Zufammenhang mit den politischen Greigniffen, im 
Gegenjat zu jenen älteren Werfen, die erheblich „wirtjchaftlicher” gedacht 
waren. Für das Altertum Specht, für das Mittelalter das Buch von 
Heyd über die Gefchichte des Levantehandels; auf feinen Spuren im ganzen 
Schaubes Daritellung der Handelsgejchichte der Mittelmeervölfer, wenn 
auch mit weit größerem, inzwiſchen zu tage gefördertem Material. In 
ähnlichem Sinne Schultes Gejchichte der Handelsbeziehungen zwifchen 
Italien und Deutjchland, der allerdings gerade dem wirtjchaftlichen Moment 
und dem verfehrspolitifchen einen breiten Naum gewährt und bis zu den 
Produftionsitätten vordringt. Dänells Darftellung über die Hanje ver- 
tritt ausgejprochenermaßen den rein politifchen Gefichtspunftt. Und doch 
it legthin die äußere Gejchichte nur zu verjtehen vom Standpunft 
der mwirtjchaftlichen Grundlagen. Dieje für die Hanfe feitzuftellen, hat 
joeben Kiejjelbach unternommen, wenn auch vielleicht die Löjung bei dem 
Fehlen eindringender Vorarbeiten noch nicht als erreicht angejehen werden 
fann. Die Vermifchung des chronologifchen und des ſyſtematiſchen Gefichts- 
punftes in der Anordnung des Stoffes bringt die Natur der Sache mit 
fich, da immer auf die allgemeinen Momente Rückjicht genommen werden 
muß, die eine zufammenfaflende Behandlung verlangen. Die leitenden 
Ideen aller diejer Daritellungen aber find: die Handelsbeziehungen der 
verjchiedenen Städte und Länder in ihrer mannigfachen Veräftelung und 
Abhängigkeit von äußeren und inneren Momenten zur Anfchauung zu 
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bringen: fie dienen alſo vor allem der Aufhellung der internationalen Be- 
ziehungen. Anderſeits gilt die Darjtellung bei Snama-Sternegg vor 
allem der deutſchen Handels- und Verkehrspolitik, weit weniger der tat- 
füchlichen Geltaltung von Handel und Verkehr. 

Endlich wird die deutjche Forſchung noch dadurch bejfonders charak- 
terifiert, daß fie international tft. Gerade deutsche Forjcher haben zuerit 
italienische und englifche, jpanifche und franzöftiche Handels- und Kolonial- 
gejchichte erjchließen helfen; ja für Stalien und Spanien bedeutet die 
deutiche Forſchung bei dem fehlenden Intereſſe im eigenen Lande für dieje 
Fragen überhaupt fat die ganze neuere wifjenjchaftliche Literatur. 


5. „Maßſtäbe“. 

Für die Handelsgefchichte tritt das allgemeine Problem aller ©e- 
ichichtsforjchung, das der Maßſtäbe, in bejonderer Form auf. Ich möchte 
wenigitens einiges hervorheben: 

Lafaurie beginnt jeine Daritellung der allgemeinen Handels— 
geichichte mit einer Betrachtung der fittlichen Natur des Handels. 
Dffenbar hielt der Verfaffer eine folche Rechtfertigung für nötig, um das 
Thema bewältigen zu fünnen. Vom Standpunkte fremder Werturteile aus- 
zugehen und ein fittliches Walten darzustellen, ift man jedoch gänzlich ab- 
gefommen. Nicht minder hat man e3 aufgegeben, ein abjolutes außer- 
zeitliches Wertmaß anzulegen und danach die einzelnen Vorgänge zu be- 
urteilen. Das gilt vor allem von der Handelspolitif: vom Standpunfte 
des abjoluten Freihandels wäre z. B. der Merfantilismus eine Berirrung. 
Solche unhiſtoriſchen Urteile nach dem jeweiligen Standpunfte des Ver— 
fafjers haben lange vorgewaltet, bis man zu dem objektiv-hiſtoriſchen Ge- 
jichtspunft kam, jede Zeit nur aus fich und ihren eigentümlichen Bedingungen 
zu veritehen. Alſo den Merkantilismus als Ausdruck ganz bejtimmter 
Konitellationen, Borjtellungen, Anſchauungen, als einen Teil der Gejamt- 
politif der Länder, als bedingt durch die eigene Vergangenheit und die 
Verurſachung feiner Zeit. Man ift vielleicht nicht immer ganz forreft hierbei 
verfahren und es will faſt jcheinen, als wenn in der Gegenwart die Vor— 
(tebe für. alles politische Eingreifen und für die Tätigkeit der Staatsgewalt 
auch bei der Hamdelsgejchichte und bei der Auswahl ihrer Probleme etwas 
ſtark mitjpräche. Aber der Idee nach ift das Verſtehen aus der Zeit 
heraus das Leitmotiv geworden. Doch mit dieſer jachlich-hiftorijchen 
Auffaffung, mit diefem Verftehen- Wollen aus den Bedingungen allein 
it das Problem noch nicht gelöft. 

Denn e3 kommt für das Erfaffen der Wirklichkeit und für die Be— 
urteilung von politifchen Handlungen immer auf die Frage an, welchen 
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Mapitab fann man aus der Zeit heraus an fie anlegen. Nun iſt aber offenbar 
die Beurteilung der Tragweite einer gefchichtlichen Handlung zum guten Teile 
abhängig von der Tradition. Die Dinge, über die viel gejchrieben wurde, die 
die Aufmerkſamkeit der Zeitgenofjen auf fich zogen, geben vor allem die Mög- 
Vichfeit einer ausführlichen Darjtellung. Aber fommt denen auch tatjächlich 
dieje Bedeutung zu? Die Welt vollzieht ich doch nicht in den Akten. Das 
iſt gerade in der Gegenwart eine bejonders lebhafte Streitfrage, daß über 
die wichtigiten Dinge juft am wenigiten gejchrieben und gejprochen wird, 
weil ſie ſich von ſelbſt verjtehen. Hat 3. B. das Zunftweſen wirklich für 
die Gewerbe des Mittelalters die mweittragende Bedeutung, die man ihm 
zugejchrieben, haben fie die Blüte der Städte herbeigebracht, weil bejonders 
viel von ihnen die Nede it? Man hat angefangen das zu bezweifeln und 
betrachtet jeßt die formale Regelung, die Eingriffe der Politik mit Recht 
öfters nur als Stüben, als etwas Sefundäres. Zum mindeiten iſt die 
Notwendigkeit erkannt, nach der Wirkung der Politik zu fragen. 
Stellt ſich heraus, daß zur Zeit der Zunftherrfchaft der Gegenjaß von 
Arm und Reich jehr groß war, daß die Bevölkerung feineswegs fich in 
den Städten jtark vermehrte, jondern große Konjunkturſchwankungen, ein 
Auf und Ab des Wirtjchaftslebens die Regel bildete: jo fann es offenbar 
die Wirkung, die das Sollen jener Statuten bezwect, nicht gehabt 
haben, während beim gegenteiligen Verhalten wenigitens dev mögliche 
Zufammenhang zwifchen beiden Neihen zugegeben werden muß. Und 
nicht anders iſt es bei der Beurteilung der Handelspolitif in allen ihren 
mannigfachen Formen, die erſt auf die reale Bedeutung für die Städte 
und Länder hin abgejchägt werden müfjen. Hier dürfte 3. B. der tatjäch- 
liche Verkehr, die wirkliche Geftaltung der Preiſe exit einen Maßitab für 
die Tragweite der Maßregel abgeben — ein Maßitab, der IE wohl aus 
der Zeit jelbit genommen jein fann. 

Melden Maßſtab joll man nun aber an die Are; der 
Vergangenheit jelbit —— Aus ſich heraus die Dinge zu beurteilen 
vermag man darum nicht weiter, weil jede Anſchaulichkeit hierbei fehlt, 
weil Größe und Macht, Reichtum und Blüte, Glück und Höhe der Kultur 
ſelbſt ihrerſeits wieder einen Maßſtab verlangen. Es gibt mehrere Mög— 
lichkeiten, hier einen Ausweg zu finden. 

a) Das Maß der Gegenwart zu wählen iſt darum unerläßlich, 
weil jeder Vergleich, jedes Urteil über Groß und Bedeutend zunächſt aus 
der lebenden Anſchauung der Gegenwart ſchöpft, die allein gegeben iſt, und 
weil immer dieſe latent zugrunde liegt, auch wenn man ſich bewußt 
feine Rechenſchaft darüber gibt. Wer aber naiv vorgeht, wie das 
durchgehend die Hiftoriler tun, der arbeitet mit ungeklärten Begriffen und 
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Boritellungen: weil ex die Gegenwart nicht verfteht, verjteht er dann auch 
die Vergangenheit nicht. ES hat fich das gerade bei der Handelsgejchichte 
des Altertums und des Mittelalter8 mie der neueren Zeit bejonders 
deutlich gezeigt, indem man den Begriff des „Händlers“ unbejehen aus 
der Gegenwart in die Vergangenheit übernahm, indem man auch unkritifch 
Zahlenangaben immer wieder verwendete, wenn fie nur „groß“ erjcheinen. 
Hier iſt die bewußte Fritifche Vergleichung der Vergangenheit mit 
gegenwärtigen Größen allein am Plage, um anfchauliche Vorftellungen zu 
erzeugen und dieje richtig auseinanderzuhalten. 

b) Freilich ift es leicht möglich, daß dadurch das Verglichene doch 
in faliche Beleuchtung gerät. Vor allem bei Nechtsbegriffen liegt der 
Fehler oft vor, daß moderne Begriffe herangezogen und dann an den 
Morten der Vergangenheit folange herumgefnetet wird, bis fie fich 
fügen. Man unterjcheidet 3. B. die Handelsgejellichaften des Mittel 
alters an den Definitionen des heutigen Handelsgeſetzbuches: offenbar 
würde hier die Definition des franzöfiichen Rechtes oder des älteren 
deutjchen ſchon einen anderen Maßſtab und damit ein anderes Urteil ab- 
geben. Man findet jodann, daß gemefjen an der Gegenwart alle früheren 
Größen Klein erjcheinen und dadurch in ihrer wirklichen Bedeutung für 
die Vergangenheit nicht richtig gewürdigt werden. Man hat darum vor= 
geichlagen, die eigene Vorvergangenheit als Mapitab zu nehmen. Aber 
auch das ſcheint nicht immer zuläffig, weil dann leicht jede jpätere Zeit 
größer erjcheint als die vorangegangene. Der Handel im 13. Jahrhundert 
iſt natürlich größer als im 10. u.a. m. Da wir zudem ununterbrochene 
Reihen, aus denen die Veränderungen deutlich hervorgehen könnten, nicht 
befigen, jo bedarf auch dieſer Maßſtab der Berichtigung. CS bleibt 
darum noch übrig Die 

e) Vergleichende Methode, d. h. es werden mehrere Größen 
nebeneinander geftellt und verglichen; das ift bisher wenig verfucht worden, 
da ja die einzelnen Neihen nur ifoliert auftreten und wir erjt in den 
Anfängen einer folchen Betrachtung jtehen. Es wird alfo 3. B. der Wert 
einer Ware zum Zwecke der Anjchaulichfeit zwar auch im Verhältnis zu 
unjeren Preiſen unterfucht, aber doch zunächit zur Kaufkraft des Geldes 
ihrer Zeit, im Verhältnis zu den Waren mehrerer Gegenden. Der 
man vergleicht den Abjat der Hanfeaten mit dem der italienijchen 
Kommunen und der Ausfuhr anderer Länder: etwa die Wollausfuhr aus 
England nach Nationen, bei denen die abfoluten Zahlen im Verhältnis 
zur Gegenwart nur klein exjcheinen, aber die einzelnen Nationen 
doch eine ganz beitimmte relative Nangordnung erhalten. — Es wird 
aljo eine Kombination verjchiedener Maßſtäbe nötig fein: der der Gegen- 
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wart, um überhaupt Anjchaulichfeit zu gewähren, der der Vergleichung, 
um damit wieder dem einzelnen die richtige Stellung anzumeijen. Grit 
durch dieſe mehrfachen Maßſtäbe kann eine richtigere Beurteilung der 
Berhältnifje eintreten und jehr wejentliche Momente erfahren dadurch 
eine Modififation. Sit 3. B. Ende des 13. Jahrhunderts und Anfang 
des 16. Jahrhunderts der Anteil der Hanje relativ jo gering am 
englifchen Handel, wie fich aus der Statiſtik ergibt, gejtatten auch die 
wenigen realen Angaben aus dem 14. Jahrhundert einen ungefähren 
Anhalt: jo gewinnt diefer Handel eine andere Beurteilung, al3 wenn 
man ihn als Hauptvermittler zwijchen England und dem Kontinent 
anfieht. Sch glaube, daß tatfächlich auch zur Zeit der Blüte der Umfang 
der Tätigfeit der hanjeatifchen Kaufleute auf den nordischen Gemäjjern 
erheblich Kleiner war, al$ man annimmt; ebenjo auch die Hanfe im Ver: 
hältnis zum italienischen Handel. Nicht anders wird aber auch etwa 
die Handelspolitif des Merkantilismus erſt durch dieſe Mapitäbe eine 
wirklich jachgemäße Beurteilung erfahren. 

Das führt nun aber auf die leßte Frage. Aus welchem Gebiete 
joll überhaupt der Maßſtab genommen werden — unabhängig davon, ob 
der Vergleich mit der Gegenwart oder mit der Vergangenheit oder durch 
Kombination diefer Methoden vorgenommen wird? Einen einheitlichen 
Mapitab kann es darum nicht geben, weil jede Betrachtung mit einem 
Oberbeariffe (nicht „Wert“ !) zu tun hat, der fi) nicht weiter unter: 
ordnen läßt. Neichtum, politifche Macht, Kultur find nebengeordnete 
Begriffe, denen ein gemeinfamer oberiter Begriff mangelt, die darum auch 
nicht aufeinander bezogen, jondern für fich betrachtet werden müſſen. 
Nur wird es immer nötig fein, zu wiljen, um welchen Oberbegriff es jich 
in jedem Falle handelt. Der politiſche Hiftorifer jpricht von Blüte 
oder Niedergangszeiten, je nach der äußeren politifchen Machtitellung, 
gleich wie die übrigen Verhältniffe fich geitalten. „Blüte der Hanje” in 
diefem Sinne fann verknüpft fein mit fchlechter wirtfchaftlicher Lage der 
Städte. Der Nationaldfonom amderfeit3 verjteht unter „Blüte“ 
Zunahme des abjoluten Neichtumes, Zunahme der Bevölferung, vielleicht 
Fortichritte der Technif; das braucht durchaus nicht mit politifcher 
Machtentfaltung Hand in Hand zu gehen. Der KRulturhiitoriter 
endlich geht aus von dem VBorhandenjein gewiſſer Botenzen des künſtleriſchen 
Schaffens, des literarifchen Strebens, der geiftigen Inhalte: die „Blüte 
der Hanje” in politifcher Beziehung bedeutet durchaus noch fein wirt- 
ichaftliches Wohlergehen, bedeutet vor allem noch feine „Kultur“. Es 
fcheint mir nun nicht möglich, dieſe verjchiedenen Oberbegriffe auf einen 
legten, höchiten zurückzubeziehen, da die „Gejchichte” als jolche gar feinem 
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allgemeinen oberiten Begriffe entjpricht. Wir werden uns alfo damit 
begnügen müſſen, die einzelnen Dberbegriffe nebeneinander zu betrachten 
und damit in der angedeuteten Weiſe vorgehen. Die deutjche Handels- 
geſchichtsforſchung iſt dieſen Gedanken nicht immer gefolgt, jondern hat 
jehr oft die Mapitäbe als abjolut angenommen, was fie doch nicht find, 
und dadurch zu manchen Irrtümern Anlaß gegeben. 


I. Die Probleme der inneren Handelsgefchichte. 


1. Die Händler, 


Eine Unterjuchung über die Berfonen der Händler jelbjt wird darum 
erfchwert, weil der Begriff etwa des „Mittelalters“ oder der „neueren 
Zeit“ Fein einheitlicher ift, jondern nach Ort und Zeit verjchiedene Be- 
dingungen, verjchiedene Stadien der Entwicklung, verjchiedene Typen 
enthält. 

Zunächit die Frage, wieweit waren die Perſonen Berufshändler, 
wieweit Gelegenheitshändler? Daß auch Perſonen fi) am Handel be- 
teiligten, deren eigentlicher Zebensberuf außerhalb diejer Tätigkeit lag, ift 
jest als jicher erwiejen und war jedenfalls früher vielfach überjehen worden: 
freilich Natsherren und ſtädtiſche Patriziev werden oft eben „Kaufleute“ 
gewejen jein. Auch der Deutjche Orden trieb — freilich mit Hilfe einer ge- 
fälichten Papſturkunde — einen recht ſchwunghaften Getreidehandel; am 
Geldhandel beteiligten ich Tempelherren, Angeitellte des päpſtlichen 
Stuhles, Grundbefiger. Aber ſelbſt wenn die Handelsleute oft nur zu 
Gelegenheitsgejellichaften ich vereinigten, jo hat es doch von früh an 
auch eigentliche Händler von Berufs wegen gegeben, die teils Fern- 
handel, teils Drtshandel, teils beides zufammen betrieben, wenn fie auch 
ihrer Zahl nach nur gering waren. Der Zufammenhang der Gefchlechter 
mit Kaufmannsfamilien fcheint für viele Städte authentifch erwieſen. 
Allerdings nicht alles, was auf den „Markt“ am, ftellte nun ſchon Kauf- 
leute dar: mercatores waren vor allem in kleinen Städten folche, die zum 
Markte gingen, ihre eigenen Produkte verfauften und dafür andere Gegen- 
fände in Empfang nahmen. Inſofern hat die neuere Forſchung (Bücher) 
die Anfchauung, die ftilljchweigend ſchon für die ältere Zeit überall 
Berufshändler annahm, befeitigt und mit dem „jus emendi et vendendi“ 
gewiß das Richtige getroffen. „Händler“, eigentliche Kaufleute, die vor 
allem zu den Mejjen, Wochen und Jahrmärkten famen, waren zuerjt 
Fremde, die ja immer die erſten Händler in einem Lande find, indem 
von jeiten der älteren und höheren Kultur ein Paſſivhandel geübt wird. 
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Sn Deutjchland find folche Fremde zahlreich nachgewiefen — Lombarden, 
Gawerjchen, Juden, riefen, Syrer: Schulte hat den Nachweis davon 
im einzelnen erbracht. Umgekehrt haben dann die Deutjchen dieſelbe 
Nolle in den zurücgebliebenen Ländern Sfandinaviens und Rußlands 
geipielt, indem ſie den Paſſivhandel diefer Völker verrichteten. Aber 
auch Engländer find jchon früh 3. B. in Danzig nachgewieſen. Exit 
mit Durchbildung der Geldwirtſchaft bildete fich allenthalben ein nationaler 
Handelsjtand aus und die Fremden traten dann mehr zurück. Das 
Fremden: und Gäjterecht der Städte bezog fich freilich nicht nur auf 
dieje eigentlichen Ausländer, jondern auf nichteinheimifche Händler über- 
haupt, unabhängig von der Nationalität. Weiter gehörten aber zu den 
Händlern noch Leute aus anderen Berufen, die fich dann auf den Handel 
allein oder vorwiegend legten, während fie vordem nur den Verſchleiß 
ihrer eigenen Gewerbeerzeugniſſe hatten: jo 3. B. ficherlich von den Tuch- 
machern und Wolljchlägern, jo aber auch von den Belzbearbeitern 
(pellifices), die die Bearbeitung aufgaben und dann reine Händler wurden. 
Dieje einzelnen Kategorien von Händlern find gerade von der neueren 
Forſchung mehrfach unterfucht worden, wenn auch nicht allenthalben die 
Herkunft und die Perjönlichkeit der Kaufleute feititeht. 

Damit im Zufammenhange jteht ihre foziale Stellung im Lande und 
in der Stadt. Wichtig dafür iſt die Frage nach der Zahl der Händler, 
deren Ermittelung für die neuere Zeit durch Statiftif und Handelsfammer- 
vertretung feine Schwierigkeit bereitet. Für die frühere Zeit ift die Sache 
jehr zweifelhaft. Zunächſt die Zahl der anſäſſigen Kaufleute im Orte 
und deren Wechjel. Wie wir die Größenverhältnifje früherer Jahrhunderte 
überhaupt haben reduzieren müſſen, jo auch hier. Dabei find Abweichungen 
in der Händlerzahl nach dem Typus der Stadt zu beachten: Augsburg 
oder Lübe oder Köln müfjen vecht viele bejefjen haben, ebenjo Venedig 
oder Wien. ‘Florenz oder Ulm oder Straßburg jedenfalls relativ weniger. 
Auch für die folgende Zeit des 16.—18. Jahrhunderts ijt bis jest nicht 
allzuviel darüber befannt geworden. Ebenſo wichtig ijt es feitzuitellen, 
wer denn im Ausland Handel trieb; hierfür geben einige Quellen 
Syingerzeige, 3. B. die Ausfuhrlizenzen für England oder die Zahl der zu 
vermietenden Stände in Benedig oder die Zahl der Schiffsteilnehmer und 
die Frequenz der Handelsfontore. Überall begegnet man recht fleinen 
abjoluten Zahlen, vor allem wenn man einmal verfuchte, fie nebeneinander- 
zuftellen. Aber noch manche irrige Vorjtellung it vorhanden. Co 
wiederholt 3. B. ein jo gediegener Kenner der Verhältniſſe wie Schaube 
die Notiz, daß (1170) 20000 Venezianer als Seeleute, Handeltreibende, 
Söldner in die Romagna gegangen jein jollen und hält dieje Angaben 
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trog des Einſpruchs Breyjigs aufrecht. Cine kurze Überlegung‘ mag 
genügen, um die Unmöglichkeit ſolcher Zahlen zu erfennen. Die Stadt 
fann damals jchmwerlich über 100000 Einwohner gehabt haben, was 
jedenfalls ſchon erheblich zu groß tft. Selbjt wenn man auf die unproduf- 
tiven Altersklaffen 40/0 rechnet und von den übrigen Einwohnern nur 
die Hälfte als Frauen annimmt, jo, bleiben 30 000 erwachjene Männer 
übrig. Daraus jpringt die ganze Unmöglichkeit jener Hahlenüberlieferung, 
der Schaube folgt, in die Augen, ganz abgejehen von der Zahl der 
Schiffe, die für einen jolchen Menjchentransport nötig gemwejen wäre, 

Am öfterjten Darjtellung gefunden hat natürlich die joziale und 
verfajjungsmäßige Stellung der Kaufleute, die Verfaſſungskämpfe mit 
den Zünften und Handwerkern, ihr Anteil am Regiment. Hier flofjen 
die Quellen am reichiten und hier find allenthalben jeit langem tief ein- 
greifende Studien vorhanden. Allerdings fehlen gerade für die eigent- 
lichen Handelsjtädte noch Gejamtdaritellungen. Dafür bringen mehrere 
Familiengefchichten, etwa der Medict, der Fugger, Weljer, Tucher 
und anderer Familien interefjante Aufjchlüffe über die perjünlichen Ver— 
hältniffe. Vor allem die Welthäufer ftehen darin voran; aber durch 
die oben genannten Handlungsbücher erfahren wir doch auch über die 
Kaufleute zweiten Ranges Genaueres. Die Daritellungen einzelner Firmen, 
etwa der Breslauer der Moriz-Eichhorn oder des Züricher Haujes 
der Leu & Co., für das 19. Sahrhundert des Hamburger Haufes 
Barifh, der Disfonto-Gejellfchaft und deren Leiter, des Credit mobilier 
helfen das Bild ergänzen. Mit Vorficht find fie gewiß aufzunehmen, da 
hier öfters die Familientradition die Objektivität beeinflußt, auch man 
fich vor Verallgemeinerung hüten muß. Noch wenig find bisher Die 
Bermögens- und Einkommensverhältniſſe der Kaufleute erforjcht (Augsburg), 
da wir erit im Anfang diefer Studien uns befinden. Hier verdient auch 
die Schar der Angestellten Erwähnung: der Faktoren, Lieger, Handels- 
fommis. Bisher werden fie nur gelegentlich geitreift, obwohl fie doch 
wichtig genug find. Bei einigen Handelshäufern, etwa den Ehingern 
und Welfern, wo fie einen jehr verantwortungsvollen Platz hatten, er— 
fahren wir mehr; ſonſt nur weniges, 3. B. über Augsburger Angeitellte, 
über deren Entlohnung und Gratififation duch %. Hartung. Bei 
allen dieſen Unterfuchungen ift es beachtenswert, daß man fich mehr für 
die frühere Zeit, daS jpätere Mittelalter und die Renaijjance als für die 
neuere Zeit intereffiert hat. Die „Niedergangszeiten“ find doch aber für 
alle dieje Verhältniſſe ebenſo charakteriftifch wie die Blüte. 

Endlich die VPiychologie der Händler: ihre faufmännijche 
Ausbildung, die Kunjt des Nechnens, ihre Tätigkeit im einzelnen, worauf 
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man jet öfters hingewiejen hat. Rechen- und Unterrichtsbücher, die 
Art der Buchführung, gewähren uns darin Einblicke; die erhaltenen 
Handlungsbücher, die Korrejpondenzen, jodann Privatbriefe zeigen den 
geistigen Habitus diefer Leute. Auch ihr Werdegang, ihre fpezififche 
Ausbildung war des öfteren zu erörtern; die Frage der Sprachenbeherrichung, 
der Übergang vom Lateinischen zum Deutjchen, die Unterhaltung mit 
Fremden, die Entwiclung der Buchführung: alles das, was zum Kaufmanns 
wejen gehört und die Berjünlichkeit uns näher bringt. Dieje Fragen find 
erjt neuerdings Mm den Kreis der Beobachtung und der jyitematifchen 
Forſchung getreten. 


2. Die Handelsorganifationen. 

Der Handel als Drganifator der Wirtfchaft iſt weit mehr Gegen- 
ſtand der wifjenjchaftlichen Unterjuchung geworden. Märkte und Meſſen 
haben darum jeit längerer Zeit Grörterungen erhalten, vor allem die 
rechtliche Form, die Marktordnung und das Marktrecht. Zunächit Stüß- 
punfte des lokalen Handelsverkehrs, fönnen Märkte zugleich auch Sit von 
Händlern jein, die außerhalb Handel treiben, dort jelbit noch dem Detail- 
handel nachgehen, während fie außerhalb von Pla zu Plab ziehen. Mit 
dem Markt zufammen hängen Einrichtungen verfchiedener Art: die Ordnung 
der Münzverhältniffe und des Geldwejens, von Maß und Gemicht, die 
Stadtwage, die vereideten Meſſer, die Makler und Unterfäufer und deren 
Kompetenzen; das Verkaufsrecht der Krämer und Handwerker, das Gäfte- 
und Fremdenrecht, die Einrichtung von Kaufhäufern, Lauben und Markt: 
buden und deren Ordnung. Hierfür lag allenthalben ein reiches Material 
vor, das in Urkunden und Verordnungen aufbewahrt und mannigfach auch 
für verjchiedene Plätze dargeitellt worden ift; der Betrieb auf dem Markte, 
die Wochenmärkte, die Verleihung von Jahrmärkten, dann auch die Ge- 
mwährung von Freimärkten für befondere Waren, vor allem Lebensmittel, 
die jo Leicht durch Monopol der Einheimifchen eine Teuerung erfahren 
fonnten. Der Kampf um den Markt zwiſchen Stadtherren, bez. Nat 
und den Zünften, zwijchen Händlern und Gemerbetreibenden füllt einen 
nicht Kleinen Teil der ſtädtiſchen Wirtjchaftspolitit aus, die dann fpäter 
unter den Landesfürjten andere Formen annahm. 

Demgegenüber find die Meſſen Märkte für den Großverlehr. Es 
iſt neuerdings mit Recht hervorgehoben worden, daß Mejien vor allem 
dort abgehalten wurden, wo fein eigener Händlerjtand vorhanden war 
(jo in Deutjchland 3. B. Frankfurt und Leipzig) und umgefehrt, daß 
in eigentlichen Handelsjtädten wie Genua, Pia, Lübeck, Augsburg, feine 
Meſſen jtattfanden. Es waren eben Meßplätze, wo dank bejonderer Gunft 
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der Lage, bejonderen Schußes und bejonderer Privilegien, bejonderer Frei— 
heiten des Verkehrs, die Fremden fich ein Stelldichein gaben und ein 
Attivhandel der einheimifchen Bevölkerung nicht ftattfand. Das war der 
Fall bei den Mefjen dev Champagne, in Brügge, in Antwerpen. Die eigene 
Stadtbevölferung erfüllte dann die Funktionen als Wirte, als Spediteure 
und Befrachter, als Wechſler, alfo die Nebengejchäfte, während die eigent- 
(che aktive Seite des Handels den Fremden zufiel. Darum hatte dann 
die Blüte diefer Städte, da fie nur als Meßplatz in Betracht Tamen, 
feinen langen Beftand. Frankfurt und Leipzig haben fich nur dauernd 
entwickeln fünnen, indem erſteres den aftiven Geldhandel, letzteres den 
aftiven Buchhandel ſich anzueignen verjtand. Alle dieje Fragen haben 
Beantwortung gefunden, wenn auch gerade die Gejchichte der deutjchen 
Meſſen noch eine Darftellung verlangt. Das entjcheidende Problem it: 
wie iſt ein Markt, eine Mefje, eine Börje möglich — welches find die 
Bedingungen ihrer Eriftenz ? 

Im Zufammenhang damit fteht die Frage der Beteiligung des 
Handels an der Städtegründung, die eine ganze Literatur hervor- 
gerufen hat und bis jeßt feineswegs gelöjt erſcheint. Ob Stadt- und 
Marktrecht identifch, die Stadtverfaffung aus der Marktverfaſſung, die 
Stadt aus dem Markte hervorgegangen jei, find lebhafte Streitfragen. 
Es wird zu betonen jein, daß Markt noch feine Stadt iſt oder doch 
höchſtens „Stadt im Rechtsſinne“, womit für wirtjchaftliche Forſchung 
ſehr wenig gewonnen it. Von der Vorftellung, daß Marktleute durch- 
gängig Kaufleute jeien, hat man fich frei gemacht; „Händler“ können 
unmöglich das Gros einer Einwohnerfchaft ausmachen, jelbit wenn das 
Necht des Marktbejuches ein wejentliches für die Stadt wurde. Wenn 
der erite Handel Wander: und Haufierhandel gewejen, jo können doch die 
Städter unmöglich aus folchen Wanderhändlern bejtanden haben. Auf: 
fallend iſt es, daß jelbit Nationalöfonomen an diejer Vorftellung feit- 
halten (Sievefing): „Handeltreibende hätten danach Grundbeſitz er- 
worben und das ſei in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle der Ur- 
jprung der Städte. Von den wandernden Handelsleuten, die kauften, um 
mit Gewinn wieder zu verkaufen, geht die neue Entwicklung aus.” „Die 
jtädtifchen Anfänge hätten alfo in den Händen eines berufsmäßig ent- 
wicelten Standes von Händlern gelegen.“ Die Stadtbürger als Nach- 
fommen der alten Haufierer (mereatores)? — es iſt eine faum vollzieh- 
bare Voritellung. Bleibt nur noch, daß man die mercatores al3 genojjen- 
ichaftlich organifiert annimmt, jo iſt man von der Anjchauung der 
verpönten Gildetheorie nicht mehr gar zu weit entfernt. Freilich würde 
auch jo die Annahme der Städtegründung durch Händler nicht vorftellbarer: 
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zumal doch dieſe Haufierer vorwiegend Stammfremde (nicht bloß Friejen!) 
waren und man aljo die Städte durch Fremde gegründet jein laſſen 
müßte, Das Problem der, Städtegründung, der Mitwirkung des Handels 
dabei und damit auch die Geneſis der Stadtwirtjchaft harıt wenigitens 
für das germaniſche Mittelalter nach ihrer wirtfchaftlichen Seite noch 
durchaus der Löjung und wird wohl exit durch Vergleiche mit anderen 
- Ländern gelöjt werden fünnen. 

Für die Wirtjchaftsgeichichte des Handels wird man darum von der 
Aufitellung von Stadttypen nicht abjehen können, wofür mehrfache 
Anſätze in der wiljenjchaftlichen Literatur vorhanden find: Landjtadt (mit 
Marktflecken), Gewerbeitadt, Handelsjtadt, werden fich als Haupttypen 
unterjcheiden laſſen, unter denen dann noch mehrere Unterarten in Betracht 
fommen. Man wird Fünftig nicht Urkunden verjchiedener Provenienz als 
gleichwertig behandeln dürfen, wie es bisher immer noch geichieht. Es 
gibt Städte, die fchon durch ihre Lage an einem Fluſſe oder an einer 
Straßenfreuzung von vornherein zur Handelsitadt als geeignet ericheinen — 
Städte, die jo nur den Tranfitohandel übernahmen, aber feine eigenen 
Gewerbeerzeugniſſe exrportierten. Dazu gehörten vor allem auch Die 
deutjchen Hanjejtädte. Andere dagegen, bei denen die Verbindung beider 
Tätigkeiten und der Export durch eigene Händler charakteriitiich iſt. 
Andere endlich, welche vorwiegend durch Fremde einen Paſſivhandel 
hatten. Die Mehrzahl der kleinen „Städte“ find Bevölferungsmittelpunfte 
— weder das eine noch das andere diefer Typen, Markflecken ev. mit 
Wal und Graben, mit Necht des Marktbefuches für die Einwohner und 
rudimentärer Stadtverfaffung. Die Nechtsaufzeichnungen, die bisher vor 
allem benutzt find, die Stadtrechte, vermögen nur auf die Frage der Ber- 
faffung eine Antwort zu geben. Für die Handelsgejchichte und für die 
Entjcheidung der Frage des Einfluffes von Handel im eigentlichen Sinne, 
d. h. von Berufshändlern, auf die ftädtifche Entwicklung, werden die 
wirtjchaftlichen Momente weit mehr betont werden müfjen. Die ver- 
gleichende Handelsgejchichte hat hier noch eine ganze Reihe von Aufgaben 
und Problemen zu löſen. 

Zu den Formen der Organifation gehören zunächit die Ver: 
bindungen der Kaufleute zu Gilden und Genofjenjchaften innerhalb der 
Stadt. Sodann aber die großen Organifationen der Kaufleute im Aus— 
lande, die nur zu veritehen find aus der Nechtlofigkeit des fremden 
Kaufmannes und der Stammfremden überhaupt. Dadurch befamen die 
DOrganijationen der Nationen im Auslande dann ihre befondere Bedeutung 
und Ausbildung. So die universitas mercatorum Italiae nundinas 
Campianiae ac regni Franeiae frequentantium (Goldjchmidt, Schulte), 
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jo jpäter die fellowship of merchant adventurers (Schanz, Ehren- 
berg), jo vor allem die Hanfe der deutjchen Kaufleute, die ihrem Weſen 
nach die Genojjenschaft der Kaufleute im Auslande war und es auch ge 
blieben ift. Sodann die Organifation in anderen Ländern — jo der 
deutjchen Kaufleute in Venedig (der Fondaco). Dazu würden ferner die 
Konjulate und Eonfularifchen Vertretungen gehören, die vor allem in den 
italienischen Kommunen und deren Kolonien ausgebildet waren. Auch 
etwa die Spnititution des Hansgrafen, die zwar noch nicht ganz auf: 
geklärt ift, aber vermutlich einen Beamten zum Schuße der Kaufleute auf 
Neifen daritellte und die uns in Wien, Negensburg, Kaſſel, Bremen und 
einigen anderen Orten begegnet. 

Dazu fommt dann das ganze materielle Handelsrecht, das vor 
allem in den romanischen Ländern jeine formelle Ausbildung erfahren hat 
und dann allenthalben vezipiert wurde: die Gerichtsbarkeit, die Markt— 
ordnungen, die Feſtſetzungen in den acta mercatoria, dazu das Wechjel- 
recht, Haftbarfeit des Schuldners, Wuchergejeßgebung, Schiffsordnungen, 
Börjenbeitimmungen, Dinge, die vor allem in der Nenaifjance ihre volle 
Ausbildung erhalten und dann lesthin Aufnahme in die modernen 
Handelsgejege gefunden haben. Endlich auch die Organijationen der 
Handelsgejelljichaften, die wieder eine ganze Literatur hervorgerufen 
haben; die Nechtsinititute dev Commenda und der societas, die Frage, 
wieweit etwa der nordifche Handel felbjtändige Rechtsformen der Gefell- 
jchaft ausgebildet hat und wieweit hier die romanischen Nationen Lehrmeiſter 
gewejen find; die Frage der offenen Handelsgejellichaft, der Gelegenheits- 
gejellichaft, des Yamilienverbandes. Der Aftienverein knüpft befanntlich 
gerade an die großen Handelsunternehmungen der oftindischen Kompagnien 
an, wenn auch jpäter die Aftienform fich für den Handel al3 ungeeignet 
erwies. In allen diejen Fragen hat die Nechtsgefchichte, die Unter- 
juchung der Verfafjungsformen, gewiß eine hervorragende Rolle und wird 
vor allem Juriſten und juriftifch denkende Hiftorifer interejfieren. Die 
voirtichaftliche Seite der Frage jcheint mir darüber vielfach zu kurz ge— 
fommen. Man hat jogar öfters gemeint, durch Entjcheidung über die Nechts- 
formen allein ſchon eine Entjcheidung über den wirtchaftlichen Inhalt 
geben zu können. Die Gejchichte der großen Unternehmungen (Schmoller) 
hat doch vor allem aber ihre wirtfchaftliche Seite. 


3. Die Verfehrseinrichtungen. 
a Handel und Verkehr aufs engjte zufammengehören, fich gegen- 
jeitig bedingen und beeinfluffen, jo ift in den meiſten Daritellungen auch 
auf die Verkehrsverhältniffe Nückficht genommen. Zunächit die Verfehrs- 
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wege, die tatjächlich benugt wurden. Hier haben mwenigitens für das 
frühere und jpätere Mittelalter die Wege über die Alpen mit allen ihren 
Abzweigungen, mit dem Herbergs- und Gaftwejen und deren Ein- 
richtungen durch Schulte eine erjchöpfende Darftellung gefunden. Eben- 
jo find die Tiroler Päſſe, auch die Verkehrswege im Gebiete der Hanie 
unterjucht worden. Dagegen ijt für das Innere der Länder erheblich 
weniger gejchehen; nur von einzelnen Städten haben die Meßwege eine 
partielle Aufhellung erfahren, jo 3. B. für Nürnberg, Frankfurt, Leipzig. 
Dagegen fehlt eine ſyſtematiſche Bearbeitung, joviel auch die Lofale 
Straßenforichung ſchon getan hat. Bei gering entwidelter Technik machte 
die Bejchaffenheit der Wege ja vielfach die Benugung von Flüffen und 
Flüßchen nötig. ES jpielt die Frage der Verfehrsdauer für verjchiedene 
Heiten eine Wolle, über die nur jporadifche und gelegentliche Unter- 
juchungen vorliegen, obwohl Angaben darüber fich feititellen Tießen. 
Reiſe- und Transportdauer find aus mannigfachen Ürjachen nicht identijch. 

Sodann fommt die große Frage des Geleitwejens in Betracht, 
die vor allem zu Meßbefuchen, aber auch ſonſt dauernde Einrichtungen 
wurden. Für Nürnberg 3. B. im 15. Jahrhundert liegen ausführliche 
Aufzeichnungen über die Abmachungen, jowie über die „Freßgelder“ vor, 
aus denen man auch über den Umfang des Verkehrs Schlüffe ziehen kann. 
Das Herbergsmweien, das Rodweſen und dejjen Regelung find wichtig, da 
exit dadurch ein eigentlicher Handelsverfehr gemwährleiftet wurde. Damit 
zufammen hängen die Einrichtungen der Poſt, über die wir von mehreren 
Seiten unterrichtet find, auch die Entwiclung der Territorialpoiten, etwa 
in Preußen, fommt in Betracht. Weit weniger ift bis jest die tatjäch- 
liche Bedeutung und Benußung dieſer Einrichtungen, der Umfang des 
Verkehrs, die Beförderung von Briefen, Gütern und Perſonen unterfucht. 
Bon bejonderer Wichtigkeit ift die Frage der Spejen und Verkehrskoſten 
und deren allmähliche Verbilligung, für die das 19. Jahrhundert fo 
epochemachend wirkte. Sie waren in früherer Zeit bedeutend durch die 
Dauer des Weges, durch die Geleitsfoften, durch die mancherlei Zölle, 
die zu entrichten waren; jo haben wir 3. B. die Berechnung der Fracht: 
foften für den Nürnberg-Frankfurter Meßverkehr. Auffallend ift, daß auch 
hiev mehr die Anfänge unterfucht find als die Umpgeftaltung in der 
jpäteren geit, in der doch die Staaten feitere Grundlagen gefchaffen haben. 
Mit dem Verkehr zufammen hängt jodann die Ausbildung des Nach- 
richtenmwejens, vor allem auch der Zeitungen, die durchaus das Spiegel- 
bild der Zeit darftellen und gerade für die Entwicklung des Handels 
wichtig werden; fie haben jeßt durch Bücher eine mwiljenfchaftliche Be— 
arbeitung erfahren. 
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Bedeutungsvoll hierfür ift jodann die Schiffahrt in allen Beziehungen. 
Die Schlechtigfeit der Landwege machte, wenn es irgend möglich war, die 
Benugung der Waſſerſtraßen, vor allem für die Mafjengüter, erwünfcht, da 
fie meiſt billiger war alS der Landtransport. Die Behandlung der Binnen- 
wajjerjtraßen ijt teilmeife in Angriff genommen, jo beim Nhein, bei 
der Elbe, dem Main, meift für einzelne Flüſſe und Städte; viel jeltener 
für die jpätere Zeit der Landesfüriten. Bor allem die Einrichtung der 
Zollitationen und Zollpläße, weniger die technifchen Fragen der Flußtiefe 
und die wirtjchaftlichen der Organifation des Schiffsverfehrs haben Be- 
antwortung gefunden. Die Schiffergilden fpielten auch in den Binnen— 
jtädten eine Nolle; Flößerei, Transportbeförderung, Verladung, Dauer 
und Schnelligkeit der Fahrt find nur felten erforjcht. 

Weit mehr hat das Kapitel der Verfehrshindernifje Beach— 
tung gefunden. Die ganze frühere Zeit hat ja den inneren Freihandel 
von Ort zu Ort nicht gefannt, der Kampf der Landesherren hiergegen 
hat jahrhundertelang gedauert. Und die Darftellung dieſer Verhältnife, 
die vor allem ihren politifchen Ausdruck gefunden hat, ift oft gegeben 
worden. So 3. DB. die Stapelvechte mit allem, was dazu gehört, dem 
Strandrecht und der Grundruhr, die ein Analogon der Zwangs- und Bann- 
rechte der Städte daritellte. Dazu das gefamte frühere Zollweien, das jo 
jtarf auf dem ganzen Verkehr laſtete; man zählte, um nur ein Beijpiel 
zu erwähnen, auf dem Gebiete des Mittelmain allein 25 Zollitationen. 
Die Verhältnifje haben ja noch bis in das 19. Jahrhundert hinein 
gedauert und die Agitation Friedrich Liſts für den Zollverein wejent- 
lich gefördert. Die verjchiedenen Ginvichtungen auf Flüffen, auf den 
ſtädtiſchen Gebieten, im Gebiet der Hanje, der Kampf der Territorial- 
herren dagegen it jeit langem dankbarer Gegenftand der Erörterung ge 
mwejen. Dieſe Einrichtungen, die zunächit zum Schutze der fremden 
Kaufleute wie dem Intereſſe der einheimischen Gemeinden dienen follten, 
wuchjen fich im Laufe der Zeit zu eben jo vielen Erſchwerniſſen des Ver: 
kehrs aus, 

Nicht ganz damit Schritt gehalten hat lange Zeit die Beantwortung 
der Frage nach der tatjächlichen Belaftung des Verkehrs, der Kojten, auf 
die es doch vor allem für wirtfchaftliche Zwecke anfommt. Frachtkoften jegen 
ih aus Transport, Geleitsgeldern, Freßgeldern, Zöllen, zujammen. 
Wenigitens für einige Gebiete find fie ermittelt, jo 3. B. jtellten fich für 
den Meßverkehr zwifchen Nürnberg und Frankfurt für die Naturprodukte 
Wein und Getreide die gefamten Frachtfoften auf 25 %/o, von denen die 
Hölle und Freßgelder für die GeleitSmannfchaft das meiſte verjchlangen. 
Daran Inüpft fich dann zunächit die Folge, daß die Waren ftarf verteuert 
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wurden und der Zuschlag des Handels zu den Einfaufspreifen groß werden 
mußte. Dadurch entjtand einerſeits monopolartige Preisbildung für alle 
die Produkte, die einen größeren Transport nötig machten; anderjeits 
aber folgt, daß nur Waren von Wert einen jolchen vertrugen und Maffen- 
artifel dafür nicht in erſter Linie in Betracht Fommen fonnten. Das 
19. Jahrhundert bedeutet darin tatjächlich eine technifch-öfonomijche Re— 
volution, 

Ein großer Teil der inneren Handelspolitif der früheren Zeit 
dreht fich nun um die Ordnung und Regelung diejer Berfehrsverhältniffe, 
um die Abgaben, um das Geleitsweſen, um die Fürforge der Landes- 
herren für dieje Fragen, die für Preußen, fir Dfterreich, Bayern, dann 
vor allem für den Colbertismus eingehende Darftellungen gefunden haben. 
Der innere Freihandel in einem Lande ftellt fich alS das Produkt einer 
jahrhundertlangen Entwiclung mit entgegenftehenden lokalen Intereſſen 
dar, die ja auch in der Gegenwart Teineswegs ganz geſchwunden find 
(Kanalfrage, Iofale Eifenbahnen). 

Als ein bejonders wichtiges Kapitel erjcheint die bedeutungsvolle See— 
ſchiffahrt mit den mannigfachen Problemen, die fie aufwirft. Es tit 
merkwürdig, daß man troß der eingehenden Behandlung der Hanje wie 
des LevantehandelS bisher noch wenig Blick für diefe Dinge hatte. 
Wiederum find hier in eriter Linie die Beitimmungen über die Schiffahrt, 
aljo die Schiffahrtspolitif, die Sorge für Bemannung, für Leucht- 
türme, die Ausjchließung der fremden Nationen von der Schiffahrt, die 
Sorge für den Schiffsbau, die Einrichtung für Befrachtung, dann die 
Schiffahrtspolitif als Zweig der Handelspolitit vor allem Cromwells 
und Colberts nach verjchiedenen Richtungen Hin unterjucht worden. 
Dadurch wurde von jelbjt die Zurückverfolgung der franzöfiichen und eng: 
lichen Schiffahrtspolitit bis in das Mittelalter hinein nötig; ähnlich 
dann auch die Verhältnijie beim hewrjchenden Seevolke des 17. Jahr— 
bunderts, den Holländern. Hier waren unjchwer lösbare und dantbare 
Aufgaben zu erfüllen. 

Schwieriger dagegen find reale Unterjuchungen über die wirkliche 
Ausführung des Schiffsbaues, über die meines Wifjens feine wiljenjchaft- 
liche Unterfuchung weder für die führenden italienischen Seejtädte noch) 
auch für Holland und England bejteht. Cine andere Frage it die nach 
dem Werte, nach der Größe, jomwie nach dem Preife der Schiffe. Auch 
das lag dem Intereſſe der Hiftorifer ganz fern und tft exit von national- 
öfonomifcher Seite (Stieda) in Angriff genommen worden, obwohl e3 
für das Verſtändnis der Verhältniffe ganz unentbehrlich erjcheint. Die 
Phantafie hat fich lange in ganz falfchen Voritellungen gefallen und die 
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bildende Kunst unterftügte diefe vagen Anfchauungen, weil man feine fon- 
freten Größenangaben damit verband. Aber die Fahrzeuge waren 
nur Elein: die ſtolzen hanfeatifchen Schiffe hatten nur 2—300 Tonnen, 
auch die Flotte der Engländer wies nur fleine Typen auf, die erit unter 
Glifabeth größer wurden. Die Zahl der Schiffe und ein Vergleich der 
einzelnen Städte untereinander würden erſt eine anfchauliche Vorjtellung 
über die Seegeltung gewähren, die bisher noch ausjteht. Sogar von der 
Flotte der Holländer (17.—18. Jahrhundert) haben wir feine bejtimmte 
Boritellungen, da die bisherige Zahlenüberlieferung nicht zu verwenden ift. 
(Wie oft mögen nur die legendären Angaben aus Forbonnais nach- 
gejchrieben jein! Auch Naudé fcheint daran feitzuhalten.) Und doch 
würde die merfantile Bedeutung einer Stadt, einer Nation exit durch 
einen ungefähren Vergleich der Schiffszahl zum Ausdruck kommen. Auch 
die Frage, welche Stellung die Hanfeaten wirklich in der Nordjee ein- 
genommen, läßt fich exit durch Vergleich mit der flandrifchen, englijchen 
und holländischen Flagge einwandsfrei beantworten. Es iſt bereit darauf 
bingewiejen, daß durch dieſe Maßſtäbe vermutlich eine Verſchiebung 
unjeres Urteils eintreten würde. 

Huch die zahlreichen Nebengewerbe der Schiffahrt, die Bodmerei, 
der Holzhandel, die Neederei find bisher nur gelegentlich unterfucht. Endlich 
erhebt fich die Frage nach der Dauer der Fahrten für die Hanjen, für 
die Drientfahrer, die Frage, in welcher Zeit ein Schiff jeine Waren um- 
jchlug, wie oft e8 die Hafen anlief, wie groß die Bemannung, welches 
die Preife; für leßteres hat Stieda ebenfallS zum eriten Male Unter: 
juchungen angejtellt, die eine Nachahmung für andere Wläße verdienten. 
Grit aus der Feititellung diejer einzelnen Tatjachen ergibt jich dann das 
Bild der Entwicklung im Ganzen, laſſen fich die Veränderungen und Ver— 
ichiebungen zu einander ermeſſen — Fragen, deren Beantwortung uns 
für das 19. Sahrhundert leicht fällt und für die frühere Zeit faum in 
Angriff genommen ift. ES iſt beveitS horvorgehoben, daß die Tradition 
der politifchen Quellen allein nicht zuverläffig tt, um eine Entjcheidung 
über dieje Fragen zu geitatten. 


4. Der Betrieb des Handels, 

Für das Verjtändnis iſt die Frage nach den Betriebsformen des 
Handels unentbehrlih. Wie in der Agrar und Gemwerbegefchichte um 
die feſten Kategorien der Betriebsformen fich exit die Unterfuchungen der 
Wirklichkeit anknüpfen laffen, die mannigfachen Abweichungen und Modi- 
fifationen, Übergänge und Kombinationen der Typen dargeftellt werden 
können, jo auch bier: Typen, die natürlich nie rein in der Wirklichkeit 
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jich finden, jondern Drientierungsmarfen und Stützpunkte unjeres Ver— 
itandes find. Von den „Borftufen des Handels“, dem naturwüchligen 
Güteraustaufch und dem Raubhandel (Sombart), die wohl auch für das 
Abendland anzunehmen find, joll hier nicht gejprochen werden. Dagegen 
muß zuerſt der „uneigentliche”, der Produzentenhandel, Erwähnung finden, 
bei dem der Produzent jeine Erzeugniffe abjegt, ohne daß dem Handel 
eine gemwinnbringende Tätigkeit entjtünde. Es ift der Handmwerf3- 
handel und der Fabrikhandel, wie man fie genannt hat — le&terer 
ganz der Neuzeit angehörend, aber von großer Bedeutung; erſterer jeden- 
falls jchon früh vorhanden, indem Handwerker nicht nur für die Kund- 
jchaft, jondern auch auf Vorrat und für den Verfauf auf dem Markte 
oder im Laden arbeiteten, was durch die zahlreichen Beitimmungen über 
das Schauitellen der Waren in den Läden hinreichend bezeugt wird. Es 
jei 3. B. an die Leipziger Kramerinnung oder Hamburger oder Breslauer 
Beitimmungen erinnert. Unterjuchungen hierüber find noch nicht zahlreich 
genug, um den Umfang diejes Betriebes ganz bejtimmen zu können. 

Die Betriebsformen des eigentlichen Handel3 hat man zunächit 
als Wander: und als jtehender Handel gegenüberftellen fünnen; je nach- 
dem der Händler jeinen Verfauf von einem wechjelnden Pla oder von 
einem feiten Standort aus vornahm, was ein verjchiedenes Maß von 
Kapital und Arbeit erfordert. Beide Gruppen lafjen ſich dann danach 
ſcheiden, ob jie den Verfauf en gros (Samtfauf) oder en detail betrieben. 
Danach wird das hiftorifche Schema fich jo darſtellen: 


Wanderhandel Stehender Handel 


Haufierhandel HE Markthandel \ 
Sapemarktshanger, Terribendel  onpengander Detailhandet 
Karamwanenhandel we Kontorhandel A 
Meßhandel ——— Fungibler Handel Großhandel 


Der Übergang vom Wanderhandel zum ſtehenden Handel der feſten 
Krambuden des Marktes iſt überall nachweisbar; ebenſo die Erſetzung 
des Meßhandels durch die fungiblen Formen des Lieferungsgeſchäftes nach 
Probe und Typen oder den börſenmäßigen Terminhandel. Sodann hat 
ſich eine immer größere Ablöſung einzelner Teile vom Handelsbetrieb ergeben, 
ſo daß der Kaufmann, der ehedem die Ware an die Orte ſelbſt zu ſchaffen 
hatte, nunmehr nur noch Disponent oder eventuell Bankier geworden iſt 
und die einzelnen Funktionen ſich verſelbſtändigt haben. In der hiſto— 
riſchen Betrachtung hatte man die Betriebsformen früher nicht hinreichend 
unterjchieden, indem man fich oft unter „Kaufmann“ mwandernde Krämer 
oder lokale Großhändler vorftellte. Exit die neueren Forſchungen haben 
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hier jchärfere Unterjcheidungen gebracht. An dieje Betriebsformen knüpfen 
fich aber noch mehrere Probleme. Zunächit die Frage der Größen- 
verhältniffe ſelbſt. Die Vorftellungen über die vermeintliche Größe 
der Betriebe find jegt erheblich modifiziert worden, nachdem lange Beit 
unbewußt die Anjchauungen der Gegenwart vorgejchwebt. Es handelt 
jich abjolut genommen bis in die neuere Zeit hinein auch beim Groß- 
handel um Fleine Mengen. Ein Beijpiel dafür: die Ausfuhr englischer 
Molle für 1273 ſcheint vollitändig vorzuliegen, nachdem die früheren 
Angaben ſich als irrig herausgejtellt «hatten; fie betrug nach neueren 
Unterfuchungen 5500 Tonnen, aljo eine außerordentlich Kleine Menge. 
Der jährliche Transport über den Gotthard am Ende des Mittelalters 
(ieß fich bequem auf zwei Güterzügen befördern. Es handelt fich aljo bei 
jenen obigen Unterjcheidungen um abjolut Fleine Mengen, die nur „groß“ 
in bezug auf den Kleinbetrieb en detail erjcheinen. 

Die Frage, ob es Handel gab, der im „Großen“ betrieben wurde, 
iſt noch nicht identifch mit jener, ob es einen eigenen Stand von dauern- 
den „Großhändlern“ gab, der fich nur mit jenem Handel abgab (von 
Belom). Legen wir feinen falfchen Maßſtab an, jondern den eben er- 
örterten relativen, jo ijt der Handel im Großen, d. h. Vertrieb von 
Maren, die im Ganzen eingefauft und im Ganzen wieder verkauft wurden, 
durchaus als vorhanden nachgewiejen. Aber auch Händler, die ſich auS- 
ſchließlich oder vornehmlich mit dem SFernhandel en gros befaßten, find 
jedenfalls jchon früh vorhanden geweien: in Stalien und Flandern in 
größerer Zahl, aber auch in Deutjchland (Augsburg). Nur wird man 
nicht die Urkunden aus allen möglichen Orten als gleichwertig heran- 
ziehen dürfen, jondern daran feithalten müffen, daß hier Unterfchtede vor- 
handen waren, die von der wirtichaftlichen Struktur der Stadt abhingen. 
Das iſt bisher leider viel zu wenig gejchehen, indem man Stadt und 
Stadt, Urkunde und Urkunde als gleichwertig behandelte, was wirtjchafts- 
geichichtlich zu ſinnloſen Nefultaten führen muß: es ijt heute nicht 
anders, — Eine weitere Frage ift e8, ob dieſe „Groſſiſten“ eine eigene 
Korporation gebildet, ob die Kaufmannſchaft einer Stadt allein aus ihr 
beitand, ob die Grofjiiten nicht neben dem Großhandel auch einzelne Teile 
des Detailverkaufes, vor allem den Tuchjchnitt, betrieben, während der 
übrige Teilhandel den Krämern zuftand. Auf jenen legte man auch im 
Ausland großes Gewicht. Hierüber find neuerdings die Meinungen durch 
von Below, Keutgen, Sombart, Schulte geklärt worden, wenn 
auch bisher Einigung der Löſung nicht erzielt ift. Jene Bemerkung über die 
unterjchiedliche Behandlung der Urkunden nach Stadttypen iſt hier ganz 
bejonders am Plage, aber bis jet nicht hinreichend beachtet worden. 
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Weitere Fragen, die lebhafte Erörterung gefunden haben, find die, 
wie groß das Kapital war, mit dem man arbeitete und woher e3 
ftammte; das iſt mwenigitens für einige größere Käufer der Nenaifjance 
unterjucht worden. Es hängt wieder mit der Form der Handelsunter: 
nehmung zufammen: wieweit Einzelgefchäft, wieweit jtille Bartnerichaft, 
wieweit offene Handelsgefellichaft vorlag, wieweit endlich die perjünliche 
Arbeit notwendig war. Darüber geben vor allem die Handlungsbücher und 
Familienarchive Auskunft, wenn man auch bei den Grörterungen bisher 
mehr die formelle Form der Gejellichaft anitatt der realen Inhalte der 
Kapitalteile und Kapitaleigner betrachtet hat. Es ift bereitS darauf hin- 
gewieſen, daß außer der Gelegenheitsgejellichaft auch dauernde Beteiligungen 
jhon im Mittelalter nachgemwiejen find, ohne daß man darum auf 
fapitaliftifchen Betrieb jchließen fann. Endlich die Frage, wieweit 
Monopol und Truft für beitimmte Artikel bejtanden haben; vor allem 
im Gemwürzhandel jcheint die Art des Vertriebes jolche Bildungen er— 
leichtert zu haben, was auch der bejtändige Kampf der Städte und 
Regierungen gegen die Monopolierer wahrjcheinlich macht. 

Ein ferneres Problem betrifft die Fragen, wieweit vordem Gigenz, 
wiemweit Kommiflionshandel vorhanden war, wieweit bejonderer Geld- und 
Warenhandel ich ausgebildet hatte. Aus allem, was wir wiſſen, geht 
hervor, daß die beiden Tätigkeiten Hand in Hand gingen und es erſt jpäter 
zu einer Arbeitsteilung gefommen tft, wenn auch oft in demjelben Gejchäfte 
ein Überwiegen des einen über dem andern ftattfand. Noch das ſchleſiſche 
Haus der Moriz-Eichborn betrieb bis in das 19. Jahrhundert gleichzeitig 
Speditions- und Warengefchäft, Banktätigfeit wie reine Vermittlung. Die 
bejondere Loslöjung des Fracht- und Speditionsgewerbes ebenjo wie die 
Ausbildung jpezieller Groſſiſten ift erit jüngeren Datums. Die Ent- 
jtehung endlich der Warenbörjfen mit bejtimmten Ujancen jcheint im 
16. Sahrhundert an den großen Weltplägen Antwerpen und Amjterdam 
vor fich gegangen zu fein (Ehrenberg), wenn wir auch gerade darüber 
im einzelnen nicht viel erfahren. Den Anfängen der Spefulation ift man 
ebenfalls nachgegangen und hat fie bis zu den Champagner Mefjen 
gefunden; an den Börjen jind fie dann früh ins Große gegangen. 
Spekulation in einzelnen Waren tit häufiger nachgewiejen. 


5. Die tatfächliche Geftaltung des Handels, 
a) Die Warengattungen. 


Die gehandelten Warengattungen jelbit fejtzuitellen jcheint noch die 
wenigjten Schwierigfeiten zu bereiten, da fie in zahlreichen Zollrodeln, 
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Tarordnungen, Rechnungen oft genannt werden. Die Identifikation der 
einzelnen Namen iſt vielleicht nicht immer gelungen; aber erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet das allein faum. Daher hat die Handelsgejchichte 
feit langem die Arten der Waren feitgejtellt, meiſt in der Weiſe, daß 
man ein Verzeichnis der Naturprodukte und Gewerbeerzeugnifje aufitellte, — 
jo jchon im Werfe von Heyd, welchem Beijpiele man dann in Gejamt- 
daritellungen wie in Monographien folgte. Aber e8 find doch dahinter 
noch eine Reihe von Problemen verborgen, denen man erjt in lebter Zeit 
auf die Spur fam. Zunächſt erſcheint es nötig, die Duanten feit- 
zuftellen, die wirklich gehandelt find. Realangaben darüber fehlen zwar 
nicht ganz, doch treten fie nur jporadifch auf. Sodann aber wären die 
MWarengattungen ihrer relativen Bedeutung nach mit einem Wichtigfeit3- 
foeffizienten zu verjehen, weil jonjt die einzelnen Güter foordiniert 
nebeneinander exjcheinen. Schon darum reichen Zolltarife und Tar- 
ordnungen in feiner Weife zu dem Berjtändnis aus, jo wenig, wie etwa 
aus den einzelnen Bollpofitionen der Gegenwart etwas über deren relative 
Bedeutung zu erſehen ift. Denn es ift zu unterjcheiden zwiſchen 
Mafjenartiten und Luruswaren. Nur die erjteren kommen für den 
Handel in wirklich nennenswerter Weife in Betracht, was bei der reinen 
Aufzählung vegelmäßig überjehen wird. Die Hiftorifer machen fich meift 
wenig Kopfzerbrechen darüber, daß Brafilhol; und Safran, los und 
Seide im Mittelalter und der Renaifjfance für den Großhandel eine ganz 
verichwindende Rolle gejpielt gegenüber den damaligen Maſſenartikeln. 
Eben diefe Wichtigkeitskoeffizienten find exit aus Duantitätsbejtimmungen 
zu bejtimmen; dafür genügen einzelne Angaben aus Nechnungsbüchern 
nicht, jondern es bedarf fyftematifcher Unterfuchung. Es fragt fich, 
welches die dauernden und regelmäßigen HandelSobjefte waren, die wirklich 
die Grundlage eines Verkehrs bilden konnten, und zu denen die anderen 
Artikel nur nebenbei hinzutraten. So haben wir 3. B. Nachrichten über 
den Lübecker Ausfuhrhandel für 1368 (Stieda, Wendt), aus denen 
das gegenfeitige Verhältnis der Waren hervortritt, und mehrere andere 
Angaben; aber bisher doch nur vereinzelt. 

Sodann wird außer auf die Duanten noch auf die Werte bejonders 
Bedacht genommen werden müſſen. Ginen weiten Transport vertrugen 
nur Artikel von hohem jpezififchen Werte, da bei den teuren Spejen jonjt 
die Preiſe zu hoch geworden wären. Diefe Waren find aber der Natur 
der Sache nach immer nur für Eleineren Kundenkreis beftimmt geweſen — 
alles elementare Momente, die für die Handelsgejchichte in Betracht ge- 
zogen werden müßten. Die Artikel, die als hauptfächlichite Verkehrs— 
objefte übrig blieben, find alſo nicht zu zahlreich. Aber wenn man das 
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Quantum und Duale der Waren bejtimmt bat, jo fragt es fich: woher 
fommen fie, wer find ihre Verkäufer und Produzenten ? 

Naturprodukte waren in früherer Zeit Nahrungsmittel (Getreide, 
Fiiche, Wein) und Rohſtoffe (Wolle, Färbemittel, Metalle, Hoß). 
Mer find die Produzenten? Über den Fischfang und den Fifchhandel find 
wir durch eingehendjte Unterfuchungen am beiten unterrichtet (Schäfer, 
Bruns), ſchon weniger qut über den fonitigen Flußfiichfang. Dagegen 
über die Weinproduftion bis jet vecht unvollfommen. Vor allem die 
Vorſtellungen über die Weinbergbefiger und den Einkauf find nicht deutlich. 
Schwieriger und wichtiger noch ijt die Frage der Getreideproduftion. Wir 
haben zwar jchöne Unterfuchungen über die Getreidehandelspolitit, Doch 
wenige über die Getreideproduftion ſelbſt. Bor allem die Frage, wieweit 
die Grundherrjchaft der früheren Zeit für den Markt geliefert, ift 
wenig geklärt; daß mit der Ausbildung der Gutsherrjchaften im höheren 
Maße die Marktproduftion einſetzt, jcheint ficher. Wie weit haben die 
Bauern den jtädtifchen Markt verjorgt, wieweit gejchah es auf ſtädtiſchem 
Grund und Boden, wieweit waren überhaupt Überfchußprodutte vorhanden ? 
Als Getreideländer des deutſchen Ditens find Polen, Littauen und Oſt— 
preußen, das Ordensgebiet nachgemwiejen; für Weit: und Südweſtdeutſchland 
fehlen im Grunde noch die DVorftellungen, namentlich bezüglich der 
Transportentfernungen, in denen Getreide gehandelt wurde; die bisherigen 
Unterfuchungen beziehen fich auf wenige Seejtädte. Und ebenfo fragt es 
fich, auf welche Zufuhren die ſtädtiſche Fleiſchverſorgungspolitik angewieſen 
war. Auch Hol und Stein zu Häuferbau wird teilweife von mweither 
befördert, vor allem aus holzreichen Gegenden geflößt fein; Hiegeleien 
gab e3 oft in ſtädtiſcher Regie. 

Über den Handel mit Spezereien umd ——— ſind wir 
ſchon beſſer unterrichtet, ſowohl bezüglich der Gewinnung im Orient wie 
über den Vertrieb. Die Veränderungen, die durch Entdeckung des neuen 
Seeweges hervorgerufen, die Auktionen in Liſſabon, der Umſchlag in 
Antwerpen ſind uns durch beſondere Unterſuchungen nahegebracht. Die 
Tatjache aber, daß die Gewürze teilweiſe das Rückgrat des Fernhandels 
bilden konnten, zeigt die Verfchiedenheit des ehemaligen Handel von den 
modernen Maffenproduften. Für die Produktion von Wolle ift feſtgeſtellt, 
daß Flandern und England lange das Hauptlontingent itellten und daß 
in leßterem vor allem die Ummandlung der Agrarverfafiung die Schaf- 
zucht befördert hat. Auch in die bergmännifche Gewinnung des Metalles, 
bei der ja mit zuerſt moderne Unternehmungsformen fich zeigten, haben 
wir ſchon deutlichere Einblicke gewonnen, obwohl der Abſatz, die Weiter: 
bearbeitung, der Handel und vor allem die Mengen noch nicht genauer 
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unterfucht find. Auch hier hat man fich vorwiegend mit der formellen 
Ordnung, mit den Befigverhältniffen und politischen Maßnahmen ab- 
gegeben. Die Nealangaben find bis jetzt noch außerordentlich zeritreut 
und müſſen exit fyftematifch gefammelt werden. Nur die Edelmetall- 
produftion hat jchon feit langem genaue Aufzeichnung und gemifjenhafte 
Unterfuchung (Soetbeer, Häbler, Lexis) erfahren. 

Ein anderes Naturproduft waren — die Sklaven, die in der 
ganzen romanischen Handelsperiode eine bedeutende Rolle gejpielt und 
dann die Grundlage des Handels und der Produktion in der neuen Welt 
wurden. Dieje partie honteuse der Handelsgejchichte iſt bis jest mehr 
vom politifchen als vom wirtjchaftlichen Standpunkt betrachtet, da vor 
allem der Verwendungszweck in der Produktion von der Kolonialliteratur 
ganz jtiefmütterlich behandelt wurde. Freilich über die Aſſientos und 
über das Verhalten der politifchen Mächte hat man fich mehr unterhalten 
als über die Summen der Schwarzen, um die es fich handelte, und um 
die Verdienite, die daraus gemacht wurden. Aber auch hier hat man doch) 
in letzter Zeit die Probleme als jolche erfannt und erörtert (Knapp, 
Sombart). 

Vielleicht noch mehr Probleme gibt uns der Handel mit Gemwerbe- 
erzeugniffen in früherer Zeit auf, an deren Löjung ebenfalls emjig 
gearbeitet wird. Zunächſt natürlich auch hier die eititellung der 
relativen Duanten und der Gattungen felbjt: es fommen Tücher, Leinen, 
Pelze, Eifenwaren, in weiterem Sinne Lurusprodufte in Betracht. Es 
fragt fich, wie diefe erzeugt wurden. Hat das frühere Handwerk direkt 
auch für den Markt und den Abſatz in der Ferne gearbeitet, oder find 
die Produkte in anderer Weiſe hergeftellt? Hat der Händler jchon früh 
die Erzeugniffe des Hausfleißes abgefegt und hat er ſelbſt Hausinduftrie 
hervorgerufen? Wo kommen Verlag und Manufaktur ſowie Fabriten 
wirklich vor? Es find Grundfragen für das DVerftändnis des Handels 
früherer Epochen. Daß die Fabriken in der eriten Zeit ihres Entftehens 
vor allem Luxusartikel hergeftellt, ift von allem, was wir davon willen, 
erwiefen. Daß fie alfo gar nicht oder exit jpät für den eigentlichen 
Handel in Betracht kommen. Über die Tuchfabrifation in der früh: 
fapitaliftifchen Entfaltung find wir durch eingehende Unterfuchungen über 
diefe Gewerbe (Schmoller, Doren) am beften unterrichtet. Freilich 
ift zu bedenken, daß auch die gehandelten Tücher meift wertvollere Produkte 
daritellten, da die anderen jedenfalls noch lange Iofal erzeugt wurden. 
Über die Barchentweberei und deren Ummandlung in eine Hausinduftrie 
find gelegentlich zerftreute Nachweife gegeben, jo für die Fugger, wie für die 
Ravensberger und Konſtanzer Gegend, in jpäterer Zeit für die jchlefijche 
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Reineninduftrie. Die Erzeugungsorte diefer Waren für den deutjch- 
italienischen Handelsverfehr find mannigfach nachgewiefen (Schulte). 
Am wenigjten Einblick haben wir bis jet in die Heritellung der Eifen- 
waren, der Dinge des täglichen Gebrauches, vor allem der Waffen- 
heritellung, der Venediger Waren; ebenjowenig über die Produktion und 
den Handel mit Holzwaren, Lederjachen, Baternoftern, Schuhen (Wien) 
und ähnlichen Dingen, die doch jedenfall3 auf den Meſſen zu haben 
waren. Über die Buchproduftion, die von vornherein eine bejondere Her- 
jtellung verlangte, find wir bejjer unterrichtet. 

Es find Probleme, die nicht vom Boden der Handelsgeichichte allein 
zu löjen find, ſondern engite Fühlung mit der Agrar- und Gemerbe- 
gejchichte verlangen, wenn fie auch für das Verſtändnis des Handels un- 
entbehrlich find. Damit zufammen hängen dann die großen für den 
ganzen Handel entjcheidenden Fragen, wieweit der Handel vordem Aftiv- 
handel mit den eigenen Waren des Landes und der Stadt, wieweit nur 
Vermittlung ohne dauernde Beziehung zur Produktion; wieweit er ander- 
feitS für dieſe Anreger geworden iſt und wieweit er für den Abſatz ein 
dDauerndes Hinterland bejaß. Der mittelalterliche Handel der Hanfeaten 
war nur Tranfitohandel, der der Holländer 3. T. mwenigitens Handel mit 
eigenen Erzeugniſſen. 


b) Die Breife. 


Sm engiten Zufammenhang mit dem Warenhandel fteht das Problem 
der Preife, das als ein Zentralproblem der Handelsgejchichte betrachtet 
werden fann. In ihm verdichten fich die mannigfachen VBerurfachungen 
zu einem fonfreten Ausdruck und der Preis übt jeinerjeits Wirkungen 
auf Umſatz und Abſatz, auf Gewinn und Verluſt. Der Bedeutung 
entjpricht allerdings auch die Schwierigkeit der Behandlung für die ver- 
gangenen Zeiten. Die Methode der Hijtorifer, gelegentliche Zahlenangaben 
zur Illuſtration mitzuteilen, bedarf feiner Widerlegung. Sie iſt ganz 
wertlos, beweiſt für den einzelnen Fall meist nichts, wozu oft noch kommt, 
daß fie umfritifch verwendet werden und jeder Anjchaulichkeit entbehren 
(jo auch noch die Angaben über Getreidepreife bei Naude). Auch die 
Daritellung der Preistaren, die entweder zum Schuge der Konjumenten 
oder zur Niedrighaltung der Löhne gegeben wurden, ift zwar an fich 
wichtig, aber noch nicht ausreichend. Denn gerade die Erkenntnis der 
Wirkung der Preistaren iſt exit möglich durch wirkliche Feititellung der 
Preife. Beides ijt keineswegs identisch. Im allgemeinen zeigt fich in 
der Literatur eine ftarfe Überichägung in der Bedeutung der Preistaren 
für die Wirklichkeit: man überjfah oft, daß die häufigen Änderungen der 
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Taren die Schwankungen der wirklichen Preiſe vermehren mußten. Gerade 
hier hat fich am meijten die Einfeitigfeit jener Methode herausgeitellt, 
aus den Maßnahmen der Politif, der Aufftellung der Marimen, aus 
den Statuten und Verordnungen auf den Verlauf uud den Gehalt der 
Wirklichkeit zu jchließen. Die wirklichen Preife geben aber auch exit einen 
Schlüfjfel zum Verftändnis der Zollfäge und deren Wirfung. 

Preiſe find für größere Zeiträume und für mehrere Waren jyite- 
matifch zu unterjuchen, wenn man ein Urteil über ihre Bedeutung 
gewinnen will. Solches Material iſt nicht zahlreich; Falke, Beiffel, 
Hanauer, Lamprecht, Wiebe u. a. haben hier gearbeitet, Grit 
die Feſtſtellung vieler Preiſe für diejelbe Gegend und für mehrere Jahre 
jhügt vor groben Täufchungen. Bejondere Schwierigfeit bereitete die 
Neduftion von Maß und Gemwicht, die meiſt jpeziell für den einzelnen Fall 
genau vorgenommen werden muß, da Übertragung auf fernere Zeiten und 
Orte mißlich iſt, wenn fie auch nicht ganz vermieden werden fann und 
3. B. von Lamprecht zur ungefähren Schäßung mit Erfolg angewendet 
wurde, Bor allem aber die Feititellung der Münzen und des Münz— 
wertes iſt unerläßlich. Die Münzgefchichte hat ihre eigene Behandlung, 
auf die hier nicht eingegangen werden kann. ber jelbjt wenn man 
jchließlich den wirklichen Gehalt an Edelmetall feſtgeſtellt, bleibt die Frage, 
ob man bei der Reduktion auf Silber nach Gewicht jtehen bleiben joll 
(Lamprecht) oder ob man die Umrechnung in moderne Münzen vor: 
nehmen muß. Die Schwierigkeit liegt in der verfchiedenen Wertrelation 
der Edelmetalle Gold und Silber. Aber nach den früheren Bemerkungen 
wird man doch zur vollen Anfchaulichkeit von der Umrechnung nicht Ab- 
fand nehmen fönnen, um ein Urteil über die Kaufkraft zu gewinnen. 

Doch abgejehen von dieſer Reduktion ift natürlich auch die gegen- 
jeitige Verſchiebung der Warenpreife, die Verteuerung der einen und die 
Berbilligung der andern von größter Wichtigkeit und führt auf die 
mannigfachen Verurfachungen zurück (etwa die bejondere Stellung der 
Gemwürzpreife durch das Monopol der Krone Portugal, Anfang 16. Jahrh.). 
Bor allem die jogenannte Preisrevolution des 16. Jahrhunderts, die 
jchon den Zeitgenoſſen bemerkbar wurde und die fchon Adam Smith 
ausführlich behandelte, iſt tatſächlich Gegenitand einer ausgezeichneten 
Darftellung durch Wiebe geworden. Demgegenüber iſt die jpätere Zeit 
zurücgetreten, obwohl fie an fich eine bejondere Unterfuchung verdiente. 
Für das 19. Sahrhundert hat man nach dem Vorgehen von Jevons 
dem Problem größere Aufmerkfamkeit gejchentt und den Zujammenhang 
mit der Edelmetallproduftion unterfucht. Wie für die Preisrevolution 
des 16. Jahrhunderts die Vermehrung von Gold und Silber jedenfalls 
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die Haupturjache abgegeben, jo wird für die Mitte des 19. Jahrhunderts 
diefe Urjachenbeziehung ebenfalls nahegelegt, wenn diefe Antwort auch 
jtrittig geblieben ift. 

Die Wirkungen der Preisänderungen find erheblich, wenn die Kaufkraft 
des Geldes im Verhältnis zum Arbeitslohn berücjichtigt wird. Es fcheint 
zum Beijpiel erwiejen, daß die PBreisrevolution auf der einen Seite eine 
Verjchlechterung in der Lage der arbeitenden Klaſſen bedeutete, auf der 
anderen Seite eine größere Differenzierung der Vermögen und Steigerung 
des Neichtums mit fich brachte. Für die neuere Zeit jtehen Unterfuchungen 
zum Teil noch aus, obwohl fie für die Beurteilung auch der jozialen Frage 
wichtig wären. Vom Breife als dem Gradmefjer der Werte, als der 
Wirkung und der Urjache, als dem Anreger und dem Erfolge wirtjchaft- 
licher Tätigkeit hängt tatfächlich ein guter Teil der weiteren Probleme 
ab. Es iſt ein Bentralproblem der Handelsgejchichte und ihres zeitlichen 
DVerlaufes, der Konjunfturen und Krijen, Auch die Unterfuchung einzelner 
Maren wie die der Getreidepreife oder der Bücherpreife hat ihre Bedeutung 
und iſt mehrfach vorgenommen worden. 


e) Konjunfturen. 

Hieran jchließt jich das Problem der Konjunkturen, der Blüte- und 
der Niedergangszeiten des Wirtjchaftslebens — Schwankungen, die freilich 
nur zum Teil vom Handel direkt beeinflußt find, doch aber für den Gang 
und die Entwicklung des tatfächlichen Verlaufes des Handels von elementarer 
Bedeutung find. Bisher liegen nur Unterfuchungen der Handelskriſen des 
19. Jahrhunders vor, deren Darftellung auch noch jehr zu wünfchen übrig 
läßt. Wenigjtens für England find wifjenjchaftliche Grörterungen vor— 
handen, für andere Gebiete werden fie wohl in fürzerer Zeit zu erwarten 
fein. Für die früheren Jahrhunderte iſt aber bisher das Thema noch 
faum in Angriff genommen, nur etwa der Einfluß des Schwarzen Todes 
und die allmählige Wirkung der Verlegung des Seeweges nach Oſtindien, 
jomwie der Abjchneidung Kleinajiens für den Handelsverfehr hat Beachtung 
gefunden. Das letztere Problem in feinen großen Wirkungen iſt bisher 
nur andeutungsweife behandelt, nachdem man den Einfluß auf den Handel 
überhaupt in Abrede geitellt hatte, gewiß völlig zu unrecht, 

Dagegen haben ganze Zeiträume mit dem Charakteriitifum der „wirt— 
jchaftlichen Blüte“ vorlieb nehmen müſſen (deutſche Städte, Hanſe, Spanien 
unter Karl V.). Soviel Anvegendes die Darjtellungen auch enthalten, fo 
fcheint mir Doch gerade hier in hervorragendem Maße der Mangel an 
Mapitäben fühlbar, wofür 3. B. Zus und Abnahme der Bevölterung, 
Bereicherung der Einwohnerjchaft, Differenzierung des MWohlitandes in 
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Betracht fommen würden. Grit von einem folchen Maßitabe aus könnten 
aber auch die Maßnahmen der Handelspolitif ganz verjtändlich werden, 
da erit dann deutlich wird, ob fie ein Ausdruck des Kraftgefühls oder 
ein Ausdruck der Schwäche, fräftige Förderungsmittel oder fünftliche 
Stüßen bedeuten. So fommt z. B. Dänell zu dem Ergebnis, daß die 
jogenannte „Blütezeit dev Hanſe“ (15. Jahrhundert) durchaus feine Zeit 
kraftvollen Vorwärtsſtrebens und glänzenden fommerziellen Aufſchwunges 
gewejen fei, ſondern eher eine Periode der wirtjchaftlichen Depreffion. 
Darum gerade wurden fünftliche Stügen und ein künſtliches Schutzſyſtem 
notwendig, um die günftigen Verhältnifje und Vorteile zu behaupten, 
während die zweite Hälfte des 14. Jahrhunderts mehr von jelbit, gleichjam 
durch eine Naturgewalt, dieſe Vorteile gejchaffen hatte. Das ift nur ein 
einzelnes Beifpiel, um die Bedeutung der allgemeinen Wirtjchaftslage zu 
fennzeichnen. Was hierin fich ausdrückt, erſcheint doch als ein allgemeines 
Problem der Handelsgefchichte, von dem aus exit die Handelspolitif ihre 
richtige Beleuchtung erhält. Wie ja auch im 19. Jahrhundert vor allem 
Niedergangszeiten von einem Syſtem des Schuges begleitet zu jein pflegen 
und auch das Zunftwejen zur Zeit feiner Kraftentfaltung weit freier war, 
als zur Zeit, wo es jenil wurde und fich ängſtlich gegen alle möglichen 
Bönhafen und Störer glaubte jehügen zu müſſen (nur eine Verfennung 
der Umstände hat aus diefem Berfalliymptom das Weſen der Zünfte 
erichließen zu fünnen geglaubt). Einſtweilen jtoßen wir in der Handel3- 
gejchichte immer nur auf Andeutungen diejer zeitlichen Schwankungen und 
Konjunkturen und deren Verurfachungen für einzelne Orte, 


d) Geld und Kredit. 

Die Darftellung des Geldverfehrs hat zum Teil feit längerer Zeit 
Beachtung gefunden und gerade hier hatte man, wie es in der Natur der 
Sache liegt, von vornherein die wirtfchaftlichen Gefichtspunfte mehr betont, 
als anderwärts. Zunächſt ijt die Edelmetallproduftion jchon früh: 
zeitig dargeitellt worden, da fie ja bis zur Gegenwart von bejonderer 
Bedeutung geblieben iſt. Vor allem die Vermehrung der Edelmetalle jeit 
dem 15. Jahrhundert ift Gegenftand der Unterfuchung geworden. Es 
wurde jchon darauf hingewiejen, daß diefe Verhältniſſe Einfluß auf den 
Geldwert und Geldpreis erlangt haben und man dem Problem wenigitens 
für einen kleineren Zeitraum mit Energie nachgegangen ift, wenn auch 
gerade auf diefem Gebiete die franzöfifche und englische Forſchung erheblich 
weiter gelangt ijt al3 die deutſche. 

Weit jchwieriger ift die Münzgefchichte und das Münzweſen, 
das vor allem durch die Zerjplitterung der deutjchen Verhältniffe, durch 
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die bejtändigen Änderungen und Miünzverichlechterungen jo unitberfichtlich 
wird. Für einzelne Gebiete liegen eingehendere Unterfuchungen vor, neuer: 
dings auch für das Mittelalter im ganzen (von Luſchin). Wie beim 
Maß und Gewicht bereitet die Umrechnung der verjchiedenen Sorten be- 
fondere Mühe. Wie bereits hervorgehoben, hat man fich vielfach damit 
begnügt, eine Reduktion der Münze auf Silbergewicht vorzunehmen und 
diefe Methode allein empfohlen (Lamprecht, Sommerlad, Wiebe, 
Snama). Aber das genügt doch nur, wenn es fich um das Verhältnis 
einzelner Preije zueinander für ein beitimmtes Gebiet handelt, um daraus 
die Veränderungen abzulefen. Sonſt wird man eine Reduktion auf die 
moderne Währung vornehmen und dabei die veränderte Wertrelation be- 
rückſichtigen müſſen, um zu bejtimmten anſchaulichen DVoritellungen 
über den Geldwert zu gelangen. Faſt alle Angaben, die die Hiftorifer nur 
gelegentlich bringen, entbehren dieſer Anfchaulichkeit und bleiben darum 
zur Beurteilung der Verhältniffe ohne Bedeutung, wenn man nicht die 
Neduftionen und Umrechnungen ſelbſt vornimmt. 

Eingehende Unterjuchung haben die Geldverhältnijfe, die Art 
und Weife, wie Geld den Kapitalcharafter angenommen hat, erfahren. Dabei 
find die Perſonen des Geldleihens, vor allem aber die Frage des Zins- 
verbotes und die Art, wie man es umging, durch die Methode des Nenten- 
faufes, durch Berionaleremtionen (Juden, Lombarden), durch Berechnung 
von Verzugszinjen, erforjcht worden. Über die Gefchichte des Wuchers 
it jo eine ganze Literatur erfchienen; auch von fatholifcher Seite hat man 
das Problem in Angriff genommen. Weniger unterfucht ift demgegenüber 
die fonfrete Seite, d. h. die Höhe des Zinsfußes ſelbſt, namentlich auch 
die Änderungen, die er in den einzelnen Gebieten untereinander aufweiit, 
oder die Abweichungen nach der Art der Gefchäfte. Gelegentlich berück- 
ficht werden des öfteren auch dieje Fragen, ohne daß wir doch jegt jchon 
mit voller Deutlichfeit über diefe Dinge jprechen fünnten. 

Sodann aber wurden die Geldmächte jelbjt unterfucht. Der Zu- 
jammenhang des Geldes mit dem Warenhandel, die einzelnen Perſönlich— 
feiten, die Art ihrer Gefchäfte, für manche auch die Höhe des Kapitals. 
Das Zeitalter der Fugger, in dem die Geldmächte für Kirchliche, poli- 
tiſche und öffentliche Zwecke jo machtvoll in die Erjcheinung traten, ift 
ſeit einem Jahrzehnt emfig durchforfcht worden: die Art der Aftiv- 
gejchäfte, der Kreis der Perſonen, auf den fie fich bezogen, die verjchiedenen 
Bedürfniffe der Schuldner, die Art der Depofiten und die Mittel ihrer 
Heranziehung, die Verquickung mit den Staatsfinanzen, die Sicherftellung 
der Paſſiva und endlich die Zufammenbrüche mancher diejer Geldhäufer, 
Das find jo die Probleme, über die uns Auffchluß zu teil geworden und 
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die mit den Namen Ehrenberg, Schneider, Schulte vor allem 
verfnüpft find. Dem vagen Begriff des Bankier hat man dadurch für 
die Vergangenheit feinen mannigfachen Inhalt gegeben, vor allem die Be- 
ziehungen der Kurie und der Fürſten zu den Geldmächten find eingehend 
unterfucht worden. Weit weniger das Eindringen des Kapitals in die 
privatwirtfchaftliche Sphäre, das allerdings vornehmlich in den großen über- 
jeeifchen HandelSunternehfmungen Verwendung fand, aber joweit bisher be 
fannt, von der Sphäre der Produktion fich noch zurückhielt, wohl auch durch 
die unproduftive Verwendung zu Kriegszwecen davon fern bleiben mußte. 

Hand in Hand damit geht die Frage der Entwiclung des Kredites, 
der eigentlichen Banfen und Banfiers, die wohl faum jchon in den 
Hauptzügen ganz fejtiteht, jo daß troß einzelner vortrefflicher Darftellungen 
noch viel zu tun tft; e8 jei etwa an die Banco San Giorgio, an die Bank 
von England, an die Preußifche Bank erinnert; ferner an folche Dar- 
jtellungen wie die des Bankhauſes Leu & Co., oder an die Gefchichte des 
Credit mobilier. Aber die jtädtifchen Giro- und Wechſelbanken jind bis 
jet nur gelegentlich behandelt worden (Hamburger Girobank durch 
Spetbeer, Benetianifches Bankwefen duch Naſſe). Die Gejchichte 
der Staatsanleihen des Ancien Regime, die Aufnahme der Kriegsanleihen 
im Beitalter des Merkantilismus, auch die Darlehnsvermittelung im 
fleinen Verkehre wird noch genauer darzuftellen jein, nachdem wir für 
das Nenaifjancezeitalter darüber teilweife jo eingehend Aufjchluß erhalten. 
Das Einſetzen und Durchdringen der „Kreditwirtfchaft” iſt für Die 
handelsgefchichtliche Forſchung wichtig, nachdem die Genefis der Nechts- 
form mannigfache Aufhellung erfahren hat. 

Ebenjo hat die Entitehung der Effektenbörſen bisher nur eine 
teilweife Darftellung in Deutjchland gefunden, andere Nationen jtehen 
freilich darin noch mehr zurück. Die Weltbörfen in Brügge und Antwerpen 
find in ihrer Entftehung eingehend durch Ehrenberg gejchildert; auch 
die Stock Exchange. Aber fehon von den übrigen Bürfenplägen, den 
Amjterdamer und Hamburger, find wir für die Folgezeit weniger unter- 
richtet. Wie die heutigen Formen des Börfenverfehrs fich bildeten, die 
Urt der Gefchäfte, der Umfang der Papiere und die Art ihrer früheren 
Ausbreitung und Vertriebes harıt noch der Daritellung. Sogar für das 
19. Jahrhundert fehlen bejchreibende Gefchichten der Börſe und ihres 
typischen Charakters; fie muß gelegentlichen Berichten entnommen werden. 
Gerade das aber find Probleme, die im Mittelpunfte des modernen Handels- 
betriebes jtehen und in der Handelsgefchichte erörtert werden müfjen. Vor 
allem find fie imftande, das Problem „Handel und Kapitalismus” bejonders 
zu beleuchten. 
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6. Handel und Kapitalismus. 


In neuerer Zeit fteht ein Problem im Vordergrund des Intereſſes, 
das vor allem dur Sombarts Buch über den modernen Kapitalismus 
angeregt wurde: das ift der Zufammenhang zwijchen dem Handel des 
Mittelalters und dem beginnenden Kapitalismus. Sombarts Thefe ift 
folgende. Die Anhäufung des NReichtums und des Kapitals in größerer 
Menge kann nicht, wie die herrfchende Auffaffung will, auf den Handels- 
gewinn zurüczuführen jein. Der ganze mittelalterliche Handel, vielleicht 
abgejehen von einigen italienischen Kommunen, war dazu der ganzen Art 
des Betriebes wie jeinem Umfange nach nicht imftande: ex diente dem 
„PBrinzipe der Nahrung“. Weder war die Profitrate dauernd groß genug, 
um einen jchnellen intenfiven Umfchlag des Kapital und damit relativ 
hohen Gewinn zu gewähren, da dazu das Riſiko und die Spejen im 
allgemeinen zu hoch waren. Noch auch war die abjolute Menge des 
Kapital3 groß genug, um ſtarke Akkumulationen und damit abjolut 
große Gemwinnmengen herbeizuführen. Endlich verteilte fich Kapital und 
Gewinn auf ſoviele Verfonen bezüglich Handelsgefchäfte, daß dadurch gar 
fein größerer Gewinn in einer Hand entitehen konnte. Vielmehr ftammt 
der urjprüngliche Reichtum aus anderen Quellen: vor allem war es 
affumulierte Grundrente der jtädtifchen und ländlichen Grundbefiter u. a. 

Uns intereffiert hier nur der erjte Teil der Theſe. Bie Hiftoriker, 
die fie bekämpfen, haben es ich bis jeßt freilich außerordentlich Leicht 
gemacht: fie begnügen fich Damit zu zeigen, daß im 13. 14. oder 15. Jahr— 
hundert hier und dort größere Verdienite beim Handel gemacht wurden 
und glauben dann damit die Thefe widerlegt und eine „Lapitaliftifche” 
Entwiclung bereit in früherer Zeit erwiefen zu haben. Aber damit wird 
die angefochtene Theſe gar nicht getroffen, denn es fragt fich 1. woher 
das erite Kapital jtammt, 2. unter wieviele fich der Handelsgewinn ver- 
teilte, 3. wie groß dauernd der relative Gewinn am Handel jein konnte 
und 4. ob die abjolute Menge diejes Gewinnes genügte, um große NReich- 
tümer anzuhäufen. Die bisherigen Kritiker, vielleicht außer Kuliſcher, 
haben denn doch darauf feine zureichende Antwort gegeben, ja zum 
Teil die Fragen überhaupt nicht erfannt. Nehmen wir die bisher beiten 
Verfuche der Forſchung heraus, jo jcheint mir Keutgen den 
Nachweis erbracht zu haben, daß im Gebiete der Hanſe die offene 
Handelsgejellichaft, d. h. die fejte Verbindung lebenslänglicher Ge— 
fellfchaften, die Regel bildet. Wenn er freilich) meint, „nur fo ei es 
zu veritehen (?), daß der hanſeſche Handel die bedeutende Ausdehnung 
erhalten fonnte und Gegenitand gewaltiger politifcher Anſtrengungen 
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wurde“, jo jcheint mir damit für die Entjcheidung der ganzen Frage jehr 
wenig gewonnen. Es fommt nicht auf die Formen der Handelsgejellichaften 
an, fondern auf deren Umfang und Anhalt. Waren die Kapitalsanteile 
der einzelnen dauernden Gejellichaften und Gelegenheitsteilnehmer groß 
und vermehrten jich diefe Einlagen zu immer größerer Ausdehnung des 
Handelsgejchäftes mit eigenem Kapital? Erzeugte fich das Kapital aus 
dem Handelsprofit jelbit? Denn es fann in der Form der offenen Handels- 
gejelljchaft ganz Kleine Kapitalseigner gegeben haben, bei denen die perjün- 
liche Arbeit und Tätigkeit der Gefellfchafter die Hauptrolle jpielte, und 
e3 fann umgefehrt Gelegenheitsgejchäfte geben, die große Ginnahmen und 
Gewinne abwerfen. Mithin iſt mit einer Entjcheidung über die Art der 
Handelsgefchäfte „für die ewig gleichen Bedürfniffe des Handels“ noch) 
gar nichts anzufangen. Jene Theje bleibt nach wie vor ein Problem und 
die emfige Durchforſchung, vor allem in den italienischen Kommunen, wird 
vermutlich auch zur Löſung führen. 

Uber das Problem des Zufammenhanges von Handel und Kapitalis- 
mus jteht nicht nur am Anfange des modernen Handels; jondern e3 wird 
auch für die fortlaufende Entwiclung zu unterfuchen fein, wie weit der 
HandelSsprofit jpeziell fapitalbildend gewirkt: hat ex mwejentlich zur Aus— 
bildung des englischen Neichtums beigetragen und wie weit wirft er bei 
der Vermehrung des deutfchen und franzöfifchen Neichtums mit? Die 
Gejchichte der großen Unternehmungen, wie fie Schmoller angeitellt, 
vermögen hier mannigfache Aufklärung zu geben. Zum Teil aber hängt 
das Problem auch mit der äußeren Handelsgejchifchte eng zufammen. 


II. Die Probleme der äußeren Handelsgefchichte. 


1. Grundfragen des Außenhandels. 


Für die Behandlung der äußeren Handelsgejchichte find zunächit 
einige Grundfragen zu erörtern, die von den Bearbeitern öfters diskutiert 
wurden. Es iſt einmal die äußere Einteilung, die „Epochen der Handels- 
gejchichte”, jodann die Frage der Hauptverkehrsgebiete und Welthandels- 
ſtraßen, endlich die Art der Handelsbeteiligung. Dieje Fragen ergeben 
fich freilich zum Teil aus den Unterfuchungen des inneren Handels; zum 
Teile müſſen fie aber für die einzelnen Länder jenem vorangehen und 
bedürfen bejonderer Feititellung, wenn anders man den internationalen 
Beziehungen gerecht werben will. 

Die Einteilung der Epochen der Handelsgefhichte, die zu- 
nächjt nur eine äußerliche ift, wird darum wichtig, weil damit zugleich 
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das gemeinjame Charakteriftitum vieler Erfcheinungen des Handels zu- 
jammengefaßt wird, wobei natürlich die arge Verwechſlung mancher 
Hiltorifer zu vermeiden iſt, als wenn die ideellen Stufen der Theorie 
mit den realen Epochen der Gefchichte zufammenfielen. Man hat nun 
verschiedene Einteilungsprinzipien gewählt: einmal (1) die „[ührenden“ 
Handelsnationen, die im internationalen Verkehr vor allem die 
Träger der Vermittlung gemwejen find und die fich immer auf gemwiffe 
Vertreter bejchränft haben. Sodann (2) find die Hauptverfehrs- 
gebiete, d. h. die wejentlichiten Meeresteile, auf denen der Handel fich 
abjpielte, zum Unterjcheidungsmertimal genommen und hierbei vor allem 
die Zeit der Binnenmeere (Altertum und Mittelalter) und die der offenen 
Dzeane (neuere und neuejte Zeit) gegenübergeftellt. Man könnte auch die 
Epochen der Handelspolitif (3) zum Ausgang nehmen: das Fehlen 
zentraler Gemwalten und das Vorwiegen lokaler Maßnahmen, die be- 
ginnenden DVerjuche zujammenfaljender Handelspolitif, das Auftreten ſelb— 
jtändiger größerer Dandelsgebiete und Staaten würden dabei zu unter- 
jcheiden jein. Man hat endlich die Urt der Handelsbeteiligung 
(4) in den Vordergrund geitellt, wobei dann das 19. Jahrhundert in 
feiner typifchen Entfaltung der ganzen früheren Zeit gegenüber tritt. 
Erit durch die induftriell-fapitaliftifche Umgeftaltung ift aus dem rein 
pajliven Taujche gegenüber den tropischen Gebieten umgekehrt das Auf- 
juchen fremder überjeeifcher Märkte geworden. Es hängt daS damit zu- 
jammen, daß das Maß der wirtjchaftlichen Entwicklung der verjchiedenen 
Völfer und Kulturfreife ein verjchiedenes ift. Man £ünnte vielleicht auch 
jagen, daß das Motiv des Handels (5) dementjprechend im 19. Jahr— 
hundert ein prinzipiell anderes ſei, alS in der ganzen früheren Zeit. Es 
jtellt fjich dabei heraus, daß die Unterfcheidung von Aktiv- und Paſſiv— 
handel, die natürlich wichtig iſt, allein für die Durchforſchung der 
Handelsgejchichte nicht genügt. Mean wird vielmehr trennen müffen: 
eigener Aktivhandel d. h. Handel im fremden Lande mit eigenen Waren 
(Engländer in Deutjchland jeit 1611) und fremder Aftivhandel, d. h. 
mit fremden Waren (Hanjen in England), während Tranfttohandel über- 
wiegend mit fremden Waren im eigenen Lande durchgeführt wird. ALS 
zwecmäßigites Ginteilungsprinzip für die Epochen der Handelsgefchichte 
ergibt fich jonach eine Kombination der äußeren wie der inneren Momente, 
Erſt durch jolche theoretische Erwägungen erhalten die Unterfuchungen über 
die äußeren Handelsbeziehungen ihren Halt und ihre leitenden Ideen — nicht 
anders wie es ja bei der Wirtjchaftsgefchichte überhaupt der Fall ift. 
Die Unterjuchungen über Welthandelsitraßen und Hauptverkehrs— 
gebiete jind zum Teil in Angriff genommen, werden wohl aber exit durch 
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die genauere Erforſchung des tatfächlichen Verkehrs in hiſtoriſcher Zeit 
vollen Auffchluß erhalten, namentlich auch die Frage, wann und welche 
Nandteile der Küftenländer zugänglich gemacht wurden. Die Erſchließung 
neuer Handelsgebiete und die Anglieverung abgefchloffener Völker hat in der 
Gejchichte dev Entdeckungen Würdigung gefunden, die allerdings noch mehr 
nach dev handelsgejchichtlichen Seite ausgebaut werden muß und nicht auf 
dem dejfriptiven Standpunkt verharren darf. Sie jteht bisher etwas tjoliert, 
macht aber ein notwendiges Glied der äußeren Handelsgejchichte aus und 
verdient zufammen mit der hiftorifchen Geographie mehr wifjenjchaftliche 
Durchforſchung als fie bisher gefunden. Es find das alles Fragen, die 
erſt jpeziell bei einer Darftellung des MWelthandels auftreten und daher 
in älteren Werfen mehr erörtert werden al3 in den jüngeren, da dieſe 
fich vorwiegend einzelne Teile, nicht die Univerfalgefchichte des Handels zur 
Aufgabe itellen. Dieje allgemeinen Probleme find darum vielleicht neuerdings 
in der Diskuffion etwas vernachläfligt worden, werden ſich jedoch aber mit 
der veränderten Stellung der Völker im Weltverfehr von neuem bemerf- 
bar machen. Wir wollen die Probleme, die die äußere Handels— 
gefchichte bei uns tatjächlich gefunden hat, nach drei Gefichtspunften 
betrachten. 


2. Handelspolitif, 


Die Gefchichte der äußeren Handelspolitik hat nach allen Richtungen 
Aufklärung erfahren, worauf ja die Bejchaffenheit der Quellen unmittelbar 
hinwies. Won einer ausgefprochenen zielbewußten Handelspolitil zur Zeit 
der vorherrichenden Stadtwirtjchaft wird wohl nur bedingt gejprochen 
werden können, injofern jede Stadt den Handel für ihr eigenes Gebiet 
möglichit vorteilhaft zu geftalten juchte: Schuß der angejejjenen Händler 
auf der einen Seite, Einnahmequellen für Hilfsgemwerbe und für die Stadt 
jelbjt auf der anderen, Sorge für eine hinreichende Verpflegung auf der 
dritten bildeten das Leitmotiv. Die Unterfuchungen über die Stadtwirt- 
ichaft gehören im Grunde hierher, die Frage auch, wann man von einer 
freieren Handhabung des Verkehrs zu einer gebundeneren überging. Von 
diefen Prinzipien unterfchied fich die Handelspolitif der größeren Gebiete 
faum; der Gedanke des Produktionsſchutzes ift der Zeit des Mittelalters 
im Grunde fremd geweſen, jo jehr auch der Schuß der Händler als jolcher 
in Betracht Fam. Nach außen ging diefe Handelspolitif vor allem auf 
Sicherung von Privilegien und äußeren Schuß: die ganze Gejchichte der 
Hanfe, die ja gerade nach diefer Richtung durchforſcht it, zeigt das 
allerorten. Dasjelbe aber auch die Handelspolitifchen Bejtrebungen 
der italienischen Kommunen, die uns jo eindringlich vorgeführt find, 
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während die ſüddeutſchen Kommunen eine ähnliche Machtitellung im Aus- 
lande nicht eritrebt haben und wohl auch nicht erſtreben konnten. Un: 
abläjfiger Kampf um Zoll und Handelsvorteile füllt die Periode des 
Mittelalters aus. 

Auch gerade der Übergang zu den merkantiliftichen Praktiken, zu 
der Politik der beginnenden National- und Territorialitaaten iſt vielfach 
aufgeklärt worden: die englifche Handelspolitif, die jpanifche, die Kämpfe 
auch in der Zeit vor Colbert, anderjeitS die Beftrebungen in Oſter— 
reich (Rudolf; IV.), in Brandenburg » Preußen. Die Getreide-Handels- 
politik, die allenthalben ähnliche Beweggründe und ähnliche Maßnahmen 
aufweilt, iit im bejonderen Gegenitand vergleichender Studien geworden. 
Dann aber hat das ganze Zeitalter des Merfantilismus nach allen 
Richtungen feine hiſtoriſche Würdigung gefunden; der Colbertismus vor 
allem ijt von verschiedenen Seiten behandelt, durch Schmoller in den 
allgemeinen Nahmen der nationalen Bolitif feiner Zeit gejtellt worden. 
Die Schiffahrtspolitik it nicht minder emfig durchforſcht und auf ihre 
Urjprünge zurücverfolgt worden. Es wurde bereit darauf hingewieſen, daß 
man freilich nicht ebenjo eingehend den Wirkungen diefer Handelspolitif nach- 
gegangen tft. Die Abbröcdelung und Durchlöcherung des merfantiliftifchen 
Gedantens, das Erwachen und Gindringen der phyſiokratiſchen Ideen, 
die Entjtehung der eriten Handelsverträge (Eden, Methuen-, Aſſiento— 
vertrag) haben ihre Forſcher gefunden. Auch die merkantiliftiichen Schrift- 
iteller find wiederholt gewürdigt worden. In diefen Zufammenhang ge: 
hört dann auch die Behandlung der Kolonialpolitif, die freilich mehr 
geitreift als jyitematifch in ihrer gejchichtlichen Bedeutung erörtert ift. 
Aber ſonſt hat die handelsgejchichtliche Forſchung der neueren Zeit fich 
eben mit Vorliebe gerade diefer politifchen Seite zugewendet — nicht 
ohne eine gewiſſe beabfichtigte Tendenz. Man ift vor allem durch das 
Auftauchen der jchußzöllmerifchen Strömung in Mitteleuropa auf diefe 
Fragen gekommen und die neumerkantiliftifchen Tendenzen der jüngiten 
Vergangenheit lenkten auch im einzelnen auf dieſe Fragen zurüd. Die 
Beurteilung jener Zeit iſt weit anders und günftiger ausgefallen als zur 
Zeit der SFreihandelsherrichaft. Ob immer unpaxteiifcher und ob nicht 
manche Schattenjeiten des Syſtems ſtark überjehen find gegenüber dem 
verwandtjchaftlichen Bejtreben der Gegenwart? Es iſt hier nicht die 
Aufgabe, darüber zu handeln. 

Nicht minder hat dann die Handelspolitif des 19. Jahrhunderts, 
man fann fajt jagen, alljeitige Unterfuchung gefunden, jodaß hier faum 
noch Aufgaben zu löſen bleiben. Nur etwa die Kontinentaljperre mit 
ihren Wirkungen auf die einzelnen Länder gibt noch eine Neihe von 
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Problemen auf. Im ganzen aber gehört wohl gerade die Handelspolitik, 
die jo ſtark die Aufmerkſamkeit auf fich zieht, zu den beftdurchforjchten 
Gebieten der Wirtjchaftsgejchichte. 


3. Die äußeren Handelsbeziehungen. 

Nicht ebenjo find die Handelsbeziehungen jelbit jchon alljeitig auf- 
geklärt und, was bejonders auffallend erjcheint, gerade für die Zeit, wo 
die äußere Handelspolitif jo eingehend durchforjcht ift, find wir jchlechter 
unterrichtet al3 für daS frühere und jpätere Mittelalter. In den früher 
angeführten Werfen von Heyd und Schaube, von Schulte, von 
Daenell und Kiejjelbach haben einerjeitS die äußeren Beziehungen 
der Mittelmeervölfer zu den anderen Nationen wie unter fich, ander- 
jeitS die der italienifchen zu den jüddeutjchen Städten und umgefehrt und 
endlich die der einzelnen Hanjeftädte zu den Kontoren in der Fremde eine 
erichöpfende Daritellung gefunden, wozu wohl nur noch Fleine Nachträge 
fommen fünnen. Man tft hier den einzelnen Orten und ſogar den einzelnen 
Perſonen in den Urkunden nachgegangen, hat ihre Anmwejenheit, die 
Handelseinrichtungen, die allenthalben getroffen waren, oft auch noch die 
Waren, die gehandelt wurden, mit größter Gewiſſenhaftigkeit und Afribie 
aufgejpürt, jodaß hier kaum wejentliche Lücken vorliegen. Auch für die 
großen Meßpläge find dieſe Handelsbeziehungen aufgededt. Es iſt bereits 
gejagt, daß hier teilweife auch die benußten Handelswege erforjcht find. 
Zu den „Beziehungen“ gehören dann ferner die bejonderen Abmachungen, 
Kämpfe, Verwiclungen, die teils durch den Handel, teils aus anderen 
Urſachen entitanden. Für die Binnenpläße etwa Deutjchlands unterein- 
ander jteht eine jolche Arbeit noch aus; die Bedeutung der einzelnen 
Städte, für die bis jeßt nur jporadifche Nachrichten geſammelt find, 
fönnte dadurch erjchloffen werden, auch der Südoſten und vor allem 
Wien mehr hervortreten. Für das Hanfegebiet müßte vielleicht umgefehrt 
das Vordringen der Holländer, aber auch der Engländer, noch weitere 
Aufhellung erfahren — letzteres iſt für Hamburg bereits unterjucht 
(Shrenberg); eritere find neuerdings mehr in den Gefichtsfreis der 
Forschung getreten (Daenell). 

Aber leider fehlt allen diefen Unterjuchungen ein wejentliches Moment, 
das uns erſt vollen Einblik in die Verhältniffe verjchaffte — nämlich 
Vorjtellungen über die Größe des Handels, die Werte der Waren, Zahl 
und Größe der Fahrzeuge und dergl. Dadurch kämen die einzelnen Plätze 
und Nationen erjt in die richtige Nangordnung zueinander, auch ihre 
Entwiclung würde erfichtlich, indem die einen fortfchritten, Die anderen 
zurüchhlieben. Freilich find auch hierfür jetzt Anfäge vorhanden — aus 
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den PBiundzollbüchern Revals und Lübecks, aus den Schiffsregiftern 
Danzigs und Hamburgs, aus den englifchen Ausfuhrlizenzen, aus den 
Abrechnungen der Großjcheffereien des deutjchen Ordens, den Zolleinfünften 
auf den Champagnermejjen u. a. haben fich auch hier wenigjtens einiger- 
maßen beitimmte Borjtellungen in der angegebenen Richtung gewinnen 
lafjen, die wohl wejentliche Modifikationen der Anſchauungen herbeiführen 
werden. Auch für einzelne Bläte würden aus den Stadtrechnungen und 
Zollbüchern noch ähnliche Ermittlungen über den Umſatz der Waren, jomie 
die Änderungen in der Einführung einzelner Artikel u. a. zu machen fein. 
Bei weiterem Suchen fönnten auch hier manche Fragen beantwortet werden 
und das Bild der Stadtmwirtjchaft noch ſchärfer herportreten. 

Für die neuere Zeit jeit dem 16. Jahrhundert find wir über die 
Handelsbeziehungen weit weniger unterrichtet und doch würde es natürlich 
ein verhängnisvoller Irrtum jein, zu meinen, daß die merfantiliftifche 
Politik den Handel von Land zu Land in jtärferem Maße unterbunden 
hätte, daß in den zollgejchügten Ländern weniger Einfuhr von Gemerbe- 
erzeugnifjen jtattgefunden. Das hinderte ja ſchon der geradezu großartig 
organifierte Schmuggel in früheren Zeiten und der zunehmende Bedarf 
an Rohitoffen. Soweit ich beurteilen fann, ijt nur der internationale 
Getreidehandel, der überall befonderen Bedingungen unterlag, mwenigitens 
in den Grundzügen fejtgeitellt. Aber nicht einmal der tatjächliche Handel 
der Holländer, die doch im 17. Jahrhundert die allgemeinen Vermittler 
für Europa waren, hat bisher eine Darftellung gefunden, die uns ihre 
Handelsbeziehungen ganz Deutlich machte (außer PBringsheim nur 
holländische Literatur, die aber zum Teil vecht veraltet tit!). Nicht anders 
iteht es mit dem franzöfifchen und englifchen Handel. Man ſieht bisher 
nicht, welche konkreten Wirkungen nun die inaugurierte Handelspolitif 
des Merfantilismus auf den Aktivhandel der Länder ausgeübt. Über der 
amtlichen Handelsftatiftif jcheint, ſoweit fich bisher beurteilen läßt, ein 
Unftern gemwaltet zu haben. Grit mit Beginn des 18. Jahrhunderts ſetzt 
in Frankreich und England die Überlieferung ein, jo daß fich jogar über die 
berühmte Handelsbilanz diejer Länder, über die jo viel theoretifiert ift, in der 
Handelsgejchichte bisher eigentlich nichts Beitimmtes jagen läßt. Preußen 
jcheint eine Handelsftatiftif exit jeit Mitte des 18. Jahrhunderts befommen 
zn haben, deren erjte (1753) mit einem erheblichen Aktivſaldo abjchließt. 
Die Handelsbeziehungen der jüddeutjchen Städte mit Italien, der öſter— 
reichiſchen und chlefiichen mit dem Dften fünnen damals nicht aufgehört 
haben, jondern werden teilweije jogar größer geworden fein. Hamburgs 
Handel, dejjen Beziehungen zum Auslande im 17. und 18. Jahrhundert 
bedeutend geweſen find, iſt allerdings ziemlich gut durchforſcht worden 
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(Baajch); dafür lagen jchon frühzeitig „Schiffsbücher” vor. Erſt mit 
dem Zollverein beginnt in Deutjchland die Betrachtung des internationalen 
Handel3 von neuem, die jeitdem bejtändig Gegenſtand eifriger Aufzeichnung 
und Erörterung geworden tft. Es fehlt freilich auch für diefe Zeit noch 
die einheitliche Verarbeitung des Materials. 

Dieje Fragen find aber auch für die Entjcheidung darüber wichtig, 
welcher Teil des bürgerlichen Reichtums, vor allem Hollands und Englands, 
denn auf den ausmwärtigen Handel zurüczuführen if. Man weiß, daß 
Adam Smith dem auswärtigen Handel für den nationalen Reichtum 
eine untergeordnete Bedeutung beimaß und den Gewinn aus dem im 
Außenhandel angelegten Kapital für geringer erachtet al3 aus dem Binnen- 
handel. War dies Urteil in den Verhältniffen zu jeiner Zeit tatfächlich 
begründet? Ähnlich urteilte befanntlich auch Ricardo über den Kapital- 
profit im auswärtigen Handel. Gerade im 18. Jahrhundert muß aber 
England feinen Reichtum mejentlich vermehrt haben, um dann im 
19. Sahrhundert die industrielle Entwicklung durchmachen zu können. 
Die GenefiS des Neichtums ſteht nicht nur am Anfange der modernen 
Handelsgejchichte, jondern auch in deren Verlauf, und die Beurteilung 
der auswärtigen Handelsbeziehungen iſt demnach auch in diejer Hinficht 
wichtig. 

4, Kolonialgeſchichte. 

Weit mehr vernachläffigt als die anderen Teile der Dandelsgejchichte 
find in Deutjchland die Probleme der Kolonialgefchichte,; ja man hat 
noch nicht einmal gelernt, hier die richtige Frageitellung aufzumerfen. 
Das Urteil mithin, daß die deutjche Kolonialliteratur „fich ſtolz den 
Leiftungen jedes anderen Landes zur Seite ftellen kann“ (von Halle), iſt 
leider durch nichts gerechtfertigt und trifft in feiner Weife zu, wenn man 
nicht jeine Anforderungen auf ein gar zu tiefes Niveau jtellt. Als 
Roſcher 1848 feine Kolonialpolitik jchrieb, wandte er die von ihm auch 
ſonſt befolgte vergleichende hiftorifche Methode an, indem er eine ſyſtema— 
tifche Ordnung mit Notizen aus allen möglichen Zeiten und Völkern 
füllte; aber ex wählte nur wenige Gefichtspunfte, die gerade in der 
Literatur fich fanden und gab im ganzen mehr Gefchichten als Gejchichte, 
Die jpätere Auflage, von einem anderen Verfafjer fortgejegt, enthält nach 
diefer Richtung feinen wiſſenſchaftlichen Fortjchritt, jondern iſt nur in 
folonialpolitifcher Abficht und Tendenz ergänzt worden. Darauf erjchien 
lange Zeit überhaupt nichts auf diefem Gebiete. Das große fünfbändige 
Werk von Zimmermann, das zwar zum Teil auf eigenen archivalifchen 
Studien beruht, enthält nur eine ganz äußerliche Aneinanderreihung von 
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politifchen und friegsgejchichtlichen Greigniffen; es fehlt jeder ſyſtematiſche, 
jeder wirtjchaftliche, auch nur jeder verwaltungs- und organifationsmäßige 
Gefichtspunft: es ift faum als Materialfammlung vecht brauchbar. So 
fonnte es kommen, daß ein Kleiner Grundriß der Kolonialgefchichte von 
Dietrih Schäfer allgemeine Anerkennung fand, obwohl er auch nur 
eine außerliche Erzählung der Groberungen und der Befigergreifung, der 
politifchen Machtausdehnung enthält und die eigentlichen Probleme der 
Kolonialgefchichte gar nicht berührt. Allerdings find noch einige größere 
Einzelunterfuchungen zu nennen: jo über die amerikanische Baummoll- 
indujtrie, die jegt eingehende Darftellung gefunden hat; jo die preußischen 
Kolonialbeftrebungen unter dem Großen Kurfüriten; jo das Venezuela- 
Unternehmen der Welfer. Aber letztere ift ganz auf Prozeßakten auf- 
gebaut, enthält nur kriegeriſche Verfonalgefchichte und muß im ganzen 
alS durchaus verfehlt betrachtet werden. Selbſt die großen Kolonial- 
gejellichaften des 17. und 18. Jahrhunderts haben in Deutjchland feine 
eigene Darftellung gefunden; nur Schmoller hat in feiner Gejchichte 
der Unternehmungen auch ihr eine wirtjchaftsgejchichtliche Behandlung 
zuteil werden Lafjen. 

Um eine Kolonialgejchichte in fruchtbarer Weiſe zu jchreiben, fehlt 
es daher zunächit an Ginzelunterfuchungen, die vor allem die richtigen 
Gefichtspunfte und Frageitellungen anlegen müßten: da ijt einmal die 
Daritellung der eriten Siedelungen nach Grundbefigverteilung, für die 
wenigitens einige Studien vorliegen (3. B. Kanada), jodann die Schilde- 
rung des ganzen Verwaltungsſyſtemes in ihren typischen Formen, Die 
‚ wirtjchaftliche Frage der Produktion und des Abbaues, vor allem aber 
die der Betriebe, endlich die Geftaltung des Kolonialhandel3 und der 
Schiffahrt. Die Zahl der wifjenichaftlichen Abhandlungen darüber it, 
ſchon abjolut genommen, fait an den Fingern aufzuzählen, was vielleicht 
damit zufammenhängt, daß auch in der modernen Kolonialliteratur dieſe 
Fragen gegenüber der politifchen Behandlung ganz vernachläffigt worden 
find. Im Zufammenhang damit würde auch die Gefchichte der Neger: 
jllaverei — freilich die partie honteuse der Handelsgejchichte — ihre 
richtige Stellung finden, während bisher nur die äußere formelle und 
politifche Regelung eine Darftellung gefunden hat. Die Stlavenfrage ift 
aber gejchichtlich die NArbeiterfrage des tropischen Amerifas und des 
dortigen fapitaliftifchen Großbetriebes gewejen. Auch die mittelaltexlichen 
italienischen Kolonien in Kleinafien, die Vorgänger in der Sklavenhaltung, 
harren bis jet noch der Erforſchung. Die Kolonialgejchichte ift jo ſtark 
wirtjchaftlich bedingt, daß hier eine rein politische Behandlung fich bejonders 
unzulänglich erweijen muß und die eigentlichen Probleme gar nicht berührt. 
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Auch dieje Fragen hängen dann unmittelbar wieder mit der nach der Ent- 
jtehung des bürgerlichen Neichtums zufammen. Namentlich wie weit der 
holländifche, franzöfifche und englische Kolonialbefig im 18. Jahrhundert, 
der zum Teil fapitaliftifch betrieben wurde, nun ſeinerſeits wieder auf die 
Bildung und Vermehrung des Kapitals zurüchwirkte und wiemweit ex im 
Gegenteil unproduftiven Kapitalverbrauch bedeutete. Wenn eingangs gejagt 
wurde, daß vor allem die Gegenwart die Probleme jtellt, jo ift wohl zu 
erwarten, daß von dem Intereſſe der Gegenwart aus auch die Rolonial- 
geichichte eine ernſthafte wifjenjchaftliche Behandlung noch erfahren und 
man mit einer richtigen Frageſtellung an die Bearbeitung gehen wird, nach- 
dem, wie gezeigt, Die deutſche Forſchung auf anderen Gebieten der 
Handelsgefchichte jo Erhebliches gejchaffen. — 

Eine gejchichtliche Daritellung des Handels kann fich aber nicht nur 
mit der grauen Vorzeit und dem fernen Jahrhundert begnügen, jondern 
wird auch an die unmittelbare Vergangenheit des letzten Jahrhunderts 
und des lebten Menfchenalters herantreten, die ja jchon der Gejchichte 
angehört. Es iſt darauf hingewiejen, daß die Handelspolitif diejer tat- 
jächlich genau ducchforjcht it, daß die Bände des Vereins für Social- 
politif auch nach diefer Richtung für die einzelnen Länder alle erwünjchte 
Auskunft geben. Die Entwiclung des Verkehrs, die bisher ziemlich ver: 
nachläffigt, wird gerade gegenwärtig mehrfach unterfucht. Die Dar: 
jtellung der tatfächlichen Handelsbeziehungen fehlt nicht ganz, ift doch 
aber gegenüber der Handelpolitif zurücgeblieben, obwohl jet die Statiſtik 
wie die Handelsfammerberichte, die Bearbeitung auf weniger erhebliche 
Schwierigkeiten jtößt. Auch von den anderen ragen, die vordem auf- 
geworfen find, hat nur einzelnes bis jet für das 19. Jahrhundert er- 
forscht werden fünnen. Es iſt gewiß richtig, daß man den Dingen erit 
etwas ferner ftehen muß, um einen objektiven gejchichtlichen Standpunft 
zu gewinnen, aber die Ernte harrt hier noch in mannigfacher Richtung 
des Schnitters. 


Schluß. 

Überbliclen wir daS Gebiet der deutſchen Handelsgejchichtichreibung 

im ganzen, jo find gewiſſe Teile überrafchend gut durchforſcht worden und 
es iſt zum Teil Hervorragendes, ja Ausgezeichnetes geleiitet, wenn auch 
jehr viele Probleme noch der Löſung, ja auch nur der Bearbeitung harren. 
Eine große Schar von Forſchern iſt allenthalben weiter unausgejegt an 
der Arbeit. Diefe folleftive Gefamtleiftung ift nicht nur eine ſehr erheb- 
liche, jondern fie gibt auch die Möglichkeit einer fruchtbaren, großzügigen 
und doch ficher fundierten Geſamtdarſtellung im 20. Jahrhundert, um 
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aus den majjenhaften Einzelunterjuchungen in einer größeren Synthefe 
ein Gejamtbild der Entwicklung des Handels von neuen Gefichtspunften 
aus eritehen zu laſſen und die Ernte vor allem des legten Menjchenalters 
heimzubringen. Man fängt allenthalben an, die Einfeitigfeit der früheren 
Betrachtung zu überwinden und geht mit größerer VBorurteilslojigfeit und 
Objektivität an die Probleme heran. Die Methoden haben fich im Laufe 
des legten Menjchenalters immer mehr verfeinert. Eine jehärfere Formu— 
lierung der Frageftellung ijt allenthalben wahrzunehmen, eine jchärfere 
Unterjcheidung der Handelsepochen und ihrer verjchiedenen Typen iſt an- 
gebahnt. Die deutfche Forſchung kann auch bejonders ftolz darauf fein, 
fich wirklich mit der Weltgefchichte des Handels abzugeben und alle 
Länder uud Nationen gleichmäßig heranzuziehen, wenn auch hier noch 
große Lücken vorhanden find. Die leitenden Ideen find dabei wiederholt 
jelbit Gegenjtand der Diskuffion geworden. Der Fortjchritt der Wiſſen— 
ichaft iſt jo gleichmäßig zurüdzuführen auf die Verfeinerung in den 
Methoden, auf die größere Präziſion der Frageitellung wie auf die Er- 
ichließung neuen Materiales. Gerade der Handel nimmt eine zentrale 
Stellung ſowohl in der gejchichtlichen Entwicklung des wirtjchaftlichen 
Lebens der einzelnen Völfer, wie in den politifchen Beziehungen der 
Völker zu einander ein. Und darum ftellen die Ideen, die ihn beherrichten, 
zugleich Symptom und Wirkung meitgehender DVerhältnijje dar. Das 
Ziel aber, dem wir doch jchon näher gefommen find, iſt eine ver- 
gleihende Gejhichte des Handels der Kulturnationen, aus 
deren Übereinftimmungen und Abweichungen ſich dann „die Gejege des 
menschlichen Verkehrs“ in anderem Sinne ergeben werden, als e3 einit 
Hermann Heinrich Goſſen in jeinem tief dDurchdachten Werfe gemeint hatte. 
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XXVII. 
Die 
Anſichten über Freihandel und Schutzzoll in der 
deutſcehen Staatspraxis des 19. Jahrhunderts. 
Von 
Karl Rathgen, Hamburg. 
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]; 

Die Gefchichte der Vollswirtfchaftslehre hat dem Kampf der An- 
fichten über die bejte Handelspolitif, über Freihandel und Schubzoll immer 
einen bejonders breiten Raum gewährt. Hat fich doch eine Wiffenfchaft 
vom Wirtjchaftsleben zuerjt und vor allem gebildet aus dem Verſuche, 
für handelspolitifche Maßregeln eine theoretifche Begründung zu finden. 
Wie Regelung und Beichränfung von Ein» und Ausfuhr das vornehm- 
lichjte Mittel wurde, die Produktion und den Neichtum eines Volkes zu 
jteigern, jo entjtand aus der Grörterung diefer Maßregeln das ältefte 
Kapitel der jeit dem 17. Jahrhundert fich bildenden Nationalöfonomie. 
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Als dann eine eigentlich wifjenjchaftliche Volkswirtſchaftslehre auffam, 
welche die wirtjchaftliche Freiheit forderte, jegte fie vor allem bei dieſem 
Punkte ein. Faßt man doch die Gpigonen des Adam Smith direft 
als „‚zreihandelsjchule” zujammen. Gerade in dem Kernpunft dieſer 
Lehren fonnte aber eine Theorie, welche von den Fragen ftaatlicher Macht 
mehr oder weniger abjtrahıerte, fich nicht jo raſch durchjegen, als auf 
anderen Gebieten, wie etwa der Gemerbepolitif. War hier doch der Zu- 
jammenhang von äußerer ftaatlichev Macht und mirtjchaftlicher Zmeck- 
mäßigfeit bejonders finnenfällig. Wie jehr die auswärtige Handelspolitit 
gleichzeitig ein Ausdruck der Machtverhältniffe innerhalb des Staates, 
der Macht der fozialen Klafjen und Intereſſengruppen iſt, hat man viel 
langjamer begriffen. 

Im folgenden foll der Verſuch gemacht werden, die Anfichten der 
Männer des öffentlichen Lebens darzuftellen, welche auf den Gang der 
Handelspolitif in Deutjchland Einfluß geübt haben. In dem Drittel» 
Ssahrhundert, das jeit dem Erſcheinen von Rojchers Gejchichte der 
Nationalöfonomit verfloffen ift, haben wir aus Alten, Memoiren, Bio- 
graphien ein reiches Material über die Anfichten, die für die praftifche 
Bolitit maßgebend waren, erhalten. Um das ganz fruchtbar zu machen, 
müßte man natürlich eigentlich die ganze Perſönlichkeit jener Staats— 
männer, deren Anfichten wir verfolgen wollen, jchildern. Man müßte 
zeigen, wie diefe Anjchauungen getragen oder umgejtaltet werden durch 
die Mafjenbewegungen ihrer Zeit, durch die Anfichten der Intereſſenten, 
durch die Volksinſtinkte. Man müßte zeigen, wie nationale Bejtrebungen 
und Handelsneid, wie Vorurteile und Abneigungen mitipielen, wie die 
Rückſicht der großen Politik einwirkt. Alles das muß hier im weſent— 
lichen der ergänzenden Phantaſie des Leſers überlajfen bleiben, jeiner 
Kenntnis der politiichen Geſamtentwicklung, ohne die alle rein mirt- 
ichaftliche Betrachtung Stümperei und Stückwerk bleibt. 


II. 

Die Anfichten der Phyfiofraten, von Hume, von Adam Smith über 
freien Handel find in Deutjchland mindejtens ebenjo früh in den Alten 
und Gutachten des Beamtentums, wie in den Schriften der Gelehrten 
zu finden. Sn einer Zeit, in welcher die Bildung der Regierenden jo 
ganz von Frankreich her beeinflußt war, ift an fich nicht merfwürdig, 
daß die neuen franzöfifchen Modetheorien fich auch in Deutjchland ver- 
breiteten, ohne freilich auf die Staatspraxis merklichen Einfluß zu gewinnen. 

Die Kritik, die ein Mirabeau an dem überfpannten Merfantilismus 
Friedrichs des Großen übte, fand wohl ein Echo bei allen denen, welche 
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erleichtert aufatmeten, als die fchwere Hand des gewaltigen Monarchen 
von ihnen genommen war. Aber wenn die neue Negierung Friedrich 
Wilhelms II. damit beginnt, einige Grleichterungen des Handelsverkehrs 
zu gewähren, jo bleibt fie gleichzeitig durchaus in den alten Gedanten- 
gängen, wenn (28. Sept. 1786) dem General-Direftorium aufgegeben 
wird, bei der Ausarbeitung neuer Tarife alle ausländifchen Produkte und 
Maren, die im Lande erzeugt werden fünnten, gänzlich zu unterjagen 
oder jo hoch zu importieren, daß die Fremden mit den Inländern den 
Markt nicht halten könnten. In derjelben Zeit, in welcher die Pittſche 
Hollveform und der franzöfiich-englifche Handelsvertrag von 1786 den 
eriten großen Erfolg der neuen Sdeen darftellen, bleiben die neuen 
preußifchen Tarife von 1787 troß einiger Erleichterungen bei der Durch- 
fuhr und dem Getreidehandel grundfäglich in den alten Bahnen. „Die 
Meinung ijt niemals gewejen zum Schaden und Nachteile der mit jo 
großen Koften in dero Landen etablierten fich in dem beiten Flor befind- 
lichen Fabriken mit dergleichen Waren einen freien Verkehr zu gejtatten, 
da die wahre Glücjeligfeit und Wohlfahrt eines Landes vorzüglich in 
mwohleingerichteten Fabriken und Manufafturen bejteht” !. 

Dem gegenüber will es wenig bejagen, wenn man hier und da freier 
ingenden Äußerungen und phyſiokratiſchen Keßereien begegnet?. Auch 
fcharfe Kritifer der friderizianifchen Regierung, wie Dohm, find 
Merkantiliften, jo gut wie die einflußreichiten Publiziſten der Zeit, 
J. Möſer ud U. L. Schlözer. Selbſt der Hamburger Büjch 
it fein jo unbedingter Freihändler, wie jein Altersgenofje %. AU. 9. 
Neimarus, der ganz unter dem Einfluſſe Humes jchon 1768 und 
1772, aljo vor dem Erjcheinen des Wealth of Nations, den Merfantilis- 
mus in allen feinen Bofitionen angreift und deren hartem Staatsegoismus 
das Wort entgegenitellt: „Die Handlung bejteht in einem Taufche, welcher 
Freiheit, Wettlauf und Gleichgewicht erfordert, und alle Völker durch 
Ausmwechjelung ihrer Bequemlichfeiten glücklich machen fann. Dies ijt 
auch der allgemeinen Ntenjchenliebe, dem Zuſammenhange der Welt und 
dem Zwecke des Schöpfers gemäß, dejjen Einrichtung es ift, daß die 
Glücjeligfeit des Einen mit der Glückjeligfeit des Anderen verknüpft it.“ 
Das war damals noch eine einfjame Stimme. 

W. Roſcher hat gezeigt, daß Adam Smiths Volkswohlſtand, 
obgleich alsbald nach) jeinem Erjcheinen ins Deutjche überjegt, doch ſpät 


1 9. Freimark, Die Reform der preuß. Handels- und Zollpolitif von 1800 
bi3 1821 und ihre Bedeutung, 1898, S 20. 
2 3.8. Hoym über die Handelsbilanz bei Fechner, Die handelspolit. Bes 
ziehungen Preußens zu Öfterreich, 1886, ©. 522. 
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exit Wurzel gefaßt hat, jpäter als entjprechende Grfcheinungen der eng- 
liſchen Kritik, Hiftorie und fchönen Literatur. Erſt jeit der Mitte der 
neunziger Jahre verbreitet fich der Smithianismus, dann aber jo vajch, 
daß zehn Jahre fpäter die Anfchauung, daß der Freihandel das Natür- 
liche, das Ideale, das Ziel jet, allgemein verbreitet ift. 

Von den Univerjitäten find es Göttingen und Königsberg, von mo 
aus vor allem die neue Lehre fich verbreitet, jenes mit England in 
dauernder Beziehung, diejes die Stadt der Aufklärung, wo Kraus eben- 
foviele Zuhörer wie Kant zu feinen Füßen jah und dem jüngeren Be- 
amtentum die Lehren einprägte, zu deren Verwirklichung der unerhörte 
BZulammenbruch des alten Staats bald Gelegenheit bieten jollte. 

Auch ſonſt find es vor allem Norddeutfche, find es neben Göttinger 
Profeſſoren (Sartorius, Yueder) geborene und adoptierte Preußen, 
welche der Smithjchen Lehre anhängen, die Schlefir Garve und 
Gent, die Hannoveraner Hardenberg und Thaer, die ganze 
preußifche Beamtengeneration der Friefe und Runth, der Maaßen 
und Mob, der Beuth und Hoffmann. Und auch die, welche nicht 
rüchaltlos der Freihandelstheorie folgen, Männer wie der Freiherr 
vom Stein und Niebuhr, jegen fich ernſt und eindringlich mit dem 
großen Schotten auseinander !, 

Es mag gleich hier darauf hingewieſen werden, daß auch in der 
Zeit, al3 der Smithianismus fich allgemein verbreitet und verflacht hatte 
(die Sachjen Pölitz und Bülau!) in Süddeutjchland die unbejchränfte 
Handelsfreiheit jehr viel weniger theoretische Fürfprache fand: die Badener 
Nottek und Nebenius, der Bayer Hermann, die Franken Soden 
und 8. H. Rau in jeiner jüngeren Zeit zeigen die Atmofphäre, aus 
der der Schwabe Fr. Lijt ſtammt, fo verjchieden dieſe Männer im 
übrigen dachten und handelten. 


ET. 

Bon 1786—1806 hat alle preußische Bolitif einen zwiejpältigen, 
jchwanfenden Charakter. So die Handelspolitif. Im Hauptteil des alten 
Staates glaubt man fich von der friderizianifchen Politik nicht entfernen 
zu dürfen. Aber in den Außenlanden wird neuen Forderungen einiger 
Raum gelaffen. In den mweitlichen Provinzen war die alte Afzifeverfaffung 
faum ganz durchzufegen, die Klagen in diefen Kleinen, wirtjchaftlich 
vorangejchrittenen Gebieten unermüdlich, Der Minifter von Heiniß 
und der Freiherr vom Stein, der unter ihm als Kammerdirektor 

ı Bgl. Berk, II, ©. 462f., Lehmann, IL, ©. 76. 
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die erſten Proben feines Organifationstalentes ablegte, führten 1791 eine 
völlige Umwandlung der Steuer: und Alzifeverfaffung durch. Die Be- 
ſchränkung der Alzife auf Mahl-, Schlacht und Trankiteuern, der Erſatz 
des Ausfalls durch direkte Steuern (Gemerbes, Klafjeniteuern) erjcheinen 
als direkte Vorläufer der jpäteren preußifchen Steuerpolitif, und es Klingt 
ſchon ziemlich freihändlerifch, wenn Stein erklärt: durch die Aufhebung 
derjenigen Nummern des Tarifs, welche die Lebensmittel oder die Roh— 
materialien verteuerten, werde den Fabrikanten eine jolche Erleichterung 
zuteil, daß fie mit den Ausländern Preis halten’ und weder die Kauf- 
leute noch die Konjumenten in die Verſuchung geraten fünnten, fich in 
ausländischen Fabriken zu verjehen !, 

Ein Vorläufer jpäterer Politik war es auch, wenn Heiniß und 
Stein (4. April 1796) in der Grafjchaft Mark die Binnenzölle auf- 
hoben und durch einen Grenzzoll erjegten?. Gewiß waren diefe Maß- 
regeln eingegeben durch das wirtjchaftliche Bedürfnis, die geographifche 
Lage, die Offenheit der Städte, die Gewerbeverfafjung des platten Landes, 
die mäßigen Abgaben der Nachbaritaaten. Aber hier zuerit liegt Doch 
eine ganz neue Denkweiſe vor. Ebenſo, wenn Stein bald darauf (1802) 
gegenüber dem Verlangen der Mindenſchen Kammer, nach einer Mißernte 
die Getreideausfuhr zu verbieten, vor allem freie Zirkulation empfahl ?, 
wenn er 1800 das Mindener Stapelvecht einfchränfte. Einer der 
Mindenjchen Kriegsräte aber, Hoffbauer, fonnte ſchon 1797 in einem 
Gutachten über Aufhebung des Mühlenzwanges und der Borjpannpflicht 
den Satz aufitellen: „Da bei allen diefen Operationen alles auf die eigene 
Mahl der Untertanen anfommt und alle dasjenige wählen werden, was 
ihrem häuslichen Vorteile angemejjen iſt, jo bedarf es feines Beweiſes 
von der allgemeinen Nüßlichkeit diefer Zmwangsaufhebung.“ * 

Wie im Weiten, fo ſah man auch im Dften in den neuen polnifchen 
Provinzen von der Einführung der Alzife und des Prohibitionsſyſtems 
ab. In Südpreußen jollten feine Anlagen gemacht werden, welche den 
inneren Verfehr von Land zu Stadt oder von Stadt zu Land erjchweren 
oder verhindern fünnen. Der Einfuhrhandel follte nicht übermäßig be= 
fteuert werden, die Einfuhr aus den alten Provinzen, aber nur nicht bis 
zum Monopol, vor der aus fremden Provinzen begünitigt werden. 

Daran daß 1804 auch für die weſtfäliſchen Entjchädigungsgebiete 
das Verbotsſyſtem und die Generalafzife nicht eingeführt wurden, hatte 
Lehmann, Stein, I, 1902, ©. 129. 

Dai. ©. 185 ff. 
Daſ. ©. 192. 
Daſ. ©. 224. 
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Stein einen wejentlichen Anteil. Es ift das bezeichnend für feine An— 
fchauungen, daß er lieber die Fortdauer der Zolllinie zwijchen den öſt— 
lichen und den wejtlichen Provinzen in Kauf nahm !. 

Unerfchüttert aber von den neuen Anfichten blieb das handelspolitiſche 
Syitem des alten Staates. Entſchloß man fich doch nicht einmal, die 
alten Kampf- und Ausbeutungsmaßregeln gegen die polnifchen Provinzen 
fallen zu laffen, nachdem dieje preußifch geworden waren. 

Der junge König, der 1797 zur Regierung fam, war nicht un— 
berührt von den neuen Gedanken. Aber wenn er 1798 eine große 
Kommiſſion einfeßte, welche das ganze Syſtem der Handelspolitif, Die 
Bedeutung der Handelsbilanz prüfen follte, jo gab er doch nicht Direktiven 
von einer feiten Überzeugung aus. Er wollte fich belehren laſſen, traute 
fich gegenüber den jchwanfenden und widerfpruchsvollen Gutachten der 
Miniiter und ihrer Räte feine eigene Entſcheidung zu?. Und wie dieje 
alle von der Wichtigkeit der Handelsbilanz überzeugt find, jo bringt der 
Minifter Graf Struenjee feine jtreng merfantiliftifchen Überzeugungen 
voll zur Geltung, jo ſehr er mit den Mipftänden in der Durchführung, 
der Alzifeverfaffung befannt war. „Ein paar Jahre”, jagte er zu Schön, 
„wird die Paſtete wohl noch halten.” Als der König 1802 die Ver: 
einfachung der Tarife, die Erleichterung der Abgaben von den erſten 
Lebensbedürfnifjen, die Aufhebung der Abgaben, die nichts einbringen, 
fordert — alles Dinge, die freihändlerifchen Gedanfengängen ent- 
fprechen —, antwortet Struenfee mit einem ftreng-merfantiliftifchen 
Expoſé (15. Febr. 1803)°. 

Er weiſt den König hin auf das Beifpiel feiner Vorgänger. Friedrich 
Wilhelm I. habe die Einfuhr fremder Waren verboten oder mit hohen 
Impoſten belegt, ſowie die etablierten Fabriken fich verbejjerten und in 
den Stand famen, den Landesbedarf zu bejchaffen. Friedrich II. habe 
diejes weiſe Syſtem mit Nachdruck verfolgt. Auch Friedrich Wilhelm II. 
habe „zur Aufnahme der Fabriken fehr vieles getan und die mancherlet 
Anträge, jo angeblich zur Aufnahme des Handels gejchehen find, bei 
deren Genehmigung aber die inländische Induſtrie gelitten haben würde, 
zurückgewieſen und von allem diefem ift die Folge gemwejen, daß viele 
Millionen, welche ſonſt außer Lande gegangen fein würden, darin ver- 
blieben find, dajelbit wohltätig gemwuchert und fremdes Vermögen ins Land 
gezogen haben, und auf die Weiſe der Nachteil ausgeglichen ijt, welchen 


ı Rehmarnn, Stein, I, ©. 296 ff. 
® Gustav Schmoller, Das preuß. Handel3- und Zollgefe vom 26. Mat 
1818. Beil. zur „Allg. Zeit *, 9. Aug. 1898. 
* Mamroth, Gejchichte der preuß. Staatöbefteuerung, 1890, ©. 290 ff. 
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der während der Seekriege geitiegene Preis ausländischer, zur Ronjumtion 
unentbehrlich erforderlicher Waren und Produkte der Staat3balance zu— 
gefügt haben würden.“ 

„Es iſt zur Beförderung des inländifchen Kunftfleißes und zur Er- 
weiterung desjelben heilfam und notwendig, den Abſatz hiefiger Fabrikate 
nach dem Auslande möglichjt zu befördern, auf folche Weife fremdes 
Geld ins Land zu ziehen und die Arbeiter noch auf Koſten des Auslandes 
zu bejchäftigen“. Zur Erreichung diejes Zweckes fei alles mögliche ge— 
jchehen und dies von den beiten Folgen geweſen, indem fich die Ausfuhr 
von Leinen=, wollenen, jeidenen und baummollenen Waren vermehrt habe. 
„ber noch weit wichtiger für die inländische Induſtrie ift der fichere 
Abjag der Fabrikate im Lande ſelbſt. Diejer fichert ihre Eriftenz, da— 
hingegen der Vertrieb nach dem Auslande von mancherlei Ereignifjen 
abhängt, auch in dem Verhältniffe fich vermindern muß, als die Induſtrie, 
worauf die meijten Negierungen jet ungleich mehr als ſonſt ihr Augen— 
merk richten, auch in anderen Ländern fich vermehrt.” In Geefriegen 
gerate der ſchleſiſche Leinwandhandel ins Stocden ujw. In Anjehung der 
baummollenen und Metallwaren hätten die Engländer vor allen anderen 
Nationen ein jehr bedeutendes Übergewicht durch die Verwendung von 
Majchinen und die Begünftigungen der Regierung. Auch ſonſt jei der 
Verkehr nach dem Auslande mit ungleich größeren Gefahren verknüpft als 
der im Inlande. Man müſſe lange auf Zahlung warten und werde aller 
Vorficht ungeachtet vielfältig betrogen. Zu folchem Verkehr ſei ein be— 
deutender Fonds erforderlich. Kapitalien jeien jest ſchwer zu erhalten, 
außer gegen vollitändige Sicherheit. „ES ift daher zur Konjervation der 
inländifchen Fabrifen und zu deren Ausbreitung mehr als jemals not- 
wendig, denjelben den Abſatz im Lande zu fichern; auch haben diejenigen 
Nationen, wo die Fabriken und Manufakturen am meiſten florieren, hier: 
auf von je ihr Augenmerk gerichtet.” Co jei es in England, in Frank— 
reich, in Holland, in Diterreich. Der Eingang folcher Waren, jo allda 
verfertigt werden, jei teils verboten, teils jehr hoch impoitiert worden. 
„Dieje Grundjäge find auch die meinigen und ich bin überzeugt, daß der 
inländijchen Industrie auf feine wirkſamere und dauerhaftere Art als 
durch Abhaltung der fremden Waren geholfen werden kann.” 

Im Jahre darauf jtarb Struenjee und es follten dreiviertel Jahr— 
hunderte vergehen, bis derartige Argumente wieder von leitender Stelle 
verkündet wurden. Aus allen damaligen Erörterungen und Verhandlungen 
ergab fich jchließlich nur die Aufhebung der Landbinnenzölle, eine Ande— 
rung, die mehr prinzipiell als praftifch wichtig war — es handelte fich 
um faum 200000 Thle. — und die durchzufegen doch Struenfees 
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Erſatz durch den Freiherrn vom Stein nötig war. (Edikt vom 
26. Dez. 1805.) 

Es iſt nicht die Aufgabe dieſes Überblickes, den Anderungen der 
preußiſchen Geſetzgebung im einzelnen zu folgen. Was uns angeht, iſt 
die Anderung der Anſichten und Abſichten der leitenden Männer. Immer 
häufiger vernimmt man jetzt auch in den amtlichen Verhandlungen 
Stimmen, welche freieren Verkehr fordern. So 1805/6 bei der Neu: 
ordnung des Alzifetarifs für Oſt- und Weftpreußen, wo Theodor von 
Schön hervortritt, der mehr als irgend ein anderer die Ideen des 
Adam Smith bis zum Dofktrinarismus in fich aufgenommen hatte und 
das Fabrikenſyſtem entjchloffen befämpfte, die Anwendung der „allgemein 
gültigen Negeln der Finanz und Staatswirtjchaft” forderte. So wollte 
Stein die Grenzzolllinie gegen die neuen polnifchen Provinzen bejeitigt 
jehen. Das würde dem Landmann den Abjat feiner Produkte, dem 
Städter den Handel mit jeinen Fabrifaten, dem Reiſenden ein ſchnelleres 
Fortlommen verjchaffen und die Handeltreibenden ſowie die Frachtfuhrleute 
von den Bejchwerlichfeiten der Grenzrevifion befreien. Hijtorifcher, realiſti— 
fcher denfend als Schön machte Stein den Borbehalt, man müfje mit 
dem Geilte der Bevölkerung und nach der Lofalität gehen!. Auch die 
Handesbilanzideen fteckten ihm noch im Blute. Gr war nicht abgeneigt, 
in bejonderen Fällen gewerbliche Unternehmungen zu unterjtügen ?, aber ohne 
Zwang, ohne Monopole. Die Grunditimmung ift auch bei ihm: „Die 
Vermutung iſt für die natürliche Freiheit: man müßte denn dev Meinung 
einiger RechtSgelehrter jein, welche behaupten, das Recht zu arbeiten und 
zu handeln ſei eine Regel, welche das Oberhaupt des Staates erteilt und 
der Untertan von ihm erfauft 3.“ 


EV. 


' Das alte Syſtem war zum Sturze reif. Praktiſche Rückſichten auf 
die Bejeitigung des gar nicht zu unterdrücenden Schmuggels, das Streben 
nach Vereinfachung der Verwaltung und Hebung der Staatseinnahmen, 
die wachjende Abneigung gegen die Begünftigung einzelner Unternehmer 
auf Koften der Gejamtheit bereiteten den Boden, auf dem die Forderung 
der wirtjchaftlichen Freiheit vafch gedieh. Aber um über allen Wider: 
fand raſch hinmwegzufommen, den die Mächte des Beharrens, der in den 
alten” — feſtſteckende Teil der Bureaukratie, die in der Kenntnis des 





ı Suli 1806. Lehmann, Stein, I, ©. 348. 
2 Dal. ©. 353 ff. 
3 Daj. ©. 362. 
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Details alt gewordenen Altenmenjchen entgegenjegten, war die furchtbare 
Kataſtrophe des preußijchen Staates notwendig, welche die neue Zeit ein- 
leitet. Es iſt befannt, wie viel die Reorganifatoren des Staates von der 
Durchführung wirtjchaftlicher Freiheit für den Wiederaufbau des Staates 
erwarteten. Aber das, was für die Befreiung des Handels gejchah, tft 
doch in den eriten zehn Jahren mehr ein Erzeugnis der Not des Augen: 
blicks als die Durchführung wirtjchaftspolitifcher Grundfäge, find Aus- 
funftsmittel, jind zum Teil jogar Mapregeln, die der Landesfeind den 
bejegten Provinzen aufzwang. Der franzöfiiche Generalſekretär Eiteve 
jeste durch, daß die Verbote gegen die franzöfifchen Waren durch mäßige 
Eingangszölle erjeßt wurden (1. März 1807). Sn den öftlichen Provinzen 
wurden im Mai 1807 gewiſſe Verbote bis auf weiteres aufgehoben, um 
die Berjorgung mit Fabrikwaren überhaupt möglich zu machen. Das 
General-Atzije-Departement machte dabei noch feine durchaus merkantiliftifch 
gedachten Vorbehalte, aber die kombinierte Immediatkommiſſion erreichte, 
daß im Juli die Aufhebung der Verbote allgemein wurde. An ihrem 
von Schön Ffonzipierten Berichte an den König iſt von Fabriken 
die Rede, „welche nur als Tünjtliche Produkte der Staatsverwaltung 
eriftieren,“ von empfindlichen Laſten, welche das Land zum Beiten der 
Fabrifanten tragen müſſe, von den Bedenken, ein Syſtem jeiner Strenge 
nach zu behaupten, das auf die Stimmung der Nation einen jo wejent- 
lichen Einfluß habe und dabei auf das Finanzinterejje jogar öfter nach- 
teilig wirke?. In dem gegen die Durchführung diefer Beitimmungen 
entitandenen Kampf der PBrovinzialbehörden jtellte fih Stein doch nicht 
ganz auf die Seite der Freihändler. In der Hauptjache blieb dann alles 
beim alten, bis man Zeit finden würde zu der in Ausficht genommenen 
allgemeinen Unterjuchung. 

Über die Richtung, in welcher dieje fich bewegen würde, konnte nicht 
wohl ein Zweifel bejtehen. Der König jelbit war offenkundig einer freieren 
Handelspolitif geneigt. In jener großen Denkjchrift aber, die Harden— 
berg in Riga nach dem Zujammenbruche für den König aufgejegt hatte 
und die das Programm für die Wiederheritellung des Staates enthielt, 
hatte diefer Staatsmann ſich unzweideutig auch über die Aufgaben der 
Handespolitif ausgejprochen. 

Hardenberg hatte jchon 1792 während jeiner Verwaltung von 
Ansbach-Bayreuth ſich gegen ein Zwangsſyſtem im Fabrikweſen aus- 
geiprochen. Wenn aber zunächjt dabei die Rückſicht auf die Lage der 





ı Mamroth, ©. 299 ff. 
2 Daf. ©. 306 ff. 
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Marfgrafichaften den Ausjchlag gab, jo war er je länger, je mehr auch 
prinzipiell der Befreiung des Wirtjchaftslebens zugetan!. Er hatte 1792 
noch die Wollausfuhr erſchwert, 1795 gab er fie frei; verhielt fich bald 
darauf gegen alle Arten von Sperren ablehnend, verlangte 1802 die 
Aufhebung aller den freien Verkauf der Produkte hemmenden Bejtimmungen, 
erklärte, e8 fei durch Theorie und Erfahrung gezeigt, daß Zwang, Preis— 
marimum und Verbote die Übel vermehrten, die fie verhindern jollten; 
„völlige Freiheit des Getreidehandels, jeine Begünitigung in den Städten, 
aber ohne Zwang, Erleichterung der Getreidemärkte, Beförderung der 
Kommunikation im Inlande“. Im Jahre 1805 erflärt ein — von 
Altenftein fonzipiertes — Rejkript, die Furcht vor einem englischen 
HandelSmonopol jei unbegründet, denn der Handel könne nie von einer 
Nation auf Koften der anderen geführt werden, ihr Handelsinterejje 
fordere, daß auch fie kaufe, daher dürfe auch der englifche Handel nicht 
unterdrüct werden; was fonfurrenzunfähig ſei, jolle nicht unterjtüßt 
werden ?. 

Das find ſchon die Anfichten der Nigaer Denkſchrift, die fich ja 
gleichfall3 an ein Expojs Altenſteins anjchließt?. Hier heißt es im 
grundfäßlichen Teile: 

„daß die natürliche Freiheit durchaus nicht weiter bejchränft 
werden dürfe, al3 es im gebildeteten Zuftande des Menſchen jchlechter- 
dings notwendig it.“ 

„Man kann dreift annehmen, daß alles, was jenem Hauptgrundfage 
zumider iſt, fehlerhaft ift und hiernach beurteilen, welche Mängel bei 
unferer inneren polizeilichen Verfaſſung ftattfinden und was derjelben 
fünftig für eine Einrichtung zu geben fei. Wenn man bei einem 
ftetigen richtigen Überblict planmäßig und zufammenhängend verfährt, 
nur das Natürliche bezweckt, nur die Hindernifje, das Schädliche weg— 
zufchaffen jtrebt, daS, was den freien Gebrauch der Kräfte de3 
Einzelnen lähmt, der unbeſchränkt jein muß, wenn er die nüßlichen 
Kräfte Anderer oder des Ganzen nicht hemmt; das entfernt, was die 
Sicherheit gefährdet; wenn man endlich nicht von Staats wegen die 
Vormundfchaft des Einzelnen da übernimmt, wo der Einzelne felbjt 
wirfen fann, jo hat man die Forderungen erfüllt, die man an die Polizei 
zu machen berechtigt it.“ 

! Fr. Hartung, Hardenberg und die preußiiche Berwaltung in Ansbach— 
Bayreuth, 1906, ©. 2177. 

2 Dal. ©. 247. 

° Dentwürdigfeiten, Bd. IV, Anhang, 1877. 
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Im einzelnen wird dann unter „HandelSpolizei“ ausgeführt: 

„Bei der Handelspolizei beherzige man ja vor allen Dingen das 
Zaifjez faire, was ein Deputierter der Kaufmannjchaft Golbert 
als jein Gutachten ſagte ..... Sch bin völlig überzeugt, daß wir 
die Vorteile des Handels, die großenteil® und bejonders in dem 
preußifchen Staat auf der Landwirtjchaft beruhen, dem Fabrikenſyſtem 
zum wahren Nachteile des Staats aufgeopfert haben. So manches 
Ausfuhr: oder Einfuhrverbot, jo manche Bejchränfung durch Monopole 
oder andere Begünftigungen auf Orte oder Perſonen, brachten Schaden 
ftatt Gewinn für das Ganze; und man fann wohl annehmen, daß 
diefer durch forgfältige Aufmunterung und Unterftügung der Induſtrie 
bei Handels- und Gemwerbefreiheit weit größer geweſen jein würde 
und dauerhaftere, der Natur des Landes angemefjenere YFabrifationen 
nebjt einer anfehnlicheren und fraftvolleren Bevölferung hervorgebracht 
hätte, als alles was durch Kunft und mit fo vielem Aufwande bemirkt 
worden iſt. Gemiß hätte auch die StaatSbalance hierbei gewonnen.“ 

Der Staat könne wohl die Fabriken unterftüßen, fie herbeiztehen uſw., 
„aber die recht nüßlichen entjtehen von felbjt, wenn der Handel blüht“. 

„Eine Revifion und Abänderung unferer Handels, Zoll und 
Hecifeverordnungen gehört allerdings zu den dringenditen Bedürfnifjen.“ 
Der Zeitpunkt ſei günitig. 

Es jei nötig, „wo nicht gänzliche Importationsfreiheit jtattfinden 
fann, die Einfuhr doch gegen eine Abgabe zu erlauben”. 

„Die Ausfuhrverbote, um mwohlfeile Breife zu erzwingen, haben 
diefen Zweck nicht erreicht und allemal nachteilige Folgen gehabt“ 
insbejondere Getreidejperren und Wollausfuhrverbote. 

Der Hinweis auf den Reiz der Konterbande fehlt natürlich auch 
bier nicht. Aber nicht minder die Forderung der „Erleichterung des 
Handels und Verkehrs durch Wegbau, innere Schiffahrt, Berbejjerung 
der Seehäfen und Rheden, auch Begünfligung der Seejchiffahrt und 
Handelsverträge, wo dieje rätlich und möglich find“. 

Auch ein Abjchnitt über die Finanzen gehört hierher aus der Aus— 
führung „von indirekten Abgaben“ 

„ven Ausfall, den die größere Handelsfreiheit bewirkt, wird die 
Beiteuerung der Gegenstände, deren Einfuhr bisher ganz verboten war, 
die Verminderung der Kontrebande und der mehrere Anfall allerdings 
decken“. 

Alle Eingangsabgaben ſeien an der Grenze zu erheben, die auf 
die Konſumtion beim Verkäufer oder Verfertiger. 
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Mas jo in einer für den König bejtimmten Denkjchrift ausgefprochen 
war, das wurde demnächit den oberen Behörden gegenüber feitgejtellt in 
der NRegierungsinftruftion vom 26. Dezember 1808, die aus der Feder 
Friejes ftammt. Angefichts ihrer Bedeutung mögen die hierhergehörigen 
Abſchnitte hier ihren Pla finden, da fie zeigen, wie weit die Herrjchaft 
der Lehren Adam Smiths ging. 


8 34. 
Allgemeine Beitimmungen über den materiellen Gejchäftsbetrieb. 
(Fundamental-Grundjat.) 

„Bei allen AUnfichten, Operationen und Vorfchlägen der Regierungen 
muß der Grundjaß leitend bleiben, niemanden in dem Genuß feines 
Eigentums, feiner bürgerlichen Gerechtjame und Freiheit, jo lange er 
in den gejeßlichen Grenzen bleibt, weiter einzufchränfen, als es zur 
Beförderung des allgemeinen Wohles nötig iſt; einem jeden innerhalb 
der gejeglichen Schranken die möglichit freie Entwicklung und An— 
wendung jeiner Anlagen, Fähigkeiten und Kräfte in moralifcher ſowohl 
als phyfischer Hinficht zu geftatten und alle dagegen noch obwaltenden 
Hindernifje baldmöglichit auf eine legale Weiſe hinwegzuräumen.“ 


8 50. 
Allgemeine Grundjäge über Gemwerbepolizei. 

„Die Wirkſamkeit der Regierungen bei Ausübung der Volizeigemwalt 
muß nicht bloß auf die Abwendung von Gefahren und Nachteilen 
und Erhaltung deſſen, was fchon da ift, jondern auch auf die Mehrung 
und Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt fich erſtrecken.“ 

„Diejes kann nur ducch eine feite Ausübung des $ 34 enthaltenen 
Grundjaßes und durch die möglichite Gemwerbefreiheit ſowohl in Abjicht 
der Erzeugung und Verfeinerung, als des Betriebes und Abjates der 
Produkte gejchehen. ES ift dem Staat und feinen einzelnen Öliedern 
immer am zuträglichiten, die Gewerbe jedesmal ihrem natürlichen 
Gang zu überlajjen, d. h. feine derjelben vorzugsweiſe durch befondere 
Unterftügung zu begünftigen und zu heben; aber auch feine in ihrem 
Entjtehen, ihrem Betriebe und Ausbreiten zu bejchränten, injofern das 
Nechtsprinzip dabei nicht verlegt wird, oder fie nicht gegen Religion, 
gute Sitten und Staatsverfaffung anftoßen. Es ift unſtaatswirt— 
Ichaftlich, den Gemwerben eine andere als die eben bemerkte Grenze 
anmeijen und verlangen zu wollen, daß diejelben von einem gemifjen 
Standpunft ab in eine andere Hand übergehen, oder von gemifjen 
Klaſſen betrieben werden.“ 
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„Neben dieſer Unbejchränttheit bei Erzeugnng und Verfeinerung 
der Produkte ift Leichtigkeit des Verkehrs und Freiheit des Handels, 
jomwohl im Innern als mit dem Auslande, ein notwendiges Erfordernis, 
wenn Induſtrie, Gemwerbefleiß und Wohlſtand gedeihen joll, zugleich 
aber auch das natürlichite, wirkſamſte und bleibendite Mittel, ihn zu 
befördern.“ 


„Es werden fich alsdann diejenigen Gewerbe von jelbit erzeugen, 
die mit Vorteil betrieben werden fünnen, und diefes find wieder die— 
jenigen, welche dem jedesmaligen Broduftionszuftande des Landes und 
dem Kulturzuftande der Nation am angemefjeniten find. Es ilt 
unrichtig, wenn man glaubt, es ſei dem Staate vorteilhaft, Sachen 
dann noch jelbjt zu verfertigen, wenn man fie im Auslande wohlfeiler 
faufen fann. Die Mehrkoften, welche ihm die eigene Verfertigung 
verurjacht, find rein verloren und hätten, wären fie auf ein anderes 
Gewerbe angelegt worden, reichhaltigen Gewinn bringen fünnen. Es 
it eine ſchiefe Anficht, man müfje in einem jolchen Fall das Geld 
im Lande zu behalten juchen und lieber nicht faufen. Hat der Staat 
Produkte, die er ablajjen fann, jo fann er fich auch Gold und Silber 
faufen und fich münzen laijen.“ 

„Je vorteilhafter der Produzent und Fabrikant feine Erzeugnifje 
abjegen kann, je mehr bejtrebt er fich, fie hervorzubringen, und je 
mehr davon hervorgebracht werden, um jo weniger läßt ſich Mangel 
daran bejorgen. Ausfuhrfreiheit iſt aljo gerade dahin gerichtet, dem 
Mangel vorzubeugen, jtatt, wie man gewöhnlich glaubt, ihn herbei- 
zuführen. Freiheit des HandelS macht den Spefulationsgeilt des 
Kaufmanns rege. Diejer wird jeine Waren nicht jofort abjeßen, 
wenn er noch Ausjicht hat, jolches vorteilhafter tun zu fünnen, oder 
gerne das Steigen des Preiſes abwarten wollen, wenn ex fie höher 
eingefauft hat; er wird fie aljo auch nicht ausführen, wenn er fie im 
Lande jelbjt noch mit Vorteil abzufegen hoffen darf. Auf dieſe 
Weiſe jchafft fich der Staat Vorräte und Magazine im Lande, ohne 
daß er bejondere Kojten darauf verwenden darf. Leichtigfeit des 
Verkehrs und Kommunikation wird die Waren im Lande jedesmal 
dahin bringen, wo fie am nötigiten find, weil fie da am teuerjten 
bezahlt werden.” 


„Es ift nicht notwendig, den Handel zu begünftigen, ev muß nur 
nicht erjchwert werden.” 
„Eben dieje Freiheit im Handel und Gewerbe jchafft zugleich die 
möglichite Konkurrenz in Abficht des produzierenden und feilbietenden 
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Publikums, und ſchützt daher das fonjumierende Publikum am ficherften 
gegen Teuerung und übermäßige Preisjteigerung.“ 

„&s iſt falfch, das Gewerbe an einem Ort auf eine bejtimmte 
Anzahl von Subjekten einjchränfen zu wollen. Niemand wird dasjelbe 
unternehmen, wenn ex dabei nicht Vorteil zu finden glaubt; und findet 
ex diejen, jo ift e3 ein Beweis, daß das Publikum feiner noch bedarf; 
findet ex ihn nicht, jo wird er daS Gewerbe von jelbit aufgeben.“ 

‚Man gejtatte daher einem jeden, jolange er die vorbemerfte 
Grenzlinie hierin nicht verlegt, jein eigenes Intereſſe auf feinen 
eigenen Wegen zu verfolgen, und ſowohl jeinen Fleiß, als jein Kapital 
in die freiefte Konkurrenz mit dem Fleiße und dem Kapitale jeiner 
Mitbürger zu bringen.“ 

„Diejes find die Grundzüge, nach denen die Negterungen bei 
Verwaltung der Gewerbe und Handelspolizei zu verfahren haben.“ 

‚Nicht ſtaatswirtſchaftliche, jondern bloß politifche Gründe (oder 
allenfalls Bedürfnis des Augenblics, welchem aber, wenn Dieje 
Marimen befolgt werden, der Negel nach immer wird vorgebeugt 
werden können) fünnen es nötig und rätlich machen, andere Maß- 
regeln zu ergreifen. Won einem jolchen Falle werden die Regierungen 
aber jedesmal höheren Orts benachrichtigt werden, vorzüglich in Ab- 
ficht der Getreideausfuhr.“ 

„hr Augenmerk muß dahingehen, die Gewerbe- und Handels- 
freiheit jo viel al3 möglich zu befördern und darauf Bedacht zu nehmen, 
daß die verjchtedenen Beſchränkungen, denen fie noch unterworfen ift, 
abgejchafft werden, jedoch nur allmählich auf eine legale Weije, und 
jelbft mit möglichitev Schonung des Vorurteils, da jede neue Ein- 
richtung mit Neibungen verbunden tft, und ein zu ſchneller Übergang 
von Zwang zur Freiheit manchmal nachteiligere Folgen hervorbringt 
als der Zwang jelbjt. Auf feinen Fall aber müjjen die Regierungen 
von jet ab Konzeffionen oder Berechtigungen zu Gewerben, von 
welcher Gattung dieſe fein mögen, erteilen, durch welche ein Exklufiv- 
oder gar Zwangs- und Bannrecht begründet werden joll. Letztere 
follen von jest ab unter feinen Umſtänden mehr verliehen, und 
Exkluſivrechte gleichfalls, jo viel als möglich, vermieden, höchſtens 
nur dann und auf gewilfe Jahre gegeben werden, wenn bei einem 
neuen Gewerbe der Verſuch gemacht werden joll, ob es gedeihen 
werde. ES ift dazu auch jedesmal die Genehmigung der höheren 
Behörde notwendig.“ 

Dies radikale Programm ftand freilich, wenigitens was die Handels— 
politit betrifft, zunächit auf dem Papiere. Wenn 1812 das Gemerbe- 
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departement erflärte, die Prinzipienfrage, welches Fabrikenſyſtem an— 
zunehmen jei, jet durch S 50 der NRegierungsinitruftion entjchieden !, jo 
309 es doch jelbit nicht die vollen Konfequenzen, befürmwortete ein ge= 
mäßigtes Schugprogramm ?, 

Seit Hardenberg wieder an der Spitze der Regierung ſtand, wurde 
wohl über die Reform der Alzife und Hollverfaffung verhandelt, im 
Edikt über die Finanzen des Staates (27. Dft. 1810) wurde fie ver- 
jprochen, Entwürfe wurden aufgeitellt. Aber zum Abjchluß fam man 
nicht, obgleich jchon durch die Einführung der Gemerbefreiheit das Afzife- 
iyitem unhaltbar geworden war, ihre Aufhebuug, die Einführung eines 
Grenzzolliyitems feititand. 

Die Beteiligung Preußens an der Kontinentaliperre und das an- 
ichließende Verbot der Baummollwaren war jelbjtveritändlich fein Ausfluß 
einer handelspolitifchen Überzeugung, fondern das Erzeugnis des Zwanges. 
Aber als man endlich wagte, fie aufzuheben (20. März 1813), da verbot 
man gleichzeitig Verbrauch wie Durchfuhr aller Franzöfifchen Waren nicht 
nur in Preußen, jondern auch „in den von unjeren Armeen zu bejegenden 
Zändern“. So zeigte die Praris, wie man doch eigentlich noch in der 
alten Denkweiſe jtecte 3. 

Der harten Kriegsnot, Geld aufzubringen, entjtammte auch die Ein- 
führung des Kriegsimpojts, einer allgemeinen außerordentlichen Ein- 
und Durchgangsabgabe an der deutjchen Seeküſte. Daß bei feiner Ein- 
führung weitergehende handelspolitifche Abfichten obgewaltet hätten, im 
Kriegsimpojt ein Vorläufer des Zollvereins zu erbliden wäre, fann ich 
aus dem mir zugänglichen Material nicht herauslejen*. Außerhalb 
Preußens iſt er tatjächlich nicht eingeführt, am 16. Mai 1814 auch von 
Preußen aufgehoben. 


vr 


Die endgültige Entfcheidung über das zu befolgende handelspolitijche 
Syitem mußte nach allem Hinausfchieben doch erfolgen, jobald nach her— 
gejtelltem Frieden mit der Neueinrichtung der Beiteuerung auch die Feſt— 


1 Freymarf, ©. 36. 

2 Mamroth, ©. 3237. 

3 63 ift intereffant, damit zu vergleichen, was 1870 in Deutjchland geſchah: 
man entzog dem franzöfiichen Wein die Zollermäßigung von 1868, die Frankreich 
auf Grund der Meiftbegünftigung erlangt hatte! 

+ Wenn Dohna und Schön ihn befämpfen, weil er durch feine Höhe den 
Handel jchädige, betont die Negierung reſp. Heydebred immer nur den finanziellen 
Zwed. Bol. Mamroth, ©. 734 ff. 
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jegung der Zölle für den neuen Staat in Angriff genommen wurde. Zum 
festen Male verfuchten die Anhänger des Alten, unterjtügt von den In— 
tereffenten, die Durchführung der neuen Ideen zu hemmen!. Aber die 
Grundlage für die eigentliche Entjcheidung war doch ſchon in den prin- 
zipiellen Feitfegungen der eriten Neformzeit gegeben. Das Intereſſanteſte 
ift die praktifchpolitifche Durchführung. Das Bemerfenswerteite it, daß 
Preußen an der freiheitlichen Richtung der Handelspolitif feithielt zu einer 
Zeit, in welcher in England, in Frankreich der vorrevolutionäre Anjturm 
der neuen Ideen durch die Stürme der Nevolutionsfriege bereits weg— 
gefegt war, ringsum das Prohibitionsſyſtem wieder blühte. Eigentümlich 
auch — aber das ijt eine Gricheinung, der man jpäter immer wieder 
begegnet —, daß die Vertreter beider entgegengejegter Nichtungen regel- 
mäßig in ihren allgemeinen theoretischen Auseinanderjegungen viel weiter- 
gehen, als in ihren praftifchen Forderungen. Weder die Gegner noch 
die Anhänger freieren Verkehrs ziehen die vollen Konjequenzen der Süße, 
die fie theoretisch aufitellen. Ein einfamer Denker, wie Fichte, mochte 
furz vorher den gejchlojjenen Handelsitaat gefordert haben. Die Inter— 
ejfenten der Baummollinduftrie fonnten vollitändige Verbote fordern, 
andere völligen Freihandel, wie diejenigen, deren Proteſte gegen das 
preußifche Zollgejeß von 1818 fich gegen jegliche Mauth richteten ?. Hier 
handelte es fich um Männer, deren praftifche Forderungen viel mehr aus 
ihren Erfahrungen und Kenntnifjen heraus begründet waren, als e8 in 
den Deduftionen diejer Söhne eines philoſophiſchen Zeitalters zunächit 
jcheinen will. 

Als ein Typus diefer Männer, deren radikale Freihandelsideen durch 
eine weite Grfahrung ihre praftifche Spige erlangen, erjcheint Runth. 








1 Bol. E. FW. Dieterici, Über den Voltzwohlftand in Preußen, 1846; 
Guſtav Schmoller, Das preuß. Handels» und Zollgefeß vom 26. Mai 1818. 
Beil. 3. „Allgem. Zeitung“, 8.—10. Aug. 1898; Freymarf, ©. 44f.; U. Zimmer- 
mann, Gejchichte der preuß.-deutichen Handelspolitit, 1892, ©. 25 ff. ° 

? Bgl. dag amüjante, von Freymark ©. 61 angeführte Memoire, in dem es 
heißt: „Eine Staatseinrichtung, die jo bodenlos in fich ift, wie die Mauth, jo ver- 
werflich al3 Finanzmittel wegen de3 ungeheuren Mikverhältnifjes zwiichen dem Er- 
trage und den Erhebungskoften, jo gefeßwidrig als Mittel zur Erhaltung und Ver— 
mehrung des Nationalreichtums und jo jündhaft ala Geſetz, weil fie das Geſetz, Zucht 
und Sitte untergräbt”. Es ift doch bemerkenswert, daß Klewiz dieje Eingabe zwar 
für überjpannt erklärt, doch ſeien jolche Anfichten von Wichtigkeit. In der Eingabe 
tritt uns ſchon die Freihandelslehre als Sache de3 Glaubens entgegen, wie fie dag 
vor allem in England wurde. So nannte Lord Farrer 1892 den Zweifel am Frei— 
handel a eriminal folly. So hat Schön, um fich aus tiefem Schmerz aufzurichten, 
1808 Lauderdales ftreng freihändlerijche Inguiry into the nature and origin 
of publie wealth bearbeitet (Papiere, IL, ©. 132 ff.). 
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Er Hatte fi) ganz mit dem Geile Adam Smith efüllt. 
Er verteidigt ihn gegen die Kritit des Syreiheren von Stein. In amt- 
lichen Berichten jtellt ev für die Nähnadelfabrifation in Aachen, für die 
Solinger Mejjerinduftrie den Grad der Arbeitsteilung feſt. Er hat fich 
eine umfafjende Kenntnis der Induſtrie erworben. Sein ganzes Streben 
in jeiner reichen Amtstätigfeit gilt der Hebung des Fabriken- und Handels- 
itandes, Aber für dieſen Zweck fordert er „Unterricht und Freiheit 
innerer und äußerer Handelsfonfurrenz“. Die fchwierige Lage der Baum— 
wolljpinnerei (1816) ließe fich heben, wenn man dem technifchen Fort— 
jchritt der Engländer folge. Roher Eigennuß und Bejchränttheit .... fordern 
dagegen, daß die Landesregierung duch Zoll oder Verbot ins Mittel 
trete und die viel wichtigere Weberei den Spinnereien zinsbar mache. 
Gr betont gleichzeitig, „worauf es immer zuerſt anfommt, ift das Be- 
dürfnis und der Nuten des Konſumenten“. Dabei ift er wohl ein Optimiit, 
der das glaubt, was er wünfcht, aber durchaus fein Doktrinär. Wenn 
er jagt, daß hohe Steuern allein das Mittel nicht find, die Induſtrie 
zu beleben (1816), jo hat er auch geeifert: „die allgemeinite Handels- 
freiheit fann nicht helfen, jo lange man feine natürlichen Vorteile gegen 
die Konkurrenz anderer Fabrikländer nicht geltend zu machen weiß (1818) !, 

Kunth iſt auch einer der eriten, bei dem eine neue Note anklingt 
in dem Uniſono freihändlerifcher Forderungen: die foziale. Sn einem 
Berichte von 1827 heißt es: „nicht allein daß eine große Menfchenzahl 
im Staate lebe, jondern vorzüglich wie fie lebe: ob von Sorge der 
Nahrung gedrüct oder die Früchte der Einficht und des Fleißes frei und 
und froh genießend! Ob alfo die Mafje nüglicher Befchäftigungen in 
der Nation jich langjamer oder jchneller, vorübergehend oder dauerhaft 
vermehre, und durch welche Mittel hierbei die Staatsverwaltungen das 
Nechte fürdern können, das bleibt die Aufgabe und der Gegenftand 
unjerer Aufmerkſamkeit“?. Aber viel konkreter berichtet ex jchon 1816 
von einer Reife durch die Aheinprovinz, die moralifchen Ergebnifje jeien 
wenig erfreulich, 


„Es iſt allen Fabriken gemein, aber es zeigt fich in vielen der 
dortigen jchon jest auffallend, daß, je mehr fie fich ausbilden, je 
mehr Majchinen und Arbeitsteilung zunehmen, dejto mehr der Menjch 
felbit zur Maſchine herabfinfe; zumal, wenn von anderen Geiten 
noch jo wenig für die Entwiclung und Erhaltung des Menfchlichen 
gejchieht als in den neuen Provinzen des linken Ufers, — denn in den 


ı Fr. und PB. Goldſchmidt, Das Leben de3 Staatsrats Kunth, 1881. 
2 Daſ. ©. 128. 
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alten auf der rechten Seite jteht es hiermit ohne Vergleich bejjer, — 
und jogar die Verleger ſelbſt es bedenklich finden, die Scharen ihrer 
Fabrikkinder wöchentlich nur einige Stunden für die Schule zu ent- 
behren. In den meiften großen Fabriken müfjen die Arbeiten 
vereinigt in demjelben Raum gejchehen, der nun die enge, auch körper— 
lich abmattende Welt des Arbeiters wird, von jeiner frühejten 
Jugend an. Die Verleger, das Nachdenken und die Tätigkeit eines 
ganzen Lebens nur auf einen einzigen oder wenige verwandte Gegen- 
ſtände heftend, gewöhnen fich bald, diefe und ihr Gemwerbe für das 
MWichtigite, alles andere, alle Bejchäftigungen des Geiftes, alle höheren 
Zwecke des Lebens im Staate dagegen für gering zu achten und ihr 
bürgerliches Verhältnis nur nach den Vorteilen zu würdigen, die es 
ihrem Gewerbe und ihrer Kaffe verjchafft. Ausnahmen verftehen fich 
auch bier von ſelbſt, und ich könnte den jchon angegebenen Namen 
der gebildetiten und vertrauenswürdigiten Männer aus dem Fabrik— 
und Handelsitande noch mehrere beifügen; in der Tat aber find fie 
jehr jelten. Wer den Zweck des Staats in etwas höherem jucht, als 
daß die Bürger nur das Leben jchwach erhalten, einige Geld erwerben, 
fann die Anficht derer nicht teilen, die den Staat am liebſten in eine 
große Kattun= oder Tuchmacher-Werkftätte verwandelt jähen, jondern 
nur wünschen, daß die Folgen folcher einjeitigen Beftrebungen wenigitens 
nicht zu jehr auf einzelnen Diftriften laften, und daß durch den Ein- 
fluß der Schulen, jodann Durch verfaffungsmäßige Anteilnehmung 
an dem Gemwinnmwejen im Kleinen und Größten, die Tätigkeit des 
Fabrikſtandes veredelt und erhöht werde.“ 


So hat auch %. ©. Hoffmann aus Anlaß von rheinländifchen 
Klagen 1817 erklärt: Je lebhafter ich anerfenne, wieviel die Fabrikation 
für Aufklärung, Sitten und Wohlitand getan hat, um deſto mehr dringt 
fich mir die Überzeugung auf, daß in den ganzen inneren Organismus 
de3 Staats Einrichtungen verwebt werden müfjen, welche hindern, daß aus 
den SFortjchritten der Fabrikation die großen Übel hervorgehen, mit welchen 
alle Fabrikländer bereits kämpfen. Es Tann dem Staate nicht gleichgültig 
fein, daß die Freiheit und Würde der menfchlichen Natur in Anjtalten 
untergeht, welche den Menſchen von der frühjten Kindheit an ausjchließ- 
lich an gewiſſe Bejchäftigungen gewöhnen und in der Regel ſchon in den 
Ssahren, wo erſt die freie Wahl des fünftigen Gewerbes ftattfinden fol, 
unfähig gemacht haben, außer der Fabrik jeinen Unterhalt zu fuchen“ !. 


! Zimmermann ©. 23. Vgl. auch feinen Entwurf einer Antwort auf Vor: 
ftelung rheiniſcher Yabrifanten, 1818, daj. ©. 444. 
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Sm Staatsrat jagte bald darauf der Oberpräfident Merkel aus feiner 
schlefifchen Erfahrung heraus, daß die bisherige Art der Handhabung des 
Schutzſyſtems die Arbeiter zu Sklaven der Fabrikherren gemacht habe!. 
Eine vollftändige Zufammenfaffung feiner Anfichten hat Kunth in dem 
Votum vom 25. März 1817 gegeben, in welchem er und Maaßen fich 
gegen die prohibitioniitiiche Mehrheit der Spezialftommiffion des Staat3- 
rats verwahrten?. An die Spite ſtellt Kunth das Prinzip der Freiheit. 
„Nein jtaatswirtjchaftlich und im Geifte unjerer ganzen neueren Gejeß- 
gebung jeit 1807, bejonders jeit 1810 betrachtet, würde der Manufaktur- 
handel für ganz frei durch feine Art von Abgaben gelenkt zu erklären 
fein, damit jeder nur das unternähme, was ihm den größten Gemwinn 
verjpricht, nicht mehr auf befonderen Schuß der Negierung fich ver- 
lafjend, jeder feine Kenntniffe und äußeren Mittel zu gewerblichen Unter- 
nehmungen faufte, verfehlte Spekulationen jeltener würden.“ In den 
Provinzen der Freiheit jeien die Fabriken groß und ſtark. In den 
Zwangsprovinzen jeien fie in großer Zahl zugrunde gegangen oder hätten 
feine innere Kraft erlangt. Die Konjumenten würden ihre Bedürfniſſe 
jo wohlfeil kaufen, wie möglich, was ihren Verbrauch jteigere uſp. Er 
faßt jein Gutachten folgendermaßen zuſammen: 
Das Wünfchenswertefte für die allgemeine Wohlfahrt des preußischen 
Staat wäre unbejchränft freier Manufakturhandel. Diefer ift aber 
wenigitens jet noch nicht ratfam; er würde auch der Meinung eben 
jo jehr als dem Finanzinterefje entgegen jein. Daher muß man den 
Mittelweg der Beiteuerung wählen. Der Steuerſatz kann aber nominell 
nur mäßig fein, weil die beabjichtigte Wirkung bei irgend richtiger 
Hebung dennoch groß ift. Die Furcht vor Vernichtung der Sfnduftrie 
verjchwindet, wenn man dieje in ihren einzelnen Zweigen und nach 
bisherigen Erfahrungen unterfucht. Auch bei den Baummollfabrifen 
iſt dieſe Bejorgnis ohne Grund. Je größere Freiheit der Manu- 
fatturhandel überhaupt hat, deito jtärfern Abjag finden zugleich die 
inländijchen Fabrifate. Für Berlin ift es höchſt wünjchenswert, daß 
die dürftig nährenden Gemwerbe fich mwegziehen. Zu diejen gehört die 
Baummollweberei. Auswanderungen darf feine Regierung fürchten, 
die fich jelbit achtet, am mwenigiten die preußische. Die erſte Grund- 
lage des Fabrikweſens find wiſſenſchaftliche Kenntniſſe und gebildeter 
Gejchmad. Beides wird bei den Fabrifanten und dem Publikum 
durch die Zulaſſung fremder Fabrikate befördert werden. Sollte 
ı Schmoller a. a. O. 
2 Im Wortlaut bei Fr. und PB. Goldſchmidt, ©. 271—306. 
XXVI 2* 


20 Karl Rathgen. 


dennoch vielleicht bejchlofjfen werden, für den einzigen Artifel der 
Baummwollwaren den Eingangszoll auf einige Zeit noch merklich höher 
zu stellen, jo ijt für die Handelsjtädte eine Modalität zur Sicherung 
ihres Verkehrs nötig. Sollten aber durch die Erklärungen der Fabri- 
fanten bei den höchiten Behörden jogar über die Frage im allgemeinen 
Zweifel entjtehen, jo tft es von der dringenditen Notwendigteit, darüber 
auch noch einfichtsvolle Kaufleute aus den Handelsitädten zu hören. 
Für den wenn gleich nicht mwahrjcheinlichen, aber als möglich an- 
genommenen Fall, daß eine Anzahl einheimifcher Weber auf einige Zeit 
arbeitslos würde, bieten fich andere Arbeiten und die ſchon fonit ge= 
brauchten Hilfsmittel an. Das Verbot Tann das Übel nur ver: 
jcehlimmern. 

Eine Kunth verwandte Natur iſt der 24 Jahr jüngere Beuth. 
Als bei den StaatSratsverhandlungen gejagt war, daß Verbote das Aus: 
pumpen des baren Geldes verhinderten, antwortete ex echt freihändlerifch: 
„Falls es wahr fei, daß England fertige Baummollitoffe billiger liefere als 
wir das rohe Material faufen, jo jcheine es geraten, die fremden Fabrikate 
zu faufen und fo das Geld einzupumpen, welches bisher die Baummolle 
mehr fojtete und auspumpte!,“ 

Einflußreicher al3 er war in den Verhandlungen %. ©. Hoffmann. 
In einem jehriftlichen Gutachten? führte er aus: „Man müſſe fich Klar 
machen, was eigentlich ftreitig fei. Viele Veranlaffungen zu Beſchwerden 
der Fabrifanten über Mangel an Abſatz und Nahrungslofigkeit liegen ganz 
außer aller Beziehung auf das Handelsfyitem des Staates, jo teuere 
Sahre und Landestalamitäten, die Wandelbarkeit des Gefchmads und des 
Bedürfniffes, die fortichreitende Vermehrung der Fabrikation im Lande 
jelbft. Die wichtigiten Fabrifationszweige der alten Provinzen, Tuch und 
Leinwand, leiden durch ruſſiſche und englifche Handelsgeſetze. Durch ein 
Verbotsſyſtem läßt fich diefe Stodung nicht heben. Durch das Verbot 
der Einfuhr ruſſiſcher Rohprodukte ſchaden wir nur uns felbit und helfen 
den Tuchfabriten nicht. Auf England haben Einfuhrverbote auch bisher 
feinen Eindruck gemacht. Ebenſo ift es mit Frankreich, unter dejjen 
Verboten die linksrheiniſchen Fabrifjtädte leiden. Die ausländifche Kon- 
furrenz auf den Meſſen von Leipzig und Frankfurt a. M. wird durch 
Einfuhrverbote auch nicht vermindert. Nur für den Inlandsmarkt haben 
fie Bedeutung und die Frage ift bloß: ob der inländische Abſatz Durch 


! Bimmermann ©. 33. 
C. F. W. Dieterici, Der Volfswohlftand im preußifchen Staate, 1846, 
S. 112 ff. 
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mäßige Abgaben oder durch gänzliches Verbot gefichert werden foll. Die 
früheren Verbote fünnen zugunften der Fabriken in den alten Provinzen 
nicht wieder eingeführt werden. Die früher ferngehaltenen Grzeugniffe 
der weitlichen Provinzen müfjen in die vechtselbifchen Provinzen frei 
eingehen. Jetzt begreift man die Notwendigkeit, daß der Staat ein 
Ganzes bilden müßte. Für die rheinischen Fabriken wird auch ein Zoll 
von acht Prozent im Durchſchnitt eine ftarfe Begünftigung bedeuten. 
Insbeſondere für Baummollwaren jchließt die Konkurrenz diefer Fabriken 
die Möglichkeit fremden Abjates faſt aus, jo daß die äußerſt ſchwierige 
Ausführung eines Verbotjyitems nicht lohnen kann; jchwierig wegen des 
ungeheuren Wachjens des Anreizes zum Schmuggel. Störungen des 
Handels find nur dann gerechtfertigt, wenn ein erheblicher Vorteil dadurch 
erzielt wird. ' 

Wie man fieht: die Tonart iſt hier doch wefentlich anders als in 
den radikalen Ausführungen Kunths. Wolitifche Erwägungen treten 
ſtark hervor. Hoffmann iſt vom radikalen Freihandel jo weit entfernt, 
daß er den Sat ausfpricht: eine mäßige Cingangsabgabe fann als Buße 
dafür angejehen werden, daß man, wider die Abfichten der Regierung, 
ausländijche Arbeit der inländiſchen vorzieht. 

Ähnlich gemäßigt, mehr vermittelnd ift der Standpuntt Maaßens, 
der in den Vorlagen des Finanzminiſters Bülow zu Worte fommt, der 
den Tarif entworfen hatte: freihändlerifche Grundftimmung, gegen Ver— 
bote und Monopolien, mäßiger Schuß durch Abgaben, „welche für den 
Zweck anfehnlich, gleichwohl darauf bejchränft find, daß fich erwarten 
läßt, fie werden im Lande wenigitens dem größeren Teile nach bezahlt 
und gleichmäßig erhoben werden.“ Aber forgfältige Prüfung der Höhe 
des Zolles „eingedent, daß Überfchreitungen des richtigen Maßes nur zu 
leicht die Duelle verjtopfen fann, aus der man zu jchöpfen gedenft. Dazu 
die rein praftijchen Ermägungen: Zollſätze, die an fich nicht nötig wären, 
um dafür Reziprozität für unfere Waren bei Handelsverträgen fordern 
zu können; Ausgangsabgaben zu Ddemjelben Zweck; niedrige Sätze auf 
Maren, die bei hohem Wert ein geringes Volumen haben, wegen der 
Gefahr der Defraude. Spielt doch die Nückficht auf den Schmuggel eine 
bedeutende Rolle. „Das mwohlerwogene Intereſſe der Finanzverwaltung 
erfordert es, die öffentliche Meinung zu gewinnen und die fann nur 
durch Mäßigung und Billigfeit erlangt werden”. Keine oder geringe 
Abgaben für „Haupt: und Hilfsmaterialien für unjere Fabriken”, ſtärkerer 
Schub des Bergbaues und der Metallfabrifation, denn „beim Bergwerks— 
betrieb ift der Gewinn unficherer und bei manchem Werke wenig Vorteil 
bringend; die Ernährung einer großen Anzahl Bergleute iſt daran ge— 

XXVII 


22 Karl Rathgen. 


Inüpft und die Produktion dem Staate, um wegen der Kriegsbedürfnijje 
unabhängig zu jein, außerordentlich wichtig”. Abgabenfag nad) Maß 
und Gewicht mit möglichit wenig Abjtufungen und nach in die Sinne 
fallenden Kennzeichen !. 

Nicht überjfehen werden darf natürlich auch der finanzielle Zweck 
der Zollordnung. Wohl wird in den Motiven für die Aufhebung des 
Prohibitivſyſtems auf die Lage des preußifchen Staates und jeine Eignung 
zu einem ausgedehnten Tranjitoverfehr und Zwijchenhandel, dejjen man 
ſich bemächtigen müfje, hingewiejfen. Aber das Hinderte doch nicht, dieſe 
Lage Fisfalifch durch die Einrichtung von Durchfuhrzöllen auszunüßen, 
die an der jpäteren Mißſtimmung gegen die preußifche Handelspolitif 
einen jtarfen Anteil hatten. 

Mit ganz überwiegender Mehrheit hat der preußijche Staatsrat die Um— 
geitaltung des handelspolitifchen Syftems, wie Maaßen und Hoffmann 
fie vertraten, angenommen. &3 ijt für die Strömung der Zeit bezeichnend, 
daß auch Männer, die weder Spezialjtudien noch Fachkenntniſſe auf dieſem 
Gebiete hatten, wie W. von Humboldt, der Vorfigende der Steuer- 
fommiffion des Staatsrats, ſich ohne weitere auf diefen Standpunft 
jtellten?. Gegen die endgültige Entjcheidung und gegen das Verbot3- 
iyitem haben nur drei Mitglieder des Staatsrat3 gejtimmt, Heydebred, 
Zadenberg und Beguelin, jene mit dem Mrgument der alten 
friderizianifchen Praktiker, daß das alte Syitem die Bevölkerung durch 
Vermehrung der Arbeitsgelegenheit, daß es auch das Nationalvermögen 
fteigere ufw. Beguelin geht weniger von moirtjchaftlichen al3 von 
politifchen Erwägungen aus®. Der Freiheit itellt er „das abjondernde 
Gefühl der Nationalität“ gegenüber, dem Vorteil des Einzelnen das Ge- 
deihen des Ganzen. „Solange es noch abgegrenzte Staaten gibt, ... 
jolange muß auch die Frage: was befördert den Wohlitand des Menſchen— 
gejchlechts im allgemeinen ? der Frage weichen: was frommt dem fonfreten 
Staate, dejjen Bürger wir find, mit Rückſicht auf innere und äußere 
Verhältnifje?” Die Fabrifarbeiter würden das Land verlajfen, „wenn es 
entjchieden fein wird, daß fie darin außer dem allgemeinen Schuße (den 
fie überall finden fönnen) weiter nichtS zu erwarten haben, als — die 
Erlaubnis, mit den Ausländern zu konkurrieren“. Alle ſchönen Sätze 
über den Nuten der Konkurrenz müßten ſchon darum ihre Wirkung ver: 
fehlen, weil nur die wenigſten und kleinſten Staaten Europas fich zu 


! Der Bülowfche Jmmediatberiht im Wortlaut bei C. Dieterici, Zur Ge— 
ihichte der Steuerreform in Preußen, 1875, ©. 77 ff. 
> ©. Gebhardt, Wild. von Humboldt ala Staatsmann, II, 1899, ©. 249 ff. 
® Seine Dentichrift bei Zimmermann ©. 437. 
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ihnen befennen. Die großen Staaten, wie Dfterreich und England, mit 
ihren abweichenden Grundjäßen jehe man ihren Zwed erreichen. Der 
Fabritant gehe dahin, wo er Vorzüge des Orts oder Vorteile von jeiten 
der Regierung finde. Jene fehlen im größten Teile Preußens. Nichts 
fönne ihn binziehen oder fejthalten, wenn die Regierungen alle Be- 
günjtigungen zurücziehen wollen. Zu feiner ganzen pedantijchen Strenge 
jolle freilich das Fabrikenſyſtem nicht zurüdgeführt werden. Das Verbot 
erftrecfe fich nur auf die Einbringung fremder fertiger Waren. Auf die 
Textil, die Metall-, die Lederinduftrie fomme e8 an. Das Inland fünne 
allen vernünftigen Anforderungen Genüge leiften. Hinlängliche Konkurrenz 
jei im Inlande vorhanden. 

Das preußische Zollgejeg vom 26. Mai 1818 ijt bald als frei- 
händleriſch, bald als jchußzöllerifch bezeichnet worden. Bülows Bericht 
jelbft jpricht von einer gemäßigten Handelsfreiheit. Daß es den reinen 
Freihandelsideen nicht entjpricht, braucht nicht ausgeführt zu werden. 
Aber es war unendlich viel freier als irgend ein gleichzeitige Zollgeſetz 
anderer großer Staaten. Im Berfehr mit allen großen Nachbarjtaaten 
fchuf es eine große Erleichterung. Im freudigen Glauben an das große 
Merk fchrieb der alte Kunth in einem jeiner großen Berichte (1825): 
Möchten doch die übrigen Staaten dem Beifpiel Preußens folgen. Zu 
welchem Grade der Entwicklung würde der gejellfchaftliche Zuſtand ſich 
binnen 50 Jahren erheben, wenn anftatt des jeßt noch vorherrjchenden 
Iſolierungsſyſtems im allgemeinen freier Verkehr mit den Boden- und 
Kunfterzeugnifjen jedes Landes die Negel würde, jo daß 10—15 Prozent 
de3 nach gemeinjchaftlicher Übereinfunft angenommenen mittleren Wertes, 
allenfalls mit Vorbehalt weiterer Feitjegung von 10 zu 10 Jahren, in 
der Steuer nirgends überfchritten werden dürften !. 

Aber einitweilen und auf längere Zeit hinein jtand Preußen mit 

einer folchen Politik doch allein in der Welt. So war die neue Ordnung 
unzweifelhaft eine Tat, die man nicht gewagt hätte ohne den Schwung 
der freihändlerifchen Überzeugung ihrer Urheber. 
Für Preußen ſelbſt entitand, nachdem jchon 1816 für den Diten alle 
Binnenzölle aufgehoben waren, ein freier innerer Markt, ohne Atzife, 
ohne Verbote, ohne Monopolien, eine außerordentliche Erleichterung des 
inneren Verfehrs, aber doch nicht eigentlich grundjäglich etwas Frei— 
händlerifches, wie ein Blick auf die großen Schußzollitaaten der Gegen- 
wart mit ihrem freien inneren Verkehr zeigt. 


ı Fr. u. P. Goldſchmidt, Kunth, ©. 120. 
XXVII 


24 Karl Rathgen. 


Als jchußzöllnerifch aber wurde der Tarif in den übrigen deutſchen 
Staaten empfunden. Nachdem der Wiener Kongreß und der Bundestag 
die Hoffnungen auf eine handelspolitifche Einigung Deutjchlands getäufcht 
hatten, wurde die Einrichtung der preußischen Zolllinien mit ihrer jtraffen 
Verwaltung im übrigen Deutjchland bitter empfunden. Daher die Ent- 
rüſtung der Ausgejchlojfenen, der deutjchen Batrioten. 

Ein Mann wie Perthes (Leben II 185) jchreibt aus Hamburg 
in feiner Anfregung von der großen Gefahr, welche dem deutjchen Handel 
durch das beitehende preußifche und beabjichtigte ſüddeutſche Zollſyſtem 
droht. So fpricht Fr. Lift, ganz falfcherweife, vom Übergang vom 
SFreihandel zum Schußzoll. Auf der anderen Seite jehen auch die, welche 
einen Schuß für die Industrie im übrigen Deutjchland wünjchen, in der 
preußijchen Neuordnung vor allem das jchügende Moment und damit das 
Motiv zum Anjchluß an Preußen, wie das 3. B. bei Nebentus ftarf 
hervortritt. Auch Hermann betont den Schußgcharafter des Zollvereins. 
Das gibt dann auch der Begründung des Deutschen Zollvereins den eigen- 
tümlichen Charakter: fie bedeutete für das nichtpreußifche Deutjchland 
Annahme oder Steigerung des Schußzolles. Diejenigen, welche aus 
wirtjchaftlichen Gründen den Zollverein befämpften, taten das aus frei— 
händlerifchen Motiven. Inſofern jpielt der Gegenjfag von Freihandel 
und Schußzoll auch in die Entjtehungsgejchichte des Zollvereins hinein, 
die jonit hier nicht zu behandeln ijt. Der Kampf um die Zolleinigung 
Deutjchlands hat im übrigen die Grörterung der handelspolitifchen 
Prinzipien in den Hintergrund gedrängt. Erſt nach der Befejtigung des 
Hollvereins tritt ev wieder hervor!, 


WI, 

Die Begründung und Befejtigung des Zollverein auf der Grundlage 
des preußifchen Zollſyſtems war vor allem eine politifche Tat. Nachdem 
ex fich eingelebt hatte, nachdem auf der Grundlage des durch ihn ge- 
Ichaffenen inneren Marktes die Induſtrie fich eingerichtet und weiter 
entwicelt hatte, mußte bald der Moment fommen, in dem neben den 
innerdeutjchen auch die äußeren Handelsbeziehungen ſtärkere Beachtung 


ı Nach den Akten noch nicht in ihren Motiven unterfucht und in der all: 
gemeinen Literatur faum beachtet ift die allmähliche Erhöhung der Schußzölle, die 
in Preußen von 1821 bis 1831 ftattfand. Betraf fie anfangs namentlich landwirt- 
Ichaftliche Erzeugnifje, jo ift das wohl die Nachwirkung der großen landwirtichaft- 
lichen Krifis. In wachjendem Maße wurden aber auch induftrielle Erzeugniffe von 
Hollerhöhungen getroffen. Die Tatjachen zujammengeftelt von Kröfel, Das 
preußiſch-deutſche Zolltarifiyiten, 1881. 
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verlangten. Der wachjende internationale Verkehr jtellte neue Aufgaben. 
Seit etwa 1840 Tann man beobachten, wie dem Abjchluß von Handel3- 
verträgen durch den Zollverein, der Nücwirkung fremder Handelsverträge 
eine immer größere Beachtung gewidmet wird. Es handelte ſich um 
„die Einführung des Zollvereins in ein richtiges Verhältnis zu anderen 
Ländern“. Hier aber den rechten Weg zu finden, war nicht leicht. 
Feſter Wille und planmäßiges Handeln fehlte den regierenden Kreijen, vor 
allem in Berlin, wie auf anderen Gebieten, fo auch auf dem der Handels— 
politif und rief ebenjo unklare Gefühle der Unzufriedenheit in den Kreifen 
der Intereſſenten hervor. 

Daß dieje begannen, einen wirklichen Einfluß auf die handelspolitifchen 
Entjcheidungen zu verlangen — was wiederum mit der ganzen politischen 
Entwicklung der Zeit in Berbindung ſteht —, war daS andere Neue. 
Die Stimmen aus diejen Kreifen werden für unjere Aufgabe damit be- 
fonders beachtenswert. Anders dachte freilich) damals der größere Teil 
des Beamtentums. Wohl hatte man auch früher gelegentlich bedeutendere 
Kaufleute und Fabrikanten um ihre Meinung befragt, vor allem auch bei 
der Beratung über den Tarif von 1818. Wohl Hatte jchon 1818 
%. ©. Hoffmann von der DOppofition gegen den Tarif gejagt: „Die 
Erfahrungen der Zeit betätigen immer mehr, daß durchaus feine erheblich 
neue Anordnung mehr ausführbar it, wenn nicht die Beratungen darüber 
mit voller Offentlichkeit geführt werden, die Gründe für und wider offen 
zu jedermanns Kenntnis daliegen .... Die Welt läßt fich nicht mehr 
anders als durch dieje Überzeugung beherrjchen.“ 2? Aber um 1840 war 
das Beamtentum durchaus noch überzeugt davon, daß es allein die zur 
Entjcheidung nötige Sachfenntnis befige; es behandelte den neuen Unter- 
nehmerjtand, der fich zu fühlen begann, mit verlegendem Hochmut. 

Sm März 1846 erklärte der Finanzminiſter den hervorragendften 
rheinischen Fabrikanten und Kaufleuten auf eine Vorjtellung über 
Differentialzölle: „Ich Tann nicht umhin, den Herren Antragitellern be— 
merklich zu machen, daß meiner Überzeugung nach die von ihnen ver- 
tretenen Intereſſen bejjer gefördert werden durch unausgejeßte auf die 
Vervollfommnung des eigenen Gewerbes gerichtete Tätigkeit der Herren 
Gemerbetreibenden, als durch Beratungen über Kolleftivpetitionen, welche 
doch nur eine Wiederholung der über die Frage in Zeitungen und Flug— 
jchriften zum öfteren ausgejprochenen Anfichten enthalten®.” Es war 


ı Delbrüd, Lebenserinnerungen, 1905, I, ©. 182. 
2 Jimmermann, ©. 40. 
3 Delbrüd, I, ©. 183. 
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nicht bloß die Zurückweiſung des Anfpruches der Intereſſenten zu ent- 
jcheiden!, Es war doch die Borjtellung vom bejchränften Untertanen- 
verjtand, welche dazu beitrug, einen Geiſt wachjender Oppofition gegen die 
herrjchende Bureaufratie hervorzurufen nnd jo auch von dieſer Geite her 
die Unruhe auf dem Gebiete der Handelspolitif zu vermehren. Die Ab- 
neigung gegen die unfehlbare Bureaufratie teilte aber vor allem Friedrich 
Wilhelm IV. jelbit, der daS Handelsamt gründete als „lebendiges 
Mißtrauensvotum gegen das Finanzminiftertum?. Wenn der PBräfident 
des Handelsamts, Fr. v. Rönne, jchrieb, der Handel laſſe jich nicht 
vom grünen Tuch aus leiten?, jo war das dem König wie den rheinischen 
Fabrikanten aus der Seele gejprochen. 

Beim König wie in den breitejten Kreifen des Publikums macht jich 
aber als eigentliche Grundnote der handelspolitifchen Grörterungen die 
nationale geltend. 

Man pflegt Friedr. Lift, dejjen „nationales Syſtem“ 1841 er- 
ſchien, als den Urheber diefer Richtung zu bezeichnen. Richtiger wäre, 
Liſts Werk und feine ganze Tätigkeit als Teil einer ganzen Bewegung 
zu bezeichnen. So jehr auch Liitjche Gedanfengänge und Redewendungen 
fich nachher in den Deduktionen der Schußzöllner finden *, jo wenig fann 
man die ganze Schußzollbewegung der vierziger Jahre auf ihn zurück— 
führen. Wie für feine Lehre fich in vielen Punkten Vorläufer aufweijen 
laffen, jo iſt dieje jelbit aus dem Boden erwachjen, den der Zollverein 
bereitet hatte. Der Gedanke des Zufammenhangs nationaler Macht und 
gewerblicher Entwicklung iſt jeit Möſer, feit den befferen Merkantiliſten 
nicht vergejjen. Man denke an das oben (©. 22) angeführte Gutachten 
von Beguelin. Sebt trat er, getragen von der ganzen nationalen 





I Ausgezeichnet in einer preuß. Denkjchrift von 1846 iiber den Schußzollftreit: 
„Daß da, wo es auf die Feſtſetzung von Abgaben ankommt, diejenigen nicht füglich 
al3 die zum entjcheidenden Ausspruch Berechtigten betrachtet werden können, 
welche die fraglichen Abgaben nicht aufbringen, fondern für ihre Unternehmungen 
daraus Nuten zu ziehen gedenken” (Zimmermann, ©. 502). 

® Delbrüd, I, ©. 146. Wie wenig modern er dabei dachte, zeigt der Erlaß 
an Nönne über den Zwed des Handelsamtes: er wolle dadurch die Anfichten aus— 
gezeichneter und erfahrener, außerhalb der Verwaltung ftehender Männer zur Er- 
Örterung bringen, „ohne daß deshalb Prinzipienfragen, welche, bevor die Berwaltung 
ſich darüber entſchieden hat, nicht vor das Forum des Publikums gehören, der vor— 
zeitigen Beſprechung desjelben ausgejeßt werden“. Zimmermann ©. 208. 

> In einem Briefe an Hanfemann (Zimmermann ©. 497) In deſſen 
Antwort die ſchärfſten Äußerungen über die Unfähigkeit des Beamtentums, den 
Forderungen der Zeit gerecht zu werden. 

* Bis in die Schruflen hinein, jo bei Mevifjen, „Die Lehrbücher der 
Schule“ (%. Hanjen, ©. dv. Mevijjen, 1906, II, ©. 168). 
XXVII 


Anfichten üb. Freihandel u. Schußzoll in d. deutfchen Staatspraxis d. 19. Jahr). 27 


Strömung, wieder ſtark hervor. Von den MWortführern der rheinischen 
Schußzöllner hatte Sanjemann ſchon 1820 die Anwendung von Macht- 
mitteln gegen die Staaten, welche jich einem freieren Handel verfchloffen, 
gefordert!. Kurz vor dem Erjcheinen von Liſts Werk hatte ©. Meviſſen 
jeine Anfichten über die Notwendigkeit der harmonijchen Entwicklung der 
Produktionszweige niedergeichrieben ?. 

Die neue jchußzöllneriiche Bewegung ging vom Rhein aus. Die 
dortige Tertilinduftrie, in der Franzoſenzeit rafch vorwärts gekommen, 
hatte jeit 1818 nicht aufgehört, über die englifche Konkurrenz zu Klagen. 
Die erjten rheinischen PBrovinziallandtage hatten vermehrten Zollſchutz 
verlangt. ALS in den vierziger Jahre die politifche Bewegung dort ihre 
MWortführer fand, erhoben diejelben Männer ihre Stimme auch für den 
Schuß vor allem der Spinnerei. Nur 2. Camphauſen, der Vertreter 
der Handelsinterefien Kölns, nimmt eine andere Stellung ein. Gr iſt der 
forrefte Freihändler. Aber wenn er das Projekt der Differentialzölle be- 
kämpfte, jo tat er es doch nicht nur mit allgemeinen Erwägungen, jondern 
ausgehend von einer großen Sachfunde?, wie daS bald darauf vom 
Hamburgifchen Standpunkte aus und im Auftrage des Hamburger Senats 
Kirchenpauer tat*. 

Der Kampf jelbit, der um die Schußzölle auf Garn, auf Eifen, auf 
Wollwaren geführt wurde — er begann jchon auf der Zollfonferenz von 
1836 — fann hier nicht gefchildert werden. Wenn gegen die Überzeugung 
der Mehrheit der leitenden preußifchen Beamten?, gegen das Widerftreben 
Sachſens, den Forderungen der jüddeutjchen Staaten, der rheinischen und 
jchlefifchen Fabrifanten doch zum Teil nachgegeben wurde, jo lag das zum 
Teil daran, daß Friedrich Wilhelm IV. ſelbſt jchußzöllnerische Neigungen 
hatte: „Man müſſe fich hüten, mit der Idee der Handelsfreiheit Miß— 


I Bergengrün, David Hanjemann, 1901, ©. 42. — Einer der rührigften 
unter diefen rheinischen Schußzöllnern war Yriedr. Diergardt in Vierſen. Bal. 
über ihn auch Delbrüds Erinnerungen, IL, ©. 129 f. 

2 Hanjena.a. O. J, ©. 166, II, ©. 83. 

3 Val. die von Gamphaufen verfaßte Denkjchrift der Kölner Handelsfammer 
vom 20. an. 1846, abgedruckt bei Schneer, Aktenſtücke betr. die Differential-Zoll- 
Trage, 1848, ©. 139. Gamphaufens Biographie von U. Cafpari, 1902, ift ganz 
unbefriedigend. 

* Dal. W. von Melle, Guft. Heinr. Hirchenpauer, 1888, ©. 171 ff. 

5 Flottwell bezeichnet die al3 Konſequenz der erhöhten Garnzölle geforderten 
Ausfuhrvergütungen auf Gewebe al3 eine Armenfteuer jchlechtefter Art. Zimmer- 
mann ©. 201. — Die preußiichen Beamten hielten es für wichtiger, den technifchen 
Fortſchritt ducch direkte Unterftübung, 3. B. die Einführung der feinen Yeinen- 
garnjpinnerei und dgl. zu fürdern. Delbrüd I, ©. 223. 
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brauch zu treiben; nicht bloß jolche Gewerbe verdienten den Schuß als 
einheimifche, welche dem Grund und Boden entiprojjen jeien, wie die 
Gifeninduftrie, die Leinen- und Wollfabrifation, jondern auch andere, 
wenn fie einmal bei uns Wurzel gefaßt hätten, und es jei angemejjen, 
auch folchen urjprünglich fremden Induſtriezweigen zur Zeit, wenn fie 
auf den Standpunkt gediehen jeien, um fich hier einzubürgern, Schuß 
und Pflege angedeihen zu laſſen“ 427. Mai 1845). 

Zum Teil jpielte die wirklich unbeftreitbare Hilfsbedürftigfeit der 
Leineninduftrie mit. Vor allem waren e3 doch politifche Motive: die 
Nückficht auf die Stimmung in Süddeutfchland und die Erhaltung des 
Bollvereins. Wie das den König bejtimmte, jo erklärte z. B. auch Patow 
die Verfühnung unter den Vereinsregierungen für wichtiger als die rationell 
richtige Abmefjung des einen oder des anderen Zollſatzes?. Diejelben 
Grwägungen haben wohl auch bei den jüddeutjchen Regierungen zum 
Einlenten geführt, nachdem Preußen ihnen in einem jehr erniten Rund— 
fchreiben (27. Sjanuar 1846) die Frage vorgelegt hatte, ob fie an den Grund: 
fügen des Zollvereins feithalten over ein neues „nationales Handelsſchutz— 
ſyſtem“ wollten ®. 

Bon politifchen Erwägungen ſtark beherrſcht waren auch die langen, 
ſchließlich im Sande verlaufenen unklaren Pläne der Begünftigung der 
direkten Einfuhr und eines deutjchen Schiffahrtsbundes, weil man dadurch 
die nordmeitdeutichen Staaten zum Anjchluß bewegen wollte. Patow 
wies (24. September 1846) ausdrüdlich darauf Hin, in der Bolemit 
gegen den jtarren Freihändler 2. Kühne: daß das Bublifum über Die 
Nichtausdehnung des Vereins bis ans Weltmeer ungeduldig werde, jei 
ganz begreiflich. Die dadurch erregte Mißftimmung aber richte fich gegen 
Preußen und jie weiter wachjen zu laſſen, wäre jehr unflug. Vom Stand- 
punkt der deutjchen Politik biete der Plan wegen Beförderung des direkten 
Verkehrs mit transatlantifchen Ländern eine erwünſchte Gelegenheit, einen 
Schritt zu tun, der zur Hebung des deutjchen Nationalgefühls dienen und 
im Norden wie im Süden Deutjchlands lebhaften Anklang finden werde *. 

Die jüngere Generation der preußischen Beamten war vor allem 
von jolchen politifchen Erwägungen beherrfcht, viel mehr als die früheren 
radifal-freihändlerifchen Staatsmänner. Männer wie Rud. Delbrüd 
waren doch Kinder diejes neuen politifchen Zeitalters. Wenn Delbrüd 
bei jeiner Berufung zur Bearbeitung der Handelzjachen (1844) jagt: fie 





ı Aimmermann ©. 19%. 
2 Delbrüdll, ©. 164. 
? Bei Zimmermann ©. 500—508. 
* Zimmermann ©. 212. 
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zogen mich mächtig an durch ihre internationale Geite!, fo iſt feine 
Darftellung weiterhin ganz auf diefen Ton geftimmt und zeigt in über- 
tafchender Weife, wie wenig doftrinär er war. Die Waffen aus der 
Rüſtkammer der Schußzölle verfchmähte er durchaus nicht, wenn man fie 
bei Verhandlungen mit fremden Staaten zur Erreichung bejjerer Be— 
dingungen verwenden fünne. So ſah er die Einführung der Eifenzölle an ?, 

Selbſt der alte Generaliteuerdireftor Kühne war für Retorfionen 
zu haben, als es galt, franzöfifchen Prämien angemefjene Zufchläge auf 
die Eingangszölle entgegenzufegen ? (1848), eine Maßregel, die jich freilich 
auch in gewiſſer Weife freihändlerifch rechtfertigen läßt. 

Auch bei denen, welche wir vor allem als Vertreter von Intereſſen 
auftreten zu ſehen erwarten, treten doch die allgemeinen politifchen Geſichts— 
punkte innerer und äußerer Politik immer hervor, jo in der Beurteilung 
der handelspolitifchen Beziehungen zu Holland und Belgien?. Nach dem 
für den Zollverein jchädlichen und demütigenden Handelsvertrage zwijchen 
Holland und Belgien (1846) jagt Hanjfemann? in einer Eingabe der 
Aachener Handelstammer: „Es ift dies die Frucht der noch immer vers 
abjäumten Ausbildung des Zollvereins zu einer wohlorganifierten Handels- 
macht, der Verweigerung einer wirklichen und einflußreichen Teilnahme 
der Nation an der Lenkung ihrer Gefchiefe, ſowie der Abneigung gegen 
die Entfejjelung der öffentlichen Meinung von den Banden, in welchen 
fie durch die Vorjchriften über die Preſſe, über Beratungen und Petitionen 
von Korporationen und Verfammlungen gehalten wird.“ 

Bon Meviſſen haben wir eine eingehende Darlegung feiner An— 
fichten, die als ein Beifpiel der Denkweiſe feiner Zeit dienen Tann ®. 

Schon der Appell des Anfangs an die Verfühnung der Kölner mit 
ihren Nachbaritädten iſt bezeichnend: „Der als exiſtent angenommene 
Gegenjaß der Manufaktur: und Handelsinterefjen droht mehr und mehr 
in fremdartige Gebiete hinüberzugreifen, die Geifter durch einjeitigen 


TS: 189, 

? Delbrüd I, ©. 158, vgl. auh ©. 155ff. und die jehr bezeichnenden 
Wendungen ©. 178 („ob Preußen davon Gebrauch machen wollte, war eine Sache 
für fich, aber e3 hätte jeine Handlungsfreiheit gewahrt“), ähnlich ©. 185. 

3 Delbrüd I, ©. 219. 

+ 3.3 Hanjemann bei Bergengrün ©. 288 u. 293: „Die materiellen 
Intereſſen Preußens decken fich gerade in diefem Falle mit den Aufgaben feiner 
deutjchen und allgemeinen Politik.“ 

5 Daj. ©. 296. 

6 Sie war der Verfuch, die freihändleriiche Handelsfammer von Köln zu ge 
twinnen, eine Antwort auf Camphauſens freihändlerifches Exrpoje, 8. Juli 1845. 
Abgedrudt bei J. Hanjen II, ©. 137 ff. Vgl. dazu I, ©. 39 ff. 
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Kampf für materielle Intereſſen zu abjorbieren und von dem geijtig- 
politifchen Fortfchritt, der einzig dauernden Gewähr der materiellen 
Intereſſen, abzulenten. 

Der Schub fei an und für ſich ein Übel, was nur da gerechtfertigt 
jei, wo e8 größere Übel abwende. 

„Einftimmig wird zugegeben werden, daß in einer ideellen Welt 
vollfommene Handelsfreiheit herrichen würde. Die ideale Welt hat 
aber ihre Exiſtenz nur im Neiche der alles in harmonijcher Einheit 
und Freiheit anſchauenden Idee. Die Befreiung der Menjchheit von 
dem Zwange der Natur bis zur freien Idealität des Geiftes ijt der 
in unendlichem Fortſchritt fich entwickelnde Inhalt der Gefchichte. Die 
wirklichen Zuftände der Gegenwart find das Produkt der hiſtoriſchen 
Vergangenheit, jener Entwiclungsepoche der Menſchheit, in der die 
nationalen Verjchiedenheiten ſich an der Hand des nationalen Egois— 
mus jcharf individualifiert haben. Handelsfreiheit iſt die notwendige 
Vorausjegung einer freien Einheit, in der alle Völker der Erde gleiche 
Intereſſen erſtreben; bei ausgeprägten Völferindividuen iſt der ideale 
und urjprüngliche Zuſtand durch die Hiftorische Tat modifiziert. Hat 
ein Volk die natürliche Nechtsgleichheit aller Völker angetaftet durch 
einfeitige Einführung von Schußzöllen, fo fann die natürliche Gleichheit 
nur fünftlich durch Annahme desjelben Syſtems wiederhergeitellt, jo 
kann das Unrecht nicht durch das Necht, jondern nur durch die Strafe 
verſöhnt werden. 


Mag es noch jo jchön Elingen, das Wort Handelsfreiheit, es wird 
nicht wirklich werden, folange die Völker nicht erfennen, daß fie alle 
in Wahrheit diejelben Antereffen haben, daß das Wohl jedes Einzelnen 
das Wohl aller bedingt. Wenn ein einzelnes Volk, in dieſer Er— 
fenntniS vorausgeeilt, großmütig genug iſt, danach zu handeln, jo 
wird es diejes Verkennen der wirklichen Zuftände durch den Verluſt 
feines Wohlitandes bald und jchwer büßen. 

Schußzoll ijt Heute Notwehr gegen fremdes Unrecht, Re— 
prejjalie!! — — — 


! Diefer Gedanke des fair trade, dad Freihandel, der nicht eriwidert werde, 
fein Freihandel jei, ift damals wie jpäter ein beliebtes Argument der Schubzöllner. 
So läßt 1845 Hanjemann die Aachener Handelafammer jagen: „Ein mächtiger 
Staat kann Handelsfreiheit nur als deal Lieben, aber nicht vollftändig befißen, weil 
ihr normaler Zuſtand durch die feindjeligen Zölle anderer großer Staaten gejtört 
it" (Bergengrün ©. 286). So haben fpäter Harfort und Stumm die Herab- 
ſetzung der Eijenzölle befämpft. 
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„Einfeitig eingeräumte Handelsfreibeit in einem Lande, während 
das andere jeine Tore hermetifch verjchließt, iſt nur die Freiheit für 
andere, denjenigen Staat, der die Freiheit bewilligt, in einjeitigem 
Intereſſe auszubeuten. Die wahre Freiheit iſt nicht allein paſſiv, 
fondern ebenjojehr aktiv. Sit für eine Handelitadt die Freiheit, nach 
dem Auslande zu handeln, zu exportieren, durch Schub: oder Brohibitiv- 
zölle dieſes Auslandes vernichtet, jo fann die Freiheit, aus einem 
folchen Auslande zu importieren, dem Handel diejer Stadt nicht ge— 
nügen. Der Handel derjelben hat dann ein bedeutendes Intereſſe 
daran, daß durch Schußzölle der innere Markt der einheimifchen 
Induſtrie gefichert, und daß die Weiterentwiclung aller Zweige der 
einheimifchen Industrie dem Handel die Eroberung fremder neutraler 
Märkte ermögliche. Die Schußzölle auf Manufakte haben feinen 
anderen Zweck, als die noch in der Kindheit befindliche Induſtrie 
einer Nation gegen Erdrücdung durch einen übermächtigen Gegner zu 
fihern und bis zu einer jolchen Gelbjtändigfeit zu entwiceln, daß 
diejelbe auf dem Weltmarfte mit der Industrie anderer Länder kon— 
furrieren fann. Diejer Zweck kann nur für ſolche Induſtriezweige 
erreicht werden, für deren Produktion andere in der induftriellen Ent- 
mwiclung vorausgejchrittene Länder feine erheblichen, jondern nur 
fünftlich) errungene Vorzüge bejigen, und nur auf jolche Induſtrie— 
zweige können Schußzölle mit Nuten Anwendung finden, die in einer 
nicht allzu fernen Zukunft im Inlande ebenfo billig wie im Auslande 
bergeitellt, aljo zur freien Konkurrenz auf dem Weltmarkte befähigt 
werden fünnen.“ 

Das Intereſſe der Handelsjtädte aber jei mit dem Intereſſe der 
Fabrifitädte ganz identisch. „Erſt mit der Entwiclung der Induſtrie 
jteigert fich der Konſum, bilden fich volfreiche Städte, tritt die Kunſt 
bildend und verjchönernd in das Leben, emanzipiert der Menſch ich 
und jeine Bedürfnifje von der Scholle.” Im Agrikulturſtaat könne 
fich der Handel nur wenig entfalten. Der Konjum der zollpflichtigen 
Maren fünne durch Schußzölle vermindert werden, wenn fie Produkte 
der Agrifultur beträfen. Auf Manufaktur gelegt, würde der Preis 
nur auf furze Zeit teurer. Die Objekte des Handels würden ver- 
mehrt, weil mit der Induſtrie Konſum und Bevölferung jtiegen und 
eine erhöhte Tätigkeit das ganze Volt ducchdringe. Ausländische Roh— 
ftoffe würden im Taufche gegen inländijche Fabrikate importiert. 
„Der internationale Handel erlangt immer erweiterten Wirkungsfreis, 
während der innere Handel, der den internationalen bei allen kulti— 
vierten Nationen an Wichtigkeit und Umfang weit überragt, mit der 
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Ausbildung der Manufakturkraft, mit dem dadurch gejteigerten inneren 
Konſum in gleichem Grade fortjchreitet.” 

Sn einem gejchichtlichen Rückhlicle wird dann ausgeführt, wie an 
Stelle des Kriegs mit den Waffen der Krieg der Produftivfräfte der 
Nationen getreten jei. Nur ein bewaffneter Friede, ein Syitem des 
induftriellen Gleichgewichts Tann die Völker vor der Übermacht der 
Einzelnen ſchützen, fo lange fie nicht gemeinfam die Gemeinjchädlich- 
feit der KRraftvergeudung einjehen. 

Das bewährte Zollgefeg von 1818 habe jeine Wirkungen erjchöpft 
und miüjje nun meitergebildet werden angefichts der englijchen 
Übermacht. 

Schußzölle fchaffen einen Markt, auf dem verheerende Fluktuationen 
weniger zu fürchten find. Bei Handelskrifen kann der Überfchuß der 
Produktion in unbejchüßte Länder abgejchoben werden. Ausländijches 
Kapital und Fertigkeit würden angezogen, der Unternehmungsgeift ges 
ſteigert, ſchlummernde Kräfte geweckt, dem Elend der deutjchen Arbeiter 
abgeholfen. Die Mißſtände, die fich in England herausgebildet hätten, 
würden vermieden werden, „Rorngejege und Unteilbarfeit des Bodens 
werden in deutjchen Landen feinen Eingang finden”. Daß Schußzölle 
aber für die Arbeiter nur Palliativmittel ſeien, erfennt M. an 
fpäterer Stelle an. 

Aufgabe der Negierung jei es, für gleichmäßige Verbreitung des 
Handels und der Manufaktur über das ganze Land zu jorgen (ein 
Lieblingsgedanfe Mevifjens), vor allem auch in den öſtlichen 
Provinzen, die in feinem wirklichen Gegenjaß zum Weſten jtänden. 

Die behauptete exjchlaffende Wirkung der Schußzölle ſei bei ge- 
nügender Größe des Marktes und geiftiger Entwiclung des Voltes 
in Deutfchland nicht zu fürchten. Der vorübergehende Nachteil der höheren 
Preife jei gerechtfertigt durch die mittelbaren Vorteile. Der höhere 
Staatszweck vechtfertige auch die vorübergehenden Extragewinne der 
Fabrifanten (über das Hauptargument der Freihändler, daß es Un- 
recht jei, Einzelnen Vorteile zuzumenden, gleitet M. jehr rajch weg). 

M, ftellt dann, nachdem er den vermeintlichen Vorzug der Prämien 
befämpft bat, feine Bedingungen für die Schußzölle auf: nur wo die 
natürlichen Vorbedingungen für die Erzeugung einer Ware vorhanden 
feien, nur zur Ausgleichung der Lünftlichen Vorteile des Auslandes 
darf ein Schuß aufgelegt werden und mit der Weiterentwiclung der 
Induſtrie muß ex ſukzeſſive fallen. Kein Prohibitivfyftem! Dem tft 
aber nur vorzubeugen durch rechtzeitige Ausbildung des Schußfyftems. 
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Auch der Handel muß feinen Schuß erhalten, als Schiffahrts— 
differentialzoll und als Prämie und Steuerrabatt bei direftem Import 
in die Häfen des HZollvereins für die Budenprodufte Ameritas. 


An Manufakturzöllen find jolche auf Garne dringend nötig. Dem 
Eifenzoll ſteht M. bedenklicher gegenüber, folange freier Bergbau und 
Eiſenbahnen fehlen. 

Sn einem Appell, daß der Zollverein nicht länger anftehen jolle, 
einer abitraften Theorie zuliebe die harmonifche Ausbildung jeiner 
Produftivfräfte auszufegen, Elingt das Ganze aus. 


Meviffen hat es wiederholt betont: wenn erſt überall den Schuß: 
zollprivilegien gleiche Privilegien entgegenjtänden, werde der Moment 
fommen, wo man in gemeinfamem Intereſſe die Handelsfreiheit herbei- 
führe. Die jegige Bewegung bereite die Handelsfreiheit vor. Die Schuß: 
zöllner jener Zeit erklären alle die Handelsfreiheit für das legte Biel. 
Sie find Optimiften in ihrem Glauben, daß die Zölle nur vorübergehend 
bejtehen mwürden. 

Ein Mann von der univerfellen Bildung Meviſſens jtand freilich 
zu hoch, ganz in der Schußzollbewegung aufzugehen. Er jah jehr wohl 
die Enge und Einjeitigfeit derer, welche nur an den eigenen momentanen 
Vorteil dachten. Für das Gedeihen des Vaterlandes jeien doch „noch 
ganz andere Dinge nötig alS unjere gutmütigen, nur für die eigenen 
Tafchen zärtlich beforgten Schußzollfreunde fich träumen laffen“ 1, jchreibt 
er Anfang 1847 und bald darauf? nennt er die Schußzollleute das lang- 
weiligite Volk der Erde. „Sch hätte nach dem Wunfche diefer Raſſe 
nicht anderes und bedeutenderes hier zu tun, als ihre Weisheit an- 
zuhören. Eine verdrießliche Gefchichte, die mir zumeilen einen recht tiefen 
Groll beibringt.“ Mevijjen war nicht der letzte, dem vor den Schuß- 
zollgeiftern graute, die er hatte rufen helfen. 

Auf dem Vereinigten Landtage fam die Schugbewegung faum zu 
MWorte?. Die Bewegung von 1848 jpiegelte auch hier die Forderungen 
der vorangegangenen Jahre nochmals wider. Freihändler und Schuß- 
zöllner gerieten in der Nationalverfammlung und in deren volfSmwirtjchaft- 
ichaftlichem Ausschuß heftig aneinander. Deren Arbeiten haben injofern 


1%. Danjen I, ©. 506. 

2 Daj. I, ©. 315. 

° Bol. 3. Hanjen I, ©. 468 ff. 

+ Bol. die Erinnerungen des Reichs-Handelsminiſters Dudwib ©. 90 ff., 97f. 
Duckwitz jelbft jtand auf dem Standpunkt, daß ein verftändiger, aber wirkſamer 
Schutzzoll für die im DVaterlande auf naturgemähe Weiſe zu erzeugenden Gegenftände 
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Wert behalten, al3 fie Material für jpätere Verhandlungen im Zollverein 
wurden !, 
VI. 


Während der Nevolutionsjahre verjchafften fich, wie auf anderen 
Gebieten des Wirtfchaftslebens, jo auf dem der Handelspolitif, vor allem 
die Stimmen der Intereſſenten, der weſt- und norddeutjchen Schußzöllner 
Gehör. Aber gerade um diefelbe Zeit verloren dieje Beftrebungen den 
Boden unter den Füßen. Der Hinweis auf England war ein Haupt- 
argument der Schußzöllner gewejen, auf jeine hohen Eingangszölle, auf 
feine Schiffahrtsgefeggebung. Der Herabjegung jener von 1842—1846 
folgte 1849 die Aufhebung der Navigationsafte. Die Forderung höherer 
Schußzölle, die Einführung von Unterjcheidungszöllen zuguniten der deutſchen 
Schifffahrt fonnten mit der alten Dringlichkeit nicht mehr auftreten, da die 
geforderte Gegenjeitigfeit mit einem der wichtigiten VBerfehrsgebiete eintrat. 
Eine ähnliche Entwicklung in den Niederlanden folgte, die Flaggen- 
unterfchiede auch in Sardinien und in Belgien fielen. 

Für den Zollverein traten außerdem jetzt die politifchen Erwägungen 
in den Vordergrund Um ihn zu kräftigen hatte Delbrücd „jchweren 
Herzens“ ſich im Mat 1850 zu einer Tarifreform mit Zugejtändniffen 
an den Schußzoll entjchlojfen, ohne ſich Doch für den Schubßzoll als 
Prinzip zu engagieren?. An dem Scheitern des Planes, der die Einfuhr 
von Nahrungsmitteln erleichtern wollte, hatten die Einflüfje des Groß- 
grundbefißes einen Anteil. In der nächiten Zeit aber traten alle diefe 
Dinge zurück hinter der Sorge um den Zollverein jelbit, der Abwehr 
Diterreich3, der Gewinnung Hannovers. Indirekt wirkte freilich beides 
auf die Behandlung der großen Streitfrage ein. Der Beitritt Öfterreichs 
hätte die Schußforderungen veritärft, wie er ja auch an den jchuß- 
zöllnerifchen Süddeutjchen feine wichtigiten Helfer fand. Der Anjchluß 
Hannovers vereitelte die Fortbildung der Schußzölle. Der Handels- 
vertrag mit Djterreich von 1853 leitete eine Zeit der Erleichterung für 
die Zufuhr landwirtjchaftlicher Produkte ein, trotz des Widerſpruchs der 
Großgrundbeſitzer. 

Man kann an Delbrück, den wir als den maßgebenden Vertreter 
des gebildeten, einflußreichen Beamtentums in Preußen anſehen dürfen, 


ſo lange unerläßlich ſei, als nicht das Prinzip des völlig freien Verkehrs zwiſchen 
allen Nationen zur Geltung gelangt ſein werde (a. a. O. S. 254). Recht machte er 
es damit feiner Partei. 
So Dudwib. Delbrüd (I, ©. 221) meint freilich, fie hätten für ihn 
nur afademijches Intereſſe gehabt. 
2’ a. DL: 289, 
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beobachten, wie dieſe Wendung ihn befriedigte. Gewiß mar er fein 
fanatifcher Doktrinär. Als 1856 Friedrich Wilhelm IV. unter dem 
Einfluß Marcus Niebuhrs eine große allgemeine Herabjegung 
des Holltarifs fordert ohne Grörterung des Bedürfniffes im einzelnen, 
erklärt Delbrücd eine Tarifreform aus abjtraften Prinzipien heraus für 
unmöglich . Aber wie er und feine Gefinnungsgenofjen bei der Be— 
feitigung der Differentialzollpläne erleichtert aufgeatmet hatten, jo wird es 
ihnen leicht, Hannover die Ermäßigung des Tabak» und des Weinzolls 
zuzugeftehen, wegen des Schugcharafters diefer Abgaben. So bezeichnet 
Delbrück als die Abficht der Rübenzuckerſteuer-Anderung 1853 „die 
Konfurrenzfähigfeit des ausländischen Zuckers mit dem inländischen zu 
fihern“ ?. So tritt er eifrig dafür ein, auch erhebliche Geldopfer zu 
bringen, um die Hindernijje des Seeverfehrs zu bejeitigen (Aufhebung 
des Sundzolles 1857, des Stader Zolles 1861, des Scheldezolles 1863). 

Der große Erfolg dieſer durch praftifche Rückſichten gemäßigten 
Freihandelsjtrömung iſt aber der preußifch-franzöfifche Handelsvertrag 
von 1862 und die dadurch möglich gemachte Tarifreform. 

Die rein politiſche Betrachtungsmweije hat darin vor allem den großen 
Schachzug gejehen, der Dfterreich® Pläne, in den Zollverein einzutreten 
oder ihn zu jprengen, endgültig vereitelte, Daß diefe Wirfung den 
preußifchen Staatsmännern willkommen war, ift felbitverftändlich. Aber 
wir müſſen es Delbrücd doch wohl glauben, wenn er in feinen Er: 
innerungen, wie jchon früher, bejtreitet?, daß die Verhandlungen dadurch 
beitimmt gemwejen jeien. Bolitifch gedacht war, neben dem Wunfche einer 
Berftändigung mit Frankreich, die Erwägung, daß der Übergang Frank— 
reiche vom Verbotsſyſtem zu einer freieren Handelspolitik feine Rück— 
mwirfung auf andere Länder üben mußte. Belgien war im Begriff zu 
folgen. Italien, die Niederlande gingen diefelben Bahnen. Der Zoll: 
verein Fonnte fich nicht ifolieren. Er mußte fich zum franzöfiichen Markte 
denjelben Zugang verjchaffen, der anderen Ländern geöffnet wurde, Mit 
dem Tarif von 1865 iſt der Zollverein nur dem Vorbild feiner Nachbar: 
ftaaten gefolgt. 

Die ohnehin vorhandene Notwendigkeit, einen ganz veralteten Tarif 
neuzugeitalten, führte aber zu allgemeiner Grmäßigung auch aus den 
wirtjchaftspolitifchen Überzeugungen der die preußiiche Politik leitenden 
Perſonen. Die Erweiterung des Abjaßgebietes erjchien wichtiger al3 die 

0 0 DE, 7, 

2 a. a. O. L, ©. 240, 289, 342. 

3 II, ©. 216. Bgl. zum folgenden daſ. II, ©. 201 ff., vor allem ©. 223 ff., 
d. preuß. Depejche v. 3. April 1862. 
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Höhe des Zollſchutzes. Die Erziehungszölle hätten genügende Zeit gehabt, 
ihren Zweck zu erfüllen, Nohmaterialien feien fait jümtlich zollfrei ge— 
worden, die Zölle für Nahrungsmittel herabgejegt. Es jei „nicht mehr 
als billig, durch Ermäßigung des Schußes dem Intereſſe des VBerbrauches 
gerecht zu werden“. 

Auch die übrigen Regierungen des Zollvereins, jo groß die politischen 
Schwierigkeiten waren, die fie dem Abſchluſſe machten, erhoben gegen die 
wirtjchaftlichen Erwägungen feinen Einſpruch. Selbſt Bayern erflärte, 
daß der Zollverein „der neuen Nichtung wejentliche Zugejtändnifje, und 
zwar zunächjt in feinem eigenen Intereſſe machen müſſe“. 

Aus der Flut von Kundgebungen aller Art, welche der Kampf um 
den Handelsvertraa und den Fortbeitand des Zollverein hervorrief, jei 
als bejonders bezeichnendes Beifpiel für die damals herrfchenden Gedanfen- 
gänge der Bericht der Kommilfion des preußijchen Abgeordnetenhaujes 
über den frangöfifchen Handelsvertrag gewählt (11. Juli 1862). Oeneral- 
referent war Otto Michaelis!. 

Der jehr eingehende Bericht (er hat einen Umfang von 100 Duart- 
feiten, von denen 22 auf den allgemeinen Teil entfallen) geht aus von 
dem Aufjchwung des internationalen Verkehrs, von dem Wachjen der 
internationalen Arbeitsteilung. 


„se mehr fich ein Bolt dem Prinzipe der internationalen Teilung 
der Arbeit anjchlieft, um jo mehr wird es in den Stand gejeßt, 
auf dem Weltmarkte zu Fonfurrieren und die Früchte des allgemeinen 
wirtjchaftlichen Fortjchritt3 daheim zu genießen. Umgekehrt je mehr 
die internationale Teilung der Arbeit fich entwidelt und fich zu ent- 
wiceln jtrebt, um jo hemmender wirfen die prohibitiven Zolljäge auf 
die Ronfurrenzfähigkeit des Volkes zurüc, welches fich durch diejelben 
von der allgemeinen Bewegung auszufchließen fucht. In dem Zeit- 
alter der Eifenbahnen und Telegraphen iſt Prohibition ein Ana- 
hronismus“. 

In Deutjchland habe die Tarifentwiclung 30 Jahre lang jtagniert. 
Früher jei es vorausgeeilt, jet jei es im Nachtrabe. 

„Der Zollverein iſt es der hohen Bildung und Kulturentwiclung 
des Ddeutjchen Volkes ſchuldig, fich den vorgejchrittenen Völkern an— 
zufchließen, nur jo vermag ex der deutfchen Nation eine ihrer würdige 
Stellung und die volle Beteiligung an der Entfaltung der Weltkultur 
zu fichern.“ 





I Vorſitzende der Kommiſſion waren die alien Gegner der vierziger Jahre, 
Fr. v. Rönne und 2. Kühne. 
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Deutjchland wird ſonſt in der Konfurrenzfähigfeit zurückbleiben. 

Der Export beiteht in wachjendem Maße aus Fabrikaten. Von 
ihm hängt die Verjorgung des Bedarfs ab. 

Die an Schuß gewöhnten Induſtrien werden jich geniert fühlen. Sie 
werden auf die Dauer gewinnen, indem fie gezwungen werden, fich 
dem technifchen Fortichritt anzuschließen, werden lernen, „fich auf die 
Ausbeutung der ihnen zu Gebote jtehenden befonderen Vorteile mehr zu 
fonzentrieren .... Je mehr fie fich von dem Zollſchutz emanzipieren, 
um jo mehr gewinnen fie an bürgerlicher Freiheit, an Unabhängigkeit 
von dem Wohl- oder Übelmwollen der jeweiligen Leiter der Handel3- 
politik.“ 

Vermehrte Konkurrenz wird Impuls zu rajcherer Reform der 
Mängel in der Verwaltung geben. Gerade der Zollfchuß erleichtert 
den Fortbeitand von Mißitänden. Werteuerung durch den Zollichuß 
iſt eine jchmwere Steuerlaft, aus welcher für die Staatsfaffe feine 
Frucht erwächſt. Herabſetzung des Zollſchutzes bedeutet Entlaftung 
von Steuerdrud, welche die Staatsfafje nicht ärmer macht. 

Es gilt das Intereſſe der Konſumenten und Steuerzahler, welche 
das Prinzip für fich haben, wenn es fich auch weniger zur Geltung 
bringen fünne. Um fo wichtiger als das Schußfyftem die Beiteuerung 
der öjtlichen Hälfte der Monarchie zuguniten der mweitlichen bedeutet. 
Das Schutzſyſtem beraubt jene der Vorteile des nahen Meeres, hindert 
die Entwiclung ihres Handels und ihrer Schiffahrt, legt ihre in- 
duftriellen Kräfte brach, verteuert der Landmwirtjchaft die Werkzeuge 
und Kapitalmittel, lenkt die Kapitalien von ihm ab in die ohnehin 
fapitalreicheren Zentren der industriellen Produktion uſw. 

Die Tarifreform iſt eine Aufgabe der ausgleichenden Gerechtigkeit, 
bedeutet 

„Heritellung einer gefunden Grundlage für die naturgemäße in- 
duftrielle Entwiclung“. 

Der Vorteil der Verbindung der Tarifreform mit der Öffnung 
bisher verjchlofjener Märkte ift befonders wichtig wegen der Zerrüttung 
des nordamerifanifchen Marktes. ES iſt nötig, in Frankreich die 
Bevorzugung der belgifchen und englifchen Konkurrenz zu bejeitigen. 
Franzöfiiche und deutjche Induſtrieausfuhr ergänzen ich. 

Der Vertrag ift auch eine neue Garantie des Friedens. 


Der neue Tarif hält die Mitte zwiſchen den freihändlerifchen 
Forderungen und fchußzöllnerifchen Intereſſen. Die Reform ift aller- 
dings nur ein Schritt. 

XXVI 


Karl Rathgen. 


Menn eine jo mäßige Neform einzelne Zweige oder Unternehmungen 
oefährden follte, jo wäre das ein Beweis, daß das bisherige Zoll» 
iyitem eine ungefunde Entwiclung herbeigeführt hat und daß jchleunige 
Remedur nötig ift, damit die Laft des Krankhaften nicht noch ferner 
wachje. 

Es darf fein Differentialtarif eingeführt, die Tarifherabjegung 
müßte allgemein werden. 


Yiche Sonderinterefjen und ephemere Gegenſätze billig in den Hintergrund 
treten, „ein Erfolg, durch welchen Preußen als Staat und Volf feinen 
deutjchen Beruf von neuem erhärtet“. 

Der ſchutzzöllneriſche Widerfpruch in der Kommiffion jei nicht 
grundfäglich gemejen: 

„Die inländifche Induſtrie verlange einen künſtlichen Schuß nicht 
auf ewig; fie verlange ihn aber jo lange, als fie in der Entwiclung 
begriffen und der fonfurrierenden ausländifchen Induſtrie noch nicht 
gewachfen ſei, und al3 namentlich in der Geſetzgebung und der mangel- 
haften Entwicklung des Transportwejens noch jo mannigfache Nach- 
teile für unfere Induſtrie beftänden.“ Geflagt wird von diejer Seite, 
daß man nicht gehört fei. Eine Enquete fei notwendig. 

Gegen diefen Wunfch erklärt die Mehrheit: man dürfe nicht bloß 
die Wünſche der Fabrifintereffen hören uſw. 

Gegenüber der Forderung von Wertzöllen heißt e3: 

Solche enthalten „das Prinzip eines Schußes der Arbeit, nament- 
Yich der Verfeinerungsarbeit, während die deutjche Arbeit in der Tat 
feines Schußes bedürfte und nur zur Ausgleichung der fonjtigen 
majchinellen Vorbedingungen der Produktion, in welcher der Zoll- 
verein nachteiliger geitellt jei. . . die Beibehaltung eines mäßigen 
Zollſchutzes gerechtfertigt werden könne“. Gin rationell durchgeführtes 
Schutzſyſtem müßte alfo nicht den Wert der ganzen Ware, jondern 
nur den Wert derjenigen Teile des Preifes zugrunde legen, in welchen 
das Inland entjchieden im Nachteile ift. 

Eine Erhöhung der Schußzölle Liegt nicht in der Richtung der 
Zeit. Die mafchinelle Entwicklung fprengt überall die Feſſeln des 
Schutzſyſtems. 

Das Syſtem der Handelsverträge iſt „ein gegenſeitiger vertrags— 
mäßiger Verzicht auf Feindſeligkeit der Zollpolitik'. Es bedeutet 

Schaffung eines feiten Rechtsbodens, Sicherheit der Beziehungen 
und Garantie der Bedingungen des Abjates nach fremden Märkten. 
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Auch der viel Fürzere Bericht der Kommiffion des Herrenhaufes über 
den Vertrag mit Frankreich vom 29. Juli 1862 ift ganz frei gejtimmt. 
„Nach außen hin ward der Zollverein... . . mit einer fich all- 
mählich jteigernden und jeine Induſtrie zerrüttenden Iſolierung be- 
droht; nach innen ward der Kampf zwifchen den Produzenten und 
den Konjumenten, geführt unter der Fahne des Schußzolles und des 
Freihandels, immer heftiger und intenfiver, und gleichzeitig neigte die 
Zunge der Wage fich mehr und mehr auf die Seite der legteren, da man 
fich der Einficht nicht zu verjchließen vermochte, daß viele Fabrifations- 
zweige der Schußzölle teils gar nicht mehr, teils doch nicht in dem 
Umfange bedurften, daß die derartigen Zölle teilmeife zu einer von 
dem Konjumenten gezahlten Prämie für den Produzenten ausgeartet 
ſeien.“ 

Die allgemeine Stimmung der Zeit ergibt ſich am beſten daraus, 
daß der Vertrag im Herrenhauſe einſtimmig, im Abgeordnetenhauſe gegen 
12 meiſt katholiſche Stimmen angenommen wurde!, eine Einmütigkeit, 
wie ſie bei ſo tief in das Wirtſchaftsleben einſchneidenden Maßregeln 
kaum je vorkommt. Und dabei war es die Zeit eines ſcharfen politiſchen 
Konflikts! 

Daß dieſe Stimmung eine freihändleriſche war, bedarf kaum eines 
Nachweiſes. Es iſt ſelbſtverſtändlich ganz falſch, den Tarif ſo zu be— 
zeichnen, da er grundſätzlich alle Fabrikate mit wenn auch mäßigen Zöllen 
belegte. Aber freihändleriſch war es gedacht, wenn jetzt, weil die all— 
gemeine Eingangsabgabe beſeitigt war, jeder Gegenſtand frei einging, der 
nicht im Tarif als zollpflichtig bezeichnet war?. Freihändleriſch gedacht 
war es doch auch, wenn bei der Rekonſtituierung des Zollvereins der 
Grundſatz zur Annahme kam, allgemein bei Verhandlungen mit fremden 
Staaten den Grundſatz der meiſtbegünſtigten Nation zur Anwendung zu 
bringen, wie das Delbrück ſchon 1851 im Handelsvertrag mit den 
Niederlanden erreicht hatte. Er ſah darin den „Ausdruck des handels- 
politifchen Friedens zwijchen den Nationen, denn fie verjchloß die Quelle 
der Verjtimmungen, welche die ausschließliche Bevorzugung der Einfuhren 
eines Landes vor denen der übrigen Länder zur Folge hatte“ ?, 

Wie jehr diefe Stimmung, die Überzeugung, daß Freihandel das 
einzig Richtige jei, damals und bis in die Mitte der ſiebziger Jahre in 


I Der einzige ernſthafte Opponent war der alte Volksmann und Eiſeninduſtrielle 
dr. Harkort. 
2 Auf jähfifhe Anregung: Delbrüd I, ©. 3057. 
8 Delbrüd I, ©. 240, I, S. 204, 329. 
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den Kreifen des Beamtentums wie der Politifer die herrichende war, zeigt 
jeder Blick in die Verhandlungen der Volktsvertretungen wie der wirt- 
Schaftlichen Körperfchaften. Jeder erklärt jich für einen Syreihändler, wenn 
auch mit praftifchen Ginfchränfungen. Alte Schußzöllner, wie Fritz 
Harkort! und junge, wie Stumm, fordern Zollſchutz immer nur als 
‚Brücke zum Freihandel” als Übergangs, als vorübergehende Maßregel, 
als Netorfionsmittel oder Kompenfationsobjeft gegen fremde Schußzölle. 
Daß ein Mori Mohl in der württembergifchen Kammer, im Zoll 
parlament, im Deutjchen Neichstag als grundjäglicher Verfechter des 
Schußzolles auftrat, war eine ganz ijolierte Erſcheinung. Die publizifti- 
jchen und politifchen Führer aber traten auf mit dem Anſpruch, daß 
der SFreihandel das einzig wiljenjchaftlich Mögliche und Erlaubte ſei, wobei 
zwifchen Liberalen und Konjervativen nur der Unterfchied beiteht, daß 
bei jenen die theoretifche Deduftion aus dem Prinzip der individuellen 
Freiheit, bei dieſen die rückſichtsloſe Betonung der wirklichen oder ver- 
meintlichen Intereſſen der oſtdeutſchen Landmwirtjchaft im VBordergrunde 
fteht, die in derjelben hanebüchenen Art die Zollfreiheit des Eiſens 
fordert, wie bald darauf den Zollſchutz für Getreide, Holz und Vieh. 


VIII. 


Die Erörterungen über die Grundſätze der Handelspolitik mußten 
einen anderen Charakter annehmen, ſeit durch die Entwicklung der politi— 
ſchen Zuſtände die Verhandlungen in zunehmendem Maße öffentlich 
wurden. Der alte abſolute Staat hatte vertraulich auch die Wünſche 
der Intereſſenten entgegengenommen, fich aus ihren Kreifen fachlich zu 
unterrichten gejucht. Aber entjcheidenden Einfluß hatte er ihnen nicht 
gewährt. Das altpreußifche Beamtentum jah ſich durchaus nicht als 
einen Vollſtreckungsausſchuß für die Wünjche der Intereſſenten an. Die 
Einführung der VolfSvertretungen, die Organijation der wirtjchaftlichen 
Synterejjenvertretungen in halböffentlichen Körperfchaften und in privaten 
Vereinen aber gab das Mittel, auf die Entjcheidungen einzumirfen. 
Damit verjchiebt fich der Charakter der Erörterungen, aus denen die 
Anjchauungen der Zeit entnommen werden fünnen. Syn derjelben Zeit, 
in der die Sammlung von tatſächlichem Material die UÜrteilsbildung in 
einer nicht gefannten Weife erleichtert, tritt die ruhige, fachliche Unter: 
juchung im öffentlichen Leben immer mehr zurück hinter dem Bejtreben, 
die öffentliche Meinung zu gewinnen, die Parlamente zu beeinfluffen, die 
Gegner einzufchüchtern. Alle öffentlichen Darlegungen find mit wachjender 

18 Berger, Der alte Harkort, 1890, S. 439, 555, 583. 
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Vorficht zu benugen, da fie möglicherweife bejtimmt find, zu beitimmten 
Zwecken einen bejtimmten Eindruck zu machen, aber nicht die Anfichten 
ihres Urhebers darjtellen. Mitteilungen an die Volfsvertretung find 
vielleicht nur bejtimmt, auf die Entjchliegungen einer fremden Negierung 
einen Druck auszuüben ujw. Wie jelten Tann ein Staatsmann ganz 
unverhüllt feine legten Gedanken ausfprechen. Man muß fich hüten, 
die wirklichen Anjchauungen nur aus den Argumenten des parlamentarifchen 
Wortfampfes zu entnehmen, die den Augenblicseindrücen entnommen, für 
den Augenblick beitimmt find. 

Dazu kommt die Agitation der Intereſſenten. Gewiß ift fie ſchon 
immer dagewejen. Sie macht fich aber jtärter geltend, jeit jede Maß— 
regel der Wirtjchaftspolitit der Zultimmung der Parlamente bedarf. 
Das ift in Deutjchland regelmäßig erit der Fall, ſeit es ein Zoll— 
parlament gab!. Wenn jeitdem in der Offentlichkeit die Intereſſen 
immer mehr hervortreten als die Überzeugungen, jo wird das dadurch 
gefördert, daß die Zollinterefjenten es lernen, zunächit fich vorhandener 
DOrganifationen zu bedienen. So wird der 1858 begründete Volks— 
wirtjchaftliche Kongreß ein immer radifaleres Drgan für Freihandel3- 
interejjen. Bald aber lernten es die Intereſſenten, befondere Organifationen 
zu Schaffen, die fich für die Agitation die geiltigen Hilfskräfte mieten. 
Wie durch dieſe bezahlten Intereſſenvertreter gerade auf handelspolitijchem 
Gebiete die Diskuſſion verwildert und in ihrem geiftigen Gehalt herunter- 
gebracht it, kann als befannt vorausgejegt werden. Co iſt es für die 
legten 40 Jahre bezeichnend, daß in der politifchen Diskuſſion bemerfens- 
werte neue Gedanken nicht auftauchen, jo jehr fich die tatjächlichen Ver- 
hältniffe umgejtalten. Die Gedanfen aber, welche die Männer der 
Wiſſenſchaft bewegen, verhallen in dem Getöje der Tageskämpfe, während 
die ältejten Ladenhüter der Handelsbilanzlehre und die primitivften 
Trivialitäten der Begründer der Freihandelsſchule freudige Anhänger 
finden ?. 

Es iſt zunächit die SFreihandelslehre, die das Feld jo gut wie un- 
angefochten behauptet und um jo radilaler wird, je mehr die meijten 
Vertreter der Wiſſenſchaft fich von diefem Nadifalismus abwenden. Von 


' lagen über den Anfturm der Intereſſenten in der Seſſion von 1870. 

2 Im Zujammenhang damit fteht auch die Monotonie der Schlagworte und 
albernen Wie, die jeder populären Agitation anhaften. Wie die Freihändler immer 
wieder das Geſchichtchen auftiichten von den Lichtziehern, die einen Echußzoll gegen 
die Sonne fordern, jo bezeichnen die Echubßzöllner die Wareneinfuhr unmeigerlich 
als „überſchwemmung“, eine Gejchmadlofigteit, über die fchon der oben angeführte 
Kommiffionsbericht des preußiichen Abgeordnietenhaufes don 1862 jpottet. 
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der eriten Tagung des Zollparlaments im Jahre 1868 an tritt das 
hervor, auch in der Negierung. Die erſte Hiljstraft Delbrüds für die 
Leitung der wirtfchaftspolitifchen Angelegenheiten wird Otto Michaelis, 
einer der publiziitifchen Vertreter der Freihandelslehre. 

Die Ermäßigungen des Zolltarif3 wurden ſchon durch den neuen 
Handelsvertrag mit Diterreich 1868 weitergeführt, gleichzeitig aber nicht 
nur diefe Grmäßigungen ohne weiteres allen Staaten eingeräumt. Es 
wird auch von dem in der legten Zeit verfolgten Wege abgegangen, BZoll- 
ermäßigungen im Wege von Handelsverträgen, alfo unter gleichzeitiger 
Erweiterung des Abjabgebietes vorzunehmen. 

In den Motiven zum Entwurf des Tarifgefeges vom 7. Mai 1868 
heißt es: 

„Es leitete hierbei der Gefichtspunft, daß es die Aufgabe der Steuer- 
reform fei, die nicht zu entbehrenden Erträgniffe des Zoll- und Steuer- 
ſyſtems mit der möglichjt geringen Belaftung des Verkehrs und Ber- 
brauchs aufzubringen.“ 

Der Tarif folle vereinfacht werden, entjprechend zahlreichen Wünfchen 
und Petitionen. 

„Eine folche Reform wird fich nicht nur wirtfchaftlich als jegensreich 
bewähren, indem fie daS Gebiet voller Verfehrsfreiheit, voller Unbejchräntt- 
heit in der Wahl der Gegenftände des Verkehrs und der Verarbeitung 
wejentlich erweitert, fie wird auch für die finanziellen Intereſſen auf die 
Dauer Vorteile herbeiführen.“ 

„Se mehr der Tarif nach den zuvor angedeuteten Richtungen fich 
bewegt, um jo mehr wird er fich in feinem allgemeinen Charakter zu 
einem Syſtem der Beiteuerung des freiwilligen Aufwandes umgeftalten.“ ! 

Bei den Beratungen über die Regierungsvorlage im Hollparlament 
tritt von vecht3 und links die Freihandelsforderung ganz radikal auf. Wie 
Herr von Thadden 1868 erklärt, er jei ein Konjervativer und deshalb 
Sreihändler, ein jeder Schußzoll fei ein Eingriff in die natürlichen Preiſe 
und alfo in das Gigentumsrecht, jo jagt 1869 fein “Parteigenojje 
von Blandenburg, die Zeit fei vorbei, in der man Schußzöllnern 
antworten müffe. Genau jo ſpricht Karl Braun von „antidiluvianifchem 
Standpunkt“ und Bamberger erklärt, es könne nicht Aufgabe der 
Disfuffion jein, allgemein anerkannte Wahrheiten beinahe allgemein ver- 
dammten Sprrtümern gegenüberzuftellen. Wenn gegen diefen Einklang 


ı Bei der MWiedervorlage 1869 heißt es noch jchärfer, „geftaltet fich der Tarif 
mehr und mehr zu einem Syjtem der Beſteuerung des freiwilligen Verbrauch um 
und wird dadurch ftufenweije auf einen rein finanziellen Charakter zurüdgeführt”. 
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nun im allgemeinen nur die Eifeninterefjenten Einfpruch erhoben, jo er— 
flingt eine neue Note nur in der Nede Miquels vom 29. April 1870. 
„Ein jeder, der ein Intereſſe zu vertreten hat, fucht gern allgemeine 
Gründe und Theorien, um das nacte Verfolgen des Intereſſes zu ver- 
decken.“ Die Zeit jet vorbei, in der diefe Theorien hüben und drüben 
Gläubige fanden. Es handele ich einfach um Intereſſenkämpfe. Aber 
indem M. auf den Nuten von Erziehungszöllen hinweift, wie ex durch die 
Zucker- und Gifeninduftrie bewieſen ſei, erklärt doch auch er, daß das 
feßte Ziel der Entwicklung unzweifelhaft Handelsfreiheit und die Aus— 
bildung des Zolltarifs zum Finanzzoll fei. Zu der Erkenntnis, daß 
Freihandel und Schußzoll überhaupt etwas Nelatives und feine ewigen 
Wahrheiten jeien, war alfo auch diefer Kluge noch nicht durchgedrungen, 
wenn er auch in einer jpäteren Rede (2. Mai 1870) die Volfswirtfchafts- 
lehre für eine reine Erfahrungsmwifjenschaft erklärte, deren Sätze Refultate 
aus der beitehenden Entwicklung der fozialen Zuftände jeien. Bemerfens- 
wert ift aber, wie er die oſtdeutſchen Landwirte, die mit unglaublicher 
Übertreibung ! die Eifenzölle für den Grund ihrer Nöte erklärten, als 
eriter in einer deutſchen Volfsvertretung darauf hinwies, daß die Land— 
wirtjchaft der täglich gefährlicher werdenden Konkurrenz der billiger pro— 
duzierenden Länder ſchutzlos preisgegeben jei. Von den Transportmitteln 
hänge es ab, wie weit fie der Konkurrenz gewachjen bleibe. Durch die 
Nähe des Abjages halte fich die Landwirtichaft. 

Es ijt befannt, daß die Freihandelspolitif in dem Geſetz von 1873 
über die Aufhebung der Eijenzölle gipfelte. Es ift bezeichnend, daß in 
den Motiven des Negierungsentwurfs von der Prinzipienfrage überhaupt 
nicht mehr die Rede iſt. Delbrücd erklärte (20. Juni 1873), die 
Regierung habe feine Neigung, theoretifche Tarifrevifionsanträge zu ftellen. 
Auch unter den Abgeordneten, welche nicht auf dem reinen Freihandels- 
ftandpunft ftanden, war man überwiegend der Meinung, daß die Eifen- 
industrie feinen Schuß mehr brauche. Ein Praktikus wie Hammacher 
ftellte die jchußzöllnerifchen Vorurteile auf eine Stufe mit der frei- 
bändlerifchen Unfehlbarkeit. Freilich fonnte es feinen Eindruck machen, 
wenn Kardorff erklärte, Deutjchland werde feine Einfuhr nicht mehr 
bezahlen fünnen, das Geld werde abfließen, ein Zmwanzigmarkjtüc werde 





1So erklärte Niendorf in einer Tonart, die wir feitdem genauer fennen 
gelernt haben: „Daß die Politif des Zollvereins mit ihren Schubzollprinzipien die 
halbe Monarchie des Dftens bis an den Bettelftab gebradyt hat und noch weiter 
bringen wird, wenn das jo fortaeht.“ „Sie werden es ſonſt erleben, daß der ver: 
armte Junker ... als freihändlerifcher Tory Hierher fommt.*“ Dann mag fid) die 
Regierung in Acht nehmen. 

XXVI 


44 Karl Rathgen. 


jo jelten werden, wie in Ofterreich die Gulden. Es war das erite Auf- 
treten des naiven Naturburfchentums in den handelspolitifchen Debatten 
des Reichstags, die „Verbindung des Dilettantismus mit Intereſſen— 
oalitionen”, wie Eugen Richter fich jpäter (5. Dez. 1876) einmal 
ausdrückte. 


IX; 


Es iſt ein Irrtum, wenn die Menfchen des praftiichen Lebens von 
fich glauben, daß fie von Theorien nicht beherrfcht jeien. Das Gegenteil 
iſt für gewöhnlich richtig. Die Mafjen, und die Politifer machen davon 
feine Ausnahme, jtehen unter der Herrjchaft des Schlagmwortes, jo lange 
bis irgendwelche Ereigniſſe und Grlebnifje den Glauben an das alte 
Schlagwort erjchüttern. Dann entjteht das Verlangen nach etwas anderem, 
danach, daß „etwas“ gejchieht, daS Suchen nach einem neuen Schlagwort. 
Thorold Rogers hat einmal jeher hübjch ausgeführt, daß in jolchen 
Beiten es ziemlich gleichgültig jei, was gejchehe, wenn nur etwas ge: 
jchehe!, damit Zuverficht und Vertrauen wieder entjtehe, die Unter: 
nehmungsluft belebt werde. Ein folches erjchütterndes Ereignis war die 
ſchwere Wirtfchaftstrifis, die, 1873 plöglich ausbrechend, jahrelang lähmend 
auf dem Wirtjchaftsleben der ganzen Welt lag. Neben den materiellen 
Merten, die fie vernichtete, zerjtörte fie den Glauben, der den Völkern jo 
überzeugend gepredigt war, daß der Freihandel die Duelle des Wohl- 
befindens der Völker jei, daß der gewaltige Aufichwung des europätjchen 
Wirtjchaftslebens ihm zu danken ſei. Als die große Krijis nicht raſch 
wie ein reinigendes Gewitter vorbeiging, jondern zu einer dauernd 
lähmenden Laſt wurde, war es jehr natürlich, daß die Meinung fich gegen 
den Freihandel fehrte. War die Handelspolitif wirklich die alles be— 
herrſchende Urjache des wirtjchaftlichen Gedeihens, dann mußte das bisher 
befolgte Syitem auch die Urfache des wirtjchaftlichen Niederganges jein. 
Dann war e3 natürlich, daß man nach einem neuen Syitem ſuchte und 
daß die den herrjchenden Theorien entgegengejegten Intereſſen ſich dieſe 
Strömung zunuge machten und unter der Flagge des „Schußes der 
nationalen Arbeit“ ? auf ihre eigenen Mühlen lenften. 

Nirgends aber ift diejer Umſchwung wohl jo radifal gewejen, hat 
er jo weit um fich gegriffen als in Deutjchland. Der Grund dafür tft 
in mancherlei Dingen zu fuchen. Er lag in der Gejtaltung der politijchen 


I Auf diefem Standpunfte fteht Schon 1846 in der damaligen Schußzollbewegung 
der Geh. Rat Kamp (Zimmermann ©. 219). 
= Am 13. Dez. 1876 mußte ſich Kardorff noch im NReichstage jagen laſſen, daß 
das eine leere Phraje ſei — was e3 ja tatjäcdhlich auch ift. 
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Barteiverhältniffe, der VBerjtändnislofigleit der links ſtehenden Parteien 
für die jtaatlichen Machtverhältniffe und für die Notwendigkeit, das Neich 
finanziell zu jtärfen. Gr lag in der Disfreditierung der fogenannten Frei: 
bandelsjchule auf anderen Gebieten des Wirtjchaftslebens, in der nationalen 
Reaktion gegen ihre fosmopolitifche Grundjtimmung. Er lag in der Rück— 
wirkung der in den Nachbaritaaten fich neu belebenden Schußzollitrömung. 
Er lag in den neuen Tatjachen der landwirtichaftlichen Konkurrenz, welche 
bewirkten, daß der einflußreichere und rückſichtsloſeſte Flügel der Freihandels- 
armee, der agrarijche, mit fliegenden Fahnen zum Schußzoll überging. Daß 
aber dieje Schwentung jo raſch ſich durchſetzte und jo breite Kreije er— 
faßte, liegt zu einem erheblichen Teile an der Stellungnahme Bismards, 
der das ungeheure Brejtige jeines Namens in die Wagjchale warf und 
mit jeiner rücjichtslofen Energie fich jelbjt an die Spiße der Agitation 
itellte. 

Es ift nicht die Aufgabe diejes Überblickes, Bismard „als Volfs- 
wirt“ darzuftellen, klar zu legen, wie jeine Anfchauungen, volfsmwirtjchaft- 
liche wie politifche, überhaupt aus der Eigenart feiner Perfünlichkeit 
jich erflären!. Er war alles eher, als ein Mann der Theorien, der 
Dogmen, der Konftruftionen. Alles entjprang der eigenen Anjchauung, 
der eigenen Erfahrung, mochte fie noch jo zufällig, noch jo vereinzelt 
jein. Bon der Wifjenjchaft auf dem Gebiete des Staatslebens hat ex 
nie hoch, von der geheimrätlichen Unfehlbarfeit der Bureaufratie denkbar 
ſchlecht gedacht. 

Nie war er ein Doktrinär, nie ein eigenfinniger Syſtemeſchmied. 
So wenig wie in die Schablone der politifchen Barteien paßt ex in die 
landläufigen Rubriken der alten wirtjchaftlichen Lehrmeinungen. Er ift 
der Mann der Tat, die gewaltige und gemwalttätige Perfünlichkeit, die 
ihre großen Ziele erreichen will, die an diejen Zielen riefenhaft empor- 
wächſt, welche die Mittel und die Anfichten über die zweckmäßigiten 
Mittel unbedenklich wechjelt. Deshalb ift es ebenjo töricht, ihm aus 
diefem Wechjel der Anfichten einen Vorwurf zu machen, al3 aus feinen 
einzelnen wirtjchaftspolitichen Außerungen ein Syſtem bauen zu wollen. 

Deshalb ijt es auch ziemlich wertlos, jchulmeifterlich die zahlreichen 


1VBgl. Schmoller, Briefe über Bismards volfswirtichaftliche und fozial: 
politijhe Stellung und Bedeutung, Soziale Praxis, 1.—29. Sept. 1898. Ferner 
Biermer, Fürſt Bismarf als Bolfswirt, 1899; Diekel, Art. Bismarck im 
Handw. d. Staatsw. Il, ©. 899 ff.; Brodnik, Bismards nationalöfonomifche 
Anjhauungen, 1902. Bismards eigene Außerungen nam. in den Publikationen 
9. dv. Poſchingers, Fürft Bismard als Volkswirt, 1889— 1891, und Aktenftüce 
zur Wirtichaftspolitif des Fürften Bıamard, 1890, 1891. 
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Irrtümer, jchiefen Anfichten, falfchen Vorausſagen aufzumeifen, die gerade 
in der handelspolitifchen Agitation des gewaltigen Mannes häufig find. 
Das, worauf es anfommt, wird dadurch nicht getroffen. 

Den Wechjel der Meinung vom Freihändler zum Schußzöllner hat 
er durchgemacht, wie die große Mehrzahl der norddeutſchen Grundbefiger. 
Daß die Handelspolitif, je nach den Zeiten Freihandel oder Schußzoll, 
der Erhaltung einer ſtarken Grundariftofratie, eines Tleiltungsfähigen 
Bauernitandes dienen müſſe, ijt vielleicht die einzige ftetS feitgehaltene 
wirtjchaftspolitifche Grundanjchauung Bismards. Wie das am letzten 
Ende eine rein politifche Anfchauung iſt, jo hat er in allen handel3- 
politifchen Beziehungen vor allem die politijche Seite gejehen, die Macht: 
fragen, die Kämpfe. Als Freihändler in feiner Jugendzeit befämpft er 
die jchußzöllnerifchen Liberalen vom Rhein und den Induſtrialismus. Von 
1851 bis 1870 erſcheint ihm der Zollverein und dejjen Tarifpolitif unter 
dem Geſichtspunkt der preußischen Politik in Deutjchland. In der Art, 
wie der Bollanjchluß Hamburgs und Bremen: erzmungen wurde, zeigt 
fich der legte Nachklang diejes nationalen Kampfes!. Von der Gründung 
des Norddeutichen Bundes und des Neiches an ift das große Ziel die 
Stärfung der Finanzen. Die Auffaffung der Handelsbeziehungen der 
Völker als Macht und Kampffragen bringt Bismard zu einer wachjenden 
Abneigung gegen die Fejjeln der Tarifverträge, erklärt jeine merfwürdige 
oft angeführte Beurteilung der Handelsverträge überhaupt. Bei jedem 
Handelsvertrage frage es fich: wer übervorteilt jei? (1879). So trat 
Bismard für Netorfionen und Ausgleichszölle gegenüber fremden Aus— 
fuhrprämien 1876 ein zu einer Zeit, in der er, wie mir jcheint, fich 
durchaus noch nicht für den Schußzoll entjchieden hatte. Andere jehen 
freilich darin fehon den Umfchwung. Jedenfalls liegt darin die Über— 
zeugung, daß man ein handelspolitifches Syſtem nicht durchführen kann 
ohne Nückficht auf die Handelspolitit der Staaten, mit denen man im 
Verkehr jteht. 

Bon 1869 bis Anfang 1877 kämpft Bismard um die Aus- 
geitaltung des Zolltarifs in der Richtung reiner Finanzzölle. Wir müßten 
uns freimachen von der zu großen Mafje zollpflichtiger Gegenitände. Die 


1Vgl. darüber Wohlwill, Die Hamburg. Bürgermeister Kirchenpauer, 
Beterjen, Versmann, 1903, S. 131—179. 

Vgl. dazu die feine Auseinanderſetzung Delbrücds in feinen Erinnerungen 
U, ©. 205 ff. Bei Verhandlungen über einen Handelsvertrag jei wohl Raum für 
den Irrtum, aber nicht für Übervorteilungen, denn jeder Unterhändler würde fich 
Lächerlic) machen, der den Gegenpart über die Tragweite feiner Anerbietungen und 
Forderungen täufchen wolle. 
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zehn oder fünfzehn Artikel, welche die größte Einnahme gewähren, müfjen 
jo viel geben, wie nötig ift, jo Petroleum, Tabak und dgl. Syn dieje 
Pläne mifcht fich zu Anfang 1877 ſchon der Gedanke, „für die Ausfuhr 
der wichtigiten Erzeugniſſe der deutjchen Induſtrie nach anderen Staaten 
mindeſtens diefelben günstigen Bedingungen herbeizuführen, unter welchen 
die Einfuhr der Spnduftrieerzeugniffe aus diefen Staaten nach Deutjchland 
erfolgt. Dabei fommen nicht bloß die beiderjeitigen Einfuhrzölle, jondern 
auch die Ausfuhrprämien in Betracht” ... . (Bismarck an Camphaufen 
13. Febr. 1877). Hier find alſo die Zölle noch als Retorfionsmittel, 
als Kampfmittel, um Ausfuhrvorteile zu erreichen, gedacht. 


Der Umfchwung zu wirklich ſchutzzöllneriſchen Anjchauungen kam 
auch bei Bismarck durch die Veränderungen in der ganzen wirtjchaft- 
lichen Lage der Welt, auf die oben hingewieſen ift. Gr wurde be- 
Tchleunigt dadurch, daß Bismarck in der zuleßt verfolgten Handelspolitif 
Erfolge nirgends zu fehen vermochte. Gr wurde verjchärft durch den 
tiefen Groll gegen die Varteien, auf welche die Reichsregierung fich jtügen 
mußte und die dem Reich die Mittel verfagten zu jener feſt begründeten, 
weit gedachten Finanzreform, die Bismarck vorjchwebte. Dieje war 
doch zunächit das eigentlich große Ziel, das er mit den Kräften durch- 
führte, die fich ihm in der veränderten Majorität des Reichstages von 
1878 bot. 


Schon am 10. April 1878 hatte die Provinzialforrefpondenz die 
Theorie vom „gegenfeitigen Freihandel” aufgenommen: 


„Wie auf dem Gebiete der Steuerpolitif, jo iſt des Kanzlers 
Streben auch in der Zollpolitif des Neichs darauf gerichtet, die Be— 
handlung der Zollfragen nicht nach den Auffafjungen und Geboten 
bloßer Lehrmeinungen, jondern vor allem nach den Anforderungen der 
tatjächlichen Lage der Dinge und nach den wirklichen Bedürfniffen 
des Volkes zu gejtalten. Unfere Handelspolitit huldigt im weiteiten 
Maße dem Syitem des SFreihandels, und die Vorzüge desjelben an 
und für fich jollen nicht bejtritten werden, injofern dabei die Gegen- 
feitigfeit unter den Völkern gewahrt ift; ohne Gegenfeitigfeit jchäpdigt 
der SFreihandel denjenigen, der fich ‚edel‘ dem Prinzip zu opfern 
bereit ijt.“ 


Die Konfervativen und Hentrumsleute waren im Sommer 1878 
meiſt auf die Barole „gegen den einjeitigen Freihandel“ gewählt. 

Am 17. Dftober 1878 erjchien mit 204 Unterjchriften eine Er: 
klärung der Freien Volkswirtſchaftlichen Vereinigung des Neichstages, 
daß fie 
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„angefichtS der Handelspolitift der meijten Deutjchland umgebenden 
Länder — in Erkenntnis der den Volfswohlitand jchädigenden Mängel 
des deutjchen Zolltarif3 und bei der Fortdauer der auf der deutjchen 
Gewerbetätigfeit und Landmwirtjchaft lajtenden Krifis — eine auf das 
Nejultat jorgfältiger Prüfungen und jachgemäßer Abmwägungen ge- 
ftüßte Neform des Deutjchen Zolltarifs3 für notwendig halten und 
demgemäß entjchloffen find, für diefelbe in der nächſten ordentlichen 
Seffion des deutjchen Neichstags einzutreten. Obſchon von ver- 
jchiedenen handelspolitifchen Gefichtspunften ausgehend, finden fich die 
Unterzeichneten doch in dem Grundgedanfen vereinigt, daß Die 
jchmwierigen Fragen der deutjchen Handelspolitif nicht Lediglich nach 
den Schlagwörtern von Freihandel und Schußzoll gelöft werden 
fönnen, daß es vielmehr entjcheidend darauf anfommt, die wirklichen 
und vermeintlichen Gegenjäße der Intereſſenten mit Sachkenntnis, 
Umficht und Baterlandsliebe auszugleichen“. 


Das Klang noch vorfichtig genug. Schon am 25. Dftober 1878 
erklärte Bismard in einem Schreiben an den alten mwürttembergijchen 
Schußzöllner, den Freiherrn von Varnbüler, daß jeine Abficht jei, eine 
umfafjende Revifion des Zolltarifs herbeizuführen. Ein Schreiben Bis- 
marcks vom 15. Dezember an den Bundesrat jtellte die Grundzüge auf: 
voran jteht die Finanzreform. Diejer joll die Umgeftaltung des Tarifs 
dienen: Zollpflicht der gejamten Einfuhr, mit Ausnahme der unentbehr- 
lichen Rohitoffe!, Wiederheritellung und Erhöhung der Induſtrieſchutz— 
zöle. Die Abneigung gegen Schutzzölle al3 ein Privilegium wird einem 
Zollſyſtem nicht begegnen, welches der gejamten inländifchen Produktion 
einen Vorzug vor der ausländifchen Produktion auf dem heimijchen 
Markte gemährt. 


Ein jolches Syjtem wird nach feiner Seite hin drückend erjcheinen 
fönnen, weil feine Wirkungen fich über alle produzierenden Kreiſe der 
Nation gleichmäßiger verteilen, als es bei einem Syitem von Schuß- 
zöllen für einzelne Induſtriezweige der Fall ift. Die Minderheit der 
Bevölkerung, welche überhaupt nicht produziert, jondern ausschließlich 
fonjumiert, wird durch ein die geſamte nationale Produktion be- 
günftigendes Zollſyſtem jcheinbar benachteiligt. Wenn indejjen durch 
ein jolches Syitem die Gejamtfumme der im Inlande erzeugten Werte 


Tatſächlich waren nad) den Motiven zum Zolltarifentwurf 1877 faſt 74 Proz. 
der Einfuhr (dem Werte nach) frei, 1889/91 waren es troß der Zollpflicht des Eijens 
und der land: und foritwirtichaftlichen Rohitoffe docdy noch 48—49 Proz. In den 
leßten Jahren waren es 53 Proz. 
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vermehrt und Dadurch der Volkswohlſtand im Ganzen gehoben wird, 
jo wird dies jchließlich auch für die nicht produzierenden Teile der 
Bevölkerung und namentlich für die auf feites Geldeinfommen an- 
gemwiejenen Staats- und Gemeindebeamten von Nutzen fein; denn es 
werden der Gejamtheit dann die Mittel zur Ausgleichung von Härten 
zu Gebote jtehen, falls fich in der Tat eine Erhöhung der Preife der 
Lebensbedürfniffe aus der Ausdehnung der Zollpflichtigfeit auf die 
Gejamteinfuhr ergeben jollte. Gine jolche Erhöhung wird jedoch in 
dem Maße, in welchem fie von den Konjumenten befürchtet zu werden 
pflegt, bei geringen Zöllen vorausfichtlich nicht eintreten, wie ja auch 
umgefehrt nach Aufhebung der Mahl und Schlachtiteuer die Brot- 
und Fleiſchpreiſe in den früher davon betroffenen Gemeinden nicht in 
einer bemerfbaren Weiſe zurückgegangen find. 

Eigentliche Finanzzölle, welche auf ©egenitände gelegt find, die 
im Inlande nicht vorfommen und deren Einfuhr unentbehrlich ift, 
werden zum Zeil den Inländer allein treffen. Bei Artifeln dagegen, 
welche das Inland in einer für den einheimifchen Verbrauch aus— 
reichenden Menge und Bejchaffenheit zu erzeugen imftande ift, wird 
der ausländijche Produzent den Zoll allein zu tragen haben, um auf 
dem deutjchen Markte noch Eonfurrieren zu fünnen. In folchen Fällen 
endlich, in denen ein Teil des inländijchen Bedarfs durch ausmärtige 
Zufuhr gedect werden muß, wird der ausländijche Konkurrent meift 
genötigt jein, wenigjtens einen Teil und oft das Ganze des Zolls zu 
übernehmen und feinen bisherigen Gewinn um diefen Betrag zu ver- 
mindern. Daß Grenzzölle auf jolche Gegenjtände, welche auch im 
Inlande erzeugt werden, den ausländifchen Produzenten für das 
finanzielle Ergebnis mit heranziehen, geht aus dem Intereſſe hervor, 
welches überall das Ausland gegen Einführung und Erhöhung der— 
artiger Grenzzölle in irgend einem Gebiet an den Tag legt. Wenn 
im praktischen Leben wirklich der inländische Konſument e3 wäre, dem 
der erhöhte Zoll zur Laſt fällt, jo würde die Erhöhung dem aus— 
ländischen Produzenten gleichgültiger fein. 

Soweit hiernach der Zoll dem inländischen Konjumenten überhaupt 
zur Laſt fällt, tritt er hinter den jonjtigen Verhältniffen, welche auf 
die Höhe der Warenpreife von Einfluß find, in der Kegel weit zurüc. 
Gegenüber den Preisichwanfungen, welche bei bejtimmten Waren- 
gattungen durch den Wechfel im Verhältnis von Angebot und Nach: 
frage oft binnen furzer Zeit und bei geringer örtlicher Entfernung 
der Marftpläge von einander bedingt werden, fann ein Zoll, der etwa 
5 bis 10 Prozent vom Wert der Ware beträgt, nur einen verhältnis- 
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mäßig geringen Einfluß auf den Kaufpreis üben. Andere Momente, 
wie die Ungleichheiten der Frachtfäße bei den PDifferenzialtarifen der 
Eijenbahnen wirken in dieſer Beziehung viel einfchneidender vermöge 
der Einfuhrprämie, die fie dem Auslande, oft zum vielfachen Betrage 
jedes vom Reich aufzulegenden Zolls, auf Koften der deutjchen Pro- 
duftion gewähren. Sch bin deshalb auch der Überzeugung, daß mit 
der Nevifion der Grenzzölle eine Nevifion der Eifenbahntarife not- 
wendig Hand in Hand gehen muß. Es fann auf die Dauer den 
einzelnen Staats- und PBrivat-Eifenbahnverwaltungen nicht die Be— 
rechtigung verbleiben, der mirtjchaftlichen Gejeßgebung des Reichs 
nach eigenem Ermeſſen Konkurrenz zu machen, die HandelSpolitif der 
verbündeten Negierungen und des Neichstags nach Willkür zu neutrali- 
fieren und das wirtjchaftliche Leben der Nation den Schwankungen 
auszujegen, welche im Gefolge hoher und wechjelnder Einfuhrprämien 
für einzelne Gegenftände notwendig eintreten 


Der Kern der Anfchauungen Bismards, die er von nun an in einer 
raſt- und rüdjichtslofen Agitation vertrat, iſt in dieſen Ausführungen 
gegeben. Zur Ergänzung aber jeien noch einige grundlegende Stellen 
aus der Begründung zur Zolltarifvorlage angeführt. 

Sie beginnt mit den Worten, daß der Zolltarif weder in finanzieller 
noch in vollswirtichaftlicher Beziehung mehr genüge. 

Die auf die Handelsverträge gegründete Tarifentwiclung habe 
unvermeidlich zu einer allmählichen Abminderung des früheren Schußes 
der einheimifchen Produktion geführt. Nur teilweife und nicht durch- 
weg in miünjchenswertem Maße konnte hierfür durch Anbahnung 
größeren Abſatzes deutscher Produkte im Auslande Erſatz gejchaffen 
werden. 

Diefe Politik hätte nur unter zwei Borausfegungen dem Intereſſe 
der Nation entjprechen können: die übrigen Staaten hätten dem von 
Deutjchland gegebenen Beifpiele folgen müſſen „das Erportinterejje 
über die Sicherung des einheimischen Marktes zu ftellen” und es 
durften feine für Deutfchland ungünftigen Änderungen in den wirt- 
jchaftlichen Machtverhältniffen der Nationen eintreten. Beide Voraus: 
jeßungen jeien nicht eingetroffen. 

Dieje volfswirtfchaftlichen Nücfichten machen eine Reviſion aller 
Pofitionen des Zolltarif3 nötig. Denn es handele fich darum, der 
gejamten inländifchen Produktion einen Vorzug vor der ausländifchen 
Produktion auf dem einheimifchen Markte zu gewähren, ſoweit über: 
haupt die Gewährung eines folchen Vorzugs angemefjen erjcheine. 
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Der einheimifchen Induſtrie jolle nicht mehr als ein mäßiger 
Vorjprung vor der fremden Konkurrenz eingeräumt, die Erportfähig- 
feit erhalten und durch Sicherung des einheimifchen Marktes an— 
gemejjen verjtärft werden, 


TIemperamentvoller — im einzelnen freilich viel anfechtbarer — 
Hangen die Argumente der großen Nede, mit der Bismarck die Verhand- 
lungen im Reichstage am 2. Mai 1879 einleitete. 

„sch laſſe mich hier auf einen Streit zwijchen Schußzoll und Frei— 
handel überhaupt nicht ein. Bisher find wir noch alle Schußzöllner 
geweſen.“ Denn der bejtehende Tarıf „it immer noch ein mäßig jchuß- 
zöllnerifcher und mäßig und jchußzöllmerifch ift auch die Vorlage. Kein 
tendenziöjer Schußtarif, fein prohibitiver”. 

„les bleibt innerhalb der Grenze der finanziellen Bejteuerung mit 
Ausnahme desjenigen, wo das Unterlafjen eines Schußes erhebliche augen- 
bliefliche Nachteile... . nach fich ziehen würde.“ 

Freihandel ein Ideal, was deutjcher ehrlicher Schwärmerei ganz 
würdig ift. Aber die Anderen find abgejchwenft. 

Deutjchland konnte auf die Dauer nicht allein die dupe einer ehr: 
fichen Überzeugung fein. 

Es jei in einem Verblutungsprozeß begriffen. Es komme darauf an, 
dem Volkskörper wieder Blut zuzuführen und die Zirkulation zu fräftigen. 

Während Bismard doch nur den Worten nach, nicht tatfächlich, es 
ablehnte, auf den Sireit zwiſchen Schußzoll und Freihandel einzugehen, 
vermied das Delbrücd, der Träger der früheren Handelspolitif, der jett 
die Oppofition im Neichstage einleitete, tatfächlich ganz. Eine überaus 
fenntnisreiche, fein die Einzelheiten der Tarifvorlage fritifierende Unter- 
fuchung war freilich nicht das, was die Aufmerfjamfeit in dieſem kritiſchen 
Moment fejjeln fonnte. Die Verhandlung des Neichstages lief ſofort in 
die allgemeinjte Erörterung der alten Streitfragen aus. Man fann nicht 
jagen, daß in den Diskuſſionen der Politifer neue Gefichtspuntte jeither 
zutage getreten wären. Neu waren auch die volfSwirtjchaftlichen Gefichts- 
punkte Bismarcks nicht. Überall Tann man die Vorbilder und Vor: 
läufer nachmeifen. Auch das Syſtem des Solidarfchußges! war ja aus 
England und Frankreich mwohlbefannt. Nur ein überaus wichtiger 
Gefichtspunft fcheint mir in Bismards handelspolitiichem Programm 
neu zu jein; daß er wie feiner vor ihm in der Regelung der Eiſenbahn— 
tarife und der Beherrichung der Eifenbahnen ein wichtiges Korrelat der 
Bollpolitif erfannte. 





2 Auch die Echiffahrt wollte Bismard in diefer Zeit begünftigen. 
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Ganz faljch wäre e8, in Bismarck nach Analogie anderer Agrar- 
fchußzöllner einen Gegner der Exportförderung zu jehen. In jeinen Be- 
ftrebungen, die „Tür“ zu neutralen Märkten offen zu halten, der Einführung 
der Rojtdampfer-Subventionen, der Erwerbung von Kolonien, der dauernden 
Anfpornung der Konfulate, fich um den Export zu fümmern, jehen wir 
den Ausdruck feiner Exportpolitik. 

Bon diefem Gefichtspunft aus verteidigte er auch jeine Abneigung 
gegen die Ausdehnung des Arbeiterfchußes. Sie mindere die Konfurrenz- 
fähigkeit der Spnduftrie auf dem Weltmarkte. Wie jehr dabei feine Ab- 
neigung gegen jchablonenhafte Regelung des Erwerbslebens und gegen 
bureaufratifche Ginmifchung in die Leitung großer Betriebe mitjpielte, iſt 
bier nicht zu erörtern. 

Die Schußpolitif von 1879 war tatjächlich eine jehr gemäßigte. Sm 
weiteren Verlaufe iſt auch Bismard immer jchußzöllnerifcher geworden. 
Aber es iſt dabei nicht zu vergejfen, daß die Verſchärfung der Schußzölle, 
vor allem*die Erhöhung der Getreidezölle, bei den Mehrheitsverhältnifjen 
im Reichstage die einzige Möglichkeit bot, die Finanzen jo erheblich zu 
jtärfen, wie es Bismarcks leitendes Ziel war. 


IT 

Über die Zeit nach Bismards Abfchied find wir heute noch nicht 
genügend unterrichtet. Die Motive der Wandlungen in der Wirtjchafts- 
politit fünnen wir wohl Eonftruieren. Über das Einzelne, über die ent- 
jcheidenden politischen Erwägungen wiſſen wir noch zu wenig. 

Wir haben von 1891 an gejehen, daß Caprivi mit den Verjuchen, 
die innere Politik anders zu orientieren, auch eine leichte Schwenfung in 
der Handelspolitif vornahm. Dieje al3 Hinwendung zum Freihandel zu 
bezeichnen, iſt jelbit durch die Hite der Kämpfe des Tages kaum ent- 
jchuldigt. Es handelte fich tatfächlich nicht um mehr als einen Verjuch, 
der wachjenden Proteftion unter der Führung Deutfchlands Halt zu bieten. 
War der Abjchluß der Handelsverträge von 1891 bis 1894 wejentlich 
eine politifche Tat, jo jpielen doch Aückfichten auf die Erportinterefjen 
der Induſtrie mit, die ſtabilere Abfaverhältnijje verlangte. ES war 
angefichts der hohen Getreidepreife von 1890/91 zum exiten Male wieder 
die Rede von den Intereſſen der Konſumenten. Ob diefe Bolitif weiter 
in freiere Bahnen zurücgelentt hätte, ift eine müßige Frage, da die 
Parteien, welche das forderten, Caprivi in anderen politifchen Fragen 
im Stiche ließen und fo fich ſelbſt zur Ohnmacht verurteilten. 

Bon 1894 bis zur Annahme des neuen hochjchußzöllnerifchen Tarifs 
von 1902 nimmt der Kampf um den Zoll alle politifchen Kräfte in 
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Anſpruch. Aber es handelt ich tatfächlich nicht um Freihandel und 
Schußzoll. Was Freihandel genannt wird, ift nichts als das — erfolg- 
oje — Streben, dem Steigen der jchußzöllnerifchen Flut Einhalt zu tun. 
Mar an den Freihandelsdoktrinären der fiebziger Syahre die anmaßende 
Unduldfamkeit unerfreulich geweſen, fo tft der ſchutzzöllneriſche Terrorismus 
der neunziger Jahre noch unerquicdlicher. Damals rückte man fich gegen- 
feitig vor, der Standpunkt des Gegners jei wiljenfchaftlich überwunden. 
Heute beruft fich im Neichstage fein Schußzöllner mehr auf die Wiljen- 
ichaft. Wenn diefe im Zollſchutz eine Zwechmäßigfeitsfrage fieht, die in 
jedem einzelnen Falle genau zu unterfuchen tft, jo jteht in der Praxis des 
öffentlichen Lebens dem der naive Anjpruch gegenüber, daß jedes Privat- 
interefje das Necht habe, fich dDurchzufegen. Jeder Produzent joll lohnende 
Preiſe haben, während gleichzeitig die Wirkung des Zolles auf den Preis 
beftritten wird und die Hilfsmittel der Produktion, wie Eifen und 
Mafchinen, wie Garn oder Talg verteuert werden. Technifche Rück— 
jtändigfeit ift ein Grund für Zollfchuß!. Der inländifche Markt joll 
Durch feine hohen Preife die Konkurrenz auf dem Weltmarkt ermöglichen. 

Der formell fyjtematifche Aufbau des neuen Zolltarifs Tann für 
die inneren Widerjprüche feiner Zollſätze nicht entjchädigen. 

Die früheren deutfchen Schußzöllner hatten auf dem Standpunfte 
der Liſtſchen Erziehungszölle gejtanden, viele taten es noch 18792, 
Graf Ballejtrem hatte im Reichstag (7. Dez. 1875) gefordert, man 
folle der Eifeninduftrie nur den Zoll laſſen, bis man Verfahren gefunden 
habe, welche erlaubten, unjere phosphorhaltigen Erze nach dem Bejjemer- 
verfahren zu behandeln. Wer jpricht heute, ein BVierteljahrhundert nach 
der Einführung des Thomasverfahrens, noch von Erziehungszöllen für die 
Eifenerzeugung? Angeſichts der bewundernswerten Leiitungsfähigfeit der 
deutjchen Eifeninduftrie wäre das ja auch geradezu beleidigend. 

Die wirtjchaftliche Entwicklung der legten Jahrzehnte hat der Wiſſen— 
schaft eine Fülle der großartigiten Probleme der Handelspolitif geftellt. Die 
Entwidlung der Kartelle und der gemifchten Betriebe, die örtlichen Ver: 
fchiebungen der induftriellen und landwirtfchaftlichen Produktion, die Krijen, 
die „gelben“ und jonjt wie gefärbten „Gefahren“, die Konfolidierung der 
großen KRolonialreiche, die Einbeziehung der ganzen bemohnbaren Erde in 
ı Dal. ſchon in den Motiven von 1879 die Begründung der Zollerhöhung 
auf Soda. 

2 So ſprach Meviſſen, der die Umkehr vom Freihandel gefordert und für 


unvermeidlich erklärt hatte, 1879 von der Notwendigkeit, die jetzt angelegte Rüftung 
ſukzeſſive zu erleichtern. Hanjen a. a. O. II, ©. 623. 
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die Kreife der europäifch-amerifanifchen Kulturwelt fordert und findet 
wifjenjchaftliche Erörterung. 

ber neben der Behandlung der handelspolitifchen Brobleme in den 
Kreifen der Politiker läuft das alles einflußlos nebenher. Wie der alte, 
jo iſt auch der Neumerfantilismus feine wiljenjchaftliche Theorie, jondern 
eine Praxis. Auch die Verfuche, ihn mwiljenjchaftlich zu fundamentieren, 
wie fie von Ad. Wagner, 8. Didenberg, 2. Bohle gemacht jind, 
jtehen zu dieſer Praxis in feinem anderen Verhältnis als die der alten 
merfantiliftifchen Schriftiteller: fie find etwas nachträglich Hinzu— 
fommendes. — 

Menig beirrt aber von dem Hin und Her handelspolitifcher Theorien 
wächjt der Welthandel von einer Hauffeperiode zur anderen in ungeheurem 
Maße und wächſt der Wohlitand der Völker. 


XXVI 


XXVIII. 


Anſichten über Freiheit und Beſchränkung 
des inneren Handelsverkehrs. 
Von 
Rudolf Keibel, Mülheim-Ruhr. 


Inhaltsverzeichnis. 
Einleitung S. 1—4. — Hauptteil ©. 4-58. — Adam Smith ©. 4f. — Gleiche 
Anfichten in Deutihland: Kraus ©. 6, Schmalz, Berg ©. 8, Lob ©. 9. — Maßvoller 
Sartorius ©. 10—13, Jakob ©. 14, Stein ©. 15, Hoffmann ©. 17. — Gegner: 
Fichte, AU. Müller S. 19/20. — Führende Männer bis zur Mitte des Jahrhunderts 
©. 21—28, Nebenius ©. 22, Rau ©. 24-26, %. Schön ©. 27. — Deutjche Frei- 
handelzjchule, Prince- Smith, M. Wirth ©. 23—34. — Umſchwung in den Anfichten 
auf Grund der veränderten Wirtjchaftsverhältnifie S. 34—38. — Sozialismus 
©. 35. — Neuere realiftiihe Richtung S. 39—58. — Nüdblid ©. 59. 


Zu Beginn des 19. Jahrhunderts war der innere Handelsverfehr in 
Deutichland noch mannigfach beſchränkt und gefefjelt. Binnenzölle aller 
Art, Umſchlag-, Stapel, Niederlages, Kranenrechte und Straßenzwang; 
Bannrechte, Fremdenrecht, Konzeſſionsſyſtem, Zunftzwang und Einzel-Ge- 
werbeberechtigungen aller Art hinderten ihn in feiner freien Bewegung. Der 
Handel war vorwiegend auf die Städte bejchränft und an das Bürgerrecht 
gebunden; jeder Kaufmann, der Bürger werden wollte, mußte angeben, 
welche Art von Handel ex treiben wollte, und blieb auf diefe Handelsart 
beſchränkt; Groß- und Kleinhandel waren ftreng gejchieden. Das gleich- 
zeitige Betreiben mehrerer Gewerbe ſowie desjelben Gewerbes in mehreren 
Betriebs- und Verfaufsitätten war unterfagt; wie es dem Handwerker 
verboten war, andere als jelbitverfertigte Waren zu verlaufen, jo durfte 
der „Krämer“ wieder nicht Handel mit Handwerfswaren treiben, ebenjo 
war der Zwifchenhandel zwifchen den Bauern und der Stadt zum mindejten 
ftreng geregelt. Der Kleinhandel mit Lebensmitteln, vornehmlich mit Brot, 
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Fleiſch und Bier, unterlag meiſt obrigkeitlichen Taxen, Korn- und 
Wollhandel wurden durch ſehr erſchwerende Beſtimmungen beengt. Und 
wo ſelbſt dieſe Feſſeln ſchon gelockert waren, da war doch bei der Mangel— 
haftigkeit der Verkehrsverhältniſſe außer an großen ſchiffbaren Flüſſen 
und an den Küſten ein großzügiger Binnenhandelsverkehr noch nicht 
möglich. 

In diefem Rahmen hatte der innere Handelsverkehr bis zum 19. Yahr- 
hundert hin feine große Bedeutung gewinnen können, und es tjt fein 
Wunder, wenn er infolgedejjen auch bei den wifjenjchaftlichen Beobachtern 
des Wirtfchaftslebens im ganzen nur wenig Beachtung gefunden hat. 
Damals kam zwar die Anficht von Adam Smith zum Durchbruch, daß 
dem Binnenhandel unter jonjt gleichen Umjtänden eine mwejentlich größere 
Bedeutung als dem ausmärtigen Handel zufomme, aber einerjeitS war 
diefe Anficht doch noch nicht Allgemeingut, anderjeit3 war es gerade 
für die Vertreter der Smithſchen Lehre einfach, die Probleme, die diejer 
Beachtung verlangende Binnenhandel jtellen konnte, zu löjen. 

Aus dem Zufammentreffen dieſer Tatjachen erklärt es jich wohl, daß 
eine ausführliche Behandlung des Binnenhandels, ein Abjchnitt über 
„innere Handelspolitif”, abgejehen vom Getreidehandel, in den Lehrbüchern 
der damaligen Zeit nur jelten zu finden ift. Das Hauptproblem war 
auch für den Binnenhandel damals das allgemeine Problem der Gemwerbe- 
freiheit, daS dann im einzelnen noch für den Marktverfehr, den Haufier- 
handel, den Getreidehandel und zum Teil auch den durch Bolizeitaren ge- 
regelten Lebensmittelhandel erörtert worden ift. 

Das ift im ganzen jo geblieben, bis die wirtjchaftlichen Verhältnifje 
jelbjt eine Anderung der Verhältnifje auch im Binnenhandel herbeigeführt 
haben, d. h. bis in die zweite Hälfte, ja man kann jagen, bis in daS letzte 
Viertel des 19. Jahrhunderts hinein. Auch Rau, der begeiiterte Lehr- 
buchjchreiber, bejchäftigt fich mit dem Binnenhandel nur in wenigen furzen 
Abjchnitten, und jelbit Roſcher hat in feinem Lehrbuch über die Natio- 
nalöfonomif des Handels und Gewerbfleißes nicht nur in der eriten Auf: 
lage von 1881, jondern auch noch in der fünften und der jechiten von 
1887 und 1892 Fragen, die nicht nur die unmittelbar beteiligten Kreiſe, 
jondern auch die Wiffenfchaft in den lebten Sahrzehnten lebhaft be- 
jchäftigt haben, Fragen jowohl jozialpolitifcher wie rein wirtjchaftspoli- 
tijcher Urt, wie die Bejjerung der Lage der Angejtellten im Handels— 
gewerbe und die Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs, überhaupt 
nicht erwähnt. 

Bis zu den achtziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts hin 
haben die Fragen der Regelung der induftriellen Arbeit und dann der Er- 
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haltung des Handwerterftandes unter den neuen wirtjchaftlichen Verhält— 
nifjen weitaus im Vordergrund gejtanden. Grit um dieje Zeit wird man 
allgemein auf die Wirkungen aufmerkffam, die die teils jchnelle, teils all- 
mähliche Ummälzung der gejamten Dafeinsbedingungen des Wirtjchafts- 
lebens im vergangenen Jahrhundert auch auf den Binnenhandel in 
feinen mannigfachen Zweigen und Grfcheinungsformen ausüben mußte. 
Von da ab mehren und vertiefen fich zugleich die Betrachtungen über die 
Behandlung, die der Binnenhandel unter den veränderten Verhältnifien 
erfahren muß oder verlangen fann, und bis zur neuen Sahrhundertwende 
haben wir im Wirtjchaftsleben felbit eine Fülle nicht nur von Vorjchlägen, 
fondern auch jchon von Maßnahmen zur Verwirklichung dieſer Vor— 
jchläge erhalten und erlebt, deren Neihe heute noch nicht abgejchloffen 
ift und deren Zweckmäßigkeit heute noch den Mittelpunkt lebhafter Er— 
örterungen bildet. Doch iſt es auch hier nicht leicht, die Anfichten über 
den inneren Handelsverfehr völlig losgelöſt von den Anjchauungen über 
die Behandlung der gewerblichen Tätigkeit im allgemeinen und der In— 
duftrie und des Handwerks zu erörtern, jo daß wir die Anfichten über 
die Zuläffigfeit der Gemerbefreiheit im allgemeinen häufig berückfichtigen 
müffen, um die Anfichten über die innere Handelsfreiheit im bejonderen 
fejtitellen zu können. 


Wollen wir den Wechjel der Anfichten über den inneren Handels- 
verkehr im Laufe des vergangenen Jahrhunderts überblicen, dann werden 
wir uns zwar vorwiegend, aber doch nicht ausschließlich, mit dem Handel 
im bejonderen volfSwirtjchaftlichen Sinne, dem Handel als „abgejondertem 
Taufchgewerbe” oder „Taufchvermittlungsgewerbe” ? zu befajjen haben, 
fondern auch den unmittelbaren „Taufchverfehr” zwifchen Erzeugern und 
Verbrauchern berücjichtigen müfjen, da auch ex von der inneren Handels— 
politit beachtet werden muß und gegebenenfalls betroffen wird. Wir 
werden ferner gut tun, den (exit in neuerer Zeit in die Erjcheinung ger 
tretenen) Symmobilienhandel ſowie den „Kredithandel” auszujchalten, aljo 
uns auf den Warenhandel und Wertpapierhandel zu bejchränfen, und 
dann die Anfichten über Freiheit und Beſchränkung des inneren Handels- 
verfehrs nach Möglichkeit in folgenden vier Richtungen zu verfolgen ?: 

1. bezüglich des Binnenhandels und des Betriebs des Handelsgewerbes 
im allgemeinen, 
2. bezüglich der perjünlichen Berechtigung zum Handelsbetriebe, 


ı Rau, Lehrbuch II, 2, 4. Ausg., 1858, ©. 146 u. 271. 
2 Vgl. Leris in Schönbergs Handbuch, 3. Aufl., Bd. IL, $ 55 u. 69. 
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3. bezüglich gemwilfer Formen des Betriebes (Gewerbebetrieb im Umher— 
ziehen, Großbetrieb im Kleinhandel, Märkte, Börjen), 

4. bezüglich des Handels mit einzelnen Warengattungen, wobei zu allen 
Seiten der Getreidehandel eine bejondere Rolle gejpielt hat. 

Vorausgeſchickt jei hier noch, daß von Einfluß auf den inneren Han— 
delsverfehr naturgemäß auch die Außenhandelspolitif eines Landes ift!. 
Der innere Handelsverfehr jtellt zwar den Verkehr dar, bei dem Güter [edig- 
lich innerhalb eines Landes vertauscht werden. Aber der Kreis und der 
Umlauf diefer Güter kann durch Maßnahmen im Intereſſe der Einfuhr 
und Ausfuhr des Landes mwejentlich geändert werden?. Daraus ergibt fich 
die Bedeutung, die vom Standpunkte des Binnenhandels auch den Anfichten 
der Volkswirtjchaftslehrer, Staatsmänner und Politiker über die Regelung 
des Außenhandels beizumefjen tft. Es muß hier indefjen genügen, auf diejen 
Einfluß hinzuweiſen und ihn weiterhin nur nebenjächlich zu berühren ?. 

Maßgebend für die Beurteilung und Begrenzung der Aufgaben des 
Staates gegenüber dem Binnenhandel find naturgemäß außer der all- 
gemeinen politischen Stellung der betreffenden Perſönlichkeiten die Anfichten 
über den Zweck des Staates und auch die Anfichten über die Produftivi- 
tät oder Unproduktivität des Handels. Die Auffaſſung über die Freiheit 
oder Bejchränfungen des inneren Handelsverfehrs wird ganz verjchieden 
jein, je nachdem der Staat nur als Nechtsitaat anerfannt oder ihm auch 
Kulturaufgaben zugeitanden werden. Und wer in dem Handel, nament- 
lich auch im Binnenhandel, nur eine Schmarogerpflanze am Volkswirt— 
ichaftsförper fieht, wird eher geneigt jein, weitgehende Bejchränfungen für 
ihn zu befürworten, als der, der ihn als das in der Regel notwendige 
legte Glied produftiver Tätigfeit bei der Bereitjtellung der Verbrauchsgüter 
betrachtet. 

Adam Smith fennt in wirtjchaftlicher Beziehung feinen „Staat“, 
feinen Unterschied zwischen Brivat- und Volkswirtſchaft, wohl aber erfennt 
er die Produktivität des Handels an; der Staatsgemwalt gejteht er nur die 
Befugnis zu, für Sicherheit nach außen, Rechtsſchutz nach innen und für 
die öffentlichen Hilfsanftalten zu jorgen, die die Privatkräfte überiteigen, 

ı Dal. dazu Büſch, Verſuch ein. Gejch. der Hamburg. Handlung, angef. bei 
Ehrenberg, Der Handel, ©. 94 ff.; fiehe auch Rau, Lehrbuch I, 6. Ausg., ©. 539 Anm. 

2 Siehe dazu Ad. Smith, Natur und Urjachen des Volkswohlſtandes, 4. Buch, 
8. Kap., wonach in England der Wolldandel zur Verhinderung der Ausfuhr größten 
Beichränfungen unterworfen war; fiehe auch unten Kraus. 

> Einen Yall, in dem umgekehrt eine Beeinfluffung des Außenhandel dur) Maß— 
nahmen der inneren Handelspolitik erzielt wird, fiehe unten ©. 57. 

+ Bol. R, Ehrenberg, Handelzpolitif, ©. 1. 
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weil er an die unbedingte Harmonie der wirtjchaftlichen Intereſſen aller 
Menfchen glaubt und dieje auch für gleichartige Größen in der Fähigkeit 
zur Betätigung jener Intereſſen hält!. Da er ferner die Bolfswirtjchaft 
wejentlich vom Standpunfte des Verbrauchers aus betrachtet, jo ergibt 
ſich damit von jelbjt die Forderung der unbedingten Freiheit aller menjch- 
lichen Tätigkeit, vor allem auf wirtjchaftlichem Gebiete. Und läßt Smith 
auch beim Außenhandel, von anderen Einfchränfungen feiner Lehre ab- 
gejehen, bejonders im Intereſſe der Landesverteidigung Ausnahmen von 
jeiner Regel zu, jo fieht ex jedenfall3 aus völlig freiem Binnenhandel, 
den er ja erheblich vor dem Außenhandel bevorzugt, irgend einen Nachteil 
nicht erwachjen. Er verwirft alle Zunftprivilegien und Lehrlingsgejege 
(L 10), Bolizeitaren hält ev nur als Gegenmittel gegen gejchlofjene 
Zünfte für angebracht; die „Vorurteile mancher Bubliziiten gegen die 
Krämer und Eleinen Gejchäftsleute” erklärt er für „völlig grundlos“ 
(IL, 5). „Es ijt feineswegs nötig, fie zu bejteuern oder ihre Zahl zu 
bejchränfen, denn jelbit bei der größten Vermehrung können fie dem 
Publikum nicht jchaden, während ſie allerdings untereinander ich 
Schaden zufügen... Ihre Konkurrenz würde vielleicht einige von ihnen 
zugrunde richten; Dies ijt jedoch ihre eigene Sorge und fann ihnen getrojt 
überlafjen werden”. Er erfennt an, daß die Freiheit des inneren Handels 
mißbraucht werden fann, aber er hält fie für den Konjumenten trogdem 
für vorteilhafter als Beſchränkung (IV, 3, 2). Das Übel, daß „bis- 
weilen .. . ein gutmütiger Kunde von ihnen verleitet werden [mag], etwas 
zu faufen, was er nicht braucht, ... würde auch durch Bejchränfung der 
Dahl der Kleinhändler jchwerlich verhütet werden können“ (IL, 5). Ebenſo 
tt er für Freiheit der Induſtriellen im Kleinverfauf (IV, 5) und vor 
allem gegen alle Bejchränfungen des Getreidehandels und des Handels 
mit anderen landmwirtjchaftlichen Erzeugnijjen durch Gejege gegen Speku— 
lanten, Höfer und Auffäufer jowie durch die Marftprivilegien; die 
Arbeitsteilung auf diefem Gebiete liege im Intereſſe der Landwirtjchaft 


1 Siehe die befannte Stelle 4. Buch, 2. Kap. (mad) der überſetzung von 
F. Stöpel 1875): „Jeder Einzelne ift ftets darauf bedacht, die vorteilhaftefte An— 
lage für das Kapital, über das er zu gebieten hat, ausfindig zu machen. Er hat 
allerdings nur jeinen eigenen Vorteil und nicht den des Volkes im Auge; aber gerade 
die Bedachtnahme auf jeinen eigenen Vorteil führt ganz von jelbft dazu, dab er 
diejenige Anlage bevorzugt, welche zugleich für die Geſellſchaft die vorteilhaftefte ift.“ 
Wie pabt dazu allerdings die Bemerkung im 1. Buch, Schluß des 11. Kap.: „Das 
Sinterefje der Händler in jedem Zweige des Handels und der Gewerbe ift jedoch ftets 
in gewiſſer Hinficht vom öffentlichen Intereſſe verjchieden und ihm jogar entgegen- 
gejeßt.“ ?! 
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jelbit, die jonjt an der vollen Pflege und Ausnugung ihres Bodens ver- 
hindert würde (III, 2 und IV, 5). 

Auf diefen Standpunft, volle wirtjchaftliche Freiheit zu fordern, 
haben fich die eriten Vertreter der Smithſchen Lehre in Deutjchland 
auch geftellt, vor allem Chr. Jaec. Kraus, der einflußreiche Lehrer und 
Berater der Leiter des preußischen Staates im eriten Jahrzehnt des 
19. Sahrhunderts. Am 5. Bande feiner „Staatswirtjchaft” * wird der 
Handel, abgejehen vom Getreidehandel, allerdings in auffallendem Gegen- 
jfage zur Landwirtjchaft und zum Fabrifationsgewerbe nur ganz außer- 
ordentlich kurz behandelt, zum größten Teil, weil nur furze Notizen von 
Kraus vorlagen, die ihm bei jeinen Vorleſungen als Unterlagen dienen 
follten. Doch ſtehen jchon in diefem Abjchnitt kurze Bemerkungen über die 
Freiheit des Handels, in denen fi Kraus u. a. gegen die Befchränfung des 
Händlers auf einen bejtimmten Handelszweig ausjpricht und an dem 
Haufterhandel, abgejehen von der Möglichkeit des Schmuggels an der 
Grenze, nichts auszufegen hat. Außerdem jpricht er fich vorher bei Er- 
örterung des Merkantil- und des Phyſiokratiſchen Syitems (IV, 348 ff.) jo 
rüchaltlos und deutlich für das Syitem der unbegrenzten Gemerbefreiheit 
aus, daß man hieraus einen Schluß auf feine Auffaſſung von der wünjchens- 
werten Behandlung des Handels ziehen fann®. Und wohl als Belege für 
diefe Auffaffung finden fich im 5. Band der „Staatswirtjchaft” als Bei- 
lagen eine große Anzahl Föniglicher Verordnungen aus der Zeit der 
preußifchen Staatsreform von 1805—1811 abgedruct, darunter als eine 
der eriten die Verordnung über die Aufhebung des Zunftzwanges und 
des Verkaufsmonopols der Bäcker-, Schlächter- und Höfergewerfe in den 
Städten der Provinzen Oſt-, Weftpreußen und Lithauen vom 24. DE 
tober 1808, in der, abgejehen von der Bedingung des Erwerbs des Bürger: 
rechtS jeitens der Gemerbetreibenden, der KRonzeffionserteilung, die jedoch 
nur aus ficherheits- oder fittenpolizeilichen Gründen abgelehnt werden 

! Smith verfennt übrigens nicht die nachteiligen Folgen weitgehender Arbeits- 
teilung für die geiftigen, gejelligen und friegerifchen Fähigkeiten der Maſſe des 
Volkes und fordert deshalb volle Aufmerkjamfeit de3 Staates für den Volks— 
unterricht (V, 1, 3). 

? Nach feinem Tode 1808/11 herausgegeben. . 

® Siehe auch Kraus, Vermiſchte Schriften I, ©. 69 ff.: Über den Aufkauf, 
u. a. ©. 123, und ©. 215 ff.: Über den inneren Getreideverfehr, wo er ©. 234 f. 
den „Zwiſchenhandel“ im allgemeinen verteidigt: ex verichaffe den Produzenten eine 
Eriparnis an Zeit und Umſtänden für Transport und DVerfauf in der Stadt, den 
Konjumenten eine reichlichere und geregeltere Bedienung; fein eigener Gewinn aber 


gehe aus der Möglichkeit billigerer Beförderung größerer Mengen hervor, werde aljo 
von feinem andern getragen. 
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darf, und von den gejundheits- und gemerbepolizeilichen Bejchränfungen, 
die volle Gewerbefreiheit verfündigt wird!. 

Den gleichen Standpuntt vertritt Kraus in ausführlicher Weiſe 
für den Getreidehandel?,. Er iſt auch hier, zum Teil in direkter An— 
lehnung an Smith IV, 5 und unter Berufung auf Albr. Thaer, für 
uneingeichräntte Freiheit, wie fie die meisten anderen landwirtjchaftlichen 
Erzeugniffe genießen, da ex einerjeits die Möglichkeit einer Überproduftion 
nicht anerkennt, anderſeits fich nicht vorjtellen fann, daß die Korn— 
händler die Preiſe höher zu fteigern juchen fünnen, als die tatjächliche 
Knappheit der Ernte fordert. Er hält gleich Smith Verabredungen der 
Händler zur Regelung der Preife in einigermaßen beträchtlichen Ländern, 


1 Siehe auch vd. Rohricheidt, Vom Zunftzwang zur Gewerbefreiheit, 1898, 
©. 285, und M. Lehmann, Freih. v. Stein IL, ©. 496 ff. Durch die Verordnung wurden 
in den Städten jener drei Provinzen zum 1. Januar 1809 die Höferzünfte gänzlich auf- 
gehoben, und den Bäder- und Schlächtergewerfen das Zwangs- und VBerfaufsmonopol- 
recht ferner nicht geftattet, weil dieſe Rechte „den jämtlichen übrigen Einwohnern der 
Städte zu großem Nachteil gereichen und die zur Beichränfung willfürlicher Verkaufs— 
preile der notwendigiten Lebensmittel angeordneten monatlichen Viktualientaxen den 
Zweck nicht erfüllen und in jich feine feite Grundlage haben, — weil dagegen nur völlige 
Gewerbefreiheit und uneingejchränfte Konkurrenz von Verkäufern die möglichit wohl- 
feilſten Preiſe herbeiführen kann’. Nach $ 1 fteht es jedem Bäder und Schlächter 
frei, den bejtehen bleibenden Gewerfjchaften beizutreten. Nach $ 3 erhält jeder 
ftädtiiche Einwohner ohne Unterjchied des Standes und Gejchlechts, der das Bürger- 
recht gewonnen hat, „jogleich die Befugnis, zum Verkauf zu ſchlachten, zu baden 
und Yebensmittel aller Art feilzuhalten“. Wer ein jolches Gewerbe treiben will, 
muß allerdings nach $ 4 jich beim Magiſtrat der Stadt melden und eine Konzejfion 
nachjuchen. Bei Ausfertigung diefer Konzeſſion jollen jedoch nur allgemeine Polizei— 
gejege berücdfichtigt und darf weder der Nachweis der Gewerbsqualififation noch 
de3 VBermögenzzuftandes gefordert werden. Nach $ 6 kann jeder Konzefjionierte 
die nötigen Gehilfen und Lehrlinge ganz nach jeinem Willen annehmen. Durch $ 7 
werden die beim Betriebe des Höfergewerbes bisher ftattfindenden Beichränfungen des 
Ein- und Verkaufs „ausdrüdlich aufgehoben und den jämtlichen Höfern freigelaffen, 
zu jeder Zeit und Stunde die Waren einzufaufen und in beliebiger Größe zu ver— 
kaufen“. Nur für die Zeit des Gottesdienftes erfolgt eine Beichränfung. Durch $ 8 
erhält „jedermann ohne Ausnahme . ... die Erlaubnis, vom platten Lande und aus 
andern Städten alle Gattungen von Brot, Fleiſch und Lebensmittel in die Städte 
einzuführen, auf den öffentlichen Märkten und in den Häuſern feilzubieten, auch 
Niederlagen einzurichten und in ſelbigen feilzuftellen‘. Durch $ 9 wird „den 
Großhändlern und Kaufleuten... ebenfalls geftattet, ihre Vorräte im fleinften 
Detail an den Conjumenten und Zwijchenhändler zu verkaufen“. Nach $ 12 bleibt 
nur die Polizeiaufficht über die Güte und Heilfamkeit der feilftehenden Waren und 
über die Anftalten zum Gewerbebetriebe unverändert, der jeder Einheimifche und 
Fremde unterworfen ift. 

2 Staatöwirtichaft V, ©. 144 ff. und Verm. Schriften I a. a. ©. 
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u. a. wegen der Anzahl der Produzenten, für unmöglich. Kein Handel 
verdiene mehr den vollen Schuß des Geſetzes und feiner bedürfe desjelben 
jo jehr, weil feiner mehr dem Volkshaß ausgejegt jei. Berechtigt feheint 
ihm nur eine Verhinderung des Vorkaufs in der Stadt jelbit und ein 
„Marktordnungsmweien“, das auch „Beeinträchtigung der Käufer unter 
einander” verhüten fol. Im übrigen verwirft er alle Auflauf» und 
Vorlaufverbote. Die Not in Mißjahren fomme von dem Mangel an 
„Kornjuden“. Das Mittel der Nequifition von Korn bei den Landleuten 
in jolchen Jahren findet er ungerecht; das öffentliche Magazinweſen billigt 
er jedoch, da e3 jo eingerichtet und mit dem Syſtem des freien Handels 
vereinigt werden fünnte, daß es „wohltätig im ganzen werde”. 

Ebenjo tritt Kraus lebhaft für Freiheit des MWollhandels ein, im 
Spnterefje der Erzeuger und auch der ärmeren Fabrifanten, der Woll— 
arbeiter, denen das Verbot alles Handels bei der Möglichkeit feiner Um- 
gehung durch die Neichen nichts nüten könne. 

Diejer ſchrankenloſe Freiheitsdrang war jedoch nicht nur Vertretern 
der Smithichen Lehre eigen. Er lag in der Luft. Wie ſchon Smith 
fich bei der Forderung nach wirtfchaftlicher Freiheit an die Phyſiokraten 
anlehnte, jo tritt neben Kraus auch Theodor Schmalz in Berlin, der 
„teste Phyſiokrat“, wie ihn Rofcher nennt!, Iebhaft für die völlige 
Freiheit des Binnenhandels ein, deſſen Bedeutung auch er voll anerkennt, 
Freiheit des Handels jei das Beſte für die ganze Volkswirtſchaft, weil 
der Handel in alle Zweige der Gewerbe einziehe und fie miteinander ver- 
binde, [Amtliche] Kommerzienfollegien feien nur berechtigt zur Fürforge 
für die äußere Sicherheit und Bequemlichkeit des Handels und Gewerbes. 
sa, bei völliger Freiheit des Handels hält ev auch Wochenmärkte, Jahr: 
märkte, Mefjen nicht mehr für nötig. Einen weſentlich abweichenden 
Standpunft hat er jpäter allerdings gegen die Börfen eingenommen, da 
er 1824 in einer Überjegung der Schrift des SFranzofen Coffiniere 
über die „Stocbörfe und den Handel in Staatspapieren“ das Börjen- 
jpiel durch Belegung mit mehrjähriger Zuchthausftrafe zu verhindern 
mwünjcht 3! 

Auh G. H. von Berg, der noch nicht von Smith beeinflußt 
worden ijt, hebt in feinem Handbuch des Polizeirechts“ nicht nur den an- 
geblichen „Hauptgrundſatz der allgemeinen teutjchen Handlungspolizei: 


Geſch. d. Nationalöfonomif in Deutichland, ©. 498. 
° Handbuch der Staatswirtjchaft, 1808, ©. 111f. u. 257 ff. 
? Siehe Nebenius, Der öffentliche Kredit I, 2. Aufl. 1829, ©. 594, und 
Rau, Lehrbuch IL, 2, S. 335. 
* III, 1803, ©. 411, 490, 495, 506 Anm., IV, 1804, ©. 509 ff. u. 529 ff. 
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Freiheit und Sicherheit des Handels im ganzen Umfange des teutjchen 
Reichs“ hervor, jondern erklärt auch HandelSleitung im eigentlichen Sinne 
des Wortes für Handelsunterdrüdung. Cr jpricht fich daher u. a. gegen 
Taren und gegen Auflauf» und Borlaufverbote mit Ausnahme des Auf- 
faufs in der Stadt aus. Bedenken hegt er in herkömmlicher Weife gegen 
den Haufierhandel!, 

Bon den Anhängern der Smithichen Lehre vertreten die Forderung 
volliter Freiheit noch Gen in feiner erſten Zeit?, U. F. Yueder?, und 
auch %. Fr. Euf. Lotz“. Lotz erfennt zwar an, daß der „bürgerliche 
Verein“ nicht nur ein Sicherungsinftitut gegen innere und äußere Feinde 
jei, das in dieſer Hinficht „nie anders als bloß negativ“ wirken könne; viel- 
mehr jei der Zweck: durch die vereinte Kraft Aller jedes einzelne Mitglied 
der bürgerlichen Gejellfcehaft auf den Standpunkt der höchitmöglichen menjch- 
lichen Vollkommenheit zu erheben, die Garantie der Sicherheit oder der 
Nechte Aller jei nur ein Mittel zu diefem Endzweck (©. V). Aber er 
it troßdem, genau genommen, für ein völliges Gemwährenlafjen der Bürger 
bei ihrer eigentlichen Tätigkeit. Er wünjcht vor allem eine „jittliche und 
intelleftuelle Geijtesbildung” und fordert deshalb Unterrichtsanftalten 
als Ergänzung für die Gewährung der Gemwerbefreiheit, um ein jelbitän- 
diges und verjtändiges Denken der Bürger zu erzielen; im übrigen wünjcht 
er nur mittelbare Förderung der bürgerlichen Tätigkeit durch Verzicht auf 
Feſſeln des inländiichen und ausländijchen Handelsverfehrs, Gewährung 
öffentlicher Sicherheit, Schaffung zahlreicher Marktplätze, gut unterhaltene 
Wege, jchiffbare Flüffe und Kanäle. Bei den einmal gegebenen tatjäch- 
lichen Berhältniffen mwiderrät er allerdings einer „gewaltjamen Ver: 
nichtung“ der den bejtehenden Zünften und Innungen bisher rechtmäßig 
zugeitandenen Befugnifje, weil fie widerrechtlich wäre; ex befürwortet nur 
eine Lockerung der Felleln für das Gewerbe. Vom Binnenhandel erwähnt 
er ausführlicher wieder nur den Getreidehandel, für den er mit der gleichen 
Beweisführung wie Kraus volle Freiheit wünjcht. 

Dieje Forderung unbedingter Verfehrsfreiheit und ihre Begründungen 
[afjen fich ohne Zweifel zum großen Teil aus den damaligen tatjächlichen 


1 Siehe auch v. Struenjee, Über den freien Getreidehandel in den preuß. 
Staaten, Abhandlungen über wicht. Gegenftände der Staatswirtichaft II, 1800, 
©. 235 ff., bei. 245 f. 

2 Roſcher, Geidh., ©. 757. 

3 Ebenda ©. 619 ff. 

4 ber den Begriff der Polizei und den Umfang der Staatspolizeigewalt. 
Hildburghaufen 1307. 
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Zuftänden im Wirtjchaftsleben! mit vorwiegend gleichmäßig fleinen, 
einander ebenbürtigen Gefchäftsbetrieben und mit mangelhaften Verkehrs— 
mitteln, die eben auch den Handel beengten, erflären. Jene Männer jahen 
in dem unbejchränften Wettbewerb das Allheilmittel für alle Schäden, 
die aus der bisherigen Lage des Handels hervorgegangen waren. Sie ver- 
fannten in ihrem Optimismus, daß auch aus freiem Wettbewerb große 
Mißſtände erwachjen können; denn 3. B. Schmalz jagt gelegentlich 
jelbit (©. 163 f.): „andern zu fchaden, hat nach dem Nechte niemand 
Freiheit, und darum darf und fol jedem unterfagt werden, was die Rechte 
andrer fränft oder nur jie in Gefahr jegt [!]...” Aber er zieht 
hieraus nur den Schluß, daß es „durchaus unrecht [jet], irgend die 
Treibung eines redlichen Erwerbes zu bejchränfen.“ 

Aber dieſe Forderung jchranfenlojer Berfehrsfreiheit hat auch damals. 
jchon jelbit von jeiten überzeugter Anhänger von Smith erhebliche Ein- 
fchränfungen erfahren und fie ijt jeitdvem, von ganz wenigen Ausnahmen 
abgejehen ?, überhaupt nicht mehr vertreten worden bis zur Mitte des. 
vorigen Jahrhunderts hin, bis zur neuen „Freihandelsjchule” von 1845 
bis 1870. Die Grundanficht der PRhyfiofraten und von Smith, daß 
allgemeine Gewerbe freiheit nötig jei, tit jeit ihrer eriten Verfündigung 
in Deutjchland vorherrichend geblieben und hat ihr Übergewicht immer 
mehr verjtärkt. Aber die deutjchen Vertreter des Smithianismus jahen 
fich infolge der großen Verjchiedenheit zwijchen den tatfächlichen politischen 
und mirtjchaftlichen Verhältniffen in England und PDeutjchland, wie 
Br. Hildebrand treffend ausgeführt hat?, gezwungen, bei voller, zum 
Teil begeijterter theoretifcher Anerkennung des Leitjages von Smith, 
daß die auf der unbehinderten Entfaltung des menschlichen Gigennußes- 
beruhende Wirtjchaftsform die volllommenfte und allein richtige fei, für 
die Praxis doch das Bedürfnis nach jtaatlichen Eingriffen in das Wirt— 
jchaftsleben, zum Teil in mweitgehendem Maße, anzuerkennen. 

Als Vorläufer diefer Nealpolitifer auf dem Boden der Smithjchen 
Lehre kann man u. a. vielleicht J. A. H. Reimarus und Chr. Öarvet 
nennen. An ihrer Spiße jteht Georg Sartorius, der in einer aus— 
führlichen, zum Teil recht meitjchweifigen Abhandlung über die „Mitwir— 
fung der oberiten Gewalt im Staat zur Beförderung des Nationalreich— 


! Siehe die Schilderungen bei Shmoller, Grundriß II, ©. 3—59. 
? Siehe ©. 21. 

’ Nationaldfonomie der Gegenwart und Zufunft I, ©. 32 u. 325. 
Roſcher, Geſch. ©. 576 ff. u. 603 ff. 
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tums“! ‚den Smithjchen Grundjaß der Verfehrsfreiheit in die praftifch 
richtigen Grenzen bejchränten will“ ?. Gr verweift darauf (©. 205 ff.), 
daß Smith jelber das Necht der oberiten Staatsgewalt, fich in die 
Leitung der Nationalinduftrie zu mifchen, nicht zu bezweifeln jcheint und 
ausnahmsmeije jelbit eine direkte und indirekte Ginmifchung der Regierung 
zugeiteht, ja, daß er u. a. durch den Rat, im Innern des Staates das 
Verhältnis zwiſchen Gutsherr und Pächter durch verjchiedene Statute zu 
binden und dadurch auf die befjere Kultur des Bodens zu wirken, augen- 
jcheinlich zugäbe, daß zum mindeiten „die vorteilhafteite Benutzung des 
Bodens feineswegs allein durch das Streben der einzelnen zu erreichen“ 
jet. Sartorius jelbit belegt dann gut mit Beijpielen, daß durchaus 
nicht immer der Vorteil des einzelnen auch der Vorteil de8 Ganzen jei, 
er weilt darauf hin, daß daS Streben der größeren Rapitaliften im Wider- 
jpruch mit dem der Kleineren jtehe, daß die großen Kapitaliften fich, vor 
allem in einem fleinen Lande, „mit einander verftehen” und dann zum 
Berderben aller wirken können. Die erjteren dürften deshalb nicht 
(©. 476 ff.), „wie gleichwohl gejchieht”, auf Koſten der Kleineren be- 
günftigt werden, jo durch Privilegien, wie man fie mehreren Zweigen des 
Großhandels gegeben habe; das Streben der großen Kapitaliften nach 
einem Monopol durch Vereinbarung müfje möglichit indireft durch Kon— 
furrenzjchaffung durchkreuzt werden. Klingt dies letzte ſchon ganz neu— 
zeitlich, jo it das auch bei den Ausführungen über die Nachteile der 
freieiten Konkurrenz der Fall (©. 225 ff.): daß die Konkurrenten fich unter 
einander Abbruch tun fönnen und werden und in diefem Kampfe mehrere, 
bejonders die minder wohlhabenden oder minder geſchickten zugrunde gehen 
werden; „niedrige Gejinnung, Neid, Eiferjucht, das Bemühen, Mitkon— 
furrenten durch unerlaubte Mittel zu jchlagen, werden entjtehen oder da— 
durch vermehrt werden.“ Auch die Käufer könnten oft betrogen werden, 
„indem nämlich der innere gute Gehalt der Güter feineswegs immer auf 
den äußeren erjten Blick zu erfennen fteht, und daß demnach die Produ- 
zenten oder Kaufleute auf Betrug mehr ausgehen und den äußeren guten 
Schein ihrer Waren vorzüglich nur beendzwecken werden.“ Gr gibt zu, 
daß ein Teil dieſer Gebrechen unabmwendbar mit der Einführung eines 
Brivat- und Grbeigentums überhaupt verbunden jei, die Gebrechen auch 
beim bejchränfenden Syitem (bei Zünften uſw.) in erheblichem, ja weit 
größerem Maße vorfämen, und daß der Wechjel in den wirtichaftlichen 


ı Abhandlungen, die Elemente des Nationalreihtums und die Staatswirtjchaft 
betreffend, I, 1806, ©. 199 ff. 
2 Rojcher, Geich., ©. 616. 
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Berhältniffen mehr noch mit der ganzen Veränderung diejer Verhältniſſe 
„in der legten Zeit“ als mit der freien Konkurrenz zujfammenhinge. 
Auch biete die freie Konkurrenz 3. B. wieder Vorteile zum Ausgleiche, 
wie den leichten Übergang von einem Gewerbe zum andern. Immer— 
hin würde es notwendig fein, daß die Regierung durch Palliative 
auf kurze Zeit oft eingreife, weil zwar auf die Dauer jo gut wie immer 
dies Streben und Widerftreben der Einzelnen einen Ausgleich würde er- 
reichen laffen, aber biS das gelänge — „und es kann oft lange dauern, 
bevor dies gejchieht” —, eine bejtimmte Hilfe erfordert wird. Er hält 
ein Eingreifen der oberiten Gewalt auch lediglich „in dem inneren Ver— 
fehre eines Volkes“ für notwendig: 1. wenn das Streben der einzelnen 
nach ihrem PBrivatvorteil mit dem Intereſſe aller oder der meiſten übrigen 
im Widerjpruch fteht und nicht durch das freie Streben der andern aus— 
geglichen werden Tann, 2. um den Gebrechen abzuhelfen, die mit der 
freien Konkurrenz verbunden find, 3. wenn das PVrivatinterejje die einzelnen 
nicht hinlänglich antreibt, um dem Ganzen unentbehrliche Inſtitute oder 
Gewerbe hervorzubringen oder zu betreiben, 4. um früher gebildete, dem 
Fortfcehritt des Ganzen aber nachteilige Verhältnifjfe wieder aufzulöfen, 
namentlich wenn es die Privaten nicht fünnen. Gr behandelt dies zu— 
nächit für den Grund und Boden, dann für die beweglichen Güter, bei denen 
er eine Einmifchung des Staates in die Verteilung und Benugung haupt- 
fächlich bei den „unentbehrlichiten Bedürfniffen des menfchlichen Lebens“, 
d. h. in erfter Linie beim Getreidehandel für erwünjcht hält. Beim un- 
bedingt freien inneren Handel mit Getreide rechnet er mit der Möglich- 
feit, daß einzelne reiche Kapitaliften — und nur jolche könnten einen Ge— 
treidehandel in bedeutender Ausdehnung führen — und große Gutsbejiger 
in einzelnen Gegenden die Preife [mas damals noch möglich war] jo in 
die Höhe halten fünnten, daß für viele jo gut als gänzlicher Mangel ein- 
trete. Welche Mittel ex zur Befferung diejer Verhältniſſe für angebracht 
hält, das gibt ev allerdings nicht genauer an, wie er überhaupt bei feinen 
Ausführungen über die Notwendigkeit von Eingriffen des Staates jtets 
ſehr vorfichtig ift, faft immer zunächit betont, daß freies Gehenlafjen auch 
zum erwünjchten Erfolge führen könne, und fich dann auf eine allgemeine 
Darlegung feines grundfäglichen Standpunttes beſchränkt. So erklärt er 
es hier auch nur für „töricht“, nun etwa den inneren Handel mit Ge- 
treide und die Ausfuhr von Getreide unter allen Bedingungen, in allen 
Lagen und unter allen Umftänden zu unterfagen. Der erite könne zur 
Verſorgung des Landes jehr wohltätig wirken, die zweite (in mwohlfeilen 
Sahren) die Landleute ermuntern, mehr zu erzielen, als das heimijche Be— 
dürfnis im Ducchfchnitt fordert. Unter diefem Gefichtspunft hält er auch 
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das Auffaufen in wohlfeilen Jahren zum Abſatz in teuren für zuträglich 
troß den Gewinnen, die die Auffäufer bei der Teuerung naturgemäß 
machen. Die freigebige Empfehlung der Errichtung allgemeiner öffentlicher 
Magazine [Soden!] jeien zum Teil wahre Hirngejpinite und durchaus 
unausführbar, namentlich wegen der Koſten; dagegen jei die partielle An— 
häufung eines Getreidevorrats von jeiten der Obrigkeit, und zwar jeitens 
der Gemeinden, u. a. durch Verträge mit den Getreidehändlern und 
Produzenten, bejtimmte Mengen abzulafjfen oder jtetS bereit zu halten, 
gelegentlich anzuraten. Gin wertvolles Mittel allein ſchon für die 
innere wechjeljeitige Berforgung der verjchiedenen Teile Deutjchlands unter 
einander fieht er in der Verbeſſerung der Verkehrswege (der Anlage von 
Waſſerſtraßen). 

Polizeiaufſicht fordert er über die der Geſundheit nachteiligen Waren 
und ihren Verkauf, über Waren, deren Güte der Konſument nicht be— 
urteilen kann (wie Gold- und Silberwaren), über Apotheken und Materia— 
liſten. Daß Beſchränkungen zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung, der 
Sicherheit, der guten Sitten, zum Schutz gegen Feuersgefahr uſw. nötig 
ſind, „dies alles leidet gänzlich keinen Zweifel“. Kurz tritt er für 
Unterrichtsanſtalten ſeitens des Staates, auch für „Handel und Schiffahrt” 
ein. Wieder ganz modern betont er jchließlich, daß bei dem Sinfen der 
Gewerbe in ganzen Ortſchaften und Gegenden Heilmittel ergriffen werden 
müßten, die nach Zeit und Umftänden ‚verjchieden jein müßten. Faljch 
ſei es, wenn als Grund des Rückganges oft die Gemerbefreiheit angegeben 
werde. Das zeige Mannheim, wo die Handwerker die franzöfijche 
Gemwerbefreiheit gar nicht fennten und doch Not litten: „Das [!] übliche 
Markt gewährt nicht mehr den alten Abſatz, dies ift der einzig wahre 
Grund.” „Es ijt wahr,” fährt ex fort, „daß die Bejchränfung der 
Gewerbefreiheit von den Unglüclichen in jolchen Fällen gewünſcht wird, 
und daß fie einzelnen von ihnen zum Teil auch von Nutzen jein fann; 
es iſt aber auch nicht minder gewiß, daß eben dadurch das Aufblühen 
mancher anderer Nahrungszmweige geitört wird, und daß daraus für andere, 
für das Ganze, auch für einzelne diejer leivenden Teile jelbit, von anderer 
Seite her, in der Folge manche Nachteile entjpringen fünnen. [Aber] 
nur der Gefühllofeite kann jagen: es wird fich alles von jelbit am beiten 
jchon finden..." Was für Heilmittel ergriffen werden fünnten, das 
ſei „im Allgemeinen nicht wohl zu bejtimmen” ; er wird fie nach den vor- 
aufgehenden Ausführungen jedoch wohl faum in einer Bejchräntung der 
Gemerbefreiheit gejucht haben. 

Diefe Darlegungen von Sartorius zeigen, wie jehon vor hundert 
Sahren ein mit Begeifterung auf dem Boden der Lehre von Smith 
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Stehender, der dieje Lehre in einem jorgfältig bearbeiteten Lehrbuche ! 
weiter verbreitet hat, doch den Bedenken gegen eine fritiflofe Übertragung 
jener Lehre in die Praxis, anderjeits auch der Abwehr ungerechtfertigter 
Vorwürfe gegen ihre Grundforderung in Ausführungen Ausdruc geben 
fonnte, wie fie zum Teil heute nicht bejjer gemacht werden fünnten. 

Auf einem ähnlichen Standpunkte jtehen von den Nachfolgern 
Smiths etwa Graf Soden? md auch 8%. 9. v. Jakob, dieſer 
wenigitens injofern, als auch er Smiths Lehre mit den Ausnahmen für 
mittlere und niedere Kulturftufen verjieht?. „Sn der Praris gibt es 
feine allgemeinen Süße” *. Die Negel der Freiheit des Handels jtellt er 
dann allerdings mit weniger Ginfchränfungen auf als Sartorius, 
wenigitens für den Binnenhandel; er begnügt fich, wohl angejichts der 
tatjächlichen Verhältniffe, die er in Rußland vor ſich jah, hauptjächlich 
die Vorzüge eines freien Binnenhandels und hier vor allem wieder eines 
freien Getreidehandels zu jchildern, während er auf Gelegenheiten, wo 
dieje Freiheit „offenbar zum Nachteil des Landes und zum Schaden 
mehrerer Bürger gemißbraucht” werden kann und deshalb Einjchränfungen 
nötig fein mögen, nicht weiter eingeht. Die Freiheit des inneren Handels 
ſei „das Mittel, den größtmöglichen Reichtum hervorzubringen, welcher 
durch den inneren Commerz überhaupt hervorzubringen tft“, da auf dieſe 
Art jede Provinz und jeder Ort in gegenjeitiger Unterjtügung den größt- 
möglichen Wert hervorzubringen Gelegenheit finde. Wenn einige Klafjen 
der Einwohner gedrückt würden, jo gebe es zwecfmäßigere Mittel, ihre 
Leiden zu lindern, als ein engherziges Staatsiyitem, das jede Provinz 
von der andern iſoliere. Er denkt dabei u. a. an ein Syſtem der 
Genofjenjchaften, die ihre Mitglieder gegen jpätere Berarmung verfichern. 
Die Bejchränfungen der Höferei, namentlich „die Deflamationen gegen 
Borfauf und Aufkauf“, verwirft er als unbegründet, jobald für den 
Handel mit Lebensmitteln überhaupt fein Monopolrecht gelte, jondern 
ganz freie Konkurrenz veranstaltet werde, und ebenjo frei wie der Handel 
mit Fleisch, Butter, Eiern, Gemüfe, Objt ujw. fünne auch der Getreide- 
handel innerhalb eines Landes fein. Für den Fall der Lebensmittelnot fieht 
er daS beſte Heilmittel im Magazinweſen, und zwar in erjter Linie in der 
Verpflichtung der Landwirte (Soden) und Getreidehändler, Vorräte aufzu- 
bewahren; wo dies nicht möglich tft, jollen die Gemeinden Magazine anlegen. 
Bemerkenswert ift, daß er anjtelle von Schau= und Stempelanftalten, denen 





! Handbuch der Staatswirtjchaft 1790, 2. Aufl. 1800. 

2 Roſcher, Geid., ©. 677 ff. 

3Roſcher ©. 69. 

* Grundjäße der Polizeigefeßgebung, Charkow, Halle, Leipzig 1809, ©. 529. 
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er einen zweifelhaften Wert beimißt, Lieber eine jtrenge Verantwortlichkeit 
der Verkäufer für ihre „Deflarationen” und damit anjcheinend eine meit- 
gehende Zulajjung eines Fabrik- und Handelsmarkfenfyitems wünjcht. 
Ebenjo gemäßigt wie Sartorius war der große Praktiker Freiherr 
vom Stein, den ich nach dem Borbild Nojchers! als den Urheber 
der großen preußifchen Staatsreform von 1805—1811 bier erwähnen 
möchte. Auch jeine volfswirtichaftlichen Anfichten ruhten auf der Lehre 
von Smith, von der jie jedoch bei der Verjchiedenheit der perjünlichen 
und jachlichen VBerhältniffe der beiden Männer auch in wejentlichen Be- 
ziehungen abwichen. Sein leitender Gedanfe war die Vereinigung der 
Grundſätze der perjönlichen Freiheit und der Eorporativen Feitigfeit, nicht 
nur im Staat, jondern auch in den Gemeinden und den einzelnen Gemerb- 
zweigen. Daher erkannte er die wichtigen Grundſätze der Gemwerbefreiheit 
und der Freiheit wenigitens des Binnenhandels durchaus an und ihnen 
entjprechend hat er daher jchon im Jahre 1791 in der Graffchaft Mark 
die Abjperrung zwiſchen Stadt und Land durch Bejeitigung der 
Friderizianiſchen Generalafzife mit ihren gewaltigen Verkehrshemmniſſen 
aufgehoben und dann als Mlinifter den König Friedrich Wilhelm IIT. 
bewogen, zum 1. Januar 1806 die fämtlichen Land», Binnen und 
Provinzialzölle im damaligen Preußen abzujchaffen. Damit war dem 
inneren Handelsverfehr in Preußen ein weites Feld erſchloſſen. Aber die 
unbedingte Gemwerbefreiheit hat Stein niemal3 verteidigt. Gegen Smith 
hat er gelegentlich behauptet, die Regierung fünne dem Volk die freie 
Wahl jeiner Bejchäftigungen und Unternehmungen nur unter wejentlichen 
Bedingungen unbedenklich überlafjen. Vom rein wirtjchaftlichen Stand- 
punft fürchtete er, daß bei ganz freier Tätigkeit der Gemwerbetreibenden 
u. a. ein Mißverhältnis zwiſchen Produktion und Konſumtion entitehen 
fönne. Dann aber erwartete er bei voller Gemerbefreiheit eine Ver: 
wilderung, Pfufcherei, VBerarmung und fittliche Herabwürdigung der Ge— 
werbetreibenden, der man durch zwecmäßige Anordnungen entgegentreten 
müſſe. Er erfannte, daß zu diefem Zwecke zwijchen Staat und Indi— 
viduum noch mancherlei Mittelgruppen, Intereſſengenoſſenſchaften nötig 
jeien. Volle Gemwerbefreiheit und freie Konkurrenz wollte ex daher nur für 
die Bäder, SFleifcher und Verkäufer der notwendigjten Lebensmittel zu— 
lajjen, und auch hier jollten die Zünfte als nüßliche Gewerkſchaften er— 
halten bleiben. Er jah in ihnen mwohltätige Stüßen der Lehre, der Zucht, 
des Gehorjams, der Bürgerehre ?, die nur einer Neform bedürften. Die 


1 Bei. ©. V u. ©. 702 ff. 
2 Siehe Per, Leben Stein VI, ©. 151 u. 182 ff. 
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Gejellenprüfungen, Meiſterſtücke uſw. wollte er nicht fallen lajjen. Nur 
in außerordentlichen Fällen jollte der Beweis der Tüchtigfeit genügen, 
ohne daß eine bejtimmte Art vorgejchrieben wäre, wie fie erlangt worden. 
„Eine Negel aber für das Gemöhnliche iſt unerläßlich, nach welcher er- 
haltene technijche, fittlich-religtöjfe Erziehung und ein ihr gemäßer Leben3- 
wandel nachgemwiejen und dem wilden regellofen Eindringen roher Menfchen 
in das Bürgertum und Gewerbe abgewehrt wird.“ 

Es iſt Klar, daß bei diejen Anfichten Steins manche Handlungen 
jeiner Mitarbeiter (Schön!), die zum großen Teile aus der radikalen 
Schule von Kraus hervorgegangen waren, feinen Wünschen nicht ent- 
iprochen haben werden. Roſcher weilt jchon darauf hin, daß der be- 
rühmte $ 50 der Gejchäftsinitruftion für die Regierungen vom 26. De— 
zember 1808 ! mit der Verfündung der Grundjäße völliger Gemerbefreiheit 
böchit wahrjcheinlich weit über Steins perjönliche Anficht hinausgehe. 
Es ijt vielleicht beachtenswert, daß die großen Gejege von 1810 und 1811, 
die jene Grundfäge für die ganze Monarchie verwirklichen jollten, in ver- 
fchiedenen Beitimmungen doch von ihnen abweichen. So begründet das 
Gejeg vom 2. November 1810 über die Einführung einer allgemeinen 
Gemwerbeiteuer, mit der die Einführung der Gemerbefreiheit verbunden 
wurde, anjcheinend noch jchärfer als die oben (©. 6) genannte Verordnung 
von 1808 ein Konzeſſionsſyſtem?, da die Berechtigung zum Betriebe eines 
Gewerbes durch den jährlich neu zu löfenden Steuerfchein bedingt wird, 
und der Bewerber, um diejen zu erhalten, abgejehen von polizeilich bedenk— 
lichen Gewerben, dispofitionsfähig jein und durch "polizeiliches Zeugnis 
feine Unbejcholtenheit erweijen mußte?. Auch wurde im Gegenjat zu der 
Verordnung von 1808 in dem Geſetz über den Vor: und Auffauf in der 
ganzen Monarchie vom 20. November 1810 das Verbot des Vor=- und 
Auflaufes außerhalb des Marktes mwenigitens für die Marfttage noch 
beibehalten*. Bei dem Gejeg vom 7. September 1811 über die polizeis 
(ichen VBerhältniffe der Gewerbe, das u. a. auch die Taren für Lebens- 
mittel, Kaufmanns: und Bäckerwaren bejeitigte, blieb die Schranfe 
zwifchen Stadt und Land darin u. a. erhalten, daß der Handel mit 
Kolonial- und anderen hoch mit Zoll belafteten Waren auf dem Lande 
an eine bejondere Genehmigung der Bezirksregierung gebunden fein follte, 


IM. a. bei Rohriheidt a. a. D. ©. 366 ff., Lehmann IL, ©. 4407. 

2 Siehe ſchon Roſcher, Syſtem III, 1. Aufl., $ 144 4. 7. 

3 Für die Juden blieben die für fie geltenden Beichränfungen zunächit noch 
bis 1812 (Edift vom 3. Febr.) bejtehen ($ 22 des Geſetzes). 

* 63 ift nach Milderung im Jahre 1845 erſt 1869 ganz aufgehoben worden. 
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Für die Freiheit des Getreidehandels hat fich Stein in einem 
Verwaltungsbericht aus Weitfalen vom 30. März 1801 nur mit Vorficht 
ausgejprochen. Wiffenjchaftlichen Unterricht für die Gemwerbtreibenden 
bat ex lebhaft befürwortet. 

Einen Beweis, wie die preußijchen Beamten dachten, die nicht 
bedingungslos der Smithichen Lehre folgten, liefert am beiten %. 6. Hoff— 
mann. Sein Werk über „Die Befugnis zum Gewerbebetriebe” ijt allerdings 
exit 1841 erjchienen, aber jeinem eigenen Bekenntnis nach it anzunehmen, 
daß er die hier niedergelegten Gedanken, die jich mit jeiner Anficht von 
1803 über die Mängel der alten Zunftverfafjungen! wohl vereinigen 
lajjen, auch früher jchon vertreten hat. 

Auch er fieht den Staatszweck nicht nur im Rechtsſchutze, jondern 
in der Entwicklung aller geiftigen und körperlichen Anlagen des Menjchen, 
jomweit dazu die Kräfte der einzelnen nicht hinreichen (©. 455), und eine 
Aufgabe des Staates in der Sicherung der für alle Menfchen ungemifjen 
Zukunft (©. 389f.). Daraus ergibt fich die Notwendigkeit eines ftaatlichen 
Eingreifens auch in das Wirtjchaftsleben, Auch ihm iſt far, daß „die 
Mitbewerbung”“ nur jolange mwohltätig wirfe, als fie fich zur Erreichung 
ihrer Zwecke „jittlich reiner Mittel” bedient, und daß es eine der jchmeriten, 
aber auch der unerläßlichiten Aufgaben der Gemerbepolizei ijt, dem Gebote, 
„nicht bloß durch die Gejege, jondern auch durch den Anſtand unter- 
ſagte Mittel zu vermeiden“, willige Beachtung zu verfchaffen (©. 27). Daher 
it er zunächit für Befchränfung der Gemerbefreiheit (der Freiheit zum Be- 
triebe eines Gemerbes für eigene Rechnung) ganz allgemein wegen Beſcholten— 
heit der Bewerber (©. 7). Dann aber vertritt er gleich Stein die Nüß- 
lichkeit von Korporationen, und hält daher beim Handelsgewerbe für die 
den Kleinverfehr betreibenden Höfer, Biktualienhändler und Krämer mit 
furzen Waren oder Bofamentierarbeit Gilden mit lojer Verfaffung für 
ganz angebracht, zumal fie die polizeiliche Aufficht jehr erleichtern könnten; 
bei ihnen joll das einzige Erfordernis zur Aufnahme völlige Unbejcholtenheit 
fein. Für den übrigen Handel, der fich zwifchen den Großhandel und jenen 
Kleinverfehr einjchiebt, jomweit ex fich der jog. „kaufmänniſchen Nechte“ 
(Glaubwürdigkeit der Bücher, Wechjelfähigfeit uſw.) bedient, und für den 
Großhandel hält er faufmännifche Korporationen für nüglich, wie fie von 
1820—1825 in Berlin, Stettin, Königsberg uſw. neu entitanden find, 
u. a. weil fie auch denen ihrer Mitglieder, die nicht weithin befannt find, 
ohne bejondere Mühen die Vertrauenswürdigfeit verjchaffen, deren fie für 
ihre Gejchäfte bedürfen (©. 175 ff.). Dier ift Hoffmann infofern für freies 

! Siehe Roſcher, Geſch. ©. 74. 
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Gehenlaffen, als dieje Korporationen den Kaufmannfchaften der einzelnen 
Städte nicht aufgedrängt, jondern nur dort errichtet werden jollen, wo 
ein Bedürfnis dafür vorhanden iſt und ihre Errichtung von der Kaufmann 
ichaft felbjt beantragt wird. Iſt jedoch die Errichtung einmal bewilligt 
worden, dann foll für jeden großjährigen, dispofitionsfähigen, mit dem 
Bürgerrecht ausgeftatteten und vollfommen unbejcholtenen Kaufmann, der 
Handel mit faufmännifchen Rechten treibt, ein Beitrittszwang beitehen, 
wie er auch in den Statuten der Korporationen von Berlin ujw. tatjächlich 
fejtgelegt worden und bis zum Erlaß des preußifchen Einführungsgejeges 
zum Deutjchen Handelsgejegbuch von 1861 bejtehen geblieben it. „Dieje 
Beſchränkung des freieſten aller Gewerbe, des Handels, war unvermeidlich.“ 
Anderſeits joll aber auch fein derartiger Unbejcholtener zurückgewieſen 
werden dürfen. Ginen weiteren Befähigungsnachweis hält Hoffmann 
nicht für nötig und wegen der Schwierigkeit der Begrenzung auch nicht 
für angebracht. Zu bedauern ſcheint er, daß die Statuten der damals 
bejtehenden Korporationen feine Vorſchriften über die Verhältnifje der 
Lehrlinge und Gehilfen enthalten und auch die fchriftliche Mitteilung von 
Lehrverträgen an den Vorſtand nur gejtatten, nicht fordern, „aus einer 
vieleicht zu weit getriebenen Scheu, Bejchränfungen einzuführen, welche 
nicht ganz unvermeidlich find“. Kaufmännifche Genofjenjchaften zur 
Förderung der faufmännifchen Bildung hält Hoffmann aber nicht für 
nötig, wie er überhaupt zu Vorficht bei der Förderung der Bildung für 
beitimmte Gemwerbezweige rät, weil dadurch ein jchädlicher Andrang zu 
dieſen Berufszweigen herbeigeführt werden fünne (©. 387). 

Beſonders fchroff it er gegen den Haufierhandel. Gr leugnet eine 
Notwendigkeit der Fortdauer der Gewerbebetriebe im Umbherziehen für die 
damalige Zeit (1841) angefichtS der Bildungsitufe, auf der jich Deutjch- 
fand und fpeziell der preußische Staat befände, durchaus. „Die Zunahme 
der Gewerbebetriebe im Umbherziehen iſt ein Anzeichen von Rückſchritten 
ſowohl in der fittlichen wie in der gewerblichen Bildung." Cr erfennt 
zwar an, daß manches Erzeugnis des Kunftfleißes jehr viel jpäter zur 
Kenntnis des größten Teils der Nation kommen würde, wenn Die 
„Badenträger und Tabulettfrämer” es nicht in allen Winkeln des Landes 
umbertrügen, bemerft jedoch, daß darunter Vieles ſei, was gar nicht be- 
fannt zu werden verdiene, und hält es, abgejehen von den jonjtigen Nach- 
teilen, wie Mißbrauch der Kinder, Schleichhandel, Duacjalberei, Hehlerei, 
Kranfheitsübertragung, für einen wejentlichen Verluſt für die Gewerbſam— 
feit, daß durch die umberziehenden Handelsleute der Bejuch der Märkte, 
wo freier Naum für die Mitbewerbung gegeben jei und die Erzeuger 
jelbit verfauften, jehr vermindert würde. Gine Ausnahme läßt er nur 
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für die Auffäufer von Garn und Lebensmitteln zu, die in wejentlich anderen 
und jehr viel bejjeren Verhältniffen als etwa die Aufläufer von Lumpen, 
Federn ujw. und die verfaufenden Haufierer leben; doch hält er für diejen 
Betrieb der Aufläuferei zur Vermeidung von Überfüllung eine befondere 
polizeiliche Grlaubnis für nötig. 

‚reiheitlicher denkt er über die Gejtaltung des Marktverkehrs, wo 
er die Verbote des Vorkaufs jeitens der Höfer und anderer Zwiſchen— 
händler innerhalb beitimmter Marktitunden und innerhalb einer bejtimmten 
Entfernung von der Stadt verwirft, da fie fich nicht bewährt hätten und 
zum Teil auch nicht Eontrollieven ließen. Gr hält die Auffäuferei von 
Getreide und auch den anderen Grzeugniffen der Landwirtjchaft für 
durchaus berechtigt, fordert jedoch auch hier wieder, fie von einer polizei- 
lichen Bewilligung wegen der notwendigen Unbejcholtenheit und auch zur 
Bejchräntung der Zahl der Auffäufer abhängig zu machen. Beim großen 
Holzhandel hält ex ſolche polizeiliche Genehmigung nicht für nötig, beim 
Viehhandel nur eine polizeiliche Aufficht. 

Bei den Jahrmärkten, die in den großen Städten bereit3 an Wert 
verlieren (©. 377 ff.), erklärt er es im Intereſſe ihres Gedeihens für ſtaats— 
wirtjchaftlich vorteilhaft, daß die Zahl und die Dauer der Märkte mög- 
(ichjt bejchränft würde. Anderſeits wünſcht er die Aufhebung der Be- 
jchränfungen der Jahrmarktsfreiheit, die noch für einzelne Handwerts- 
freife, bejonders die Schuhmacher, bejtanden. Bei den Wollmärkten, die 
damals noch eine große Bedeutung hatten!, foll die Gemwerbepolizei 
die erzielten Preiſe jchleunigit öffentlich befannt machen. Den Meſſen 
jpricht er, von einzelnen Ausnahmen abgejehen, jchon feine Bedeutung 
mehr zu?. — 

Gegner der Grundgedanten von Smith und damit natürlich auch 
Gegner feiner Forderung volliter Handelsfreiheit waren zu Anfang des 
vorigen Jahrhunderts der „joztaliftifche Patriot” J. ©. Fichte, der von 
der Anjchauung aus, die Beitimmung des Staates ſei, „jedem exit das 
GSeinige zu geben, ihn in jein Eigentum erſt einzufegen, und jodann 
exit, ihn dabei zu ſchützen“, alles Erwerbsleben regeln will?, und die 
„romantische Schule” mit Adam Müller an der Spitze, die Vertreter 


1 ©. 349: Nächft Getreide, Holz, Mil, Schlachtvieh jei die Nußung der 
Schafherden durch Wollſchur „der bei weitem wichtigſte Gegenſtand der europäiſchen 
Landwirtſchaft“. 

2 Siehe dann auch Rehberg bei Roſcher, Geſch, ©. 744 ff. 

3 Der geſchloſſene Handelsſtaat, 1800, ©. 10, 19ff., 37ff. Uber eine Gegen— 
ichrift: Der offene Handelsftaat von L. Heftermann, Leipzig 1802, ſ. 3. Beder, 
Das deutſche Mancheftertum, Karlsruhe 1907, ©. 49 ff. 
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der organifchen Staatstheorie!. Fichte wünjcht Zünfte auch für die Kauf- 
(eute, damit fie auf ihr Abſatzgebiet einen gleich feiten und ausschließlichen 
Anipruch haben fünnen, wie die Landwirte auf ihr Grundſtück. Müller 
iſt nicht fo jchroff wie Fichte. Er verwirft deſſen Forderung der „uns 
bedingten Sperrung des Handels“ im „gejchloffenen Handelsjtaat”, vertritt 
aber gleichzeitig die Anficht, daß „das jtaatsötonomifche Gejchäft“ keines— 
wegs darin beſtehe, „daß man allen Gewerben ihren eigenen Lauf verjtattet, 
daß man es ihnen überläßt, fich jelbit ins Gleichgewicht zu ſtellen ...“2. 
Nor allem bedürfen nach feiner Anficht Getreidehandel und Geldwejen 
einer beitändigen „unmittelbaren Leitung der jouveränen Gewalt“ ; bei 
allen anderen „Bedürfniffen und Produktionen“ könne die Vermittlung viel 
eher „ihrer Freiheit und fich ſelbſt“ überlafjen werden. Bei allgemeiner 
Freiheit des Getreidehandels fürchtet ev als „eine der jchrecklichiten Folgen“, 
daß der Grundeigentümer, vorzüglich der größere Güterbefiger, zum Kauf- 
mann werde. Doch will ex auch beim Getreidehandel wie beim Handel 
überhaupt feine unbedingte Sperrung, da dieſe, und bejonders jtrenge 
Verbote der Aufläuferei und des Monopolifierens, zwar dem Käufer einen 
augenblicflichen Vorteil verfchaffen, aber das Streben des produzierenden 
Verkäufers für Jahre hemmen und dahin führen lönnen, daß die Land- 
wirte fich mit ihren „Kräften“ lieber dev Stadtwirtjchaft zuwenden. 
Mittel zur Leitung des Getreidehandel3 fieht ev vornehmlich in der 
Beeinfluffung des Marktes und auch des Vorrats. Für den zweiten Fall 
empfiehlt ex vor allem anderen Magazinierung, für den eriten anjcheinend 
zugunften des Verkäufers Verarbeitung des Getreides zu Bier, Brannt- 
wein, Stärke ſowie Getreideausfuhr, zuguniten des Käufers, dem wegen 
feines dringenderen Bedürfniffes beim Getreidehandel „mit Klugheit“ der 
Vorrang eingeräumt werden müffe, vor allem Getreideeinfuhr. Für den 
Fall einer andauernden Teuerung jcheut ex fich nicht, jelbjt wenn eine 
Zufuhr von Getreide von außen möglich ift, da dieſe auf alle Fälle un- 
ficher bleibe, eine Verminderung der Nachfrage, d. h. eine Bejchränfung 
der allzumweit in die Höhe gewachjenen „Itädtifchen Induſtrie“ anzuraten s. 

Daß ex jehr reaktionär denken fonnte, zeigt auch die von ihm ver- 
faßte, von General v. d. Marwitz „im Namen mehrerer Edelleute“ im 
Februar 1811 dem Staatskanzler v. Hardenberg überreichte „Vorſtellung 
gegen die neuen Gejegvorjchriften” *, in der er den „voreiligeln] Eifer des 


"Rojcher, Geſch. ©. 751 ff. 

? Elemente der Staatzfunft, 1809, III, ©. 122. 

3 Elemente III, ©. 112. u. 117. 

* Doromw, Dentichriften und Briefe, Berlin 1838/41, III, ©. 215 ff. 
XXVIII 


Anfichten über Freiheit und Beſchränkung des inneren Handelsverkehrs. 21 


Heren von Stein und feine öfters unüberlegte Nachgiebigfeit gegen die 
Syiteme des Jahrhunderts“ tadelt und die Edelleute u. a. gegen die 
Aufhebung der gewerblichen Bannrechte protejtieren läßt. Uber den 
Handel läßt er fich hier nicht bejonders aus!. 

Faft alle bisher genannten Männer, Kraus, Schmalz, Lob, 
Sartorius, Stein, Jakob, Fichte, Müller, haben im erſten Jahr— 
zehnt des 19. Jahrhunderts gleichzeitig nebeneinander gewirkt, und ihre 
oben genannten verjchieden gerichteten Werke, meiſt Hauptwerfe, find in 
diejer Zeit erſchienen. Jetzt folgten bald die einflußreichen oppofitionellen 
Liberalen, die die Neaftion nach den SFreiheitsfriegen auf den Plan rief, 
die weiteren Fritifchen Fortbildner der Smithſchen Lehre, denen nach 
Nojcher die meiften volfswirtichaftlichen Werke aus den Jahren 1820 
bis 1840 zu verdanfen find, und die zahlreichen Vorläufer der gejchicht- 
lichen Methode nächit der romantischen Schule, an der Spiße die „Deutjch- 
Nuffen“, deren erſter jchon Jakob geweſen ift, und die Gründer des 
HBollvereins ?, 

Wohl alle diefe Männer ftehen, bis auf wenige®, theoretifch auf dem 
Standpunkte Smiths; fie vertreten daher vorwiegend und in wachjendem 
Maße die Forderung größtmöglicher Freiheit des Handels namentlich im 
Innern eines Staates, Aber auch die überzeugteften Anhänger Smiths, 
von verjchwindenden Ausnahmen abgejehen, befinden fich dabei in dem 
obenerwähnten Widerjpruche mit fich jelbit, daß fie die auf den Eigennuß 
aufgebaute „Wolfswirtichaftslehre” durch eine „den Zweck des Gemein- 
wohls exzielende Volkswirtſchaftspflege“ zu ergänzen juchen*. Der real- 
politiich gemäßigte Standpunkt Stein behält auch bei abitraften Theo- 
retifern das Übergewicht. Als Ausnahmen Tann man etwa nennen: 
W. J. Behr, Fr. Bülau, 8. ©. Zachariae, die für unbejchräntte 
Gewerbe-, Erwerbs- und Verfehrsfreiheit eintreten?. Alle übrigen 
jchränfen die Freiheitslehre ein: K. v. Notted erwartet von der un— 
bejchränften Gemerbefreiheit einen Krieg aller gegen alle, einen Kampf 
des Spefulationsgeiftes, dev Marktichreierei, des Betruges gegen die ftille, 
bejcheidene Gmfigfeit des jchlichten Gewerbsmannes®, Bei großer Korn- 
teuerung jcheint ihm das bloße Gehenlajjen jeitens des Staates ein 


! Schroffer noch ift wieder Bodz3-Raymond, fiehe Roſcher, Geich., ©. 739 f. 

2 Vgl. Roſcher, Geſch. S. 790 ff. 

3 Darunter etwa Lift. Siehe zu ihm jedoch Br. Hildebrand a. a. O. ©. 61. 

* Hildebrand a. a. D. ©. 32. 

5 Roſcher, Geſch., ©. 840 F., 902 Ff., 30 ff.; ſiehe auch J. K. Leuch s und 
G. Baumftarf, ebenda ©. 906f. u. 910. 

6 Lehrbuch des Vernunftsrechts IV, ©. 178. 

XXVIII 


22 Rudolf Keibel. 


doftrinärer Jrrtum. Fr. Gottlob Schulze (Jena) preiſt das Weimariſche 
Gewerbegeſetz von 1821 als goldene Mittelitraße zwiſchen unbejchränfter 
Gemwerbefreiheit und monopoliftifchem Gemwerbezwange. 8.9.82. Pölitz, 
der lange Zeit für die gebildete Mittelflafje Deutjchlands Autorität 
gewejen tjt!, erklärt zwar „die möglichjt höchite Freiheit des Verkehrs“ 
für „den höchiten Grundjat der Staatswiſſenſchaft“, doch jei die Regierung 
berechtigt und verpflichtet, den Eigennuß des Individuums in all den 
Fällen zu bejchränfen, wo er jeinen Vorteil auf Koften der Wohlfahrt 
anderer Staatsbürger befriedigen mwill?, Gr ftüßt fich weſentlich auf 
Sartorius und will auch feine Gemwerbefreiheit zwijchen Stadt und 
Land gelten lafjen, weil die Städter meiſt feine ländlichen Gewerbe treiben 
fönnen, wohl aber die Bewohner der Dörfer die jtädtifchen Gewerbe. 
Daß Nebenius ebenfo wie Lift troß grundfäglicher Forderung der 
Freigabe des innern Verkehrs? nicht für ungezügelte ‘Freiheit waren, 
ergibt fich ſchon aus ihrem begeifterten Eintreten für den nationalen Zoll- 
verein®. Nebenius war einer der eriten, der fich eingehend mit dem 
Effeftenhandel und mit der Börfe bejchäftigt hat und 1829 „die Strenge 
der Geſetze gegen ausfchweifende, das eigene Vermögen überjchreitende 
und fremdes Eigentum gefährdende Unternehmungen der Bapierjpefulanten“ 
forderted,. Um den reellen Handelsverfehr in feiner Weife auch nur zu 
bejchweren, verwirft er alle Maßregeln, die die Gültigkeit der Gejchäfte 
an irgendwelche Formalitäten fnüpfen®, und befürwortet das unbedingte 
Verbot der jogenannten Heuer: oder Prämiengefchäfte, die eigens zur 
Beförderung des Spieles an der Börfe eingeführt ſeien, und ein jtrenges 
Verbot der reinen Differenzgefchäfte in der Art, daß dem Teil, der den 
Vertrag vollziehen will, die Wahl bleibt, entweder an der Börje zu 
Laſten des andern Teiles kaufen oder verkaufen zu laffen oder ohne 
weiteres bei Gericht auf Entjchädigung zu klagen. Wenn auf diefe Weife 
das Spiel auch nicht völlig bejeitigt werden kann, was er ohne Eingriff 
in den reellen Verkehr nicht für möglich hält, jo hofft er doch, daß der 
Makel, den das Verbot jenen Gefchäften anhefte, die Neigung zum Spiel 
„bei vielen“ aufheben werde. — F. B. W. Hermann, einer der be- 


1Roſcher, Geich., S. 843. 
2 Die Staatswiſſenſchaften im Lichte unferer Zeit, II, 1823, ©. 116, 177, 181. 
° Siehe Lifts Bittjcehriften von 1819 und 1820 wegen Aufhebung der deutjchen 
PBinnenzölle; Häuffer, Fr. Liſts gef. Schriften, 2. Teil 1850, ©. 15 ff. 
* Siehe auch Roſcher, Geih., ©. 955 f. u. 961. ö 
5 Der öffentliche Kredit, 2. Aufl. I, 1829, ©.525 ff. Obwohl die Börje damals 
noch lediglich für verhältnismäßig wenige Staatsjchuldfcheine in Betracht fam. 
6 So ein Vorſchlag Coffinieres, ſ. o. ©. 8. 
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deutenditen Bearbeiter der Smithjchen Theorie, hat für die Praxis 
wichtige Ausnahmen von der Negel des laissez faire geltend gemacht !, 
J. 9.0. Thünen gibt zu. erfennen, daß ex eine wirklich freie Konkurrenz 
nur bei gleichmäßiger oder mindejtens doch durchweg guter Bildung für 
möglich hält?. Bei dem Deutjch-Auffen H. Storch läßt die fritifche 
Stellungnahme auch gegenüber Smith und der hiftorische Sinn, mit dem 
er jich über die wechjelnde Produktivität der drei Wirtfchaftszweige Land» 
wirtjchaft, Induſtrie und Handel geäußert und das Organische der Volks— 
wirtjchaft erfannt hat?, auf eine bei aller Anerkennung der Gemwerbe- und 
Handelsfreiheit maßvolle Nichtung jchließen. Der Staatsmann Graf 
Ganerin iſt aus feiner ruſſiſchen Praxis heraus wejentlich jchroffer als 
Storch und im ganzen ein Gegner der Smithſchen Lehre. Er verfällt 
jogar in den „grob merfantiliftifchen Irrtum” * zurüd, dem Binnenhandel 
jede volfswirtichaftliche Produktivität abzufprechen. Die Einführung der 
Gemwerbefreiheit jcheint ihm durchaus nicht überall erwünfcht, die Regel 
der freien Konkurrenz verlangt Ausnahmen, Fleiſch- und Brottaren feien 
nicht ganz zu verwerfen, im Kornhandel die Ginmifchung des Staates 
unter Umſtänden geboten. Maßvoll find die unmittelbaren Vorläufer der 
gejchichtlichen Volkswirtſchaftslehre, B. G. Niebuhr, nach dem der 
„natürliche Gang der Entwiclung des Geldreichtums“ dahin führt, 
daß die Neichen immer reicher werden, eine unzählige Menge abjolut 
Armer entiteht und die mittlere und genügfame Wohlhabenheit unter- 
geht?, ©. W. F. Hegel, nach dem alle Freiheit nichts „Natürliches“ 
it, jondern durch eine unendliche Vermittlung der Zucht, des Wiſſens 
und Wollen erworben werden muß®, Joh. Schön, dem eine Wider: 
legung des Zwanges noch feineswegs die Freiheit beweilt?, Fr. Schmitt- 
henner, nach dem die Freiheit der Privatwirtfchaft auch im inneren 
Volfsleben, wo er fie umfaffender gelten laßt, als im äußeren, immer 


ı Rojcher, Geidh., ©. 870, ſ. auh Hermanns Kritik der Schrift von 
W. Dönniges: Das Shftem des freien Handel3 und der Schußzölle, in den 
Münch. Gel. Anz. XXV, 1847, Sp. 507 f. über die Notwendigkeit einer gewiſſen Be— 
ſchränkung der Gemwerbefreiheit. 

2Roſcher ©.. 893f.; jiehe dann auch ebenda ©. 907 ff. über J. Kudler, 
U. F. Riedel, C. W. Ch. Schüz. 

2 Roſcher, Geich., ©. 302 ff. 

*Ebenda ©. 818. 

5 Ebenda ©. 922. 

6 Ebenda ©. 928 F. 

? Neue Unterfuchung der Nat.-Öf. u. die natürliche Volkswirtſchaftsordnung, 
1835, ©. 232; fiehe unten ©. 27 f. 
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nur eine Freiheit in organifchem Zuſammenhang mit der Freiheit 
der andern und in geregelter Ordnung jein darf!, R. v. Mohl, dem 
zwar Smith die „Sonne“ ift, der aber mit vielen Forderungen des 
„Liberalismus“ in lebhaften Widerjpruch jteht?, K. Stüve, der in der 
unbedingten Gemwerbefreiheit mit ihrem noch künſtlich geförderten Über— 
gewicht des Kapital® den Boden für den Sozialismus fieht?. Bejonders 
bezeichnend feheint mir aber, daß auch Karl Heinr. Rau, „der Volkswirt— 
ichaftslehrer der gut regierten deutfchen Mitteljtaaten von 1815— 1848” #, 
der fich laut Roſcher mehr und mehr den Idealen der Gemwerbe- und 
Handelsfreiheit genähert hat, einer unbedingten Freiheit des inneren 
HandelSverfehrs keineswegs das Wort redet. Noch 1858 tritt er? für eine 
Konzejfionierung nicht nur der Haufierer, jondern aller Handelsgewerbe- 
treibenden ein. Er erklärt ji) zwar gegen den Zwang für die Kaufleute, 
an einem Zunftverbande teilzunehmen, und im allgemeinen für Handels- 
gemwerbefreiheit bezüglich der Zweige des Warenhandels, hält es aber 
anscheinend für jelbjtveritändlich, daß die Erlaubnis zum Betriebe eines 
Handelsgejchäftes [nur] jedem erteilt werde, „der jeine Fähigkeit dartut, 
die HandelSbücher zu führen, weil dieje in jedem faufmännijchen Gejchäfte 
gehalten werden müfjen. Hierzu iſt das Zeugnis eines Lehrheren oder 
eine furze Prüfung erforderlich“. Und beim Kramhandel hält ex es, 
vor allem wegen der Gefahr der Überfüllung des Standes, die „den Stoff- 
arbeiten nüßliche Kräfte” entzieht, für richtig, bei der Grteilung der 
Konzejfion außer den nötigen Fähigkeiten auch den guten Ruf der Be— 
werber und einigermaßen das örtliche Bedürfnis zu berücjichtigen. „Am 
meijten gilt dies von den Juden, weil diefe oft den Kramhandel nur zum 
Vorwande nehmen, und weil es zur bejjern Verſchmelzung diejes Volks— 
ſtammes mit den Chriften nötig ift, ihn mehr und mehr von dem Klein- 
handel abzuziehen [?].“ Dem Haufierhandel jteht er im Verhältnis 
zu dieſen Anfichten freundlicher gegenüber. „Die neuerliche Ungunit“ 
gegen dieſe mwandernden Kleinhändler gehe zu meit. Immerhin hält er 
aus den üblichen Gründen handelspolitifcher, ficherheits-, gemwerbe- und 
gejundheitspolizeilicher Art außer bei wenigen Gegenjtänden wie den Er— 

! Zwölf Bücher vom Staate, Band L, 2. Aufl., 1839, ©. 636. 

2 Roſcher, Geſch., ©. 943; fiehe dazu unten ©. 32. 

® Ebenda ©. 947. 

+ Ebenda ©. 855. ’ 

° Lehrbuch II, 4. Auzg., 2. Teil, $ 275 ff. 

° Ahnlich hat fi) Ende des 18. Jahrhunderts Jung-Stilling dafür aus— 
geiprochen, daß die Krämer ihr Gejchäft erft nach einem wohlbejtandenen Gramen 
in der Buchhaltung treiben dürften. Roſcher, Geſch., ©. 553. 
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zeugnifjen des Landbaues die Erteilung eines Gemwerbejcheins für nötig, 
der u. a. auch bei jolchen Gegenitänden verweigert werden joll, die „aller— 
wärts regelmäßig von Kaufleuten feilgeboten werden“ ! 

Auch im übrigen ift Raus Stellung zur Freiheit des Handels 
ſchwankend. Monopole, auch StaatSmonopole, verwirft er. Bejchränfungen 
der Zahl der Kram- und Jahrmärkte, die ganz nüglich find, hält er 
mehr wegen der mit ihnen verbundenen Lujtbarkeiten für nötig. Gigen- 
tümlich iſt, daß er unter den allgemeinen Mitteln zur Beförderung von 
MWochenmärkften für den Verkehr zwifchen Land» und GStadtbewohnern 
ohne Kritif auch den jogenannten Marktzwang anführt, das Verbot für 
die Landwirte, an anderen Plätzen feilzuhalten oder mit den Verkäufern 
jchon unterwegs DBerträge zu jchließen, nachdem er ihn an anderer 
Stelle (S 135) für den Getreideverfehr auf den Wochenmärkten verworfen 
hat. Beim Höferhandel findet er die gewöhnliche Bejchränfung der Höfer 
im Einkauf auf dem Markte, namentlich für die eriten Stunden des 
Marktes, unberechtigt und auch nachteilig für die Landleute. Bei den 
Meſſen erwähnt er, daß fie jet durch große Handelsjtädte im Innern 
des Landes und „häufiges Umherreiſen anbietender Kaufmannsgehilfen“ 
erjegt würden. Gr empfiehlt die Unterftügung der bejtehenden, jomweit e3 
ohne einen Zwang oder eine Belajtung des Handels außerhalb der Mejjen 
gejchehen fann. 

Ausführlich fommt er noch auf die Bolizeitaren für Brot, Fleiſch 
und Bier zu jprechen, die früher bei dem durch die Zunftverfafjung 
erhöhten Mangel an Konkurrenz in den Städten eine unentbehrliche 
Maßregel geweſen jeien. Mit der gelegentlichen Unbejtimmtheit, die jchon 
Roſcher an ihm feitgeitellt hat, führt ev aus, daß die Taxen mwejentliche 
Mängel hätten, jedoch jtellenweife, namentlich für Kleinere Städte und 
Marktfleden, ein Bedürfnis nach ihnen anerfannt werden könnte; es 
jet jedoch darauf hinzuarbeiten, daß fie überall bejeitigt werden könnten. 

Die Einrichtung von Börjen erjcheint ihm dort unbedenklich, wo fich 
ein Bedürfnis nach ihnen zeige, doch jei die Genehmigung der Staats- 
behörde und auch eine Überwachung der Beobachtung der VBorjchriften 
durch den Staat erforderlich. Auch er jpricht jchon 1837? von der 
„ungeheuer großen“ Zahl von Differenzgefchäften und meint, daß „der 
Bapierhandel” in jolcher Ausdehnung, wie er „in neuerer Zeit“ geführt 
würde, volfswirtjchaftliche Nachteile hätte, die feineswegs durch die aus 
ihm entjpringenden Vorteile aufgewogen würden. Ahnlich Nebenius 


1In der 2. Ausg. der Volkswirtſchaftspolitik von 1839 fehlt diefer Sat noch). 
2 Lehrbuch I, 3. Ausg. $ 440 Anm. ec. Ebenfo 6. Ausg. von 1855. 
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- vertritt er dann die Anficht, daß man fich wegen der Schwierigkeit der 
Verhältniffe darauf bejchränfen müfje, den erweislichen Sobbereigejchäften 
(bei denen gleich anfangs beabjichtigt oder erſt jpäter verabredet würde, 
bloß die Kursdifferenz auszugleichen) die Klagbarfeit abzufprechen und 
diefen Gejchäften auch das Vermieten der zu Prämienverlofungen ge- 
hörenden Obligationen (PBromefjengejchäfte) gleichzujegen. Ferner ſei das 
Anbieten der Promeſſen in den öffentlichen Blättern zu unterfagen und 
vor diefem Gejchäft zu warnen. Im übrigen könnten „die verjchiedenen 
Ermunterungsmittel des Gewerbfleißes“ eine gute Ablenkung bilden ($ 312). 

Beim Getreidehandel ift Rau unter Berufung auf Jakob für 
völlige Freiheit, da feine Unternehmungen „im ganzen genommen, gemein= 
nüßig“ feien. Die beim Getreidehandel gemachten Gewinſte jeien ein 
der Verforgung des Volkes zu bringendes Opfer, „deſſen Verminderung 
übrigens, wenn fie dem Erfolge unbejchadet möglich tft, befördert zu 
werden verdient” ; durch welche Mittel, jagt er jedoch nicht. Er hält 
auch die Bejorgnis, daß die Getreideauffäufer durch eine Fünftliche Ver— 
teuerung von der Not ihrer Mitbürger unmäßigen Vorteil ziehen fünnen, 
für „wenig gegründet”, glaubt vielmehr, daß gerade bei Monopolifierung 
oder erheblichen Beichränfungen des GetreidehandelS „den gefürchteten 
wucherlichen Runitariffen ein weiterer Spielraum offen ſtehen“ könnte. 
Gegen Negierungs-Kornmagazine hat er triftige Gründe (u. a. würden „Die 
Zehrer“ jorglos); wo ein Bedürfnis nach Magazinen bejtehe, da jollten 
1. die Gemeinden eingreifen, 2. jollte mit den Landwirten ein Über- 
einfommen über die Ablieferung einer bejtimmten Menge getroffen werden 
und die Aufbewahrung gegen Vergütung erfolgen. Ferner empfiehlt er 
ein VBorrathalten jeitens der Landwirte und der Getreidezehrer auf gemein— 
ichaftliche Nechnung, jodaß jene jogleich den halben Ankaufspreis erhalten, 
und auch Magazine, deren Inhalt von den einzelnen Zehrern eingeliefert 
oder auf ihre Koſten angejchafft wird, „oder auch von Aftiengejellichaften“ 
(der damals in der allgemeinen Anwendung noch neuen Gejellichafts- 
form). 

Rau befürwortet die Zulaffung von Handelsfammern, die „über alles 
dasjenige beraten, was ihrem Gewerbe nüßen oder jchaden fann“, und 
Borichläge und Anträge an die Negierung bringen jollen. Großes Vers 
ftändnis zeigt ev für Handelsjchulen, die am beiten jeitens der Regierung 
eingerichtet werden. Und zwar iſt er auch für „volfswirtfchaftlichen 
Unterricht” für Gehilfen, „die fich zu großen Gefchäften ausbilden“. Er 
denkt auch an [Fortbildungs-] Schulen „nach Art der Handwerksſchulen“. 





1 II, 1, 4. Ausg. 1854, 8 133 ff. 
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Eine ähnliche Stellung wie Nau bezüglich der Konzeffionspflicht 
wenigitens der Krämer nimmt auch J. Schön (ſ. o. ©. 23) ein, wes— 
halb auch er hier noch angeführt jei!. In jeinem „Syitem der ges 
regelten freien Wirtjchaft oder der freien Gewerbeordnung”, die die Mitte 
zwijchen dem Gemwerbezwang und der abjoluten Gemwerbefreiheit einhalten 
joll, jcheint ihm zunächit die Bindung des Antritt des Gewerbes an 
eine Befugnis und diefer an die Darlegung der erforderlichen Gemerb3- 
bildung, wenn auch nur durch Zeugniſſe, mindejtens bei allen Fleinen 
Unternehmungen der jtädtifchen Gewerbe unerläßlich, weil jonit die gewerb— 
liche Vorbereitung immer mehr exrjchlafft und die Menjchen viel zu früh und 
unausgebildet in bürgerliche Selbjtändigkeit und in den Eheſtand gelangen. 
Außerdem aber joll bei allen Lofalgewerben, die nur dem Bedürfniſſe 
der Einwohner dienen, zur Verhinderung einer Überjegung der Gewerbe 
den Gemeinden das Necht erteilt werden, die Anjegung neuer Kandidaten 
nach dem lofalen Bedarfe abzumefjen, wie er aus Einwohnerzahl, Sitte 
und Vermögen der Orte fich herausitellt. Bei den Yabrifunternehmungen 
und Großhandlungen jcheinen ihm jolche Konzeffionierungen im allgemeinen 
nicht nötig, einmal weil jolche Gejchäfte jeiner. Anficht nach nicht ohne 
die nötigen Kenntnifje angefangen werden, dann weil eine Überjegung der 
Gewerbe inbezug auf Groß-] Handelswaren nie zu vermeiden jei, da 
man den Bedarf hier, „wo das fonjumierende Publikum durch die ganze 
Welt zeritreut ift,“ nicht berechnen fünnte; auch hätten die Männer, die 
fich zu dieſen Gejchäften meldeten, Ginjicht und Vermögen genug, um 
Nachfrage und Angebot abmwägen zu fünnen. Die Bejchränfung der Lofal- 
gewerbe jcheint ihm aber „ganz unfchädlich, billig und rätlich“, wenn 
man durch gleichzeitige Einführung einer bejchränften Gemerbefreiheit die 
Verbraucher nicht mehr an die einheimischen Verkäufer bände, dem Handel 
die Handmwerfswaren freigäbe und auch die Anlage einer Fabrik auf bis- 
herige Gemwerfsware freiitelle. 

Auch der Überfpannung des Wettbewerbs durch unmoralifche Mittel 
will Schön begegnen, und zwar ähnlich Jakob und ähnlich heutigen 
gejeglichen Beitimmungen durch ein Markenſyſtem — jeder Yabrifant 
müfje fein Fabrifzeichen und fein anderes führen — und die Verpflichtung 
der Kaufleute, die Nichtigkeit ihrer Ankündigungen und Angaben und 
insbejondere die Genauigkeit ihrer Maße und Gewichte zu vertreten, 
Sonit fünne jene Demoralifation des Gewerbes nicht verichwinden, bei der 
der Solideite am meisten leidet und der Gewilienhafteite vom Strom fort: 
gerifjen wird. 





ı Neue Unterfuchung der Nat.-Öf., ©. 221 ff. 
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Schön legt auch großen Wert auf das Korporationswejen. Bei 
dem idealen Syitem der abjoluten Freiheit, meint er gelegentlich 1, jei die 
Freiheit gerade jehr gebunden, da jede organifierende Tätigleit der Bürger 
(durch Affoziation und Korporation) ausgejchlojjen werde. Er wünſcht 
eine gehörige Konftituierung der Gemeinden mit forporativer Zuſammen— 
fajjung der einzelnen Gemerbsitände zur Regelung der praktiſchen Er- 
lernung der Gewerbe, zur freiwilligen gegenfeitigen Bewachung, um jede 
„betrügerifche Induſtrie“ an das Licht und zur Strafe zu ziehen, und 
zur Unterſtützung der Hilfsbedürftigen, die umſo nötiger jei, je leichter 
jest ein Gemwerbsmann durch den andern aus dem Erwerb heraus- 
geworfen werden fünne. Zum Beweiſe beruft auch er fich (noch vor 
Hoffmann) auf Preußen, wo im Jahre 1816 zwar die Zwangsrechte 
der Gemwerbeforporationen gegen das Publikum aufgehoben, dagegen das 
SFortbeftehen von Vereinen ermuntert und 1820 „zum Behufe der Ge- 
werbeſteuer“ [?] den Kaufleuten, Wirten, Bädern, Schlächtern jogar 
[wieder] geboten worden fei. Allerdings müßte die Organijation zweck— 
mäßig fein: die Innungen dürften nicht den Magiſtrat bejegen, die Be— 
ſetzung der Gewerbe dürfte nicht in ihre Macht gelegt werden, und 
ihre Berfafjung müßte einer Fortbildung durch den Magiftrat fähig fein. 
Auch fer feine Korporation zu geftatten, „die nicht in ihrer Zuſammen— 
fegung jelbjt ſchon eine Leitende Intelligenz gewährleiftet.“ Daher iſt er 
gegen Korporationen der Gefellen und Tagelöhner, weil eine folche Koali— 
tion roher Kräfte nichts als Unfug ftiften kann, dejjen Unterdrüdung 
der KRommunalgewalt leicht zu jchwer fällt. In England jeien die 
Arbeiter „jogar zulammen[getreten], um die Unternehmer zu höherem 
Lohne zu zwingen“, und hätten die Weigernden mit Mord und Brand 
bedroht. — 

Eine rücjichtslofe Übertragung der Grundforderungen der Smith- 
chen Lehre auch auf die Volfswirtjchaftspolitif erfolgte in ſyſtematiſcher 
Weiſe in Deutjchland erſt wieder von der Mitte der vierziger Jahre ab, 
als vor allem die glänzenden praftifchen Erfolge der Smithjchen Lehre 
in England die unbegrenzte Freiheit für jeden einzelnen Menſchen in jeiner 
gejamten Tätigkeit als ein ewreichbares Ziel aller Volitik erfcheinen ließen 
und damit die jogenannte Freihandelspartei in Deutjchland in die Höhe 
brachten, die von 1858 ab ihren Sammelpunft in dem „Kongreß deutjcher 
Volkswirte“ fand? Jetzt erſt wurden allgemein vadifale Freiheitz- 

S. 206. Ähnlich Fichte im „geichloffenen Handelsſtaat“, ©. 11f. 

2 Bol. dazu 3. Beder, Das deutiche Mancheftertum, 1907, und &. Grambow, 
Die deutjche Freihandelspartei zur Zeit ihrer Blüte, Jena 1903. 
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forderungen vertreten, noch über Smith hinaus (f. ©. 11). Man brachte 
den grumdlegenden Gedanken, daß die Intereſſen aller Menfchen mit- 
einander harmonierten und diefe nur richtig vechnende Wirte und auch 
von jelbit angejpannt tätig jeien, um ihre wahren Intereſſen zu verfolgen, 
nunmehr fonjequent zur Geltung und befämpfte alle Privilegien, war 
gegen jede Staatseinmifchung in die Privatwirtfchaft und lediglich für 
Selbjthilfe. Die radikalen Forderungen hatten zwar zum Hauptziel die 
Außenhandelsverhältnifie, da über die Freiheit des inneren Verkehrs 
wenigitens eine grundfäßliche Übereinftimmung zwifchen den einander 
entgegenjtehenden Parteien bejtand und u. a. wenigſtens in Preußen die 
Gemwerbefreiheit und die Freizügigkeit ſchon in weitgehendem Maße 
zur Einführung gelangt waren!. Doch auch für den inneren Verkehr 
wurde ein unbejchränkter Individualismus geltend gemacht. Der Haupt- 
führer und unbedingtejte Vertreter diefer Schule, Brince-Smith?, 
jpricht es rückhaltlos aus, daß der Freihandel fich „durch eine radikal 
individualistiiche Auffaſſung volfswirtjchaftlicher Verhältniſſe“ kennzeichne, 
in dem „Volkshaushalte als ſolchem . . . jchlechterdings nur ein Neben— 
einander von Kinzelhaushalten” jehe und dem Staat feine andere 
Aufgabe zuerfenne, „als eben die eine: die Produktion von Sicherheit”. 
Der Handel fünne „bei abjoluter Freiheit doch überhaupt weiter nichts 
tun als beim Einfaufen und Berfaufen eine möglich itarfe Konkurrenz 
veranlafjen“, und es könne „niemals im volfswirtjchaftlichen Gemein- 
interejje liegen, die Konkurrenz zu bejchränfen”. Nur außerordentliche 
Zuſtände, wie der Krieg fie erzeugt, oder die durch Unwiſſenheit und 
Unjelbjtändigfeit des Volkes nötig werdenden Vorkehrungen im In— 
terejje der öffentlichen Gejundheit und Gittlichfeit, alfo politifche und 
polizeiliche Nücfichten könnten Beſchränkungen des Kaufes und Verfaufes 
gemwiljer Dinge rechtfertigen, nicht aber rein volkswirtſchaftliche Nückjichten. 
Bor allem kämpfe der Freihandel gegen eine mißbräuchliche Verwendung 
der Staatsgewalt zur Beeinfluffung der Marktverhältniffe und Bewirkung 
von Konjunfturen. „Denn das einzige [?] Mittel des Staates, um 
auf den Gang des Volfshaushaltes einzumirken, iſt das Befchränfen, das 
Verhindern gewiljer Zufuhren zum Markte, das Erzeugen eines fünftlichen 
Mangels gewiffer Dinge... Da überhaupt, beim Walten abjoluter 
volfsmwirtjchaftlicher Freiheit, jeder nach bejter Einficht und nach Kräften 
ftrebt [!], das Ginträglichite zu tun und das weniger Ginträg- 
liche zu unterlaffen, jo fann die in den Volkshaushalt fich einmifchende 


! Siehe Rentzſch in jeinem H.W.B. der Volkswirtſchaftslehre 1866, ©. 312, 
? Siehe ebenda ©. 436 ff. 
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Staatsgewalt überhaupt an dejjen freiem Gange nur dadurch etwas 
ändern, daß fie daS weniger Ginträgliche gebietet, das Einträglichere ver: 
bietet.“ Der einzige, der ein Intereſſe an der Einmijchung der Staat3- 
gewalt in den Volfshaushalt haben könne, jei der Monopolift und es 
jei „immer nur der Monopolgeift, der die ftaatliche Intervention in den 
Boltshaushalt nachjucht, und immer nur im Bunde mit dem Mlonopol- 
geiſt gejchieht e8, daß der Staat fich in den Volfshaushalt einmijchen 
fann. Und darum befämpft der Freihändler, als entjchlojfeniter Wider- 
jacher des Monopols, jede Einmiſchung des Staats in den freien Gang 
des Volkshaushalts.“ ES ift der „Wahn von der Unzerftörbarfeit der 
Konkurrenz” !, der hieraus jpricht ?. 

Brince-Smith it für Handelsfreiheit jchon deshalb, weil es bis- 
her jo ſchwer geweſen jei, die Menjchen zur Aufbietung ihrer Kräfte an- 
zutreiben, bejonders fie zu jener Anjtrengung und Gnthaltjamfeit zu 
bringen, bei denen ein Grübrigen möglich wird. Eine Abſchwächung jener 
Triebmittel, eine Verminderung jener Not, welche zu wirtjchaftlichen Vor— 
fehrungen aufjtacheln joll, würde daher die Erhebung der Menjchen zum 
Kulturgenuß hoffnungslos machen. Daß der eine aus dem Markt viel 
mehr Befriedigungsmittel alS der andere bezieht, beruhe gerechtermaßen 
darauf, daß er, mit größeren Einrichtungen und Hilfsporräten fchaffend, 
viel größere Schwierigkeiten bei der VBerjorgung des Marktes bemwältige... 
Keine Familie könne anders aus der urjprünglichen Nahrungsnot erlöit 
werden, als indem jie wirtjchaftlich etwas vor fich bringe. Allerdings 
jieht er jelbit, daß fich hier das „Dilemma“ erhebt, daß die gejtärfte 
Willensfraft der Kapitallojen ihre Not brechen joll, während gerade ihre 
Not ihre Willenskraft bricht! „Uber gelegentlich [!]”, jo lautet jein doch 
wohl unzulänglicher Troft, „wird doch diefe Not zeitweife erheblich ge— 
mildert, wenn neue Erfindungen und Entdeefungen oder die endliche Weg- 
räumung alter Hemmniſſe mirtjchaftlicher Freiheit günftige Konjunkturen 
im Arbeitsmarkt erzeugen“ ; indem dieje Konjunkturen dazu beitrügen, die 
fapitallojen Arbeiter an Beſſeres zu gewöhnen, ihre Lebensanjprüche und 
Strebefraft zu fteigern, jei eine Hebung ihrer ſelbſt, mithin ihrer Wirt- 
jchaftslage möglich. 

! Cohn, Syitem II, ©. 156. 

? Siehe auh A. Emminghaus bei Rentzſch ©. 172 Schluß des Artikels 
„Soncurrenz“: In einem „vollftändig organifierten Syſtem der Weltwirtichaft“ 
würde die preisregulierende Macht der Konkurrenz, die unter dem Einfluß der 
modernen Verfehrsentwiclung mehr und mehr zur Geltung komme, „unwiderftehlich, 
allzeit wirfjam und in ihren Wirkungen genau zu berechnen fein gleich der 
[Macht] eines Naturgeſetzes“. 
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Andere Vertreter diefer Richtung find etwas milder. VB. Böhmert 
erfennt an, daß es völlig unbedingte Gemwerbefreiheit tatjächlich nicht gibt, 
da gemwerbepolizeiliche Einjchränfungen jelbitverjtändlich zuläffig ſeien !, und 
jcheint fich auch „bei der Konzefjtonierung einiger weniger, bejonders ge— 
fährlichev Gewerbe beruhigen” zu wollen; die Konzejfionierung von Gaſt— 
und Schanfwirtjchaften wünjcht ex jedoch nicht?. Franz Neumann 
erklärt jogar, daß „begreiflicherweife . . . der Inhalt alles deſſen, was 
zur Handelspflege gehört, jo ausgedehnt [jeil, daß er nur in umfang- 
reichen Werfen behandelt werden“ könne; er hebt dann nach dem 
„leitenden Prinzip der Handelsfreiheit“ kurz das HandelSminifterium, 
Handelsfammern, autonome Handelsgremien (Oenojjenjchaften) hervor, 
als „Mittel“ aber doch nur Handelslehranitalten und kaufmänniſche 
Vereine für die faufmännijche Bildung, und für die Förderung des Um— 
jfages nach den Monopolsrechten „der früheren Zeit” (?) Märkte, Meſſen, 
Börfen?®. H. Nengfch erkennt das bisherige erfolgreiche Wirken der 
Handels- und Gewerbefammern an, die, nach Erja der früheren Zunft- 
gejege durch die Gemwerbefreiheit auf gejeglichem Wege ins Leben gerufen, 
„zwar im veredelten Sinne der alten Innungen, aber mit freierer Be- 
wegung und mit weitergehenden Tendenzen“ bejtimmt jeien, „die gemein- 
famen Intereſſen des Handels und der Gewerbe nach innen und nach außen 
zu vertreten“ *. F. Schneider gibt bei der Bejprechung der Konjum- 
vereine zu, daß „wegen der mancherlei Annehmlichkeiten des Krämer: 
gewerbes“ in diefem „erfahrungsmäßig am leichteften eine Überfüllung“ ein- 
träte, welche dann leicht zu einer Berjchlechterung der Waren führe, 
Max Wirth führt aus, daß bei „freier Bewegung“ Fälle eintreten 
fönnen, wo die eine Kraft fich auf Koften einer andern entmwicelt und 
der Vorteil, den fie erzielt, geringer als der Verluft der andern, alſo für 
die Gejamtheit ein Nachteil jein fann! (©. 9f.). Er verwirft auch das 
Konzeſſionsweſen wenigſtens für jolche Unternehmungen nicht, die durch 
ihre Natur Konkurrenz ganz oder faſt ganz ausfchließen, wie Eiſenbahnen 
(©. 16), und gibt zu, daß Nedlichkeit im Kleinhandel nicht in dem Maße 
vorhanden jei wie im Großhandel (©. 222) und auch „das Haufiergejchäft 
nicht ganz reell“ jei (©. 224). Aber er ift für eine Beſchränkung des freien 
Tuns umd Laſſens in wirtfchaftlicher Beziehung doch nur, „wenn ein 





ı Rentid a. a. D. ©. 387. 

2 Ebenda ©. 164. 

3 Ebenda ©. 433. 

* Shbenda ©. 445 ff. 

5 Ebenda ©. 183 ff. 

8 Grundzüge der Nationalökonomie II, 2. Aufl., 1361. 
XXVII 


99 Rudolf Keibel. 


2 


hohes Intereſſe der Geſamtheit dabei im Spiele” ſei (©. 10), und feine 
Grundanficht fommt in der Behauptung zum Ausdrud, daß die deutjchen 
Staatswirtfchaftslehrer vor ihm, „R. Mohl nicht ausgefchlofjen, noch 
ſehr in den Vorurteilen von der Notwendigkeit der jtaatlichen Bevor— 
mundung befangen [jeien], welche das Bolt gern wie ein Kind am Gängel- 
band fich vorzuftellen gewohnt ift“; jelbjt von Lotz jagt ex, daß er in 
jeinem Syſtem der Polizeiwiſſenſchaft „exorbitante Bevormundungsvor- 
ichläge“ gemacht habe (©.17). Wirth ift darüber klar, daß die Konkurrenz 
außer durch den Eigennuß dev Bevorrechtigten, d. h. in der Regel des 
Staates, „anfänglich“ auch durch die Gewohnheit, das Herkommen, 
„niedergehalten“ werde, das fich an jedes Streben zur Verbefjerung menjch- 
(icher Zuftände wie ein bleiernes Gewicht hänge. Aus dieſem Grunde 
empfinde auch „der Preis im Detailverfehr”, wie er nach Mill aus- 
führt, nur langjam und unvollfommen die Wirkung der Konkurrenz. 
Die freie wirtjchaftliche Bewegung jet indejjen fortwährend am Werf, 
die Macht des Herkommens zu untergraben und die Wiſſenſchaft in ihre 
volle Geltung zu jegen. „Der Großhandel jteht jchon ganz unter der 
Herrichaft der Konkurrenz und ebenfo der Geld- oder Kapitalmarkt“ 1. 

Das jchlagendfte Beispiel dafür, daß die Regierung mit einer Ein- 
mifchung „fait immer” das Gegenteil von dem erreicht, was fie bezweckt, 
fieht ev im Getreidehandel, auch beim inneren Verkehr?. Denn diejer jet 
wegen der Unentbehrlichleit der Ware und der unvorherzufehenden großen 
Preisſchwankungen „der jehwierigfte von allen“ und könne daher als 
veelles Gejchäft nur mit großen Kapitalien getrieben werden. Würde er 
noch durch Staatliche Einwirkung gehemmt, dann würde er gerade in Die 
Hände kleiner Spekulanten geraten, „die ſtets größere Gewinne nehmen 
müſſen und das Gejchäft in weniger reeller Weife zu treiben pflegen“. 
Der [Groß-]Handel, der in dem (feltenen) Falle einer Getreidefnappheit 
die Vorräte bis zur nächiten Ernte zu verteilen juche, ſei „der große 
Menfchenfreund, welcher die Zukunft der Menjchen ins Auge nimmt, wo 
der einzelne vielleicht Eurzfichtig feine Vorräte vor der Zeit verzehren 
würde”. ’ 

Der Binnenhandel verdient nah Wirth (IL, 223) noch mehr 
Befreiung von allen Hinderniffen, als der auswärtige. Dies gelte 
„namentlich vom Zwiſchen- und Kleinhandel, ſowie vom Haufierhandel”, 
ohne den die Landbevölferung, die man oft als darunter leidend darftelle, 
große Einbuße an Zeit und Geld erleiden würde. Er weit bejonders- 


! Grundzüge I, 3. Aufl. 1861, ©. 39. 
21, ©. 416ff.,, U, ©. 2217. 
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auf die Notwendigkeit des auffaufenden Haufterhandels!, auch für Ge- 
treide, bei dem entlegenen und zeritreuten Wohnen der Bauern hin, Bei 
den verfaufenden Haufierern möge die (Schlechte) Ware noch jo teuer fein: 
„Ste ift nie jo hoch bezahlt, al$ wenn der Bauer nach der Stadt gehen 
muß.“ Die Klagen gegen den Haufierhandel rührten von einem Brotneid 
ber, der noch dazu unbegründet ſei, da die Landleute ihre größeren Ein- 
fäufe doch auf die Zeit der Märkte oder auf einen fonjtigen Bejuch der 
Stadt verjparten. 

Meſſen hält auch Wirth bei den damaligen Verfehrsverhältnilien 
für veraltet (©. 240 f.). An ihre Stelle würden die Börfen und Induſtrie— 
ausjtellungen treten. Den Produftenbörfen und Märkten jpricht er bei 
der Art der Gegenftände, die auf ihnen verhandelt werden, noch eine 
längere Lebensdauer zu. Wo fich ein Bedürfnis nach ihnen zeige, da 
jolle die Regierung mit Erteilung der betreffenden Nechte [zu der er die 
Regierung aljo befugt erachtet] nicht kargen. Gr erfennt die Zweck— 
mäßigfeit der Einrichtung der beeidigten Makler, ebenſo der Marft- 
ordnungen und einer Marktpolizei zur Verhinderung des Verkaufs ge- 
fälfchter oder verdorbener Waren und zur Beauffichtigung des Maß- und 
Gemwichtwejens an. 

Bei den Börfen (©. 570 ff.) ift er fühl genug, zu leugnen, daß fie einen 
außerordentlichen politifchen Scharfblie hätten: die Börſe jei ein Kon- 
glomerat von Menschen, die gleich den gemeinen Soldaten in der Schlacht 
die Detailoperationen ganz genau fennen und in diejen außerordentlichen 
Scharffinn entwiceln, aber feinen Überblie im Großen haben und daher 
nur von heute auf morgen rechnen; die Börfe gebe daher nur auf ganz 
furze Friften, für Stunden, den jedesmaligen Stand einer politischen 
Krifis richtig an; auf weiter hinaus ſei ihr Blick jehr bejchräntt. Ander— 
jeitS weist er aber auch den Vorwurf einer großen Schädlichkeit der 
Börfen für die Moralität des Volkes zurüd: fie jeien vielmehr Werk— 
zeuge der Zivilifation geworden, deren Glieder jamt und jonders, wenn 
auch willenlos, im Dienfte einer gütigen Vorjehung zu ſtehen jcheinen. 
Sogar die Agiotage, „eine der viel gejchmähten Schmarogerpflanzen der 
Börſe“, wirke mittelbar zur Verbeſſerung der Zuftände, da jie die ver- 
borgenen Kapitalien aus allen Teilen des Landes zufammenjuche, fie auf 
der Börfe und in den Geldrejervoirs der Banken vereinige, und jomit dem 
Unternehmungsgeift die Mittel zur praftifchen Ausführung nüßlicher An— 
ftalten und mwohltätiger Erfindungen herbeifchaffe. „Der Börfenmann hat 
nichts im Auge als feinen Gewinn; allein indem er diefem nachjtrebt, 





ı Hierunter fcheint er den „Zwijchenhandel” zu verftehen. 
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hilft ex die Induſtrie beleben, hilft ev dem Lande in jeiner Entwicklung 
vorwärts jchreiten”. Wirth kann daher das reine Spiel an der Börſe 
„nicht jo unbedingt als lafterhaft verwerfen“ (©. 576). Das Kapital des 
Landes werde im allgemeinen dadurch weder vermehrt noch vermindert, 
dann aber bringe es überhaupt mehr Leben in die Börje, jo daß fie für 
die anderen reellen Gejchäfte tauglicher und lebendiger werde. Endlich 
müffe, wer die Lichtjeite will, auch die Schattenfeite mit in Kauf 
nehmen. 

Es iſt diefer Schule gelungen, mit Hilfe des erjtarfenden Barla- 
mentarismus und im Zufammenhang mit der für fie günftigen Lage 
Preußens in der auswärtigen Politik ihre Anfichten in den jechziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts auch praktisch zur Geltung zu bringen, obwohl 
der eigentliche führende Staatsmann in Preußen und im Zollverein, Bis- 
mare, in feinen Grundanjchauungen ein Anhänger der organifchen Staats- 
theorie war! und als folcher der unbegrenzten Einführung des „laissez 
faire laissez aller“ in das Wirtjchaftsleben im Grunde nicht geneigt jein 
fonnte. Es ging ihm bier ähnlich wie jeinem "roßen Vorgänger Stein 
(fiehe oben ©. 16). Den Höhepunkt diefer Entwicklung bildete in der 
inneren Handelspolitit das Jahr 1869 mit der Einführung der neuen 
Gewerbeordnung, die die Bejchränfungen des Handels in noch weiterem 
Maße, als es die Regierung ſchon vorichlug, zurücdjchraubte und auch 
dem Haufierhandel, der bisher vom Geſetzgeber jtetS weiter ſtreng be- 
handelt worden war?, größere Freiheit brachte, wenn auch immer noch 
nicht entjprechend den Wünfchen der radikalen Freiheitsmänner, die den 
Haufierern noch in der vorberatenden Reichsſtagskommiſſion auch den Handel 
mit Wertpapieren hatten überlajjen wollen ?. 

Doch jetzt erfolgte auch jchnell der Rückſchlag. Auch hier zeigt fich 
wieder die Erſcheinung, daß Syiteme ihre höchite Vervollkommnung finden, 
wenn die jachliche Grundlage tatjächlich ſchon verjchoben iſt?. Die ge— 


! Siehe Zeitlin, Fürft Bismard3 jozial-, wirtjchafts- und fteuerpolitiiche 
Anjchauungen, Leipzig 1902, ©. 4, und Brod nitz, Bismards nationalöfonomifche 
Anfchauungen, Jena 1902, ©. 133, nad) Rofin. 

? Siehe dazu Schmoller, Kleingewerbe, ©. 241 ff. und Grundriß IL, ©. 32. 

® Schmoller, SKleingewerbe, ©. 253, und Nofcher, Syftem III, 1. Auzg., 
8 146 A. 11. 

* &3 ift bezeichnend, dat die Freihandelzjchule jich exit noch zu machtvoller 
Stellung erheben konnte, nachdem Br. Hildebrand jchon 1847/48 auf Grund der 
tatjächlichen Entwicklung der Wirtjchaftsverhältniffe und des Auffommens der 
Sozialiſten es als deren Verdienſt bezeichnet hat, „daß die unfittlichen Grundlagen 
der Smithjchen Theorie der Nationaldtonomie offen am Tage liegen und für die 
Zukunft unmöglich geworden find“ (a. a. O. ©. 282)! 
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waltige Veränderung, die das gejamte Wirtjchaftsleben im vergangenen 
Sahrhundert unter der Herrichaft des „Lapitaliftifchen Geiſtes“ erfahren 
bat', und die nah Fr. Engels die ganze hergebrachte Ordnung der 
Dinge verkehrt und die Welt aus den Fugen gehoben hat?, hatte fich 
inzwischen auch in ihren Schattenfeiten bemerkbar gemacht. Der un— 
gebundene Wettbewerb, der fich entwiceln durfte, ließ im Gegenſatz zur 
Lehre von Adam Smith immer Flarer die Ungleichheit der fittlichen 
und wirtjchaftlichen Kräfte, die fich im Wirtfchaftstampfe gegenüberjtehen, 
und die hachteiligen Folgen erkennen, die fich aus diejfer Ungleichheit für 
die jchwächeren Teile der Gejellfchaft ergaben. Man mußte jehen, wie die 
volfswirtichaftliche Entwicklung fich in erheblichem Gegenjaß zu 
dem „als deal vorjchwebenden und im politifchen Leben ſich ver- 
wirklichenden gejellfchaftlichen Entwicklungsprinzip der Freiheit und Gleich- 
beit“ volgog?. Daher hat im Herbit desjelben Jahres, in dem die 
neue deutjche Gewerbeordnung erichien, ©. Schmoller befannt, daß 
auch ex früher die hergebrachten Anfchauungen, den großen Optimismus 
„der liberalen Nationalöfonomie” geteilt, aber durch ein tieferes Studium 
der tatjächlichen Verhältnifje jeine Anfichten geändert hätte?. Gr warnte 
vor der „abjchüffige[n] Bahn, die von der Gemwerbefreiheit zur Spielfreiheit, 
zur Sreiheit, betrügerifchen Bankerott zu machen, endlich zur Verbrechens- 
freiheit führt... ."?. Drei Jahre jpäter wurde im Gegenjat zum Kongreß 
deutjcher Volkswirte der Verein für Socialpolitif gegründet, der an der 
friedlichen Löjung der unzähligen jozialen ragen der neuen Zeit mit- 
zuarbeiten unternahm, und wenige Jahre jpäter trat im Zuſammenhang 
mit dem Umfchwung in der deutjchen Außenhandelspolitit Bismarck auch 
an die Spite des preußifchen Minifteriums für Handel und Gewerbe, 
ein Greignis, das bei Bismards Anficht vom Staat immerhin erwähnens- 


1! Siehe Sombart, Der moderne Kapitalismus, 1902, und Die deutjche 
Volkswirtſchaft im 19. Zahrhundert, 1903, auh Wygodzinski, Wandlungen der 
deutichen Volkswirtſchaft im 19. Jahrhundert, 1907. 

2 Die Lage der arbeitenden Klaſſen in England, 1845; fiehe Hildebrand 
©. 159. 

39. Scheel, Theorie der fozialen Frage, Jena 1571, ©. 16. 

* Sleingewerbe ©. VI. 

5 Ebenda ©. 681. Siehe auch ſchon Rau 1855 in jeinem Lehrbuch 1, 6. Ausg., 
©. IX: „Sn der neueften Zeit“ jeien verjchiedene Angriffe gegen das ganze bisherige 
Zehrgebäude der politischen Ökonomie gerichtet worden und man verjuche, Smith 
den Lorbeer wieder ftreitig zu machen. „Sole Meinungen, die von vielen mit 
Wärme ausgejprochen werden, verdienen in jedem Falle jorgfältigfte Beachtung, weil 
man vermuten muß, dab fie mit gleichzeitigen Erfcheinungen im Volks- und Staats» 
leben im Zufammenhang ftehen und auf irgendein Bedürfnis der Gegenwart hindeuten.“ 
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wert ift, wenn Bismard auch die Erfcheinungen des wirtjchaftlichen 
Lebens in erſter Linie vom politifchen oder finanziellen Standpunft aus 
betrachtete und fich für den inneren Handel im ganzen nicht interejfierte !, 
ja den ganzen Handel gelegentlich für unproduftiv erklärte ?, 

Beim Handel hat fich jene Veränderung erit jpäter bemerkbar gemacht 
als bei den anderen Gemwerben, zum Teil weil fte bei ihm erſt durch deren 
Umgeftaltung hervorgerufen worden iſt und weil der Handel auch im 
ganzen außerhalb des Gebietes der „unmittelbaren ſozialökonomiſchen 
Kämpfe“ jteht?. Doch auch bei ihm haben ſich die Probleme der inneren 
Wirtſchaftspolitik völlig verändert*. Die allmähliche Befreiung aller 
wirtichaftlichen Tätigkeit von läftigen alten Fejjeln, die Veränderung der 
gejamten Broduftionsverhältniffe, die Vollendung des Syſtems der Geld» 
und der Beginn lebhafter Kreditwirtjchaft, und vor allem die gewaltigen 
Ummälzungen im Verkehrsweſen von der VBerbejjerung des einfachen Wege: 
baus bis zur Ausbildung des neuzeitlichen, die Welt umfpannenden Nach- 
richtenwejens, das alles hat dem Berufshandel auch für den inneren 
Handelsverfehr die Möglichkeit einer weitgehenden Ausdehnung und Aus- 
gejtaltung feines Abjaygebietes und feiner einzelnen Zweige gegeben, zu: 
gleich aber auch eine Neigung zur Ausschaltung dieſes Berufshandels 
ſowohl von jeiten der Verbraucher wie von feiten der Erzeuger hervor— 
gerufen, die fich gegen den gejamten Handel oder auch nur gegen einen 
jeiner beiden Hauptzweige, den Groß- oder den Kleinhandel richtet, und wo 
jeitens der Erzeuger feine Ausschaltung des Handels erfolgt, da wird 
doch jeine Tätigkeit von den Vereinigungen der Erzeuger vielfach einer 
feiten Regelung unterworfen, die den einzelnen HandelSzweigen zwar von 
Borteil jein kann, aber den Berufshandel doch in feiner Eigenart trifft 
und ihn nötigt, jeine bisherige Führerrolle abzutreten. Die allgemeine 
Gemwerbefreiheit hat ferner bei der anjcheinenden Blüte des Handel3- 
gewerbes einen großen Andrang namentlich zum Kleinhandel gezeitigt, 
der viele Elemente aus anderen Berufskreijen, vor allem aus dem Hand- 
wert, aufnehmen mußte und muß, die fich dort nicht halten können oder 
nicht wohlfühlen, aber für den Betrieb eines Handelsgejchäftes vielfach 


ı Zeitlin ©. 147f. 
? Brodnik ©. 39. 
Leris, Schbg. $ 53, Ehrenberg, Handel, ©. 42ff., Cohn II, ©. 228. 

* Siehe zum folgenden noch ©. 2. f. ©. Bd.38 (Conrad)u. 8 (Sombart, 
Rathgen), Bohle, Die neuere Entwicklung des Kleinhandels, 1900, Bonikowsky, 
Der Einfluß der induftriellen Kartelle auf den Handel in Deutjchland, 1907, 
Cohn IH, ©. 102 ff. u. 158 ff, Philippovid) IL, 2, ©. 109 ff, Shmoller I, 
v. d. Borght, Handel u. Handelspolitif, 2. Aufl. 1907, ©. 79 ff. 
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über ungenügende Vorbildung und ungenügende Kapitalien verfügen. Zu— 
gleich haben fich die Betriebsformen geändert. Auch in den Kleinhandel 
it der Großbetrieb eingedrungen: dem bisherigen jeßhaften Kleinhandel, 
der fait ausſchließlich Kleinbetrieb war, find die großen Kaufhäufer ver- 
jchtedeniter Art zur Seite getreten, die nicht nur die ortSanjäfjigen, 
fondern auch die auswärtigen Kleinbetriebe bedrängen; der „Handels: 
betrieb im Umherziehen“ hat außer durch das Umherſenden von Neifenden 
(fiehe ©. 25 Rau) eine Erweiterung durch Wanderlager und Wander: 
auftionen erfahren. Zum Mittelpunft des wirtjchaftlichen Lebens und 
zur äußerlich am meiſten hervortretenden Organifation des Handels aber 
hat ſich die Börſe ausgebildet: die Warenbörje 309g im Zufammenhang 
mit der Weltmarktbildung, die auf dem Getreidemarft eingetreten iſt, 
den größten Teil des Getreidehandels an ſich, und die Effeftenbörie hat 
mit der gewaltigen Ausdehnung des Wertpapiermarftes eine ungeahnte 
Steigerung ihrer Bedeutung erfahren. Der. Wettbewerb im Binnen- 
handel jelbit, durch die Erleichterung aller wirtjchaftlichen Tätigkeit erſt 
zu voller Wirkſamkeit gebracht, iſt durch all jene Momente ihrer Um— 
geitaltung auch jofort verjchärft worden: vor allem tft der „alte folide 
Kleinhandel” aus der „Sphäre der handwerfsmäßigen Tradition” heraus— 
gehoben, der Abſatz der Ware ein „Problem“ geworden. Die Gejchäfts- 
grundjäße haben fich daher geändert, damit auch das Gejchäftsgebaren, 
und die früher befürchtete Außerachtlaffung der fittlichen Forderungen, 
die die Freiheit an den einzelnen jtellt, ijt eingetreten: Treu und Glauben 
find im Gejchäftsleben gefährdet worden. Der rücjichtsiofe Wettbewerb 
bat endlich auch beim Handel eine VBerjchlechterung der Lage der An— 
geitellten, der Handlungsgehilfen und =lehrlinge, zum mindeiten in den 
fleineren Gejchäften, zur Folge gehabt !. 

Die Notwendigkeit erneuter Bejchränfung der Gemerbefreiheit hat 
fich jchon zu Anfang der fiebziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts 
ergeben: 1874 wurde das erite Marfenfchuggefeg erlaſſen. Mitte der 
fiebziger Jahre jette die neue Bewegung gegen das Wandergemwerbe, 
namentlich den Betrieb von Wanderlagern ein. 1880 lenkten erregte 
Verfammlungen von jtellenlofen Handlungsgehilfen die allgemeine Auf- 
merkfjamfeit auf die Lage der Handelsangeftellten?. Und jeit jener Zeit 
ertönen in immer ſtärkerem Maße auch die Nufe nach Bejchränfung der 
Konjumvereine und der Großbetriebe im Kleinhandel, nach Unterdrücung 


ı Bücher, Die Arbeiterfrage und der Kaufmannſtand, 1883, Adler, Die 
Sozialreform und der Kaufmannftand, 1891, und H.W.B., 2, Aufl, IV, ©. 984ff. 
2 Büdher a. a. O. ©. 4. 
XXVIII 


98 Nudolf Keibel. 


2 


des unlauteren Wettbewerbs aller Art und nach feſten Eingriffen in die 
Tätigkeit der Börſe, Rufe, die ſtellenweiſe bis zur Forderung völliger 
Aufhebung des Grundſatzes der Gewerbefreiheit geführt haben!. Die 
gejeggebenden Körperjchaften find diefen Wünfchen auch in weiten Maße 
entgegengefommen. Co ijt jchon 1880 ein Gejet über die Beiteuerung 
der Wanderlager erlaffen worden, das jpäter verjchärft wurde, 1883 und 
1896 erfolgten weitere Bejchränfungen des Gewerbebetrieb im Umher— 
ziehen — 1883 wurden u. a. dem Gejchäftsbetriebe der Handlungsreifenden 
engere Grenzen gezogen, 1896 auch das Aufjuchen von Warenbeftellungen 
bei Privaten unter die Grundſätze des Gemerbebetriebs im Umberziehen 
gejtellt und diejer damit ganz neu gegen den ftehenden Gemerbebetrieb ab- 
gegrenzt?; 1891 und 1900 wurden Beitimmungen über die Sonntagsruhe, 
die Mindejtruhezeit und mittelbar auch die Höchitarbeitszeit der Handels- 
angeitellten getroffen®; gegen den unlauteren Wettbewerb richteten jich 
u. a. das Nahrungsmittelgefeg von 1879, das Gejet über die Abzahlungs- 
gejchäfte von 1894 und das Gejeß zur allgemeinen Bekämpfung des un- 
lauteren Wettbewerbs von 1896. Zur Bejchränfung des Großbetriebs im 
Kleinhandel wurde das Warenhausfteuergefeg von 1900 erlaſſen, dem auch 
die Konjumvereine unterliegen; dieſe wurden ſchon 1889 und jchärfer 1896 
für ihren Verkauf auf ihre Mitglieder beſchränkt und der allgemeinen Ge- 
werbebejteuerung unterworfen, jeit 1906 werden fie auch zur Einfommen- 
ſteuer herangezogen. Zur Regelung der Börfentätigfeit aber erging das 
Börjengejeg vom 22. uni 1896, das nach Leris* den am tiefiten 
gehenden Eingriff darftellt, der in der inneren Handelspolitik in der neueren 
Zeit vorgefommen ift. 

Diejen Fragen gegenüber hat die unbedingte Freihandelslehre nicht 
Itandhalten können. Auch der Sozialismus, der zuerſt die Unhaltbarkeit 
der Smithjchen Lehre gegenüber der modernen Wirtjchaftsentwiclung nach- 
gewiejen hat?, vermochte und vermag fie nicht zu löſen, da ex jeinerfeits 
in die Irrlehre von der Unproduftivität der KRapitalien und des Handels 

' Bol. 3. B. Bohle ©. 51 über die Konjumvereine. 

> Siehe Meyer, Gewerbegejebgebung, H.W.B. d. St.W., 2. Aufl., IV, ©. 429. 

° Dazu fommen noch neben weniger bedeutfamen Ergänzungen der Gew.-D. 
die Einbeziehung in die Arbeiterverficherungsgefege und die fozialpolitifchen Beſtim— 
mungen im neuen Handelsgejeßbuch von 1897. Die Beftimmungen über die Sonn- 
tagsruhe find jchon 1888 vom Reichstag mit anderen Arbeiterichußbeftimmungen feit- 
gelegt worden, die Bismard aber ablehnte, da er grumdjäßlich nicht in die Gewerbe- 
betriebe jelbjt Hineingreifen wollte (Adler ©. 54, Brodniß ©. 142, 14, 152). 
Erſt nad Bismards Entlajjung wurden jene Bejtimmungen angenommen. 

H.W. B. d. St. W. IV, ©. 1037. 

5 Hildebrand a. a. D. ©. 278. 
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zurücfällt!, diejen für unfittlich und volfswirtjchaftlich nachteilig hält? 
und in dem Glauben an daS „Dogma von dem notwendigen Verlauf der 
Konkurrenz in das Monopol” 3 ganz ausschalten und zur Staatsjache machen 
will. Wertvoll für ihre Beantwortung it jedoch die realiftifche Nich- 
tung der Volfswirtjchaftslehre geworden, die etwa zu gleicher Zeit mit 
der SFreihandelsfchule und dem Sozialismus aufgefommen ift und die Menjchen 
jo nehmen will, wie fie wirklich find*, und durch die hieraus folgende 
Betonung der Relativität der meiſten Begriffe und der meilten Regeln 
der Volkswirtſchaftslehre ſchon die Umkehr der deutſchen Wirtjchafts- 
politit in den fiebziger jahren des vorigen Jahrhunderts vorbereitet hat?. 

Dieje Richtung, welche einzelnen Schulen fie auch umfaffen mag, 
erkennt von vornherein an, daß jede wirtjchaftliche Einrichtung ebenſo 
unheilvoll wie jegensreich wirken fann®, und betont deshalb wieder, „wie 
verschieden die Wirkungen eines durch Rückſichten auf Necht und Billigfeit 
oder auf das Wohl der Mitbürger gemäßigten Wetteifers von denen einer 
ungezügelten, nur die Verfolgung des eigenen Vorteil ins Auge fajjenden 
Konkurrenz find“ 7; fie hat erfannt, daß die Gejeßgebung ſich daher nicht 
darauf bejchränfen darf, die Gemerbefreiheit zu fichern und im öffentlichen 
Intereſſe den Gefahren des Gemwerbebetriebs vorzubeugen, gegen die der 
einzelne ich nicht zu jehügen vermag, fondern auch große und wichtige 
wirtjchaftspolitifche Aufgaben zu erfüllen hat®. Won diefem Standpunft 
aus hat fie den neuen Problemen auch der inneren Handelspolitif, jobald 
jie auftauchten, ihr Intereſſe entgegengebracht und fie nach beitem Willen zu 
löfen verjucht. Auch der Verein für Socialpolitif hat fich in den achtziger 
Jahren den Berhältnifien im Handel zugewandt, die Generalverfammlung 
von 1888 hat ſich mit dem „Einfluß des Kleinhandels auf die Preiſe“, 


ı Rojcher, Geich., ©. 1020, Ehrenberg, Handel, ©. 13f. 

® Fr. Engels in den deutjchefranz. Jahrb. v. Ruge u. Marı 1844 ©. MW ff.; 
danach) und nad Weitling Hildebrand a. a. D. ©. 114 ff. u. 155 ff. 

® Cohn III, ©. 156. 

+ Rojcher, Geſch., ©. 1032. 

5 Siehe dazu Schmoller I, ©. 113. 

6 Hildebrand ©. 325 nach Proudhon. ©, ebenda ©. 279 ff. den Hinweis 
auf die große Gefahr, daß bei Annahme der Smithichen Lehre jedes unfittliche Treiben 
anf dem Markte des Verkehrs die Grundſätze der Wiſſenſchaft für fich geltend 
machen fann. 

? 6. Kries 1852, fiehe Roſcher ©. 1043; fiehe auch v. Mangoldt, Volta» 
wirtjchaftslehre 1868 ©. 106 ff. Roſcher bedauert Syftem III $ 155, dab man die 
alten Zünfte einfach getötet hätte. Schmoller II, ©. 52: „Bon der alten Ordnung... 
hätte man viel erhalten oder jofort in neue moderne Formen umgießen können.“ 

8 Evening, HW.B. IV, ©. 411; ſ. au) Ehrenberg, Handelzpolitif, ©. 1. 
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die Generalverfammlung von 1899 mit der „Lage des Haufiergewerbes“ 
und den „Entwiclungstendenzen im modernen Kleinhandel“ bejchäftigt. 

Man kann fagen, daß die führenden Männer der Wiſſenſchaft heute 
wegen der Behandlung des inneren Handelsverfehrs in den Hauptgrund- 
ſätzen völlig übereinjtimmen. 

Sie erfennen voll die Produktivität des Handels an! und verwerfen 
die Anficht, daß der „Zwiſchen“-Handel im innern Handelsverfehr völlig 
entbehrlich fei, jprechen ihm vielmehr auch hier bei den heutigen Verhält- 
nijjen eine erhöhte Bedeutung zu?. Anderſeits betonen fie aber, daß bei 
der Prüfung der Organifation des Handels in erjter Linie nicht die Nück- 
ficht auf die Ipntereffen der dem Handelsberuf Angehörigen maßgebend 
fein dürfe, fondern die Frage, wie weit jene der Produktion Erweiterung 
und Grleichterung des Abſatzes und damit neue Anregung, und der Kon- 
jumtion reichlichere und mannigfaltigere Bedürfnisbefriedigung verjchafit?. 
Sie erkennen ferner an, daß das kapitaliſtiſche Produktionsſyſtem, an 
dejfen Erſatz durch ein fommuniftifches nicht zu denken ift, die innere 
Handelsfreiheit fordert, und halten es deshalb für nötig, daß der Staat 
fich darauf beſchränkt, die Übel, die mit beiden verbunden find, ſoweit 
wie möglich zu mildern*. Sie geben zu, daß ein Mittelitand nötig und 
die Lage mancher Gewerbe und vor allem der Kleinbetriebe jchwierig iſts, 
und wünſchen deshalb allen, die unter dem freien Wettbewerb zu leiden 
haben, den Übergang in andre Gewerbe, in neue Verhältniffe zu erleichtern. 
Aber fie betonen denen gegenüber, die nun zur Beijerung der Verhält- 
nifje jcharfe Maßregeln verlangen, nachdrüclich, daß es fich nur um eine 
Übergangszeit handelt, für die andere Maßnahmen zu treffen find als für 
einen dauernden Zuftand®. Sie warnen, wie jchon vor hundert Jahren 
Sartorius, davor, den wahren Zufammenhang der Dinge zu verfennen 
und die Urſache der tiefjten und ſchwerſten Schäden unjeres wirtjchaft- 

! Siehe u. a. Hildebrand ©. 253 u. 256, dv. Mangoldt ©. 29, Roſcher J, 
$ 60, Lexis, Schbg., 8 35Ff., u. R. Ehrenberg, Handel, ©. 16ff., der die Neu- 
heit jeiner Feſtſtellung etwas übertreibt. 

2 Leris, $ 8, 16, 42, 53, Sombart S. V. f. S. 88 ©. 140, Cohn, Syſtem 
III, ©. 102 ff. u. 209, Ehrenberg, Handel, ©. 47f.u.64, Schmoller II, ©. 42. 

> Bhilippovid ©. 109. 

* Leri3 8 38. Siehe au Schmoller II, ©. 19 u. 30, Ehrenberg, 
Handelspolitif, S.1f., Handel, ©. 73 u. 87 ff., Conrad, Grundriß I, 1900, ©. 395f. 

’° Siehe dazu Schmoller, Kleingewerbe, ©. 678, und ©. V. f. ©. 38. 

6 Siehe Hildebrand ©. 226ff., Shmoller a. a. D. ©. 661f., Lexis, 
H.W.B. IV, ©. 1086, Bohle ©. 4. Sombart S. V.f. S. 8, ©. 251: „Wir 
leben doch in einer Zeit, wo wir und gleichjam in einer Staubwolfe befinden, die 
vom Sturm aufgewirbelt ift.“ 
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lichen Lebens in der Gewerbefreiheit zu erblicken, jtatt in jenen großen 
allgemeinen Faktoren, die das gewerbliche Leben der Gegenwart 
beherrjchen — Majchinenbetrieb, Arbeitsteilung, Ausbildung des Welt- 
marktes, Leiftungsfähigfeit der Verkehrsmittel aller Art —, deren Macht 
jich fein Kulturvolk entziehen kann und deren nachteilige Wirkungen man 
vergebens durch polizeiliche Bejchränfungen des Wettbewerbes oder durch 
Rückkehr zu Einrichtungen der Vergangenheit zu befämpfen jucht. Sie 
weijen darauf hin, daß Geſetze, die dies anftreben, nur die Übel fteigern, 
die jie verhindern wollen !, 

Gerade bei den Problemen der inneren Handelspolitif befinden fich 
dieſe Männer der Wiſſenſchaft daher heute mehr oder weniger in einer 
Berteidigungsitellung gegenüber den Bevormundungswünjchen der wirklich 
und angeblich benachteiligten Intereſſenten. ES ift jelbjtverjtändlich, daß 
fie die Aufrechterhaltung der Ordnung und die Wahrung guter Sitte 
durch ein ftaatliches Necht mit weitverzweigten privatrechtlichen und ver: 
waltungsrechtlichen Vorfchriften für notwendig halten und billigen. Dann 
aber find fie für ftrenge Gerechtigkeit in der Geſetzgebung; daher fich 
Roſcher 3. DB. deutlich gegen die frühere aus Beitimmungen des reis 
zügigfeitsgefeges hexzuleitende Vorzugitellung der Wanderlager vor dem 
eigentlichen Haufierhandel ausgejprochen hat?. So kommen fie dazu, vom 
volfswirtjchaftlichen Standpunkte aus im allgemeinen allen Beſchränkungen 
des inneren Handelsverfehrs zuzuftimmen, die aus wohlfahrts- und 
ficherheitspolizeilichen Gründen erfolgen 3, ferner folchen, die jozialpolitifcher 
Natur find, weil hier auf den freien Willen aller Beteiligten, jomohl 
bei den jelbitändigen Kaufleuten wie bei den Angeftellten, zur Bejjerung 
der Mipitände, an denen die einzelnen Parteien die Schuld tragen mögen, 
nur wenig zu rechnen iſt“, endlich folchen, die die „guten Gitten“ 
ichügen und deshalb jeden wirklich unlauteren Wettbewerb treffen jollen. 
Sie verwerfen dagegen alle Bejchränfungen, die den Haupt- oder Neben— 
zweck haben, einzelne Gemwerbzweige und „lofale Intereſſengruppen“ nicht 
nur im Wettlampf mit dem Auslande, ſondern auch im inländijchen 
Konkurrenzkampf auf Koften des nationalen, volfSwirtjchaftlichen Zus 
jammenhanges zu begünftigen, ein Schutzſyſtem auch im inneren Handels— 





I Soening a. a. O. Cohn III ©. 3f., 55ff, Schmoller II, Sombart 
a. a. D. ©. 142. 

2 Syftem III, 1. Aufl., $ 14 U. 16. 

3 Geris, $ 56. 

+ Adler ©. 2,22,29, Sombart S. V. f. ©. 88, ©. 156F., Philippovich 
©. 131. Siehe auch Roſcher, Syftem, $ 151 U. 8, dab joziale Negulative ich 
durchaus mit einer rechtverftandenen Gewerbefreiheit vereinigen ließen. 
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verkehr zu jchaffen, — Beichränfungen aljo, die in den lauteren Wett: 
bewerb eingreifen wollen, wo tatjächlich auch eine feite Grenze für der— 
artige Eingriffe nicht zu erkennen und fejtzulegen it. Auf dieſem Gebiete 
des MWettfampfes find fie, mag es jich nun um den Berufshandel oder feine 
Gegner handeln, nach wie vor für Selbſthilfe jeitens der Beteiligten, doch 
für deren nachdrücliche Grleichterung und Förderung auf dem Gebiete 
des Genofjenjchaftswejens und des Unterricht durch den Staat?. Dort, 
wo fich aus dem freien Wettbewerb ein Monopol bilden kann oder zu 
bilden jcheint, find fie wieder wie Sartorius für mittelbare Bekämpfung 
durch Schaffung neuer Konkurrenz und zwar entweder durch die jchon 
vorhandenen oder zu errichtende StaatSbetriebe oder mit Hilfe des Ber- 
kehrsweſens, wo heute weitgehende Maßnahmen zur Beeinfluffung des 
Handelsverfehrs getroffen werden könnens. 

Gehen wir die einzelnen Gebiete einer inneren Handelspolitit, wie 
wir fie oben ©. 3 f. bejtimmt haben, durch, jo glauben wir folgende An— 
fichten der heutigen VolfSmwirtjchaftslehrer hervorheben zu fünnen: 

1. Die alte Hauptforderung für den inneren Handelsverfehr, daß der 
Staat ein einheitliches Handelsgebiet mit völlig freiem innerem Waren- 
umlauf bilden müfje*, übereinitimmend aufgeitellt von Freihändlern und 
Schußzöllnern (ſ. Lift), wird alljeitig anerfannt. Daher werden Binnen- 
zölle irgendwelcher Axt allgemein verworfen >. 

2. Bon den allgemeinen Beſchränkungen der „Handelsfreiheit” werden 
die auf die Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs aller Art abzielenden, 
die in Sonderbeftimmungen des Handelsgejegbuches, in Patent, Muſter— 
und MWarenzeichenjchußgefegen, dem Geſetz über das Urheberrecht, dem 
Nahrungsmittelgefeß, dem Geſetz über die Abzahlungsgefchäfte und endlich 
dem allgemeinen Gejege über den unlauteren Wettbewerb von 1896 
niedergelegt find, allgemein gutgeheißen. Sie follen die feineren Nuancen 
des Betruges, der Täufchung in der Neflame, bei Mengen und Her— 
funftverjchleierung, falſcher Nachrede uſw. faſſen, die durch das weit- 
majchige Ne des Strafgejegbuchs fchlüpfen ©. 


I Siehe Lexis, $ 55f. 

> Siehe no dv. Mangoldt ©. 111ff,, Cohn ILL, ©. 241, Shmoller LI, 
©. 41 u. 42 Schluß, Bonikowsky ©. 241. 

’ Siehe Shmoller II, ©. 12 und unten ©. 46. u. 57. 

* Beris $ 54. Siehe 0. ©. Sf. Berg. 

° Seris weiſt darauf hin, daß ein Reſt folcher Binnenzölle im Deutjchen 
Reich noch in den UÜbergangsabgaben für Vier aus Süddeutichland Fortbeiteht. 

s Sombart, ©. V. f. S. 88, ©. 146. Siehe Roſcher, Syſtem, wenigitenz 
©. 679 ($ 148), in der 5. Aufl. von 1887 noch ©. 704 Anm. 10. Den „unlauteren Wett- 
bewerb“ erwähnt erſt Stieda in der 7. Aufl. 1899 ©. 109 u. 899. Cohn ©. 278 
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3. Die Notwendigkeit jozialpolitifcher Einjchränfungen der Handel3- 
tätigfeit findet heute allgemeine Anerkennung. Der erſte, der auf die 
jozialen Veränderungen im Kleinhandelsbetriebe, vor allem feine Über- 
füllung mit Lehrlingen, aufmerkſam machte, Bücher, hielt noch Selbit- 
hilfe auf dieſem Gebiete für ausreichend, in der Form großzügigen 
Zuſammenſchluſſes der Gehilfenvereine zur Überwachung des Lehrlings- 
‚wejens und zur Negelung der Stellenvermittlung. Ihm ſchloß ich 
Roſcher 1887 im ganzen an!. Weitgehende Forderungen jtellte dann 
Adler, der 1890 für gejegliche Bejchränfung der Sonntagsarbeit und 
Feitlegung eines Höchjtarbeitstages?, den Ausjchluß beliebiger Verkürzung 
der Kündigungsfriit, obligatorische Kranfenverficherung, bejjere Ausgejtaltung 
der Alters und Snvalidenverficherung, Verhinderung der Lehrlingszüchterei 
durch Staatliches Geſetz, Stellenvermittlung und Überwachung des Lehrlings- 
wejens durch an die Handelsfammern angeſchloſſene Kommiffionen von 
PBrinzipalen und Gehilfen, kaufmänniſche Zwangsgenofjenjchaften zum 
Zwed der Unterjtügung bet GStellenlofigteit, ftaatliche Hilfe für Die 
Beſſerung der Gejundheitsverhältniffe, und auch jchon für Kaufmanns: 
gerichte nach Art der eben errichteten Gemwerbegerichte, für Handels— 
injpeftoren und für Handlungsgehilfenfammern eintrat?. Seine Nach: 
folger find milder geblieben* und vertreten namentlich die ftaatliche 
Regelung der Arbeitszeit, verjchließen ſich aber auch nicht den Mißſtänden 
im Lehrlingswejen (Cohn). 

4. Eine bejondere Förderung des Binnenhandels jeitens des Staates 
fann hauptjächlic nur durch Erfüllung der allgemeinen Aufgaben er= 
folgen, die dem Staat im Intereſſe der Volkswirtſchaft und des Verkehrs 
überhaupt gejtellt jind (Kexis), aljo vor allem durch Sicherung des 
Nechtszuftandes, Sorge für ein gutes Geld-,Maß- und Gewichtsweſen und 
die Vervollfommnung der Verkehrsmittel. Doch wird dabei, namentlich 
wegen des Mangels an Sachfunde bei der Negierung, in befonderem Maße 
eine Mitarbeit der Kaufmannichaft für nötig erachtet, die aber ihrerjeits noch 
eine fräftigere Staatsgefinnung befommen, fich ihrer Verantwortlichkeit 
für das Gedeihen der Gejamtheit im neuen Deutjchen Neich klarer bewußt 


möchte die Auswüchſe der Reklame auch auf genojjenichaftlichem Wege befämpft jehen. 
Philippovi ©. 125F. würde an Stelle verichiedener Spezialgejeße lieber einen 
allgemeinen Rechtsjaß jehen. 

! Syitem ILL S 151. 

? Beides jei im (Stlein-)Handel viel leichter durchzuführen als im Fabrikations— 
gewerbe, weil der Kleinhandel feine ausländijche Konkurrenz zu fürchten hat. 

: Adler ©. 29 ff. und H. W. B. IV, ©. 989 ff. Siehe auch nächſte Seite. 

* Leris, $8u.56, Cohn ©. 239 ff, Philippovich ©. 130 ff., v. d. Borght 
©. 109 ff. 
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werden müfje!. Die Einrichtung der Handelsfammern als amtlicher 
Vertretungsorgane des Handels (und der Induſtrie, was fait regelmäßig 
überjehen wird) wird daher begrüßt?. Ihre Aufgabe ift vor allem, 
Regierung und Bolt über die Intereſſen des Handels und der Induſtrie 
aufzullären (Rojcher), durch Erhebungen über den inneren Handels- 
verlehr die Grundlagen für jeine richtige Beurteilung zu fchaffen (Lexis), 
und dann in jenem Sinne der Vermittlung zwifchen dem Gemeinmwohl 
und den Sonderinterefjen der Kaufleute zu wirken (Cohn). 

Eine Beljerung der Ausbildung der Lehrlinge wird allgemein 
verlangt, ein jtaatlicher Zwang zum Bejuch bejtimmter Schulen jedoch 
nur vereinzelt gewünfcht. Bücher, der felbjt die ungenügende Bildung 
der Kaufleute feititellt, begnügt fich merfwürdigerweife mit dem Vorfchlage, 
die faufmännifchen Vereine jollten jungen Leuten mit ungenügender Vor- 
bildung ihre Hilfe verfagen (©. 33f.); wo fie aber genügende Vorbildung 
finden jollen und daß fie. fie auch während der Lehrzeit in Fortbildungs- 
ſchulenz finden können, jcheint er zu überfehen. Adler ift für obligatorische 
Handelsjchulen, Lexis hält „irgendwelche auf Zwang begründete Ein- 
richtungen“ für unnötig®?. Die inzwifchen zum großen Teil auf Drängen 
der Kaufmannjchaft ſelbſt geichaffene Möglichkeit der Errichtung von 
obligatorischen Fortbildungsfchulen jeitens der Städte und Handels— 
fammern wird indefjen allgemein gutgeheißen*. Die Notwendigkeit einer 
umfafjenderen Ausbildung auch der höherftehenden Kaufleute, die aber 
freiwilligen Charakter behalten muß, wird bei der Zunahme der Groß- 
betriebe, der großen Vereinigungen und des Weltwirtichaftsverfehrs immer 
mehr anerfannt?. 

5. Bei dem Kampf zwifchen dem Kleinhandel und den Konſum— 
vereinen wird auf Grund der Unterjuchung der tatjächlichen Verhältniffe 
bejtritten, daß im Kleinverfehr eine willfürliche Preisbildung, die jehr 
oft zu einer ganz übertriebenen Verteuerung der Waren führe, die Regel 
bilde®, Anderfeit3 wird aber das Streben nach Ausichluß des Handels 
jeitens der Verbraucher berechtigt genannt, „jolange die wirtfchaftliche 


ı Ehrenberg, Handel, ©. 77 ff. u. 977. 

2 Vgl. Roſcher $ 101, bei Stieda ©. 659 N. 6, Lexis, $ 63, Cohn LI, 
©. 99. Siehe ©. 47. 

* Noch 1898 (4. Aufl). Rofcher ſpricht $ 162 A. 11 nur kurz von Handels- 
ſchulen und Handelsakademien. 

Vgl. v. d. Borght ©. 407 ff. 

° Ehrenberg, Handelshochſchulen 1897, H. Schumacher, Die ſtädtiſche 
Handelshochſchule in Cöln 1901. 

38, Leris $ %6 u. 48. 
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Freiheit der Konjumtion anerfannt wird“ !. Es handelt fich hier um den 
Kampf zweier Organijationsformen auf dem Gebiet der Warenverteilung ?. 
Die Konjumvereine können alle Vorteile eines „Lapitaliftifchen Großbetriebs 
für den Abſatz im kleinen“s bejigen, während die häufig langjame Ans 
pafjung der Preiſe im Kleinhandel an die Großhandelspreife (Tiehe jchon 
oben Wirth ©. 32) nur durch eine Organijation der Abnehmer zu be- 
jehleunigen iſt. Volkswirtſchaftlich iſt es, abgeſehen von anderen Vor— 
zügen der Konſumvereine, nur zu begrüßen, wenn infolge der Gründung, 
jolcher Vereine ein Teil der Kleinhändler und ihrer Kapitalien anderweitig 
eine intenfivere und nüßlichere VBerwendung finden‘. Der Kleinhandel 
fann fein Recht auf bejondere Berückjichtigung geltend machen, da er 
jelbjt in jeiner heutigen Gejtalt und feinem heutigen Umfange ein Kind 
der neuen Zeit, kaum älter als die Konfumvereine, ift?. Anderſeits 
braucht der Kleinhandel im ganzen feine Verdrängung zu fürchten, da 
die Konjumvereine nur für einzelne Volfsklaffen und für beſtimmte Waren- 
gattungen Wert haben, auch nicht an allen Orten und nur in bejtimmten 
Verbindungen gedeihen und auch nur Erfolg haben fünnen, wenn gejchiefte 
Leute an der Spiße find‘. Die Forderung völliger Gleichitellung der 
Konjumvereine mit anderen Berfaufsunternehmungen in der Beauffichtigung, 
der Waren» und GemwichtSbejchaffenheit, der Konzeffionierung zum Klein- 
handel mit geiftigen Getränfen und vor allem der Bejtenerung wird 
durchaus gebilligt, Doch bei Bewilligung diejer Forderung ſchon die Be- 
jchränfung des Verfaufs lediglich an die Mitglieder als ein Verſtoß 
gegen die Gewerbefreiheit nicht für berechtigt gehalten, und jede Sonder- 
bejteuerung als ungerecht verworfen ®. — Daß Genofjenjchaften eine Lücke 
in dem bisherigen Handel auszufüllen vermögen, zeigen die landwirt- 
ſchaftlichen Bezugsgenofjenjchaften ?. 

Das Beitreben der Erzeuger, den Handel namentlich im inneren 
Handelsverfehr auszujchließen oder in feiner Bemwegungsfreiheit zu be— 
Ichränfen und die ihm eigentümliche Funktion in ihren Kartellen jelbjt zu 
übernehmen, fann vom vollswirtjchaftlichen Standpunkt aus gleichfalls nicht 


ı Bhilippovich ©. 116. 
2 Bierftorff, ©. 2. f. ©. 38, ©. 226. 
sPhilippovich ©. 114. 
4 Leria $ 45. 
5 Siehe Rathgen, ©. V. f. ©. 88, ©. 169. 
6 Siehe no Pohle ©. 26, Lexis $ 45, Cohn ©. 158 ff. 
7 Bohle ©. 36. 
sPhilippovich ©. 116. 
9 Cohn III, ©. 184 ff. 
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befämpft mwerden!,. Daß die Bewegung mit der Gejamtentwiclung des 
Mirtjchaftslebens zufammenhängt, zeigt ihr Beginn noch vor der eigent- 
lichen Kartellära ?. Die zunehmende Regelung der Tätigkeit des Handels 
hat zudem vielfach auch eine Verbejjerung der Verhältniſſe des Handels 
unter den heutigen Wettbemwerbsverhältniffen zur Folge, da die Kartelle 
jehr häufig nicht nur den Großhandel gegenüber den kleinen Abnehmern, 
jondern auch die Kleinbetriebe im Großhandel und im Kleinhandel gegen- 
über den Großbetrieben unterjtügen?. Bedenken erweckt bei dieſer 
Regelung jtellenweije die jogenannte Exrklufivflaufel, die dem Handel den 
Betrieb von Gejchäften mit Dritten verbietet. Someit hier Gefahren 
einer Ausbildung oder Ausnugung einer Monopolitellung vorzuliegen 
jcheinen, wird eine gejegliche Negelung der Exkluſivklauſel gewünſcht 
(Liefmann); anderjeitS wird betont, daß Übergriffe der Kartelle auf 
diefem Gebiete bei der Neuheit diefer Organifationsform erklärlich find 
und in den meilten Füllen alS vorübergehende Erjcheinung betrachtet 
werden können“. Soweit der Handel fich beeinträchtigt fühlt?, wird 
auch ihm die Bildung von Vereinigungen empfohlen, wie fie tatjächlich 
auch bereits in großer Zahl und mit gutem Erfolg entitanden find®. In 
eriter Linie richtet fich die Aufmerkſamkeit der Wirtſchaftswiſſenſchaft aber 
nicht auf das Verhalten der Kartelle gegenüber dem Handel, jondern den 
legten Abnehmern, für die die Vreispolitit der Rartelle weit mehr in Be- 
tracht kommt als für den Handel. Hier jcheint das eine erwähnenswert, 
daß u. a. als äußerſtes Mittel gegen übermäßige Preife, die die Kartelle 
feitiegen könnten, jtaatliche Preisfeſtſetzungen vorgefchlagen worden find, 
die aber nicht von Staatsbeamten einfeitig vorgenommen werden jollten, 
jondern bei denen die Mitwirkung der Beteiligten jelbjt erforderlich fer”. 
Das bedeutet aljo ein Zurücdgreifen auf die alten polizeilichen Taxen. 
Im übrigen werden auch bier gegen Übertreibungen der Preispolitif in 
erſter Linie wirtfchaftliche Maßregeln empfohlen und zwar, abgejehen von 





1Bonikowsky a. a. D., bei. ©. 185F., 209 F., 306f., auch Pohle ©. 15f. 
u. 50, Liefmann, Kartelle und Trufts, 1905, ©. ff, Shmoller U, ©. 42. 
Das Berhältnis der Kartelle jpeziell zum Handel ift vor Bonikowsky nur jelten 
behandelt worden. 

? Siehe Weigert, Die Kriſis des Zwijchenhandels, 18855, Bonikowsky 
S. 181 ff. 
? Bonifowsfy ©. 194; 148; 158 ff. und 285. 
Ebenda ©. 267. 
Das ift feineswegs überall der Fall, fiehe Bonifomwsfy u. a. ©. 2095. 
Auch für den Kleinhandel, Bonikowsky u. a. ©. 272 ff. und 295 ff. 
Liefmann in der Generalverfammlung d. V. f. ©. 1905, auch Kartelle und 
Trufts, ©. 124. 
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dem Wettbewerb durch Staatsbetriebe und von Maßnahmen der Zoll- 
politit, auf dem Gebiet des Verfehrsweiens, vor allem der Eifenbahn- 
tarifpolitif. 

6. Beſchränkungen der perjönlichen Berechtigung zum Handelsbetriebe 
werden, jomweit es ſich um Großhandel und Kleinhandel im allgemeinen 
handelt, weder gefordert noch gebilligt. Kaufmännifche Korporationen 
und Gilden, wie fie noch Hoffmann empfahl (fiehe ©. 17 f.), find nicht 
mehr nötig, auch nach Rofcher nicht, der beim Gewerbe, vor allem der 
Induſtrie, die Wiederheritellung lebensfräftiger (Itaatsfreundlicher) Mittel- 
mächte zwijchen Staatsgewalt und Individuum für dringend geboten 
hält!. Die Handelsfammern find, wenn fie in vielem auch den tatjäch- 
lichen Gebilden entjprechen, zu denen die Korporationen der Großfaufleute 
im Laufe der Zeit geworden find ?, grundfäßlich durchaus anderer Natur ?, 
Niemand kommt auch mehr auf den Befähigungsnachweis zum mindeiten 
für den Kleinhandel zurücd, wie ihn noh Rau und Schön wegen der 
Gefahr ungenügender VBorbildung und der Überfüllung des Berufes ver- 
treten haben (jiehe ©. 24 und 27), obwohl dieje beide Nachteile in den 
legten Jahrzehnten jich entjchteden fühlbarer geltend gemacht haben als 
früher. Hier hat vielleicht der Radifalismus der Freihandelsjchule veinigend 
mitgewirkt. Soweit eine Überfüllung überhaupt zugegeben wird *, will 
man fie wieder lediglich durch Selbithilfe aller in Betracht kommenden 
Parteien, möglichjt auf genofjenjchaftlichem Wege befämpft jehen?, da 
eine Einjchränfung des Grundjaßes der Gemerbefreiheit auf diefem Gebiete 


1 Bol. Geih. ©. 1024 und 1044, wo er an die Gewerfvereine denkt, und 
Syſtem, $ 155. 

2 Siehe Yeris $ 56. 

3 Vor allem ift der Beſitz der jogenannten faufmännijchen Nechte nicht von 
dem Eintritt in jolche Körperfchaft abhängig. Auch haben die Handelstammern, 
abgejehen von der Beitreibung eines Beitrags zu ihren Koften, feine allgemeinen 
Rechte über ihre Bezirkzeingefejlenen, jondern in erjter Linie deren twirtjchaftliche 
„Sejamtinterejjen“ nad) außen wahrzunehmen. Außer dem Handel umfaſſen jie auch 
die Induſtrie und die Verkehrsgewerbe. Sie brauchen fich ferner, wie jchon 
Roſcher bemerkt, nicht auf einzelne Städte zu befchränfen, jondern können jich 
über ganze Bezirke erftreden. 

* Sombart und Pohle verneinen fie angefichts der Steigerung de3 Bedarfs 
an Sleinhandelsgeichäften im 19. Jahrhundert. Conrad, ©. V. f. ©. 38, ©. 123 
läßt die frage bei den Mängeln des ftatiftiichen Materials offen. Eine Uberfüllung 
wird u. a. zugegeben von Bücher ©. 28f., Adler 17 u.36, Lexis $43. Roſcher 
fpricht nur gelegentlich von „allzuviel Krämern“ ($ 14). 

5 Siehe dazu Bonikowsky u. a. ©. 296 über Beichränfung des Zuzug 
durch KHleinhandelsfartelle. 
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heute als ein Unding erfcheint!. Daher ift auch Adler gegen den 
Befähigungsnachweis für (Lehrlinge, Gehilfen und) Prinzipale — dejjen 
Forderung vor zwanzig Jahren eine „Spezialität“ des Vereins öſter— 
veichifcher Handlungsgehilfen geweſen iſt?, — weil man „den Zwang jtet3 
nur als dira necessitas auf dem Wege des Kulturfortjchritts hinnehmen“ 
fönne ®, 

7. Die Beſchränkungen der Berechtigung für einzelne Handelszweige 
aus wohlfahrts- und ficherheitspolizeilichen Nückfichten, wie fie die deutjche 
Gewerbeordnung ſeit 1869 vorfieht, jo für den Handel mit Gift, den 
Kleinhandel mit Branntwein und Spiritus ufw., auch die Erweiterungen, 
die dieſe Beltimmungen jeitdem erfahren haben, finden im allgemeinen 
Billigung*. Anerkannt wird die der allgemeinen Entwicklung des Handels 
und der Spekulation entjprechende allmähliche Aufhebung der Bejchränfung 
des Maklergewerbes?,. Die Gewährung eines Monopols für den Betrieb 
irgend eines Handelszweiges wird für die heutige Zeit als unberechtigt 
bezeichnet; auch der Staat foll e8 nur in dringenden Fällen übernehmen ®. 

8. Bet den Beſchränkungen gemiljer Formen des Betriebes kommen 
hauptjächlich der Handelsbetrieb im Umbherziehen, der Großbetrieb im jeß- 
haften Kleinhandel und die Börfe in Betracht. Daneben wird noch ge 
(egentlich die Forderung aus den Kreifen des Handwerks nach Bejchränfung 
des Handels mit Handwerkerwaren, namentlich Kleidern und Schuhen be- 
iprochen, die vom volfSwirtfchaftlichen Standpunkt aus nicht unterjtügt 
werden fann?. Ferner fallen hierunter die Märkte und Meſſen alter Art, 
von denen die MWochenmärkte und einzelne Spezialmärfte, z.B. für Vieh, 
eine bejondere wirtjchaftliche Bedeutung behalten haben. Die Wochen: 
märfte haben daher in den großen Städten eine Erweiterung und An— 


ı Siehe Conrad, © V. f. ©. 38, ©. 145. Roſcher jpricht fi in dem 
Kapitel über „Innere Handels- und Gewerbefreiheit im allgemeinen“ über den Klein- 
handel nicht aus (fiehe oben ©. 2). Bezüglich des Gewerbes ift er dort $ 145 für 
große Vorficht bei Einführung von Gemwerbefreiheit und zwar nötigenfalls für einen 
Übergang durch ſparſame Konzefjiongerteilung mit zweckmäßig eingerichtetem Examen 
und der Bedingung eines gewiljen Lebensalters. Doch wird er an die gleiche Forderung 
für den Kleinhandel nicht gedacht haben. 

2 Nah Rode, ©. V. f. S. 88, ©. 205, hat ihn auch die „befanntejte Intereſſen— 
vertretung des Kleinhandels“ in Deutjchland, der Zentralverband deutjcher Kaufleute 
verlangt. 

Adler, ©. 47 u. 56. 
Lexis, $ 57 und H.W.B. IV. 
> Don Roſcher $ II noch vorfichtig erwogen. Siehe noch Cohn III, ©. 228 ff. 
Lexis, $ 56 und Cohn ©. 192 ff. 
Lexis, 8 59 Schluß und H.W.B. IV, ©. 1036. 
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paſſung an die neuzeitlichen Verhältniffe durch den Bau feiter Marft- 
hallen erfahren und eine Wandlung auch injofern durchgemacht, als 
bei ihnen heut neben den Grzeugern und Verbrauchern, für deren un— 
mittelbaren Verkehr fie urjprünglich gedacht waren und auch heut noch 
gedacht find, infolge der Erweiterung der Bezugsgebiete der eigentliche 
„Handel“, Groß- und Kleinhandel, nicht mehr zu entbehren ift!. Für 
die Regelung diejes Marktverkehrs dürfen heut nur noch polizeiliche 
Nückfichten maßgebend fein. Die noch beitehenden Beichränfungen, u. a. 
der Zeit und der Gegenftände des Marktverfehrs werden demgemäß im 
Intereſſe der Sicherheit und NRegelmäßigfeit des Gejchäftsganges gut- 
geheißen ?. F 

9. Beim Wanderhandel wird die Bejchränfung des Haufierhandels, 
vor allem des Haufierhandels mit gefauften Waren, aus fittlichen, jicher- 
heits- und gejundheitspolizeilichen Gründen (Forderung eines Legitimations- 
jcheins und Möglichkeit jeiner Verweigerung, Ausschluß bejtimmter Waren) 
zur Vermeidung der möglichen Auswüchſe im Verkehr mit dem Publitum 
durchaus gebilligt®. Im übrigen aber joll man ihn feine Wege gehen 
lajfen, da er noch von Wert für die abjaßjuchende Großinduftrie tit, 
feine Bedeutung aber nicht überfchägt werden darf und eine wirkliche 
Schädigung des jeßhaften Kleinhandels durch ihn bei jeinem verhältnis- 
mäßig geringen Umfang nicht nachgewiefen worden tit*. Wer ilt der 
wirtſchaftlich Schwächere ? > 

Ebenſo wird die durch die Gejeggebung vollzogene Gleichjtellung der 
MWanderlager und Wanderauftionen mit dem Haufierhandel gebilligt, da 
auch fie leicht zu Täufchungen und zu betrügerifchen Maßnahmen benußt 
werden fönnen. Bedenken erregen jedoch aus oben jchon dargelegten 
Gründen die weitergehenden Bejchränfungen, vor allem durch hohe Be: 
jteuerung, die lediglich erfolgen, um dem feßhaften Handel einen une 
bequemen Wettbewerb fernzuhalten. Wanderlager und Wanderauftionen 
find wenigſtens theoretisch als „zeitgemäße Nachfolger der Jahrmärkte“ 
zu betrachten, auf denen das Bublifum ebenfalls zum Kaufen völlig über: 
flüffigec Sachen verleitet wird, und jomweit fie Anlaß zu Mißtrauen 
geben, jollen fie eben den Beitimmungen über den Haufierhandel unter- 
liegen; gegen den Handel im Umbherziehen eines Haufes von gutem Auf 


1 Beris, $ 22, Schmoller II, ©. 27. 
2 Leris, 8 60. 
3» Stieda, ©. V. f. ©. 85, geht fehr weit mit der Forderung des Verbots 
für alle Gebrechlichen. 
* Rocher $ 14, Lexis, $ 58, S. V. f. ©. 88, Philippovich ©. 125. 
b S. V. f. © 88 ©. 131 ©. Gothein, Lexis, $ 58, 4. Aufl. 
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fönnen polizeiliche Bedenken in feiner Weije geltend gemacht werden. Ein 
prohibitiver Schuß der örtlichen Kleinbetriebe iſt aber auch hier nicht an— 
gebracht, da nur die Grhaltung eines wirklich produftiven Mittelftandes 
berechtigt ift!, Schugmaßregeln jener Art aber die notwendige Anpafjung 
der Kleinbetriebe an die neuen Verhältnifje Fünftlich aufhalten. 

Aus dem gleichen Grunde wird die Unterwerfung der Handlungs- 
veifenden und des Aufjuchens von Warenbeitellungen bei Privaten unter 
die Beitimmungen über den Gewerbebetrieb im Umherziehen meilt ver- 
worfen und darauf hingewiefen, daß folgerichtigerweife dann auch das 
Beitellen nach Muftern verboten und das billige Paketporto aufgehoben 
werden müßte?. Von anderer Seite wird die Bejchränfung des Detail- 
veifens nicht ganz abgelehnt, da „für die Konjumenten die Vorteile 
größerer Billigfeit oder rafcherer VBerforgung nicht notwendig gegeben“ 
ſeiens. Doch wird die Durchführbarkeit der in Deutjchland getroffenen 
Beitimmungen auch bier bezweifelt. 

10. Ginmütiger al3 vielleicht bei dem letzten Punkte iſt die Wiſſen— 
fchaft in der Ablehnung aller Befchränfungen des Großbetriebs im jeß- 
haften Kleinhandel, jomweit fie nicht unlauteren Wettbewerb treffen jollen. 
Nur Rocher, für den der Kleinhandel noch unmillfürlich mit dem Klein- 
betriebe zufammenfiel, fonnte fich mit den Großbetrieben nicht mehr vecht 
befreunden. Der Staat follte fie „mindeitens nicht begünftigen”, jagt ex 
vorfichtig*. Doch feine Nachfolger haben fich durch die tatjächlichen Ver— 
hältnifje zu anderen Anfichten überzeugen lajjen. Sie jehen vom volks— 
wirtfchaftlichen Standpuntt aus in dem Großbetriebe, der auf gemerb- 
lichem Gebiete ſchon längſt anerkannt wird, auch für den Kleinhandel die 
zweckmäßigſte Form des Vertriebs für die Gegenjtände, die nicht all- 
tägliche Verbrauchsartitel find, da er nicht nur erhebliche Vorteile für 
die Konſumenten bedeutet, jondern auch die Befeitigung einer nicht 
unmwejentlichen Verfchwendung an Zeit und Kraft im Kleinhandel als 
Ganzemd,. Deshalb ift es nicht zu bedauern, wenn gerade Durch Die 


wLexis, 8 59 und Handelswejen, Sammlung Göfchen II, ©. 75. 

2 Lexis, 8 59. Das ift tatjächlich auch ſchon verlangt worden. 

> Bhilippovi ©. 122. Nah Roſcher $ 14 ift eine ftrenge Behandlung 
der Handlungsreifenden bei Bekämpfung des Haufierhandels jedenfalls eine folge: 
richtige weitere Maßnahme der Regierung. 

* 1881 $ 14. 1892 ©. 861 weift er im Gegenjaß zur Auffaſſung von Lexis 
noch beſonders auf die bedenkliche „in vielen Großftädten beginnende Verdrängung 
des Kleinhandel3 durch riefige ‚Bazars‘“ Hin, die „gar fein perjönliches Verhältnis 
zu ihren Käufern haben, und mit ihren Locmitteln (prachtvolles Lofal, unentgelt- 
liches Lejezimmer, Erfrifchungen ujw.) doch nur eine Täuſchung beabjichtigen”. 

5 Sombart, S. 2. f. ©. 88, ©. 147, Leri3, $ 46 und 4. Aufl. Anm. 87. 
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Großbetriebsform auch die „immer noch fortichreitende übermäßige Ver— 
mehrung der jchlecht oder gar nicht vorgebildeten Kleinhändler mit ganz: 
lich unzulänglichen Kapitalien“ bejchränft wird!. Angebracht iſt nur 
eine möglichit jchonende Geftaltung des Übergangs in die neuzeitlichen 
Berhältniffe, nicht aber die Begünftigung der Fortpflanzung einer unhalt- 
baren früheren Wirtjchaftsform, die nur die Schwierigleiten des Über- 
gangszuftandes auch auf die Zukunft übertragen würde? Allgemein 
wird daher die Warenhausiteuer, die nicht finanzpolitifchen Gründen ent- 
jpringt und daher dem Grundja der Gemerbefreiheit widerfpricht, ver- 
worfen®, um jo mehr, als die Intereſſenten jelbit über die Form der 
Steuer in feiner Weife einig find. ES wird daran erinnert, daß der 
oberite Grundjat aller modernen Finanzwirtſchaft jei, die Steuern nach 
der Reiftungsfähigkeit zu exheben?, und es wird anerkannt, daß nach 
diefem Grundſatz die bejtehenden Gemerbefteuergejege in der Nichtung 
einer ſtärkeren Heranziehung der Großbetriebe verbejjert werden fünnten ; 
aber dies müßte in allgemeiner Weiſe für jämtliche Großbetriebe ge- 
jchehen. Auch der neuefte (ſchon zur Durchführung gelangte) Vorſchlag 
einer Filialſteuer wird als ein Gedanfe bezeichnet, der „ſtark an die 
mittelalterliche Abmwehrpolitif der Städte gegenüber fremdem Wettbewerb 
erinnert“ und deshalb ernite Bedenten erwecen muß®. Das vielfach un— 
ſympathiſche Gejchäftsgebaren der Warenhäufer ftellt Takt und Gejchmad- 
lofigfeiten dar, die nicht als joziale Mißſtände angejehen werden fünnen 
und erfahrungsmäßig auch nur vorübergehend find. Auch auf diejem 
WMWirtjchaftsgebiete wird für fachkundige und neuzeitlich denfende fleine Unter- 
nehmer eine Anpafjung an die neuen Verhältniffe durch Spezialifierung, 
durch Aneignung der Vorteile und Vorzüge der Großbetriebe möglichit auf 
genofjenjchaftlichem Wege, durch Bejeitigung vor allem des nachteiligen 
Borgiyitems auf genofjenjchaftlichem Wege oder durch eine Zahlungsreform, 
und ähnliche Maßnahmen mehr für durchaus möglich gehalten und deshalb 
dem Kleinhandel angeraten, und ihre Förderung durch den Staat empfohlen”, 





1 Leriz, Sammlung Göſchen IL, ©. 79, Cohn ©. 182, Shmoller ll, ©. 41. 

2 Leris, H.W.B. IV, ©. 1036, Pohle ©. 36 und Roſcher-Stieda ©. 109, 

3 Yuh von Philippovich ©. 118Ff., obwohl er die Vorzüge wenigſtens 
der Warenhäufer kühler betrachtet, als e3 oben gejchieht. 

16.2.f. S. 88, ©. 176f., 222, 231. 

5 Ehenda Rathgen, ©. 178, Sombart, ©. 252 f. Siehe jhon Adam 
Smith, 5. Bud, 2. Kap. 

6 9.8. Borght ©. 377. 

T Bücher ©. 34, Lexis $ 13, Pohle ©. 32 ff, Cohn ©. 158 ff. u. 228 ff. 
Philippovid ©. 117 jcheint bei Beiprechung der Nabattvereine zu überjehen, daß 
durch fie jedenfall3 die Barzahlung gefördert wird. 
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11. Bei der Börfe iſt die Grundanficht der Freihandelsjchule, daß 
fie unentbehrlich ſei (j. oben ©. 33 f. Wirth), beibehalten worden. Mag 
fie das Herz der Volkswirtſchaft, ihr Gehirn oder auch ihr Barometer 
genannt werden !, jtetS wird ihr damit eine außerordentliche Wichtigkeit 
im MWirtfchaftsleben zugejprochen. Man hat nur auch hier die Not— 
wendigkeit der Milderung der Schattenjeiten mehr betont. Hat doch nach 
den Greigniffen der Gründerjahre, wo die „Karifaturen des Unter- 
nehmungsgeiftes, Agiotage und Schwindel, jo furchtbar graffier|tjen“ 2, 
und nach weiteren Krijenjahren Ende der achtziger Jahre die Kaufmann— 
jchaft jelbit eine Börfenreform angeregt und verjucht?, nur daß fte ihr 
nicht rechtzeitig gelungen ift. 

Doch auch hier ift die Wiljenfchaft vorjichtig geblieben. Sie erfennt 
bei der heutigen Bedeutung der Börſe im nationalen und internationalen 
Mirtichaftsleben die Zweckmäßigkeit einer Aufficht des Staates und ge— 
jeglicher Beitimmungen über die rechtliche Stellung und die Organifation 
der Börfen, das wichtige Emiffionswejen, das Maklerweſen und die Kurs» 
feititellung, das Kommifjionsgejchäft und auch daS Gebiet des Termin- 
handels im allgemeinen grundjäglich an und jtimmt daher auch den Be— 
jtimmungen des Börſengeſetzes von 1896 auf diefen Gebieten vielfach, 
wenn auch faft nirgends ohne Ginjchränfung, zu*. Über das Maß, das 
dem jtaatlichen Einfluſſe einzuräumen ift, find die Anfichten verjchieden. 
So wünſcht Weber, um eine möglichit vollfommene Wirkſamkeit der 
Börſe zu erzielen, eine forporative Geftaltung der Börſen, ihre Befchränfung 
auf den Kreis der großen Kapitaliften nach dem Muſter der englifchen 
Börſen durch Gejeg’. Andere jehen feine zwingende Veranlafjung, den 
Intereſſenten in dieſer Weife „die Form ihrer inneren Organtjation auf: 


ı Siehe Rojcher (erſt) 1887, $ 99, Schmoller I, ©. 30, Philippovich 
©. 179, auh Ehrenberg, Handel, ©. 72 und H.W.B. II, ©. 1039 u. 1050 uſw. 

2 Roſcher, Geſch. ©. 1024. 

3 Ehrenberg, H.W.B. II, ©. 1052, Shmoller U, ©. 59. 

+ M. Weber, Börjenwejen und Börjengejeß, 1. u. 2. Suppl.“Bd. 3. H.W. B., 
1895 u. 1897, und Die Börje 1896, Wiedenfeld, Die Börje 1898, Leris, Cohn 
©. 391 ff, Schanz, Börjenwejen, WB. d. B.W., 2. Aufl, L Bhilippovid 
©. 187. — Wie wenig aber das Börfengejfeß auch bei den Beftimmungen, die ge- 
billigt werden fünnen, den materiellen und formellen Anjprüchen genügt, die an eine 
forgjame Gejeßgebung gejtellt werden fünnen, j. befonders bei Weber, 1. Suppl.-Bd. 
3: D.WB. 

° Die Börje ©. 44ff.; fiehe au Cohn ©. 385f. Die Börfen-Engquete- 
fommiffion von 1892/93 hat die gejeßliche Aufitelung verjchiedener Bedingungen für 
die Zulafjung zum Börſenbeſuch vorgefchlagen (Ber. d. B.E.R. 1893, ©. 16 ff.). Das 
2.6. hat ihre Berücfichtigung den Landesregierungen überlajfen und nur im $ 7 eine 
Reihe von Perjonen, u. a. Frauen, allgemein vom Börſenbeſuch ausgejchlofien. 
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zudrücden“, und halten es für angebracht, zunächit den Einfluß der vom 
Börjengejege eingeführten Ehrengerichte der Börſen auf den Gejchäfts- 
verfehr abzumarten!. Aber die Anfichten jtimmen darin überein, daß 
eine jtaatliche Regelung jtetS von dem Grundjage ausgehen muß, die 
Börſe in ihren mejentlichen Funktionen zu erhalten?, Daher befindet 
ſich die Wilfenfchaft befonder3 bei den Beitimmungen über den Termin— 
handel in einem wejentlichen Gegenjage zum Börjengefeg. Sie legt 
der Warenbörfe im allgemeinen einen größeren volfSmirtjchaftlichen 
Wert bei als der Effeftenbörje?; fie betont den volfswirtjchaftlichen 
Wert der „Spekulation“, die durch die neuzeitliche Wirtjchaftsentwicklung 
nur zu bejonderer Entfaltung gefommen ijt*, und des auf der Spekulation 
beruhenden, durch die heutigen Verkehrsmittel zu bejonderer Vervoll— 
fommnung gebrachten Terminhandels, der der Tätigkeit der Clearinghäuſer 
verglichen wird’, und fie vertritt die Anficht, daß ein wirkliches, volks— 
wirtjchaftlich unfruchtbares „Spiel“ weſentlich mehr an der Effeftenbörfe 
als an der Warenbörje getrieben wird ®., 

Daher wird einmütig gerade die wichtigite Beſtimmung des Börjen- 
geieges von 1896, das Verbot des „börjenmäßigen Terminhandels in 
Getreide und Mühlenfabrifaten” zurückgewiefen”, das auch nicht von der 
Negierung, fondern exit durch die Mehrheit des Neichstages in das Geſetz 
hineingebracht worden ift, aus der fälfchlichen Annahme heraus, daß die 
Spekulation im Öetreidehandel an den durch die Weltmarftlage herbei: 
geführten niedrigen Getreidepreifen jchuld jei. Wie man früher die zu 
hohen Preife regelmäßig dem Handel zur Laſt gelegt hat, jo muß er 
heute als Prügelfnabe für die niedrigen Preiſe dienen, und jeine Gegner 
ſuchen das Libel wieder an der verkehrten Stelle zu heilen®. Das 


ı Dal. Wiedenfeld S. 11ff, Shanz ©. 504 ff. 

® Philippovid. 

? So namentlich Lexis, Sch., $ 23 u. 50, ähnlih Rau. Zur Bedeutung der 
Gffeftenbörfe jiehe bejonders Cohn, Philippovih, Weber, Wiedenfeld. 

+ Siehe Roſcher ſchon 1881 ©. 93f.: Der Spefulationshandel gleiche bei 
normalem Betriebe dem flugen Hausvater, der die Zufunft der Seinen voraus— 
berechnet, und zwar um jo richtiger, je höher im allgemeinen die Kultur geftiegen ift. 

5 Cohn ©. 333, ähnlich Wirth IL, ©. 573; fiehe dann Cohn ©. 360, 
MWiedenfeld, Börje, ©. 43 u. 48, Ehrenberg, Schanz ©. 527 ujw. 

6 Leria 8 23 um. 5l. 

T Beris, $ 48, 4 Aufl, Cohn ©. 367 ff, Chrenberg, Handel, ©. 96 und 
H.W. B. U, ©. 1051, Schmoller II, ©. 30 u. 36f., Philippovich ©. 186f. 
Weber, 2. Suppl.-Bd. 3. H.W.B. ©. 245, Wiedenfeld, Börje, und H.W.B. 
IV, ©. 291 4. 2, Shanz ©. 534f. 

8 Siehe Cohn ©. 375. Schon Rocher jagt 1857 8 99: Man ftrebe, das 
frante Blut gejund zu machen, da3 durch das Herz läuft, hoffe aber nicht, durch 
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Verbot des Börjentermingejchäfts hat aber die Abhängigkeit des deutjchen 
Getreidemarktes vom Auslande nicht gemindert, jondern eher verjtärft, 
und durch die Erhöhung des Riſikos für den Handel hat es die Kon- 
zentrationsbewegung im Großhandel bejchleunigt !. 

Das Verbot des Terminhandels in Bergwerks- und Snduftriepapieren 
wird eher al3 grundfäßlich zuläffig erachtet ?, im allgemeinen aber gleichfalls 
verworfen?, zumal e3 die Börſengeſchäfte zum großen Teil nach dem 
Auslande gelenkt, in Deutfchland aber zu einer Ausdehnung der Bar- 
gejchäfte mit Bankkredit geführt und dadurch eine für die ganze Volks— 
wirtjchaft ſchädliche Verfteifung des Geldmarktes angebahnt, zugleich aber 
auch die DVereinigungsbewegung der Großbanken noch bejchleunigt hat, 
die den Effektenhandel mehr und mehr von der Börſe loslöſt und deren 
Funktion als „Gehirn“ wejentlich einſchränkt“. Neben diefen Einwänden 
gegen die Verbote von Termingejchäften wird vor allem noch die Ver: 
ſtärkung der jchon bejtehenden Nechtsunficherheit feitgeftellt, die die un- 
glücliche Faſſung dev Vorfchriften des Gejeges über den Terminhandel 
zur Folge gehabt hat?. Bei diefer Sachlage wird auch die Novelle zum 
Börjengefeb vom 8. Mai 1908, die eine Befreiung der Effektenbörſe von 
ihren Fejfeln mit einer Verfcehärfung der Beitimmungen über die Waren- 
börje verbunden hat, auf die Zuftimmung der Wiffenfchaft nur in be- 
ſchränktem Maße rechnen können. 

Eine Bekämpfung des reinen „Spieles“ an der Börfe, wie fie jene 
Verbote im Auge haben, wird grundfäßlich durchaus befürwortet, aber 
es wird betont, daß fie niemals der Hauptzweck eines ftaatlichen Ein- 
greifens fein darf, jondern nur ein Ziel, das nebenher zu erftreben ift®, 
zumal die Erfolglofigkeit aller bisherigen Verſuche in diefer Hinficht? 
beweilt, wie außerordentlich ſchwierig ein derartiges Vorgehen ift, ſchon 
weil eine wirkſame Trennung der berechtigten und der unberechtigten 
Spekulation fait unmöglich ift und weil jelbft die reine Spiel-Spefulation 





Künfteleien am Herzen, Anjegen von Pflaftern in der Herzgegend ufw. die Blut- 
franfheit zu heilen. 

ı MWiedenfeld, H.W.B. IV, ©. 287. In gleicher Weife wird das 1899 
erlaffene Verbot des Terminhandels in Kammzug getadelt, das dem Leipziger 
Wollhandel jehr geichadet hat; Leris, Sammlung Göfchen II, ©. 49. 

* Wiedenfeld, Börje, ©. 55, Schanz ©. 528. 

° Siehe u. a Cohn, Lexis, Sammlung Göſchen, Shanz ©. 532F, 
Philippovid. 

* 9. Shumader, Schmollers Jahrbuch 1906, ©. 918f. 

° Weber, 2 Suppl.=B., ©. 240 ff., Wiedenfeld, Börfe, ©. 52 ff. 

° Weber, 1. Suppl.-Bd., ©. 252. Siehe auch Philippovi ©. 191. 

? Bejonders in Frankreich, Lexis, Sch. 8 61. 
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noch einige Dienfte leiftet, jobald fie Glieder einer Kette bildet, deren 
Anfang und Ende reelle Gejchäfte find!. Die Zulaffung des jogenannten 
Spieleinwandes ? gibt dem Staat zwar Gelegenheit, feinen grundfäglichen 
Standpunft zum Ausdruck zu bringen und auf das Börjenfpiel einen 
moralifchen Makel zu werfen (vgl. oben Nebenius ©. 22), aber jene 
Möglichkeit kann gerade von unehrlichen Spielern in einer Weije aus- 
genußt werden, die das natürliche Nechtsgefühl verlegt?. Cine Be- 
jteuerung der Gejchäfte zu jenem Zweck kann auf großen Erfolg ebenfalls 
nicht vechnen®. Gmpfohlen wird daher mehr eine Belämpfung auf in- 
direltem Wege, wie fie durch die Beſchränkung des Kreifes der Börſen— 
und jpeziell der Terminhandelspapiere erfolgen fann?, dann durch die 
Beichränfung des Kreifes der Börjenbefucher, die möglichite Fernhaltung 
des „PBrivatpublifums“. Hier ijt der weitejtgehende Vorſchlag der oben- 
genannte der forporativen Geftaltung der Börfen. Das Mittel, daS das 
Geſetz in Anfnüpfung an Vorjchläge der Börjen-Enquetefommiifion von 
1892/93 eingeführt hat, die Einrichtung des Börfenregifters, ift grund- 
ſätzlich anerkannt worden‘, hat fich aber in der Praxis im Zufammen- 
bang mit den mangelhaften Bejtimmungen des Börjengejeges über den 
Terminhandel und der inneren wirtjchaftspolitifchen Lage in Deutjchland 
in den legten Jahren des vorigen Jahrhunderts al3 verfehlt erwiejen und 
iſt deshalb durch die Novelle von diefem Jahre wieder befeitigt worden. 
Mertvoll kann dann aber eine genaue Negelung der Stellung der 
Kommiffionäre fein, von deren Verhalten auf ihrem wichtigen Vermittler: 
posten zwifchen der Börſe und der Außenwelt der gute Auf der ganzen 
Börfe in weſentlichem Maße abhängt”; das Gejeß hat nur einige Ver- 
fchärfungen zur Verhinderung von Mißbräuchen des Selbiteintrittsrechts 
und der Berleitung unerfahrener Perfonen zum Spiele (Ausbeutung: 
paragraph 78) gebracht. Als das Wünfchenswertefte wird hier die völlige 
Arbeitsteilung zwischen Kommiffions- und Gigenhandel nach englischen 

1 Leris, Sch., 88 33 u. 48. 

2 Dal. $ 762764 B. G. B. 

3Lexis $ 61, 4. Aufl. 

+ Vol. Lexis $ 61 u. Anm. 126, dazu Bismarcks Auffafjung bei Zeitlin 
©. 247, ferner Cohn ©. 395f. Ehrenberg, H.W.B., ©. 1052, v. Hedel, 
Börjenfteuer, WB. d. V.W. I, ©. 494. 

5 Weber, 1. Suppl.-Bd., ©. 244f., au Ehrenberg, H.W.B., ©. 1051f. 
Don guter Wirkung ift auch das Verbot des „Handels auf Erjcheinen‘, Weber 
©. 245. 

6 Bal. Weber, 1. Suppl.-Bd., ©. 247, Wiedenfeld, Börfe, ©. 59, Cohn 
©. 377, dann Philippovich ©. 191, Lexis, Göfchen II, ©. 51f. u. 55. 

: Cohn ©. 399f., Philippovid). 
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Muſter bezeichnet. Begrüßt wird auch das Banfdepotgejeg von 1896, 
das den „Schmarogereritenzen von Börjenhändlern“ ein Ende machen fann?. 

Co wird anerkannt, daß der Staat zur Beſchränkung der Auswüchſe 
der Börfentätigfeit erheblich beizutragen vermag, aber es wird dabei 
nicht überjehen, daß in erſter Linie die Börſe ſelbſt imftande ift, ihre 
Ausschreitungen einzufchränfen, und daß ihr diefer Weg der Selbitzucht 
daher nicht verfchlojfen werden darfs. 

12. Bei den Beſchränkungen des Handels mit einzelnen Waren: 
gattungen it zunächit noch der Getreidehandel zu erwähnen, der fich 
außerhalb der Börje abipielt. Ausſchließlich „innerer Handel“ ift bier 
heut, genau genommen, nur noch der auffaufende Kleinhandelt, da der 
Großhandel wohl ausnahmslos infolge der wirtjchaftlichen Verhältniſſe 
mit dem Auslande in Berbindung jteht. Darin tritt die gemaltige 
Änderung hervor, die gerade der Getreidehandel in der zweiten Hälfte des 
vergangenen Jahrhunderts durchgemacht hat. Als Roſcher mit dem fühlen 
Blick des maßvollen Realpolitifer8 Ende der vierziger Jahre das einfache 
laissez-faire für den Kornhandel verwarf? (in Annäherung an den Stand» 
punft von Sartorius®), da hatte er im ganzen noch mit dem Korn— 
handel der alten Zeit zu rechnen, der bei immer noch unvollfommenen 
Verkehrsmitteln gelegentlichen Getreidemangel im Lande nicht leicht decken, 
dagegen in guten Jahren einen erheblichen Überfchuß der Getreideerzeugung 
ins Ausland jenden fonnte. Erſt jeit den fünfziger und befonders in den 
fiebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts haben fich diefe Verhältniffe 
geändert, nicht gerade zum Vorteil der deutjchen Landwirtfchaft, die daher 
ſtets von neuem bemüht ift, fich aus der Abhängigkeit vom Auslande wieder 
zu löjen. Aber Maßnahmen wie Magazinierung und Requifition von Getreide 
für den Fall einer Teuerung brauchen heut nicht mehr erörtert zu werden. 

Bei dem auflaufenden Kleinhandel machen fich die Nachteile allen 
Haufierhandels allerdings auch heut noch, und zum Teile anfcheinend in 
ſtärkerem Maße als früher bemerkbar, da die Landwirte, wo fie regelmäßig 
mit einzelnen Auffäufern verkehren, bei dem jteigenden Geldbedarf der 
Landwirtjchaft vielfach in ein finanzielles Abhängigfeitsverhältnis zu 
den Händlern geraten, das auf ihre Verfaufsverhandlungen bejtimmend 
einwirten muß und einen Wettbewerb der Händler nahezu aus- 





1 Weber, 1. Suppl.-Bd., ©. 250f., 2. Bd. ©. 235. 
2 Wiedenfeld, Börfe, ©. 66 Anm. 
s Ehrenberg, H.W.B. II ©. 1052. 
Vgl. Wiedenfeld, H.W.B. IV, ©. 284 ff. 
’ Nber Kornhandel und Teuerungspolitik, 1847, 3. Ausg. 1852. 
6 Siehe Roſcher jelbit, Geſch, ©. 618. 
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jchließt!. Daher wird für dies Gebiet ein Eingreifen von VBerfaufsgenofjen- 
ſchaften und auch ein Eingreifen des Staates durch direkten Anfauf des Ge- 
treides feitens der Proviantämter direkt geraten?. Doch daneben bejteht auch 
noch bei der Landwirtjchaft jelbit die Neigung, für den inneren Verkehr 
den Handel und damit angeblich den Weltmarkt durch Kornlagerhäufer 
auszuschalten, in denen das Getreide für den örtlichen Bezirk der umliegenden 
Erzeuger zum Verbrauch bereit gehalten werden fol. Der Staat hat diejen 
Verſuch mehrfach unterftügt, die Wiſſenſchaft hat jedoch die Erreichbarkeit 
des Ziels, der Loslöſung des inneren Getreidehandels vom Weltmarkt, be- 
zweifelt, und die Entwiclung hat ihr bisher im ganzen recht gegeben ?®. 
Zur Erleichterung des inneren Getreidehandelsverfehrs werden heut 
aber Maßnahmen auf dem Gebiet des Gifenbahntarifwejens empfohlen, 
die hier in wertvoller Weife einen Ausgleich zwijchen dem Angebot und 
der Nachfrage der verjchiedenen Landesteile herbeiführen können“. Ein 
Beifpiel bietet die Gritellung von Getreide- und Mehlitaffeltarifen im 
Jahre 1891, die den Widerjpruch der Ausfuhr oft und weitpreußijchen 
Getreides und der Einfuhr ausländischen Getreides in Weſt- und Mittel 
deutjchland durch die Ermöglichung des Abjages des oſtdeutſchen Getreides 
im Weſten und in der Mitte Deutjchlands wenigstens mildern jollte. Diefe 
Tarife find leider auf Betreiben der weſt- und ſüddeutſchen Landwirtfchaft 
und Müllereien, die in ihnen den Grund für niedrige Preife in den Jahren 
1893 und 1894 jehen zu müſſen glaubten, 1894 wieder befeitigt worden. 
Sonitige Beichränfungen des Handels mit einzelnen Warengattungen 
werden anerkannt, wenn fie aus Nücfichten der Gefundheits- und Gewerbe— 
polizei erfolgen, wie beim Nahrungsmittelgejeß (ſ. oben), der Fleiſch- und 
Viehbeſchau, der Überwachung der Gold- und Silberwaren, der Spielwaren, 
fosmetifcher Mittel, durch Beitimmungen über die Art der Verpackung ufw. 
Doch werden auch hier Bedenken gegen unmittelbare oder mittelbare Maß— 
nahmen zum Schutze eines fonfurrierenden Gewerbes geltend gemacht, 
wie fie in den Verordnungen über den VBerfauf von Margarine von 1887 
und 1897 in die Erfcheinung getreten find’. Polizeitaxen, die gelegentlich 
noch für den Kleinhandel mit Brot und Fleisch erörtert werden, werden 
allgemein abgelehnt, da fie nicht mehr zu den modernen Anjchauungen 


! MWiedenfeld a. a. D.; fiehe auch Roſcher III, 1892 ©. 861 und Lexis 
$ 16. Das gleiche gilt auch für den Handel mit anderen landwirtichaftlichen Er— 
zeugnijjen, vor allem den Biehhandel. 

® Wiedenfeld. Siehe auh Buhenberger, ©. 2. f. ©. 38, ©. 252. 

°® Cohn LI, ©. 191, Yeonhard, Kornhäufer und Getreidehandel 1906. 

+ Wiedenfeld ©, 284. 

5 Beri3, H.W.B. IV, ©. 1036. 
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und der heutigen Stellung des Handwerks pafjen. Als ein Mittel, das 
nicht gegen die Gewerbefreiheit verjtößt, wird für die Bäckereien die 
Einführung der Gemwichtsbäcderei mit dem Zwange zum Verlauf des 
Brotes nach Gewicht für alle Brotwaren mit Ausnahme der Erzeugniffe 
der Fein- und Kuchenbäderei empfohlen!. — 

So jehen wir, daß die Wiſſenſchaft heute den Forderungen nach ftaat- 
lichen Eingriffen in das Wirtfchaftsleben auf dem Gebiet der inneren Handel3- 
politif durchaus maßvoll, ja man muß jagen, meijtens ablehnend gegen. 
überjteht und den oft leidenjchaftlichen Rufen von Praftifern und Parla— 
mentariern nicht gefolgt ift. Aber der Einfluß diefer Politifer hat immer 
mehr das Übergewicht über die Lehren der Wifjenjchaft gewonnen und die 
gejeggebenden Körperichaften zu teilweife einjchneidenden Maßnahmen ge- 
drängt, die unwillfürlich einen Anreiz zu weiteren Forderungen geben mußten. 

Erit in den legten Jahren, die nicht mehr zu dem Betrachtungs- 
gebiet diejer Arbeit gehören, hat in den beteiligten gewerblichen Kreijen, 
namentlich bei den Kleinbetrieben des Kleinhandels, nachdem die meiften 
gejeglichen Maßnahmen den erwarteten Erfolg nicht gehabt haben, 
der von der Wiſſenſchaft ſtets in den Vordergrund geitellte Gedanke der 
Selbithilfe wieder breiteren Boden gewonnen. Noch eifern die beiden 
Richtungen gleich ſtark neben einander: die Forderungen nach gejeglichem 
Eingreifen werden von einzelnen Geiten noch lauter erhoben und zum 
Teil noch höher gejchraubt als ſchon bisher?, aber daneben bricht fich 
die Erkenntnis, daß Selbithilfe, namentlich in gemeinfamen Handeln, 
außerordentlich weit führen und auch die Kleinbetriebe den veränderten 
wirtjchaftlichen Verhältnifjen anpafjen kann, immer mehr Bahn. Die 
wachjende Zahl von Kleinhändlervereinen aller Art, die die Stellung 
ihrer Mitglieder gegenüber den großen Induſtrie- und Großhandels- 
verbänden jtärken, ihnen die Vorzüge des Großeinfaufs verjchaffen, den 
Abjag durch Nabattgewährung bei Barzahlung erweitern, dann aber 
auch gegenjeitigen Preisunterbietungen begegnen und unlautere Machen- 
fchaften aller Art befämpfen wollen®, ift dafür der beſte Beweis. Das 





1 S. V. f. ©. 38, ©. 1% u. 256, Roſcher III 1887 $ 148. 

2 Siehe aus neuefter Zeit die Forderung der Köln. Volkszeitung von Anfang 
Sanuar 1908, daß ſelbſt „alle dem Ausverkauf ähnlichen Erfcheinungen”, wie die 
„billigen Tage”, „Ausnahmetage”, „Räumungen des Lagers“ uſw. vom Gejeß ge— 
regelt werden follen, und den lebten Antrag Hammer auf Anderung der Waren- 
hausfteuer im preuß. Abgeordnetenhaus (Januar 1908). 

3? &o ift in Köln im vergangenen Jahr eine freiwillige Vereinbarung der 
Detailliften der Manufakturwaren- und Konfektionsbrandhe zur Regelung des 
Ausverfaufsweiens zustande gefommen. — Vgl. auch J. Wernide, Kapitalismus und 
Mittelftandapolitit, Jena 1907. 
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bedeutet eine nachträgliche Rechtfertigung der maßvollen Haltung der 
Wiſſenſchaft durch die Praxis. 


Blicken wir zurück, dann ſehen wir zu Anfang des 19. Jahrhunderts 
auch auf dem Gebiete der inneren Handelspolitik an die Stelle des 
Grundſatzes der allgemeinen Staatsbevormundung die Forderung un— 
begrenzter Gewerbe- und Handelsfreiheit treten, die aber bald ſelbſt von 
den überzeugteiten Vertretern der Smithſchen Lehre erheblich ein- 
gejchräntt wird. Um die Mitte des Jahrhunderts gewinnt die radikale 
Strömung noch einmal die Oberhand, um dann aber unter der Macht 
der tatjächlichen Verhältniffe zufammenzubrechen und einer vorfichtigen 
realiftiichen Auffafjung Pla zu machen, die nicht nur für die Praxis, 
jondern auch theoretifch die ideale Auffalfung von Adam Smith ver- 
wirft. Aus diefer Sachlage ergibt fich die Eigentümlichkeit, daß die Ver— 
treter der neuen realistischen Richtung fich in ihren praftifchen Forderungen 
gar nicht erheblich von den gemäßigten deutjchen Vertretern der Smith- 
jchen Schule in der eriten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts unter- 
jchetden 13 ja im Gegenteil hat, außer dem Einfluß der Entwiclung der 
Wirtjchaftsverhältniffe, die radikale Strömung der Freihandelsfchule fie noch 
jo weit mit Smithſchem Geijte durchtränkt, daß fie kraſſe Forderungen 
einer Bejchränfung der perjönlichen Freiheit, die noch erſte Vertreter der 
Smithjchen Theorie wie Rau geitellt haben, nicht mehr anerkennen. 
Ein wejentlicher Gegenjag zu manchen Vertretern ftaatlichen Eingreifen 
in der eriten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts zeigt fich darin, daß 
Männer wie Lift durch ftaatliche Maßnahmen den natürlichen Fort- 
jchritt des Volkes zu immer höherer Reife bejchleunigen mwollten?, heute 
aber jtaatliche Maßnahmen empfohlen werden, um diefen Fortfchritt, der 
inzwifchen mit voller Kraft eingefegt hat, im Intereſſe der Zurück— 
bleibenden etwas zu verlangjamen. Aber der große Grundfaß, der vor 
hundert Jahren feitgelegt worden tft, der Grundfag der Gemwerbefreiheit, 
bleibt ein Pfeiler der Volfswirtjchaftslehre auch auf diefem Gebiet, und 
die Wiſſenſchaft empfindet es als ihre Pflicht, der Gefahr, daß er je 
wieder umgejtürzt werden könnte, nach Kräften entgegenzumirten. 

I &o find Schon 3. G. Hoffmann und F. B. W. Hermann lebhaft für 
joziale Fürforge; ſ. Rofcher III, $ 149 X. 1, auch die ©. 23 Anm. 1 genannte 
Kritik von Hermann. 

2 Roſcher Geld. ©. 980. 
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Der volfswirtichaftliche Einfluß der modernen 
Berfehrsmittel und die deutiche Volks— 
wirtichaftslehre des 19. Jahrhunderts. 


Bon 


Kurt Wiedenfeld, Köln a, Rh. 


Inhaltsverzeichnis, 
Die geringe Entwicklung der deutjchen Verkehrswiſſenſchaft S. 1. — Liſt; Nebenius, 
Lob, Hanſemann S. 2. — Knies; Rocher, Schmoller, Engel; Behandlung der Agrar- 


Induſtrie- und Städte-Entwidlung ©. 7. — Sar; Wagner ©. 16. — Cohn und die 
moderne Einzelforihung ©. 20. — Zujammenfafjung ©. 28. 


In der wiſſenſchaftlichen Behandlung des Verkehrsweſens iſt eine 
auffällige Erjcheinung zu beobachten: nirgends beiteht ein Zweifel, daß 
am letzten Ende die modernen Transportmittel es find, die mit ihrer 
gewaltigen Ausweitung und ihrer immer weiter gejteigerten Leiftungs- 
fähigkeit im 19. Jahrhundert unjer ganzes Wirtjchafts- und Kultur: 
leben von Grund aus umgewälzt haben, und doch ift gerade dieſes 
Gebiet der Volkswirtſchaftslehre wohl am wenigjten angebaut und durch- 
gepflügt worden. Sa, die deutjche Wirtſchaftswiſſenſchaft, die doch fonft 
nach allen Seiten hin die international anerkannte Führerin geworden ift, 
— hier hat jie ſich vom Ausland überflügeln laſſen; insbefondere von 
Frankreich, das allerdings von jeher eine bejondere Vorliebe für die 
Transportprobleme gehabt hat: Werfen wie Coljons Transports et Tarifs 
(2. Auflage, Paris, 1898) oder BicardS Trait“ des Chemins de Fer 
(Paris, 1887fg.) oder auch Colins Navigation Commerciale au 
19° Sieele (Paris, 1901), die das Ganze des Verfehrswejens oder doch 
geichloffene Teilgebiete mit gleichmäßiger Gründlichfeit umfaffen, kann die 

Feitgabe. Band II. XXIX l 
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deutiche Literatur ein ebenbürtiges Gegenſtück nicht zur Seite jtellen, und 
auch die Einzelunterfuchungen, die auf die Feititellung enger begrenzter 
Tatſachenkomplexe abgeftellt werden, find bei uns feineswegs gleichmäßig 
über das ganze Gebiet ausgedehnt worden. Während Technik, Verwaltung 
und Recht des modernen Transportapparats ziemlich viel Beachtung gefunden 
haben, find die wirtfchaftlichen Seiten — Drganifationstendenzen, Frachten- 
entwielung, Weltmarktsbildung — geradezu vernachläffigt worden; ein 
ganzes großes Teilgebiet, die Seeſchiffahrt, ift überhaupt exit in den 
allerlegten Jahren in unſere wirtſchaftswiſſenſchaftliche Arbeit hinein- 
gezogen — zu derjelben Zeit, zu der unfere Flottenpolitik ganz allgemein 
die Aufmerkſamkeit auf die weltwirtichaftliche Verflechtung Deutjchlands 
gelenkt hat. 
* 5 * 

Die wiſſenſchaftliche Erörterung der wirtſchaftlichen Verkehrsprobleme 
ſetzt in dem Augenblick ein, wo die Dampfeiſenbahnen in England und 
Amerika die erſten Proben ihrer Leiſtungsfähigkeit ablegen; dieſe 
Erfahrungen ſind auch in Deutſchland nicht unbemerkt geblieben, 
während man den Anfängen der Dampfſchiffahrt ſo gut wie völlig teil— 
nahmlos gegenüberſtand. Und recht charakteriſtiſch: die Transport— 
techniker ſahen in der eiſernen Fahrbahn und in der dadurch gegebenen 
Reibungsminderung das weſentlich Neue, glaubten aus der Verwendung 
der Dampfkraft nur eine Steigerung der Geſchwindigkeit ableiten zu dürfen, 
und erwarteten deshalb von ihr Vorteile faſt nur für den Perſonen— 
verkehr — ſo übereinſtimmend ein Baader, Crelle, Gerſtner; die 
Volkswirtſchaftler dagegen ſtellten ſofort die Dampfeiſenbahn als ein 
Ganzes in ſcharfen Gegenſatz zu allen andern Landtransportmitteln, auch 
zu der Pferdeeifenbahn, und erfannten darin die Anwendung des 
„mafchinellen Prinzips”, deren Wirkungen fie mit guter Vorahnung breit 
in die Zufunft projizierten. 

Friedrich Lift ift der Erſte, der fich rühmen kann, die weittragende 
Bedeutung des auf Schienen laufenden „Dampfwagens“ erkannt zu haben, 
Sein temperamentvolles Intereſſe war ja immer den Fragen des inter- 
(ofalen und internationalen Güteraustaufches zugewandt gewejen, und wie 
er — freilich auf ungangbarem Wege — fehr früh die formelle Wirt- 
jchaftseinigung Deutjchlands, einen Zoll und Handelsverein, angejtrebt 
hatte, jo warf er ich, nach feiner Rückkehr aus Amerika und geſtützt auf 
die dort gefammelten praftifchen Erfahrungen, mit dem ganzen Feuereifer 
feiner agitatorifchen Natur auf die Aufgabe, in den Gifenbahnen die 
materielle Grundlage für die tatfächliche Ausnugung der formellen Einheit 
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zu Schaffen. Zwei Arbeiten vor allem find es, in denen ev feine Meinung 
verficht: „Über ein jächlifches Eiſenbahnſyſtem al3 Grund- 
lage eines allgemeinen deutfchen Eiſenbahnſyſtems und 
insbejondere über die Anlegung einer Gijenbahn von 
Leipzig nach Dresden“ (Leipzig, 1833)', und dann der Artikel 
„Eijenbahnen und Kanäle“ im Rotteck-Welckerſchen Staatslerifon 
(1. Auflage, Bd. 4; Altona, 1837), den er auch felbjtändig unter dem 
Titel „Das deutſche National-Transportiyfitem” veröffentlicht 
hat. Dazu kommen noch die zahllofen Kleinen Abhandlungen, aus denen 
fein „Sifenbahnjournal” (Braunfchweig, 1835/37) fich zuſammenſetzt 
und die, wenn auch überwiegend der Darlegung ganz jpezieller Projekte 
gewidmet, doch immer wieder ins Allgemeingültige hineinjchweifen, und 
endlich die prachtvoll plaſtiſche, aber auch jehr apodiktifche Schrift über 
„Das deutſche Eiſenbahnſyſtem als Mittel zur Bervoll- 
fommnung der deutjchen Induſtrie, des Deutſchen Zoll- 
vereins und des deuſchen Nationalverbandes überhaupt“ 
(Stuttgart-Tübingen, 1841). Seine amerikanischen Erfahrungen find in 
den Briefen niedergelegt, die er im Jahre 1827 mit dem bayerischen 
DOberbergdireftor Baader gemwechjelt hat, und die diefer dann in der 
Beilage zur Augsburger Allgemeinen Zeitung veröffentlichen ließ. 

Alle diefe Abhandlungen unterfcheiden fich von den zahllofen Denk— 
jchriften, die in den zwanziger und dreißiger Jahren des vergangenen 
SahrhundertS zur Begründung von Gifenbahnforderungen über Deutjch- 
(and ergangen find, insbejondere auch von den befannten Ausführungen 
eines Friedrih Harfort? und erhalten wifjenfchaftlichen Wert da- 
durch, daß fie in großzügiger Syitematif der Gedanken, wenn auch nicht 
der Darftellungsform, die Wirkungen aufzudecen fuchen, die ganz allgemein 
von den Dampftransportmitteln ausjtrahlen werden; die einzelnen Projekte, 
zu deren Begründung fie wohl dienen, erjcheinen fait mehr als ein Mittel 
zu dieſen allgemeinen Grörterungen, denn als Selbſtzweck. Aus diejem 
folgerichtigen Denken heraus fommt Lift zu einer ganzen Neihe von Er: 
gebnijjen, die vor ihm niemand ausgejprochen hat, die dann aber durch 
eine jahrzehntelange Erfahrung als richtig bejtätigt worden find und uns 
Hentigen als Gemeinplat fait gelten. 

Die Grundlage feines Gedanfenbaus bildet die Überzeugung, daß der 
Wert der Dampfeifenbahn feineswegs nur in der größeren Schnelligkeit 
der Beförderung, jondern in eriter Linie darin liege, daß die Anwendung 


1 Neu aufgelegt in Reclams Univerjalbibliothek. 
2 Berger, Der alte Harkort. 
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der Dampffraft den gleichzeitigen Transport von großen Mengen von 
Perſonen und Gütern ermögliche und dadurch für die einzelne Beförderungs- 
feiftung eine jehr beträchtliche WVerbilligung bemwirfe; daß dazu noch die 
große Regelmäßigkeit und Berechenbarfeit der Transportzeit trete, wie fie 
aus der größeren Unabhängigkeit gegenüber den Naturelementen fich ergebe. 
Aus der Billigfeit folgt, daß zunächit die Eifenbahn feineswegs, wie 
jedermann jonjt glaubte, überwiegend von den bejjer gejtellten Klaſſen als 
Luxusgut benußt werden wird, jondern daß im Gegenteil die unteren 
Voltsichichten den Hauptvorteil daraus zu ziehen haben. Die Billigfeit 
und Negelmäßigfeit zufammen aber bewirken, daß überhaupt der Berjonen- 
transport vor dem Güterverfehr zurücktreten muß: billige Nohitoffe, wie 
namentlich Steinfohle, Eiſen u. dergl., die bisher nur auf ganz geringe 
Entfernungen abjagfähtg waren, und unentbehrliche Lebensmittel, wie 
Getreide, die jede Gegend wegen der Unficherheit auswärtiger Zufuhren 
auch bei ungünftigjter Naturveranlagung bisher ſelbſt hatte produzieren 
müffen, — Maſſenartikel alfo werden dem Gejamtverfehr das Gepräge 
geben. Daraus ergibt ſich dann weiter die Möglichkeit einer weitgehenden 
Produftionsteilung zwijchen den einzelnen Grögebieten und zugleich die 
Sicherheit einer gleichmäßigen Preisbewegung, die weder lofal noch zeitlich 
die bisher üblichen Schwankungen weiterbejtehen läßt; ferner aber 
auch die Notwendigkeit, nicht nur — mie fonftige Projektenmacher 
wollten — dem zufällign Gegenwartsbedürfnis entjprechend Die 
eine oder andere Linie zwijchen nah benachbarten Orten zu bauen, 
fondern von vornherein für ganze Staaten, ja für Erdteile je nach 
den beitehenden Handelslinien und erfennbaren Produftionsmöglichkeiten 
Eijenbahnnege zu entwerfen, die dann den Einzelplänen zugrunde liegen 
jollten. 

Wie Liit fich ſolche Netze zunächit dachte, hat er für Frankreich und 
Deutjchland dargelegt; in Frankreich tft jein Plan dann bald, im Jahre 
1842, auch wirklich) dem einheitlichen Vorgehen des Staates zugrunde 
gelegt worden, während Deutjchland durch jeine politifche Zerriffenheit 
und Preußens VBerfafjungsichwierigfeiten zu einen planmäßigen Arbeiten 
nicht gelangen fonnte, aber tatjächlich doch auch in den von Lift vor: 
gezeichneten Linien fich bewegt hat. Die praftifche Probe auf das wiſſen— 
jchaftliche Exempel hat dejjen Nichtigkeit alfo betätigt, und ebenfo bejteht 
heute fein Zweifel, daß die Majjenhaftigfeit der Beförderung das ent- 
jcheidende Merkmal der Eijenbahn it, daß der Gütertransport feiner 
volfswirtichaftlichen Bedeutung nach durchaus vor dem Perjonendienit 
iteht, und daß gerade die Majjenitoffe den modernen Verfehrsmitteln die 
wichtigite Nahrung geben; — alles Anjchauungen, die damals, als Lift 
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jchrieb, gänzlich neu waren und daher auch von den Gijenbahntechnifern 
ihm lebhafte Gegnerichaft eintrugen !, 

Liſts wiſſenſchaftliche Bedeutung wird dadurch noch erhöht, 
daß jeine Leidenjchaftliche Begeifterung für den Eifenbahnbau ihn nicht 
gegenüber den andern Verkehrsmitteln blind gemacht hat. Allerdings bes 
jchäftigt ex fich mit der Seejchiffahrt nur mit wenigen Worten in dem 
Artikel des Staatslexikons; aber auch da fieht er die Wirkungen der 
maschinellen Maſſenleiſtung vichtig voraus und prophezeit deshalb dem 
Dampfichiff, wenn es exit technifch zu dieſer Maſſenleiſtung befähigt jein 
werde, die Beherrfchung des ganzen Seeverfehrs — ein Ergebnis, das, 
eben aus technijchen Gründen, erſt in der unmittelbaren Gegenwart ein- 
getreten ift. Und vollends mißt er der Binnenjchiffahrt eine hohe Be— 
deutung bei; ja, er dachte fich fogar den Schienenweg vielfach nur als 
eine Ergänzung der von der Natur frei gebotenen oder von einer früheren 
Zeit erbauten Schiffahrtswege, und von ihm ſtammt jchon die Aufgaben- 
teilung, die auch heute noch meiſt für die verjchiedenen Transportwege 
aufgeitellt wird: die Teilung dahin, daß die billigjten Güter, bei denen 
auf Schnelligkeit und Regelmäßigkeit weniger anfommt, von der Schiffahrt, 
und alles übrige von der Eijenbahn befördert werden. Hier hat ihm die 
tatjächliche Entwiclung freilich nicht recht gegeben — die Schiffahrt iſt 
namentlich in Deutjchland zu viel größerer Vielfeitigfeit emporgewachjen; 
aber Liſt konnte auch nicht vorausjehen, daß die Waſſerbautechnik es 
[evnen würde, aus verwahrloften Strömen regelmäßig fließende, Fanal- 
gleiche Transportwege zu machen und damit dem Dampf zu Waſſer eine 
Arbeitsunterlage zu ſchaffen, die der Schiene gleich geitellt werden darf. 
Um jo ficherer hat er wieder das Nichtige getroffen, wenn er den 
Chauſſeen gerade für das Zeitalter des Dampfes eine immer größere 
Nolle zuweiſt und damit den Befürchtungen entgegentritt, als würden die 
zumeift exit joeben erbauten Straßen gleich wieder veröden; das Be— 
dürfnis nach guten Zubringern hat befanntlich in der neueren Zeit einen 
jo lebhaften Straßenbau gezeitigt, wie nie zuvor, 

Und endlich begnügt fich Liſt nicht damit, die wirtjchaftlichen Folgen 
der neuen Verfehrsmittel zu erkennen und darzulegen; er betont vielmehr 
mit aller Schärfe, wenn auch die jo nahe liegende Phraſe nicht immer 
vermeidend, daß die allgemeinfulturellen Wirkungen von noch größerer Be— 
deutung jein werden: für Kriegs- und Friedenszeiten fieht ev Ummwälzungen 
voraus, die den Zugang zu einer neuen Kulturwelt eröffnen. Hier iſt ihm 


ı Bol. u. a. Erelle, preuß. Geh. Oberbaurat, Einiges allgemein Verftändliche 
über Eijenbahnen (Berlin 1835); die Schrift polemifiert gegen Lift, ohne ihn direkt 
zu nennen, aber doch unverfennbar, 
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der Perſonenverkehr das Wichtigere; hier findet ev Worte von hinreißendem 
Schwung, um die erzieherifche Wirkung der Seejchiffahrt zu preijen; bier 
wertet ex alſo in direft umgekehrter Proportion als im Wirtjchaftlichen — 
ein deutlicher Beweis, daß fein Vorurteil ihm den Blick trübte, daß er 
die Probleme wiſſenſchaftlich zu ergründen juchte. Und in der Tat, wiſſen— 
ichaftliche Konjequenz des Denkens, gepaart mit einem genialen Wirklich- 
feitsfinn, haben den Mann, der in der eigenen Lebensführung jo garnichts 
Konjequentes und Real-Nüchternes fich abzuringen wußte, dazu befähigt, 
die gewaltigen Zufunftswirfungen des Dampftransports zu einer Zeit 
ſchon klar zu erkennen, nicht nur zu ahnen, zu der faum erſt die primitivſten 
Erfahrungen des praftifchen Lebens ihm einen Fingerzeig gaben. Lit 
jteht am Eingang der modernen Verkehrsmwifjenichaft. — 

Die Größe der Gedankenleiitung des genialen Schwaben wird noch in 
ein bejonders helles Licht gerückt, wenn man daneben hält, was zu jener 
Zeit andere Volkswirtſchaftler über die neuen Transportmittel gejagt haben ; 
feiner hat fie jo alljeitig erfaßt und in ihrer ganzen tiefen Wirkung erfannt. 

So hat zwar Nebenius in feinem Buch „Der Deutjche Zoll: 
verein, fein Syſtem und feine Zufunft“ (Karlsruhe, 1835) eins 
der längiten Kapitel den „Unternehmungen zur Verbefferung der fommerziellen 
Verbindungswege“ gewidmet. Aber der große Zahlenapparat, den er zur 
Nuchweifung der größeren Wohlfeilheit des Eifenbahn- und Kanaltransports 
aufbietet, joll doch nur die Meinung begründen, daß dieje beiden Transport- 
arten anſtelle der „bejchwerlichen” Fluß- und Seejchiffahrt zu entwiceln 
jeien, und daß dann Deutjchland in der europäischen Verfehrsgeitaltung 
wieder den Platz einnehmen werde, den es im Mittelalter gehabt habe. 
Kein Wort davon, daß in Zufunft Mafjenartifel dem Welthandel das 
Gepräge geben werden, nicht mehr Kolonialwaren, und daß außer der 
Wohlfeilheit und Schnelligkeit auch die Negelmäßigfeit, diejes jchlechthin 
neue Glement, ihre Wirkſamkeit entfalten ſolle. Nur eine Steigerung und 
Verſchiebung des Verkehrs, nicht aber eine artändernde Umwälzung faßt 
Nebenius ins Auge; er klebt allzu nüchtern an der Gegenwart, als 
daß er das innerite Wejen des Dampftransports erfennen könnte. 

Auch ob, der in feinem „Handbuch der Staatswirtſchafts— 
Lehre” die Verkehrsmittel und ihre Bedeutung eingehend behandelt, iſt 
noch weit entfernt davon, die bevorjtehende Ummälzung zu erkennen !. 
Sogar noch in der zweiten Auflage, die im Jahre 1837, aljo nach der 
Gröffnung der erſten deutfchen Eifenbahnen und nach Liſts erſten Schriften 

! Bol.v. Philippovich, Die wilfenschaftliche Behandlung des Transportweſens, 
in der Zeitjchrift für Volkswirtſchaft, Sozialpolitif und Verwaltung, 1905, ©. 5. 
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erichienen ijt, fertigt er diefe neuen Transportmittel lediglich in einigen 
Anmerkungen ab; ex zeigt fich völlig abhängig von der damals üblichen 
technifchen Auffaffung und ſieht daher das MWejentliche nur in der 
eijernen Fahrbahn, nicht im Dampfmotor. Seiner Meinung nach jtehen 
die Eifenbahnen als Förderungsmittel des Verkehrs in der Mitte zwifchen 
guten gewöhnlichen Landitraßen und Waſſerſtraßen. 

Sogar Hanjemann bleibt hinter Liſts großer Auffafjung noch 
jehr weit zurüc, obwohl ex feineswegs die ihm naheliegenden Fragen der 
prattijchen Verkehrspolitik vom Furzfichtigen Standpunkt augenbliclicher 
Intereſſen behandelt, vielmehr in jyjtematifcher Erörterung zu einem all 
gemeingültigen Urteil zu gelangen jucht. Aus feinen Schriften iſt 
namentlich die Abhandlung über „Die Gifenbahnen und deren 
Aktionäre im Verhältnis zum Staat” (Leipzig-Dalle, 1837) 
hervorzuheben. 

Die jonjtige Literatur jener Anfangszeiten ift dagegen gemeinhin 
den jpeziellen Fragen gewidmet, wie fie bei der Prüfung und Empfehlung 
beitimmter Projekte aufzutauchen pflegen; die allgemeinen Betrachtungen 
find darin — in bemerfenswertem Gegenſatz zur Methode Friedrich 
Liſts — ſtets nur eines der Mittel zu dem Zweck, die bejonderen Ab- 
fichten in vorteilhaftere Beleuchtung zu jegen. 

* * 
* 


Die teilweis glänzenden Finanzergebnifje der eriten Eijenbahnen ließen 
allenthalben in Wejt- und Mitteleuropa ſowie in Nordamerifa in rafcher 
Folge neue Schienenwege entjtehen, und England wenigjtens war jchon 
in der Mitte des vergangenen Jahrhunderts jo ſtark mit dem neuen 
Verkehrsmittel ausgeitattet, daß wohl von einem Eiſenbahnnetz ſchon ge- 
jprochen werden darf; für Frankreich war ein jolches Net ſchon gejeglich 
entworfen, und auch Deutjchland hatte in den vierziger Jahren eine 
größere Anzahl längerer Durchgangslinien aus den Kleinen Lokaleiſenbahnen 
der Anfangszeiten eritehen jehen. Hand in Hand mit dem Bau neuer 
Bahnen waren Betriebsverbefjerungen durchgeführt worden, die in einer 
bemerkenswerten Berbilligung der urfprünglichen Frachtjäge und in größerer 
Negelmäßigfeit des Verkehrs ihren wirtfchaftlichen Ausdvuck gefunden 
hatten. Dazu waren jeit dem Ende der dreißiger und in den vierziger 
Jahren vor allem von England, in geringem Umfang auch vom Feitland 
aus die eriten Dampferlinien über den Ozean erſtreckt worden, und auch 
die Binnenjchiffahrt hatte in ſtärkerem Maße fich der Verwendung des 
Dampfes zugewandt, Ganz neu war im fünften Jahrzehnt der Telegraph 
für den Nachrichtenverfehr nugbar geworden, und um die Mlitte des 
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Jahrhunderts waren auch Verſuche mit Ozeankabeln im Gang, von denen 
man einen nachhaltigen Erfolg wohl erwarten durfte. Weſentlich anders 
alſo, als im Jahre 1830 und ſelbſt 1840, ſtellt ſich das Verkehrsbild im 
Jahre 1850 dar. 

Da meldet ſich wieder die Stimme der Wiſſenſchaft, um erſt einmal 
Rechenſchaft vom Errungenen zu geben und zugleich die unklaren Zukunfts— 
hoffnungen auf die feſte Grundlage gedankenmäßiger Syſtematik zu ſtellen: 
Karl Knies veröffentlicht ſeine Bücher „Die Eiſenbahnen und 
ihre Wirkungen“ (Braunſchweig, 1833) und „Der Telegraph 
als Verkehrsmittel“ (Tübingen, 1857); beide noch heute ſchlechthin 
das Befte, was über die Bedeutung der neuen Transportmöglichfeiten ge— 
ichrieben worden ift, und felbjt in ihren Lücken noch feineswegs ausgefüllt. 

Klarer und fehärfer als Lift, dem ja die Form der Darftellung 
immer durch die Nückficht auf die praftifche Wirkung bejtimmt wurde, — 
im Aufbau ftreng geichloffen und ein Glied ans andere veihend, baſiert 
Knies feine Behandlung der Eifenbahn auf den Fundamentalfaß, daß 
durch die Benugung des Dampfes „auch für das Gebiet der Transport- 
mittel die Menge und die Gigentümlichfeit der Vorteile erreicht jet, 
welche in der induftriellen Fabrikation überall da erzielt wurden, wo die 
menschliche oder tierifche Wrbeitsfraft durch die Arbeit der Mafchine 
erſetzt werden konnte.“ Infolgedeſſen fieht auch er die wichtigjte Wirkung 
nicht in der Schnelligkeit, fondern in der Mafjenhaftigfeit und der daraus 
folgenden Billigfeit der Transporte, und als „ganz allgemeines, wichtiges 
Geſetz des Verkehrs" ftellt ev den Sat auf, daß „jede Exrniedrigung der 
Transportkoften die Verfehrsfähigkeit der wertgeringeren Güter jtärfer 
hebt, als die der mwerthöheren Güter” ; von ihm ftammt der Ausdrud, 
daß die Verbefjerung der Transportmittel den „latenten Verkehr” auslöfe 
und infofern ſelbſt Verkehr ſchaffe. Aber daneben bezeichnet er in ungleich 
ftärferer Betonung als Lift die Negelmäßigfeit des Verkehrs, die ja 
ebenfalls aus der Mafchinenverwendung folgt, als „einen Fortſchritt von 
der erheblichjten Bedeutung”, der jogar die Ginheitlichfeit der Zeit: 
beſtimmung herbeiführen müjfe. 

Diefe Grundgedanken, die er mit Lift teilt und nur jchärfer in 
ihrem wrfächlichen Zufammenhang hervortyeten läßt, führt Knies dann 
ſyſtematiſch für die wichtigsten Wirtjchaftsbereiche aus, und da fommt er 
zu Folgerungen, die ihn beträchtlich über Liſts Leiftungen emporheben, 
wejentlich Neues zur Beurteilung der Gifenbahnen und überhaupt der 
Dampftransportmittel beibringen. So gleich bei der Unterjuchung der 
Wirkungen, die fich aus der Verfehrsverbefferung für den Abja und die 
Preisbildung der Nohitoffe ergeben follen. Da hält er gegenüber der üb- 

XXIX 


Der voltswirtjchaftliche Einfluß der modernen Verkehrsmittel. 9 


lichen, auch bei Liſt ſich gelegentlich findenden Gedankenloſigkeit, die in 
einem Atem eine allſeitige Erhöhung des Grundſtückswerts den Produzenten 
und wohlfeileres Brot den Konſumenten in Ausſicht ſtellt, in ſelbſtändigem 
Ausbau des bekannten Thünenſchen Geſetzes ſtreng die beiden Preis— 
möglichkeiten auseinander, die aus dem verſchiedenartigen Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage, aus ihrer verſchiedenen Anpaſſungsfähigkeit ſich 
ergeben: allgemeine Hebung der Grundſtückspreiſe, ſofern die etwa durch 
die Transportverbilligung neu möglich werdenden Produktionen einer ent— 
ſprechend ſteigenden Nachfrage begegnen, weil von ihnen die Zunahme der 
Bevölkerung abhängt; Hebung der Bodenpreiſe dagegen in marktfernen 
und gleichzeitige Senkung in marktnahen Gebieten, ſofern die Eiſenbahnen 
neue Produktionsgegenden erſchließen, ohne daß die Nachfrage entſprechend 
ſteigen kann. Und in letzteren Fall rechnet er ſchon den Getreidehandel 
hinein, obwohl von überſeeiſchen Zufuhren damals doch erſt die leiſeſten, die 
Preiſe noch nicht ſenkenden Anfänge zu beobachten waren; erſt ein 
Menſchenalter ſpäter ſollte eintreten, was Knies im Jahre 1853 in 
ſyſtematiſcher Konſtruktion als notwendige Folge der Verkehrsmittel— 
entwicklung hingeſtellt hatte. Dabei iſt er aber weit entfernt auch von 
jener Gedankenloſigkeit geblieben, die dann in dieſer ſpäteren Zeit oft 
genug begangen worden iſt und den Fall der Getreidepreiſe in ſeinem 
abſoluten Betrage mit der abſoluten Ermäßigung der Transportkoſten in 
urſächlichen, unmittelbaren Zuſammenhang bringt. 

Knies leitet aus dieſen Erſcheinungen das allgemeine Geſetz ab, 
daß in der Rohproduktion der geographiſche Vorteil der bevorzugten Lage 
durch die Transporterleichterung gemindert werde, und dasjelbe ſoll für die 
„Gemwerbsproduftion” gelten, injoweit fie durch die Lage zu den Produktions— 
jtellen verjendbarer Rohſtoffe bedingt ijt. Hier aber macht er einen be— 
deutfamen Zuſatz: damit ſteige die Wirkungsmacht in den Arbeits- und 
Kapitalfräften — bedeutfam deshalb, weil damit zum erjten Mal in die 
Erörterung der Verfehrsprobleme der Gedanfe der fapitaliftifchen Ent- 
wiclung hineingetragen wird. Und dem widmet Knies dann auch 
weitere Aufmerkſamkeit. Er hebt dabei nicht nur hervor, daß jchon die 
Eifenbahnen jelbjt durch ihre hohen Anlagefojten zu Unternehmungen von 
ganz ungewöhnlicher Kapitalfonzentration geworden ſeien; jondern er betont 
vor allen Dingen, daß exit durch die Eifenbahnen, durch die ihnen folgende 
Abjagausweitung für die induftriellen Großbetriebe die wirtjchaftliche 
Möglichkeit gefchaffen werde, die technifchen Erfindungen der Fabrikation 
auszunußgen: die Eifenbahnen und überhaupt die Dampftransportmittel 
find ſchon ihm, der doch eben exit die leijeiten Anfänge deutjcher Groß— 
industrie fich entfalten fieht, die Träger einer Entwicklung, die unaufhalt- 
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jam — man möchte hinzufügen: troß aller Handwerfergejege der damaligen 
Zeit — die alte gewerbliche Drganijation über den Haufen werfen und 
den Handwerker nur mit gänzlich geändertem Aufgabenkreis bejtehen 
laſſen wird. 

Wenn er dann aber weiter folgert, daß wie für die Nohprodukte, jo 
auch für die Fabrifate eine große Gleichmäßigfeit der Preife aus der 
Nlarktverbreiterung fich ergeben müſſe, dann verfennt er doch die Geſetze 
großinduftrieller Produftion. Gewiß, die lofalen Unterjchiede werden ge 
mindert; aber zeitlich find die Schwanfungen größer, nicht Kleiner geworden : 
Hochkonjunktur und Deprejfion find in ihrem jtändigen Rhythmus recht 
eigentlich Kinder der Dampftransportmittel, und zwar gerade deshalb, 
weil exit diefe jedem Unternehmen gleichſam die Welt als Abjatbereich 
öffnen. Knies überfieht, daß die große Forderung der Gleichmäßigfeit, 
die im Gifenbahnzeitalter auch über dem induftriellen Arbeiten jteht, den 
einzelnen Unternehmer zwingt, auch bei fallender Nachfrage feinen 
Produftionsumfang aufrecht zu erhalten und dadurch die Gejfamtproduftion 
des ganzes Zweiges in ein immer ſtärkeres Mikverhältnis zur Nachfrage 
zu bringen, bis jchließlich die Auslefe der Schwachen eine gewaltjame 
Neinigung herbeiführt. Eben deshalb haben ja auch felbft ſchwächere 
Kartelle gerade dieje Wirkung der modernen Transportmittel, die allgemeine 
Abſatzausweitung, einigermaßen ausgeschaltet und doch wieder das Moment 
der geographifchen Lage in der Abjagregelung zur Geltung gebracht. 

Unzweifelhaft richtig ift dann aber wieder, was Knies über die 
bevorjtehenden Änderungen in der Handelsorganifation jagt: daß nämlich 
auch da die Kapitalanjprüche gewaltig wachjen würden, und daß zugleich 
die Zeit der übergroßen Gewinne vorüber jei; diejes heute allgemein an— 
erfannt — jenes aber immer noch vielfach beftritten und doch von der 
Erfahrung durchaus beitätigt, wenn man nur den eigentlichen Waren- 
umjaß von der Börjenjpefulation gefondert betrachtet. Daß freilich der 
Handel mit fremden Staaten dank der verbejjerten Transporttechnif den 
Binnenhandel wieder an Bedeutung überragen werde, ift nicht eingetreten, 
und dieſer Irrtum ift bei Knies um jo merfwürdiger, als er jonit jehr 
klar erkennt, daß der Nahverkehr bei den Eifenbahnen eine ungleich größere 
Ziffer alS der Fernverkehr ausmacht. Da fteht er offenbar im Bann der 
— auch von ihm ausgejprochenen — Anjchauung, daß Deutjchland wieder 
das große Tranfitland des Mittelalter8 werden müffe; da fcheint auch 
bei ihm einmal der Wunfch der Vater des Gedantens geweſen zu jein. 

Und nicht zu voller Klarheit ift ex durchgedrungen, wo er für die 
Formen des internationalen Handels die zu erwartenden Änderungen 
darlegt. Er erfennt richtig, daß die Meffen den gejteigerten Mengen 
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nicht mehr entjprechen. Aber wenn er dafür die Induſtrieausſtellungen 
als die Abſatzform der Zukunft anjpricht, jo bleibt er nicht nur in einer 
Auffaſſung ſtecken, die damals allgemein galt; fondern er zieht auch aus 
feinen eigenen Ausführungen nicht die notwendigen Schlüffe. Denn im 
Beitalter der Gijenbahnen handelt es fich ja — auch nach Knies — 
vor allem darum, für den Handel. mit Mafjenftoffen die erforderliche 
DOrganifationsform auszubilden, und dafür famen gerade zu feiner Zeit 
die Warenbörjen in die Höhe, die dann in der Tat diefe Aufgabe über- 
nommen haben. Die Mejje ift eben nicht, wie Knies es formuliert, die 
Drganijationsform des nationalen Güteraustaufches, jondern fie it der 
Ausdruck für die internationale Begleiterfcheinung einer im wejentlichen 
ſelbſtgenügſamen, naturalwirtichaftlichen Verfaffung; fie mußte durch die 
Börje erſetzt werden, als die Verkehrsmittel aus einer Begleiterjcheinung 
die Grundlage des wirtjchaftlichen Aufbaus machten und Unentbehrlich- 
feiten zum Gegenjtand des regelmäßigen Austaujchs. Aber freilich — 
das war zu Knies’ Zeit namentlich in Deutjchland kaum jchon zu erfennen 
und iſt jelbit heute noch feineswegs ganz durchgedrungen. — 

Hatte Knies unter den Wirkungen der Dampfverfehrsmittel in 
eriter Linie die größere Negelmäßigfeit in der Preisentwicklung betont, 
jo war es nur eine Konfequenz diejes Intereſſes, wenn er fich alsbald 
auch an die Aufgabe machte, den technifchen Träger der Preisbildung, den 
Nachrichtenverfehr, in feinen wirtfchaftlichen Beziehungen aufzudeden. 
Und allen Mitteln diejes Verkehrs, auch der Poſt und der Zeitung, 
feineswegs nur dem Telegraphen, ijt fein Buch über den Telegraphen 
gewidmet. 

Hier iſt ihm, noch mehr als bei den Eiſenbahnen, die Regelmäßigkeit 
und daneben die Schnelligkeit, „ein jederzeit zu augenblicklichem Abgang 
bereit ſtehendes Transportmittel“, das dringendſte Bedürfnis, und er ſieht 
die Hauptwirkung des Telegraphen gerade darin, dieſem Bedürfnis für 
die breiten Maſſen der Bevölkerung entgegenzukommen, während vorher 
nur die Großſtaaten und die Reichſten ſich den erforderlichen Apparat 
hatten leiſten können. Der Telegraph — ſo führt er treffend aus — 
beruht zwar nicht auf der Maſſenwirkung einer maſchinellen Leiſtung; 
aber er ermöglicht einen „aſſoziierten Konſum“, indem er die Heimlichkeit 
des Briefes durchbricht und nun eine einzige Nachricht an unzählige 
Empfänger, durch einen Preiskurant etwa oder ähnliche Vervielfältigungen, 
gelangen läßt. Knies erkennt ſchon damals, daß beſondere Organiſationen 
zur Durchführung dieſer Maſſenwirkung ſich allgemein bilden würden, und 
er iſt ſich auch klar darüber, daß eben hierdurch die neuen Geſetze der 
Preisbildung bis in den einzelnen Haushalt hinein Geltung erlangen müßten. 
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Aber merkwürdig — jo richtig ex die Zeitung als Annoncenbringer wirt- 
ichaftlich wertet, fie auch als Träger der telegraphiichen Preisnotizen an- 
zufprechen kommt ihm nicht in den Sinn; es fehlte damals noch an der 
notwendigen Vorausſetzung der heutigen Zeitungs-Preistelegramme, an den 
öffentlichen, deshalb gemeingültigen Preisnotierungen der Börſen. 

Die andere Leiftung des Telegraphen wird von Knies dahın 
formuliert, daß „er aus verjchieden weit entfernten Orten nach demjelben 
Platz hin, ſowie von demjelben Pla her nach verjchieden weit entfernten 
Orten hin einen ganz gleichzeitigen Nachrichtenverfehr bewerkitelligen läßt.“ 
Das macht die Welt zur wirtjchaftlichen Einheit, jeßt an die Stelle der 
(ofalen die Preisbildung des Weltmarfts; „das Verhältnis der Geſamt— 
maffen des Angebots und der Nachfrage zu einander wird ſofort für alle 
einzelnen Plätze die Grundbedingung des Preisitandes“. Und die Folge 
iſt eine noch ftärfere und jchnellere Ausgleichung der Preiſe, als jie durch 
den langwierigeren Transport der Güter jelbit, durch die Gifenbahnen und 
Dampfichiffe herbeigeführt werden kann. — Auch das eine Erkenntnis, 
die zwar auf die Mafjenftoffe gleichmäßiger Qualität eingefchränft werden 
muß, aber doch eine bedeutende Leiftung wiljenjchaftlicher Abitraktion dar: 
jtellt, da fie keineswegs ſchon erfahrungsmäßig vor Augen lag. — 

Wie Lit, jo begnügt fich endlich auch Knies nicht damit, die 
wirtichaftlichen Wirkungen der neuen Verkehrsmittel feitzuftellen; auch er 
bringt fie in Zufammenhang mit der gejfamten Kulturentwicklung und 
nennt fie „eine neue großartige Volksſchule für alle Stände und Berufs- 
arten“. Dabei verfährt er aber wejentlich realiftifcher als jein Vorgänger. 
So ijt er wohl der Grite, der die gewichtigen Ummälzungen vorausfieht, 
die namentlich auch im Nechtsleben der Völker eintreten werden; aus— 
gehend von der Notwendigkeit, die Gnteignungsbefugnis, die vordem nur 
dem Staate jelbit zu allgemeinem Beten zuzuitehen pflegte, auch auf 
Privatunternehmungen zur Durchführung wirtjchaftlicher Aufgaben aus— 
zudehnen, haben wir ja in der Tat unfer ganzes Nechtsgefühl und dem- 
gemäß unjere Gejege jehr ſtark einjeitig nach den wirtjchaftlichen, weniger 
nach den jtaatlichen Bedürfniffen eingeftellt. Knies will, auch da tiefer 
jchauend als Lit, nichts davon wiſſen, daß die Erleichterung des inter: 
nationalen Verkehrs den ewigen Frieden anbahne; nur „der Leichtjinn, 
den Krieg um Nichtigkeiten zu beginnen, hat abgenommen — jede Zunahme 
wahrer Bildung kann das Gefühl der Ehre, welches die Überjchreitung 
gewijjer Grenzen mit dem Außerſten ahndet, nur ſtärken.“ Und doch iſt 
er feineswegs blind gegen die internationalen Annäherungen, jieht im 
Gegenteil in den betrieblich notwendigen Eiſenbahn- und Telegraphen- 
verträgen wichtige Brücden, die Völker zu einander zu bringen. 
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Gerade diejer allgemeinen Wirkungen wegen glaubt Knies jchon 
damals, dat die Zukunft den Staatsunternehmungen gehöre, und ftreng 
fyitematifch unterfucht ex deshalb die Vor- und Nachteile der Staats— 
und der Privateiienbahnen. Auch geht er bis tief in die Einzelheiten 
auf die Fragen ein, wie nun Eifenbahnen und Telegraphen am beiten 
ihren Zwecken dienftbar zu machen jeien; ev erörtert ſchon verjchiedene 
Tarifiyiteme und das Verhältnis zwifchen privat- und vollswirtjchaftlichen 
Leitungen, zwiſchen denen er nur jehr indirefte Verknüpfungen gelten 
läßt. Kaum eine wichtige Erſcheinung oder Möglichkeit iſt jeinem 
ſyſtematiſchen Scharfblic entgangen. 

Gewiß fann auch Knies von jeiner Gegenwart fich nicht ablöjen; 
im Gegenteil, als einer dev Väter der „hiftorifchen Schule“ Legt er geradezu 
entjcheidenden Wert darauf, von den erkennbaren Tatjachen des Lebens 
ftetS auszugehen, und Irrtümer find ihm feineswegs erjpart geblieben. 
Aber ex bleibt doch nicht an dem unmittelbar zu Schauenden haften, hebt 
ſich vielmehr in gedanfenmäßig ftrenger und doch fühner Konftruftton über 
jeine Zeit hinaus und deckt dadurch Entwiclungstendenzen auf, die erit 
heute ihre volle Beitätigung vielfach erfahren haben. a, er hat vor 
50 Jahren wiljenjchaftliche Anregungen gegeben — wie 3. B. über Die 
großfapitaliftiiche Natur der Eifenbahngejellichaften —, die bis zu unjern 
Tagen nicht ausgejchöpft worden find. Ein Höhepunkt in der wirtjchaft- 
lichen Verkehrswiſſenſchaft iſt mit Knies erreicht. — 

Es jollte nicht gar lange dauern, und ein gut Teil der von Knies 
vorausgejehenen Wandlungen wurde Ereignis; haben doch gerade die 
fünfziger und dann vollends die jechziger Jahre allenthalben eine jehr 
fräftige Ausbreitung der modernen Verkehrsmittel gebracht. Da konnte 
man bald in konkreten Beifpielen darlegen, was Knies mehr abjtraft 
ſich hatte Fonftruieren müſſen: es wimmelt denn auch in den jechziger 
und fiebziger Jahren von Schriften, in denen die Gegenwart „Oroßvaters 
Zeiten” lobend oder tadelnd gegenübergeftellt wird. Vielfach feuilletoniftischer 
oder romanhafter Natur, find dieje Erzeugniffe einer ſtarken Zeitſtrömung 
zu gutem Teil doch von wiſſenſchaftlicher Bedeutung. 

So hat Roſcher in der Deutjchen Vierteljahrsichrift, 1865, „Die 
Naturgeieße, welche den zwedmäßigen Standort der 
Induſtriezweige beftimmen“, eimer fyitematifchen Unterfuchung 
unterworfen und dabei auch des Einfluffes gedacht, den die modernen 
Transportmittel dabei ausüben; fie find ihm als Förderer dev arbeits- 
teiligen Produktion und dann vor allem deshalb beveutfam, weil fie die 
Konzentration der Induſtrie in den Großjtädten ermöglichen, die ſonſt 
durch die Schwierigkeiten des Rohſtoffbezuges und des weiteren Abjates 
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in engen Grenzen gehalten würde. Roſcher geitaltet aljo das von 
Knies ſchon gefundene allgemeinere Geſetz nach einer bejonderen Richtung 
hin weiter aus: ex ilt der erite, der die Beziehung zwijchen Verfehrs- 
entwicklung und Bevölferungsverteilung aufgreift. 

Ferner iſt Schmoller in jenem Buch „Zur Gejchichte der 
deutjchen Kleingewerbe im 19. Jahrhundert” (Halle, 1870) 
der Frage nachgegangen, wie die gewerbliche Produktion im allgemeinen 
durch den Dampfverfehr gewandelt worden jei. Er hebt als wichtigite 
Wirkung, hierin fchärfer als Kniſes jchauend, heraus, daß exit jeßt der 
Mafjenartifel jener arbeitsteiligen Produktionsweiſe unterworfen werden 
fönne, die vorher nur für wenige, leicht transportable Lurusgegenjtände 
üblich geweſen jei, und daß eben deshalb der neue Verkehr „das Größte 
wie das Kleinite” geändert habe. Gr betont dann aber weiter — und 
das iſt vollends in jener Zeit der formaliftifchen Geſetzesſchwärmerei 
bemerfenswert —, daß exit die neuen Transportmittel einen wirklichen 
Gegenſatz zwiſchen den gejeglichen Syſtemen der Gemwerbefreiheit und des 
Zunft: und Konzeffionswejens gejchaffen hätten. Schmoller überfieht 
auch klarer, welche Wirkungen in der Handelsorganifation eingetreten 
find; nicht wie bei Knies die Induſtrieausſtellung, ſondern der jtehende 
Laden der Stadt iſt es bei ihm, der in dem Abjag der konſumfertigen 
Waren die Mejje zuricdrängt, während die Börje den Austaufch der 
Mafjengüter zu organifieren hat. 

Schmoller hat dann wenig jpäter (Breußifche Jahrbücher, 1873) 
in einem Aufjaß über „den modernen Verkehr im Verhältnis 
zum wirtjchaftlichen, fozialen und fittlichen Fortſchritt“ 
noch einmal das Ganze der Wirkungen zufammengefaßt, die aus Gijen- 
bahnen, Dampfern und Telegraphen abzuleiten find. Syn der ihm eigenen, 
plajtiichen Gegenüberitellung weniger Zahlen und Tatjachen fommt das 
Gegenjägliche von Vergangenheit und Gegenwart zu deutlichem Ausdrud. 
Für die Zukunft ergibt ſich die — dann oft ihm nachgejprochene — 
Aufgabe, das an der Stelle der alten Eleinen Hütte erbaute gewaltige 
Wohnhaus der Mienjchheit für alle Bewohner, auch für die der Keller: 
und Manjardenwohnungen, behaglich zu machen: das Verteilungsproblem 
rückt ihm in den Vordergrund, da das Produftionsproblem durch 
die neuen Verkehrsmittel ihm der Löfung entgegen gebracht zu werden 
jcheint. 

In ähnlicher, die Statiftit vor allem benugender Weiſe hat dann 
auch E. Engel die Wirkungen der modernen Verkehrsmittel in einem 
Aufſatz über „Das Zeitalter des Dampfes in technifcheitatiftiicher Be— 
leuchtung” (Zeitjchrift des Preuß. ftatift. Bureaus, 1879 und 1880) 
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behandelt, nachdem ex jchon früher einmal („Die Grenzen des Erfindungs- 
geiftes im Transportweſen“, eod. 1864) die technischen Errungenschaften 
beleuchtet hatte. Engel geht dabei in eriter Linte den Transportkojten 
nach und iſt eine wichtige, internationalen Vergleich ermöglichende Quelle, 
die Fortjchritte der neueften Zeit an den Ergebnifjen der Anfangszeiten 
zu prüfen. — 

In dieſelbe Richtung jchlagen auch alle jene Unterfuchungen, die fich 
von den achtziger Jahren an mit der landwirtjchaftlichen Konkurrenz des 
Auslands als einem Verkehrsproblem befafjen. Aus der Fülle der Gr- 
fcheinungen jeien etwa genannt: Sering, Die landmwirtjchaftliche 
Konkurrenz Nordamerikas in Gegenwart und Zukunft (Leipzig, 1887); 
Wolff, Tatjachen und Ausfichten der ojtindischen Konkurrenz im Weizen- 
handel (Tübingen, 1886); Becker, Der argentinische Weizen im Welt- 
markte (Jena, 1903) — alle drei darin übereinitimmend, daß fie nicht 
jo jehr in der Entfaltung und Verbilligung der Seefchiffahrt, als vielmehr 
in der Ausdehnung der Gifenbahnen im Produftionsgebiet die wichtigite 
Urjache für die Produktionszunahme erbliden, und daß fie eben dieje Zu— 
nahme, wegen ihres Mißverhältniſſes zum Bedarf, und nicht die Frachten- 
ermäßigung für den Preisfall in Europa verantwortlich machen. Eine 
fnappe Zuſammenfaſſung, wie der Weltmarkt in landwirtjchaftlichen 
Produkten aus der Verfehrsmittelentwiclung entitanden ijt und was der 
Meltmarkt eigentlich bedeutet, habe ich jelbjt in dem Aufſatz „Die Ent- 
wicklung der Verkehrsmittel und die landwirtſchaftliche 
KRonfurrenz des Auslands im legten Menfchenalter” (Zeit: 
jchrift für Agrarpolitif, 1904) gegeben. 

Dagegen fehlt es noch volljtändig an Arbeiten, die in ähnlicher Weife 
für einzelne Induſtriezweige die Wirkung der VBerfehrsummälzung dartun; 
ein Mangel, der allerdings nur ein bejonderer Ausdruck unjerer ganz 
allgemein nur geringen Kenntnis der induftriellen Entwiclung tit, aber 
doppelt empfindlich in einer Zeit wird, die mehr und mehr, vielleicht 
fogar ſchon übertreibend das Problem der induftriellen Weltmarfts- 
fonfurrenz als ein Frachtenproblem erfennt. Ebenſo iſt der offenfichtlich 
vorhandene Zufammenhang zwifchen Verkehrs- und Bevölkerungsentwicklung, 
insbejondere der ficherlich verjchtedene Einfluß der verjchiedenen Transport- 
mittel auf die lokale Bevölferungsverteilung, zwar wiederholt von geographticher 
(Kohl, Ratzel, Hettner u. a.), aber nicht von vollswirtjchaftlicher 
Seite unterfucht worden; die wenigen Arbeiten, die da vorhanden find 
(Schönherr, Einfluß der Eifenbahnen auf die Bevölferungszunahme in 
Sachjen; 1899. — Feydt, Einfluß der oftpreußifchen Eifenbahnen auf 
die Städte; 1904. — Ginige ältere Artikel in den Zeitſchriften der 
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verschiedenen ſtatiſtiſchen Bureaus), find zu einjeitig auf die Eifenbahnen 
abgeitellt, als daß allgemeinere Schlüffe aus den fonfreten Verhältniſſen 
abgeleitet werden dürften. 


* * 
* 


Von Liſt zu Knies und Schmoller reicht ein einheitliches Band: 
von den Tatſachen der Entwicklung ausgehend, ſuchen ſie den urſächlichen 
Zuſammenhang zu ergründen und danach die Bedeutung der modernen 
Verkehrsmittel für Volks- und Weltwirtſchaft auch in die Zukunft zu 
projizieren. Emil Sax iſt es, der dann am Ende der ſiebziger Jahre 
eine andere Methode zur Anwendung bringt: ohne von den Tatſachen 
ſich Loszulöfen, geht er in ſeinem zweibändigen Werk „Die Ver— 
kehrsmittel in Volks- und Staatswirtſchaft (Wien, 1878 
und 1879) doch mehr auf deduftivem Wege vor, um das Ganze des 
Verfehrsapparats in jeinen wirtfchaftlichen Beziehungen zu erörtern. 
Aber — und das ift für die gegenfeitige Wertung der hiſtoriſch-pragmatiſchen 
und der gedanflich-abitrahterenden Methode von mwejentlichiter Bedeutung — 
in den Ergebniffen fommen beide Linien wieder zuſammen; jede Forjchungs- 
art iſt gleichjam für die andere Weiſe eine Probe auf das Erempel. 

Car ſteckt fich den Rahmen feiner Unterfuchung erheblich weiter, 
als alle feine Vorgänger. Er will nicht nur die Wirkung der modernen 
Verfehrsmittel ergründen, jondern darüber hinaus die Stellung fixieren, 
die überhaupt die Transportorganijation innerhalb des ganzen volfswirt- 
jchaftlichen Aufbaus einzunehmen hat, und daraus leitet er dann die 
Grundfäge ab, nach denen der Staat ſich gegenüber den Verkehrsmitteln 
zu verhalten habe, und nach denen die Verfehrsunternehmungen jelbit zu 
verwalten jeien. Hier mifcht ſich ihm das Privatwirtjchaftliche allerdings 
ſehr ſtark in das eigentlich Vollswirtichaftliche, und Teineswegs ift beides 
immer nach Gebühr auseinander gehalten; aber diefer methodische Mangel 
jchmälert nur wenig jein Verdienft, das erſte und bisher in deutjcher 
Sprache beſte Syftem einer wirtfchaftlichen Verkehrswiſſenſchaft aufgeftellt 
zu haben!, Die Wirkung der Verkehrsmittel ift im allgemeinen Teil und 
dann unter ſpezieller Berückfichtigung der modernen Fortſchritte bei der 
Behandlung der Eijenbahnen zur Erörterung gebracht. 

Als wejentlichiter Fortjchritt gegenüber den früheren Erörterungen, 
insbejondere auch gegen Knies, ift die ſcharfe Scheidung zu bezeichnen, 


' Guftav Cohns „Nationalöfonomie des Handels und Verkehrsweſens“ 
(Stuttgart, 1898) ift ihrer ganzen Anlage nach nicht darauf abgeftellt, alle Seiten 
des Verkehrs gleihmäßig zu behandeln, und van der Borghts „Verkehrsweſen“ 
(Keipzig, 1894) ift zu jehr vom Standpunkt des Praftifers aus gejchrieben, um mit 
Car den DBergleich auszuhalten. 
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die Sar zwilchen den Mafjengütern und den gewerblichen Erzeugnifjen 
aufrichtet; ex ift infolgedeffen — und das ift ein Vorteil feiner Methode, 
aber zugleich auch ein Ergebnis der gefteigerten Erfahrung — vor den 
Irrtümern bewahrt geblieben, denen die älteren Verfehrsichriftiteller noch 
unterworfen waren. So betont ex gleich im Anfang feiner Darlegung, 
dat die Preisſenkung und Preisausgleichung, die aus der Vervollkommnung 
der Transportmittel bei gleichbleibendem Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage fich ergeben ſoll, nur für jolche Güter gelte, die einen Marft- 
preis haben — d. h. aljo Maffengüter —, weil nur bei diejen die 
Konkurrenz der ausjchlaggebende Preisfaktor ſei; für Fabrifate komme 
ein Preisausgleich nur wenig in Betracht, dagegen die Preisminderung 
um jo mehr, als bier eine fast beliebige Steigerung der Produktion möglich 
jet und die in der Verbilligung des Rohſtoff- und Majchinenbezugs liegende 
Ermäßigung der Produktionskoſten zu jener Steigerung jtetS den Anreiz 
abgebe. Eben deshalb enthalte die Verbefjerung des Transportapparates 
auch den Hauptgrund für eine immer ftärker fich durchjegende Entwiclung 
zum induftriellen Großbetrieb; Ermäßigung der Gejtehungskoften und Aus- 
weitung der Abjagmöglichkeiten trieben fich wechjeljeitig. 

Die Betonung der Mafjengüter bringt ihn dazu, das Wejen der 
Meltwirtichaft und des Weltmarkts klarer zu erfennen, als das vor ihm 
gejchehen war. Nicht der internationale Güteraustaufch jchlechthin iſt 
ihm Weltwirtichaft, jondern erſt der Austaufch von Mafjenitoffen und die 
darauf Sich aufbauende geographijche PWroduftionsteilung. Und wenn 
Knies zu dem Ergebnis gelangt war, daß durch die modernen Verfehrs- 
mittel die Gunit der geographijchen Lage hinter den Beſitz an Arbeits- 
und Kapitalfräften zurücgedrängt werde, jo fommt Sax zu der ebenjo 
richtigen Grfenntnis, daß für die Gewinnung von Majfjenitoffen die 
natürlichen VBroduftionsvorteile an Gewicht beträchtlich gewonnen haben, 
ja in eriter Linie das Wirtſchaftsſyſtem beftimmen, jo daß das Thünenjche, 
auf die Marktlage bafierte Geſetz durchbrochen jet. 

Die Berbilligung des Transports von Maſſenſtoffen folgt aber nach 
Sar nicht jchon aus dem Bau von Eijenbahnen oder jonitigen modernen 
Berfehrsmitteln an jich; der Dampferverfehr bedeute 3. B. feine Koſten— 
und damit feine Preisermäßigung. Jene Folge tritt vielmehr exit Dadurch 
ein, daß die Eiſenbahnen durch die Eigenart ihres Betriebes fich gezwungen 
jehen, die SFrachten in feite, regelmäßige Tarife zu bringen, und daß fie 
dann in die Lage fommen, die Frachtenhöhe jowohl nach dem Werte der 
verjchiedenen Güter als auch nach der Größe der Entfernungen abzuftufen 
und jo das Geſetz zu befonders prägnanter Anwendung zu bringen, 
wonach die Abjagfähigleit eines Gutes nicht jo jehr von der abjoluten, 
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als vielmehr von der relativen, d. h. am Wert des Produftions- und 
Konfumtionsortes gemefjenen Frachtenhöhe abhängt. — Hier zeigt fich, 
daß auch Sax troß feiner jchärferen Methode doch von der Erfahrung 
jeinev Zeit abhängig tft. Gewiß ift es richtig, daß eine angemejjene 
Tarifpolitit wichtiger al3 der Bau von neuen Bahnen jein kann; aber 
doch nur in einer Zeit, zu der genügend Bahnen jchon vorhanden find, 
um Neubauten nicht mehr als grundlegende Neuerungen betrachten zu 
müſſen. Und ficher iſt es falfch, im Dampferverfehr fein verbilligendes 
Moment exrblicen zu wollen; die Majjenhaftigfeit der einzelnen Transporte 
iſt doch exit Durch ihn auf der See eingeführt worden und hat zu einer 
Frachtenverbilligung die Urjache abgegeben. Auch weiß Sar, offenbar 
mangels Erfahrung, noch nicht, daß die regelmäßigen Dampferlinien genau 
ebenfo wie die Eifenbahnen nach feiten Tarifen ihre Transporte führen; 
und deshalb jene Mißachtung des Dampferverfehrs, die ſich durch das 
ganze Werk zieht. Er ahnt richtig, daß die GSeejchiffahrt eine PBarallel- 
erjcheinung zur Gifenbahn, nicht zur Binnenfchiffahrt ſei, und behandelt 
fie deshalb hauptjächlich im Eiſenbahn-, nicht im Schiffahrtsteil; aber er 
fennt nur die wilde, regelloſe Seefahrt, nicht den Lintenbetrieb und vollends 
nicht die Bojtdampferlinien und fommt daher hier zu Schlüffen, die vor 
der reicheren Erfahrung unſerer Gegenwart nicht jtichhalten. Anderſeits 
lag die Betonung der Gifenbahntarifpolitif in einer Zeit nahe, die joeben 
erit umfangreiche Grörterungen über das beite Tarifiyitem, insbeſondere 
über die — von Gar gebilligten — Wert- und Differentialtarife in 
Wiffenfchaft und Praxis erlebt hatte. Ihm bleibt aber das Verdienit, 
auf jenen Gegenſatz zwijchen einer fallweifen Frachtenvereinbarung und 
einer Tarifaufftellung bejonders ſcharf hingewiefen zu haben; und das 
iſt um jo größer, als auch heute noch die Verkehrswiſſenſchaft, anders als 
die Praris, für die Tarifpolitit kaum Aufmerkfamfeit übrig hat. Auch 
hat er jchon das privatwirtfchaftlich wichtige Gejeß gefunden, das jeder 
Tarifpolitif zugrunde liegen muß: daß wegen der relativ fehr hohen feiten 
Kojten die Geſamtkoſten des Verkehrs mit der Intenſität in umgekehrter 
Proportionalität ftehen, oder — wie er es noch jehärfer ausdrüct — 
daß bis zu einer gewiſſen Grenze bei den modernen Transportmitteln 
nicht die Koften den Preis, jondern der Preis die Koften bejtimme. 
Ebenſo deckt ex als privat» und vollswirtfchaftlich notwendig die Monopol- 
tendenz der Verkehrsmittel auf — eine Tendenz, die namentlich in der 
Tarifpolitif, in der Bildung von Kartellen u. deral. zum Ausdruck fommt 
und für Sar den Grund abgibt, für den Betrieb der Transportanftalten 
zwar nicht den Staat jelbjt, aber doch die „itaatlich vegulierte Privat: 
unternehmung”“ als allein geeignet zu erklären. — 
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Methodiſch in ähnlicher Richtung gehen die jyitematifchen Unter: 
juchungen, die Ad. Wagner dem Eijenbahnmwejen in feiner „Finanz— 
wiſſenſchaft“ gewidmet bat, und zwar zuerft in der von ihm 
bearbeiteten 6. Auflage des Rauſchen Lehrbuchs (Leipzig, 1871), alſo 
lange vor Sarens Werf!. Der Zufammenhang aber, in dem er die 
Bertehrsprobleme zu behandeln hat, zwingt ihn, folche Fragen in den 
Vordergrund zu rüden, die hier exit in zweiter Linie interejjieren ; 
namentlich die Berwaltungsfrage, ob Staats- oder Brivatbahn, wird aus: 
giebig und abjchließend erörtert. Immerhin wird feine Stellungnahme 
natürlich von der Bedeutung bedingt, die er den Gifenbahnen volkswirt— 
jchaftlich und fulturell zuweiſt, und vollends muß ex bei der Darlegung 
der Grundjäße, nach denen in Bau, Betrieb und Tarifgeftaltung verfahren 
werden foll, die Wirkungen berücfichtigen, die davon ausgehen. 

Co hebt denn Wagner fchärfer, als irgend ein anderer Bolfs- 
wirtjchaftler, die Tatjache hervor, daß die Eifenbahnen ihrer ganzen Natur 
nach als großfapitaliftiiche Unternehmungen in den Rahmen des eigent- 
lichen Brivatbetriebes nicht hineinpafjen, vielmehr als Aktiengejellfchaften 
ein öffentliches Element in fich aufgenommen haben. Er gibt damit 
jchon den Kern der von Sar erit jpäter jogenannten „regulierten Brivat- 
unternehmung“, zieht aber eine andere, logisch Itraffere und von der Ent— 
wiclung dann als richtig anerkannte Folgerung, wenn er gerade hieraus 
eins der wichtigiten Argumente für den Staatsbetrieb der Eiſenbahnen 
ableitet. Und die Entjcheidung in diejer Frage kommt ihm von der 
Überlegung ber, daß nur bei ftaatlichem Betrieb die Frachtenpolitik fich 
nach den allgemeinen, volfSwirtfchaftlichen Nückjichten beſtimmen laſſe, 
wobei er allerdings die Bedeutung dieſer Politik, als allgemein anerkannt, 
feiner weiteren Darlegung unterzieht. 

Wagner hat dann, als der erite VBollswirtfchaftler, die „Indivi— 
dualifierung“ der Bahnen, d. h. die Anpafjung der technifchen Anfprüche 
an die wirtjchaftlichen Möglichkeiten des einzelnen Falls, ſyſtematiſch be— 
handelt; er erkennt in dieſer Forderung, die damals nach dem Ausbau 
der großen Dauptbahnen aktuell geworden war, eine eigenartige An— 
wendung des befannten Thünenſchen Gejeges, wonach die In- oder 
Grtenjität der Bodenbenugung von dem allgemeinen Kulturitand des 
betreffenden Gebiets bejtimmt werde. Und eben. diefe Ginreihung des 


" Aus noch älterer Zeit iſt ein Aufſatß Wagners über „Die Kohlen und ihre 
Stellung in der Volkswirtſchaft des deutschen Zollvereins“ (Tübinger Zeitichrift, 1856) zu 
erwähnen ; darin werden u. a. die Berichiebungen behandelt, die durch die erften Eiſenbahnen 
Deutjchlands im Bereich der Kohlenverwendung eingetreten oder zu erwarten warın. 
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befonderen Vorgangs in einen größeren Gricheinungsfomplex hebt die 
Wagnerſche Analyje bedeutfam ab von der Art, wie früher jchon 
Lift für ärmere Länder billigere Bahnen gelegentlich gefordert hatte, und 
wie auch damals die Frage im allgemeinen behandelt wurde; jelbit 
M. M. v. Weber, der vom Standpunkt des Techniker eine ganze Reihe 
geiftwoller Schriften dem Bau von „Sefundär- und Tertiärbahnen“ ge= 
widmet hatte, fommt doch vom privatwirtfchaftlich-technifchen Standpunft 
nicht (08. Wagners Auffaffung iſt dann jpäter von Roſcher (im 
3. Bande jeines Syitems; 1. Aufl., Stuttgart, 1881) aufgegriffen und 
dahin umgedreht worden, daß der Grad der BVielgeitaltigfeit des Eijen- 
bahnneßes fir den Kulturitand jedes Landes einen Maßſtab abgebe; und 
zwar läßt die Formulierung des Gedankens deutlich erkennen, daß auch 
Nofcher damit nicht, wie wir heute glauben möchten, etwas Selbit- 
verjtändliches zu jagen vermeinte, 

Endlich ſei noch erwähnt, daß Wagner auch die vielerlei Er— 
örterungen, die in den fechziger und vollends in den fiebziger Jahren dem 
Eijenbahntarifwejen gewidmet wurden, zu einem theoretischen Gejamtbau 
vereinigt hat; auch ex ſchon, wie dann jpäter Sax und andere, von der 
Meinung der Eifenbahnpraftifer und Intereſſenten ſich emanzipierend und 
die damals viel gefcholtene, heute aber ganz allgemein als allein richtig 
angenommene Werttarifierung grundſätzlich vechtfertigend. 

* * 
* 

Dieſe abſtrahierende Richtung, ſo ergebnisreich gerade für die Er— 
kenntnis der wirtſchaftlichen Seiten des Verkehrsweſens ſie geweſen iſt, 
hat doch in der jüngeren Generation nur wenig Nachfolge gefunden. 
Das hängt zum Teil wohl mit der allgemeinen Ideenrichtung zuſammen, 
die in unſerm wiſſenſchaftlichen Betrieb in den letzten Jahrzehnten vor— 
geherrſcht hat; aber es hat für das Verkehrsgebiet noch ſeine beſonderen 
Gründe. In den Anfangszeiten der modernen Transportgeſtaltung ging 
alles unter in der großen Frage, welche Bedeutung hat das Neue, das 
fich da entwicelt?, und wenig Zeit und Aufmerkjamfeit blieb nur für 
jpezielle Fragen; ja, man war von den Ummälzungen, die fich raſch 
ertennbar machten und dann auch durcchjegten, dermaßen gebannt, daß 
man nur als Ganzes fie betrachtete und für Verjchiedenheiten der einzelnen 
Zeile feinen Blick jchon hatte. Aber das wurde anders und mußte anders 
werden, jobald in dem Aufbau des Neuen eine gewiſſe Ruhe, eine 
Sättigung eingetreten war und man an die Ausgeftaltung im einzelnen 
gehen mußte. Da erhoben fich Fragen der praktifchen Politik und drängten 
nach objeftiver, wifjenschaftlicher Beantwortung; da galt es, in dem großen 
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Durcheinander der Tatjachen allgemeine Nichtlinien zu ergründen; da 
wurde es wichtig, für die Regelung der deutjchen Verhältniffe von den 
Erfahrungen des Auslands zu profitieren und deshalb dieſe kennen zu lernen. 
Da mußte die Einzelforfchung einjegen und prüfen, ob die allgemeinen 
Gedanken in den Tatjachen ihre Nechtfertigung finden. 

In den ſiebziger Jahren iſt für Deutjchland diefe Zeit gekommen. 
In raſcher Folge drängen eine ganze Neihe von Problemen zur Löfung: 
die Verftaatlichung der Privateifenbahnen, durch Bismards große Aktion 
auf Begründung eines Neichseifenbahnneßes eingeleitet; die Gewinnung 
einheitlicher Beförderungstarife, durch den Fräftigen Aufſchwung des 
Mirtjchaftslebens akut geworden; der Ausbau der natürlichen und künſt— 
lichen Waſſerſtraßen, den man eine Zeit lang zwar nicht ganz — wie 
in andern Staaten —, aber doch merklich zurücgejegt hatte und nun 
wieder in Angriff nehmen wollte. Da wurde es Aufgabe der Wifjenfchaft, 
unparteiifch die Entjcheidungen vorzubereiten, und damit befam fie not- 
wendig die Richtung auf die Feititellung der tatfächlich beftehenden Ver- 
hältniffe, weil nur aus der genauen Kenntnis des Gemwordenen das Urteil 
über das zu Wünſchende abgeleitet werden kann. — 

An der Spitze dieſer realiftifchen Nichtung jteht für die Verkehrs: 
wiſſenſchaft Guſtav Cohn; er iſt recht eigentlich derjenige, der die 
hiftorisch-pragmatifche Methode in diefes Gebiet hineingetragen hat: erit 
einmal feititellen, was tt und wie es geworden ift, damit man über den 
Tatjachen zu ſtehen fomme, — das tft der Grundgedanfe, der alle feine 
Arbeiten durchzieht, und aus dem heraus er viele Anregungen zu wiſſen— 
jchaftlicher Analyje gewonnen und auch gegeben hat. Und es verjteht 
fich von jelbit, daß bei einer folchen Arbeitsmweije zugleich die Grundlagen 
gefeitigt wurden, von denen aus die Wirkungen der neuen Transport- 
organijation beurteilt werden fünnen; jo manche unergiebige Erörterung 
der Gegenwart über Vorzüge und Nachteile des einen oder anderen 
Berfehrsmittels wäre uns eripart geblieben, wenn man nach) Cohns Art 
exit einmal die zum Urteil führenden Verfehrstatfachen einwandfrei und 
ſyſtematiſch, nicht rein eklektiſch feitzuitellen verjucht hätte. Auch fommt 
jo manche Wirfung, die ganz allgemein von den modernen Transport- 
mitteln ausgeht, in ihrem eigenen Aufbau zum jchärfiten Ausdruck ; 
die Organijationstendenzen der fapitaliitiichen Unternehmung 3. B. laſſen 
fich faum irgendwo jo flar erfennen, wie in der Entwiclung der privaten 
Gijenbahn- und Schiffahrtsgejellichaften. 

Eben auf diefem Gebiet allgemeiniter Bedeutung bewegt ſich Cohns 
Hauptwerk: „Unterſuchungen über die englifche Eijenbahn- 
politit” (Xeipzig, 1873, 1875, 1883). Da geht er der Frage nad), 
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aus welchen ſtaatlichen, techniſchen, wirtſchaftlichen Verhältniſſen heraus 
die engliſchen Eiſenbahngeſellſchaften zu den Monopolgebilden geworden 
ſind, die ſie nach ſeiner Feſtſtellung damals ſchon waren; und er unter— 
ſucht dann weiter, welche Leiſtungen ſie in dieſer Monopolſtellung für die 
engliſche Volkswirtſchaft vollbracht haben: ihre Betriebsführung nach 
Schnelligkeit und Regelmäßigkeit, ihre Tarifpolitik nach Billigkeit. Streng 
auf England beſchränkt, hier aber auch alles Wichtige in die Erörterung 
hineinziehend, kommt Cohn zu Ergebniſſen, die beträchtlich über den 
ſelbſt geſteckten Rahmen hinausreichen und in der Tat einen unentbehr— 
lichen Beitrag zur Analyſe modernen Unternehmertums abgeben!. 

Dann hat ihn namentlich das Verhältnis des Staates zu den 
modernen Verkehrsmitteln bejchäftigt, und eine ganze Reihe von Aufſätzen 
find den damit zufammenhängenden Fragen gewidmet?. Aber auch hier, 
wo er als Eſſayiſt fich bewährt, bleibt ex der Phraſe abhold; auf den 
Tatjachen der Vergangenheit und Gegenwart fußend, nimmt er Stellung 
zu den Problemen der Zukunft. Die Bejchäftigung mit den englijchen 
Bahnen hat ihm ein für alle Mal den Glauben an das Dogma vom 
freien Wettbewerb genommen, ihm aber auch den Blie für nationale 
Eigentümlichkeiten gefchärft und ihn daher davor geſchützt, nun jelbjt 
aus der englifchen Entwiclung heraus Dogmen für den Werdegang aller 
ftaatlichen Verkehrspolitik aufzuftellen. 

Endlich verdanfen wir Cohn eine Reihe von Unterfuchungen, die 
fich mit dem Verhältnis der verfchiedenen Transportmittel zueinander be- 
ichäftigen; auch fie ſtets vom Konfreten ausgehend und doch wegen der 
ſtrengen Syſtematik des Gedanfenganges von allgemeiner Bedeutung. Und 
das Ganze ift dann fechließlich zu einer „Nationaldöfonomie des 
Verkehrsweſens“ (Band 3 feines Syftems, Stuttgart, 1898) zufammen- 
gefaßt; einem Buche, das ſich allerdings nicht die Aufgabe ftellt, alle 
wirtjchaftlichen Seiten der Transportorganijation exrjchöpfend zu erörtern 

das namentlich, recht bezeichnend für Cohns Art, jede Erwähnung 
allgemeinerer Wirkungen ſtreng vermeidet —, das aber jene bejonderen 
Fragenkomplexe durch ihre internationale, dem Warum auf den Grund 
gehende Behandlung aus dem Neinfonfreten ins Allgemeingültige 
hinausrückt. — 
' Daher fonnte Cohn jeinen Aufjag „Zur Geichichte der wirtichaftlichen 
Kartelle“ in das Sammelwerf „Zur Geſchichte und Politik des Verkehrsweſens“ 
aufnehmen. 
Ai ? Die mwichtigeren Abhandlungen hat Cohn zu einigen Sammelwerfen ver- 
einige: Volkswirtſchaftliche Aufſätze (Stuttgart, 1882); Nationalöfonomijche Studien 
(eod. 1886); Zur Gejchichte und Politik des Verkehrsweſens (eod. 1900), 
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Wie Cohn der Gejchichtsjchreiber des englischen, jo it N. von Kauf- 
mann der des franzöftichen Eifenbahnmejens geworden („Die Eiſenbahn— 
politit Frankreichs” ; Stuttgart, 1896). Auch ex verfucht, die Bedeutung 
der Bahnen und daneben der Binnenjchiffahrt für das Wirtjchaftsleben 
des ganzen Volkes zu ergründen; er bleibt aber in dem vielmafchigen 
Net der Finanzverquickungen im wejentlichen ftecten, die die franzöftichen 
Bahnen mit dem Staate als Fisfus verbinden, und läßt daher noch 
Kaum für die Behandlung der eigentlich volfswirtichaftlichen Beziehungen. 

Von andern Gebieten haben wir bisher überhaupt faſt nur Darftellungen 
der Staatlichen Verkehrspolitik erhalten, nicht der volkswirtſchaftlichen 
Reiftungen. Insbeſondere fehlt noch immer eine Unterfuchung über die 
nordamerifanifchen Bahnen nach der wirtjchaftlichen Seite hin — eine 
Unterfuchung, die allerdings bei der Heimlichleit der dortigen Tarifpolitif 
nur ſehr Schwer durchzuführen ift, für die aber voch in den Veröffent- 
fichungen der Interstate Commerce Commission und der einzelitaat- 
lichen Verfehrsämter, jowie der Industrial Commission und des neuen 
Commissioner of Corporations felbjt amtliche Grundlagen nicht fehlen. 
Einzelheiten der Entwicklung hat namentlih v. d. Leyen in einer 
größeren Anzahl von Auffägen behandelt, die er dann in zwei Sammel: 
bänden herausgegeben hat: „Die nordamerifanischen Gifenbahnen in ihren 
wirtjchaftlichen und politifchen Beziehungen” (Leipzig, 1885) und „Die 
Finanz- und Verkehrspolitif der nordamerikaniſchen Eiſenbahnen“ (2. Aufl., 
Berlin, 1895). Die Organifationstendenzen, die drüben reiner als irgendwo 
anders das Wirken des fapitaliftifchen Geiſtes erkennen lafjen, habe ich 
jelbft in einer Abhandlung „Die Einheitsbewegung unter den 
Gijenbahnen der B. St. A.“ (Archiv für Eifenbahnen, 1904) 
aufzudecen gejucht, ohne indes die Materie erjchöpfen zu fünnen, da die 
Arbeit ausjchließlich auf die Verwendung des Literarifch vorhandenen 
Stoffs angewiejen war, nicht auf lofalen Studien beruht. Auch da it aljo exit 
ein leifer Anfang gemacht, und die jüngiten Erfcheinungen der nordamerifa- 
nischen Verkehrspolitik jollten um jo mehr den Anlaß zum Studium ihrer volf3- 
wirtfchaftlichen Grundlagen geben, als vielleicht nirgend ſonſt der enge Zu: 
ſammenhang zwifchen Verfehrsgeitaltung und allgemeiner Wirtjchaftsentwic- 
lung jo klar fich erkennen läßt als in jenen „Land der riefigen Entfernungen“, 

Sehr zu bedauern ift auch, daß die gegenwärtige Forichung jo jehr 
felten und gleichjam nur ausnahmsmweife die wenigen Gelegenheiten wahr: 
nimmt, die Wirkung der modernen Verkehrsmittel in noch unerjchlofjenen 
Gegenden feitzuftellen. So hat zwar ſchon H. Meyer in feinem Buch 
„Die Gifenbahnen im tropischen Afrika” (Leipzig, 1902) eine Menge 
ftatiftifchen Materials zufammengetragen, und auf noch weiterer Grund- 
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Inge baut fich die von Zöpfl herrührende Denkfchrift des deutjchen 
Kolonialamts über „Die Eiſenbahnen Afrifas, Grundlagen und Gejichts- 
punfte für eine foloniale Eifenbahnpolitif in Afrifa” (Berlin, 1907)! auf; 
aber in beiden Arbeiten waltet zu jehr die Rückſicht auf die Hebung des 
Außenhandels, aljo das europätjche Intereſſe vor, während doch ficherlich 
nicht nur quantitative, jondern auch qualitative Veränderungen im wirt— 
jchaftlichen Aufbau der durch Eifenbahnen oder Flußdampfichiffahrt auf- 
geichloffenen Gebiete zu beobachten find. Was wiſſen wir vollends von 
der wirtjchaftlichen Leiftung jo eminent wichtiger Verfehrsitraßen, wie es 
etwa die chinefischen oder jüdamertifanijchen Ströme find; Schumachers 
Unterjuchung über „den Weitfluß und jeine wirtjchaftliche Bedeutung“ 
(Verhandlungen der Gejellichaft für Erdfunde zu Berlin, 1898) tft da 
als volfswirtjchaftlich orientierte Monographie zu nennen, während Die 
geographijchen Arbeiten naturgemäß das eigentlich Volkswirtſchaftliche 
weniger hervortreten laſſen, meiſt mit der Anführung mehr oder minder 
zuverläjjiger Zahlenangaben fich begnügen. Etwas mehr Aufmerkjamteit 
hat Sibirien auf fich gezogen; als zufammenfafjende, gerade das Intern— 
Vollswirtjchaftliche betonende Arbeit darf ich da mein eigenes Buch über 
„Die Sibirifehe Bahn in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung“ 
(Berlin, 1900) erwähnen. Hoffentlich läßt fich irgendein volfswirtjchaftlich 
interejjierter Ortskenner die noch nicht ausgejchöpfte Gelegenheit nicht ent= 
gehen, auch einmal die Wirkungen der Anatolifchen Bahn feitzujtellen. — 

Selbit unfer eigenes Verkehrsweſen iſt aber wirtjchaftswifjenjchaftlich 
noch faum leiſe angerigt worden. So haben zwar die jiebziger Jahre 
eine größere Anzahl von Tarifjchriften gebracht, die über QTageswert 
hinausgehen, — in eriter Linie ift da die weit ausgreifende Unterjuchung 
von Lehr, Eijenbahntarifweien und Eijenbahnmonopol (Berlin, 1879), 
zu nennen —; und jpäter hat namentlich Ulrich ſowohl in dem noch immer 
grundlegenden Wert „Das Gijenbahntarifwejen” (Berlin-Leipzig, 1886), 
als auch in der Schrift „Staffeltarife und Wafjerftraßen” (Berlin, 1894) 
die allgemeinen Grundjäge der Tarifbildung wie die tatjächlich beftehenden 
Tarifjyiteme der verfchiedenen Länder unter wirtjchaftlichen Gefichts- 
puntten exörtert. Aber die konkrete Fundamentierung der Urteile und 
Forderungen fehlt noch vollitändig: die Gejchichte der preußifch-deutfchen 
Eijenbahntarifpolitit nach ihrer materiellen Seite hin ift noch zu jchreiben ; 
das enorme und jehr wertvolle Material, das in den Verhandlungen des 
preußischen Landeseijenbahnrats aufgeftapelt Liegt, harrt noch der wifjen- 
Ichaftlichen Nusbarmachung. 

" Als Buch herausgegeben vom Kolonialpolitifchen Aktionskomitee. 
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Nicht einmal der hitzige Kampf um die Handelspolitif hat auf diefem Gebiet 
in Deutjchland eine Wandlung herbeigeführt. Auf beiden Seiten redete man 
unendlich viel von der Bedeutung, die die Gütertarife der Eifenbahnen 
für den internationalen Güteraustaufch und die Stellung Deutfchlands 
auf dem Weltmarkt beanjpruchen fünnen; aber über einige allgemeine 
Redensarten und in ihrer Allgemeinheit nicht ſtimmende Vergleiche mit 
Amerika ift man nicht hinausgefommen — jogar über die Kohlen-Einfuhr- 
und -Ausfuhrtarife gibt es nur viele Behauptungen, aber feine wijjen- 
jchaftliche Erörterung. Da iſt denn befonders anzuerfennen, daß wenigitens 
von Dfterreich aus, auf die öfterreichifchen Verhältniſſe bafiert, aber doch 
auch für uns von Wert, eine Unterfuchung vorgelegt worden ift, die fich 
mit dem Zuſammenhang zwijchen Gifenbahntarifen und Handelspolitif 
befaßt: Seidler und Freud, zwei genaue Kenner der tatjächlichen 
Tarife, haben in ihrem Buch über „Die Eifenbahntarife in ihren Be- 
ziehungen zur Handelspolitik“ (Leipzig, 1904) etwas Grundlegendes gejchaffen. 

Nicht viel bejjer fieht eS mit der Behandlung der Wafferitraßen 
aus, Da haben zwar die legten Jahre eine wahre Flut von Arbeiten 
über die Binnenjchiffahrtsabgaben auch von wirtſchaftswiſſenſchaftlicher 
Ceite her uns gebracht — Schumacher, Zur Frage der Binnenfchiffahrts- 
abgaben (Berlin, 1901) jei als das Werk genannt, das die Tagesfrage 
biftorifch und grundjäglich am breiteften fundamentiert —; aber die Vor- 
frage, welche Rolle denn unjere Wafferitraßen im heutigen Wirtjchafts- 
leben zu jpielen haben, iſt noch längit nicht exfchöpfend beantwortet. 
Allerdings hat der Verein für Socialpolitif eine feiner Unterfuchungen 
auf diejes Gebiet einmal ausgedehnt, und wichtige Ergebnifje find dabei 
in den Bänden 89, 100—102, 115 feiner Schriften niedergelegt; namentlich 
Eb. Gotheins Arbeit über „Die gefchichtliche Entwiclung der Rhein— 
ichiffahrt im 19. Jahrhundert“ muß als ſehr beveutfam hervorgehoben 
werden. Indes darf keineswegs verallgemeinert werden, was für den 
einen oder andern Strom vielleicht Tatjache ift, und vollends jtehen die 
Kanäle mit ihren gewaltigen Anlagefoften anders in der Volkswirtſchaft, 
als naturgegebene Straßen. Ginen Verjuch, von konkretem Tatjachen- 
material aus zu einem Urteil über „Die verfehrsmwirtichaftliche Bedeutung 
der Binnenmwafjeritraßen” zu gelangen, hat G. Seibt in einem Aufjaß 
des Schmollerjchen Sahrbuchs (1902) gemacht — mit dem Ergebnis, daß 
er nach weiteren Spezialunterfuchungen ruft, um das, was er für die 
Elbe findet, an andern und andersgearteten Strömen prüfen zu können. 
Bei den Kanälen oder exit mit großem Koftenaufwand zu verbejjernden 
Flüſſen tappen wir vollends im Dunkeln; was Heubach über „Die 
Verkehrsentwiclung auf den Waflerjtraßen und Gifenbahnen des Elbe: 
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Odergebiets in dem Zeitraum von 1882 bis 1895“ (Berlin, 1898) feit- 
geftellt hat, erlaubt wegen der Eigenart der dortigen Verhältniffe nicht 
die leiſeſte Werallgemeinerung. Auch die jehr weit ausgreifende und ein 
ungeheuxes Zahlenmaterial heranziehende Unterjuchung von Th. M. Cords 
über „Die Bedeutung der Binnenjchiffahrt für die deutjche Seejchiffahrt” 
(Stuttgart-Berlin, 1906) ermöglicht fein abſchließendes Urteil, da allzugroßer 
Wert auf die Ergebniſſe der vom Verfaſſer jelbit als wenig zuverläffig be- 
zeichneten Statiftik gelegt und daher auf die Elemente jener Bedeutung zu wenig 
eingegangen wird. Nicht einmal der vieljährige Kampf um den Mittelland- 
fanal hat uns die jo dringend notwendige, allerdings ein großes Maß tech- 
niſcher Renntniffe erfordernde Borunterjuchung über vergleichsfähige Selbit- 
koſten von Gifenbahn und Kanal gebracht !; vollends fehlt es durchaus an 
wijjenfchaftlichen Arbeiten über die Frachtenentwicklung und ihre Grundlagen. 
Sa, bei den Waſſerſtraßen find wir nicht einmal ordentlich über das orientiert, 
was wir bei den andern Verkehrsmitteln noch am bejten überjehen fünnen: 
die Organijation der Transportunternehmungen; nur der Nhein hat durch 
Eckert (Rheinfchiffahrt im 19. Jahrhundert; Leipzig, 1900) eine allerdings 
mehr verwaltungsrechtlich, als volkswirtſchaftlich orientierte Behandlung 
und dann durch Gothein (a. a. D.) die erjchöpfende Darftellung ge: 
funden, während wir von den andern Strömen nur vermuten fünnen, daß 
da andere Tendenzen am Werke find, ohne aber ein beitimmtes Urteil zu haben. 

Und endlich der Seeverfehr ijt exit recht ein Stieffind der modernen 
volfswirtjchaftlichen Forſchung geblieben; gleich als ob Sarens Meinung 
von der geringfügigen Bedeutung der Dampffchiffahrt noch heute fich 
aufrecht erhalten ließe. Als die am weiteiten ausgreifende Unterfuchung 
auf Ddiefem Gebiet darf ich wohl mein eigenes Buch über „Die nord— 
weſteuropäiſchen Welthäfen in ihrer Verkehrs- und 
Handelsbedeutung“ (Berlin, 1903) bezeichnen; da habe ich den 
Verſuch gemacht, die Grundlagen und Wirkungen des modernen Gee- 
verfehrs wenigitens inſoweit aufzudecen, als fie in dem Transport- und 
HandelSaufbau der zentralen Welthäfen ihren Ausdruck finden, und zu 
diefem Zweck find ſowohl die geographijchen und verfehrstechnifchen, als 
auch die organifatorischen Ummälzungen dargetan und gewertet worden, 


1 Von techniicher Seite find früher Selbitfoftenvergleiche verjucht worden: 
v. Nördling, Die Selbitkoften de3 Eijenbahntransports und die Wafjerftraßenfrage 
in Frankreich, Preußen und Öfterreich (Wien, 1885); Sympher, Tranzportkoften 
auf Eijenbahnen und Kanälen (2. Aufl., Berlin, 1885). — In den Erörterungen 
über den Mittellandfanal find ſtets die tatjächlichen Eijenbahntarife mit den möglichen 
Selbſtkoſten des Kanaltransports verglichen worden, obwohl in jenen noch ein qut Teil 
Unternehmergewinn oder richtiger Verkehrsſteuer jteckt, die der Allgemeinheit zugute fommt. 
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die im legten Menjchenalter jo gewichtige Verfchiebungen im Weltverfehr 
herbeigeführt haben. Die organifatorifche Seite der Seejchiffahrt ift 
dann noch von Thieß in einem Vortrag Über „Organifation und 
Verbandsbildung in der Handelzfchiffahrt” (Berlin, 1903) behandelt, 
während Fitger in den MVeröffentlichungen des Vereins für Social» 
politit, Bd. 103 (Leipzig, 1902) ſtatiſtiſch „Die wirtjchaftliche und tech- 
nijche Entwiclung der Seefchiffahrt von der Mitte des 19. Jahrhunderts 
bis auf die Gegenwart” jchildert. Die vielfachen Wirkungen, die vom 
Seeverfehr und auch von feiner ftaatlichen Behandlung auf den Schiffbau 
ausgeübt worden find, haben in dem Buch von Schwarz=von Halle 
„Die Schiffbauinduftrie in Deutjchland und dem Auslande“ (Berlin, 
1902) eine erſchöpfende Darlegung erfahren. Endlich jeien noch die — 
noch nicht abgejchloffenen — „Studien zur modernen Gntwiclung des 
GSeefrachtvertrags" von Wüſtendörffer erwähnt, die in ihrem eriten 
Teil (Dresden, 1905) „Die jeewirtichaftlichen Grundlagen der Rechts— 
entwicklung“ aufzudecen unternehmen und damit über ihre Bezeichnung 
hinaus einen tiefen Einblid in den gefamten Aufbau des Seeverfehrs 
und des Großhandels gewähren. Sonſt gibt e3 noch eine beträchtliche 
Anzahl von Arbeiten, die fich mit ganz fpeziellen Verfehrsbereichen — 
etwa der deutjch-amerifanifchen (Baafch) oder der deutjch-oftafiatifchen 
(Schumacher) Schiffahrt oder dem Suezkanal (Vo$), dem Panamafanal 
(Lampe) — befafjen; aber die Jufammenfaffung aller Ginzelunterfuchungen 
zu einer Okonomik des See- und Weltverfehrs fteht noch aus. 

Die Träger des Nachrichtenverfehrs warten ebenfall3 noch einer ein- 
gehenden Wirdigung. Zwar hat Lenſchau, „Das Weltfabelneg” 
(Halle, 1903), die geographische Verteilung der Seekabel und ihre Ent- 
jtehung dargelegt, dabei auch der Organifation der Kabelunternehmungen 
und den Kabeltarifen jeine Aufmerkfamfeit zugewandt, und Jung hat 
„ven Weltpoitverein und feinen Einfluß auf den Weltverfehr und die 
MWeltwirtjchaft” (Straßburg, 1903) behandelt; aber beide Schriften wollen 
nur in großen Zügen das Wichtigfte dem Gemeinverftändnis nahe bringen, 
laſſen fich auf tiefer greifende Unterfuchungen nicht ein. Vollends iſt den 
Zeitungen als Vermittlern wirtjchaftlicher Nachrichten ihr Pla im 
MWeltwirtfchaftsiyitem noch nicht angewieſen, da über einige ftatijtifche 
Zufammenftellungen hinaus ihnen feine Spezialunterfuchung bisher gewidmet 
worden ift, und doch find fie es, die durch ihre Preis- und Stimmungsberichte 
mehr noch, als durch ihre Annoncen den Einfluß des Weltmarkts ganz unmittel- 
bar bis in die kleinsten Wirtjchaftseinheiten hineintragen: Börfen und Zeitungen 
können zufammen geradezu als die Träger des Weltmarkts bezeichnet werden. 

* * 


* 
XXIX 


28 Kurt Wiedenfeld. 


Sp ijt denn das Gejamtergebnis der wirtjchaftswifjenjchaftlichen 
Entwicklung auf dem Gebiete des Transportweiens nicht eben erfreulich. 
Die eine Seite, die Bedeutung der modernen Berfehrsmittel für die all- 
gemeine Wirtjchaftsgejtaltung, tft über die Erkenntnifje nicht hinaus- 
geführt, die ſchon ein Lift, und vollends ein Knies und Gar bei viel 
geringerer praktifcher Erfahrung gewonnen haben, obwohl erſt nach) Sar 
die Dampffchiffahrt zur vollen Entfaltung gelangt ift; namentlich fehlt es 
noch durchaus an den erforderlichen Unterfuchungen über das Frachten- 
wejen, die exit das Maß der Wirkung erkennen lafjen würden. Die 
andere Seite, der Ginfluß der Verkehrsmittel auf die Form der Unter: 
nehmungsorganifation, iſt allerdings intenfiver ausgejtaltet worden, da 
wir wenigitens über den inneren Aufbau der Eijenbahn- und Schiffahrts- 
gejellichaften einigermaßen jet Bejcheid wiſſen; aber auch da fehlt noch 
die breit angelegte, international vergleichende Unterjuchung, die uns 
zeigen joll, was im einzelnen Lande oder am einzelnen Berfehrsmittel 
Bejonderheit, was allgemeines Entwiclungsprinzip ift. Sa, nicht einmal 
für den vollen Umfang der Kulturgebiete, gerade nicht für Deutjchland 
fönnen wir wifjenfchaftlich überjehen, wie der Staat zu feinen Verkehrs- 
mitteln fich gejtellt hat, und damit iſt dann fchließlich ins Ungemifje 
gerückt, was von den Wirkungen auf allgemeinswirtfchaftliche Kräfte, 
was auf bewußte jtaatliche Politik zurücdzuführen tft. 

AS Grund aber für dieſe auffällige Erſcheinung wird in erjter 
Linie der Umftand anzufprechen fein, daß jeit den fiebziger Jahren die 
Eiſenbahnen Deutjchlands in der Hand der Staatsverwaltungen liegen, 
und daß eben deshalb Dffentlichkeit und MWifjenfchaft ſich damit 
beruhigten, das wichtigfte der modernen Transportmittel in gemein- 
wirtfchaftlicher Weife gehandhabt zu glauben — in den Ländern der 
Privatbahnen fprudelt die verfehrswiffenfchaftliche Forſchung viel lebendiger. 
Dazu kommt aber auch, daß reichlich zwei Jahrzehnte hindurch das 
Intereſſe der Verteilung durchaus im Vordergrund ftand; und al3 dann 
die Organifation der Produktion wieder die Aufmerkſamkeit auf fich lenkte, 
da waren es Induſtriefragen, die fich in erjter Linie zur Erörterung 
drängten. Erft die aluten Kämpfe um den Mittellandfanal und die Ylotten- 
beitrebungen haben endlich dem Verkehrsweſen wieder das Intereſſe ge- 
wonnen, das in den Anfangszeiten der modernen Technik ihm zugewandt 
geweſen tft: Volkswirtſchaftslehre und praktisches Wirtfchaftsleben haben 
jich al3 eng verbunden auch hier erwiefen. 
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Alexander dv. Humboldt S. 1.— überſchätzung der Fruchtbarkeit der Tropen ©. 2. — 
Nationales Intereſſe an der Kolonialpolitif jbei Moefer, Lift, Wappäus, Sturz 
©. 3. — Verfuhe der Ablenkung der deutichen Auswanderung nad) Südamerika 
©. 3. — Arten der Kolonien ©. 4. — Landpolitik ©. 5. — Eingeborenenpolitif 
©. 7. — Herrenfolonien oder Ausdehnung der eignen Nation? ©. 8. — Kolonials 
gegnerichaft ©. 9. 

Die £olonialpolitifche Theorie ift ein Kind der neuejten Zeit, des 
19. Sahrhunderts. Abgejehen von der Folonifatorifchen QTätigfeit der 
Alten und der führenden Völker im Mittelalter, hatte e8 auch in der 
Neuzeit unter den verjchiedenen europäischen Völkern eine nach verjchiedenen 
Nichtungen entwicelte, ausgejprochene Foloniale Praxis gegeben, lange 
bevor man daran gedacht hat, die Fragen der beiten Kolonijation zu 
Ttudieren, Nachprüfungen und Vergleiche über die Urfachen der Folonialen 
Erfolge und Mißerfolge im einzelnen vorzunehmen. Als der Vater der 
fonialpolitifchen Wiffenichaft im Deutjchen ift Alerander v. Hum- 
boldt anzufehen, der auf fo vielen anderen Gebieten, in exiter Linie der 
Geographie, bahnbrechend gewirkt hat. Insbeſondere iſt jein „Essai 
politique sur le Royaume de la Nouvelle Espagne et sur l’isle de Cuba“ 
von grundlegender Bedeutung für die Erkenntnis der Schwächen der 
ſpaniſchen Kolonialpolitif, die eine Herrenpolitif par excellence war, eine 
rückſichtsloſe, engherzige, machiavelliftiiche Ausbeutungspolitif, die fich in 
erfter Linie auf die Beichaffung von Edelmetall richtete und die gewaltigen 
Entwiclungsmöglichfeiten der Landwirtſchaft außer acht ließ. Allerdings 
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mag Humboldt mit jeinen farbenprächtigen, enthuſiaſtiſchen Schilde- 
rungen der Tropennatur, der ungeheuren Fruchtbarkeit des „üppigen 
Südens“ eine gewiſſe Überfchägung der Tropenfolonien veranlaßt haben 
(fo durch feine in alle jpäteren Lehr und Lejebücher übergegangene Be- 
hauptung, daß ein Bananenfeld 133 mal joviel Frucht hervorbringe als 
ein Meizenfeld), ähnlich wie jchon vor ibm Georg Forfter mit feinen 
idyllifchen Schilderungen der Natur dev Südfeeinjeln, wo dem Menfchen 
die fertige Brotfrucht gleichjam in den Mund wachſen ſoll, und nachher 
Carl Ritter. Indeſſen iſt doch hervorzuheben, daß Humboldt die 
unvergleichlich größere Bedeutung der (um einen jpäteren, von Hübbe— 
Schleiden geprägten Ausdruck zu gebrauchen) jyitematifchen Rultivation 
gegenüber der bloßen jteuerpolitifchen und bergbaulichen Ausbeutungspraris 
gegenüber der eingeborenen Bevölkerung genau zu würdigen wußte, indem 
er hervorhob, daß jelbit bei den um die Wende des 17. und 18. Jahr— 
hundertS vecht unentwidelten Zuftänden Neu-Spaniens der Ackerbau eine 
viel größere Bedeutung hätte als der Bergbau. Das eflatantefte Beifpiel 
it, daß Frankreich aus der verhältnismäßig winzigen Kolonie Hayti in 
der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts einen reicheren Gewinn zog 
als Spanien aus feinem ungeheuren Kolonialreiche vor der Einführung 
der Handelsfreiheit 1786 (d. h. eigentlich vor der Zulaffung fremder 
Kaufleute). Daß es die innere Zerrijienheit und Schwäche Deutjchlands 
waren, die das deutſche Volk an einem Folonialen Wettbewerbe verhindert 
haben, hatte freilich bereits Justus v. Möfer erkannt, deſſen befanntes, 
viel zitiertes Klagewort lautet, daß am Ganges anftatt Lord Clive ein 
Hamburger Ratsherr hätte Befehle erteilen fünnen... Am klarſten hat 
aber wohl die Bedeutung einer großzügigen auswärtigen Rolonialerwerbs- 
politif der große Nationalöfonom Friedrich Lift erkannt, wenn auch 
jein vielzitierter, auch von Roſcher vorangeftellter Ausſpruch: „Tee 
fahrende Nationen wüßten, daß die See an guten Gütern reich jei und 
daß man nur Mut und Kraft haben dürfe, um fie zu holen,” zunächit 
auf eine bloße Gemwalt-, bezw. Groberungs- und Ausbeutepolitif, wie es 
die der Bortugiefen, Holländer und anfangs auch die der Engländer war, 
hinauszulaufen fchien. Sn den 30er und 40er Jahren wurden von 
Deutjchland aus bereit3 aus nationaler Empfindung heraus mehrfache, 
(eider faſt ſämtlich verunglücte Kolonifationsverfuche unternommen, jo 
3. B. das Unternehmen des deutjchen AdelSvereins nach Texas, der An— 
fiedlungsverfuch an der MoSquitofüfte. Leidlich gelungen ift daS 1849 
begonnene Unternehmen des Hamburger Kolonifationsvereins an der Küſte 
von Sante Catharina (Brafilien), das zur Gründung der Kolonie Donna 
Francisca führte, aber auch Teinen größeren Einfluß auf eine Ablenfung 
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der deutjchen Auswanderung von Nord» nach Südamerifa im nationalen 
Intereſſe beſaß. Das nationale Intereſſe an der Unterbringung der 
deutjchen Auswanderung im Auslande ift damals (30er und 40er bis 
50er Jahre) auch theoretifch, in Schriften und Zeitungsartifeln jehr rege 
betont worden. Abgejehen von Friedrich Lift haben ihm namentlich 
der Göttinger Geograph Wappäus, dem auch v. Tihudi, Ave- 
Lallemand und der frühere Generalfonful in Brafilien, Sturz, die 
legteren insbejondere mit Nückficht auf die Herunterdrücung deutjcher 
Koloniften zu Halbjklaven (Barceria-Berträge!) in Brafilien Ausdruck ver- 
liehen. Wappäus hat (1846— 48)! jehr eindringlich auf die Bedeutung 
von Argentinien und Kalifornien für die deutfche Kolonijation hingemiejen, 
welche Länder damals fait noch menſchenleer waren; das leßtere, in der 
Zeit nach der Abtrennung von Mexika und vor der Angliederung an die 
Union nicht einmal zu einer jtarfen Staatengemeinfchaft gehörig, hätte ſowohl 
in politifcher als in wirtjchaftlicher Beziehung unvergleichliche Vorteile 
geboten, größere noch als das damals bereit3 in feiten Händen befindliche 
Auftralien und Neufeeland, auf die ebenfalls vielfach hingewieſen wurde. 
Bedauerlich bleibt der Streit zwifchen Sturz, Avé-Lallemand und 
Wappäus Anfang und Ende der 60er Fahre: Sturz wollte eine 
energijche Kolonijationstätigfeit nach Argentinien gelenkt wiſſen, daſelbſt 
Landanfäufe im Intereſſe deutjcher Auswanderer vornehmen?; Wappäus 
trat ihm wegen VBerunglimpfung Brafiliens entgegen, bejchuldigte ihn 
eigennüßiger Ziele. ES fann gar feinem Zweifel unterliegen, daß wenn 
e3 damals, zu Beginn des amerikanischen Bürgerfriege3, als die bereits 
gewaltig angejchwollene Auswanderung nach der Union ftockte, gelungen 
wäre, den „Drang nach Weiten” der deutjchen Auswanderer nach Argen- 
tinien abzulenfen, dafelbit allerdings kompakte deutjche Siedlungen ent- 
jtanden, eine Germanifation großer Gebiete erfolgt wäre. Der Braftifer 
Sturz hatte viel Elarer al3 der Theoretifer Wappäus erfannt, daß 
die großzügigen Verhältniffe in Uruguay und Argentinien, die unabjeh- 
baren Steppen fruchtbarjter Schwarzerde für deutjche Ackerbauer unendlich 
viel größere Vorteile geboten hätten als die Xleinlichen Verhältniſſe in 
DBrafilien, wo jeder Fußbreit Boden dem Urmwalde mühſam abgerungen 
und nur zu Zwecken des Hacbaues verwendet werden fonnte. Sturz 
fannte genau die Vorausjegung für eine erfolgreiche Kolonijation in 
Eüdamerifa: die Gründung jolider deutſcher Kolonifationsgejellfchaften, 


ı MWappäus, Deutjche Auswanderung und Kolonijation. Leipzig 1846, 1548. 
2 3. 3. Sturz, Kann und fol ein Neu-Deutſchland gejchaffen werden ? 
Berlin 1862. Wappäus’ Gegenkritif, in: Wappäus, Brafilien. Yeipzig 1871. 
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die zunächit dafelbft die damals noch jpottbilligen unbenußten Ländereien 
hätten erwerben fönnen. Jene Gunft der Lage ging unbenußt vorüber, und 
die deutjche Auswanderung wendete fich wiederum in verſtärktem Maße Nord- 
amerika zu, um dafelbjt wie früher volflich im Amerifanertum unterzugehen. 
Daran haben auch alle glühenden Empfehlungen von Südbrafilien, mie 
fie namentlich wieder in den 70er und SOer Jahren hervortraten, in3- 
bejondere auch in den erſten Jahrgängen der „Deutjchen Kolonialzeitung“ 
(1883— 1887), nicht3 zu ändern vermocht, auch dann nicht, als der Erlaß 
v. d. Heydt, der auf das Betreiben von Sturz jeinerzeit (1859) er- 
folgt war und die Auswanderung nach Brafilien behinderte, für die Süd- 
provinzen außer Kraft gejeßt wurde (1896). Zurzeit jcheint vielfach die 
Hoffnung, daß wenigſtens Südbrafilien mit der Zeit ein Neudeutjchland 
vorstellen könnte, aufgegeben zu fein, zumal das theoretijche Intereſſe für 
Südamerika feit dev Erwerbung eigner Kolonien in Deutjchland erlahmt tft. 

In theoretifcher Beziehung ift von grundlegender Bedeutung 
das Buch von Roſcher über Kolonien, Kolonialpolitif und Auswande- 
rung (in eriter Auflage 1848, in zweiter 1856, in dritter, im Berein 
mit Robert Jannajch, 1885 erjchienen). Roſcher hat fat die ge- 
famte frühere, inSbejondere die franzöſiſche, englifche und jpanifche Literatur 
verarbeitet, während er die vorausgegangenen deutſchen folonialpolitifchen 
Schriften und Beitrebungen etwas ftiefmütterlich behandelt hat. Bekannt 
find und haben fich eingebürgert die Roſcher ſchen Definitionen der ver- 
fchiedenen Arten der Kolonien, feine Einteilung der Kolonien in Grobe- 
rungs-, Handels-, Acerbau- und Pflanzungsktolonien, während die frühere, 
von Roſcher als ungenügend bezeichnete Einteilung Heerens Acker— 
bau=, Pflanzungs-, Bergbau» und Handelsfolonien Tannte. Gegenüber 
Roſcher bildet die jpätere Definition von Yabri!, der nur Aderbaus 
und Handelsfolonien fennt, theoretijch einen Rückſchritt. Die Einteilung 
von Eduard Hahn (in jeinem befannten Buch „Die Haustiere“ 
[Leipzig 1896]) nach Siedlungs- Plantagen» und Faktoreikolonien deckt 
fich bis auf die Auslaffung der Groberungsfolonien, deren Rolle auch 
heute noch nicht ganz ausgefpielt ift, mit der Roſcherſchen. Zu eng tft 
jchließlich auch die Einteilung von Hübbe-Schleiden? nad) Koloni- 
jations- und Kultivationsgebieten: bei einer Handels- bezw. Faktorei— 
folonie fann von Aultivation nicht viel die Nede jein. Prägnant und 
zutreffend iſt dagegen die Einteilung des franzöfifchen Nationalökonomen 
Leroy-Beaulieu in Nugungs- und Siedlungstolonien: in dieſe zwei 


! Fabri, Bedarf Deutjchland der Kolonien? Gotha 1879. 
2 Hübbe-Schleiden, Überfeeifche Politif I, Hamburg 1881, II 1883. 
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Klaſſen laſſen fich tatjächlich alle Unterabteilungen eingliedern. Zu er- 
währen ift noch die Einteilung Zimmermanns! in Ausbeutungs- und 
Siedlungstolonien, die fich im wejentlichen an Leroy=-Beaulieu an- 
lehnt, jedoch eine etwas ominöfe Nebenbedeutung hat. Etwas fchwer- 
fällig ift die Einteilung Schäffles? in fünf Stufen entfprechend der 
Entwiclung zu höherer Gefittung durch Niederlaffung von Bevölferungs- 
teilen. Schäffle hat nicht beachtet, daß das treibende Moment bei 
der Gründung von Nutzungskolonien eben die Nutzung im Intereſſe des 
eignen Volkes tft, die Hebung zu höherer Gefittung eine Nebenrolle fpielt. 
Wenn endlich C. v. Stengel? von den Kolonien ausgefchieden wiſſen 
will alle die Länder, die zum Mutterlande nicht mehr in jtaatsrechtlicher 
oder völferrechtlicher Abhängigkeit ſtehen, jo hat er damit die für einen 
gegebenen Moment jelbitveritändliche juriftifche Definition, unter Verzicht 
auf die für den Nationalöfonomen wichtige hiſtoriſche Betrachtung gegeben. 
C. v. Stengel hat fich im wefentlichen angefchlofjen Dtto Köbner®. 

Gehen wir näher ein auf die Frage nach Zweck und Be— 
deutung von Kolonien und Kolonialpolitif, jo hat Roſcher in der 
Hauptjache fi an die in den 30er und 40er Tyahren erjchienenen 
fpanifchen, englifchen und franzöfiichen Werfe von Ulloa, Mérivale, 
Walefield, Depons, Torrens u. a. großenteils angelehnt, zum Teil 
auch fie Fritifiert. Won zentraler Bedeutung ift da die Landpolitif in den 
Siedlungskolonien, die Auswanderungspolitif und die Eingeborenenpolitif. 
Nofcher anerkennt die Erfolge der jpanifchen Kolonialpolitif mit ihrer 
Behandlung der Eingeborenen als Unmündige, der jtrengen Kaftengliede- 
rung, durch die das Prinzip des divide et impera möglich wurde. In 
der Tat iſt es jehr die Frage, ob ohne die furchtbare Erfchütterung durch 
die napoleonijchen Kriege es zu einem Abfalle der Kolonien von Spanien 
gefommen wäre: die herrjchenden Klaffen der Kolonien wußten eben durch 
ſechs Jahre hindurch gar nicht, wen fie gehorchen jollten. Rojcher 
würdigt übrigens die große Bedeutung einer großzügigen Landpolitif, wie 
fie namentlich in den Vereinigten Staaten jeit 1860 Platz gegriffen hatte, 
nicht ganz nach Gebühr; meines Wiſſens Hat zuerft Sering Die 
fundamentale Bedeutung der Landgejeßgebung auf die ganze Entwicklung 
der Union genau aufgewiejen, betont, daß um die armen gelnechteten 


ı Alfred Zimmermann, Die europäiſchen Kolonien. 4 Teile. 1396—1903. 
2 Tübinger Zeitſchr. f. Staatswiffenid. Bd. 42—44. 
3 Annalen des Deutjchen Reiches. 1887. ©. 309 ff. 
s Dtto Köbner, Einführung in die Kolonialpolitik. Jena 1908. 
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Neger fich jchwerlich ein Farmersſohn hätte totjchießen Lafjen!, wohl aber 
wurden der junge Nachwuchs der nördlichen Farmer und die Einwanderer 
mit Wut erfüllt durch die auf Betreiben der jüdlichen Pflanzer und der 
Landipefulanten fejtgehaltenen Beitimmungen, wonach Grund und Boden 
nur in großen Stücken verauftioniert wurde zugunjten der Zwiſchen— 
gewinne der Landipefulanten. Die meiſt in Auftralien zur Anwendung 
gefommene Wakefieldſche Theorie, bei der ein „gebührender”, meist 
nicht niedriger Landpreis erhoben, jedoch der Erlös zur Förderung der Ein- 
mwanderung verwendet wurde, wird von Roſcher wohlwollend beiprochen, 
und jie verdient zweifellos, da ja Dabei das Land nicht in großen 
Stücken, jondern in erjter Linie zwecks Gründung von Großbauernitelleu 
abgegeben wurde, den Vorzug vor der Verauftionterungspolitif oder gar 
der Verſchenkung gewaltiger Landgebiete an große Gefellichaften, wie fie 
in den deutjchen Kolonien Kamerun und Südweſtafrika bis in die neuejte 
Zeit gehandhabt ift, und deren Urfache die Unbefanntjchaft der in Betracht 
fommenden leitenden Stellen mit der kolonialen Theorie der fortgejchrit- 
tenen Länder geweſen iſt. (Zu vergleichen namentlich die vernichtende 
Darftellung von Gerftenhauer, Zeitjchrift für Kolonialpolitif, 1904.) 
Dei Roſcher allerdings finden wir feine Verurteilung, zum Teil jogar 
(3. Aufl. ©. 325) eine Rechtfertigung der großen Landfompagnien, bezw. der 
Überantwortung der Gewinne aus Landverfäufen an Mittelsperfonen, und dies 
mag Unheil genug verjchuldet haben: konnte man fich doch zur Nechtfertigung 
der Landfonzeffionen auf Roſcher berufen... Erfreulicherweiſe iſt diejer 
Standpunkt von den neueren deutjchen Kolonialpolitifern, wie Anton, 
Köbner u. a., völlig verlaffen; in Kiautſchau ift zuerit eine rationelle 
gemeinnüßige Landpolitif durchgeführt. Im allgemeinen ift aber Die 
Manchejterdoftrin in folonialpolitifchen Kreifen in Deutjchland nicht nur 
anfangs, jondern bis in die neuejte Zeit nahezu herrichend gewejen; in 
Ditafrifa hat es 15 Jahre gedauert, bevor man zu der Überzeugung Fam, 
daß anſtatt der von privaten Gefellfchaften aufs Geratewohl unternommenen 
Pflanzungen erſt wifjenjchaftliche Unterfuchungen auf vom Staate an- 
gelegten Verjuchsftationen ftattfinden müßten. Belannt ift, daß in den 
80er Jahren Brafilien und etwas fpäter, Anfang der 90er Jahre 
Argentinien mit Freipaffagen im großen Stil vorgegangen find, wodurch 
es dieſen Staaten auch gelungen ift, je "2 bis etwa 1 Million Ein- 
wanderer in ihre Gebiete zu ziehen. Die leitenden StaatSmänner diejer 
Staaten find jedoch in bezug auf die Landpolitit durchaus nicht in den 
Fußtapfen Wakefields gewandelt, haben nicht Staatsland in großem 


' Sering, Die landwirtjchaftliche Konkurrenz. Leipzig 1887. 
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Maßſtabe den Einwanderern zur Verfügung geſtellt, ſondern ihr Ziel war 
lediglich das, billige Arbeitskräfte zu gewinnen. Karl Kaerger! 
empfiehlt nun gerade für dieſe Länder eine ſolche Art der Siedlung, bei 
der die Einwanderer erſt mehrere Jahre bei den Großgrundbeſitzern 
arbeiten müſſen und ſich erſt nachher ſelbſtändig machen können. Es mag 
ihm dabei das Beiſpiel der Union und zum Teil auch Auſtraliens vor— 
geſchwebt haben. Für Südamerika hat er aber die Niedrigkeit des 
Arbeitslohnes überſehen, die Einwanderern aus kulturell höher ſtehenden 
Ländern das Fortkommen außerordentlich erſchwert. Insbeſondere iſt es 
aber in den Kaffeeprovinzen Braſiliens außerordentlich ſchwierig, kleinen 
Grundbeſitz in günſtiger Lage zu einem annehmbaren Preiſe zu erwerben. 
So iſt denn trotz eindringlichſter Hervorhebung der Vorzüge der Aus— 
wanderung nach Süd- anſtatt nach Nordamerika ſeitens faſt aller kolonialer 
Schriftſteller, trotz aller Agitation für Südamerika, dennoch die Union 
das gelobte Land der Auswanderer geblieben. Der Auswanderer fragt 
eben in erſter Linie danach, wo er ſelbſt am ſchnellſten materiell vorwärts 
fommen fann und nicht danach, wohin die Auswanderung aus nationalen 
Gründen vorzuziehen wäre, welche Länder der deutfchen Induſtrie aus 
Mangel an Stahl und Eijen feine Konkurrenz bereiten fünnen, welche 
den deutſchen Ackerbau uicht jchädigen, jondern andersartige, für den 
Austaufch wichtige Bodenprodufte hervorbringen. 

Was die Frage nach der zweckmäßigſten Eingeborenenpolitif an- 
langt, jo ift diejelbe am wichtigiten für die einzelnen Tropengebiete, in denen 
die Europäer nicht ſelbſt arbeiten, jondern lediglich Rultivation treiben, 
Pflanzungs- und Faktoreikolonien anlegen fünnen. Man findet da auch 
bei faſt allen deutſchen kolonialgeſchichtlichen Schriftftellern die Anficht 
vertreten, daß die Eingeborenen unter einer Art Bevormundung zu halten, 
zur Arbeit zu erziehen wären. Es wird wenig beachtet, daß die Ein- 
geborenenfultur jelbjt wenig produktiv iſt; mit oder ohne draftifche 
Zwangsmittel ift die Leiftung des Eingeborenen gering, ſofern er nicht 
als Arbeiter unter ftändiger Aufficht von Europäern ſteht. Wo dies der 
Fall ist, ift der Erfolg augenfällig: man beachte die Teefultur der Eng- 
länder in Indien und auf Geylon, die Zuderfultur auf Java. Sehr 
wenig wird aber auf die Gefahr hingemwiejen, daß Kultivationsfolonien 
eigentlich in der Luft jchweben, daß die dauernde Herrjchaft über jolche 
Gebiete durchaus nicht gemwährleiftet if. Man denfe an die winzige 
Kriegsmacht der Engländer im Verhältnis zur Bevölferung Indiens, der 


ı Raerger, Brafilien. Kulturbilder. Leipzig 1389. Landwirtichaft und 
Kolonijation im ſpaniſchen Amerifa. 2 Bde. Leipzig 1901. 
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geringen Bedeutung der holländischen Militärmacht in Inſulinde. Es ift 
das Verdienſt des leider jo früh verjtorbenen Heinrich Semler!, in 
eindringlicher Weije darauf hingemwiejen zu haben, daß man gar nicht die 
abjolut glühend heißen, eigentlichen Tropengebiete aufzufuchen braucht, um 
die für den Europäer hoch begehrten Reizjtoffe zu erlangen; daß vielmehr 
nicht nur das Zuderrohr, jondern auch Kaffee, Tee, Tabak jehr gut in 
Gebieten gedeihen, die nur eine mittlere Jahreswärme von 18—21° auf- 
weifen, in denen jelbit der Europäer noch Feldarbeit verrichten kann. 
Dieje Feititellung ift in der Tat von der gemaltigjten Bedeutung für die 
ganze Eingeborenenpolitit. Man denke daran, daß in Brafilien heute 
fajt aller Kaffee von weißen Arbeitern erzeugt wird, daß jelbjt die Baum- 
mwolleproduftion in Nordamerika, für die man früher die Negerjklaverei 
für unentbehrlich hielt, heute überwiegend von Weißen bewirkt wird ?. 
Selbſt die Zucerrohrfultur und der Tabakbau auf dem doch ſchon jehr 
heißen Kuba bejchäftigt überwiegend weiße Hände. Daß die Engländer 
in Ceylon und auf den Vorbergen des Himalaya den Teebau mit Hilfe 
von indischen Arbeitern betrieben, Liegt nicht am Klima, jondern an der 
Billigfeit der Tetteren Arbeiter. Man muß fich alfo bei Kultivations- 
bejtrebungen fragen, was man erzielen will: die Aufrechterhaltung des 
Herrenjtandes der weißen Rafje, wie fie namentlich Treitjchfe gefordert 
hat, oder lieber „Raumgewinn für die Ausdehnung der eignen Nation“ 
(Ratenhofer), dauernde Sicherheit der Verbindung der Kolonien mit 
dem Mutterlande duch Anjegung weißer Koloniften in folchen jub- 
tropischen Gebieten, bezw. tropifchen Bergländereien, in denen der Weiße 
arbeitsfähig bleibt. Die eritere Politik jegt die möglichit weitgehende 
Ausfiedlung der Eingeborenen aus folchen Gebieten, in denen der Europäer 
leben kann, voraus, die legtere eine Kluge Erziehungspolitif, bei der der 
Herrenjtandpunft des Europäer den Eingeborenen einigermaßen erträglich 
erjcheint — — dauernd gewinnen wird man den Eingeborenen freilich 
nie, alle derartigen Hoffnungen find Gelbittäufchungen! Da, wo die 
farbigen Eingeborenen nicht ganz beträchtlich ſtärker find als die Weißen, 
wie dies in Südafrika der Fall ift, mag die dauernde Niederhaltung der 
Schwarzen möglich fein: unbeachtet bleibt dabei nur, daß ein jeder 
Schwarze in diefem Klima einem Weißen die Griftenzmöglichkeit nimmt; 
daß, wenn e3 vom engen privatlapitaliftifchen Standpunkte aus praftifch 
it, den Schwarzen arbeiten zu laffen, vom nationalen und Raſſen— 





ı Fropifche Agrikultur, 4 Bände, 1887—1889; 2. Aufl. 1900—1901. 

? Dal. E. v. Halle, Baumwollenproduftion in Nordamerika, 1. Band 1896 
(Leipzig), 2. Band 1907. Nach dem neueften Zenſus werden fogar $ıo der Baum- 
twollefarmen von Weißen bewirtichaftet. 
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ſtandpunkte eine ſtärkere Vertretung des Weißen erwünſcht iſt. Eine 
derartige Ausſiedlungspolitik des Schwarzen aus ſubtropiſchen Gebieten 
braucht durchaus nicht inhuman zu ſein; dem Schwarzen kann im Gegen- 
teil für das verlorene Landjtüd in den Subtropen ein doppelt jo großes 
in den Tropen geboten werden, während doch tatjächlich die Eingeborenen- 
politif der Buren darauf ausgegangen tit, den Eingeborenen feines Landes 
zu berauben, um ihn als Arbeiter auszunugen. Die Burenpraris wird 
übrigens auch von jüngeren deutjchen Kolonialpolitifern, wie Rohrbach, 
für die afrikanischen Befigungen empfohlen, in erſter Linie für Deutjch- 
Südweitajrifa!. Hier beginnen freilich die Schwierigfeiten. Für Süd— 
weitafrifa ließ jich die Konfisfation des Landes der Herrero mit dem 
Aufftande rechtfertigen. Wie aber in Dftafrifa oder Kamerun? Für 
dieje Kultivationsgebiete verteidigen die folonialpolitifchen Theoretifer und 
Praktiker nur die Verjuche der Hebung der Produktion feitens der Ein- 
geborenen durch die Erweckung von Bedürfniffen, deren Erlangung das 
Angebot von Gütern vorausjeßt. Es iſt nicht zu leugnen, daß nament— 
lich die Franzoſen am Senegal und in Indochina mit einer derartigen 
Politik erhebliche Erfolge erzielt haben. Zum Teil wird auch auf eine 
nicht zu niedrige Bejteuerung der Eingeborenen hingewieſen al3 Mittel 
zu dem Ziele der Steigerung der Produktion. Dagegen iſt man, ab» 
gejehen von der Verurteilung der Sklaverei, auch darüber fich ziemlich 
einig, daß die Frone zu Kultivationszwecden unzuläffig ift: man bricht 
den Etab auch namentlich über die frühere Kultivationspolitif der Hol» 
länder auf Sara, den jogen. Kulturftelfel, Zmwangsanbau gewiſſer wert: 
voller Tropenpflanzen gegen eine mäßige Entjchädigung Wenig ans 
erfannt ift, daß gerade dieſe Form der Kultivation am eheiten geeignet 
war, die Produktion gewaltiger Mengen Tropenerzeugniffe in kurzer Zeit 
zu bewerffielligen. Vor allem wird auf die Inhumanität einer derartigen 
Frone hingewiejen, während es fich da doch, joweit rationell vorgegangen 
wurde, um eine höchit jegensreiche „Erziehung zur Arbeit“ handelte, 
namentlich weil eine genügende Entjchädigung für die verrichtete Arbeit 
gewährt wurde. ES ift 3. B. noch immer fat unbefannt, daß die jo 
bemitleideten Eingeborenen auf Java für jeden in der Zwangskultur er- 
zeugten Zentner Kaffee mindejtens das Doppelte befommen von dem, was 
heute die freien Arbeiter in Brafilien verdienen. Allerdings war jo eine 
ftaatliche Zmwangskultivation nur möglich bei der an Gehorjam gegenüber 


ı Rohrbach, Wie machen wir unfere Kolonien rentabel? Halle 1907. 
Deutjche Kulturarbeit in Südweftafrifa. 1908. 
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den einheimifchen Fürften gewöhnten Bevölkerung Javas. Bei nomadi- 
fierenden oder ganz wilden Negerjtämmen würde fie verfagen. 

Man ift fich heute fast allgemein über den Nuten des Ermwerbes 
von Kolonien klar, während allerdings die Vorfchläge über die beſte Nutz— 
barmachung derfelben noch weit auseinandergehen. Prinzipielle Gegner: 
ichaft findet der Kolonialerwerb bei dem ſtreng marriftifchen Flügel der 
Sozialdemokratie, während viele „Reviſioniſten“, wie Bernſtein, 
David, Calwer ſich zugunften desjelben ausgefprochen haben. David 
träumt gar von einer Fünftigen Yuttermitteleinfuhr nach Deutjchland im 
zehnfachen Betrage der deutfchen Eigenproduftion!. Bei den Marriiten, 
wie Kautsky, Parvus u. a., ift Ausgangspunft die jchroffe Gegner- 
jchaft von Marx gegen Wakefield, zum Teil der englijche Liberalis- 
mus der 50er und 60er Sahre. Insbeſondere Kautsky erklärt, daß 
feine Kolonie ewig im Stadium der Kolonie bleibe, jondern fich jelbjtändig 
zu machen pflege?. Es ift das ein Standpunkt, der den mancheiterlichen 
Voltswirten der 60er und 70er Jahre durchaus geläufig war. Noch 
1881 konnte Fr. Rapp auf dem volfswirtjchaftlichen Kongreß erklären: 
„angefichts des im Laufe des lebten Jahrhunderts aus eng nationalen 
Schranken zu großen internationalen Beziehungen angewachjenen Welt- 
verfehrs, auch angefichts der Erfolge der amerikanischen Befreiungsfriege, 
der fait ganz aufgegebenen Handelsmonopole und des Freihandels jet das 
Verlangen nach Kolonien ein Anachronismus...“ Kapp wollte noch 
nichts davon wiſſen, daß die Freihandelsära bereits ihrem Ende zumeigte 
und die nationalen Schranken wieder eine große Nolle zu jpielen anfingen, 
vor allem aber überſah er, daß die beati possidentes unter den euro— 
päifchen Nationen auch ohne die engherzige Ausjchliegungspolitil der 
Spanier in ihren eigenen Kolonien doch große Vorteile einheimiten, jchon 
weil ſie die Klinfe der Gefeggebung ſowohl als die vollziehende Gemalt, 
Beamte und Militär in ihrer Hand hatten, weil fie die Land- umd 
Handelspolitif gerade jo zugeſchnitten hatten, wie e3 ihrem Vorteil ent- 
ſprach. Solange e3 ihnen um eine fchnelle Entwicllung zu tun war, war 
man entgegenfommend gegen fremde Kaufleute und Koloniften, genau jo, 
wie man in den Schußzollftaaten in der erſten Zeit gerne fremde Fabri— 
fanten fieht, damit ja im Lande felbit fich jchneller die Induſtrie ent- 
widelt. Von feiten der ftreng marxiftifchen Nichtung innerhalb der 


! David, Sozialismus und Landwirtichaft. Berlin 1903. ©. 662 ff. 

2 Vorrede zu Atlanticug, Produktion und Konjum im Sozialftaate, Stutt- 
gart 1898; Die Kolonialpolitit, 1908; Parvus, Die Kolonialpolitif und deren 
Zujammenbruch, 19075; Bebel, Die Frau und der Sozialismus. 
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Sozialdemokratie wird gegen den Erwerb bezw. das Behalten der Kolonien, 
abgejehen von ihrer behaupteten Nußlofigfeit, noch der Einwand geltend 
gemacht, daß fie nur dem Kapitalismus als Ausbeuteobjefte dienten, ihr 
Beſitz für die Mafje des Volkes nur eine ungünftige Wirfung habe. Daß 
dabei die Frage des Naumgemwinns für die Ausdehnung der Produktion, 
gerade der auch zur Erhaltung der anwachjenden Volksmaſſen notwendigen 
Produktion unter den Tisch fallt, wird nicht beachtet. Die Verachtung 
des Raumes al3 Produftionsfattors mag fich aus den Nachwirkungen der 
Eareyjchen Lehren erklären, die fich viele Sozialdemokraten, insbejondere 
Bebel, zu eigen gemacht haben. Abgeſehen von diejer Richtung befeftigt 
fich aber immer mehr der Ausjpruch Leroy-Beaulieus, daß diejenige 
Nation die größte fein werde, welche am meiften koloniſieren werde. Es 
wäre jchließlich auch nicht nur Raffen- und Boll3-Selbitmord, wenn man 
die fruchtbariten und ausgedehnteiten, zurzeit noch dünn bevölferten Ge- 
biete des Erdballs ausjchlieglich den niedriger ftehenden farbigen Raſſen 
überlajjen wollte, ſondern es müßte dies geradezu zum Untergang der 
Kultur und Zivilifation führen! 
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Das Eindringen der ſozialpolitiſchen Ideen 
| in die Literatur. 
Bon 
Eugen von Philippovich, Wien, 


Snhaltsverzeichnis. 
1. Die deutjche Nationalöfonomie um die Mitte des 19. Jahrhunderts S. 1. — 
2. Anerkennung einer Gejellichaftswijjenichaft und einer jozialen Politik neben den 
Wiſſenſchaften vom Staate: Ahrens, Stein, Mohl, Dietzel ©. 6. — 3. Beftimmung 
der Richtungzlinien der Sozialpolitif durch die Rechtzphilojophie auf Grund der 
Erforſchung der gejellfchaftlichen Lebensverhältniffe: Ahrens, Röder ©. 16. — 4. Auf 
gleicher Grundlage entjteht die Hiftorifche und ethiſche Auffaffung der Wirtjchaft: 
Roſcher, Hildebrand, Schüz, Knies, Schäffle, Kautz, Roesler ©. 24. — 5. Reform- 
tendenzen im praftifchen Leben: kirchliche Neformbeftrebungen, Genoſſenſchaftsbewegung, 
wachjendes Verlangen nach Reorganijation der Gejellihaft ©. 33. — 6. Allgemeiner 
Charakter der neuen Richtung. Ihre Anerkennung durch die deutjchen National: 
dfonomen jeit der Mitte der jechziger Jahre: Schmoller, Schäffle, Brentano, Scheel, 
Schönberg, Ad. Wagner. Der Verein für Socialpolitif. Inhalt und Vedeutung 
der jozialpolitiichen Auffaffung. 
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„Bor allem aber hat der Pauperismus die Aufmerfjamfeit und Teil- 
nahme aller Gebildeten den Zuftänden der arbeitenden Klafjen zugewendet, 
und jeit den Weberunruhen in Schlefien und Böhmen nicht nur in den 
verjchiedeniten Teilen Deutjchlands Vereine zu ihrer Hebung hervorgerufen, 
jondern auch die große allgemeine Frage immer dringender zur Beant- 
mwortung gejtellt: ‚welche Sozialreformen die wachjende Kluft zwiſchen 
arm und reich erfordert, und welche Pflichten das Recht des Beſitzes 
auferlegt.‘ Und was das Auffallende ift, die Männer, welche man ſonſt 
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in der Wifjenjchaft der Nationalökonomie als Stimmführer zu betrachten 
pflegt, die Männer wie Hermann, Rau, Nebenius, jchweigen bei 
den meijten diejer Gtreitfragen, und faſt lediglich) die Praftifer des 
Volkes, welche mitten in dem Gejchäftsleben jtehen, oder die neue Generation 
politischer Literaten hat fich des Kampfplages bemächtigt.” So hat 
Bruno Hildebrand im Jahre 1848 die Gtellung der Ddeutjchen 
nationalöfonomifchen Wiſſenſchaft zu den großen Fragen der Zeit 
charakterifiert!. Und doch hatte zu dieſer Zeit auch Deutjchland jchon 
eine Arbeiterbewegung und eine jozialiftiiche Strömung, die nicht mehr 
unbeachtet bleiben fonnte, zumal die neue Gejellfchaftslehre in Frankreich 
bereit3 zu blutigen Kämpfen geführt hatte und neue zu erregen drohte. 
Zwar habe e3 immer einzelne Staatsromane und Utopien gegeben, jchrieb 
einige Jahre jpäter Robert von Mohl, aber „neu ift es, daß die 
Teilnahme an einer jolchen Lehre nicht mehr als ein Zeichen von geiftiger 
Krankheit gilt, jondern man fich offen dazu befennt al3 zu einem be- 
rechtigten und ehrenmwerten Standpunkt, daß man ein Sozialiſt ift, wie 
man ſonſt ein Nealift oder Nominalift, ein Kantianer oder ein Anhänger 
von Hegel, ein NRechtsphilojfoph oder ein Mann der hiftorifchen Schule 
war. Neu iſt endlich, daß zahlreiche Zeitjchriften und Tagblätter be- 
jtehen, welche nicht nur durch unmittelbares Lehren, jondern namentlich 
dadurch, daß fie alle Greigniffe im Sinne der gejellichaftlichen Partei 
auffafjen und bejprechen, den Gedanfengang immer weiter ausbreiten und 
zum Bemußtjein bringen.” Es habe nicht eben viel Scharfjinn bewiejen, 
daß nicht jchon in früherer Zeit und, ehe die franzöftichen Staats— 
ummälzungen vom Jahre 1848 dunkle Gedanken jchnell zu Taten reifen 
ließen, die fich allmählich häufenden Anzeichen einer neuen Auffafjung 
der menjchlichen Lebensverhältniffe Beachtung fanden. Jetzt aber fich 
noch weiter gleichgültig oder abmwehrend zu verhalten, jei weder dem 
handelnden Staatsmann noch dem Theoretifer erlaubt, „wäre Berbrechen 
oder völlige Stumpfheit” ?, 

In der Tat lagen um die Mitte des 19. Jahrhunderts bereits alle 
Gedanfengänge vor, welche die Weltanfchauung und das ökonomiſche 
Syitem des Sozialismus bilden. Die Schriften der franzöfifchen Sozialiſten, 
die eine lebhafte Bhantafie und jtarfe Gefühle mit einem wunderbaren 
Gedanfenreichtum verbanden, lagen in deutjchen Überjegungen vor, 


! Die Nationalöfonomie der Gegenwart und Zukunft. 1. Bd., Einl. 
2 Gejellichaftswifjenichaften und Staatswiſſenſchaften, in Zeitjchrift für die ge— 
ſamte Staatswiſſenſchaft, 1851, ©. 7—10. 
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2. Stein!, 8. Grün? Biedermann? hatten fie in ihren Dar— 
ftellungen zu Syitemen verknüpft und verjtändlich gemacht, Nodbertust, 
Marr?, Engels® hatten beveitS ihre grundlegenden Gedanken aus— 
geiprochen, Gall, Weitling, Heß, Grün ihren zum Teil eigen- 
wüchfigen, zum Teil von den SFranzojen beeinflußten Sozialismus mit 
Energie und agitatorifchem Eifer gelehrt?, Marlos Syitem war er- 
fchienen®. Es gibt feine ſozialiſtiſche Lehre von wejentlicher Bedeutung, 
feine fozialiftifche Theorie der Volkswirtſchaft, der gejchichtlichen Ent— 
wiclung, des Staates, des Nechtes, welche nicht um die Mitte des 
19. Jahrhunderts bereitS ausgejprochen und zur Kritif der bejtehenden 
Geſellſchafts- und Wirtichaftsordnung verwendet worden wäre. ber 
die deutjche nationalöfonomische Wiſſenſchaft hielt eine Auseinanderjegung 
mit ihnen nicht für nötig. In Raus Archiv der politifchen Okonomie, 
das von 1835— 1853 erjchten, findet man nicht eine einzige Abhandlung, 
welche fich mit dem Sozialismus, mit jozialiftifcher Literatur oder mit 
den von ihr aufgeworfenen Problemen bejchäftigt?, unter den beiprochenen 
Schriften werden in all dieſen Jahren nur einige über die Lage der 
Fabrifarbeiter (Engels, Villerms, Taylor) berücichtigt. Auch die 1844 
begründete Tübinger Zeitjchrift für die gefamte Staatswiſſenſchaft wendet 


1 Der Sozialismus und Kommunismus des heutigen Frankreichs. Ein Beitrag 
zur Zeitgejhichte, 1842 (ein Band); zweite Auflage, 1848 (drei Bände): 1. Der Be- 
griff der Gejellichaft und die Bewegungen in der Gejellichaft Frankreichs feit der 
Revolution; 2. Der franzöfiiche Sozialismus und Kommunismus; 3. Anhang: Die 
jozialiftifchen und fommuniftifchen Bewegungen jeit der dritten franzöfiichen 
Revolution. 

® Die joziale Bewegung in Frankreich und Belgien, 1845. 

3 Vorlefungen über Sozialismus und joziale Fragen, 1847. 

* Zur Erkenntnis unſerer ftaat3wirtichaftlichen Zuftände. Erftes (einziges) 
Heft, 1842. Soziale Briefe an Kirchmann, 3 Hefte, 1350—1851. 

5 (und Engels), Die heilige Yamilie. Gegen Bruno Bauer und Konſorten, 18344; 
Misere de la Philosophie, 1847; (und Engels), Das fommuniftiiche Manifeft, 1848; 
Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte, 1852; Enthüllungen über den 
Kommuniftenprozeß zu Köln, 1852. 

6 Die Lage der arbeitenden Klaſſen in England, 1845. 

? Bol. die Darftellung der Lehren diejer deutfchen Sozialiften, wie auch der 
erften Arbeiterbewegung bei Georg- Adler, Die Gejchichte der erſten ſozial— 
politifchen Arbeiterbewegung in Deutjchland, 1885. 

8 Marlo (8. ©. Wintelblech), Unterfuchungen über die Organijation der 
Arbeit oder Syftem der Weltöfonomie, 1850 ff. 

9 Der Aufſatz von R. Mohl über die Nachteile, welche ſowohl den Arbeitern 
wie der bürgerlichen Gejellichaft jelbft aus dem fabriksmäßigen Betriebe erwachjen, 
und über die Notwendigkeit der Vorbeugung, der 1835 erichien umd feine URN 
fand, fteht nicht im Zujammenhang mit der fozialiftiichen Literatur. 

XXXI ‚ 


4 Eugen von Philippovid). 


der jozialen Frage geringe Aufmerkſamkeit zul. Es iſt fein Zmeifel, die 
deutjche Nationalöfonomie ift in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
nicht reich an Sdeen gewejen. Aus der Verbindung der alten Kameraliſtik 
mit dem Gudämonismus und der Aufklärungsphilofophie entiprungen, 
ſchwankte fie zwiſchen technologijch-adminiitrativen Betrachtungen und 
unficheren WohlfahrtSbeitrebungen Hin und her. Selbſt auf die Ent- 
wicklung der individualtiitiichen SFreiheitslehre, die in der Wirtjchafts- 
politit um die Herrjchaft rang und die fie ſelbſt vertrat, hat fie feinen 
Einfluß genommen, der geiftige Träger der Bewegung gegen den Polizei: 
ftaat ift vielmehr in Deutjchland Wilhelm von Humboldt, dejjen 
„Ideen zu einem Verjuch, die Grenzen der Wirkjamfeit des Staates 
zu bejtimmen“?, auch über Deutjchland hinaus gewirkt haben und der 
Führer auf dem Gebiete der Wirtjchaftspolitit ift der Publizift und 
Deutjch-Engländer Brince-Smith? Nur in der formaliftifchen Aus- 
bildung der Volfswirtjchaftslehre, in der jchärferen Faſſung der Grund— 
begriffe, in der ſyſtematiſch klareren Gliederung und Ausarbeitung der 
Lehren der englifchen und franzöſiſchen Klaſſiker liegt das Verdienft der 
deutjchen nationalöfonomischen Theoretiker“. In den praftijchen Fragen 
der Wirtjchaftspolitik zeigten fie, ihrer Fameraltftifchen Vergangenheit ent- 
jprechend, eine größere Bereitwilligfeit, gegenüber den extremen Vertretern 
des Individualismus die Notwendigkeit von Eingriffen und Anſtalten 


1 Der Jahrgang 1846 bringt einen Aufſatz über Sozialismus von Stein, 
der von 1847 einen über Arbeitervereine von Fallati. Die in der Publiziftif jo 
vielfach erörterten Fragen einer jozialen Politik werden nicht beachtet. Bon National- 
dfonomen berührt nur Schüz in den Sahrgängen 1844 und 1845 einige theoretifche 
Grundfragen der Politit und jozialen Ethik (vgl. unten Anm. 2 ©. 28), in jpäteren 
Jahrgängen bejchäftigen fich nur Philojophen damit (Warnkönig, VBorländer vgl. 
unten Anm. 2 ©. 23 und 2 ©. 28). 

2 1851 als Buch, aber jchon früher bruchitücweije erichienen. 

3 Über Handelsfeindjeligkeit, 1843; Über die englifche Tarifreform und ihre 
materiellen, jozialen und politifchen Folgen für Europa, 1846. Vgl. über Prince 
Smith Beder, Das deutſche Manchejtertum, 1907. 

* Rau faßt noch in der 3. Auflage feiner Grundjäße der Volkswirtſchafts— 
lehre, 1868 8.45 fein Urteil über den Stand der Bolfswirtichaftslehre folgender- 
maßen zujammen: „Wenngleich manche einzelne Sätze diejes Syſtems, wie fie 
Ad. Smith aufjtellte, einer genaueren Beitimmung, andere einer Berichtigung be= 
durften, auch das Ganze noch ſyſtematiſcher dargeftellt werden mußte, jo waren doch 
die Grundgedanken jo gediegen, daß die Unterfuchungen neuerer Forjcher nur eine 
allmähliche innere Fortbildung herbeiführten, ohne ein anderes Syſtem aufzuftellen. 
Daher wird auch heute noch die politifche Ökonomie, obſchon fie fich feineswegs mehr 
auf den Inhalt der von Smith jelbjt ausgefprochenen Lehren beſchränkt, doch noch 
als das Syſtem derjelben betrachtet.” 

XXXI 


Das Eindringen der fozialpolitifchen Ideen in die Literatur. 5 


der öffentlichen Verwaltung zur Bejeitigung von Übelftänden des freien 
Verkehrs zu vertreten. Sie jtehen daher den einzelnen Bemühungen, die 
Übel der freien Konkurrenz zu mildern, die großen Ungleichheiten in der 
Verjorgung der verjchiedenen Klaſſen des Volkes mit Sachgütern ab- 
zufchwächen, die Lage der Fabrikarbeiter zu verbejjern, jympatijch gegen- 
über. Aber fie behaupten, daß durch die Wahrnehmung folcher Gebrechen 
„die Grundmwahrheiten der Volfswirtjchaftslehre nicht erjchüttert worden 
find“, daß nur im einzelnen ihr Kreis von Erfahrungsfäßen erweiterungs— 
fähig iſt. Diejen Einzeltatfachen gegenüber dürfe fich die Volfswirtichafts- 
politit der Anforderung nicht entziehen, „für neue Übel oder Bedürfniffe 
neue Negierungsmaßregeln aufzujuchen“ !. Bon einer grundjäßlichen 
Beltimmung der Wirtjchaftspolitit durch die neuen Grfahrungstatjachen, 
welche das Syitem der Induſtrialiſierung der Gejellichaft und des freien 
Mettbewerbes hervorrief, it feine Rede, eine jolche Meinung mußte an 
dem feiten Gefüge der alten Lehre zerichellen. So ging die deutjche 
Nationalöfonomie an den Zeichen der Zeit achtlos vorüber. Der Lärm 
der Straße, die Geißelhiebe der reformatorischen Bublizijten, die hiſtoriſchen 
und philofophijchen Betrachtungen der Kritiker der Geſellſchaft berührten 
fie jo wenig, wie den Nitronomen, der im Gang der Gejtirne die ewigen 
Geſetze der Natur verfolgt ?. 

Aus diejer jelbitbewußten Ruhe iſt die deutjche Nationalöfonomie 
erſt herausgerifjen worden, als die mächtigen Anregungen, welche die 
ſozialiſtiſche Literatur und die jozialiftifche Neformbewegung geboten haben, 
auf Ummegen in ihr Gebiet eindrangen. Bon zwei Geiten her erfolgte 
diejer Einbruch, von der Seite der Nechtsphilojophie und von der Geite 


1 Nau, Volkswirtichaftslehre, 4. Aufl., 1841, ©. 4. Ahnlih in der Vor- 
rede bei feiner Auseinanderfegung mit Sismondi. 

2 Ein anonymer Aufiaß in der Deutjchen Vierteljahrsichrift, 1840, III. Bd.: 
Die Vergangenheit, Gegenwart und Zufunft der politifchen Ökonomie charakterifiert 
diefen Zuftand bereits jehr zutreffend. Mitten in der Umbildung der Sozialwiſſen— 
ſchaften, meint der Verfaſſer, ruhe in iſolierter Sicherheit die politiſche Öfonomie 
auf den Grundlagen, welche ihr vor 60 bis 70 Jahren ein großer Mann gegeben 
hat. ft das Syſtem wirflich jo regelrecht, nach allen Seiten feſt? Enthält e3 die 
ganze Wahrheit? Der Verfaſſer verneint diefe Fragen und ſtellt feit, daß es im 
Gegenteil dringend nötig jei, die Nationalökonomie umzugeftalten, denn ihr jei 
ein bedeutender Teil der fehlerhaften fozialen Zuftände zuzujchreiben. Der Aufjat 
mündet in der Forderung von Maßregeln zugunsten der Arbeiter: Beichränfung der 
Arbeitzzeit, freiwillige und Zwangsafjoziationen, Yabrikjparfaffen mit Sparzwang 
von gewiſſer Lohnhöhe ab, Schranken für die Ausdehnung einzelner Gtabliffements. 
Diejer Aufjag war von R. Mohl. Vgl. E. Meier in Zeitjchr. f. gef. Staatsw., 
1878, ©. 494 ff. Ähnlich ein Aufjah im Jahrgang 1843, I: Der jeige Stand der 
Volkswirtſchaftslehre. 
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der Ethik und der hiſtoriſchen Geſellſchaftsauffaſſung aus. Die Volks— 
wirtſchaftslehre hatte ſich nicht imſtande gezeigt, die neuen, fremdartigen 
Erſcheinungen einer ihre Grundlagen — Sondereigentum und freien Wett- 
bewerb — angreifenden Kritik zu überwinden oder die Elemente diejer 
Kritik fich einzuordnen, man erfannte, daß fie Lücen habe und er- 
gänzungsbedürftig jei. Man forderte eine Erweiterung und Vertiefung 
der miljenschaftlichen Erforichung der wirtjchaftlichen Beziehungen der 
Menfchen, deren eigentümliches jelbitändiges Leben man jet erfannte 
und eine Beurteilung von feiten philojophiichen und ethiſchen Grundjägen 
aus, Eine jolche neue vechtsphilofophiiche Behandlung des Sondereigen- 
tums und der wirtjchaftlichen Verfehrsbeziehungen trat auf im engen Zu— 
fammenhange mit einer neuen Auffaſſung der menjchlichen Gemeinjchaft, 
die der Sozialismus erkennen gelehrt hatte, mit der der „Gejellichaft“, 
und die Forderung nach ethifchen Maßſtäben mit dem Verlangen, daß die 
Wirtſchaft der Menjchen nach der ganzen Summe örtlicher, zeitlicher, 
piychologifcher Bedingungen beurteilt werde, welche durch die gejchichtliche 
Entwicklung gejchaffen worden find. Zur Erklärung des Umſchwunges, 
der in der deutjchen Nationalökonomie in der zweiten Hälfte des 19. Jahr— 
hunderts eingetreten ijt und zum Verſtändnis der dadurch begründeten 
Nichtung, welche wir die fozialpolitifche nennen, iſt eine Betrachtung diefer 
beiden wifjenjchaftlichen Gedanfenfreife notwendig. 


I. 


Eines der wertvolliten wiljenfchaftlichen Ergebnifje der ſozialiſtiſchen 
Literatur und der Diskuffionen darüber ift die Erkenntnis, daß die Ge— 
meinjchaft der Menjchen, die neben und außerhalb des Staates eriftiert, 
aufgebaut auf die Gleichheit des Blutes, der Raſſe, der wirtjchaftlichen, 
geiſtigen, religiöjen Intereſſen ein eigentümliches, jelbjtändiges, vom Staate 
in hohem Grade unabhängiges Leben führt. Dieje Gemeinfchaft iſt es, 
die wir, wenn wir fie als Ginheit denken und wenn wir ihr eigenes 
organifches Leben betrachten, als Gejelljchaft bezeichnen. Hegel hat 
in der deutjchen Nechtsphilofophie zuerit auf fie aufmerkſam gemacht !, 





ı ‚Die bürgerliche Gejellfchaft ift die Differenz, welche zwijchen die Familie und 
den Staat tritt, wenn auch die Ausbildung derjelben jpäter als die des Staates 
erfolgt; denn als Differenz jeßt fie den Staat voraus, den fie al3 jelbjtändigen vor 
fich haben muß, um zu beftehen. Syn der bürgerlichen Gejellichaft ift jeder ich Zweck, 
alles andere ift ihm nichts. Aber ohne die Beziehungen zu den anderen fann er den 
Umfang feiner Zwecke nicht erreichen, die anderen jind ihm Mittel zum Zweck jeiner 
Bejonderheit. So wird ein Syitem alljeitiger Abhängigkeit begründet, in dem die 
Subſiſtenz, das Wohl der einzelnen und fein rechtliches Dafein in die Subjfiftenz, 
das Wohl und Necht aller verflochten, darauf gegründet und nur in diefem Zu— 
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aber ex hat dabei mehr den Begriff der durch den Verkehr verfnüpften 
Einzelnen als Einheit und nicht die reale Wirklichkeit dev Gliederungen 
des Volkes vor Augen gehabt. Vollitändiger iſt die Bejonderheit von 
Gejelliehaft und Staat al3 zweier an Umfang und Art verfchiedener 
Lebenskreife von Ahrens erfaßt worden, der in der Gejellichaft „die 
einheitliche Totalität aller für die Hauptzwecke des menjchlichen Lebens 
tätigen Lebensſphären“ erblickt, deren jede einen eigenen Organismus von 
Funktionen und Organen hat!. Der gejelljchaftliche Organismus umfaßt 
daher den Organismus des Nechtslebens, den Staat, des religiöjen 
Lebens, die Kirche, die „immer fräftiger und ausgedehnter ſich entwicelnde 
Drganijation der Induſtrie und des Handels“, des Unterrichts und der 
Erziehung, der Wifjenfchaft und Kunſt. Unter diefen Lebenskreijen haben 
Staat und Kirche größere Selbitändigfeit erlangt und die übrigen unter 
ihre Obhut, Bevormundung, Leitung und Beherrfchung genommen. In 
neuerer Zeit ift das Streben diejer Lebenskreije nach Selbitändigfeit und 
Freiheit immer größer geworden, es jet Aufgabe des Staates, als der 
gejellichaftlichen Anitalt, die verhältnismäßig zur höchiten Stufe der Ent- 
wiclung gefommen jei, die anderen zur freiheit zu erziehen und dafür 
die nötigen Bedingungen zu jehaffen, niemals aber dürfe völlige Trennung 
erfolgen, denn der Staat iſt der Rechtsorganismus der 
ganzen menschlichen Gejellichaft. Ebenjo aber habe man fich zu hüten, 
dem Staate alle Lebenszwecke zu überantworten. Dies jei der fundamentale 
Irrtum der Sozialiften, die ſich mit Recht gegen die bisherige negative, 
formalistiiche Nechts- und Staatslehre gewendet hätten, jelbit aber in 
ihren Bejtrebungen, eine neue gejellichaftliche Organifation herbeizuführen, 
zur Verwechjlung von Staat und Gejellichaft gelangt jeien. Der 
Sozialismus richte jeine Angriffe hauptjächlich gegen das Prinzip der 
Konkurrenz. Allein diejes Prinzip ſei an fich eine notwendige Konſequenz 
der Freiheit und ein unumgänglicher Hebel alles gewerblichen Fort- 
jchrittes; dieſe Freiheit jolle jedoch mit einem Prinzip der Ordnung 
verbunden werden und daraus ergibt fich der beide Prinzipien vereinende 


jammenhang wirklich und gefichert iſt.“ Rechtsphilofophie, 1820, ©. 246/247. Der 
Begriff der bürgerlichen Gejellfchaft ift natürlich jchon älter. Goethe gebraucht ihn 
ichon 1774 in den Yeiden des jungen Werthers im Sinne einer durch Gejege und 
Wohlitand geregelten Gemeinfhaft, ungefähr jo, wie man jpäterr da3 Wort 
Bourgevifie anwandte. 

ı Ahrens war wohl der erjte, welcher wifjenjchaftlich diefen Unterſchied hervor— 
gehoben hat: Cours du droit naturel, 1839, 2. Abteilung (vgl. dazu Mohls 
Rezenfion in den Heidelberger Nahrbüchern, 1840, Nr. 3); ausführlicher in der 
Organischen Staatslehre, 1850, ©. 48 ff., Die Nechtsphilojophie, 4. Aufl., 1852, 
Juriſtiſche Enzyklopädie, 1855, ©. 107 ff. 
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Begriff der Organifation. „Dieje Organijation kann und joll vom 
Staate hervorgerufen werden, indem er die allgemeinen rechtlichen Be- 
dingungen zur Negelung der Verhältniffe unter allen Teilnehmern an 
der Arbeit, den Arbeitgebern und Arbeitern, in den verjchiedenen Ab- 
ftufungen aufitellt, aber neben dieſen allgemeinen Bedingungen auch in 
jedem Verhältniffe der Freiheit einen gewiſſen Spielraum läßt, welcher 
durch Übereinfommen, Vertrag unter den verjchiedenen Teilen, die für 
einen jeden zurzeit annehmbarjten Bedingungen feſtſetzt.“ In einer jolchen 
Drganifation wird auch den Afjoziationsbeitrebungen in allen Kreifen ein 
rechtlicher Spielraum verftattet werden. Die Bedeutung, welche dieje vom 
Staate unterftüßte, geregelte und geförderte gejellichaftliche Organijation 
für die Überwindung der Übelftände der Zeit beit, erfordert, daß ihre 
Lebensbedingungen von einer befonderen Wifjenjchaft, dev Gejelljichafts- 
wiſſenſchaft, exforjcht werden, welche aber nicht auf die ökonomischen 
Lebensgebiete allein bejchräntt bleiben darf, jondern alle menjchlichen 
Lebensgebiete umfafjen muß. Dieje Erforjchung des Wejens des Menjchen 
und der hauptjächlichiten menjchlichen Lebensverhältnifje bildet dann den 
Ausgangspunkt und die Grundlage der Nechtsphilofophie, welche 
in diejen Lebensverhältniffen den Begriff und die Aufgabe des Rechts 
und der Rechtsordnung nachzuweiſen hat!. Worin diefe Aufgabe beiteht, ift 
bereit aus dem Gejagten zu erkennen: Wahrung der Freiheit des Indi— 
viduums im Rahmen einer die Intereſſen aller berückfichtigenden Ordnung. 
Das innere Gefüge der „Geſellſchaft“ wird von Ahrens nur gelegentlich 
bei Erörterung des Eigentumsrechtes berührt. Dagegen legt Stein in jeiner 
Darftellung des franzöfischen Sozialismus und Kommunismus bei onderes Ge- 
wicht darauf, zu zeigen, daß das Weſen der Gejellichaft durch die wirt- 
ichaftlichen Bedingungen des Lebens gebildet wird?. Die Menjchen find 
durch die Teilung der Arbeit miteinander verbunden, die Arbeit des einen 
wird Bedingung und Vorausfegung der Arbeit des anderen, die Ordnung der 
menschlichen Arbeit daher eine notwendige Vorausjegung des Gedeihens 
aller. Aus diejer Drdnung der Arbeit, die als Unter» und Oberordnung 
uns entgegentritt, entiteht aber dann eine Ordnung der Verteilung der 
Güter, in welcher für den Einzelnen das Maß und die Stellung, in denen 
er an der Arbeit aller teilnimmt, auch den Teil und das Maß bedingen, 


1 Die Rechtsphilofophie, 4 Aufl., 1852, Einl., Kap. 5 und 6. 

2 Der Sozialismus und Kommunismus des heutigen Frankreichs, 1542 enthält 
ichon die Betonung der „Gejellichaft“ als eines jelbjtändigen Kampfplatzes, auf welche 
die joziale Bewegung Fi) gründet. Eine Darftellung des Weſens der Gejellichaft 
ſchickt Stein aber erſt in der 2. Auflage, 1548, im 1. Band der Gejchichte des 
Sozialismus voraus. 
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die er an der Verteilung der Güter hat. Durch dieſe beſtimmt ſich das 
Maß, in dem er Güter ſich unterwerfen, ſie beſitzen, im Eigentum haben 
kann. Aber der Beſitz ſchafft auch wieder Gelegenheit, bei jener Ver— 
teilung der Güter in eine beſſere Stellung zu gelangen. So entſtehen 
geſellſchaftliche Klaſſen, die durch den Gegenſatz von Beſitz und Nichtbeſitz 
getrennt ſind. Dieſe Scheidung iſt insbeſondere in der neueſten Zeit, 
durch die Umwälzungen in den Betriebsformen der Induſtrie, durch die 
Mafchinen- und Großinduftrie, ſowie durch die Wirkung der freien Kon- 
furrenz verjchärft und den Klafjen zum Bemwußtjein gebracht worden. 
Das Reſultat der freien Konkurrenz war: „Die ganze Klafje der Nicht: 
bejißer ijt in ihrem Kampf um den Beſitz unterlegen, fie hat die not- 
wendige Bedingung der Selbitändigfeit des Einzelnen eben durch jene 
Konkurrenz verloren und verliert fie täglich mehr. In dem ganzen Ge— 
biete der Induſtrie erjcheint die Trennung der Herrjchenden und Unter- 
worfenen, der Beſitzer und Nichtbefiger, und ftatt der gehofften Gleichheit 
der Klaſſen hat die Konkurrenz die unaufhörlich wachjende Ungleichheit 
derjelben, den entjchiedenen Sieg des Kapitals über die bloße Arbeitskraft 
hervorgerufen“ !, Dies iſt nicht eine zufällige, jondern eine notwendige 
Folge der Konkurrenz. Sie hat dazu geführt, daß die große, in dauernde 
Abhängigkeit geratene Klaſſe der Nichtbejiger von dem Bewußtſein ihrer 
Lage erfüllt iſt und fich dagegen auflehnt. Sie verlangt ihren Anteil an 
dem Beſitz auf Grund des Brinzipes der Gleichheit und der Perſönlich— 
feit, deren Erfüllung von der Verfügung über Güter abhängig iſt. So 
it das Broletariat der Gegenwart entitanden und der Geift, von 
dem es erfüllt it, iſt „vielleicht die wichtigite Tatjache des ganzen neueren 
Lebens der Gejelljchaft"?. Wir jehen, daß durch das Gigentum die 
Ordnung der Gemeinschaft der Menfchen zu einer dauernden wird, daß 
es die Lebensaufgabe, die Lebensauffafjung der Einzelnen ſchon in ihrer 
Erziehung begründet. Diefe Ordnung wird durch das Necht gejchüßt, 
erhält eine feite Gejtalt, die der Lebensbejtimmung des Einzelnen von 
vornherein eine feite Bahn weit. Sie iſt es, die wir Gejelljchaft 
nennen?. Sie wird beherrſcht von den Gejegen, welche die Verwertung 
des Beſitzes, der Kapitalien in den - Unternehmungen beherrfchen oder mit 
anderen Worten: „die Drdnung der Geſellſchaft beruht auf 
der Herrichaft des Kapitals über die Arbeitsftraft ohne 
Kapital”* Diefe Tatjache des ProletariatS ‚zwingt uns, die mannig- 





I Sozialismus und Kommunismus, 1. Aufl., ©. 119/120. 
2 Sozialismus und Hommunismus, 2. Aufl., 1. Bd., ©. 47. 
3 Ebenda ©. 23. 
* Ehbenda ©. 39. 
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fachen und oft wiederholten Betrachtungen über die menjchliche Gefell- 
schaft zu Wiſſenſchaft der Gejellfchaft zu erheben; die Wifjen- 
ichaft der Gejellichaft muß uns lehren, was das Proletariat iſt, was 
es will, was es fein wird‘!. Eine Betrachtung des Verhältniffes von 
Gejellichaft und Staat zeigt uns, daß jtets die gejelljchaftliche Stellung 
zur Bedingung der Teilnahme an der Ausübung der Staatsgewalt wurde, 
jo daß die Berfaffung der Staaten ſtets die Verfaſſung der Gefellfchaft wider- 
jpiegelt und die Gejchichte dev Gejellfchaft die Grundlage der Gejchichte der 
Berfaffungen iſt. Bisher hatten die Beſitzenden allein Anteil an der politi- 
jchen Gewalt, nun jtrebt auch das Proletariat darnach, um im Beſitz dieſer 
Gewalt feine Grundfäße zur praftifchen Anwendung zu bringen. Die Wider- 
jprüche, die aus diefem Kampf der Beſitzenden und Nichtbefigenden folgen 
müſſen, find abjolut, durch das Prinzip der perjünlichen freiheit nicht zu löſen. 
Es gibt nur eine Gewalt, welche über diejen Gegenjägen der Gejelljchaft 
jteht, das ift das Königtum, „darum wird Gegenwart und Zukunft der 
Staaten auf dem monarchifchen Prinzip ruhen” ?. In dem Syſtem der 
Staatswifjenfchaft? jucht Stein die Lehre von der Gejellichaft tiefer zu 
begründen und von verwandten Wiljfenjchaften abzugrenzen, von der 
Volkswirtſchaftslehre und der StaatSlehre. Die erjtere zeige, wie der 
Einzelne und die Gefamtheit das natürliche Dajein, die Güterwelt, ihren 
Zwecken unterwerfen. Im Staate it die Gejamtheit der Einzelnen zur 
wollenden und handelnden Einheit als Perſönlichkeit zufammengefaßt, die 
ihre befondere Gejtalt durch das Clement jeiner Gefellichaft und damit 
feines Güterwejens erhält (Staatsverfaffung), der aber zugleich wieder 
beide Gebiete als Dbjeft der Betätigung unterworfen find (Staat3- 
verwaltung). Die Gejellfchaft dagegen jtellt ein Syjtem der Abhängigteits- 
verhältniffe der Andividuen dar und zugleich eine Gemeinjchaftsordnung, 
die verichieden ift von der des Staates. Denn diefe enthält eine Einheit 
des Willens, jene eine Einheit des Lebens, welche auf der Grundlage 
des Güterweiens ruht, zugleich aber eine Einheit des geiftigen Lebens, 
gebildet durch die Einheit der Gefittung. In der Gejellichaftslehre unter- 
jucht Stein zunächit diefe beiden Grundlagen der Gejellichaft, die ge- 
jellichaftliche Ethit und den Beſitz als materielle Grundlage der Gejell- 
ichaft. Maß und Art des Befiges beſtimmen die Gejellichaftsordnung, 
und zwar die Art des Beſitzes die Gejellichaftsform, das Maß des Be— 
fies die Gejellichaftsklaffen. Die legteren überragen an Bedeutung die 


1Ebenda ©. 13. 
? Sozialismus und Kommunismus, 2. Aufl., ©. 57 ff. 
°1. Bd. Syſtem der Statiftif, der Populationiftif und der Volkswirtſchafts— 
lehre, 1852; 2. Bd. Geſellſchaftslehre, 1856. 
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eriteren, da die Klafjenbildung den Prozeß aufzeigt, durch welchen ver: 
möge der Verteilung des Beſitzes eine Verteilung aller Rechte, Güter und 
Funktionen in der Gejelljchaft entiteht. Wir jehen in der Gejchichte höhere 
und niedere Klaſſen als Gegenjäge zwiſchen großem Beſitz und Nichtbejit 
und zwijchen ihnen die Mittelklaſſe. Die Gejchichte der Gejellichaft ift ein 
Kampf diejer Klaſſen und die bejte Ordnung der Gejellfchaft jene, in 
welcher der Übergang aus den unteren in die höheren Klaffen, die auf- 
jteigende Klajjenbewegung möglich ift. 

Steins Gejellichaftslehre ijt nicht weiter ausgebaut worden, obwohl 
in ihr viele beachtenswerte Beziehungen aufgedeckt worden find und 
namentlich das Prinzip des Klafjenfampfes, eine noch heute herrjchende 
Auffaſſung der Gejellichaftsentwiclung, jceharf betont worden ift. Symmerhin 
find von ihm viele Anregungen ausgegangen und er hat zweifellos die 
innere Entwicklung der Wiſſenſchaft ſtark beeinflußt!. Durch Ahrens 
und Stein angeregt hat auch Mohl? den Gedanken der Gejelljchaft 
als einer jelbitändigen Lebenseinheit der Menjchheit aufgenommen. Gie 
it ihm die Vereinigung der aus einem beitimmten Intereſſe fich ent- 
wicelnden natürlichen Genojjenjchaften der Menſchen, der Gemeinfchaften 
des Stammes, der Raſſe, der fozialen Stellung (Adel), der Berufe, des 
Befibes, der Religion. Sie jollten Gegenjtand einer Reihe von Wiſſen— 
jchaften werden, unter denen eine die Geſellſchaftszweckmäßigkeitslehre oder 
Soziale Politif jei, die Lehre von den Mitteln zur Erreichung der 
Zwecke der einzelnen Genojjenjchaftsfreife im Innern, gegenüber fremden 
Einzelnen, im Berhältnis zum Staat. Die Bedeutung, welche er der 
Tatjache der Gejellichaft zufchreibt, ift eine große, für die Kultur: 
und Staatsentwiclung entjcheidende?, 

Die neue Auffaſſung it nicht ohne Gegner geblieben* und es ift 





1Schmoller jchrieb 1866 über das Syftem der Staatswiſſenſchaft, e3 enthalte 
ebenjoviel Geiftreiches als abftrus Scholaftifches und habe am meiften dazu beigetragen, 
„Stein zu einem Schriftiteller zu machen, den außer Gelehrten niemand lieft, den man 
daher auch um fo ungeftrafter plündern und ausjchreiben fann, ohne jich nebenher ein 
Gewijjen daraus zu machen, ihn totzufchweigen oder über ihn loszuziehen“. Zur 
Literaturgefchichte der Staat3= und Sozialwifjenfchaften, 1888, ©. 115 (aus Preuß. 
Sahrb., Bd. XIX). 

2 Gejellichaftswiifenjchaften und Staatswifjenjchaften, in Zeitichr. f. d. gei. 
Staatzwifjenjchaft, 1551. 

3 Val. oben ©. 2, ferner unten ©. 12 ff. 

+ Vgl. die Zufammenftellung der Anfichten über das Weſen der Gejellichaft 
und deren Gegner bei Roesler, Soziales Verwaltungsrecht, 1. Bd., 1872, ©. 3 Anm. 
Treitſchke hat eine eigene Gegenjchrift „Die Geſellſchaftswiſſenſchaft“, 1851, ge- 
jchrieben, in der er das völlige Zufammenfallen von Staat und Gejellichaft zu be— 
weiſen verfucht. 
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ſehr merkwürdig, daß fie, jo tief fie auch eingegriffen hat in die Ent- 
wiclung der Volkswirtſchaftslehre, doch nicht zur Begründung einer eigenen 
Wiſſenſchaft geführt hat. Die allgemeinen Grörterungen über die Ge- 
jellichaft verftummen in den fünfziger Jahren und nur ein Nachfolger 
fand fich noch in Karl Diegel, der in den fechziger Jahren eine der 
Steinjchen ähnliche Gliederung der großen, das Kulturleben der Menjchen 
beitimmenden Einheiten vornimmt!. Bedeutfam iſt bei ihm insbejondere 
die Stellung, die er dem Staate einräumt, dem er die Aufgabe zufchreibt, 
die Gebundenheit zu bejeitigen, in der die wirtjchaftlichen Kräfte durch 
die in der Geſellſchaft lebenden Gegenſätze jich befinden. Grit wenn alle 
Individuen als gleiche Glieder eines großen Ganzen in einen alle zu= 
jammenfafjenden Zufammenhang gebracht jein werden, werden die jegens- 
reichen Folgen der Aifoziation und Kooperation fich voll entwiceln. 

Die dee einer Gemeinjchaft, die aus den inneren Notwendigkeiten 
des phyfiichen und geiftigen Lebens der Menjchen geboren wird und eine 
jelbjtändige, unbewußte Entwicklung beſitzt, hat jchon franzöſiſche und englische 
Schriftitellee des 18. Jahrhunderts in hohem Grade bejchäftigt?, aber die 
überragende Macht des Staates war jo groß, daß man vor allem dieje 
entjcheidende Art der Gejellichaft betrachtete. Die Staatslehre ijt die Lehre 
von dem Verhältnijfe des Einzelnen zum Staate uud vom Weſen der 
Staatsgewalt. Neben ihr hat man in der Volfswirtjchaftslehre die Ver: 
bindung der Individuen durch das wirtichaftliche Intereſſe betrachtet, 
Dabei aber das Volk als eine in ihren Atomen gleichfürmige Mafje von 
nebeneinander stehenden Ginzelnen aufgefaßt, als eine Gejamtheit ohne 
organische Gliederung. Dieje atomiftische Auffaffung, welche nur Staat 
und Individuen fannte, wurde durch die deutjche Vhilojophie, durch Kant 
und Fichte, mwejentlich verjtärft und war jo mächtig geworden, daß in 
der Mitte des 19. Jahrhunderts der Hinweis auf jelbitändige Lebens- 
freife, welche zwijchen den Individuen und dem Staate ftehen, wie eine 
Entdeckung wirken konnte. „Das ſpäte Auffinden eines neuen großen 
Gedankens“, jchreibt AR. von Mohl?, „und die langjame Anerkennung 
desjelben von der bejtehenden Wifjenjchaft tritt gerade in unferer Zeit 
in einem höchit auffallenden Beifpiel in die Erſcheinung. Es iſt dies 
der Fall Hinfichtlich des Gedanfens und der Lehre von der Gejelljchaft.“ 





ı Die Bolfawirtichaft und ihr Verhältnis zu Gejellichaft und Staat, 1864. 
> Bal. Huth, Soziale und individualiftiiche Auffaſſung im 18. Jahrhundert, 
vornehmlich bei Ad. Smith und Fergujon, 1907; Günsberg, Die Gejellichaftz- 
und Staatzlehre der Phyfiofraten, 1907, insbeſ. 2. u. 3. Kap. 
Geſellſchaftswiſſenſchaften und Staatswijjenichaften, in Zeitjchrift für die ge— 
jamte Staatswijjenjchaft, 1851. ©. 7. 
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Bon den griechiichen Philoſophen und Gefchichtichreibern an riß die 
Reihe derer nicht ab, die den Staatsbegriff erfaßten, die Literatur tft 
faum überjehbar. Und jett trete auf einmal etwas völlig Neues auf. 
Während früher alle Verbeſſerungswünſche fich faſt ausfchließlich auf den 
Staat bezogen und auch untergeordnete Änderungen in der Staatsordnung 
mit Spannung verfolgt wurden, werden jeßt Verbeſſerungen der Ge- 
jellichaft gefordert, der Staat iſt nur als Folge davon oder als 
Machtmittel von Bedeutung. Verfaffungsfragen haben nicht mehr das 
frühere Intereſſe. „Die Frage, ob Königtum oder Volksherrſchaft, wird 
da vielleicht mit Gleichgültigfeit beiprochen, wo ‚das Recht auf Arbeit‘ 
das Medujenhaupt ijt“. Er rühmt darum Stein, weil er „einer der 
eriten war, welche den Begriff der Gejellichaft wifjenjchaftlich zu be— 
gründen verjuchten” !, Es iſt ihm unbegreiflich, daß nicht wenigjtens die 
Politiſche Okonomie zur vollen Anerkennung der Gejellichaft und einer 
eigenen Gejellichaftsmwifjenichaft führte. Behandelte doch die Volks— 
wirtjchaftslehre die wirtjchaftlichen Fragen außerhalb des Staates, aber 
in der Vorausfegung eines geordneten menfchlichen Verkehrs. „Sobald 
ein eigenes gejelljchaftliches Leben erfannt war, war auch die Bedeutung 
und die logische Stellung diefer Wifjenjchaft Kar, ohne dieſe aber und 
bei SFeithaltung der herfümmlichen Auffaffung von Staat und Staats» 
wiſſenſchaft war feine folgerichtige Einteilung möglich” ?. Es it ein Ver— 
dienit der Sozialiften und der jozialiftifchen Literatur, die Aufmerkſamkeit 
der Wiſſenſchaft auf die gejellichaftlichen Erſcheinungen gelenkt zu haben. 
„Jemand iſt 3. B. mehr, welcher wähnt, die ganzen Verhältniffe und 
die volle Bedeutung der fabrifarbeitenden Bevölferung zu begreifen, wenn 
er fich über den landesüblichen Mietvertrag und dejjen etwaige nähere 
Beitimmungen für die Fabriken und anderjeitS über die Teilnahme der 
Arbeiter am Wahlrecht zu der Ständeverfammlung, über ihre Abgaben 
und ihr gejeßliches Heimatsrecht unterrichtet hat. Wir wiſſen jetzt alle, 
daß der dieſen Millionen gemeinſame Zuftand auch bei ihnen und zwar 
weit über die Grenzen des einzelnen Staates hinaus eine Gemeinjchaftlich- 
feit der Lebensmweije, der Lebensanfchauungen, der Intereſſen, der Leiden- 
ichaften, eine Übereinjtimmung in Sitten und Laftern, ein gleiches Ver— 
halten gegen andere Lebenskreife im Volke erzeugt hat. Wir wiſſen jeßt 
alle, daß durch dieje jo weit verbreitete Gigentümlichkeit ein ganz neues 
Element in das öffentliche Leben gekommen ift, zum größten Teil unjelig in 
allen jeinen Beziehungen und Folgen für die Nichtbeteiligten und unfelig 





ı Gejchichte und Literatur der Staatswifjenjchaften, 3. Bd. 1858, ©. 326. 
2 Gejellichaftzwiffenichaften und Staatswifjenfchaften, ©. 14/15. 
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für die anderen; wie e8 aber immer jei, ganz unabhängig von der Staats— 
form und nur ganz äußerlich bis jet erreichbar von den Staatsgejegen“ !. 

So wie Mohl wurteilten auch andere angejehene Schriftiteller. 
W. H. Riehl ſchreibt: „Jedes Zeitalter findet ein paar große Wahrheiten, 
ein paarall gemeine Süße, mit denen es fich jeine eigene Welt erobert. Ein 
jolcher Sat neben anderen ift für unjere Epoche darin gefunden, daß die 
‚bürgerliche Gejellichaft‘ durchaus nicht gleichbedeutend mit der ‚politifchen 
Gejellichaft‘, daß der Begriff der ‚Gejelljchaft‘ im engeren Sinne, jo 
oft er tatfächlich hinüberleiten mag zum Begriff des Staates, doch theoretijch 
von ihm zu trennen it.“ ? Dieſe Auffafjung iſt von vielen Schriftitellern 
übernommen mworden?, von nun an gilt die Gejellichaft als ein eigener, 
fein bejonderes Leben Lebender Organismus. Man erkennt auch jeine 
Vielgeitaltigkeit, it aber vor allem gefejjelt von den gemwaltjamen Ver— 
änderungen im Kreife der Wirtfchaft und wird fich bewußt der Rück— 
wirfungen, welche von hier aus fich für die Gejamtgeitaltung des menjch- 
Yichen Lebens in Necht, Sitte, Staat ergeben. Daher erwedt die Ge- 
jellichaft vor allem als Produkt wirtjchaftlicher Tatjachen die Auf- 
merkſamkeit. Mohl hat dem jchon 1840 Ausdrucd gegeben und jeither 
fehrt die Auffafjung immer wieder, daß die politifche Bewegung gegenüber 
der durch die wirtjchaftlichen Gegenſätze hervorgerufenen jozialen zurück— 
treten werde. Stein hatte angenommen, daß die Zeit vein politijcher 
Bewegungen in Frankreich vorbei jei. „Wie ſich am Ende des vorigen 


ı MoHL Hatte übrigens diefe Anfichten jchon 1840 in feiner Beiprechung des 
Cours de droit naturel von Ahrens in den Heidelberger Jahrbüchern (Jahrg. 1840) 
ausgejprochen: „Man wird nach und nach begreifen, daß die Lehren über die Art 
und Weiſe der Einrichtung der Staatsgewalt und ihrer Organe nur Kinderjpiel find 
im DBergleich mit den Grundfäßen, welche eine völlig neue Organijation der ganzen 
bürgerlichen Gejellichaft, eine ganz neue Stellung der Menjchen zueinander zur Folge 
haben müfjen, wenn fie ing Leben treten” (S. 490). „50—60 Jahre haben Hin- 
gereicht, die Millionen von Fabrifarbeitern zu erzeugen und im Innerſten zu 
forrumpieren ; eine kürzere Zeit kann hinreichen, fie den übrigen Elementen der Ge- 
jellichaft in gejchloffenen Schlachthaufen gegenüberzuftellen.” „Jede Stimme, welche fich 
erhebt zur Bekämpfung diefer tief unfittlichen und materiell höchit gefährlichen Folgen 
unjerer Konfurrenz-Nationalöfonomie, ift ala eine Wohltat anzuerkennen“ (©. 501). 

2 Die Naturgejchichte des Volkes als Grundlage einer deutichen Sozialpolitif, 
2. Bd. Die bürgerliche Gejellichaft, 1851, ©. 4. 

3 Ich verweife auf die folgenden Schriften: Fröbel, Soziale Politik, 1847; 
Hasner, Das Verhältnis der jozialen zur Staatötheorie, in Haimerls Magazin 
für Rechts- und Staatswiſſenſchaft, 1850 (Hasner hat den Begriff der Gejellichaft 
verwertet in jeiner YFilojofie des Nechts, ©. SLff., und im Syſtem der Politifchen 
Ökonomie, 1. Bd., 1860, ©. 22); Heysler, Die Gejellfchaft und ihre Stellung im 
Syſtem des Rechte, ebenda; Widmann, Geſetze der fozialen Bewegung, 1851; 
Mundt, Die Geichichte der Gejelljchaft, 2. Aufl., 1856. 
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Jahrhunderts ein Stand des Volles gegen den Staat empörte, jo finnt 
jeßt eine Klaffe desjelben darauf, die Geſellſchaft umzumälzen und 
die nächite Revolution kann ſchon jet nur eine ſoziale ſein.“ Mohl 
und Riehl haben diejen Gedanken für Deutjchland übernommen ?. 

„Es iſt darum jehr erflärlich, daß die Geſellſchaftswiſſenſchaft fait 
ausschließlich als Sozialöfonomie zum Erſcheinen fommt. Sie wäre 
weniger, wenn fie mehr fein wollte. Der Gegenſatz von arm und reich 
it es nun einmal, der vor jedem anderen die heutige Gejellichaft 
ſpaltet . . .“ „Darin beiteht troß aller Ginfeitigfeiten und Verirrungen 
das Hauptverdienit der eigentlichen Sozialiften, daß fie nicht bloß im 
Sinne früherer VBolfsmwirtjchaftslehrer den Tatjachenverlauf der Erzeugung 
und Verteilung der Güter ins Auge gefaßt haben, jondern mehr noch 
die perfünliche Seite des Güterlebens oder den Menſchen 
und darum die Nücwirkung aller VBerhältniffe der Arbeit und des Er— 
werbes auf die öfonomifchen und moralischen Zuftände der arbeitenden 
Bevölkerung.” Mit diefen Worten hat Schulz3-Bodmer? den Punkt 
richtig bezeichnet, in dem die Nationalöfonomie für ihren Bereich die 
Konjequenzen aus der neuen Erkenntnis ziehen mußte. Es war das 
Gebiet ihrer Forjchung erweitert worden, indem jie genötigt war, den 
Tatjachen der wirtjchaftlichen Zustände eine größere Aufmerkſamkeit zu— 
zuwenden al3 bisher, und es war ihr ein neuer Gefichtspunft der Be- 
trachtung aufgezwungen worden. Sobald der Menſch mit jeinem Be— 
gehren, jeiner Perjönlichfeit und ihrer der Idee nach unendlichen Ent- 








! Sozialismus und Kommunismus, 1842, Vorrede. 

2 Riehl: „Die joziale Revolution wartet auf ihren Luther, über deſſen Theſen 
die berühmten Entwürfe eines deutjchen Verfaſſungswerkes vergefjen werden... In 
unjeren politiichen Kämpfen ift heute oder morgen ein Waffenftillftand möglich; in 
den jozialen wird fein Waffenftillftand, gejchweige denn ein Frieden eintreten können, 
bi3 längft über unjerem und unferer Enfel Grab Gras gewachjen ift.” Die bürger- 
liche Gejellichaft, ©. 4. 

3 Art. Communismus im Rotted-Welderichen Staatäleriton, 3. Aufl., 1859, 
©. 678. Stein drüdte den gleichen Gedanken, daß die Nationalökonomie den 
Menſchen in den Vordergrund ftellen müffe, jo aus, dab er jagte, die National» 
öfonomie habe bisher nur „das Verhalten der Gefeße des Güterlebens zum Einzelnen 
und jeiner Wohlfahrt gänzlich vernachläffigt; fie hat das individuelle Leben dem 
Leben des Ganzen unbedingt untergeordnet und ift aus der Betrachtung diejes Ganzen 
nie zu der de3 Individuums herabgeftiegen, auß dem doch das Ganze befteht.“ 
Diefem Mangel der bisherigen Nationalöfonomie werde der Sozialismus nicht ab- 
helfen, aber er werde die Veranlaſſung jein, daß ihm abgeholfen werde, dadurch, daß 
die Nationalökonomie eine neue Wiſſenſchaft begründen werde, deren Objekt die 
individuelle Wohlfahrt in der Gemeinschaft jei, die Wiſſenſchaft der Geſellſchaft. 
Sozialismus und Kommunismus, 2. Aufl., ©. 212. 
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wiclungsmöglichkeit in den Mittelpunkt der Betrachtung gejtellt war, war 
von ſelbſt auch die Rechtsordnung als die die Perjönlichkeit ſchützende und 
beichränfende Macht zur Prüfung geitellt. Hand in Hand mit den Er- 
Örterungen über das Weſen der Gejellichaft gehen daher vechtsphilojophijche 
Unterjuchungen. 


III. 


Durch die hiſtoriſche Schule der Rechtswiſſenſchaft hatte man gelernt, 
das Necht als das Produkt des ganzen Lebens des Volkes zu ertennen. 
Mie die Sprache, die Sitte, entjteht es nicht durch Willkür und Reflexion, 
es ift nicht eine bewußte Schöpfung der Menjchen, jondern ein gejchichtlich 
gewordenes Organ, ein Glied des gejamten Volfslebens, das nur im 
engen Zujammenhange mit dem ganzen nationalen Leben des Volkes er- 
faßt werden fann. So wertvoll diefe objektive Auffafjung des Rechtes 
gegenüber der individualiftiichen Auffaffung der früheren Naturrechtslehre 
war, jo konnte fie doch nicht vollftändig befriedigen, weil fie die Tatjache 
der bewußten Fortbildung des Nechtes auf den höheren Kulturjtufen nicht 
beachtete und keinerlei Maßſtab für die Kritif und Fortentwiclung des 
beitehenden Rechtes gab. Nun zeigte gerade die joziale Beweguug, daß 
in großen Teilen des Volkes beftehendes Recht als Unrecht empfunden 
und feine Abänderung gefordert wurde aus dem Verlangen heraus, Die 
Perſönlichkeit zu entfalten, die Menfchenwürde unabhängig von Belit und 
Reichtum zur Geltung zu bringen. Das, was Rechtens jein joll, kann 
nicht allein aus der gefchichtlichen Erfahrung heraus bejtimmt werden, 
in ihre wirkt zugleich ein dauerndes Element, das Verlangen der Menjchen 
nach dem Gerechten, nach der Verwirklichung eines durch das Wejen der 
menschlichen Berfönlichkeit und die ihr zugedachte endliche Beſtimmung ge- 
italteten Prinzips. Das Recht ftellt fich immer dar als eine Bedingung 
der Lebensbetätigung des Einzelnen, die aber aus der Gemeinjchaft der 
Menſchen, aus ihren gegenjeitigen Beziehungen, aus der Begrenztheit der 
Güterwelt entjpringt und die Beziehungen der Menjchen unter fich und 
zu den Sachgütern unter eine Ordnung ftellt, welche die Verwirklichung 
der einzelnen Lebenszwece wie jener der menschlichen Gejellichaft ficher 
stellen joll. Der Menjch iſt daher von der Rechtsphilofophie nicht bloß 
al3 eine Einzelperfon, jondern als Teil eines Kolleftivlebens zu erfafjen 
und das Recht hat feine Stellung darin nicht bloß formal, jondern in- 
haltlich zu beitimmen. Von jolchen Gefichtspunften ausgehend, hat jchon 
Hugo! die Anficht ausgeiprochen, daß das Privateigentum der Natur 





1 Naturrecht, 2. Aufl., 1799, ©. 236 ff. 
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des Menjchen widerfpräche, daß zulegt das Privatrecht im öffentlichen 
Necht gänzlich aufgehen werde. Bertieft wurde die joziale Auffafjung 
des Nechtes durch KR. Chr. Fr. Krauſe! und vor allem durch deſſen 
Schüler Ahrens und Röder. Insbeſondere Ahrens hat der heutigen 
jozialpolitifchen Auffafjung der Gejellichaft Bahn gebrochen, indem er die 
grundlegenden Tatjachen, die bürgerliche Gleichheit, Freiheit, das Eigen- 
tum, die Ajjoziation, den Staat und fein Verhältnis zur Gefellichaft und 
zu den einzelnen unter einem einheitlichen, von dem Gedanken an das 
Wohl aller beherrjchten Gefichtspunfte betrachtete. Seine Nechtsphilofophie 
fann geradezu als eine Grundlegung der Sozialpolitif bezeichnet werden ?. 
Er wendet gegen die früheren vechtsphilofophiichen Theorien ein, daß bei 
ihnen allen der Wille, ſei es als individueller Wille des einzelnen, jei 
es der in Gemohnheit, Sitte hervortretende gleichmäßige Wille einer 
Mehrzahl, jei es der angenommene, doch immer von Menfchen inter- 
pretierte Wille Gottes der Ausgangspunkt der Beitimmung des Rechtes 
war, daß aber ein den Willen normierendes, zu Necht bejtimmendes 
oberites Prinzip von feinem früheren Syſteme gegeben "war. Das 
MWillensprinzip habe allerdings ein Gutes gehabt, die Forderung, daß 
der menschlichen Berfönlichkeit die Freiheit gewahrt werde. Diejes Prinzip 
fann nicht mehr unterdrückt werden. Aber es fann nicht das oberite, 
(eitende jein, weil es in fich jelbit feine Negel und Nichtung enthält 
und alles der Willkür des einzelnen überläßt. Im Begriff des Rechtes 
ift aber vor allem eine objektive Sachgemäßheit ausgedrückt, es muß in 
eine Beziehung zu einem mejentlich Objektiven gejeßt werden können. 
Das Recht muß daher in einer bejonderen Art der objektiven, jach- 
gemäßen Ordnung der Lebensverhältnifje gefucht werden, deren Erforſchung 
eine Aufgabe des Denkens und Grfennens, deren richtige und gerechte Ge- 
italtung und Entwicklung eine Anforderung an den Willen ijt?. 

Die Rechtsideen, welche die Menjchen am ftärkiten bewegen und von 
deren Verwirklichung in der Nechtsordnung das Maß der Entwiclung 
der Perſönlichkeit abhängig iſt, find die der Gleichheit und Freiheit der 
Perſon und die des Eigentums. „Die Gleichheit ijt eine Idee und eine 
Empfindung, welche alle Ideen und Empfindungen des Menſchen in feinen 
fozialen Verhältniffen beherrichen und um ihn jene Atmojphäre von 
Sympathie verbreiten joll, welche für die Menſchen überhaupt die Be- 
dingung des ihnen nötigen gegenjeitigen Helfens und Beijtehens iſt.“ Alle 
ı Abriß der Philofophie des Rechtes, 1828. 

2 Bal. die oben Anm. 1 ©. 7 angegebenen Schriften von Ahrens. 
’ Nechtsphilofophie, 4. Aufl., Einl., 6. Kap. 
Feitgabe. Band II. 0.9! 


DD, 


1 Eugen von PBhilippovich. 


00 


Menſchen ſind durch die Bande der Solidarität miteinander verknüpft. 
Überall, wo die Gleichheit zur Regel gemacht werden kann, ohne das 
individuelle und perjönliche Element zu zeritören, habe fie ein von der 
Vernunft unzweifelhaft anerkanntes Necht auf den Vorrang. Dagegen 
bedeute die von den Sozialijten verlangte materielle Gleichheit eine Un- 
möglichkeit, fie jege die vollitändige Hingabe der individuellen Freiheit 
an die mechanische Negel des Staates oder der Gejellichaft voraus und 
müfje doch eine Ungleichheit im Genuffe zur Folge haben, da die Be- 
dürfniffe dev Menjchen verjchieden jeien. Aus jenem Prinzip der Gleich- 
heit folgt die Forderung, daß das Recht für alle Menjchen gleichermweije 
die Bedingungen heritelle, welche es jedem möglich machen, daß er als 
Menſch leben und fich in jeinen Anlagen jelbittätig entwiceln fünne, aljo 
ein Recht auf Unterricht, Erziehung, auf die Möglichkeit, durch eigene 
Tätigkeit die materiellen und geiftigen Mittel zur weiteren Ausbildung 
zu erwerben, bei Kindern und Gebrechlichen ein Recht auf Hilfe und 
Unterjtüßung durch die Gemeinde, den Staat oder bejondere Zweck— 
gejellfchaften als den Nepräfentanten dev Gemeinschaft. Das Prinzip 
der Gleichheit fordert die Gleichheit der Würde aller Berufstätigfeiten, 
feine Vorrechte, Keine willfürlichen, äußerlichen Unterjchtede, welche einen 
Beruf über den anderen heben würden, aber anderjeit3 find die aus der 
Berjchiedenheit der Zwecke, der natürlichen Momente, der Anwendung der 
Anlagen hervorgehenden Ungleichheiten anzueriennen. Dagegen müßten 
die auf Unmifjenheit, Unterdrückung, Ungerechtigkeit ruhenden Ungleich- 
heiten verſchwinden. Die Menfchheit habe drei Stufen der Ungleichheit 
durchlaufen: das Kaſtenweſen, die Sklaverei, daS Lehenwejen, und erlebe 
nun die vierte, den Pauperismus. Diejer Tann angejehen werden „als 
die legte Form der Ungleichheit der Menjchen, ein Exbteil, welches die 
Ungerechtigkeit und die mangelhafte Organijation der Vergangenheit der 
modernen Gejellichaft hinterlaffen hat“. Die Vernunft werde nicht ruhen, 
bis das Recht aller Menjchen auf die Mittel der Eriftenz und Entwicklung 
anerkannt ift!. „Unmöglich Tann ein Zuftand der Gejelljchaft von Dauer 
fein, in welchem ein Teil im Überfluffe lebt und feine Reichtümer nicht 
einmal auf würdige Weife zu genießen weiß, während eine andere 
Menfchenklaffe, durch das Elend niedergebeugt und von Sorgen gequält, 
fich in einer Lage fortjchleppt, die fie dem Tiere nahebringt, eine niedrige 
Gefinnung und ungezügelte Leidenjchaften nährt und eine dauernde Duelle 
von Lafter und Verbrechen ift. Es iſt ungerecht, wenn Menfchen mit 
dem beiten Willen, mit dem eifrigiten Wunſche, fich durch Arbeit zu er- 


ı Rechtsphilojophie, 2. Ausgabe, ©. 185. 
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nähren, unter einer unglücklichen, unflugen und mangelhaften Organifation 
der Gejellichaft erliegen und deshalb hat der Staat, als Verwalter der 
Gerechtigkeit, hier die unmittelbaren und mittelbaren Maßregeln zu treffen, 
um ihnen wenigjtens die wejentlichen phyſiſchen und moralifchen Be- 
dingungen einer menjchlichen Griftenz zu fichern und nicht ferner die 
Menjchheit gegen alle Grundſätze der Religion, Moral und Gerechtigkeit, 
in einer zunehmenden Zahl ihrer Mitglieder beleidigen zu lafjen.“ ! 

Die zweite, in der Berjönlichkeit enthaltene Eigenfchaft ift die Frei- 
heit, d. i. daS Vermögen, vernunftgemäß über die verfchiedenen Mittel 
der Entwicklung zu verfügen, welche uns in den Stand jegen, in der 
allgemeinen Ordnung der Dinge den Zweck unferes Dafeins zu erreichen. 
Während auf der eriten Stufe der Menjchheitsentwiclung die Auffaſſung 
der Freiheit darin bejteht, den finnlichen Trieben zu folgen, läßt fich in 
höher entmwicelten Berioden der Menfch durch den Verftand leiten. Er 
ſchätzt dann die Vorteile oder Nachteile einer Handlung nach dem perjün- 
lichen Intereſſe. Bei diejer Auffaſſung der Freiheit „ſieht jeder nur ich 
als Zweck an und anitatt fich als ein bejonderes Glied in dem großen 
wirtjchaftlichen Körper zu erfaſſen, ift ein jeder verjucht, ſich als den 
Mittelpunft, als das Herz, zu dem jede joziale Tätigkeit hinftreben 
muß, zu betrachten”. Er fieht in der ſozialen Ordnung nicht eine wejent- 
liche Bedingung der Eriltenz der Gejellfchaft, jondern ein Hindernis jeiner 
Freiheit, jede joziale Einheit ift ihm ein Übel. So wird die Freiheit 
für ihn zur Forderung im Intereſſe der abjtraften Individualität. Diefer 
Zuitand der abjtraften und individualiftifchen Freiheit charakterifiere die 
jegige Gejellichaft. Er habe viel Gutes gejchaffen durch die Entfeſſelung 
des MWetteifers, aber man fange jet an, ihre Nachteile zu begreifen und 
das Bedürfnis nach einer Organifation zu fühlen, in der die perjönliche 
Freiheit jich mit dem Nechte aller bejjer in Einklang ſetzt. Dieje Stufe 
der vernünftigen, harmonifchen, organijchen Freiheit werde erreicht jein, 
„wenn man die Überzeugung gewinnt, daß die Gefellfchaft fein Aggregat 
von einzelnen ijt, das millfürlich gejchaffen, unter den Gejegen des 
individuellen Beliebens jteht, jondern ein organijches Ganzes bildet, in 
welchem die bejonderen Glieder durch ein höheres Lebensprinzip verfnüpft 
find, und wenn der Menſch die Gejamtheit der Zwecke, welche ihm durch 
jeine Vernunft vorgejchrieben find und welche ex vermöge feiner Freiheit 
in der Gemeinjchaft erreichen will, erfannt hat“. Dann wird die Freiheit 
als das Mittel begriffen, welches ſtets zu einem vernünftigen Zwecke 
angewendet werden ſoll, dann gibt es eine innige Solidarität zwijchen 








1 Ebenda ©. 186. 
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allen Teilen. Diefe harmonifche Freiheit muß die Gejellichaft von den 
Mißbräuchen der abjtraften Freiheit befreien, „und an die Stelle der 
Rivalität und Konkurrenz eine wahrhafte Organijation aller Gebiete 
menjchlicher Tätigkeit jegen, in welcher die Rechte der Perſönlichkeit mit 
den höheren Gefegen, welche die Anwendung gemeinjchaftlicher Be— 
dingungen und Mittel zur Erreichung der Beitimmung aller ordnen, in 
Einklang jtehen“ !. 

Die dritte Grundmwejenheit des Menfchen iſt die Fähigkeit, fich mit 
jeinesgleichen für alle vernünftigen Zwecke des menfchlichen Lebens zu 
verbinden, die Aſſoziationsfähigkeit. Sie ruht teils auf natür- 
fichen Inſtinkten, teil3 auf Überlegungen des DVerftandes, teils auf der 
zur harmonischen Organifation ftrebenden Vernunft. Die auf verjtändiger 
Reflexion ruhenden Verbände breiten fich inSbejondere im Syſtem der 
individualiftifchen Freiheit aus, fie gehen aus der Berechnung und Er— 
fenntnis der Vorteile hervor, melche fie den Einzelinterefjen gewähren, 
fie beruhen daher auf dem Gigennuß und fördern die jelbitjüchtigen Triebe. 
Sie wirken daher nicht ausgleichend, jondern die Gegenſätze verjchärfend, 
die Ungleichheiten vergrößernd. Das wahre Bedürfnis dev Gegenwart 
it daher das, nach Mitteln und Wegen zu juchen, „um aus diejem 
Stande der Oppofition, des Kampfes und der Konkurrenz herauszulommen 
und alle Bedürfniffe und fozialen Glemente nach den Prinzipien der 
Nebenordnung und Harmonie zu organifieren“?. Die menjchliche Ge— 
jellichaft jollte nach allen Hauptlebenszweden und nach den Stufen der 
Perſönlichkeit in ebenfoviel befondere Organismen fich gejtalten, die unter- 
einander verbunden und durch den Staat in ihren rechtlichen Beziehungen 
geordnet find. Immer aber müſſe die Perfönlichkeit und Freiheit die 
Grundlage bleiben, das gejellfchaftliche Band dürfe fie wohl begrenzen 
und in ihrer Betätigung auf den gejellichaftlichen Zweck richten, müſſe 
fie aber in ihrer Gigentümlichkeit achten und jedem müfjen die Beziehungen 
zu allen andern Lebensgebieten gefichert bleiben?. Die Aſſoziation bejteht 
aljo nicht darin, daß fie alle Zwecke und Intereſſen des: Einzelnen durch 
den Zweck und die Intereſſen der Gejellichaft vernichtet. „Die Afjoziation, 
welche den Individualismus ausschließt, iſt ebenjomweit vom Kommunismus 
entfernt.“ * | 

Die wichtigfte Konjequenz dieſer gejelljchaftlichen Auffaffung der 
Stellung des Einzelnen ift auf dem Gebiete des Eigentumsrechtes 


! NRechtsphilofophie, 4. Aufl., S. 389/390. 

* Nechtsphilofophie, 2. Ausg., S. 209. 

® Nechtsphilofophie, 4. Aufl., S. 407. 

* Nechtsphilojophie, 2. Ausg., ©. 219. 
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zu ziehen. Die Definitionen des Eigentums in den Gejegbüchern verleihen 
dem Eigentümer fait allgemein ein unbejchränftes und ausfchließliches Ge- 
brauchsrecht auf die ihm zugehörige Sache. Aber fie jehen fich denn doch 
genötigt, mannigfache Beſchränkungen aufzuitellen, die unbewußt die An- 
erfennung des Grundjages enthalten, daß das Eigentum vernünftigen 
Zwecken dienen müfje. In der Tat befteht das Eigentum aus zwei 
Elementen, einem perjönlichen und einem jozialen. Die Gejchichte lehrt 
uns, wie große joziale Ideen, wie neue Gedanken in der Moral, Religion, 
Politik das Eigentum notwendig modifizieren mußten. Das Gigentum 
ijt allerdings ein perjünliches, urjprüngliches, natürliches Necht eines jeden 
Menſchen, weil jeine phyſiſche und geijtige Entwicklung von der Verfügung 
über Sachgüter abhängt. Der Staat jehafft das Eigentum nicht, ev muß 
aber das zu Recht bejtehende Eigentum fichern, garantieren und die Aus— 
übung des Eigentumsrechtes ordnen. Denn es fann nicht unbejchränft 
jein und darf feinen gemeinjchädlichen Mißbrauch in fich jchließen. In 
der Art und in dem Maße diejer Bejchränfungen fpiegelt fich das jeweilige 
Verhältnis zwifchen dem Ginzelnen und dem Staat und der Gejfellichaft, 
e3 iſt nach dem Stande der Kultur verjchieden. Diejfes Recht der Ein- 
wirfung ijt eines der wichtigiten Mittel, die Gejellfchaft aus dem Zuftande 
des Individualismus und der Zerjplitterung herauszubringen, in welchem 
der Einzelne fich als unumjchränften Heren jeiner Handlungen und der 
von ihm bearbeiteten Sachen jieht und dabei die organischen Bande über- 
jieht, die ihn an das Gemeinweſen jchließen und ihm Pflichten auferlegen!. 

MoHl hat in feiner Beiprechung ? der eriten franzöfifchen Ausgabe 
der Ahrensichen Rechtsphilojophie prophezeit, daß das Buch in Frankreich 
und allen romanischen Staaten Epoche machen werde. In der Tat hat 
das Werk noch mehrere Auflagen erlebt und iſt in jechs Sprachen über- 
jeßt worden. Bon Deutjchland behauptete Mohl, daß hier „die meiften 
von denen, die das Naturrecht von Amts wegen betreiben, fich in dem ruhigen 
Beſitz der allein jelig machenden Kantſchen, Hegelichen und Stahljchen Lehren 
nicht irre machen laſſen werden.” Ohne Eindrud ift e8 aber doch auch hier 
nicht geblieben. Die deutjche Ausgabe hat fünf Auflagen erlebt und hat noch 
1870 neu erjcheinen fünnen, fie hat zweifellos auf die zeitgenöffischen 
jüngeren Nationalöfonomen eingewirtt?® und iſt noch in neuerer Zeit 
namentlich von Adolf Wagner beachtet worden*. An der Rechtsphilofophie 


ı Rechtsphilojophie, 2. Ausgabe insbeſ. ©. 266/369, 4. Aufl. Bel. Teil. Zweiter 
Abſchnitt. 
2 Heidelberger Jahrbücher, 1840, ©. 481—501. 
3 Siehe unten ©. 29, 31. 
* Grundlegung der politischen Ökonomie, 3. Aufl., I. Teil, 2. Halbbd., ©. 872 ff. 
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iſt vor allem Röder Kraufe und Ahrens gefolgt. Er bricht namentlich in 
der Behandlung der Eigentumsfrage in entjchiedener Weiſe mit den individua> 
liſtiſchen Vorjtellungen !, ohne jedoch die jozialiftijchen Ideen der Güter: 
verteilung anzunehmen. Wenn Bedürfniffe und Würdigfeit eines jeden 
Einzelnen genau ermittelt wären und ebenjo die beiden entjprechenden 
Mittel mit Rückſicht auf die Gejamtzahl der Bevölkerung, jo könnte das, 
was jedem gebührt, ihm von der Gejellichaft zugeteilt werden. In ein- 
fachen, überfichtlichen innigen Gemeinjchaftsverhältniffen hat man daher 
diejen Weg betreten (Sefuitenftaat in Paraguay, Agrargemeinjchaft der 
Germanen, Güterverteilung im alten Rom). Mit der Entwiclung der 
Völker wird indes eine gejellichaftliche Austeilung der Sachgüter auch 
unter den günftigiten Verhältnifjen kaum andeutungsmweife gejchehen können, 
da alle drei maßgebenden Momente, die Bedürfnifjfe, die Mittel dafür 
und die Zahl der Menjchen fich fortwährend verändern. Dies jcheint 
das heutige Syſtem zu rechtfertigen, in dem es jedem überlaffen ift, die 
Erzeugniſſe jeiner Arbeit zu verwerten und im freien Verkehr durch Verträge 
fich jeinen verdienten Lohn zu fichern. Aber man dürfe nicht vergeſſen, 
„daß außer der Arbeit auch das günstige oder ungünftige Geſchick, 
furz der Zufall ſowohl geradezu als mittelbar und zwar oft den ent- 
jcheidenften Einfluß ausübt auf die Verteilung der Sachgüter an die 
Einzelnen“. Dies tritt inSbefondere dann ins vechte Licht, wenn man 
bedenkt, daß der Erwerb von Sachgütern durch Arbeit und die Abhängigkeit 
der gejamten Güterverteilung von der Arbeit des Einzelnen doch noch von 
zwei Vorausſetzungen abhängig ift: „daß erſtens jeder Menjch zu arbeiten 
imfjtande wäre, wenn er anders will, und daß ferner das Vertrauen 
begründet wäre, es werde bei völlig freiem Walten aller individuellen 
Kräfte jede vorhandene Tätigkeit, jedes wahre Verdienſt jich auch ent- 
jprechende Anerkennung zu erringen wifjen. Beides aber läßt fich, wenn 
man nicht in Widerfpruch mit aller Erfahrung geraten will, höchitens 
als Regel behaupten, von der ihre Ausnahmen nur wenig übrig laſſen. 
Nur eine Folge hiervon ift unleugbar der jchneidende Gegenſatz, in den 
wir jo häufig die Austeilung der äußeren Güter — durch ihre übertriebene 
Anhäufung oder Zerfplitterung — mit dem Bedürfnis und der Würdigfeit, 
aljo mit dem Rechtsgrund alles Sacheigentums treten ſehen.“ Soll nicht 
dem blinden Zufall des Glücks und Unglüds völlig freies Spiel gegeben 
und defjen Entjcheidung mit türfifcher Ergebenheit hingenommen werden, 
jo darf man bei der SFeftitellung der Rechtsordnung für die Sachgüter 
(Beſitz, Erwerb, Verluft, Verbrauch) nicht vom Standpunkt des Einzelnen 

! Grundzüge des Naturrecht3 oder der Rechtsphilofophie, 1. Aufl., 1843, 2. Aufl., 
1860-1863, 2. Bd., 5. Hauptftüc. 
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ausgehen, jondern muß in alljeitiger Erwägung der wejentlichen Zwecke 
ſowohl des Ganzen wie der Glieder der Gejellichaft entjcheiden. „Das 
neben der Geltendmachung der eigenen Tüchtigfeit herlaufende berechnete 
Hinarbeiten der Eigenſucht auf das Verderben des Nächten durch alle 
möglichen jchlechten Künfte in der jogen. freien Mitbewerbung, aljo 
eigentlich der ganze ungenügende Grundjak und Mittelpunkt der jeßigen 
Volkswirtſchaftslehre, ijt jedenfalls von fittlicher, wie wahrhaft wirtfchaft- 
licher und rechtlicher Seite gleich bedenklich.“ Die Ergebniffe der heutigen 
vegellojen, fait bloß vom Zufall abhängigen Berteilung in der Gejellichaft 
können nicht jo bedeutend fein, wie bei gevegeltem organiſchem Zuſammen— 
wirken. Das Sondereigentum in jeiner heutigen übertriebenen Ausdehnung 
und Ausjchließlichkeit ift auf die Dauer unhaltbar. Es kann nur in 
weit geringerem Maße, als man heute gewöhnlich annimmt, für unbedingt 
notwendig gelten. Je mehr die Nechtseinficht, namentlich der allgemeinern 
und höheren Gejellichaftsbedürfnijje, mit der Bildung zunimmt, dejto 
mehr werden wir uns einer Ordnung des Eigentums nähern, welche durch 
Nechtsjchranfen einen jolchen Gebrauch verbürgt, der den Zwecken des 
Einzelnen und der Gejamtheit gemäß iſt, der den Güterverkehr erleichtert 
und fichert und die Gütererzeugung fürdert. Die einzelnen Normen einer 
jolchen Rechtsordnung müfjen den jeweiligen gefamten gegebenen Zuftänden 
eines bejtimmten- Staates angepaßt jein. 

Den Gedanten, das Necht auf die Erforjchung der gejellfchaftlichen 
Lebensverhältniffe zu gründen und ihm inhaltlich die Richtung auf die 
Sozialveform zu geben, haben auch Eiſenhart und Warnkönig ver 
treten. Die juriſtiſche Bildung bedarf einer jozialwifjenjchaftlichen Grund- 
lage, ruft Eiſenhart aus!. „Unfere Wiffenjchaft muß fich er— 
weitern zur Sozialmwiljenjchaft und die verjchiedenen Sphären ergänzender 
Gemeinschaften hereinziehen“, jchreibt Warnfönig von der Nechts- 
philojophie, zugleich macht er aber doch auch darauf aufmerkſam, daß fie 
nicht allein alle Aufgaben löſen fünne, die aus ihren Grundſätzen folgen. 
„Die Wiſſenſchaft hat aber die Mittel und Wege zu zeigen, wie den 
nachteiligen Wirfungen des Privateigentums vorgebeugt oder wie fie ver- 
mindert oder wieder aufgehoben werden fünnen. Sie muß zu diejem 
Behufe das juristifche Gebiet verlaffen und fich an die Ethik, die National- 
öfonomie, die Bolizei, ja jelbit an die SFinanzwiffenfchaft wenden, um 
Heilmittel für die durch die Strenge und Unerbittlichteit des Privatrechts 
notwendig erzeugten jozialen Gebrechen zu finden“ ?, 

1Philoſophie des Staates oder allgemeine Sozialtheorie, 1843, Vorrede. 

? Die gegenwärtige Aufgabe der Nechtsphilojophie, in Zeitichr. f. gei. Staatsw. 
1851, ©. 257, 280. 
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IV. 

Der Einfluß, den die aufgezeigten rechtsphilojophiichen Gedanken 
auf die Nationalöfonomen ausgeübt haben, läßt ſich nur in einzelnen 
Fällen direkt nachweiſen, er iſt aber zweifellos nicht gering gemwejen 
und im Ganzen jener Auffaſſung der ökonomischen Wiſſenſchaft zu erkennen, 
welche ſich jelbit die hiftorijch-ethifche genannt hat. Die joziale 
Bewegung, die Grörterungen über die Gejellfchaft, die rechtsphilojophijchen 
Unterfuchungen zeigten eine Fülle von Lebenserjcheinungen, die mit den 
volkswirtſchaftlichen Tatjachen zufammenhängen und von der bisherigen 
Nationalöfonomie nicht zu erfaffen waren. Als Theorie war fie eine 
bloße „Arithmetif des Egoismus“, eine ökonomische Logik (Treitſchke), 
deren Unzulänglichfeit zur Grfaffung der empirischen Wirklichkeit des 
wirtschaftlichen Lebens durch die Wahrnehmung des fompleren Ganzen 
der Gejellfchaft erwiefen war; als Politik war fie efleftifch, entbehrte ſie 
einer prinzipiellen Ginheit. Der unvollfommene Zuftand der National- 
öfonomie ift von vielen empfunden und auch ausgejprochen worden! Bon 
den einen werden die Nationalöfonomen gedrängt, ihre Wiſſenſchaft zur 
Gejellfchaftswiffenfchaft zu erweitern, von andern dazu, ihre Grund— 
auffafjung vom wirtjchaftenden Menjchen zu ändern, ihn in jeiner ganzen 
fittlichen Berfünlichkeit zu erfaſſen und feine wirtjchaftliche Betätigung im 
wirklichen gefchichtlichen Leben im Zufammenhange mit allen andern 
Seiten des gejellichaftlichen Lebens zu erforichen. Die Berücjichtigung 
der Ethik, der Politik, der gefchichtlichen individuellen Grjcheinungsform 
der Volkswirtſchaft und ihrer Entwiclung durch die Wirtjchaftswiljen- 
ichaften ergab fich zweifellos als notwendige Folge aus dem ganzen Tat- 
ſachen- und Gedanfenfompler, den die Betrachtung der Wirtjchaft unter 
dem Gefichtspunft der Gejellfchaft der Wiſſenſchaft vorlegte. ine un— 
mittelbare Bezugnahme auf einzelne Schriftiteller mußte dabei nicht not- 
wendig erfolgen, aber wir dürfen die innere, fachliche Verbindung zwijchen 
der ethifchen und hiſtoriſchen Nichtung der Nationalökonomie und jener 
oben gefennzeichneten geiltigen Bewegung al3 eine zwingende anjehen. 


! Man val. die Urteile angefehener Gelehrter aus jener Zeit über den un— 
abgejchlojjenen, unvollendeten, ja verworrenen Zuftand der nationalöfonomijchen 
Wiſſenſchaft: Hildebrand, Gegenwart und Zukunft, 1848, ©. 4; Roſcher 
unten ©. 25 a. a. D.; Mohl oben ©. 5 Anm. 2 und Gejchichte und Literatur der 
Staatzwifjenjchaften, 1. Bd., 1855, ©. 118, 3. Bd., ©. 299 ff.; Treitſchke, Ge- 
ſellſchaftswiſſenſchaft, 1859, ©. 35 ff.; Schäffle, Der gegenwärtige Standpunft der 
wiſſenſchaftlichen Politik, in Deutjche Vierteljahrsſchrift, 1861, 2. Heft, S. 13; 
Derfelbe, Menjch und Gut in der Volkswirtſchaft, 1861, 4. Heft, ©. 232. 
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Es ijt dies bezüglich des Hiftorismus vor kurzem von Othmar Spann 
mit Recht hervorgehoben worden. Er macht darauf aufmerffam!, daß 
der Streit der hiſtoriſchen Schule gegen die älteren Syſtematiker damit 
beginnt, den bisherigen Begriff der Wirtjchaft als eines Abjtraftums und 
überhaupt das bisherige Verhältnis der Sfolierung des Wirtfchaftlichen 
von den übrigen jtaatlichen und fozialen Erſcheinungen anzufechten. 
„Unfer Ziel it,“ jchreibt Roſcher?, „die Darftellung deſſen, was die 
Völker in wirtjchaftlicher Hinficht gedacht, gewollt und empfunden, was 
fie eritrebt und evreicht, warum fie es erſtrebt und warum fie es evreicht 
haben. Eine jolche Daritellung ift nur möglich im engjten Bunde mit 
den andern Wifjenjchaften vom Volksleben, insbejondere der Rechts-, 
Staat3- und Kulturgejchichte.“ Und in den Grundlagen der National- 
öfonomie betont er noch jtärfer, unter zuftimmender Berufung auf Ahrens, 
daß das Volksleben ein Ganzes ift, deſſen verjchiedenartige Außerungen 
im Innerſten zufammenhängen?. Die Volkswirtſchaft in ihrem Wandel und 
ihrer Entwicklung unter dem Einfluffe aller Kräfte des Volkslebens zu er— 
forjchen, ijt die Aufgabe der Volkswirtſchaftslehre. Dadurch wird man die 
relative Berechtigung aller Inſtitutionen aus den bejonderen Bedingungen 
der Völker und Kulturjtufen, in denen fie entitanden find, erkennen [lernen und 
wird lernen, „bei der geringiten einzelnen Handlung der Volkswirtſchafts— 
pflege immer das Ganze, nicht bloß der Bolfswirtjchaft, jondern des Volf3- 
(ebens.vor Augen” zu haben *. In einen unmittelbaren Zufammenhang mit 
der Gärung im gejellichaftlichen Leben, mit den Veränderungen in der Wirt- 
jchaftspolitif der Zeit und mit den daran fich anfchließenden Sozialtheorien 
bringt Bruno Hildebrand jeine Unterjuchungen, die „mitten in der 


ı Wirtichaft und Geſellſchaft, 1907, ©. 13 ff.,.136. Allerdings wäre e8 ivrig, 
anzunehmen, daß der Hiftorismus in der Nationalökonomie aus den Grörterungen 
über da3 Wejen der Gejellichaft entjprungen jei. Die maßgebenden Quellen 
diefer Auffafjung, insbejfondere die darin gelegene „uralte Reaktion deg Empiris— 
mu3 überhaupt und des hiſtoriſchen Empirismus insbejondere gegen die 
aprioriftiihe Spekulation in ftaatlichen Dingen“ hat C. Menger, Unterfuchungen 
über die Methode der Sozialwiljenichaften und der politifchen Ökonomie insbejondere, 
1883, IV. Bd., 3. Sap., aufgedekt. Hier ift nur zu zeigen, daß in derſelben 
Nihtung die neu auftauchenden gejellichaftswifjenichaftlichen Betrebungen wirfen 
mußten. 

2 Grundriß zu Vorlefungen über die Staatswirtichaft. Nach gejchichtlicher 
Methode, 1843, ©. IV; ebenjo in dem Auffaß: Der gegenwärtige Zuftand der 
wifjenjchaftlichen Nationalöfonomie und die notwendige Reform desjelben. Deutjche 
Dierteljahrsichrift, 1849, IL. 

3 Syſtem der VBolfswirtichaft, 1. Bd. Die Grundlagen der Nationaldfonomie, 
1. Aufl., 1854, $ 16. 

* Chenda $ 29. 
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Anarchie der herrfchenden Meinungen der Volkswirtjchaftslehre die richtige 
Bahn für die Zukunft aufjuchen“ fjollen!. Er wendet fich gegen den 
KRosmopolitismus, Atomismus, Materialismus der Smithſchen Schule, 
die die Vollswirtfchaftstehre nur als eine Naturlehre des Verkehrs auf- 
faßt, in der das Individuum als eine rein egoiſtiſche Kraft angenommen 
wird, aber ebenjo lehnt er die aprioriftiichen Konjtruftionen der Sozialiſten 
ab, welche zwar viele Schattenfeiten der gegebenen Wirtfchaftsorganifation 
richtig hervorheben, aber die im Laufe der gejchichtlichen Entwiclung 
erzielte und erzielbare allmähliche Vervollkommnung der Gefellichaft über- 
jehen. Die Wiffenjchaft der Nationalöfonomie erhält daher die Aufgabe, 
„ven nationalöfonomifchen Entwicklungsgang ſowohl der einzelnen Völker, 
als auch der ganzen Menjchheit von Stufe zu Stufe zu erforjchen und 
auf diefem Wege die Fundamente und den Bau der gegenwärtigen wirt- 
jchaftlichen Kultur, ſowie die Aufgabe zu erkennen, deren Löjung der 
Arbeit der lebenden Generation vorbehalten ift“ ?. Daß in dieſer Ent- 
wicklung nicht die Individuen allein, ſondern ihre organifierten Gejamtheiten 
als Nation und Staat die entjcheidende Rolle jpielen, das hatte jchon 
lange vorher Ad. Müller? und jeßt wieder Friedrich Lijt* betont. 
Die umfaffende Behandlung der gejchichtlichen Methode der National- 
öfonomie, welche Karl Knies gegeben hat?, dringt noch tiefer in die 
Zufammenhänge des Wirtjchaftlichen mit den übrigen Lebensäußerungen 
des Menjchen ein. „Das gejamte gejchichtliche Dajein eines Volkes gibt 
Hinmeife auf die gemeinfame Grundlage für die verjchiedenen Lebenskreife, 
und gerade deshalb, weil durch dieje ein einheitlicher Geift weht und das 
einzelne — wie von einem gemeinfamen Kreisring umfchlojfen — in 
einer Gejamtbewegung fich entwickelt, ift ein Vol etwas anderes, als 
eine beliebige Summe von einzelnen Individuen. Auch die wirtjchaftlichen 
Zuftände und Entwicklungen der Völker dürfen nur als ein mit dem ge— 
jamten Lebensorganismus Dderjelben eng verbundenes Glied angejehen 
werden. Die Volkswirtſchaft ift in Wirklichkeit nichts Iſoliertes, in fich 
Verjelbjtändigtes, fie ift die ökonomische Seite des einen Volfslebens.” ® 





m 


Die Nationalökonomie der Gegenwart und Zufunft, 1848. 

? Die gegenwärtige Aufgabe der Wiljenjchaft der Nationalökonomie, in Jahrb. 
f. Nat. u. Stat., 1863. 

® Elemente der Staatskunſt, 1809. 

* Das nationale Syſtem der politischen Skonomie, 1841. 
Die politiiche Ökonomie vom Standpunkte der geichichtlichen Methode, 1853, 
2. Aufl. (durch Zujäße vermehrt) unter dem Titel: Die politifche Ökonomie vom 
geichichtlichen Standpunkt, 1883. 

6 Ebenda ©. 141. 
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Dieje Einheit des wirklichen Lebens des Volkes ift von Stein, Ahrens, 
Diegel genügend betont worden!, nur Mohl gebraucht eine jchroffe 
Ausdrucksweiſe und erklärt den Staat für einen von der Gejelljchaft 
völlig gejchiedenen Lebenstreis?. In den methodologijchen Fragen, in 
der Syitembildung und begrifflichen Erfaffung der verjchiedenen Seiten 
des Volfslebens treten allerdings Unterjchiede hervor, die aber, folange 
es an einer Methodologie der Geijteswifjenichaften und insbejondere der 
Staatswifjenichaften fehlte, zuguniten der gejchichtlichen Methode wirken 
mußten, weil durch jte die Einheit des Objektes jcheinbar am vollfommenften 
gewahrt wurde. Diejes Bewußtjein wirkte insbejondere bei allen wirt— 
jchaftspolitifchen Fragen mit, für deren Löſung die gejchichtlichen 
GErfahrungstatjachen und Entwiclungsgejege eine fejte Grundlage zu geben 
jchienen ®, 

Fait alle jene Nationalöfonomen, welche der einfeitigen Betrachtung 
der Smithjchen Schule die volle empirische Wirklichkeit des menfchlichen 
Wollens und Handelns auf dem Gebiete der Wirtjchaft gegenüberftellten, 
betonten, daß das Unzureichende der herfümmlichen Lehre und ihr Un- 
genügen gegenüber den jtürmijchen Forderungen der Zeit nach Sozial 
reform auf der Beſchränkung beruhe, mit der fie die eigennüßigen Be— 
jtrebungen der Menſchen in der Wirtjchaft verfolge, jo daß fie zu einer 
Wiffenichaft der Habjucht und des Geizes werde, während doch in der 
Wirklichkeit die Menjchen bei ihrem mirtjchaftlichen Handeln auch dem 
Sittengeſetz unteritehen, von fittlichen Motiven angetrieben werden oder 
doch geleitet werden jollen. Die deutjche Gruppe der Smithjchen Schule 
hatte zwar niemals mit jener Einfeitigfeit wie die englifche und franzöfifche 
den Grundiat vertreten, daß der Einzelne in der Verfolgung jeiner eigenen 
Intereſſen auch dem Gemeinwohl nüge und hat durch die Abjonderung 
der Volfswirtjchaftspflege ein Gebiet bezeichnet, auf dem der Staat und 
der in ihm hHervortretende Gemeinfinn des Volkes die Wirtjchaft fittlichen 





ı Dal. z.B. Stein, Syftem der Staatswifjenjchaft, 1. Bd., 1852, ©. 23 die 
wirkliche Geftaltung des Lebens und die Wiffenichaft; Ahrens, Organiſche Staats— 
lehrte, 1850, ©. 73 ff.; Diebel, Die Volkswirtſchaft und ihr Verhältnis zu Ge- 
jellichaft und Staat, 1864, ©. 52. 

2 Gejchichte und Yiteratur der Staatöwifjenjchaften, 1. Bd., ©. 104. 

3 So inäbejondere betont von Roſcher a. a. D., Treitſchke, Geſellſchafts— 
wiſſenſchaft, ©. 45: „Aus den wirtjchaftlicheu Entwicdlungsgefegen des Völkerlebens, 
aus der Stellung, welche die öfonomijchen Zuftände in einer bejtimmten Zeit in 
dem gejamten Volksleben einnehmen, entipringen mit hiftorifcher Notwendigkeit die 
Grundjäße für die Einwirkung des Staates anf die Volkswirtſchaft“; Knies, 
Politiſche Ökonomie, III, 9. Kap.: Der Abjolutismus der Löjungen und das Prinzip 
der Relativität; Hildebrand a. a. D. 
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Prinzipien unterordnen. Aber „Eigennutz und Gemeinfinn können nicht 
als zwei gejchiedene Mächte in zwei getrennten Welten, jondern müfjen 
in der Wirklichkeit immer in jehr verjchiedenem und mwechjelndem Grade 
je nach der Moralität und Bildung eines Volfes mit und durcheinander 
wirken“ !. Das Objekt der Nationalökonomie könne daher auch nicht bloß 
das fein Eigenintereffe verfolgende Individuum, jondern nur der ganze 
Menſch als Berjönlichkeit, d. h. als dem Sittengejeß unterjtehende Perſon 
fein. Von älteren Nationalöfonomen hatte namentlich Ch. Schüz 
fonjequent diefen Gedanken vertreten, der der Nationalöfonomie die Auf- 
gabe zumies, die wirtjchaftliche Entwiclung eines Volles in ihrer Wechjel- 
wirkung mit jeinem gejamten fittlichen, bürgerlichen, politijchen Leben zu 
betrachten und aufzuzeigen, wie fie fich natürlicher und vernünftigerweife 
in der Zukunft geitalten wird?. Daß die menjchliche Natur nicht bloß 
auf egoiſtiſche Antriebe reagiere, jondern auch fittlichen Motiven folge, 
wird von dieſen Nationalöfonomen in derjelben Weife wie von den 
Nechtsphilojophen hervorgehoben. Wenn Röder jagt: „Die Behauptung, 
daß die Ausficht auf Erwerb von Sondereigentum der einzige Sporn 
menfchlicher Tätigkeit jei, enthält eine erfahrungswidrige Verleumdung 
der Menjchennatur” 3, jo fonnte er auf den Beifall diefer Nationalöfonomen 
rechnen. Insbeſondere Knies“ hat dann eine eingehendere Kritif des 
Dogmas vom unmwandelbaren Gigennuß des Menſchen vorgenommen und 
auf die Widerjprüche hingemwiefen, in welche Rau, Hermann und 
andere führende deutjche Nationalöfonomen geraten, wenn fie auf der 


ı Hildebrand, Die Nationalökonomie der Gegenwart und Zukunft, ©. 33. 
Ausführlicher vertritt er jpäter den Gedanken, dat die ökonomischen Handlungen 
auch den ethijchen Ideen und fittlichen Grundjägen unterworfen jeten, in dem Auf- 
fate über die gegenwärtige Aufgabe der Wiſſenſchaft in den Jahrb. f. Nat. u. 
Stat., 1863. 

2 ilber das fittliche Moment in der Volkswirtſchaftl. Zeitjchr. f. ge). Staatsw., 
1844, 1. Bd., ©. 132 ff.; Über das politifche Moment in der Volfswirtjchaft, ebenda 
©. 329 ff.; Über das Prinzip der Ordnung in der Volkswirtſchaft, ebenda 1845, 
©. 234; Über die fittlichen Urfachen der Armut und ihre Heilmittel, ebenda 1851. — 
Beachtensiwert find auch die Aufjäge, welche jpäter der Philoſoph Vorländer in 
der Zeitjchr. f. d. gef. Staatsw. veröffentlichte: Über die ethifche und foziale Be— 
deutung des WoHlitandes und Eigentums, 1855; Das Gejeß der Gerechtigkeit als 
Grundlage für die Beftimmung der Rechte der Individuen, 1856; Über das fittliche 
Prinzip der Volkswirtſchaft in Rückficht auf das foziale Problem, 1857; Über das 
ethiſche Prinzip der volfswirtichaftlichen Ronjumtion, 1858. Vorländer ſetzt ſich 
hierin mit vielen Gedanfen und Forderungen der Sozialiften in ganz allgemeiner, 
aber verjtändigen Weije augeinander. 

B Rechtsphilojophie, 1. Aufl., 1846, ©. 251. 

* Politiiche Ökonomie, II, 3. Kap. 
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einen Seite das Verhalten des Menfchen zu den Sachgütern als ein un- 
wandelbares erklären, weil es fich auf die egoiftifche Natur des Menfchen 
gründe, anderſeits aber dem Gemeinjinn und altruiftifchem Verhalten 
Einfluß auf die Wirtjchaft einräumen. Demgegenüber lehre die Beob- 
achtung des gejchichtlichen Lebens und das piychologifche Studium der 
Menichheit, daß der Selbiterhaltungstrieb des Einzelnen nicht im Wider- 
fpruche jtehe mit lebendigem Sinn für das Wohl des Andern und des 
Ganzen. Ganz in Übereinftimmung mit der vechtsphilofophifchen Anficht 
von Ahrens und Röder jchreibt er: „Die Geltendmachung des rückſichts— 
loſen Eigennuges in der ökonomiſchen Tätigkeit beruht nicht auf der 
Freiheit, jondern auf dem Fauftrecht, fie ift die Willfür an Stelle der 
politifchen und gejellfchaftlichen Freiheit“ und „der auf das Streben nach 
dem Eigenwohl in unjerem Sinne gejtellte Trieb der privatwirtjchaftlichen 
Tätigkeit ijt nicht nur nicht im Widerfpruch mit den fittlichen Geboten, 
er erfüllt für fich jelbit ein fittliches Gebot, und die Berücfichtigung und 
Förderung des Wohles des Nächiten und der Gemeinfinn braucht nicht 
wie etwas ihm Widerjprechendes hinzuzutreten, fie find im gejunden 
Menjchen an fich mit demjelben verbunden“ !, Neben dem Gemeinfinn 
trete der Sinn für Recht und Billigfeit hervor, er hat jeine Duelle „in 
dem fittlichen Gefühl für Gerechtigkeit“. „Auch hier handelt es fich um 
feine Fiktion, jondern um die Beachtung einer Tatjache, welche aus der 
fittlichen Natur und Entwidlung des Menfchen hervorgeht und den Verband 
der einzelnen Glieder des Gemeinwejens untereinander nur kräftigen kann“?. 
Der Fortjchritt der fittlichen Bildung, die Kräftigung der nationalen und 
politifch-gemeinfinnigen Triebe in den Völkern hat in diejen die Über: 
zeugung von der Unnatürlichfeit eines Zuftandes verbreitet, in welchem 
die einzelnen Angehörigen in ihrem wirtjchaftlichen Tun und Laffen nur 
auf fich jehen und von jeder Nückjicht auf einander entbunden jein jollen. 
Auch für die Volkswirtſchaft nur gute Wirkungen des Privategoismus 
fonnte die Wiſſenſchaft nur annehmen, jolange fie die möglichit große 
Gejamtproduftion als die alles beherrjchende Aufgabe der Volfswirtjchaft 
anjah. Anders dagegen jene Nationalöfonomie, welche ihre eifrigite 
Forſchung dem Gebiete der Verteilung der Güter und des Einkommens 
zumandte und die tatjächlich jich vollziehende Verteilung darauf hin prüfen 
will, ob diejelbe eine „gute“, eine „gerechte“, „jachgemäße” Verteilung 
ijt oder nicht. Hier werde ein moralifchepolitifcher Begriff zum Richtpunft 
der Theorie. Dieje tiefere Erfafjung des Weſens und Lebens eines 


Politiſche Ökonomie, ©. 239. 
2 Ebenda ©. 241. 
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Volkes habe die Erkenntnis des innigen Verbandes zwijchen allen Seiten 
und Außerungen des Volkslebens vorbereitet und die Einficht „in die 
Ubiquität des Zufammenhanges der Handlungen der Staatsgemwalt mit 
den wirtjchaftlichen Privattätigfeiten und Lebenskreiſen“ ermöglicht. Nicht 
nur der fittliche Wert der Einzelperjönlichkeit, jondern die fittlichen Grund- 
lagen der politifchen Ordnung der menjchlichen Gemeinjchaft itehen daher 
in Frage. 

Mit Energie find dieje Ideen von Schäffle vertreten worden, von 
dem wie von feinem andern Nationaldfonomen die rechtsphilofophiichen 
Gedanken der Zeit für die Betrachtung der wirtjchaftlichen Erjcheinungen 
und der Beziehungen des Staates zu ihnen verwertet worden find. Er 
verweilt darauf !, daß diejenigen, welche in neuejter Zeit den bedeutenditen 
Namen in der Weiterbildung der Nationalöfonomie erworben haben, teils, 
hervorragende, wenigſtens geachtete Vertreter der Moral- und Nechts- 
philojophie, teil Hiltorifer find. Aus andern, wejentlich ethiſchen Dis- 
ziplinen find neue Anfchauungen in die Nationalöfonomie geflofjen, die 
Neformanträge der Moral und Nechtsphilojophen, Theologen gegen die 
Nationalökonomie ruhen auf gerechtem Grunde. „Nicht das erworbene 
und zu erwerbende Gut, das Ehrema, jondern in Ermwerbung und 
Verwendung der Güter der Menſch muß in den Mittelpunkt der 
Nationalökonomie geitellt, als Ausgangs- und Zielpunkt alles Wirtjchaftens 
betrachtet werden. Und zwar ift das Lebtere nicht al3 ein Naturprozeß 
anzujehen, etwa vor fich gehend, wie der phyfiiche Prozeß des Atmens 
und des Blutumlaufs, fondern als ein Reich ethiſcher Betätigung, 
wobei der Menjch als ein Weſen erjcheint, welches mit bewußtem Willen 
neue Zwecke jeßt und eritrebt, als ein Reich der Kulturtätigkeit, nicht 
als Naturprozeß. In diefem Sinne verlangen fie eine ethifch-anthropologische, 
ftatt einer chrematiftifchen Nationalöfonomie?.” Die inneren Grenzen des 
Reichtums, der Größe der privaten und gejellfchaftlichen Gejchäftsbetriebe, 
die fittliche Nechtfertigung des Vermögens, feine Verteilung, die Berechtigung 
des Zinsrentneritandes, die Beiteuerung des Lebteren, dieje Fragen ge- 


Menſch und Gut in der Volkswirtſchaft. Deutiche DVierteljahrsichrift, 1861, 
4. Heft, ©. 232. 

? a.a.D. ©. 236. Später hat er den gleichen Gedanken folgendermaßen aus- 
gedrückt: „Die Frage, ob die Nationalökonomie die Würde einer ethischen Disziplin 
ſich beimefjen dürfe, ift überhaupt feine Frage der Methode. Der entjcheidende Punkt 
liegt darin, ob fie das ökonomische Volfsleben als ein Gebiet freitätigen Willens 
durchwaltet von allen jittlichen und finnlichen Kräften der menschlichen Perfönlichkeit 
und mit Bewußtjein gerichtet auf die alljeitige Erfüllung der fittlich-vernünftigen 
Lebenszwede anjehe. Dieje Anjchauung nimmt die Nationalökonomie für fih in 
Anſpruch.“ Die ethische Seite der nationalöfonomifchen Lehre vom Werte, 1862, ©. 7. 
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hören jämtlich in die Nationalöfonomie, aber fie hat fie verwahrloit. 
Darum fonnte fie auch den Kommunismus nicht überwinden, denn er ging 
doch vom Menjchen aus. Zwar jei jeßt die jogenannte ſoziale, gejellichaft- 
liche Richtung in der Nationalökonomie wirfend, doch über fie herrjche 
viel Unklarheit. „Aber fie hat jedenfall den einen Sinn, daß der Menfch 
in jeiner ſozialen Wirklichkeit erfaßt wird.“ Man dürfe fich aber nicht 
genug fein laffen, in diefer dem Egoismus als Korreftiv die moralifche 
Natur der Gemeingefühle gegenüberzuitellen. Dazu find feite foziale Ver- 
anjtaltungen notwendig: Che, Familie, Gemeinde, nationaler Verband, 
die Nechtsorganijation, die Kirche ufw. Insbeſondere die zentrale Organi— 
jfation des Staates muß alle autonomen Organifationen der Geſellſchaft 
unter fich und mit der eigenen zentralen Einheit verbinden. 

Diefe Aufgabe exrörterte Schäffle an anderer GStelle!, wo er die 
auf wirtjchaftliche Freiheit und Bejeitigung des Polizeiſtaates gerichtete 
Bewegung bejpricht. Sn England, Belgien, Frankreich, Deutjchland 
fampfen organifierte Schulen und Vereine gegen ein Übermaß beengender 
Staatsfürſorge, für einen Erjaß durch freie Ajjoziation. „Den praftifchen 
Bedürfniffen des Lebens gegenüber erweiſt fich jolcher Nihilismus aber 
al3 durchaus unhaltbar.” Die bedeutenditen deutjchen Staatsgelehrten 
haben fich auch nicht zu jenen Grtremen hinreißen lafjen, Bluntjchli, 
von Mohl, Rau verteidigen mit klarem Bewußtſein oder in indirekter 
Anerkennung die prinzipielle Berechtigung jtaatlicher Eingriffe. Aber die 
grundjägliche Einheit der Auffaſſung fehle ihnen. Dieſe jei gegeben, 
wenn man Polizei und Recht nicht al3 Gegenſätze betrachtet, jondern fie 
vereinigt: feine uitiztätigkeit im Staate, welche nicht einem vernünftigen 
MWohlsfahrtszmec dienen und feine Wohlfahrtspflege, welche nicht in Weſen 
und Form eine Rechtshandlung zu jein hätte. Es handle fich darum, fich 
von der jubjektiviftiichen Auffafjung des Rechtes freizumachen, welche es 
al3 bloße Grenzbeitimmung der individuellen Willtür betrachtet, man muß 
e3 erfaſſen als den Inbegriff des endlichen Richtens des jubjeftiven 
Willens auf die mannigfachen Geſittungszwecke. Man muß den Staat 
als die für das jo veritandene Necht organifierte Gefellfchaft betrachten. 
Die Aufgabe, die jpefulative Begründung dieſes Rechts- und Staat3- 
begriffes zu geben und ihn für die einzelnen Teile des pofitiven Nechts- 
fyitems und dejjen bejondere Anjchauungen durchzugeftalten, haben Ahrens 
und Röder glänzend gelöjt?. In neuerer Zeit habe man wieder dem 





! Der gegenwärtige Standpunkt der wifjenfchaftlichen Polizei und Politik, 
Deutjche Vierteljahrsichrift, 1861, 2. Heft. 

® Röder fonnte im Vorwort zur 2. Auflage jeiner Nechtsphilojophie, 1863, 
mit Befriedigung von Schäffle jchreiben, dab endlich jich „ein Deutjcher gefunden, 
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Staat mehr Bedeutung zuerkannt und habe nur zwifchen das Individuum 
und den zentralen Staat eine bejondere Gejellichaft, ein bejonderes 
Gejellfchaftsrecht eingejchoben, das ſei aber rein formal, das Necht muß 
vielmehr lebendig die ganze Gejellichaft durchdringen. Politik ift überall 
notwendig, wo Recht iſt. Das Recht entjteht und vergeht politisch, die 
Politit aber ruht auf zwei Stüßen, fie gejtaltet das Recht hiftorifch, den 
zeitlichen und örtlichen Lebensverhältnifjen entjprechend, aber fie ift auch 
ſtets idealiftifch, vationell und daher von den fittlichen Grundjägen ab- 
hängig. 

Wie Schüz, Hildebrand, Roſcher, Knies, Schäffle 
befennt ſich endlich auch Kautz! als Anhänger der hiſtoriſch— 
ethijchen Richtung. Prinzip und Leititern der Volkswirtſchaft ift ihm 
der Gemeinjinn, daS Gemeinwohl als ethijches Poſtulat und die Wiſſen— 
jchaft der VBollswirtjchaft habe die Aufgabe einer das Privat- und 
Gemeinwohl begründenden und fürdernden ethifch-öfonomifchen Geſellſchafts— 
ordnung Elarzuftellen?. Die Nationalökonomie habe aber auch mitzumirfen 
an der Bermwirkflichung jozialer und politifcher Lebenzziele. Sie ift eine 
jozialpolitifche Wiffenfchaft und hat daher auch die Löjung jener Aufgaben 
vorzubereiten, welche fich auf die Vervollfommnung der jozialen Ordnung 
beziehen und volfswirtjchaftlicher und jtaatlich-adminijtrativer Natur zugleich 
jind®, Die Fortführung diefer Gedanfenreihen iſt es, wenn Roesler 
das Smithiche Syitem befampft, weil in ihm überfehen ift, daß in einer 
Theorie, welche den Menjchen und feine Entwicklung auf der Grundlage 
des Willens zum Gegenjtande hat, überhaupt nur fittliche Begriffe 
Anſpruch auf wifjenjchaftlichen Charakter haben. Die Wirtjchafts- 
theorie ijt ihm daher nur als Beitandteil der Nechtsphilofophie verjtänd- 
lich, weil alle Wirtjchaftsverhältniffe wegen ihres gejellichaftlichen Charakters 
notwendig Herrjchaftsverhältniffe find und daher einer Rechtsordnung 


der offen und bejtimmt zu diefem Nechtsbegriff, jo wie er von Ahrens und mir 
durchgeführt ift, in allen feinen Folgerungen fich zu befennen fein Bedenken trug, 
der in diefem Begriff ein Hauptmittel erfannte, um viele der brennenditen Fragen 
in Wiſſenſchaft und Leben ihrer Löſung entgegenzuführen, um jene Umwandlung des 
Polizeiftaates in den Rechtzftaat anzubahnen, nad) der das Leben längft ge- 
rungen hat.” 

ı Theorie und Gejchichte der Nationalökonomik, 1. Bd. Die Nationalökonomik 
als Wifjenichaft, 1858, insbeſ. erſtes Buch, III. u. IV. Kap.; 2. Bd. Die gejchicht- 
liche Entwiclung der Nationalöfonomik und ihrer Literatur, 1860, insbeſ. ©. 465 ff. 
u. 765 ff. 

2 a0.a.9.1. Bb., ©. 176. 

® Ebenda ©. 336. 
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unterworfen jein müſſen!. Gr hat fpäter diefen Gedanken weiter aus- 
geführt und gezeigt, daß das Sachenrecht und das jogenannte Privatrecht 
der Perſonen nicht privater Willfür überlaffen ift, jondern von den Kultur— 
verhältniffen beitimmend beeinflußt wird, deren jeweiliger Ausdruck die 
jozialen NRechtsideen find. In der gegenwärtigen Kulturperiode fei Die 
Gejellfchaft durch die Rechtsprinzipien: Entwicklung aller nach gleichem 
Rechte und Gemeinjchaft in allen Kulturverhältniffen bejtimmt ?. 


V. 

„Die reichen Arbeiten der jozialiftifchen Literatur bilden ein jelb- 
jtändiges Ganzes neben der alten Nationalöfonomie. Sie find ihr noch 
nicht einverleibt, aber es wird unmöglich fein, auf die Dauer ihnen neben 
anderen Theoremen ihren Bla zu verweigern.“ So jchrieb Lorenz Stein 
im Sahre 1846°. Und in der Tat find die Lehren von der Gejellichaft 
als einer jelbjtändigen Tatjache neben dem Staate, von der engen Ver— 
bindung zwijchen Rechtsordnung und Wirtfchaft, von den gegenjeitig 
bedingten gejellfchaftlichen Zuſtänden als Produkten gefchichtlicher Ent- 
wicklung unter dem Einfluffe des fittlichen MWollens der Menfchen nichts 
anderes als Verjuche, die Zufammenhänge, welche der Sozialismus ans 
Licht gebracht hatte, wiljenfchaftlich zu erfaffen. Wenn man diejer Be- 
trachtungsweife in der Volkswirtſchaftslehre den Pla anwies, jo war 
dies mit Rückſicht darauf ganz veritändlich, daß dieſe Wiſſenſchaft fich 
niemals dabei beruhigt hatte, eine Theorie der Dfonomie zu fein, jondern 
immer über dieje bejchränfte Aufgabe hinaus danach jtrebte, die Grund: 
füge für eine zwechmäßige Ordnung der Gejellichaft, des Rechtes, der 
Politik in ihren Beziehungen zur Wirtfchaft zu entwiceln. Die National: 
öfonomie gab fich, ohne fich deſſen bewußt zu fein, doch tatjächlich immer 
als eine Gejelljchaftswilienfchaft aus und man verlangte nun, nachdem man 
die vielfältigen Vorausjegungen und Beziehungen einer folchen bejjer er: 
fennen gelernt hatte, daß die Nationalökonomie fich dementjprechend ver- 
tiefe. Dadurch wurde jener bedeutjame Fortjchritt erzielt, der die deutjche 
Wiſſenſchaft von der Volfswirtfchaft auszeichnet, daß man der Darjtellung 
der wirtichaftlichen Zustände, ihrer gefchichtlichen Entwicklung, der Auf: 
defung des mirtjchaftlichen Untergrundes in allen gejellichaftlichen Be— 

ı Nber die Grundlehren der von Ad. Smith begründeten Volkswirtſchafts— 
theorie. Ein Beitrag zur Nechtsphilojophie, 1868. 

2 Soziales Verwaltungsrecht, 2 Bde, 1872, 1873. 

3 Der Begriff der Arbeit und die Prinzipien des Arbeitslohnes in ihrem Ver— 
hältnis zu Sozialismus und Kommunismus, in der Zeitjchr. f. gef. Staatswiſſen— 
ichaft, 1846, ©. 242. 
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ziehungen bejondere Aufmerkſamkeit zumendete. Freilich war es falſch, 
zu meinen, daß man damit eine neue „Theorie“ begründet habe, während 
man doch nur die Anſätze zu einer Geſellſchaftswiſſenſchaft, die feit den 
Merkantiliften in der Volfswirtjchaftslehre vorhanden waren, weiter ent- 
wicelte. Aber diejer Irrtum hatte um jo weniger Bedeutung, als man 
die neue Auffaſſung der Volfswirtjchaft nicht zu theoretifchen Lehren über 
das Weſen der Zufammenhänge wirtjchaftlicher Tatjachen, jondern zur 
Begründung von Forderungen benüßte, durch welche man eine Reform 
der Gefellichaft, vor allem der VBoltswirtjchaft, anjtrebte. Die ſozialiſtiſche 
Kritik, die wirtfchaftliche Not namentlich) zu Ende der vierziger Jahre, 
die revolutionären Bewegungen in der Arbeiterjchaft Englands und Franf- 
veichs haben die Aufmerkſamkeit auf die Übel einer individualiftifchen 
Wirtſchaftsordnung, wie fie die Freihandelsfchule wünjchte, gelenft und 
die Überzeugung von ihrer praftifchen Undurchführbarkeit in weiten Kreijen 
geweckt. Noch bevor die Wilfenjchaft zu einer Zyormulierung neuer Grund: 
lagen der Wirtichaftspolitif gefommen war, zeigen fich im praftijchen 
Leben Symptome einer neuen Auffafjung der Beziehungen der Menjchen 
untereinander. 1844 wurde im Anjchluß an die erjte deutſche Gewerbe— 
ausftellung in Berlin der Zentralverein für das Wohl der arbeitenden 
Klaffen in Preußen gegründet und bald in anderen deutjchen Staaten 
nachgeahmt. Sein Zweck war die Verbefjerung der fittlichen und wirt- 
jchaftlichen Zuftände der arbeitenden Klaſſen. Fragen des Arbeitsverhält- 
niſſes: Lohnverhältnifje, Arbeitsordnungen, Koalitionen und jolche der 
Einfommensficherung durch Unterjtügungsfaffen, Kranken, Altersrenten— 
kaſſen wurden in der Öffentlichkeit diskutiert. In den Firchlichen Kreiſen 
wendete man den großen jozialen Fragen der Zeit Aufmerkſamkeit zu und 
mahnte die religiös Gmpfindenden, auch die wirtjchaftlichen Beziehungen 
unter den Einfluß religiögsfittlicher Ideen zu ftellen und die Reform der 
Gejellichaft durch innere Wiedergeburt zu fürdern. Man fcheute fich nicht, 
dabei in einen jchroffen Gegenſatz zu den herrjchenden Auffaſſungen zu 
treten. „Der Ausſpruch, Gigentum ift Diebjtahl, iſt nicht bloß eine 
Lüge, er enthält neben einer großen Lüge eine furchtbare Wahrheit,“ 
predigt der Bifchof von Mainz, Freiherr von Ketteler, und erklärt 
die faljche Lehre vom starren Recht des Eigentums als eine fort: 
gejegte Sünde wider die Natur!. In proteftantifchen Kreifen entwirft 
J. 9. Wichern 1849 als Aufgabe der inneren Miffion ein großes 
Programm fozialer Wohlfahrtspflege. Die materielle Not hänge enge mit 


Die großen jozialen Fragen der Gegenwart, ſechs Predigten, gehalten in 
Mainz im Jahre 1848, Ausgabe von 1878, ©. 15. 
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der fittlichen Not zujammen, zur Hebung der letzteren vermag der Staat 
allein mit gejeglichen Maßregeln nichts, es müſſen ihm in dieſer Be— 
ziehung höhere, innerlich befreite Kräfte zu Hilfe fommen. Die Familie 
und den Hausitand und die damit unmittelbar zu verfnüpfenden Ver— 
hältniffe der Erziehung, des Cigentums, der Arbeit und der durch fie 
bedingten Berufsjtände mit chriftlicher Gefinnung zu erfüllen, jei Haupt- 
aufgabe der inneren Miſſion. Ste könne nicht nur zur Linderung der 
Not der Armen beitragen, jondern auch zur Heiligung des Gigentums 
und zur Ausgleichung des Mißverhältniſſes zwijchen den durch Beſitz 
unterjchtedenen Ständen. Die Krankenpflege, Grziehungsarbeit an Kindern 
und jugendlichen, Rettung Verwahrloiter, aber auch Arbeitsbefchaffung 
für die Armen, Ajjoziationen der Bedürftigen jelbit in Verbindung mit 
den Befigenden, Aifoziationen der verjchiedenen Arbeits und Berufsitände, 
innere Kolonifation find die Tätigfeitsgebiete, die er ihr übermeijt!. Ceit 
diejer Zeit ijt in beiden Konfeſſionen die firchliche Arbeit, wie der Firch- 
liche Einfluß ein ſtarker Faktor für die Ausbreitung einer dem wirt» 
ichaftlichen Individualismus feindlichen Gefinnung und pofitiver Organi- 
jationstätigfeit. ine weitere jymptomatifche Tatſache war die Ge— 
nofjenjchaftsbemegung.. Auch fie it nicht von den Vertretern der 
Nationalöfonomie ausgegangen, jondern von den Männern der Praxis, 
wie Schulze-Deligich, und von politifchen Schriftitellern, die anderen 
Berufen entijtammten, wie Viktor Aimé Huber. Diejer leßtere, als 
Bolitifer der evangelifch-fonjervativen Richtung angehörig, hat auf Reifen 
in England, Frankreich und Belgien die dortige Aſſoziationsbewegung 
fennen gelernt und die ihr zugrunde liegende dee, die individualiitifche 
Wirtjchaftsordnung durch die Afjoziation der Individuen zu überwinden, 
in fich aufgenommen. Seit 1846 iſt er publiziitifch für die genoſſenſchaft— 
liche Organifation in Wirtjchaft und Erwerb tätig und fein anderer 
deutjcher Schriftitelleer hat die Genofjenjchaftsidee nach ihrer materiellen 
und fittlichen Seite hin jo tief erfaßt wie er?, Ausgangspunkt feiner 
Forderungen ijt die Erwägung, daß die krankhafte Zerjegung der 
arbeitenden Klaſſen, die überall zu beobachten war, mit der Schwächung 
und Auflöfung der älteren gebundenen Organijation der Arbeit und mit 

1 Die innere Miffion der deutichen evangelifchen Kirche, Hamburg 1849, 3. Aufl. 
1339, insbeſ. ©. 118 ff. 

2 Huber zahlreiche Arbeiten erjtreden fich von 1846 bis 1869. Die wich- 
tigften, das Genoſſenſchaftsweſen betreffenden Schriften find die folgenden: Die 
Selbfthilfe der arbeitenden Klaſſen durch MWirtichaftsvereine und SKolonifation (im 
Janus, 1848); Uber Affoziation in England (ebenda 1851, 1852); Neifebriefe aus 
Belgien, Frankreich und England, 1855; Soziale Fragen, 1862—1869. 
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dem Mangel einer NReorganijation der durch veränderten Arbeitsbetrieb 
und Verwandlung aller fozialen und ökonomischen Verhältnijfe aufgelöften 
Maſſen zufammenhänge. Die Abhilfemaßregeln müßten vom Geijte des 
Chriftentums getragen jein, der modernen Entwicklung der Produktion 
und Konſumtion entjprechen, den bejtehenden Zuftand nicht plöglich und 
in feinem ganzen Umfange bedrohen, „die Tendenz der organifchen Re— 
produftion der Atome” haben, die fittlichen und intelleftuellen Einwirkungen 
mit den materiellen und öfonomijchen Hand in Hand gehen laſſen und 
endlich daS Gefühl berechtigter Selbithilfe, Selbitändigfeit und Selbſt— 
achtung nicht ſchwächen, ſondern ſtärken. Alle diefe Bedingungen findet 
er erfüllt in den gewerblichen und wirtjchaftlichen Genojjenjchaften, 
von denen die eriteren den gemeinjamen Grwerb und die gemeinjame 
Produktion der vereinzelten Individuen zum Großbetrieb erhöhen, die 
letzteren die Nachteile der Kleinen Konjumenten im Verbrauch der Lebens- 
mittel, Wohnung u. dgl. bejeitigen. 

Während V. U. Huber feine praftifchen Erfolge erzielte, gründete 
Schulze-Deligjch 1848 feine erite Rohſtoffgenoſſenſchaft und 1850 
jeine erjte Kreditgenofjenfchaft und eröffnete damit in Deutjchland der 
neuen Form gejellfchaftlicher Organifation die Wege. Er ift im Grunde 
auf derjelben Bahn gegangen wie B. U. Huber, wenn auch ihre Welt- 
anjchauungen verjchiedene waren. Schulze vertrat das Grundprinzip 
des Liberalismus von der Gelbjtverantwortlichfeit und Zurechnungs- 
fähigfeit des Individuums, forderte daher grundfäglich Selbithilfe und 
unterfchted ſich von den Altliberalen nur dadurch, daß ex dieje nicht von 
dem vereinzelten Individuum, jondern von ihrer Vereinigung auf Grund 
freier Initiative forderte. Gr ift Vertreter des Sozialliberalismus und 
anerkennt auch die Notwendigkeit des Zufammenmwirfens öffentlicher Ver: 
waltungsförper, des Staates, der Gemeinde, der Kirchen mit den Privaten, 
aber in erjter Linie zur Schaffung freier Organifationen!, 

Daß „Drganifation“ not tue, daß die Atomifierung, die dem kon— 
jequent durchgeführten Prinzip des wirtjchaftlichen Liberalismus ent- 
iprochen hätte, große Übel im Gefolge habe, daß dem Staate wieder 
- geundjäglich pojitive Aufgaben zuzumeifen find, ift eine weit verbreitete 
Anjchauung. Als König Maximilian II. von Bayern 1848 die Preis— 
frage jtellte: Durch welche Mittel kann der materiellen Not der unteren 
Klaſſen der Bevölkerung Deutjchlands abgeholfen werden?, erhielt 


Arbeit oder der Agitation gewidmet. Die erften dem Grundſatz des Genoſſenſchaftsweſens 

gewidmeten Schriften find: Mitteilungen über gewerbliche und Arbeiter-Affoziationen, 

1850, und das Ajjoziationsbuch für deutiche Handwerker und Arbeiter, 1858. 
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von Holzjchuher den Preis, der in feiner Schrift erflärte!: Die 
Stände des Feudalſtaates find zugrunde gegangen, der Staat muß eine 
neue und organische Gliederung an ihre Stelle jegen. „Die Geldmacht 
allein fann feinen Organismus im Staate bilden. Das Geld, als bloßes 
Genußmittel, hat feine organifch bindende, fondern vielmehr eine auf- 
löfende Kraft in der Gejelljchaft entwicelt. Die Herrſchaft des Geldes 
als Kapital dem Arbeiter gegenüber iſt eine weit gefährlichere als die 
ehemalige Feudalherrichaft.“ Der Staat müfje daher Afjoziationen und 
Korporationen, die fich von innen heraus bilden, fürdern, ihren Wirt- 
jchaftsbetrieb durch verſchiedene Maßregeln unterjtügen, ohne ins einzelne 
einzugreifen. Nur im Arbeitsverhältnis der Fabriken fünnten jolche 
Einrichtungen zur Erhaltung angemefjenen Lohnes, Verringerung der 
Arbeitszeit, Bejeitigung des Truckſyſtems nötig werden. Ferner ſei 
unter Garantie und Aufficht des Staates für die Bildung von Unter- 
jtüßungsfonds für Verunglücdte und alte Arbeiter, für außerordentliche 
Notfälle zu jorgen und die Fürſorge für die wichtigiten Lebensbedürfniife 
der Arbeiter, für Wohnungen, Getreide- und Mehlmagazine, Erziehungs- 
anjtalten für die Kinder, zu organifieren. „Um aber den Arbeitern gegen- 
über ihrem Fabrikherrn ein bejtändiges und wirkſames Organ, eine Art 
Vertretung zu geben, müſſen die Arbeiter fich jelbit zu Vereinen organifteren 
und einzelne Ausſchüſſe unter Kontrolle des Staates wählen, die teils auf 
alle Übelftände aufmerffam machen und gerechten Klagen ein williges 
Ohr verjchaffen, teils aber auch die Sittenpolizei innerhalb der ganzen Ge- 
noſſenſchaft aufrecht zu erhalten haben.“ Dieje Ablehnung des anarchifchen 
Zuftandes ungebundener Konkurrenz und Freiheit tritt auch fonft in der 
publizijtifchen Literatur der Zeit, namentlich in Aufjfägen in der Deutjchen 
Vierteljahrsjchrift öfters hervor?. Syſtematiſch werden diefe Gedanten 
allerdings nur von Ahrens und Röder vertreten, welche zwijchen 


1 Die materielle Not der unteren Volksklaſſen und ihre Urjachen, 1849. 

2 Schon 1838 tritt hier Bülau in einem Aufſatz über Pauperismus, wie in 
feinem Handbuch der Staatswirtichaftslehre 1835 unter Berufung auf gleiche Ziele 
anftrebende Schriften für genofjenjchaftlichen Betrieb ein. Grundjäßlich fordern 
Drganijation die Aufjäbe: Vergangenheit, Gegenwart und Zufunft der politifchen 
Skonomie, 1840; Der jebige Zuftand der Volkewirtſchaftslehre, 1843; Der Pau- 
perismus und dejjen Bekämpfung durch eine beifere Regelung der Arbeitsverhältniffe, 
1844; Theorie und Prari3 zur Bewältigung des Pauperismus, 1845, in welchem 
ſchon ausgefprochen wird, dat die organische Gliederung im Gegenja zur Atomifierung 
immer häufiger als ein Bedürfnis der Gegenwart empfunden werde. Auch in der 
Zeitichr. f. geſ. Staatsw. vertreten in dieſer Zeit einzelne Aufſätze anflingende Ge- 
danken, jo Fallati, Das Vereinswejen als Mittel der Sittigung der Fabrikarbeiter, 
1844; Schüz, Über das Prinzip der Ordnung in der Volkswirtichaft, 1845. 
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Liberalismus und Sozialismus die Grundlagen für eine neue Richtung 
der gejellfchaftlichen Politik jchaffen wollen. 

Ahrens wendet fich bei aller Schärfe, mit der er der Atomifierung 
der Gefellfchaft durch die freie Konkurrenz entgegentritt, doch auch immer 
gegen das andere Extrem der Staatsomnipotenz, gegen das „Monjtrum 
des Staatsfozialismus“ 1, wie es namentlich durch die Hegeljche Staat3- 
[ehre gefördert worden ſei. Es heiße eine wejentliche Bedingung der 
menjchlichen Vervollkommnung mißfennen, wenn man dem Staate ein zu 
enges Ziel ſteckt, e8 heiße dagegen einem Despotismus, der alle moraliſchen 
Freiheiten zeritört und den Fortfchritt überall hemmt, das Wort reden, 
wenn man alle jozialen Partikularzwecke ihm überweiit?. Dieje jeien 
von den einzelnen Gejellfchaftsfreifen und den in ihnen bejtehenden Organi— 
fationen zu bejorgen. Allein der Staat hat die Mittel und Wege zur 
Erreichung der gejellichaftlichen Zwecke vorzubereiten; er ijt der Verteiler 
diefer Mittel und überwacht unaufhörlich ihre Anwendung; er ſteht den 
Gejellichaftskreifen ſchirmend und jchügend zur Seite; er ijt eine Hilfs- 
macht für die Entfaltung alles Guten, Schönen, Wahren, alles echt 
Menjchlichen?. Er hat dafür zu jorgen, daß die einzelnen Gejellichafts- 
freife nicht ineinander übergreifen, er hat daher das Recht der Inter— 
vention auch auf dem Gebiete der Wirtjchaft, damit er die Unterdrücung 
der Intereſſen der Mehrzahl durch eine neue Handelsariftofratie ver: 
hindere, „damit nicht im Hinblic auf den materiellen Gewinn die höheren 
menfchlichen Intereſſen, welche ſich auf die intelleftuelle, moralifche und 
die rechtliche Entwicklung der Arbeiter jeden Alters beziehen, aus dem 
Auge verloren werden”. Ahrens verweilt im bejonderen auf die Not- 
wendigfeit, daS Arbeitsverhältnis in den Fabriken zu ordnen. Er zitiert 
zuftimmend Stahl, der zwei Dinge forderte: erſtens jchügende Geſetze 
gegen den Druck der Fabrikherren, über Arbeitslohn, Arbeitszeit, gegen 
Berfümmerung der Kinder, zweitens Fürforge für Bergejellfchaftung der 
Vermögensfräfte der Arbeiter (für Verſorgung von Witwen, Kranken, 
Arbeitslofen, Gebrechlichen). Dazu jollen Hilfskaſſen errichtet werden 
mit gejeglichen jährlichen Beiträgen der Arbeiter und freiwilligen 
Beiträgen der Fabrifherren. Dem Staate mutet er nur eine bejchränfte 
materielle Beitragsleiftung zu, wie ex denn auch in der Beurteilung der 
jozialen Steuerpolitik zurückhaltend ift. 

Im Gegenſatz dazu betrachtet Röder das Abgabenjyitem als den 
„bei weiten bedeutenditen Schritt, den die neuere Zeit überhaupt zum 


Juriſtiſche Enzyklopädie, 1855, ©. 107. 

? Rechtsphilofophie, 2. Aufl., S. 124. 

3 Rechtsphilofophie, ©. 123, 144. 
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Ziel einer durchgängigen, jtetig dem Fluſſe des Lebens folgenden vecht- 
lichen Ordnung und Regelung der Sachgüter getan hat. Jene (Abgaben) 
enthalten, jofern fie gerecht und billig bemeſſen, erhoben und verwandt 
werden, ein Mittel allfeitiger, beftändiger Ausgleichung und Nachhilfe, 
je nach Bedarf und Verdienſt, das durch Fein anderes erſetzt werden 
kann“1. Gr betrachtet die Abgaben daher als Abtretung eines Teiles 
des Sondereigentums und hält dieje, wie andere Bejchränfungen des 
Eigentumsrechtes für unerläßlich, wenn nicht Mafjfenarmut, Aufreibung 
des Mitteljtandes und ungeheuere Bermögensungleichheit ſtets von neuem 
durch die Herrjchaft des freien Wettbewerbes erzeugt werden jollen 2. 
Für jehr wichtig hält er die Maßregeln des Staates, welche die 
Einflüffe von Glück und Unglüc bei der Güterverteilung gutmachen follen. 
Der Staat jolle dafür jorgen, daß angemefjene Vorkehrungen getroffen 
werden zur Sicherung gegen Unglück jeder Art. Der Staat wird daher 
mit Necht vorjchreiben, daß zu Sterbe- und Hilfskaſſen gejteuert werde 
von jeiten der Gemeinde, Arbeitgeber, Mitglieder beſtimmter Berufs- 
ſtände ujm. Es jei unrichtig, „wenn manche den Staat für unberufen 
zu Berficherungen irgendeiner Art anfehen, je gewiſſer es ift, daß nur 
bei unbedingter Gegenjeitigfeit und dabei möglichjt weitem Kreife der 
Beteiligten der Zweck möglichiter Unfchädlichmachung jedes Unglüces für 
die zunächit Betroffenen und für das Ganze erreichbar und aller Eigennuß 
ausgejchlojfen tjt“?. Durch allmähliche Erweiterung der Befugnifje der 
Gemeinden könnte ein weſentlicher Fortſchritt zum Ziel einer alljeitigen 
Ab- und Nachhilfe getan werden. Sie könnten alle ihre Glieder, vor- 
nehmlich aber die Arbeiter, verpflichten, ſich an Spar- und Vorſchuß— 
Verficherungsfafjen und ähnlichen auf der Grundlage der Gemeinjamfeit 
bezug auf die Mittel des äußeren Lebens: der Wohnung, Nahrung, 
DOrganifation der Gemeindearbeiten, Unterftügung dev Auswanderung uſw. 
Die Einengung des Zufalles und bloßen Glückes jei durch Unterfagung 
von reinen Glücksſpielen, Regelung des Börſenverkehrs anzuftreben, vor 
allem aber durch Regelung der Grwerbsfreiheit, in der, wenn fie fich 
jelbjt überlajjen bleibt, der Zufall des Geldbeſitzes, alſo das Necht des 
Stärferen entjcheidet. Die Grundjäße einer jolchen Regelung jollten fein: 
1. Jedem müfje Gelegenheit gegeben werden, in der Gejellichaft und durch 
jie fich zur Arbeit gehörig zu befähigen; 2. jedem Arbeitsfähigen muß 


1 Grundzüge des Naturrechts, 2. Aufl., ©. 317 
2 Ehbenda ©. 308. 
3 Ebenda ©. 321. 
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die Möglichkeit des Arbeitens und dadurch der Erwerb gegeben werden. 
„Sedenfalls hat der Staat dafür einzuftehen, daß ein Jeder von jeiner 
Arbeit menschlich zu leben imjtande ift. Es muß dahin gewirkt werden, 
daß bei niemand mehr vom bloßen Zufall abhänge, ob ex für fich und 
die Seinigen das Nötige durch jeine Arbeit verdienen und feine Lage 
verbejjern kann oder nicht.” Das Mittel dazu ferien Arbeitsnachmweis- 
anftalten. Gründliche Abhilfe jet freilich nur möglich durch einen wahrhaft 
gejellfchaftlich wohl geordneten Betrieb. „Täglich unentbehrlicher erjcheint 
in der Tat eine einheitliche Leitung jeder Berufsarbeit durch die Ge- 
jamtheit derer, die demjelben Berufsitande angehören, im Gegenjaß zur 
alten Zunftverfafjung, wonach auf wenige das Recht, in Berufsjachen 
eine Stimme zu führen, bejchränft war.” Dieje Organifationen müßten 
von den einzelnen Kreifen ausgehen, aber vom Staate vechtlich geregelt 
jein. 3. Arbeitspflicht der arbeitsfähigen Armen. 4. ES joll jeder Arbeit 
ihr verhältnismäßiger äußerer Lohn werden. „Am wichtigiten ijt die vecht- 
liche Drdnung und Überwachung der Verhältniffe der Arbeiter gegenüber 
den Arbeitgebern bei größeren Unternehmungen, namentlich die Beitimmung 
der Arbeitszeit und des ihr entjprechenden Lohnes; die billige Bemeſſung 
der Gewinn» und Berlujtanteile aller Beteiligten jomwie ihrer Beiträge 
zu gewerblichen Hilfskaſſen, damit nicht Krankheit, Todesfälle uſw. der 
Arbeiter lediglich den Gemeinden zur Laſt fallen. Grit jest fängt man 
allgemach an, dieje rechtliche Notwendigkeit zu begreifen.“ „Für fich Kar 
it, wie wenig die Rede fein fann vom Rechtsſchutz des Eigentums, fo 
lange diejenigen, deren ganzes Vermögen fajt nur in ihrer Arbeitskraft 
beiteht, dem Zufall der Mitwerbung und der Willfür hartherziger Geld- 
ſäcke ſchutzlos preisgegeben find.“ 5. Auch die Arbeitsunfähigen jollen 
alles ihnen Nötige an Sachgütern erhalten !. 


VI. 

In dieſen literarifchen Diskuffionen, die außerhalb des Kreifes der 
ökonomischen Fachwiſſenſchaft geführt werden, iſt jchon das ganze Gebiet 
der Sozialpolitik in weiten Umriſſen abgejteckt. Die jozialiitiiche Kritik 
der liberalen Wirtfchaftsordnung wird durch fie in wejentlichen Punkten 
al3 berechtigt anerfannt. „Unjere Gejeggebung, unſere Verwaltung, unjer 
Gemeindemwejen, unfere Vereins- und unſere Privattätigfeit find bereits 
mit jozialiftifchen Ideen erfüllt”, jchreibt Biedermann im Jahre 1847 
unter Hinweis auf die Erziehung der Jugend in öffentlichen Schulen, auf 
Enteignungsgejege, Ginfommenfteuer, Ginmifchungen des Staates in den 


in. a. 9..82350/851. 
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Verkehr. Aber er betont auch, daß wir uns von den Sozialisten darin 
unterjcheiden, daß dieje ein vollitändiges Aufgehen des Individuums in 
der Gejelljchaft fordern, während wir es nur für nötig finden, den Kultur— 
fortjchritt durch Milderung des individualiftifchen Prinzips, durch bloße 
Unjchädlichmachung der Konkurrenz, des privaten Grwerbes zu erreichen. 
Eine veränderte Organifation der Arbeits: und Verkehrs, überhaupt der 
Gejellfchaftsverhältnifje jolle eine größere Gleichmäßigfeit, Gerechtigkeit 
und Billigfeit in den gegenfeitigen Beziehungen zwijchen den befigenden 
und den ärmeren Klaſſen herbeiführen !. Der allgemeine Charakter diejer 
gegen das liberale Wirtjchaftsiyiten frondierenden Richtung it deutlich 
zu erfennen: Organiſation an Stelle der Atomifierung; Beſchränkung des 
Mettbewerbes und Stärkung der jchwachen Glemente durch Affoziation ; 
öffentlich-vechtliche Negelung des Verkehrs, wo die Aſſoziation nicht wirk— 
ſam werden kann; direkte jtaatliche oder fommunale Intervention und 
Fürſorge dort, wo die individuellen Kräfte nicht ausreichen, dies alles 
unter dem Gejichtspunft der Gerechtigkeit, des Schußes der Berjönlichkeit, 
der Verhinderung, daß der Menfch zum Ausbeutungsobjett werde. Der 
Ausgangspunkt für alle dieje Beitrebungen liegt in den Gedanfen, welche 
die Rechts- und Gejelljchaftsphilojophie der Zeit vertreten hatte. In 
letzter Linie entjpringen fie dem Bemußtfein, daß die gefellichaftlichen Be- 
ziehungen nicht naturgejegliche find, jondern durch den Willen der Menſchen 
und damit durch fittliche Anjchauungen beherrfcht werden. Zu diejen 
Auffaſſungen hatte die Erfenntnis der „Gejellichaft“ als einer Einheit 
jelbitändigen, wenn auch unter dem Ginfluffe des Staates jtehenden 
Lebens geführt. „Auf dem Grundgedanken, daß zu unterjcheiden ſei 
zwijchen der bürgerlichen Gejellichaft und der politischen erbaut fich die 
‚Spzialpolitif‘.“ So faßte Niehl 1851 die Bedeutung jener Scheidung 
für die praftifche Bolitif auf?. Die Aufgaben, die zu löjen waren, waren 
nicht politifche im Sinne der ftaatSsrechtlichen Beitrebungen, fie waren auch 
nicht wirtjchaftspolitifche, weil das Ziel nicht die Gütermehrung, der 
Volfsreichtum war, das Ziel lag in der Ordnung der frei in der „Ge— 
ſellſchaft“ geitalteten Beziehungen der Menjchen und daher erhielten die 
auf die Neform der Gejellichaft gerichteten Beitrebungen ihren Namen. 
Sie find demnach nicht auf die Organijation der Wirtjchaft der Menfchen 


ı Vorlefungen über Sozialismus und foziale Fragen, Leipzig 1847, ©. 256 ff. 
Daß die fozialiftifchen Forderungen Anfnüpfungspunkte in beftehenden gejellichaft- 
lichen Einrichtungen haben, hat auch Roſcher in feinem Auffag: Uber Sozialismus 
und Kommunismus, in Zeitichr. f. Geichichtswijjenichaft, 1845, 4. Bd., ©. 42, an- 
erfannt. 
2 Die bürgerliche Gefjellichaft, ©. 5. 
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beichräntt, denn die Gefellfchaft umfaßt mehr Beziehungen als die der 
Wirtſchaft, aber für fie wurde das Bedürfnis nach einer Reform am 
jtärfiten empfunden, weil im Syſtem der Freiheit vor allem die Wirt- 
ſchaft Abhängigkeiten der Menjchen und die Möglichkeit der Ausbeutung 
des einen durch den andern fchafft, die zu bejeitigen fittliche Pflicht wird. 
Darum Steht die Arbeiterfrage im Mittelpunkt aller jozialen Reformen, 
weil hier der große Gegenſatz von Bei und Nichtbefig mit feinen unheil- 
vollen Folgen unferem Denken und Wollen die Aufgabe jtellt, „eine Form 
gejellichaftlichen Lebens zu finden, in der der perjönliche Beſitz erhalten 
und dennoch der vollfommenen Entwiclung der Perſönlichkeit durch ihn 
fein abjolutes Hindernis gegeben wird !.“ 

Alle Erörterungen über foziale Neformen haben daher an die Lage 
der Arbeiter angelnüpft, find von Arbeiterbewegungen begleitet und durch 
fie geftüßt worden. Darum haben die jozialpolitifchen Anjchauungen in 
Deutschland wejentlich an Feſtigkeit und Berbreitung zugenommen, als 
Laſſalle 1862—1864 die erite größere deutjche Arbeiterbewegung hervor- 
rief. Er hat die jozialiftifchen Gedanken für den Verkehr gemünzt und 
ihnen das Gepräge gegeben, das fie umlaufsfühig machte. Seine hin- 
reißende Beredſamkeit und glänzende Dialeftit haben auch politijche Gegner 
eingenommen und namentlich die Sozialpolitifer Fatholifcher Richtung 
ftehen in feinem Bann. Freiherr von Ketteler, Bijchof von Mainz, 
macht fich feine Darftellung und Kritif der Lage der Arbeiter zu eigen ? 
und der Publiziſt Edm. Joerg veröffentlicht in den hiſtoriſch-politiſchen 
Blättern eine Gefchichte der fozialpolitifchen Parteien, in der die Lafjalle- 
fchen Lehren — ſoweit fie öfonomifcher Natur find — den Maßitab der 
Kritit abgeben. Joergs Charakteriftif der in den verjchiedenen Parteien 


I Stein, Sozialismus und Kommunismus in Frankreich, 1. Aufl., ©. 26. 

2 Die Arbeiterfrage und das Chriftentum, 1864. 

3 Die Aufjäße erjchtenen in den „Hiftorifch-politiichen Blättern“ 1864—1866 
und wurden 1867 unter dem Titel „Geichichte der jozialpolitiichen Parteien in 
Deutſchland“ gejammelt herausgegeben. Sie find nicht eigentlich eine Gejchichte, 
vielmehr eine Charakteriftit der jozialpolitiichen Spdeenrichtungen. Joerg ſcheidet 
die liberale, die Bourgevispartei, die eigentliche Trägerin der herrſchenden Wirtſchafts— 
interefjen und MWirtichaftspolitif, in der ſich nur ein magerer Sozialliberalismus, 
der von freier Aſſoziation Rettung hoffe Schulze-Delitjch) bemerkbar mache, die 
£onjervativ-zünftlerische Richtung, welche die unmwiderbringlich untergegangenen Ver— 
fajjungsformen des Handwerks wieder beleben wolle, die fonjervativ- -grgantjatorische 
Richtung, welche eine neue Organijation auf Grund eines die Übermacht der Kapitals- 
herrichaft abwehrenden Arbeitsrechtes und eine allmähliche Umbildung der Gefellichaft 
ichaffen wolle und die radikale, joztaldemofratifche Partei, welche vom Staate eine 
große rettende Tat der gejellichaftlichen Organijation der Produktion erwarte. 
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bemerfbaren jozialpolitifchen Strömungen läßt erkennen, in welch großem 
Umfange bereitS der Boden der liberalen Wirtjchaftsauffaffung im Volke 
unterwühlt war, zu einer Zeit, in der fie in der Wirtjchaftspolitif ihrem 
Höhepunkte zuſtrebte. Mit Recht konnte er fchreiben: „Die moderne 
Volkswirtſchaftslehre kann den furchtbaren Widerfpruch nicht mehr 
ignorieren, der fich gegen fie erhoben hat, und innerhalb der Arbeiterwelt 
hat der neue Geiſt mächtig um fich gegriffen 1.” In der Tat ift zu Beginn 
der jechziger Jahre das Hervortreten neuer Auffaffungen bei den Ver— 
tretern der Nationalökonomie bemerkbar. Der entjchiedenen Stellung- 
nahme von Hildebrand, Schäffle, Kauß, Dietzel ift fchon oben 
gedacht worden. 1864 äußert fih Schmoller zum eriten Mal über die 
Arbeiterfrage?. Noch weijen feine Auffaffungen der volfswirtjchaftlichen 
Entwicklung ein optimiſtiſches Gepräge und eine große Wertfchägung des 
wirtjchaftlichen Liberalismus auf, aber jchon wird der Bruch mit jener 
„alteren, verderblichen wijjenschaftlichen Auffaſſung“ erkennbar, welche die 
Meinung verbreitete, daß „der Menſch nicht freigeitaltend in das ökonomische 
Leben eingreifen fünnte, als ob auf ihn und jeine fittliche Kultur nichts 
oder nicht viel anfame“. Es hänge aber von der ethifchen Weltanfchauung 
tatjächlich alles menschliche Handeln ab, auch das ökonomische. Die natür- 
liche Gliederung der Gejellfchaft durch die Arbeitsteilung werde immer 
auch zur Grundlage von Pflichten, fittlichen Gemohnheiten, Rechten. 
„Der Fortſchritt in der menjchlichen Freiheit ift nie ein Fortſchritt in 
der Willkür, jondern eine Verrüdung der Grenzen zwijchen erzwingbarem 
Necht und freier Sittlichfeit.” Neben diefer einen Grundauffaffung, daß 
ſich das ganze ökonomische Leben immer auf der Grundlage der allgemeinen 
fittlichen Weltanjchauung und der Nechtsbildung bewege und in engjter 
Verbindung mit ihr tritt die zweite hervor, daß der Einzelne oder die 
einzelne Klaſſe nie für fich allein, jondern ftetS im Zufammenhange mit 
der ganzen übrigen Gejellichaft und ihren Zwecken betrachtet und beurteilt 
werden müſſe, jo daß der SFortjchritt jedes Teiles immer von dem des 
Ganzen abhängig bleibe. Darum jchließen fich Staatshilfe und Selbit- 
hilfe nicht aus, jondern ftehen im innigiten Zufammenhange. Die Arbeiter- 
frage im bejonderen erheifche dies Zuſammenwirken in vielen Richtungen: 
Steigerung der Lebensbedürfniffe der Arbeiter als Grundlage einer Lohn— 
jteigerung, Verbot der Kinderarbeit, Begrenzung der Arbeitszeit, Sorge 
für gute Wohnung, Geminnbeteiligung, Aifoziation, Anerkennung der Ge— 
werfvereine find Gebiete, auf denen öffentliche Meinung und Kirche durch 





10.0.9. ©. 228. 
2 Die Arbeiterfrage, in Preuß. Jahrbücher, 14. und 15. Bd. 
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Grmahnung, Staat und Gemeinde durch Zwang, die Intereſſenten jelbit 
durch Selbithilfe bejfernd eingreifen müjjen. 

Um dieje Zeit tritt auch der Philojoph F. U. Lange durch jeine 
Behandlung der Arbeiterfrage ! und feine Daritellung der der Sozialveform 
ungemein entgegenfommenden Anfichten Mills über die joziale Frage? 
in die Neihe der Sozialpolitifer. Nicht von unmittelbarer Bedeutung für 
die Sozialpolitik, aber von großem Einfluß auf die Entwiclung der Volks— 
wirtfchaftslehre im Sinne einer Gejellfchaftslehre, ſowie für die Grund» 
legung einer theoretifchen Sozialpolitit war die zweite Auflage von 
Schäffles Nationalöfonomie, die er unter dem bezeichnenden Titel: 
Das gefellichaftliche Syitem der menjchlichen Wirtſchaft 1867 er— 
jcheinen ließ. Zum erſten Male find in diefem Buche die wirtjchaftlichen 
Drdnungskräfte der menschlichen Gefellfchaft in ihrer Gejamtheit erfaßt 
und die Eigenart der beiden Organifationsiyiteme, des privatwirtjchaft- 
lichen und gemeinwirtfchaftlichen, ſowie ihre gegenjeitigen Beziehungen, 
Bedingtheiten und Einwirkungen dargeftellt worden. Die Notwendigkeit 
der Ausnugung mehrfacher Triebfräfte, einer Vielheit der gejellichaftlichen 
Drgane und einer Mannigfaltigkeit der öffentlichen Aufgaben, welche 
durch die gejellfchaftliche Entwicklung erzeugt werden, tritt in diefer Dar- 
jtellung deutlich hervor. Welche Aufgaben daraus für die Bolitif erwachjen, 
hat Schäffle kurz einige Jahre jpäter gezeigt?. „Nicht bloß der Staat 
— ich gehe weiter und jage: alle Kulturmächte der Gejellfchaft haben 
an der jozialen Reform zu arbeiten: die Wiffenjchaft, die Literatur, die 
Preſſe, die Kunſt, die Pädagogik, die Schule, die Kirche und die freie 
Religioſität.“ Die Hauptjache bleibt freilich dem Staat, denn das gejell- 
fchaftliche Necht3- und Ordnungsbedürfnis fteigt mit der Kultur und mit 
der Erweiterung der Gemeinschaft. Aber wenn auch die öffentliche Gewalt 
für das Necht nicht entbehrlich ift, muß doch nicht die ganze Gejellichafts- 
einrichtung durch Zwang bewirkt werden ; vielmehr findet der VBoluntarismus 
mit fteigender Bildung intmer mehr Anwendung. Staatshilfe und Selbit- 
hilfe arbeiten dann zufammen und bilden feine abjoluten Gegenjäge mehr. 
An die Spite aller Maßnahmen ftellt die aufrichtige Unterfuchung der 
jozialen Zuftände die Organifation der Arbeiter und Unternehmer, die 

ı Die Arbeiterfrage in ihrer Bedeutung für Gegenwart und Zukunft beleuchtet, 
1365. 

2 3. St. Mills Ansichten über die foziale Frage, 1866. 

3 Anlählich einer großen Augeinanderjegung mit dem Sozialismus in dem 
Buche: Sozialiemus und Kapitalismus mit bejonderer Rückſicht auf Ge— 
ſchäfts- und Vermögensformen. Vorträge zur Verföhnung der Gegenjäße von Lohn- 
arbeit und Kapital, 1870. 

XXXI 


Das Eindringen der jozialpolitifchen Ideen in die Literatur. 45 


Einjegung von Organen der Wirtfchaftspolizei. Dieſe letztere ſoll die 
freie Konkurrenz nicht befeitigen, aber Schuß bieten der induftriellen und 
ländlichen Lohnarbeit und durch eine große Neihe von Einzelmaßregeln 
die Leiftungsfähigfeit der Volkswirtſchaft heben und die Antriebe der 
einzelnen Erwerbsgruppen ſichern. 

Um diejelbe Zeit, als Schäffles Sozialismus und Kapitalismus 
erichten, traten noch andere Nationalöfonomen mit Schriften hervor, 
welche deutlich erkennen ließen, daß in der Wiffenfchaft der Umſchwung 
vollzogen war. Schmoller befannte in der Vorrede zu feiner Gejchichte 
der deutjchen Kleingewerbe!, daß er früher zu optimiftifch nach der her- 
gebrachten Anficht der liberalen Nationalökonomie die Gemerbefreiheit als 
das ausjchließliche Heilmittel für alle Übelftände angejehen habe. „Se 
tiefer aber meine Studien gingen... . dejto mehr verwandelten fich meine 
früheren Abjtraftionen in Tonfrete Unterjcheidungen, der fchönfärbende 
Optimismus in die Einficht, daß notwendig aus den großen Umwälzungen 
unjerer Zeit neben glänzenden unerhörten Fortjchritten tiefe joziale und 
wirtjchaftliche Mißſtände fich ergeben; der Nihilismus des laisser faire, 
laissez passer wandelte jich in die Forderung nach pofitiven Reformen, 
wobei die Reformen mir immer als die Hauptjache erjchienen, nicht ob 
fie der Staat oder die Gejellichaft in die Hand zu nehmen habe.” In 
der Zuſammenfaſſung der Ergebnifje jeiner Forſchungen fordert er pofitive 
Tätigkeit von Privaten und Vereinen, von Schule und Kirche, Staat und 
Gemeinde, um zu verhindern, daß die Vermögensungleichheit fich weiter 
jteigere, um zu bewirken, daß der notwendige freie Wettbewerb fich unter 
der fittlichen Kontrolle der Öffentlichkeit abjpiele. Sätze, wie die folgenden, 
zeigen, daß SchmoLller den Boden der oben bejprochenen Rechtsphilojophen 
und Sozialpolitifer betreten hatte: „Das Volksbewußtſein wird jede be- 
jtehende Ungleichheit des Vermögens und Einkommens als erträglich an- 
jehen, welche mwenigitens ungefähr den perfünlichen Gigenjchaften, dem 
jittlichen und geiitigen Verdienit der Betreffenden, der Geſellſchaftsklaſſe 
entſpricht?“ „Das Eigentum iſt fein abjolutes; der Wert des Gigentums 
it immer mehr Folge der Gejelljchaft als Verdienſt des Einzelnen; jeder 
Einzelne iſt der Gefellichaft und dem Staate jo taufendfach verpflichtet, 
daß jein Eigentum nur denkbar iſt mit weitgehenden Verpflichtungen und 
Laſten gegen das Ganze,” 

Gleichzeitig erjchienen Brentanos Unterfuchungen über Die 


! Zur Gejchichte der deutjchen SKleingewerbe im 19. Jahrhundert, 1870. 
2 0.0.90. ©. 672 
® 0.0.0. ©. 686. 
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englifchen Gemerkvereine ! und zeigten die Bedingungen, die Methoden, 
die Wirkungen von Arbeiterorganijationen, welche, auf dem Boden der 
gegebenen Gejellfchaftsordnung jtehend, doch eine Reform des Wrbeits- 
verhältnifjes und eine Hebung der Lage der arbeitenden Klaſſen er- 
reichten. Den theoretifchen, philoſophiſchen Erwägungen entiprungenen, 
allgemein formulierten Forderungen nach Organifatton der Arbeiter war 
damit ein feites, konkretes Fundament gegeben. Im Jahre 1871 ver- 
öffentlichte von Scheel feine Theorie der jozialen Frage, eine Schrift, 
welche die Widerjprüche entwidelte, in welche die formelle rechtliche 
Freiheit und Gleichheit mit der tatfächlichen Entwidlung der Gejellichaft 
gerät, die zur wirtjchaftlichen Unfreiheit und Ungleichheit führt, und zeigt, 
daß nur die Stärfung der Staatsgewalt, als der höchiten Kulturmacht, 
zugunften der Freiheit und Gleichheit, und die Anwendung der Mittel, 
welche Gejeggebung, Oberaufficht und Verwaltung an die Hand geben, 
zu einer gefunden Gefellichaftsorganifation führen fünnen?. Im felben 
Sahre trat Schönberg mit feinem Vorjchlag auf Errichtung von Arbeits- 
ämtern hervors. Sie jollten eine genaue Feititellung der auf die materielle 
und foziale Lage der Lohnarbeiter ihres Bezirkes bezüglichen Verhältniſſe 
und die Verfolgung aller in diefer Richtung vor fich gehenden Verände- 
rungen und ihrer Urfachen zur amtlichen Aufgabe haben und als Organe 
der Neform überall Selbithilfe und gejellfchaftliche Hilfe fürdern und an- 
regen, nach Einführung von Arbeiterfchußgejegen ihre Durchführung über- 
wachen. Damit waren mit aller Schärfe die Verhältniffe der Lohnarbeiter 
aus dem Kreife rein privater Angelegenheiten herausgehoben und als 
Gegenitand öffentlicher Verwaltung betont. Im Herbit desjelben Jahres 
hielt Adolf Wagner feine berühmte Rede über die joziale Frage ®. 
In ihre verfündete er laut, daß die Nationalöfonomie wieder mehr den 
Charakter und die Bedeutung einer ethijchen Wifjenjchaft erhalten müſſe, 
um die fozialen Fragen richtig zu behandeln. Die dee einer jittlichen 
Verantwortlichfeit des Einzelnen, der. Gejellichaft, des Staates für die 
Geftaltung der Wirtjchaftsverhältnifje gewinne gegenüber der bloßen Er- 
forſchung des natürlichen Werdens wieder an Bedeutung. Daraus ergebe 
fich die Forderung nach Befeitigung des Lurus, nach bejjerem Einver- 
nehmen zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern, nach Bejchränfung des 
privaten Grundeigentums, überhaupt nach vermehrter Staatshilfe, nach 
bejjerer Verteilung der Steuerlaft. Arbeiterfammern auf gejeglicher 


! Die Arbeitergilden, 1. Bd. 1870, 2. Bd. 1871. 
? Die Theorie der jozialen Frage, 1871. 
? Arbeitzämter, eine Aufgabe des Deutjchen Reichs, 1871. 
* Rede über die joziale Frage, 1872. 
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Grundlage jollten Arbeiter und Unternehmer zur geordneten Erledigung 
ihrer Streitfragen zufammenführen, zeitweilig jogar die Löhne feitjegen. 
Verminderung der Arbeitszeit, Verbot der Sonntagsarbeit, Sicherung der 
Arbeiter in Fällen der Krankheit, Invalidität, Alter, Fürforge für Witwen 
und Waiſen jeien öffentliche Aufgaben. Ebenſo die Verbefjerung der 
Konjumtion durch Wohnungsreform, getftliche, fittliche, religiöſe Hebung 
der unteren Klaſſen, Steuerreform. „Sicher heiße es hier, Freiheit ift 
bejjer als Zwang.” Aber erjtere jet eine große Erziehung voraus, 
legtere ijt heute noch nicht zu entbehren. „Exit meitgehende Staats- 
intervention, erit das Gejeg und der Zwang des Staates haben hier die 
ſimpelſten Pflichten der Menfchlichfeit und des Chriftentums zur Geltung 
gebracht.“ Darum Selbithilfe und Staatshilfe. 

An dieje Rede fnüpft jene Polemik der Liberalen Schule an, in 
welcher die theoretifchen Vertreter der Sozialpolitik als „Kathederſozialiſten“ 
bezeichnet werden!. Damit war die neue Richtung als jozialpolitifche 
Schule ausdrücklich anerkannt. Eine äußere Vereinigungsgelegenheit wurde 
bald darauf gejchaffen. Sm Sommer 1872 bejchloß eine Anzahl national- 
ökonomischer Profefjoren, in Verbindung mit einigen Vertretern anderer 
Berufe regelmäßige VBerfammlungen zur Befprechung der fozialen Frage 
abzuhalten, um ein Gegengewicht gegen den jchädlichen Einfluß der 
manchejterlichen Lehre zu jchaffen. Im Dftober fand der erſte Kongreß 
zu Eijenach jtatt?. In feiner Gröffnungsrede® wies Schmoller auf die 
leitenden Gedanken hin, welche die Einberufer bewogen hatten, die Ver: 
jammlung anzuregen, in der Hoffnung, hier eine Bafis zu finden für die 
Reform der jozialen Verhältniffe. Das Überſehen des pſychologiſchen 
Zufammenhanges zwijchen den Drganifationsformen der Volkswirtſchaft 
und dem ganzen jittlichen Zuſtand einer Nation fei der Kernpunft des 
Ubels der Zeit. Man habe zu jehr die Steigerung der Produktion und 
zu wenig die Rückwirkung der neuen Organifationsformen auf die Menfchen 
im Auge gehabt, man habe die zunehmende Größe der Vermögens- und 
Einfommensungleichheit, das Ungenügende der Lebensbedingungen der 
arbeitenden Klaſſen, das Entjtehen der Klaſſenkämpfe nicht genügend be- 
achtet. Reform jei notwendig, nicht als Umkehr zu vergangenen Ein- 


! Oppenheim in der Nationalzeitung Dez. 1871: Manchefterichule und 
Sathederjozialismus, jpäter als Brofchüre unter dem Titel: Der Kathederſozialismus. 

? Wan vgl. über die Entitehung dieſes Kongrefjes und die ihm vorausgegangene 
literarifche Polemit Dr. Elje Conrad, Der Verein für Socialpolitit, 1906, 
1. u. 2. Sap. 

° Verhandlungen der Eifenacher Verfammlung zur Beiprehung der jozialen 
Frage, 1873. 
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richtungen oder als Umfturz aller bejtehenden Verhältniffe, jondern als 
Ausbau ſchon beitehender Anſätze zu einer entgegengejegte Intereſſen aus- 
aleichenden jozialen Ordnung, insbefondere durch Verftärfung der Staats- 
gewalt auf vielen Gebieten des wirtjchaftlichen Verkehres. Daß ein 
immer größerer Teil des Volkes zur Teilnahme an allen höheren Gütern 
der Kultur, an Bildung und Wohlitand berufen werde, ſei das hierbei 
anzuftrebende Tyveal. Von jchwebenden Fragen wurden auf dem Kongreß 
die Frage der Arbeitseinitellungen, der Gewerkvereine, der Fabrifgejeh- 
gebung und die MWohnungsfrage disfutiert. 

Un der Vorbereitung und Einberufung des Kongreſſes hatten von 
den älteren Vertretern der Nationalökonomie Nofcher, Hildebrand, 
Rnies, ferner Ad. Wagner, Conrad, Knapp, Brentano, 
Schmoller, Mithoff, Naſſe mitgewirkt. An dem Kongreſſe 
nahmen außerdem noch teil Cohn, Held, Neumann, von Scheel, 
Schönberg. Von den Fehlenden waren die beiden namhbafteiten, 
Stein und Schäffle, durch ihre ganze literarifche Vergangenheit mit 
der neuen Richtung verbunden. Es war klar, daß die deutfche national- 
ökonomische Wiſſenſchaft vollitändig auf dem Boden der Sozialpolitik 
and. Ein Jahr nach dem Gifenacher Kongreß jchuf fie fich einen Ver— 
einigungspunft in dem Verein für Socialpolitif, der jeither Wertvolles 
geletitet hat in der Erforſchung der ſozialen Zuftände und in der Diskuffion 
einzufchlagender Reformen !. Entſprechend dem für die Eifenacher Tagung 
aufgeitellten Brogramme war die Arbeit des Vereins jtet3 darauf gerichtet, 
die Erörterung einzelner Fonfreter Fragen in fachlicher Weife durch Feſt— 
jtellung von Tatjachen und gutachtlichen Außerungen verjchiedener 
Intereſſenten und Beobachter vorzubereiten und diefe Grörterung in 
wiljenjchaftlicher Weiſe durchzuführen. Der Verein vepräfentierte und 
vepräjentiert daher nicht eine bejtimmte Richtung der fozialen Reform 
und ebenjowenig haben fich die Vertreter der nationalöfonomifchen Wiffen- 
Ichaft auf ein bejtimmtes Programm geeinigt. Die jozialpolitifchen Ideen 
find nicht, wie die wirtſchaftspolitiſchen Ideen des Liberalismus, Forderungen 
auf der Grundlage eines einfachen und einheitlichen Brinzipes. Sie ruhen 
auf der Anerkennung der Notwendigkeit pofitiver Tätigkeit nicht nur der 
Individuen, jondern aller gejellfchaftlichen Organe und Mächte. Aber. 
Art, Maß und Richtung diefer Tätigkeit werden ſehr verjchieden gewertet. 
Auch bei großer Übereinftimmung in den Grundfragen ift doch eine jehr 
verschiedene Beurteilung in den einzelnen Fragen der praktischen Bolitik mög— 





ı Dal. Elje Conrad, Der Berein für Soicalpolitif und feine Wirkſamkeit 
auf dem Gebiete der gewerblichen Arbeiterfrage, 1906. 
XXXI 


Das Eindringen der jozialpolitiichen Ideen in die Literatur. 49 


lich und tatfächlich gegeben. Die grundfäglichen Auseinanderjegungen über 
Prinzip, Ziel und Grenze der Sozialpolitif treten dort auf, wo die Fragen 
nach der Stellung des Individuums zum Staate, nach den Folgen aus dem 
Grundjage der Freiheit und Gleichheit, nach der Art und Weife der Ein- 
fommensverteilung, nach dem Werte der einzelnen Berufsitände, Produftions- 
organijationen, Klaſſen erörtert werden. Grundlegende Grörterungen diejer 
Art find nicht zahlreich, doch haben Schäffle, Ad. Wagner umd 
Schmoller fie gepflogen. Übereinftimmend haben fie fich, troß mancher 
Divergenzen in Einzelfragen, bemüht zu zeigen, daß die Kultur und ihr 
Fortichritt in der Gejellichaft davon abhänge, daß das Individuum 
fich) nicht als Selbitzwed, jondern nur al3 Glied der Gemeinschaft erfenne, 
Dberites Ziel auch des wirtjchaftlichen Prozeſſes iſt die höchite Gefittung 
der Gemeinjchaft, die in mannigfacher Gliederung der Vervollfommnung 
des Lebens aller zuftrebe. Der diefem Zwecke dienende Einfommens- und 
Vermögensbildungsprozeß in Produktion und Grmwerb erfennt daher nicht 
den höchiten individuellen Genuß des Einzelnen oder irgend welcher Klajjen als 
oberites Prinzip an, jondern die höchitmögliche verhältnismäßige und 
nachhaltige Gejamtbefriedigung der hiftorifch gegebenen Gejellichaft. Diejes 
Ziel ijt aber ohne Einjchränfung der individuellen Freiheit, ohne jtaat- 
lichen Zwang, ohne eine fomplizierte Rechtsordnung, ohne eine Mannig- 
faltigfeit gejellichaftlicher Organe mit pofitiven Funktionen nicht zu erreichen. 
Schäffle und Wagner haben diefe Gedanken jchon in den fiebziger 
Ssahren in ihren Syitemen vertreten und namentlich Ad. Wagner hat 
den Grundlagen der jo aufgefaßten Volkswirtſchaft eingehende Erörterungen 
gewidmet!, Schmoller hatte Gelegenheit, fich darüber zu äußern, als 
er zur Abwehr von Angriffen jchritt, welche Treitjchfe? gegen die 


ı Schäffle, Das gejellichaftliche Syftem der menjchlichen Wirtjchaft, 3. Auf- 
lage, 1873; MW. Wagner, Allgemeine oder theoretiiche Volkswirtſchaftslehre. Erſter 
Teil. Grundlegung. 2. Aufl. 1879 (jeither 3. Aufl. 1892—1894). — Die philofophiiche 
Begründung der Sozialpolitif im Sinne von Ahrens und Röder ift heute noch 
maßgebend bei den fatholiichen Schriftitelleren, man vgl. Freih. von Hertling, 
Kleine Schriften zur Zeitgefchichte und Politik, 1897 (insbeſ. ©. 248 ff. über Natur- 
recht und Sozialpolitif); Franz Walter, Sozialpolitit und Moral, 1899; 
Peſch, Lehrbuch der Nationalöfonomie, 1. Bd. Grundlegung, 1905. Ihnen iſt ins— 
bejondere die Betonung der organischen Gliederung der Gejellichaft eigentümlich, durch 
welche die Sozialpolitif einen erweiterten Inhalt befommt. Hertling bezeichnet 
als ihre Aufgabe: die Leitung, Förderung und Ausgleichung der verjchiedenen Ge- 
jellichaftsfreife durch den Staat und im Intereſſe der ftaatlichen Gemeinschaft. 
a. a. D. ©. 254. 

2 Der Sozialismus und feine Gönner, in Preuß. Jahrbücher, 1374. 
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Kathederjozialiften richtete. In dieſer Streitjchrift! hat Schmoller 
Nechenfchaft gegeben über den Umfchwung, der fich in der Auffaffung 
von den Aufgaben der Wiſſenſchaft in bezug auf die wirtjchaftlichen Er— 
jcheinungen vollzogen hat, und zugleich die Grundlinien gezogen für die 
allgemeinen Aufgaben der jozialen Neform. Er zeigt den Fortjchritt und 
die Vertiefung der Wiffenjchaft über die ältere hiſtoriſche Schule hinaus, 
welche zuerſt die dee einer fonftanten, über Raum und Zeit erhabenen 
Normalform der volfSwirtfchaftlichen Organifation befämpft hat. Dies 
war nur eine Teileinficht. Das ganze Wejen der Wirtjchaft erfaßte man 
erit, als man erkannte, daß die äußeren, natürlichen, technifchen Tatjachen 
der wirtjchaftlichen Entwiclung zwar äußert wichtige, aber nicht allein 
entjcheidende Bedingungen für die Form der wirtichaftlichen Organifation 
find. Immer wirken auch Sitte und Recht ein, jo daß die Wirtfchaft 
jtetS ein Produkt des Zuſammenwirkens natürlicher und gejellichaftlicher 
Urfachen iſt. Die gejellfchaftliche Ordnung, die fittlichen Ideen, die 
Nechtseinrichtungen find aber nichts Konftantes, ſondern von der gefamten 
Kultur, von der Bildung und Erziehung abhängig. Darum kann fein 
Einzelner und feine Klaſſe den Anjpruch auf die Fortdauer einer bejtimmten 
Nechtsordnung erheben, vielmehr beiteht der joziale Fortſchritt gerade 
darin, daß das Prinzip der Gerechtigkeit bejtehendes Necht umgeftaltet 
und die gejellichaftlichen Lebensbedingungen jo ordnet, daß Verdienft und 
Macht, Leiftung und Belig und Einfommen, gejellfchaftlicher Wert und 
joziale Stellung der Menſchen immer mehr zufammenfallen. Unjere Zeit 
habe durch die mwirtjchaftlichen Ummälzungen viel wirtjchaftliches Unrecht 
gejchaffen, das es zu befeitigen gälte durch die foziale Neform, deren Ziel 
beiteht in der Wiederheritellung eines freundlichen Berhältnifjes der ſozialen 
Klaffen unter fich, in der Befeitigung oder Grmäßigung des Unrechtes, 
in der größeren Annäherung an das Prinzip der verteilenden Gerechtigkeit, 
in der Herftellung einer fozialen Gejeßgebung, die den Fortfchritt, die 
fittliche und materielle Hebung der unteren und mittleren Klafjen garantiert. 

Mit diefer Auffafjung iſt die Nationalöfonomie weit über den Kreis 
der Aufgaben hinausgehoben, die ihr als Theorie der ökonomiſchen Be— 
ziehungen der Menfchen durch die Begründer der Wiſſenſchaft gezogen 
war. Gie ift zu dem geworden, was man in den vierziger Jahren ans 


ı ber einige Grundfragen des Rechts und der Sittlichkeit, im Jahrb. f. 
Nationaldf. u. Statiftit, Bd. XXIII, 1874, auch jelbitändig 1875. Schmollers 
grumdlegende Anfichten jind auch in einem jpäteren Aufſatze über die Gerechtigkeit in der 
Volkswirtſchaft im Jahrbuch f. Geſetzgebung und Volkswirtſchaft, 1880 (Zur Sozial- 
und Gewerbepolitif der Gegenwart, 1890, ©. 204) niedergelegt, ferner im „Grundriß 
der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre“. 

XXXI 


Das Eindringen der fozialpolitiichen Ideen in die Literatur. 51 


gefichtS der neuen und fremdartigen Erſcheinungen im Leben der Völker 
gefordert hatte, zur Geſellſchaftswiſſenſchaft. Wer in der Wirtjchaft die 
ganze komplexe Wirklichkeit erfaſſen will, der hat in der Tat die Lebens- 
bedingungen und die Lebensäußerungen der „Geſellſchaft“ zu erforſchen 
und das tit die Bedeutung des Gindringens der fozialpolitifchen Ideen 
in die nationalöfonomifche Literatur, daß fie dieſe Erweiterung vollzogen 
hat. Auch die gejchichtliche Erfahrung und die rechtsphilofophifche Be— 
gründung der wirtjchaftlichen Spnititutionen haben nur vom Standpunfte 
der Gejellichaftsmwifjenjchaft aus Bedeutung. Denn das ökonomische Moment 
an jich betrachtet ift in der Tat ein Konſtantes in Raum und Zeit, es zeigt 
die Abhängigkeit des Menjchen von den Güterquantitäten. Die Befchränttheit 
der verfügbaren oder erreichbaren Güterwelt im Verhältnis zur Uns 
bejchränftheit des Begehrens ruft ein mwoirtjchaftliches Verhalten der 
Menjchen hervor, daS zu gejegmäßigem Handeln auf Grund von Wert- 
voritellungen führt, die durch die piychologijche Natur des Menfchen 
bedingt und ihrem Wejen nach immer gleichartig find. Dieſe Tatjache 
war e3, welche in der klaſſiſchen Nationalöfonomie und ihrer Theorie 
hervortrat und als Erkenntnis von dauerndem Werte Beachtung finden 
muß, denn fie zeigt uns die Schranken, die allen gejellichaftlichen Ein- 
flüffen und allem fittlichen Wollen geſetzt find. Aber fie zeigt uns doch 
nur die Wirkſamkeit einer Bedingung des gejellichaftlichen Lebens. Wie 
fich die Beziehungen der Menfchen innerhalb diejer Grenzen geftalten, 
ijt nicht mehr von ökonomischen Werturteilen abhängig, jondern ift eine 
Konſequenz der fittlichen Lebensordnung. Dies aufgezeigt und zum Grunde 
des Handelns der Menjchen in der Gejelljchaft und im Staate gemacht 
zu haben, ijt das Verdienit jenes Umfchwunges, der durch das Eindringen 
der jozialpolitifchen Ideen in die Nationalöfonomie hervorgerufen worden 
it. Für die Wilfenfchaft find damit neue Aufgaben aufgezeigt worden, 
welche die ältere Wilfenjchaft nicht gefannt hat. Aus einer bloßen Wirt: 
jchaftslehre wurde fie zur Soziallehre, welche nicht nur den einfachen 
Zuſammenhang zwijchen Gütern und handelnden Gigeninterefje bejchreiben, 
fondern ihn auch als Urjache und Wirkung anderen Gefchehens exrfennen 
und damit den Wandel der Wirtfchaft unter dem Einflufje der Natur 
und der Gejittung veritehen lehren joll, damit wir lernen ihn zu beherrichen. 
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Frauenbewegung und Frauenfrage. 
Bon 
Eliſabeth Gnauck-Kühne, Blanfenburg- Harz. 


Snhaltsverzeichnis, 


Ginleitung. Die Frauenbewegung ein Kampf zwijchen Mann und Weib 
©. 2. — Die von den Frauen erreichten Fortſchritte ©. 3. — Hiſtoriſcher Rückblick. 
Die ideellen Urfachen der Frauenbewegung ©. 3. — Erklärung der Frauenrechte 
©. 4. — Luiſe Otto-Peter3 1848 ©. 4. — Beginn der Frauenbewegung in Deutjch- 
land: Gründung des Allgemeinen Deutjchen Frauenvereins in Leipzig 1865 ©. 5. — 
Demofratifch-gleihmachende und marncheiterliche Jdeale ©. 5. — Ein neuer Vorſtoß 
von Berlin aus 1888. Berein Frauenwohl ©. 6. —Die mirtjchaftlichen Urfachen 
©. 7. — Sozialdemokratie. — Die fozialdemofratifche Arbeiterinnenbewegung ift 
Klafjenfampf ©. 8. — Umſchwung in der Auffaffung vom Staate. — Soziale Gejeb- 
gebung ©. 9. — Die Borarbeit der Lehrerinnen. — Ihre Petition 1887. — Die 
Srauenbewegung der Gegenwart fommt in Fluß ©. 10. — Bund deutjcher Frauen— 
vereine 1893. — 1895 die chriftliche Frauenbewegung. — 1899 der Deutjch-evangelijche 
Frauenbund. — 1904 der Katholiiche Frauenbund S. 11. — Die hriftliche Frauen- 
bewegung geht von der Unterjchiedlichkeit der Gejchlechter aus ©. 11. — Pie 
Erfahrung verneint das Gleihheitsideal S. 12. — Epifodenhaftigfeit dev weiblichen 
Berufstätigkeit ftatiftiich nachgewiejen: die Ehe der Hauptberuf ©. 14. — Der Dualiz- 
mus im Yyrauenleben die eigentliche Frauenfrage ©. 16. — Hausmutterberuf in der 
Gegenwart ©. 17. 


I. Einleitung. 


Kampf und Fortjchritt find Gejchwiiter, die einander wechjeljeitig 
beeinflufjen. Ohne Kampf fein bedeutungsvoller Fortichritt. Jeder Fort— 
fchritt aber erichließt wieder neue Ziele, zu denen es hindurcchzudringen 
gilt, jei es durch ein Urwalddicicht von Vorurteilen oder durch einen 
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Moraſt von ſtumpfer Gleichgültigkeit oder eine Mauer ſatter Ab— 
ſchließung. So lange wir unter der Wechſelwirkung von Kampf und Fort— 
jchritt jtehen, jo lange jtehen wir im Fluffe lebendiger Entwicklung. Der 
Kampf it alt wie die Menfchheit. Auf den Zweikampf folgte der 
Kampf der Familien, der Stämme, der Völker, der Weltteile. Das 
Gemeinjame diefer Kämpfe war und it, daß Männer gegen Männer 
ftanden, und daß fie fich mit Fauft und Eiſen befämpften. Die le&ten 
hundert Jahre nun find Zeugen geworden eine® Kampfes, der neue 
Züge zeigt. In diefem Kampfe jteht nicht ein Volt gegen das andere, 
jondern der Kampf iſt in allen Kulturvölkern innerhalb der nationalen 
Grenzpfähle entbrannt, und es jtehen nicht Männer gegen Männer, fondern 
Frauen gegen Männer, die weibliche Menjchheitshälfte gegen die männliche, 
und fie kämpfen nicht mit eifernen, jondern mit friedlichen Waffen. 
&3 iſt der Kampf des weiblichen Gejchlecht3 um erweiterte Lebens— 
bedingungen, die Frauenbewegung. An ihr wird Ben Akibas Wort zu 
jchanden, fie iſt noch nicht dagemwejen. Griechenland hat tragifomifche 
Ekkleſiazuſen gejehen, aber feine Frauenbewegung. Dazu fehlte ihm die 
erite VBorbedingung: Es hat geiltreiche Hetären und hausbadene Wirt- 
ichafterinnen, aber feine Frauen gehabt. — 

Muß man diefer Bewegung nun aber wirklich den Namen eines 
Kampfes geben ? 

Gewiß. Die Frauen machen den Männern jtreitig, was gegenwärtig 
jo gut wie ausschließlich in deren Befite iſt: Wiſſen, Erwerbsmöglichkeit, 
joziale Standesrechte. Aber ijt es nicht nur ein Kampf innerhalb einzelner 
Berufsitände (3. B. der Lehrer oder der faufmännischen Angejtellten und 
ihrer weiblichen Konkurrenten), jondern tatjächlich ein Kampf zwischen 
Mann und Weib? 

Der aufmerfjame Beobachter wird auch hier zuftimmen, wird einen 
(atenten Kampf fühlen, deſſen akute Ausbrüche in Männerverfammlungen 
zu erfolgen pflegen, wenn die Berufs- oder Geſchlechts-Intereſſen aufein- 
anderplagen, wie 1906 in München auf dem Lehrertage. Der Behandlung 
der Lehrerinnenfrage in dieſer Verſammlung kommt ſchlechthin ſymptomatiſche 
Bedeutung zu. Es bedurfte nicht einmal eines feinen Gehörs, um in den 
Verhandlungen einen Unterton zu vernehmen, der fehlt, wenn Männer im 
Intereſſenkampfe mit Männern ſtreiten: Die Geringſchätzung des 
einen (weiblichen) Konkurrenten, deſſen Anſpruch, ſeine Mitarbeit als 
gleichwertig anzuerkennen, der andere als eine Herausforderung empfindet. 
Die elementaren Zornesausbrüche warfen ein grelles Blitzlicht auf den 
Geſchlechtsegoismus des betreffenden Standes, aber in dieſem Lichte er— 
kannte man um ſo deutlicher, wie ſieghaft das weibliche Geſchlecht vor— 
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gedrungen iſt. Ja, man könnte dieſe gelegentlichen Ausbrüche als 
charakteriſtiſche Symptome für den Stand des Kampfes anſehen und 
buchen. Der Lehrertag zu Weimar 1878 konnte ohne lauten Widerſpruch 
die Schale ſeines Spottes über die Lehrerinnen (damals die einzigen ihrer 
Lage bewußten Frauen) und ihre Bildungsanſprüche ausgießen, der zu 
München fand die Lehrerinnen gerüſtet. Sie proteſtierten und hatten 
dabei die öffentliche Meinung, joweit fie in der Preſſe fich äußert, 
auf ihrer Seite. Eine hemmende Wirfung ift diefem jüngsten Ausfalle 
der Lehrerjchaft jo wenig beizumefjen wie früheren abfälligen Außerungen. 
Die Lehrerinnen — fie find die Pioniere im Kampf — dringen auf der 
ganzen Linie vor. in deutlicher Beweis für ihren Ernſt und ihre 
Kenntnis der Zeitbedürfniffe ift ihre fete Organifation. Der erſte Verein 
wurde 1869 gegründet; ihm folgten andere, die fich 1890 zu dem All 
gemeinen deutjchen Lehrerinnenverein unter H. Lange zufammenfchlofjen. 
Die fatholifchen Lehrerinnen organifierten ſich 1885 unter Bauline Herber. 
In Göttingen tft der Si eines Chriftlichen Lehrerinnenvereins unter Vorſitz 
von Frl. Mejer. Die Lehrerinnen wurden für ihr Gefchlecht die Auferinnen 
im Streit, und ihr Ruf verhallte nicht ungehört. Der Verband deutjcher 
Frauenvereine zählt 90 000 Mitglieder, der Katholifche Frauenbund 16 000, 
der Deutjch-evangelifche 7000, der internationale Verband zählt nach 
Millionen. Aber die Frauenbewegung iſt nicht nur ein Baum mit vielen 
Alten geworden, er hat auch ſchon Früchte gezeitigt, die ebenfo viele 
Siegeszeichen find. Die Univerfitäten haben fich den Frauen exjchloffen, 
die Gemeinde bejtellt fie zu Vormündern und Waijenpflegerinnen und 
nimmt fie in den Armenrat auf. Das Ehegeſetz anerkennt ihre Gefchäfts- 
fähigfeit und ihre Nechtsfähigfeit in umfangreicherem Maße; an Stelle 
der väterlichen iſt die elterliche Gewalt getreten. Der Staat ernennt fie 
zu Gemwerbeinjpeftorinnen und zieht eine bejondere Mauer um die jchuß- 
bedürftige Klaſſe der induftriellen Arbeiterinnen durch die joziale Geſetz— 
gebung. Wir jehen, der Kampf hat Fortjchritte gezeitigt. — 


11. Hiftorifcher Nückblick. 

Wie fonnte diefer Kampf, diefe Bewegung entitehen ? 

Die eriten Urfachen find ideeller Natur. ine Franzöfin ift e8, die 
das Signal gibt. Frankreich, jomweit es vom Geijte Rouſſeaus durchjeßt 
war, war bereit, von den naturrechtlichen Ideen der fittenftrengen nord— 
amerikanischen Puritaner das aufzunehmen, was jeine politijchen Ziele 
fördern fonnte, Rouſſeau hatte den Begriff des Staates als einer Einheit 
aufgelöft in die Begriffe Staat und Geſellſchaft als zweier gleich- 
berechtigter Faktoren, die vertragsmäßig verbunden find. Lafayette und 
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fein Kreis! importierten aus Amerika die naturrechtlichen Ideen, die die 
Geſellſchaft in gleichberechtigte Individuen auflöfte, Ideen, die ihren 
Niederichlag in der „Erklärung der Menfchenrechte” fanden. Dlympe 
de Gouges löſte den begriffsmäßigen Menfchen in eine fonfrete männ- 
liche und weibliche Hälfte auf und folgerte mit unanfechtbarer Logik, daß, 
wenn die männliche Hälfte von Natur unveräußerliche Rechte befite, 
auch der weiblichen Hälfte diefe Rechte zufämen. Da die franzöfijche 
Sprache für Menfch und Mann nur ein Wort hat, jo hielt fie die 
Faffung der Erklärung der Menſchenrechte, die ebenjogut eine Erklärung 
der Männerrechte bedeuten fonnte, für mißverftändlich und veröffentlichte 
(1792), getreu nach dem Muſter der „Menjchenrechte”, ihre „Erklärung 
der Frauenrechte“, die von demjelben Geijte gezeugt iſt. Begeijtert wurde 
diefe Erklärung in den Berfammlungen der Frauen aufgenommen und in 
den weiblichen Klubs diskutiert. ES gab eine Frauenbewegung. Ihre 
Dauer war freilich kurz. Die Freiheitshelden hatten unter Menjchen- 
rechten wirklich nur Männerrechte verftanden. Die Verfammlungen der 
Frauen wurden verboten, die Klubs gejperrt. Man juchte nicht einmal 
nach einem Paragraphen, um folch unbrüderliches Tun zu bemänteln. 
Die ftärkere Fauſt machte den Gejeesballajt einer überwundenen Staats— 
ordnung überflüflig. 

Die Frauenbewegung fonnte man leicht unterdrücken, nicht aber Die 
Ideen, die zu ihr geführt hatten. Sie jchlüpften an allen Grenzwächtern 
und Zollauffehern vorbei und fanden ihren Weg nach England und auch 
nach Deutjchland. Hier geſchah es — mie in Frankreich —, daß in 
einer jtürmifchen, bewegten Zeit, im Jahre 1848, eine Frau, Luije 
Dtto-Beters, den Mut fand, aus ihrer Zurücdhaitung herauszutreten. 
Der Sturmwind der neuen Zeit wühlte auch die tiefen und ftillen Waſſer 
diejer Frauenfeele auf. Die gejteigerten Empfindungen verlangten nach 
Ausdruck. Luife Otto-Peters dichtete, jehrieb Auffäge, Leitartikel und 
Bücher des demokratischen Geijtes voll. Sie iſt die erſte deutfche Frau 
gewejen, die der „armen Arbeiterinnen” gedacht hat. Ein Schlagwort 
der Zeit war: Drganifation der Arbeit. Luife Otto, eine Meißnerin, 
wandte fich mit einer PVetition an das ſächſiſche Minijterium Oberländer, 
bittend, man jolle nicht vergefjen, auch die Arbeit der Frauen zu organi- 
jieren. Luife Dtto fand geijtesverwandte Freundinnen. Sie gründeten 
1865 in Leipzig den „Allgemeinen Deutfchen Frauenverein“, der fich aber 
nunmehr nicht auf die Hebung der „armen Arbeiterinnen“ bejchränkte, 


1Ich bemerfe, daß ich bereit3 1901 jelbftändig diefe Auffafjung vertreten 
habe („Die Deutjche Frau”, ©. 27); fie ift nicht der Sellinekjchen Brojchüre entlehnt. 
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jondern dem ganzen SFrauengejchlechte dienen wollte. Die Saßungen jagen 
deutlich, welchen Fortichritt man erftrebte und wo man den Hebel an— 
jegen wollte: Erhöhte Bildung und das Recht zur Arbeit 
waren das Ziel. Im Gegenfage zu den Abjtraftionen der Franzöfin 
vom Necht und von der Freiheit des weiblichen Menſchen, gaben dieje 
Frauen dem Nechts- und Freiheitsdrange jchon einen konkreten Inhalt. 
Sie wollten das Recht angewandt und die Freiheit praftifch betätigt 
jehen, und fie glaubten dies Ziel zu erreichen, wie 8 1 der Statuten 
jagt, durch „Befreiung vonallen der Entfaltung der Frauen- 
arbeit entgegenitehenden Hinderniſſen.“ Wie Olympe de 
Gouges find auch Ddieje Frauenrechtlerinnen das Echo ihrer Zeit. Die 
naturrechtlichen Sdeen waren in weiten Kreifen Deutjchlands fein Maßitab 
mehr in der Beurteilung wichtiger Lebensfragen, in anderen Kreijen 
waren fie durch die Lehre vom hiftorifch gewordenen Rechte abgelöſt. 
Aber der Lebensfeim in ihnen, die Wertung der Freiheit, war als Ferment 
wirkſam geblieben und rief fruchtbare Gärungen auf anderen Feldern 
menschlicher Tätigkeit hervor. Und nicht nur in Deutjchland. In Eng- 
land — damals Fabrif und faufmännifches Kontor Europas — wurde 
der Wunſch nach freier Bewegung auch auf das handels- und wirtjchafts- 
politijche Gebiet übertragen. Der mancheiterliche Geift fam zu Wort und 
machte Schule. Diejer Geift tritt uns unverfäljcht aus dem vorftehend 
abgedruckten S 1 der Statuten des Allgemeinen Deutjchen Frauenvereins 
entgegen, der eine Variante des Leitmotivs der volfSwirtfchaftlichen Theorie 
jener Jahrzehnte ist. Verſtändlich erjcheint diefe Forderung, wenn wir 
uns vergegenwärtigen, daß Sachjen 1865 noch feine Gemwerbefreiheit 
fannte, daß vielmehr die gewerbliche Frauenarbeit innerhalb der weiß— 
grünen Grenzpfähle noch durch den Eleinlichiten zünftleriichen Brotneid 
eingeengt und erjchwert war. Die Bönhafenjagd war noch jelbitverjtändlich. 

Den Vereinszwecen diente das bis 1907 bei Moritz Schäfer in 
Leipzig erjcheinende SFrauenblatt „Neue Bahnen“ auch veranitaltete man 
trefflich geleitete und ausgefüllte Mitgliederverfammlungen und ließ die 
Generalverfammlung in verjchiedenen Städten tagen. Trotz diejer Tätigkeit 
der verehrungswürdigen und verdienftvollen Borfämpferinnen der Frauen- 
jache in Deutjchland friftete der Verein ein ftilles, nach außen wenig 
wirkjames Leben, jeine Bedeutung blieb nahezu lokal beſchränkt. Dies 
war nicht nur der Fall, weil die Begründerinnen jeder lauten Agi— 
tation abhold waren, fie waren mit den Ideen von 1848 verwachjen und 
hielten noch an ihnen feit, alS die nächite Generation dieje Ideen ſchon 


ı Gebt bei R. Appelius, Berlin. Herausgegeben von Dr. Gertrud Bäumer 
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rein hiſtoriſch bewertete, und andere Ideale werbende Kraft gewonnen hatten. 
Charakteriſtiſch iſt der kleine Umſtand, daß man bis Anfang der neunziger 
Jahre nur von einer Frauenfrage, nicht von einer Frauenbewegung! 
fpricht. Ende der achtziger Jahre aber fommt wirklich eine Bewegung 
in Fluß, die auch den Allgemeinen Deutjchen Frauenverein mit fich fort- 
reißt. Diesmal fam der Anitoß von Berlin, und diesmal waren die 
treibenden Urſachen in erſter Linie wirtjhaftliher Natur. Die 
äußere Veranlaſſung war die Gründung des Bereins „Frauenmwohl“ 
unter Borfiß von Minna Cauer 1888. Die Anregung dazu ging von 
den freifinnigen Abgeordneten Rickert und Echrader aus. 

In Berlin kamen mehrere Umftände zujammen, die die Bewegung 
teil3 mit Notwendigkeit hervorriefen, teils ermöglichten und begünitigten. 
Auch in Berlin hatte man „erhöhte Bildung und Arbeit“ als die Angel- 
punkte längſt erkannt. In dem Gründungsjahre des Allgemeinen Deutjchen 
Frauenvereins, der die Befreiung des weiblichen Gejchlechts exitrebte, 
hatte ſich in Berlin der Letteverein Fonjtituiert, der lediglich praftifche 
Zwecke verfolgte und jedes politifche Ziel und jede propagandiftifche 
Tätigkeit für die Zeitideen abwies. Er richtete fein Augenmerk darauf, 
erwerbsbedürftige Frauen berufstüchtig zu machen durch gründliche An— 
leitung und Ausbildung. Während der Allgemeine Deutſche Frauen- 
verein wie ein VBeilchen im Verborgenen blühte, entfaltete fich der 
Letteverein überraschend jchnell. Er 309 die Aufmerkfamfeit des Groß— 
ſtadtpublikums in außergewöhnlichem Maße auf fich, allfeitige Teilnahme 
wurde ihm gejchenft. Die Befigenden jteuerten bei, und angehende Berufs- 
arbeiterinnen jtrömten ihm zu. Die überrafchende Inanſpruchnahme des 
Lettevereins öffnete — immer zunächit in Berlin — manchem die Augen 
über die Lage der Frauenwelt. Auch in Kreifen, die weder Marx noch 
Bebel lajen, fing man an, von einem Einfluß zu reden, den die veränderte 
MWirtichaftsform auf die Lage der Frau ausübe. Ebenſowenig fonnten 
fich die fonjervativiten Beamten oder Offiziersfamilien, ſelbſt wenn fte 
nie über Familienwirtſchaft und Volkswirtſchaft theoretifierten, der Einficht 
ganz verjchließen, daß „die Zeiten andere geworden waren.” Die reine 
Familienwirtjchaft alten Stils gehörte in Berlin der Vergangenheit an. 
sa, man jprach jogar von Fabriken, die ‚KRonferven machten — —! 
— — ımd die alten Hausfrauen jchüttelten ungläubig die Köpfe. Wo 
blieb das vechtichaffene Tagewerk der Haustüchter in einer Wohnung 
ohne Wirtjchaftsräume, in einem neuen Haufe mit einem bejonderen 


' Das Wort taucht auf mit einer vergriffenen und vergejjenen Brojchüre: 
„Nrjachen und Ziele der Frauenbewegung.“ 1893. 
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Eingange „für Lieferanten”? Die Frauen waren einft ihre eigenen 
Lieferanten gewejen. est rilfen die Unternehmer alles an fich. Früher 
Produzenten für die Familie, wurden die rauen jest bloße Mitkonſumenten 
der Fabrifwaren. Man depojjedierte die Frauen. Während im Deutjchen 
Neiche die Zunftichranfe gefallen und die Gemerbefreiheit proflamiert 
worden war, während die „armen Arbeiterinnen” fein Hindernis mehr 
fanden, das fich der Überjpannung ihrer Kräfte entgegenitellte, ſanken den 
Haustöchtern der befigenden Klaffen allgemach die Hände in den Schoß. 
hr Leben wurde bejchäftigter Müßiggang mit dem ganzen Fluche 
dilettantenhafter Mittelmäßigfeit, Halbheit und Hohlheit. Sie hatten zu 
wenig oder feine Arbeit, die „armen Arbeiterinnen“ Dagegen zu viel. 
MWährend fich auf billige, in der Vereinzelung wehrloſe Frauenkraft in 
Berlin ganze Industrien aufbauten (wie Konfektion und Kartonnage), fragte 
man fich in den jozialen Schichten, deren Staffel oberhalb der Arbeiterinnen 
welt beginnt, wie der chronijchen Arbeitslofigfeit der Haustöchter zu be- 
gegnen jei. Und dieje Frage führte zur Einficht: Die Tochter muß Arbeit 
außer dem Haufe juchen. Damit war Brejche in die Tradition gelegt, 
die nicht mit Unrecht die Frau ins Haus gewieſen hatte, denn fie 
hatte im Haufe gefunden, was fie vom Leben zu fordern berechtigt war: 
eine Arbeit und eine Pflicht, Lebensunterhalt und Lebensinhalt.e Mit 
diefer Tradition war das weibliche Gefchlecht in Widerjpruch geraten. 
Nun galt es, Erſatz für das verlorene Arbeitsgebiet zu finden und draußen 
auf dem Markte den Männern wieder abzuringen, was fie an fich geriffen. 
Aber dazu mußte man Kenntnifje und Fertigkeiten fich) erringen. Man 
hätte gern die Anfichten und Erfahrungen anderer gehört, die denjelben 
Kampf aufzunehmen gezwungen waren. Aber wo follte man fie finden ? 
Wo war ein Boden, auf dem dieje Geifter fich begegnen und Fühlung 
miteinander gewinnen fonnten? Da wurde der Verein Frauenmwohl ge- 
gründet und dadurch dieſem Zeitbedürfniffe der Großſtadt abgeholfen. 
Im Verein fonnte man weibliche Perſonen treffen, die in gleicher Not 
waren, entweder äußerlich durch ihre Lebenslage vorwärts geitoßen, oder 
innerlich bedrängt und nach Klarheit über die Lage ihres Gejchlechts 
ringend. Jedes Mitglied trug die Anregung aus den Bereinsjigungen 
in jeinen Frei hinein. So mwurden erit einzelne, dann ganze Kreife der 
Hauptitadt dem Vereinsleben erjchlofjen. 

Die Außerungen der leitenden Frauen auch diefes neuen Vereins 
ericheinen als ein Echo ihrer Zeit und ihrer Strömungen. 

Die Sozialdemokratie war groß geworden. Man befämpfte fie durch 
Ausnahmegejete. Dieſe waren Schläge nicht ins Waffer, wohl aber ins 
Feuer. Die Funken jprühten umher und zündeten an anderen Orten. 
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Unbeſtreitbar iſt, daß die Sozialdemokratie in ungewöhnlichem Maße die 
öffentliche Aufmerkſamkeit auf die Lage der neuentſtandenen, ſchnell 
wachſenden induſtriellen Arbeiterklaſſe lenkte. Sie ſchilderte dieſe Lage 
als ausſichtslos nnd weihte eine Geſellſchaft dem Untergange, die Maſſen— 
elend zur Vorausſetzung haben ſollte. Auch die Lage der weiblichen 
Hälfte des Proletariats wurde zum erſten Male Gegenſtand ernſter Unter— 
ſuchungen und lebhafter Erörterung. Bebel ſchrieb ſein Buch: Die Frau. 
Eine rührige Agitation, vornehmlich von Männern, ſetzte ein, um die 
Arbeiterinnen um das ſozialdemokratiſche Banner zu ſcharen. Aber bald 
traten auch weibliche Kräfte auf den Plan. Emma Ihrer gründete die 
erſte Zeitſchrift für Arbeiterinnen, „Die Gleichheit“; Klara Zetkin ſtellte 
ihre glänzende Beredſamkeit in den Dienſt der Sache. Politiſche und 
gewerkſchaftliche Führer arbeiteten mit, um die Verwirklichung des Pro— 
grammpunktes anzubahnen, der Gleichheit von Mann und Frau forderte. 
Als nächſter Schritt zu dieſem Ziele erſchien die gewerkſchaftliche Orga— 
niſation der Arbeiterinnen, und zwar gemeinſam mit den Männern. Dieſe 
Organiſation verfolgte wirtſchaftliche Ziele nur als Mittel zum Zweck. 
Ihr Endziel war ein politiſches. Sie bedeutete nichts weniger und nichts 
mehr als die Vorſchule der ſozialdemokratiſchen Partei. Die ſozial— 
demokratiſche Arbeiterinnenbewegung, von Männern ins Leben gerufen 
und mitgetragen, unterſchied und unterſcheidet ſich dadurch bis auf den 
heutigen Tag weſentlich von der ganzen übrigen Frauenbewegung aller 
Schattierungen. Während die bürgerliche Frauenbewegung ſich entwickelt 
und differenziert hat, ift die fozialiftifche Ddiefelbe geblieben. In ihrem 
Weſenskerne ift fie nicht ein Kampf der Frau gegen den Mann, jondern 
ein Kampf der Proletarierin gegen die Beligenden, ein Teil des jozial- 
demokratischen Klaſſenkampfes und damit zugleich ein Kampf neuhetdnifcher 
Kulturauffaffung gegen die beftehende Gefelljchaftsordnung chrijtlicher 
Herkunft. Es leuchtet ein, daß mithin die Literatur diejer Bewegung 
nicht nur ein weiblich abgetöntes Echo der Ideen it, die die Männer 
bejeelten, daß fie vielmehr jchlechthin erfüllt und getragen iſt von dem 
. Geifte und von den Anfchauungen der Partei. Die Verbrüderung ging 
jo weit, daß bejondere Frauentage überhaupt nicht gehalten wurden. Erſt 
Klara Zetkin hat jelbjtändig den Gedanken vertreten und durchgeführt, 
daß die Frauen- und Männerintereffen fich nicht in allen Punkten decken 
und jelbitändige Frauenverfammlungen zur Beratung der jpeziftjchen 
Franenintereffen nötig jeien. Zu einer Annäherung an die bürgerliche 
Frauenbewegung iſt es nicht gekommen, obſchon der linfe Flügel der 
letzteren das Gemeinfame nachdrüclich betont hat. Daß Gemeinjames 
vorhanden ift, kann nur der Blinde überjehen. Wo in Sitte oder Geſetz 
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das weibliche Gejchlecht benachteiligt ift, it jede weibliche Berjon benach- 
teiligt, fie jei veich oder arm. Wenn die jozialdemofratifchen Führerinnen 
trogdem gemeinfames Vorgehen ablehnten, jo gejchah es mit der Be- 
gründung, daß fie das Syſtem der halben Maßregeln verdammen und 
lieber ganze Arbeit tun wollen und zu dieſem Zwecke mit der Partei 
halten, die allem Übel an die Wurzel gehen und es vadifal bejeitigen 
will. Der Glaube an den foztaliftiichen Zukunftsſtaat iſt es, der die 
Genojjinnen eint, fie aber von der bürgerlichen Bewegung trennt. Die 
Werbefraft diejes Glaubens muß für die Arbeiterklaſſe in den jechziger 
und fiebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts eine unmiderftehliche ge- 
weſen jein. Die Lage dieſer Klafje war tatfächlich bejjerungsbedürftig ; 
fie trug jchwer an den Folgen der liberalen Wirtjchaftstheorien. Die 
Freiheit der Bewegung, die die Manchejtertheorie ihnen gebracht, hatte 
fich als Danaergejchent erwiejen. Die Freiheit war ihnen zur Vogel— 
freiheit ausgejchlagen. Keine Schranfe für die Anjpannung und Aus— 
beutung ihrer Kräfte! Männer, Frauen und Kinder wurden rücfichtslos 
ausgenußt. Ging es jo weiter, dann drohte wirklich eine Verelendung 
dieſer Klaſſe. 

Aber da bereitete ſich auch ſchon der Umſchwung vor, der Zeit— 
geijt wurde joztal. Eine andere Auffaffung von Staat und Regierung 
und ihren Aufgaben fam exit leije, dann lauter zu Wort und drang all- 
mählich durch. Hatten die liberalen Theorien den Staat zur Rolle des 
tatenlofen Zufchauers, des Nachtwächters, verurteilt, jo wurde ex jetzt 
wieder in die Würde des gemiljenhaften und gerechten Vaters eingejeßt, 
der aller jeiner Kinder gedenkt, auch der Schwachen und Schwädhiten. 
Ein Pflichtgebiet, das jeder Staat partifulariftiich nach Belieben bearbeitet 
oder überjehen hatte, wurde nach Beendigung des Krieges 1871 von 
Reichs wegen in Angriff genommen: die joziale Gejeßgebung. Zaghaft 
erıwog man 1871 im Neichstage, ob die Unternehmer für Unglücksfälle 
in ihren Betrieben etwa haftbar gemacht werden könnten. Nach zehn 
Jahren jchon erließ Kaifer Wilhelm I. feine foziale Botjchaft; fie ift 
der Marfitein des Umſchwungs; 1890 befennt Kaifer Wilhelm II. fich 
zu denjelben Zielen, und 1891 folgt die Enzyklika Rerum Novarum 
Leos XII. Der Ausbau der Arbeiterfchußgejeggebung jchreitet nun 
rüjtig voran. 

Bedeutjame Hilfe auf diefem Wege leitete der Negierung der fozial- 
gejinnte Teil der gebildeten Bevölkerung. Durch Schriften, Vereine 
(Berein für Socialpolitif) und Kongreſſe wurde Aufklärung verbreitet, 
die Stimmung beeinflußt. An diejer Arbeit beteiligten fich neben den 
Männern auch Frauen, ein Umstand, den die jozialpolitifche Jubiläums: 
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Kundgebung Kaifer Wilhelms II. vom 17. November 1906 anerkennt. 
Und wenn die Wahrheit verlangt, einzugetehen, daß es Männer waren, 
von denen die foziale Zeitjtrömung ausging, jo ift es doch ebenjo wahr, 
zu jagen, daß die Männer ohne Hilfe der Frauen nicht jo weit gefommen 
wären. 

Zu den Frauen, die der fozialen Strömung Berjtändnis entgegen- 
brachten, gehörte der Vorſtand des Vereins Frauenwohl. Minna Cauer 
war von Anfang an entjchloffen für foziale Hilfsarbeit eingetreten. Zu 
einem Verſuche, die industriellen Arbeiterinnen zu organifieren, kam es 
allerdings nicht vor 1898; Frau Cauer half aber Julius Meyer bei der 
bahnbrechenden erſten Drganifation faufmännifcher Gehilfinnen, (einer 
Drganifation, die jet in 50 Ortsgruppen 21000 Mitglieder umfaßt) 
und bot Seanette Schwerin und Dr. Alice Salomon die Hand zur Ein- 
richtung der befannten „Gruppen für joziale Hilfsarbeit.“ So murde 
der Verein Frauenwohl eine Pflegejtätte jozialer Gefinnung und jozialer 
Arbeit. Nach wenigen Jahren war er ein großer, rühriger Verein, defjen 
Berfammlungen ſtark bejucht wurden, und der in den verjchiedeniten 
Städten Frauenvereine gleichen Namens gründete. 

Der Aufſchwung des Vereins Frauenwohl beruhte neben der Auf- 
Dringlichkeit der wirtjchaftlichen Urfachen und ihrer Folgen in der Groß— 
ftadt und neben dem fozialpolitifchen Verſtändnis des Vorjtandes aber 
auch noch auf einer dritten Vorausfegung. Es mußten rauen da jein, 
fähig, die Zeitumftände zu verftehen, in ihr Bewußtſein aufzunehmen und 
fie anderen zum Bemwußtfein zu bringen, es mußten nicht nur gebildete, 
fondern geiftig gejchulte Frauen da fein. Solche Frauen jtellte vor allem 
der Lehrerinnenitand. Die Führerin dieſes Standes in Berlin war 
Helene Lange. Durch die Lehrerinnen waren die Gejchlechtsgenoffinnen 
aufgerüttelt worden. Ohne diefe vorbereitende Arbeit der Lehrerinnen 
hätte der Verein Frauenwohl nicht folches Verſtändnis gefunden. 
1887, ein Sahr vor der Gründung des Vereins Frauenwohl, hatten 
die Lehrerinnen einen bedeutfamen Schritt unternommen, einen Schritt, 
der als der eigentliche Anftoß zur deutfchen Frauenbewegung der Gegen- 
mwart bezeichnet werden muß. Unter verjchwiegener Mitwirkung von 
Henriette Schrader reichten fie dem preußifchen Unterrichtsminiftertum 
und dem Abgeordnetenhaufe eine Petition ein mit der Begleitfchrift von 
Helene Lange: „Die höhere Mädchenfchule und ihre Beitimmung.“ Nun 
war der Stein ins Nollen gebracht. Deutjchland horchte nicht nur auf, 
die Wirkung auf die öffentliche Meinung erwies ſich auch als nachhaltig. 
Kein Zweifel: es gab eine Lehrerinnenbewegung. Ein Jahr jpäter auch 
eine Frauenbewegung. Nun wurde auch der alte Allgemeine Deutjche 
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Frauenverein, der erſte nicht charitativen Zwecken gewidmete deutjche 
Frauenverein, mitgeriffen. Auch er ging in bejchleunigtem Tempo zur 
Gründung von Zweigvereinen über. An allen Ecken vegte es fich. 1893 
organifierte fich die deutjche Frauenbewegung im Bunde deutjcher Frauen- 
vereine. 1895 tritt die chriftliche Frauenbewegung auf dem Gvang.- 
jozialen Kongreſſe zu Erfurt vor die breite Öffentlichkeit. Die Differenzierung 
diejer Bewegung erfolgt jchnell. 1900 hält der Deutſch-evangeliſche Frauen— 
verein feine erſte Tagung; 1904 der Katholifche Frauenbund. 

Auch in dieſen beiden lettgenannten jüngiten Frauenvereinigungen 
läßt fich deutlich der Einfluß der Zeititwömungen erfennen, ſowohl des 
ethijchen Moments, das in der Volfswirtjchaftslehre auftaucht, als auch 
des Fortjchritts von mancheiterlicher Raubtierfreiheit zum jtaatlich orga— 
nijierten Altruismus!. Beide Vereinigungen wollen programmgemäß jozial 
wirken‘, und beide anerfennen das chriftliche Sittengejeg als Nichtlinie 
auch im Wirtjchaftsleben. 

In logiſcher Folgerichtigfeit gab die chriftliche, jozial gerichtete 
Frauenbewegung einen wejentlichen Punkt des liberalen Programms auf. 

Die joziale Zeititrömung verlangte nicht nur Schuß für die Induſtrie— 
arbeiter im allgemeinen, fie erjtrebte befondere Schutzgeſetze für die 
weiblichen Arbeiter. indem die chriftliche Frauenbewegung dieſer 
jozialen Zeitjtrömung fich anjchloß, jtellte fie fich mit beiden Füßen auf 
die Tatjache der Unterjchiedlichfeit von Mann und Weib. 
Dieje Tatjache mußte, wofern man nicht mit zweierlei Maß meſſen wollte, 
naturgemäß auch als Ausgangspunkt und Grundlage für die Forderungen 
und Ziele der Frauen höherer Klafjen dienen. Damit hatte die chriftliche 
Frauenbewegung in einem mejentlichen Bunfte eine jelbjtändige Stellung 
eingenommen und ihre Sonderorganifation gerechtfertigt auch in den Augen 
derjenigen, die in der Anwendung eines fittlich religiöſen Maßſtabes 
gegenüber den Zeitforderungen nur eine unzuläffige Verquickung von 
Religion und Politik erbliden fonnten. Die liberale Bewegung ihrerfeits 
war aus der 48 er Demokratie hervorgegangen, die von dem Gedanten 
der Gleichheit bejeelt geweſen war und redlich geitrebt hatte, Unter- 
jchiede auszugleichen. Weshalb hätte die nivellierende Tendenz der Demo- 
fratie gerade vor dem Gejchlechtsunterfchiede Halt machen jollen? Es 


ı Auch im Bunde deutjcher Frauenvereine fommt der joziale Geift mehr und 
mehr zu Wort, es befteht eine eigene joziale Kommiffion. Der Allgemeine Deutiche 
Frauenverein ift gegenwärtig mit der zeitgemäßen Umarbeitung feiner Statuten be- 
ichäftigt, fiehe „Ziele und Aufgaben der Frauenbewegung”. 
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war nur konſequent, daß ſie den Geſchlechtsunterſchied ausſchaltete und 
das Gemeinſchaftliche ausſchließlich betonte. Der gleichen Auffaſſung 
entſpricht auch das ethiſche Ideal jener Zeit, die „Humanität“, die in 
dem abſtrakten „Menſchen“ das Unterſchiedliche von Mann und Weib 
aufgehen läßt. Aus der bürgerlichen Demokratie der 48er Jahre hat 
auch die Sozialdemokratie das deal der Gleichheit zwifchen Mann und 
Weib übernommen und feitgehalten. 

Daß das liberale Gleichheitsideal von größter Tragweite für die 
Frauenbewegung gemwejen ift, wird fein Einfichtiger leugnen. Nur die 
Unterfchägung der Bedeutung des Gejchlechtsunterjchtedes, nur die feite 
Überzengung, daß das Weib es dem Manne in jeder Hinficht gleich tun 
würde, wenn e3 freie Bahn hätte, fonnte den Liberalen PBionierinnen 
jene rührige Feſtigkeit verleihen, die allen Anfeindungen und Hindernifjen 
troßte und der Frauenbewegung zum Durchbruch verhalf, indem fie 
Männerbildung und Männerberufe dem weiblichen Gejchlechte erfämpfte. 
Wenn die zur Gleichheit führende „Bejeitigung aller der Beruf3- 
tätigfeit und der Bildung des weiblihen Geſchlechts ent- 
gegenftehenden Hinderniſſe“ nur ein Teilzweck gewejen wäre und 
nicht jchlechthin für den Weg in das gelobte Land der Manngleichheit 
gegolten hätte — wer hätte fich dafür opfern mögen? Und Opfer hat 
die Frauenbewegung verlangt! Erſt die Erfahrung mußte diejes 
- Ideal der Manngleichheit erjchüttern, nachdem es jeine hiſtoriſche Aufgabe 
erfüllt Hatte. 


Il. Die Frauenfrage der Gegenwart. 

Welche Erfahrungen liegen nun vor? 

In der unteren Klafje find der Bogelfreiheit der Arbeiterin Schranfen 
gezogen. In den oberen Klafjen find Schranfen gefallen, die das Weib 
in der zerbröcelnden Hauswirtſchaft fethielten. Wir haben nach der 
Berufszählung von 1895 175184 weibliche Perſonen in freien Berufen 
(60 000 mehr als 1883), fehmwerlich greift die Annahme fehl, daß wir 
hier den jelbitändig erwerbenden Töchtern gebildeter Klaſſen wieder 
begegnen. 

Die Schranfen find nicht auf den erſten Anhieb gefallen, noch auch 
war der Weg in die freien Berufe ein leichter. Nachdem die Pionierinnen 
auf jchwierigen Umwegen erjchöpft ans Ziel gelangt waren, fing man an, 
rückwärts die Straße gerade zu legen. Mit Ausnahme des Vereins Frauen- 
bildung Frauenjtudium, der unter dem Vorfige von Frau Kettler prinzipiell 
von vornherein von Grund aus aufbaute, vollzog fich die Entwicklung in 
rücdläufiger Bewegung und in der Form von Kompromijjen, die der Re— 
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gierung von Schritt zu Schritt abgerungen wurden. Erſt erſchloß fich 
die Univerfität, wenn auch nicht gleich zur Immatrikulation. Dann 
wurden Eymnaſialkurſe errichtet. Schließlich ging man an die Ber- 
beiferung der Mädchenjchule. 

Aber nun war auch das heifumftrittene Ziel erreicht, die „der 
Arbeit und Bildung der Frauen entgegenjtehenden Hindernifje” waren 
befeitigt. Die Berufsfrau war da. Sie refrutierte fich aus allen Be- 
völferungsfchichten. Die höheren Klaffen entließen ihre Töchter in die 
freien Berufe, dev Mittelitand ftellte die faufmännifchen Angeſtellten; 
die unteren Klaffen ftrömten mehr und mehr in die Fabrif. Und nun 
fteuerte die Berufsfrau in der Barke felbitändiger Erwerbstätigkeit frei 
hinaus in das Meer der jchranfenlofen Konkurrenz mit dem Manne, und 
am Ufer ſtanden Törinnen voll lauten Jubels, Hungrige Neider voll Hohn, 
und Weife, die dachten: Wir werden jehen. Über dies Meer ging es 
in die neue Welt, die die Frauenbewegung erjehnt und gepriejen hatte: 
in den „gemifchten Staat und die gemifchte Kirche” (Gierfe). Aber die 
Küfte diefer neuen Welt jah die Frau nur von fern. Kaum auf der 
Höhe des Meeres blickte fie zurück und kehrte fie zurück — und wohin? 
Sn die alte Welt, die, auf der Ungleichheit von Mann und Weib fußend 
den Schughafen der Eheinftitution für das ſchwächere Weib gebaut hatte, 
In diefen Hafen vettete fich ftill, die mit taufend Maften ausgejegelt war. 
Sie heiratete. Die Arbeiterin heiratete, die faufmännifche Angeſtellte 
heiratete, die jtudierte Frau heiratete. Der Beruf war Lücenbüßer, 
Durchgangsitadium, Epiſode gemejen. 

Daß man fich hierüber wunderte, war das einzig Verwunderliche 
dabei. Man konnte es nur, indem man überjah, daß mir längjt jelbit- 
ftändige Berufsfrauen gehabt, die es ebenfo gemacht hatten: die Kranfen- 
pflegerinnen, die Rünftlerinnen, die Lehrerinnen, die Dienftboten. Alle 
diefe beruflich Tätigen alten Stils hatten fich verheiratet, alle dieſe 
Gelbjtändigen waren bei pafjfender Gelegenheit freiwillig unjelbjtändig 
geworden und hatten ihren Beruf verlaffen, mit der einzigen Ausnahme 
der katholiſchen Schweiter. Die Erfahrung hatte mithin Lediglich zu 
zeigen, ob troß aller peripherifchen Veränderungen im Kern und Weſen 
alles beim Alten geblieben war, ob auch die Berufsfrau neuen Stils 
Meib blieb und fich weder eheuntüchtig noch eheſcheu erwies. Und die 
Erfahrung lehrte es in der Tat. 

Dieje Erfahrung hat die Statiftit in Zahlen gefaßt. Werfen wir 
einen Blick hinein, um uns zu überzeugen, daß die Che noch immer der 
Hauptberuf des weiblichen Gejchlechts ift, und daß die Erwerbstätigkeit 
fich ihr unterordnet. Wir werden fehen, daß die Ziffern der Ehe- 
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fchließungen und die der Erwerbstätigkeit im umgefehrten Verhältniffe 
fteigen und fallen. Da es fich für uns nur um die ehemündige Be- 
völferung handelt, fommen die Altersjtufen bis 16 Sahre nicht in Betracht. 
In den Altersitufen von 


Verhei⸗ Verwit⸗ Hauptberufl. 
16—20 J. haben wir 9785 9/0 Ledige 2060/0 ratete 006 9/0 wete 66270/0 Erwerbstätige 
D—-30 u. u: m 369 Yo..5, A220 ,.. 1 9%. ,,..45230% B 
S0—H0 u. 47..5.1890 90 7, 302 8%0.2, 54250007 00 n 
HH, 7. nn. 20 ri, On h 
OUT, „ON ya, er, Dal, n 


Auf den erjten Blick fallt auf, daß der niedrigiten Heivatsziffer von 
206 0/0, die höchite Ziffer der Erwerbstätigen gegenüberfteht mit 66 27 %/o; 
dem höchiten Prozentfage an Verheirateten mit 772° %o fteht der niedrigfte 
an Erwerbstätigen mit 2392%0 entgegen. Verweilen wir noch einen 
Augenblic, jo können wir verfolgen, wie die Steigerung der Ehejchließungen 
die Abnahme der Grwerbstätigfeit bewirkt. In dem Sahrzehnt von 
20—30 jteigert fich der Prozentſatz der Verheirateten um 40, der der 
Erwerbstätigen vermindert fich um 20 — alſo die Hälfte der Heiratenden 
gibt den Erwerbsberuf auf. Von 30—40 haben wir auf Hundert 35 
mehr Berheiratete als vorher (mit 77250%/0 den höchiten Sat) und 22 
auf Hundert weniger Erwerbstätige (mit 23 920/0 den niedrigften Gab). 
Bon 40—50 iſt der Prozentfaß der ehelich Verjorgten um 15 %0 ge 
fallen, der der Erwerbstätigen wieder um 1330%/6 geftiegen, ein Umftand, 
der ficherlich mit dem erfchreciend hohen Prozentfag der Witwen, 12 25%), 
zufammenhängt. Von 50 Jahr aufwärts haben wir nur 4964 0%/0 Ber: 
heiratete, üder die Hälfte des weiblichen Gefchlechts ift ab 50 alfo ohne 
ehelichen Verſorger, davon find 39 40 0/, Witwen, ein Umftand, der erklärt, 
warum der Prozentfaß der Erwerbstätigen troß der höheren Altersitufe 
fih auf 25200/0 hält. 

Es ijt kaum möglich, dieſe Tabelle zu betrachten, ohne die Furcht 
vor der zunehmenden weiblichen Konkurrenz in etwa einzufchränfen. Nicht 
etwa, als ob das Weib intelleftuell minderwertig wäre. Die Frage, ob 
das Weib geiftig gleichwertig veranlagt ift, kommt hier gar nicht in 
Betracht. Nicht darum handelt es fich, ob das Weib einen männlichen 
Beruf ausüben kann oder nicht, fondern darum, ob es im Durchfchnitt 
diefen Beruf nachhaltig Iebenslänglich oder epifodenhaft ausüben wird. 
Erfahrung und GStatiftit bejahen das letztere. Das Weib bleibt trotz, 
in und unter aller Berufstätigkeit Weib. Der Beruf hebt nicht (fo 
wenig wie beim Manne) den Gefchlechtsinftintt auf, noch auch gleicht ex 
den Gejchlechtsunterfchied aus. Die Unterſchiedlichkeit der Gefchlechter 
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bringt e8 aber unabwendlich mit fich, daß die Ehe für das Weib eine 
andersartige Belaftung bedeutet wie für den Mann. Der Mann wird 
durch die Familiengründung nur um jo mehr in jeiner Berufsarbeit vor- 
wärts getrieben; auf der Höhe feiner Lebenskraft verfügt er bereits über 
Übung, die den Meifter macht und über Erfahrung, die ihm zur 
Sicherheit des Könnens und Ürteilens verhilft. Das Weib, daS möglicher: 
weife feinem männlichen Kollegen anfänglich überlegen war an Begabung 
und Bildung, es hält auf der Höhe feines Lebens inne und jchlägt einen 
anderen Weg ein. Es fattelt um. Es wird Hausmutter. Niemals hat 
das Weib Gelegenheit, Höheres, DVerdienftvolleres, Bollfommeneres zu 
leiften als in dieſem Berufe, aber er fordert dafür auch den ganzen 
Menjchen, mithin die Preisgabe des Grwerbsberufs, gleichviel ob auf 
Zeit oder für immer. Dieſer Umftand legt aber die Annahme nahe, daß 
die Durchjchnittsfrau es dem Durchjchnittsmanne im Berufsleben nicht 
gleichtun wird, daß auch die ſchrankenlofe Konkurrenz ſchwerlich jemals 
die von Männern getragene Staat3- und Kirchen-Drdnung bejeitigen 
und an ihre Stelle den „gemischten Staat“ und die „gemifchte Kirche“ 
jegen wird. 

Wenn diefe Einficht dazu angetan ift, das urjprüngliche Gleichheits- 
ideal der SFrauenbewegung zu verneinen, jo fteht diefem Minus aber auch 
ein bedeutjames Plus gegenüber. Die Schwierigfeiten und Kämpfe der 
SFrauenwelt, die wir unter dem Namen Frauenfrage zujammenfafjen, 
rücen in ein anderes Licht. Wir kommen ihrem Kernpunft näher. Wir 
fehen, daß die Frauenfrage feine jo einfache und gradlinige Sache ijt, als 
welche die hiſtoriſch begreifliche Forderung, Schranken zu befeitigen, fie er- 
fcheinen ließ. Die Schranken find gefallen, die Frauenfrage ijt geblieben. 
Nur ift aus der einfachen Frage: Wie können wir Berufsfreiheit für das 
Weib erwerben? eine doppelte geworden: Soll die Tochter auf einen Er- 
werbsberuf oder auf den Eheberuf vorbereitet werden? Soll fie auf einen 
Grwerbsberuf vorbereitet werden, den fie vielleicht nie oder nur vorüber: 
gehend ausübt, oder auf den Eheberuf, den fie vielleicht nie antritt? 
Vernünftige Eltern werden nach dem ducchfchnittlichen Frauenloje fragen. 
Bon 100 weiblichen Berfonen, die das 50. Jahr erreicht haben, find nur 
1175 Iedig geblieben — alfo die weit überwiegende Mehrzahl 
gelangt zum Eheberuf. Aber bis 30 Jahr find 56500/0 der 
ehemündigen weiblichen Bevölferung ledig, und vom 50. Jahr aufwärts 
find 503% %, wieder ohne ehelichen Verſorger. Dieſe Zahlen lehren, daß, 
wenn der Durchſchnitt tatfächlich zur Ehe gelangt, in der Heirat 
doch Leine Verjorgung, fein Beruf auf Lebenszeit mit 
Sicherheit erblidt werden lann. Nur von 30—50 Jahre, 
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eigentlich nur von 30—40, iſt die Mehrzahl des weiblichen Geſchlechts 
im Eheberuf tätig. Bis 30 und nach 50 Jahr iſt die größere 
Hälfte als Ledige oder als Witwen auf ſich geſtellt, und 
angewieſen, für Unterhalt oder Inhalt ihres Lebens ſelbſt zu ſorgen. 
Mithin erſcheint es geboten, für beide Aufgaben das Mädchen 
tüchtig zu machen. 

Dieſer Dualismus im Frauenleben erſcheint jetzt als die eigentliche 
Schwierigkeit, weil er Halbheit, Zerſplitterung faſt unabwendlich herbei— 
führt, jedenfalls die Totalität des Lebens beeinträchtigt. Glücklicherweiſe 
läßt eine hohe Auffaſſung vom Beruf der Hausmutter aber eine opti— 
miſtiſche Stimmung begründetermaßen zu. Wenn jedes Mädchen ſo 
viel von der Hauswirtſchaft und Kinderpflege lernt wie der Jüngling 
vom Militärdienſt, ſo wird es im Heiratsfalle erfolgreich „auf Avancement 
weiter dienen“ können. Und wenn es eine Arbeit beruflich gründlich 
lernt, damit es darauf fußen kann, falls es nicht heiratet oder früh 
Witwe wird, ſo wird es durch dieſe Schulung vom Fluche des beſchäftigten 
Müßiggangs und des Dilettantismus befreit, wird durch Selbſtzucht 
ethiſch und praktiſch tüchtiger. Heiratet es ſchließlich doch und gibt den 
Beruf auf, ſo tritt es als ein wertvollerer Menſch in die Ehe. Nur eine 
philiſterhafte Auffaſſung der Hausmutteraufgabe kann wähnen, daß ein 
Weib durch disziplinierte Berufstätigkeit dazu unfähig gemacht würde. 
Im Gegenteil: Je lebenstüchtiger das Weib vor der Ehe war, um ſo 
tüchtiger wird es als Hausmutter ſich bewähren. Die ſteigende Zentra— 
liſation der Produktion, die wachſende Inanſpruchnahme des Mannes 
durch Beruf, Politik oder beides weiſen ernſtlich darauf hin, daß die 
Aufgabe der Hausmutter ſich nicht in einzelnen Handreichungen noch auch 
in der Leitung des Konſums erſchöpft, ſo wichtig beides auch iſt. Mehr 
und mehr ſchieben die Zeitläufte vorwiegend der Frau die Verantwortung 
für das Kulturniveau des Hauſes und die hohe Aufgabe zu, den geiſtig— 
ſittlichen Beſitzſtand der Familiengemeinſchaft zu hegen und zu pflegen, 
die „Seele des Hauſes“ zu ſein. Soll ſie dieſer Aufgabe genügen, muß 
ſie ſelbſt etwas ſein, etwas werden, muß ſie ſich in begünſtigten Klaſſen 
aus Disziplinloſigkeit und Verweichlichung heraus- und emporarbeiten, 
wie umgekehrt die Induſtriearbeiterin aus dem Raubbau, den ſie mit 
ihrer Kraft treibt. Wie können die Frauen der beſitzenden Klaſſen ſich 
aber emporentwickeln ohne ernſte, pflichtmäßige Arbeit, ſei ſie frei oder be— 
ruflich? Das größte Hindernis einer gedeihlichen Entwicklung des weib— 
lichen Geſchlechts iſt der Müßiggang, dem im Durchſchnitt die höhere 
Tochter nach Abſchluß der Schule verfällt in Ermangelung eines recht— 
ſchaffenen, im Hauſe natürlich gegebenen Tagewerks. Darum iſt jeder 
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von der Frauenbewegung erfämpfte Fortjchritt mit Freuden zu begrüßen, 
der der Arbeiterin — Zeit, der bejfergeitellten Frau — Erſatz für ver- 
lorene Pflichtgebiete bringt, gelernte Arbeit an Stelle dilettantiſchen 
Halbfönnens jegt und Geiſt und Willen diszipliniert. Fortſchritt in 
diejem Sinne wird dazu beitragen, im Weibe mit der Schulung in erniter 
Arbeitstreue auch ein geflärtes, gejchärftes ‚Nechtsbewußtjfein und den 
edlen weiblichen Stolz zu wecken, der die Würde einer fittlichen Perſön— 
Vichfeit für ich fordert und in fich geachtet jehen will. Selbſtverſtändlich 
bedingt eine jolche Würde Innehaltung der Schranken chriftlicher Ordnung 
und Sitte und Zurücmweifung jeglichen Strebens, eigenmächtige Wünſche 
über das Wohl des Ganzen zu ftellen. Dex fittliche Fortfchritt des Frauen— 
gejchlechts iſt der fittliche Fortjchritt der Menfchheit. Sn dem Streben 
nach diejem letzten Ziele begegnen fich, die der Kampf jeßt zu trennen 
jcheint; es führt die beiden Gefchlechter zu einer höheren Einheit empor. 
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Die Wohnungsfrage. 
Bon 
Carl Sohannes Fuchs, Tübingen. 


Inhaltsverzeichnis. 
Victor Aime Huber. — Karl Knies — Julius Faucher. — Laspeyres. — Sar. — 
Engel. — Verein für Sozialpolitif 1886. — Schmollers Mahnruf. — Die Boden- 
reformbewegung. — Eberſtadt und Paul Voigt. — Brandts und Lechler. — Neue 
Unterjuchungen des Vereins für Socialpolitif 1902. — Schriften über Bodenſpeku— 
lation, jtädtifche Grundrente und Beitenerung. — Wohnungsftatiftif und zujammen- 
fajjende Darftellungen — Gartenjtadtbewegung. — Schluß. 

Die Literatur der Wohnungsfrage im 19. Jahrhundert ift, obwohl 
fie exit in der Mitte des Jahrhunderts beginnt, in Deutfchland wie im 
Ausland fait unüberjehbar. Aber nur wenig davon gehört der Gefchichte 
der Volkswirtſchaftslehre an, indem es die wifjenfchaftliche Erkenntnis des 
Problems und jeiner Zufammenhänge mit den allgemeinen volfswirtichaft- 
lichen Erſcheinungen und „Geſetzen“ erichlofjen und gefördert hat. 

Als Begründer dieſer Literatur hat Engel jchon 1875 Viktor 
Aimé« Huber bezeichnet, der jeit den 50er Jahren in öffentlichen Vor: 
trägen und Schriften „mit der ganzen ihm zu Gebote jtehenden Ge- 
fühblswärme und Überzeugungstreue” für die MWohnungsreform ein— 
trat. Er iſt aber zugleich auch der erſte wifjenjchaftliche Bearbeiter 
des Problems in Deutjchland. Denn in jeinen zahlreichen Schriften 
und bejonders in der Abhandlung „Die Wohnungsfrage I. Die 
Not“ ! gibt er die erite eindringende Unterfuchung nicht nur der Symp- 

! An „Concordia, Beiträge zur Löſung der foztalen Frage”, 1861. Außerdem 
fommen von feinen Schriften noch in Betracht: „Neifebriefe aus Belgien, Frankreich 
und England im Sommer 1854, Hamburg 1855; „Die Wohnungsnot der Kleinen 
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tome, jondern auch der Urjachen der Wohnungsfrage und der Wohnungs- 
not, die jeit den 40er Jahren zum eritenmal an die Türe der erſten Syn? 
duftrieftaaten England, Frankreich, Belgien und, wenn auch noch in ge 
vingerem Maße, auch jchon Deutjchland, pochte. 

Da es die Entwicklung der neuen Fabrifinduftrie und der neuen 
Fabrik- und Großjtädte in eriter Linie war, welche damals diejes Problem 
in Weiteuropa erzeugte, handelte es fich dabei hier zunächit vor allem um 
die Wohnungsverhältniffe der arbeitenden Klaſſen, die Wohnungsfrage 
it damals im wejentlichen „AUrbeiterwohnungsfrage". Ihr wendet 
denn auch Huber vorwiegend jeine Aufmerkjamfeit zu, wenn er auch be- 
tont, daß es jehr wohl auch in den höheren Schichten eine WohnungS- 
not gebe, die fich in dem Schmerzensichrei der Mieter jeden Standes, be- 
fonder8 in den Großitädten, gegen die Vermieter Hinfichtlich der Be— 
fchaffenheit und des Preifes der Wohnungen äußere. Aber er bejchränft 
fich doch ausdrüclich auf die „Niederungen” der bürgerlichen Gejellichaft 
und die hier herrjchenden Formen und Arten der Wohnungsnot. 

Um die Erkenntnis von dem Vorhandenfein einer Wohnungsnot auch 
in Deutfchland und zwar vor allem bei den unteren Klafjen, wenn gleich 
noch von geringerer Ausdehnung wie in England und in Frankreich, 
zu verbreiten, unterjucht Huber zunächit, welche Anforderungen an eine 
gute Wohnung, in bezug auf Licht, Luft, Raum und Waffer zu jtellen 
find, und nimmt hierbei jchon in geradezu klaſſiſcher Weiſe zu der jo 
modernen Frage „Kleinhaus“ oder „Mietsfaferne” Stellung, welche ihm die 
Kenntnis der von der deutjchen oder mwenigitens der Berliner Wohnmeije 
ſchon damals jo verjchiedenen englifchen Wohnmeife nahe legte!. Auch 


Leute in großen Städten“, Leipzig 1857; „Die Wohnungsfrage in Frankreich und 
England“ (Zeitichrift des Zentralvereins für das Wohl der arbeitenden Klafjen 
Band 3); „Über die geeigneten Mittel zur Abhilfe der Wohnungsnot“ (Der Ar- 
beiterfreund 1865); „Die Wohnungsnot und die Privatipefulation (Arbeiterfreund 
1867). — Bol. auh Munding, B. A. Hubers ausgewählte Schriften. Berlin 1894. 

ı Was endlich die Vereinigung einer größeren Anzahl von Wohnungen 
unter einem Dache betrifft, jo liegt jedenfall in der Natur der Sache und auf der 
Hand, daß die Erfüllung aller Bedingungen einer guten Wohnung in dem Maße 
Ichwierig wird, wie dabei auf die Verbindung einer größeren Anzahl von Wohnungen 
in einem Haus Rücficht genommen werden joll. Die ohnehin größeren architefto- 
niſchen Schwierigkeiten eines großen Baues im Verhältnis zu einem kleinen ver- 
mehren fich in dem Maße, wie den wirklichen Bedürfnifjen vieler und zumal Eleiner 
Mieter Rechnung getragen werden fol. Zu den bei jeder Wohnung zu berücjich- 
tigenden Forderungen fommt aber hier namentlich die gefteigerte Gefahr für die Ab- 
gejchlojfenheit des einzelnen Familienlebens, wovon deſſen Reinheit, Gejundheit, — 
ja Heiligkeit jo jehr abhängt; dann die Vermehrung namentlich ſolcher Beziehungen 
und Berührungen, welche die Erhaltung des Haus- und Familienfriedeng zu ftören 
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auf die äſthetiſchen Bedürfniffe des Volkes in jeinen Wohnungen weit 
er Schon, allerdings nur im Vorübergehen, bin. 

Dieſe Grfordernijje einer guten Wohnung findet nun Huber 
auch in Deutjchland zu feiner Zeit bei den unteren Klaſſen jo wenig 
erfüllt, daß unter 20 dieſer Wohnungen kaum eine ihnen entjpricht, wäh— 
rend die übrigen mehr oder weniger jchlecht, in den größeren Städten, 
aber auch auf dem Lande, geradezu „jo nichtswürdig find, daß man den 
Verkauf von in gleichem Maße ſchlechtem Fleiſch, Fiich oder Brot ohne 
weiteres polizeilich beitrafen oder verbieten würde.” In einem halbwegs 
geordneten Gemeinmwejen, jagt ex, dürfen nur gutes Brot, Fleisch, Fiiche 
überhaupt verfauft werden, faule Fiſche, Fleiſch von gefallenem Vieh gar 
nicht verkauft, nicht einmal umfonit gegeben werden. „Warum jollte nun 
nicht diejelbe Negel für dasjenige Lebensbedürfnis gelten, welches in ge- 
wiſſer Hinficht geradezu als das dringlichite und wichtigſte bezeichnet 
werden kann, die Wohnung?” Aber die Wohnung wird nicht nur un— 
gehindert und ungeftraft in jo jchlechter Qualität dargeboten, jondern 
dieſe Wohnungen werden auch jahraus jahrein ohne alle Rückſicht auf 
ihre Qualität für wahre Notpreife vermietet, „weil die Kunden gar feine 
Auswahl haben, und das Mifverhältnis zwijchen dem Wohnungsbedürfnis 
und den vorhandenen Wohnungen irgend welcher Art allzu aroß ift. Daß 
aber ein permanenter Notpreis eines der eriten Lebensbedürfnifje, auch den 
gejundeiten Haushalt zugrunde richten muß, liegt auf der Hand.” Gibt 
es überhaupt Wucher, jo „fallen jolche Mietgejchäfte unter dieſe Be— 
zeichnung, wo lediglich das dringende Bedürfnis des einen Teiles und Die 
äußerſte Möglichkeit feiner augenbliclichen Leiftung berückichtigt wird, 


geeignet ſiud. Namentlich ift es dann die Dispofition der Räume, der Zugänge ufw., 
welche hier außerordentliche Schwierigkeiten darbietet. Mehr oder weniger fönnen 
alle dieje Aufgaben gelöft werden, und da andererjeit3 jehr gewichtige Gründe vor- 
liegen fönnen, welche jede andere Art der Befriedigung des Wohnungsbedürfnifjes in 
einer gewiſſen Lofalität ausſchließen (namentlich der allzu hohe Preis der Grund- 
ftüde), jo wäre unbedingte Ausichliegung des verrufenen jogen. Kaſernenſyſtems 
in feiner Weife zu rechtfertigen. Jedenfalls aber muß e3 unter ſonſt gleichen Um 
ftänden immer viel jchwieriger jein, eine Sajernenwohnung jo gut herzuftellen als 
eine Einzelwohnung (Cottage) und wird auch bei jonft gleicher Güte die lebtere überall 
vorzuziehen fein, wo nicht der Preis durch die Höhe des Bodenwerts allzu hoch ge- 
trieben und die Wohnung dadurch für die Mieter, die wir hier im Auge haben, 
unzugänglich wird, aljo eigentlic) gar nicht vorhanden ift. Wenn wir hier von 
Einzelwohnungen jprechen, jo möchten wir den Ausdrucd doch nicht im engjten und 
ftrengften Sinn genommen, jondern auf eine geringe Zahl von Wohnungen unter 
einem Dach und jo weit ausgedehnt haben, al3 die Möglichkeit eines bejonderen Ein- 
gangs unmittelbar von außen und ohne einen Nachbar über den Häupten reichen 
mag.” 
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ohne daß der andere Teil irgendwelche fittliche Verpflichtung hinfichtlich 
der Bejchaffenheit des Gegenjtandes der Befriedigung anerkennt“. 

Die Natur und Urjache diefes Übels Liegt nun nach Huber wejent- 
lich in der „tiefen Depravation derjenigen Zweige der eigentlichen und 
uneigentlichen Induſtrie, welche für die Befriedigung des Wohnungsbe- 
dürfniffes zu ſorgen haben“, und die einzige Abhilfe fann daher — wie 
er in dem zweiten Auffaß in der Concordia: „Die Abhilfe” ausführt, 
nachdem ex eine fachkundige Daritellung deſſen gegeben hat, was in Eng- 
(and, Frankreich und Deutjchland bereits an Wohnungsreform geleijtet 
worden ift — nur durch „eine gründliche pofitive und negative Reform 
diefer Induſtrie“ bewirkt werden. Zu diefjem Zweck verlangt er neben 
negativen jtaatlichen Maßregeln zur Unterdrücdung jener jchlechteiten Woh- 
nungen vor allem eine „reformatorifche Konkurrenz“ durch Baugejell- 
ſchaften, wie er jelbit eine jolche in der „Berliner gemeinnüßigen Bau— 
geſellſchaft“ hatte gründen und Jahre lang leiten helfen, und zwar — 
im Nahmen feines allgemeinen Aijoziationsprogramms — in eigenartiger 
Verbindung mit Mietergenofjenjchaften: die Baugefellichaft joll 
vor allem durch die Hilfe der wohlhabenden Klaffen, deren joziale Pflichten 
ja Huber zuerit jo eindringlich gepredigt hat, die ihn aber in jchmerz- 
lichſter Weiſe enttäufchten, das nötige Kapital zu 40/0 zujammen- 
bringen, und die Mieter dann von ihr als Mietergenofjenfchaft durch Anzahlung 
das Gejamteigentum an den Häufern erwerben. Aber jeine Pläne gehen 
weiter: in jeder jolchen Mietergenofjenjchaft joll dann gemeinfame Be- 
ichaffung von Licht und Heizung, aber auch genojjenjchaftlicher Ankauf 
von Kohlen, Nahrungsmitteln ujw., aljo eine Ronfumvereinsorgani- 
ſation, Platz greifen, und da Huber dabei nach dem englifchen Vorbild, 
das er jo gut aus eigener Anjchauung fannte, doch das Einzelhaus oder 
wenigitens die Einzelmohnung höchitens im VBierfamilienhaus als deal vor- 
jchwebte, will er damit nichts geringeres al3 Schaffung neuer Wohn- 
folonien — mie er es jelbit nennt, eine „innere Kolonijation” 
großen Stils!. Es iſt nicht anderes als was heute die „Garten- 


ı ‚Bor allen Dingen”, — jagt ex jchon in dem Aufja „Die Mietgenofjenjchaft in 
ihrer vollen Entwicklung“ (1849/50) — „fordern wir möglichit gute und möglichit 
wohlfeile Wohnungen in möglichit gejunder Lage, womit dann jchon ein Kleiner 
Garten für jede Wohnung inbegriffen ift. Schon dieſe Forderung allein jchließt die 
Benugung vorhandener Gebäude aus und noch mehr die folgenden Punkte, fo daß 
es ji in gewiſſem Sinn um eine wahre innere Kolonijation handelt. Wir jehen 
dies aber um jo mehr als einen Vorteil an, je mehr wir die bisherigen Wohnungen 
als einen Hauptgrund der fozialen Krankheit und eine Verpflanzung ala Haupt- 
bedingung der Heilung anjehen. Jene Forderung [400 beſitzloſen Familien einer 
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ftadtbewegung” in England — und mehr noch in ihrer weiteren Form 
(d.h. unter Weglaffung des Stadtferns) in Deutjchland — auf ihr Programm 
gejchrieben hat, und jo ijt Huber, Ddiejer in vieler Beziehung jo emi- 
nent moderne Menjch, auch ihr eriter Vorläufer. 


* * 
* 


Einen ſehr viel nüchterneren Charakter hat die zweite wiſſenſchaftlich 
wertvolle Unterſuchung der Wohnungsfrage in Deutſchland, die keinen 
geringeren als den Altmeiſter der hiſtoriſchen Nationalöfanomie Knies 
zum Verfaffer hat: die Abhandlung „Über den Wohnungsnotftand unterer 
Bolksichichten und die Bedingungen des Mietpreijes”!. Handelt es fich 
bei Huber um ein jozialpolitifches Programm, für das ihm die von 
jeinen Reifen her mwohlbefannte englische Wohnweiſe zufammen mit jeinem 
Genojjenjchaftsideal das Ziel abgab — alſo mehr oder weniger Zufunfts- 
muſik, die exit heute fich zu verwirklichen anfängt —, jo gibt uns Knies 
eine jeharflinnige Erörterung und Erklärung der zu feiner Zeit bejtehen- 
den Verhältnifje, insbeſondere der damals eben fich geltend machenden neuen 
Entwicklung im Wohnungswejen, die uns auch in dieſer kleinen Arbeit den 
großen Theoretiker zeigt. Er bejchäftigt fich zwar ausdrüdlich auch nur 
mit den Verhältniffen der unteren Klaſſen, aljo der Arbeiterwohnungs- 
frage im weiteren Sinn, aber gerade die hierbei gegebenen theoretijchen 
Ausführungen über die Bildung des Mietpreifes find von viel allgemeinerer, 
über jene weit hinausreichender Bedeutuug. 

Er geht davon aus, daß, wie fich an vielen Orten herausgejtellt hat, 
durchſchnittlich die kleine und flägliche Wohnung des Armen mehr koſtet als 
die große und wohl eingerichtete des Neichen, und troßdem jeit einer längeren 





größeren Stadt (etwa Berlins), deren jede mindejtens 100 T. jährlich verdient, Die 
Vorteile der Aſſoziation zu verfchaffen d. h. fie nicht nur vor dem Pauperismus zu 
fichern, jondern ihre ganze Lebenshaltung nad dem Maß einer Ginnahme von 
3—400 ZT. auf der Grundlage des eigenen Herdes zu verbeijern, abgejehen von den 
wohltätigen geiftigen Wirkungen der Affoziation] würde am beften befriedigt durch 
Hundert Häufer im englischen Cottageftil, wovon jedes vier Wohnungen mit eigenem 
Eingang enthielte.* Dazu jollte dann einZentralgebäude für alle Funktionen der 
gemeinfamen Öfonomie und überhaupt des gemeinjamen Lebens die nötigen Räume 
enthalten, wie Geſchäfts-, Borrat3- und Verfaufslofale, Gas-, Heiz, Bad- und Wafch- 
anftalten mit Röhren nad) allen Häufern, Bäderei, Schlächterei, Milchfammer, allen- 
fall3 auch Brauerei und Mühle, Wohnungen für die Genofjenihaftsbeamten, Räume 
für Verfammlungen, Slleintinderbewahranftalten, Lehranftalten und Bücherei, Kranken— 
ſaal und Apotheke. Dazu um das Zentralgebäude herum gemeinjame Feld- und 
Gartenanlagen mit Turn» und Spielpläten — es ift, ala habe Huber Port Sun- 
light oder Bourneville im Geifte gejchaut. 
1 Beitjchrift für die gefamte Staatswiffenichaft 15. Band, Tübingen 1859. 
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Reihe von Jahren der Neubau kleiner Häuſer in den Städten auffällig 
ſelten geworden iſt, und ſieht den Hauptgrund darin, daß das „Geſetz der 
Arbeitsteilung” neuerdings auch auf Heritellung, Verfauf und Nutzung des 
MWohnraums Ausdehnung gefunden hat, indem der Beſitz eines Haufes 
und jeine Verwertung immer mehr ein „Verkehrsgeſchäft“ („kapitaliſtiſch“ 
würden wir heute jagen), die bejondere Aufgabe einer einzelnen Klaſſe 
der Bevölferung wird, der Häuferbau alfo auch eine Unternehmung zur 
Befriedigung der Wohnbedürfniffe anderer, das Wohnen zur Miete die 
Regel für die Übrigen wird. Infolgedeſſen entjcheidet dafür nicht un- 
mittelbar das vorhandene Wohnungsbedürfnis jelbit, jondern die Ausficht 
der Kapitalverwertung d. h. des Gewinns. 

Hieran jchließt fich eine jehr feine Erörterung über die jtädtijche 
Grundrente, wobei ebenjomwohl das Lagemonopol der jtädtifchen Grund- 
jtücde als ihre Doppelverwendung zu Wohn: und Gejchäftszwecen 
und der Einfluß der leßteren auf exjtere hervorgehoben wird. Unter 
Berücfichtigung des „allgemeinen wirtjchaftlichen Gejeges’, daß „die 
Höhe des Widerftandes gegen die Erweiterung einer Güterproduftion 
im geraden Verhältnts fteht zur Möglichkeit eines überducchichnittlichen 
Ertrags für die in der vorhandenen verwendeten Broduftionsmittel”, er— 
jcheint es ihm nun nicht als verwunderlich, daß Privatunternehmer auch 
bei Mietpreifen, welche im Vergleich zu einer nächjt vorhergegangenen Zeit 
recht hoch erjcheinen, fich nur in einer jpärlichen Zahl zu Neubauten be- 
reit zeigen, und er findet, daß ihrem vorfichtigen Zögern wirklich viel 
Berechtigtes zugrunde liegt — ein ganz ähnlicher Gedanfengang, wie ihn 
neuerdings Jolles (vgl. unten) näher ausgeführt hat. 

Die Abhilfe erwartet daher Knies auch von Aftiengejell- 
haften, die fich aber nach feiner Meinung nur mit dem Hausbau, 
nicht mit dem dauernden Hausbefiß befajjen jollen. Hierin trifft er 
wenigſtens negativ mit Huber zufammen, gleich) dem er auch frägt, 
warum e3 erlaubt fein fol, Leben und Gejundheit bedrohende Wohnungen 
jahraus, jahrein zu vermieten, während man doch unreifes Obſt, ſchlechtes 
Bier, angefaulte Kartoffeln u. dal. jofort und ohne Entjchädigung konfis— 
ziert. Dagegen jpricht er fich mit großer Entjchiedenheit gegen das 
jo vielfach verlangte Ziel aus, die armen Leute jchließlich zu Gigentümern 
ihrer Wohnungen zu machen, das nach feiner Anficht mit dem hervor- 
gehobenen Zug der Neuzeit, Hausbau und Hausbefit zu einem bejfonderen 
Gejchäft zu machen, ebenjo in Widerſpruch jteht, wie mit der modernen 
Freizügigkeit und Beweglichkeit des Arbeiters, zumal die Einzelmohnung 
in dem fleinen Häuschen nur entjchieden teuerer zu exzielen jei als der- 
jelbe Raum in einem größeren, und der Arbeiter nicht die nötigen Eigen- 
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ichaften für einen rationellen Hausbefiger habe. Ebenſo entjchieden ver- 
wirft er jedoch auch anderſeits jchon mit klarem Blick als ganz ver: 
fehlt die „ichöne Aufgabe“, eine „geſunde Mifchung” von Arm und Neich 
in demjelben Wohnhaus herbeizuführen, bei der die Armen doch jelbit- 
veritändlich von allen bejjeren Etagen ausgeſchloſſen und auf Keller: oder 
Dachräume verwiejen werden müſſen. 

Weiterhin findet er dann allerdings doch, eigentlich im Widerfpruch 
zu dem Vorhergehenden, eine gewiſſe Ausjicht auf Beſſerung auch durch 
das private Baugewerbe in der Tatjache, die er für Freiburg mit 
interejjanten Zahlen belegt, daß nicht nur bei großen Baugejelljchaften, 
jondern auch in den Händen der einzelnen Privatbeſitzer das für fleine 
und kleinſte Wohnungen firierte Kapital beſſer rentiert. Wenn trotzdem 
auch bier für Wohnbedürfniffe des unteren Mittelftandes und der ärmeren 
Bevölkerung jo gut wie gar feine Neubauten vorfommen, und fajt jeder 
Bauunternehmer nur an die Heritellung eines Haujes für die „hohen 
Herrichaften” denkt, jo jieht er die Erklärung dafür interejfanter Weife 
auch jchon in der „wachjenden Neigung der Zeitgenofjen zum Lurus“, 
in diejem Fall einem „Luxus der Produktion”, der aus Großtuerei oder 
Behagen an einer bejtimmten Arbeitsweije auf den höchiten möglichen Er— 
trag verzichtet, oft freilich auch nur aus Täufchung über den Erfolg, 
— ohne jchon zu erkennen, daß eben gerade diefe Abneigung, Kleinwoh- 
nungen zu bauen, ein notwendiger Ausflug der neuen kapitaliſtiſchen 
Hausproduftion für den Verkauf ift, weil jolche Häuſer fich trotz des 
höheren Ertrags ſchwerer verkaufen. ’ 

* 5 * 

Auf einem ganz anderen Hintergrund erhebt fich die Wohnungs- 
frage nur wenige Jahre jpäter bei Faucher in jeinen Abhandlungen 
„Die Bewegung für Wohnungsreform“ 1865 und 1866 1, Inzwischen 
hatte jich offenbar zuerit in Baris infolge der großen Boulevardbauten 
des zweiten Kaiferreichs, welche für den ganzen Kontinent das Vorbild 
prunfvoller Mietfajernen im weiteren Sinn gejchaffen haben, dann in Wien 
und jchließlich und ganz bejonders auch in Berlin eine allgemeine 
Wohnungsfrageentwicelt, welche weit über die unteren Klaſſen hinaus: 
griff, und von ihr, nicht von der der leßteren ift durchweg bei Faucher die 
Nede. Das zeigt jofort die Frageitellung, von der er ausgeht. „Wie 

1Vierteljahrsſchrift für Volkswirtſchaft und Kulturgefchichte XII, 4 und XIII, 3. 
Dal. dazu die ältere Schrift „Die Vereinigung von Sparkaſſe und Hypothekenbank 
und der Anſchluß eines Häuferbauvereins als ſozialökonomiſche Aufgabe unſerer Zeit“ 
Berlin 1845. 
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fommt es,“ fragt er, „daß der Bauftellenpreis fchneller wachſen kann als 
das Gejamtvermögen der Einwohner” oder, wie er an anderer Gtelle 
jagt, als ihr Ginfommen, „jo daß der Neubau jtetsS ſchwieriger 
wird? Und weiter, wie fommt es, daß wir in den meiften größeren 
Städten des SFeitlandes unjere Wohnungen ein, zweis, dreis, vier-, fünf-, 
ſechs- ja jiebenfach übereinander gejeßt haben jtatt nebeneinander, daß wir 
uns mit Halb-, Drittels, Biertel-, Fünftel, Sechjel- und Siebentel-Keller 
und «Dachboden begnügen, daß wir Hof und Garten mehr und mehr ver- 
fümmern lafjen und in der moderniten Großitadt des Feſtlandes, in 
Berlin, einen Teil der Bevölkerung jogar mit den Betten unter die Erde 
verwiejen haben?” Und er gibt in feinen Abhandlungen die entjchiedene 
Antwort darauf, daß legteres die Urſache des eriteren it. 

Daß diefe Bau- und Wohnweiſe keineswegs das notwendige, ja gar er- 
freuliche Merkmal des Übergangs in den großjtädtifchen Charakter ift, be- 
weilt er damit, daß zwar allerdings Baris jo ausſieht, aber nicht das 
mindeitens noch einmal jo große London. In ungemein eingehender, 
offenbar auf gründlichiter Kenntnis beruhender und ganz ausgezeichneter 
Weiſe werden die gejamten Wohnungsverhältnifje diefer Stadt gejchildert, 
und gezeigt, daß „mit unermeßlich geringfügigen Ausnahmen die Drei— 
Millionen Stadt nichtS von Häufern weiß, die mehr als eine Familien— 
wohnung enthalten“, das dortige Ginfamiliennormalhaus ſich zugleich jehr gut 
zur Meiterbildung zum Gejchäftshaus oder boardinghouse eignet, gleich- 
zeitig fich Die völlige Trennung der Produktion vom Familienleben voll- 
zieht — „eine Stufe von höchiter Bedeutung im Fortfchritt der Arbeits- 
teilung, welche für die Löjung der Wohnungsfrage ganz neue Perſpektiven 
eröffnet” — und troß der fürchterlichen slums und rookeries Londons, Die 
vortrefflich gejchildert und in ihrer Entitehung erklärt werden, hier eine 
höhere Norm der Lebensform (standard of life) auf dem Gebiete 
des Mohnungsbedürfniffes, trotzdem fie jolche Ausnahmen herausitößt, 
bherrjcht, gegenüber der Kajernierung des Feitlandes: die gejchlojjene Haus— 
wohnung. Sn der größten Stadt der Welt iſt dieje Aufgabe im wejentlichen 
erreicht, und es beitehen faum viel namhaftere Ausnahmen als auch da 
noc) übrig bleiben, wo man fich im Übergang zur Kajernierung einer 
niedrigeren normalen Lebensführung anbequemt hat. 

Daß letzteres wirklich die Folge der Kafernierung it, wird dem 
gegenüber an dem Beijpiel von Berlin an der Hand der Statiftif über- 
zeugend Ddargetan, indem gezeigt wird, daß in der äußerlich, mit den 
Faſſaden jo jchön gebauten und jchmucen Stadt, welche die Bewunderung 
oberflächlicher fremder Bejucher erregt, 1861 nahezu die Hälfte aller Woh- 
nungen nicht mehr als 1 heizbares Zimmer enthielten, in welchen nicht 
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ſehr viel weniger als die Hälfte der Bevölkerung je zu 4,5 Bewohnern 
lebt. „Wir, und mit uns jeder andere, — jagt er — weigern uns, 4,5 Be: 
wohner auf ein heizbares Zimmer als normale Lebensform unferes Landes 
zu betrachten.“ Und doch iſt es nur der Durchjchnitt, was darunter iſt, 
zeigt „Furchtbare Zahlen“, vor denen die jchlimmiten Londoner Quartiere 
volljtändig verjchwinden. Betrachtet man jelbit 5 Perſonen auf ein heiz- 
bares Zimmer als normale Lebensform unjeres Landes, jo gibt es unter 
den 522000 Bewohnern Berlins 115000, die diefe normale Lebensform 
nicht einmal erreichen — „ein Bild des Wohnungsverfalls und der Woh- 
nungsüberfüllung, dejjen Rahmen mehr als die Hälfte der Bevölkerung in 
ſich ſchließt.“ 

Was iſt nun — ſo fragt Faucher — der Grund, warum Paris, 
Berlin, Wien und Petersburg nicht ſo ausſehen wie London, ſondern 
Paris in ſeinen neuen Boulevards, Berlin am meiſten in ſeinen neuen 
peripheriſchen Anbauten (Luiſenſtadt uſw.) Wien hauptſächlich in der 
Ringſtraße, aber auch in zwei Vorſtädten, und Petersburg überall immer 
kaſernenartiger bauen? Er findet als erſte auffällige Tatſache, daß unter 
gleichen Verhältniſſen der Bauſtellenpreis in London bei weitem nicht ſo 
hoch iſt, wie in den vier feſtländiſchen Großſtädten: er iſt am höchſten 
in Paris, dann folgt Berlin, dann Wien; anders aber nach dem Ver— 
hältnis des Bauſtellenpreiſes zwiſchen Peripherie und Zentrum: hier hat 
Berlin die geringſte Differenz, dann folgt Paris, die größte hat 
Wien. 

In dieſer Verſchiedenheit ſieht Faucher das Spiel dreier volkswirt— 
ſchaftlicher „Geſetze“. Das erſte heißt: das Produkt nützlicher Arbeit bleibt 
nie unbezahlt; läßt fie ſich irgendwer nicht bezahlen, jo läßt ſich ein 
anderer dafür bezahlen, ohne wirklich Urheber der Dienftleiitung zu fein, 
und das ijt in den meiſten Fällen dev Grundbeſitzer. Er erhält zwar 
zum Teil damit eine berechtigte Prämie für die fulturelle Leiftung der 
Spnititution des Grundbefiges, aber bei verfehrter Gejtaltung der kommu— 
nalen Bejteuerung wie in Berlin, welche den Grundbefit nicht ebenjo wie 
in London zur Deckung der hauptfächlich zu feinen Gunſten erfolgenden 
Aufwendungen heranzieht, jondern vor allem aus einer Verbrauchs: 
jteuer die fommunalen Einnahmen gewinnt, empfängt er darüber hinaus noch 
einen unverdienten Gewinn. „Dieje fünitliche Erhöhung des Bauftellen- 
preijes gegenüber einer HZahlungsfähigfeit der Bevölkerung, welche eben 
durch die VBerbrauchsiteuer, aus deren Verwendung die Erhöhung ſtammt, 
ſchon gejchwächt it, führt unvermeidlich zu der Neigung, beim Bau jo 
wenig Bauitelle al3 möglich auf das Wohnungsgelaß oder, was dasjelbe jagen 
will, joviel Wohnungsgelafjfe als möglich auf die Baujtelle zu bringen,” 
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Das zweite „volfswirtjchaftliche Fundamentalgejeg“ lautet: „Die nor- 
male Lebensform hängt vom nationalen Wohlitand, ebenjo aber auch der 
nationale Wohlitand von der normalen Lebensform ab.“ In diejer Beziehung 
zeigt SFaucher, wie das im Mittelalter — wie heute noch in England und 
einigen fleinen Teilen des SFeitlandes — in ganz Nord- und Mitteleuropa 
geltende Verhältnis, daß Haus und Wohnung identisch waren, durch die 
wirtichaftliche und politifche Entwiclung, vor allem den 30 jährigen Krieg, 
in Deutjchland allmählich verjchwand und der Erhöhung und Teilung 
des Hauſes Pla machte, und zwar zuerit im Südoften Dresden, Leipzig, 
Wien, Breslau, wo zuerit und am ftärkiten die alte Norm verfchwand, 
aber auch im Nordoiten und Südweiten, während nur der reiche und 
fonjervative Nordweiten es bis zur Gegenwart erhielt. Damit war die 
„normale Lebensform“ in bezug auf das Wohnungsbedürfnis herab- 
gejtimmt, „man wußte in der bürgerlichen Welt nichts mehr von der Not- 
wendigfeit des Familienhaufes,“ und auch der Vorftadtbau, wo feine Ein- 
engung wie in den alten befejtigten Städten vorlag, und jelbjt ganz neue 
Städte richteten fich gleich von Anfang an auf Zufammenlegung mehrerer 
Wohnungen in einem Haus ein. Dazu fam, daß die alten Stadtmauern, 
die jet nicht mehr wie früher regelmäßig mit dem Bevölferungswachstum 
hinausgejchoben wurden, noch lange zugleich als „Steuermauern“ erhalten 
blieben. Als fie aber fielen, machte man die merfwirdige Erfahrung, 
daß an eine Stadt mit hoher und dichter Bebauung ſich unmittelbar 
gar nicht mehr mit niedriger Bebaung anbauen läßt, viel- 
mehr im erſten Gürtel, der frei wird, ebenjo hoch gebaut werden muß 
wie im Spnneren, weil die Bodenpreife hier jchon jo hoch geitiegen find. 
Ja bei bejonders raſchem Steigen der Bevölkerung nimmt die Zahl 
der Stodmwerfe und Hinterhäufer zulegt von der Mitte 
nach der Peripherie hin zu, denn wenn die Bevölferungszunahme 
der Stadt die Erhöhung um ein Stockwerk lohnend macht, richtet fich der 
in der Peripherie vor fich gehende Neubau zuerit darauf ein. 

Diefe neuerdings beſonders von Eberjtadt betonte Erjcheinung hat 
aljo auch ſchon Faucher feitgeitellt. Auch er jpricht ſchon von „jozialer 
Erkrankung“ und „Widerfinnigfeit“, daß jolche „Fünfſtöcker“ fich bei Berlin 
in vereinzelten Häuferreihen im Südoſten und Norden auf freiem Feld 
finden und in ihnen der größte Wohnungsverfall bejteht. Sie werden be- 
zogen, weil es feine anderen gibt, und es gibt feine anderen wegen des 
hohen Bauftellenpreifes — in gleicher Entfernung vom Stadtmittelpunft 
hier zehnmal jo hoch als in Wien. Der Bauftellenpreis aber iſt jo hoch, 
weil bei der „Gefügigkeit der Bevölkerung, in jolche Mietkaſten hinein- 
zuziehen“, jobald ihr nur nicht zu weite Wege zugemutet werden, bei 
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ihrer jtärferen Vermehrung al in Paris oder Wien und der großen 
Steigerung ihrer Zahlungsfähigkeit (auch größer als in Paris und gegen- 
über einer Abnahme in Wien) „mit Erfolg jo viel gefordert werden fann, 
jolange nur der Neubau mit dem Angebot des Wohnungsgelafjes die Nach- 
frage im Sinn der gewohnten Verteilung und Ausdehnung diejes Gelafjes 
nicht überiteigt.“ 

Diejes ift das dritte und wichtigjte volfswirtjchaftliche Gejeß, das 
bier wirfjam wird, nach SFaucher logiſch und faktiſch die eigentliche 
Duelle der wachienden Wohnungsnot in unjeren Städten,: „es hilft 
der Bevölferung nichts, fich im Wohnungsbedürfnis einzufchränfen durch 
Eriparnis in der Ausdehnung des Grund und Bodens, der für das Wohnungs- 
gelaß beanjprucht wird. Gibt fie bei gleichbleibender Zahlungsfähigfeit hierin 
nach, jo fließt nichts in ihre Tafche; bei wachjender Bevölferung wird nur 
bewirkt, daß der Bodenpreis wächit und das neue Angebot von Wohnungs 
gelaß fich gleich auf die größere Einfchränfung d. h. auf höhere Miet- 
preije einrichtet. Dasjelbe gejchieht, wenn fie bei jteigender Zahlungs- 
fähigkeit ihre Anjprüche an Grund und Boden, von der Gewohnheit be= 
herrſcht, nicht ſteigert.“ Beim Grundbefiß, jagt Faucher ausdrücflich 
„haben Angebot und Nachfrage ihr befonderes Geſetz.“ 

Es gilt daher, zur Löſung diejer allgemeinen Wohnungsfrage eine 
entiprechende Ginmwirfung auf die Maſſen auszuüben, und es gilt, 
beim jtädtifchen Neubau in den entlegeneren, noch nicht im Preis jo 
hoch jtehenden Gürtel vorzudringen, ehe die Ausfüllung des näheren 
Gürtels dazu zwingt, wodurch zugleich Nachfrage für diefen weggenommen, 
und damit auch hier der Bauftellenpreis herabgedrüdt wird. Die 
Schwierigfeiten diejer „Auswanderung“ find auf genofjenichaftlichem Wege 
leichter zu überwinden. Der regelmäßige Weg für die Einführung von 
Neuerungen führt aber nicht durch die unterften, fondern durch die 
oberen Schichten der Gejelljchaft. Ste müſſen aljo zuerit für eine jolche 
MWohnungsreform gewonnen werden. 

Im zweiten, ein Jahr jpäter erjchienenen Artikel kann Faucher 
jchon freudig von der infolge des eriten geichehenen Gründung einer Kom— 
manditgejellichaft, der „Weitendgefellichaft” berichten, welche ausgedehnten 
Grundbeſitz in Charlottenburg in möglichit großer Entfernung vom Mittel- 
punft erworben hat, um ganz neue Stadtviertel von Villen für die Mittel- 
flajjen zu errichten, und jchildert nun in geradezu glänzender, von größter 
Kenntnis des täglichen Lebens getragener Darjtellung die großen kul— 
turellen Nachteile der Kaſernierung, abgejehen von den hygienischen: das 
hier notwendig mehr oder weniger ſchlechte Verhältnis zwischen Hauseigentümer 
und Mieter, die vierteljährliche Unficherheit des Obdachs und die Wir: 

XXXIII 


12 Carl Johannes Fuchs. 


tungen auf das Syamiltenleben, vor allem die Gefahren für die Kinder— 
erziehung, die Unrichtigfeit der Vermiſchung der Klaſſen, die Verjchlechte- 
rung der Dienjtboten — die wachjende Dienitbotenfalamität in Berlin 
wie in Paris und Wien wird in geiftreicher Weiſe geradezu hierauf, auf 
„Die Auftürmung der Wohnungen zu Mietskaſernen“ zurücgeführt, und 
die von 1861—1864 beobachtete Abnahme der Dienitboten, namentlich 
der gejchulten, daraus erflärt —; alle dieje jchädlichen Einflüffe auf das 
Syamilienleben fommen hinzu zu dem „pefuntären Druck auf die Bevölfe- 
rung, welchen der bei der Stoctwerfstürmung, Kellerbewohnung und Hinter: 
haushäufung ſtets wachjende Tribut an daS Baugrundmonopol ausübt“, 
ſowie zu dem „Schaden an der Gejundheit, der Luft- und Waſſerver— 
derbnis und der Förderung anſteckender Krankheiten, die jedes allzu dichte 
Zufammenmwohnen der Menjchen unmandelbar begleitet.“ Die Ver— 
gleichung der Statiitit von 1864 mit der von 1861 zeigt aber eine 
ſtarke Zunahme diejer Entwicklung, der Überwucherung des Mietkafernen- 
baue und der „Damit verbundenen, unabläfjig und ſchneller als das Ein- 
fommen jteigenden Verteuerung des MWohnungsgelafles.“ 

Dagegen Hilft nur die Rückkehr zur Wohnung im ungeteilten 
Haus, die nur auf dem Wege der „pefulativen Kapitalsvergejellfchaftung“ 
bewirkt werden kann, wegen der Notwendigkeit, „ver Franfhaften Höhe des 
Bauftellenpreijes im nächiten Gürtel um die wachjende Großſtadt herum aus— 
zumeichen bis in eine Entfernung, wohin der krankhafte Einfluß noch nicht 
reicht”, und nur durch den Teil der Bevölferung, von dem alle Ge— 
wohnheitsreform überhaupt ausgehen muß, den wohlhabenderen und 
gebildeteren.” Gr muß zuerft den „Schlendrian” überwinden, der „Die 
Menfchen immer enger in große Bellengefängnifje zufammenfriechen Tieß.“ 
Nicht zuerft die Miete, Tondern zuerſt der Baujtellenpreis iſt herunterzubringen, 
und das ift nur möglich „durch allmählichen Übergang zu einer anderen 
Bau- und MWohnungseinrichtung, bei welcher der Baugrund nicht durch 
jolche Häufung der Wohnungen in übereinander getürmten Stockwerken 
ausgenugt wird, und ein größeres Areal zur Konkurrenz herangezogen 
werden fann, und diejer Übergang tft wiederum nur möglich, wenn 
fich das Volk jtatt an das Treppeniteigen an weitere Wege gewöhnt.“ 

Nirgends in der ganzen Literatur der Wohnungsfrage find Die 
ſtarken nihtwirtichaftlihen Momente, welche fich in ihr preis- 
bejtimmend geltend machen, ebenjo fein und erjchöpfend behandelt 1. 


* 
* * 


ı Am Anſchluß an Faucher ift in der Literatur der Wohnungfrage der jech- 
ziger Jahre noch dag Sammelwerf zu erwähnen „Die Wohnungsfrage mit bejonderer 
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Die ganz jpezielle Frage des Ginfluffes der Wohnung auf die 
Sittlichfeit unterfucht dann eine Eleine Schrift von Laspeyres!, 
aber ſie handelt wieder ausjchließlich von den arbeitenden Klafjen, 
und zwar denen der Stadt Bari, auf Grund zweier Enqueten der 
Barijer Handelsfammer in den jahren 1849 und 1860 über die PBarijer 
Arbeiter „in eigenen Meubeln und fremden Meubeln (chambre garnie)“ 
und „in fremden Meubeln und fremder Kojt (chez le patron)“. Auf ihre 
feine Analyje der bei diejen verjchiedenen Kategorien im Zufammenhang 
mit der Wohnung jich zeigenden moralijchen Zuitände kann hier nur ver- 
wiejen werden. 


Auch die Schrift von Sar „Die Wohnungszuftände der arbeitenden 
Klajjen und ihre Reform“, Wien 1869, bejchäftigt fich, wie ſchon der 
Titel jagt, hauptfächlic mit der Urbeiterwohnungsfrage. Aber 
er fennt daneben, wie die Ginleitung zeigt, auch eine „allgemeine Woh— 
nungsfrage” und weiter auch jchon eine Wohnungsfrage auf dem 
Lande?. Während er die le&tere treffend als eine „Kulturfrage“ be— 
zeichnet, deren Löjung zum großen Teil von den Fortjchritten der Volks— 
bildung überhaupt und der Erhöhung des standard of life des Land- 
volfes zu erwarten it, führt er jene gleich Faucher auf die durch 
die Macht der Sitte und Gewohnheit von der englifchen abweichende 
Wohnweiſe in Deutjchland und Dfterrreich zurück und jagt jehr richtig, 
daß die Wohnungsnot der arbeitenden Klaſſen hier eine ganz ſpezielle Ge- 
italtung der allgemeinen Wohnungsfrage bildet und daher nicht ohne die 
Erkenntnis der legteren ganz klar verjtanden werden fann. Die Woh- 
nungsnot der arbeitenden Klaſſen beiteht aber für ihn darin, „daß der jo über- 
aus traurige phojiiche, ökonomische und moralifche Zuſtand der arbeiten- 
Rückſicht auf die arbeitenden Klaſſen“, in Verbindung mit der jtändigen Deputation 
des Kongrefjes deutjcher Volkswirte herausgegeben vom Zentralverein in Preußen für 
das Wohl der arbeitenden Klaſſen. Berlin 1865. Es enthält Beiträge von Huber, 
Faucher u. a. und ift eine Zujammenjtellung der damaligen Anjchauungen über 
die Wohnungzfrage, insbei. in den Reihen des Volkswirtichaftlichen Kongreijes. Vgl. 
auch den Art. „Wohnungsfrage“ in Rentzſch, Handwörterbuch der VBolkswirtichafts- 
(ehre 1866 und Grambow, Die deutiche Freihandelspartei zur Zeit ihrer Blüte. 
Jena 1903, ©. 113 ff. 

I Laspeyre3, Der Einfluß der Wohnung auf die Sittlichfeit. Eine moral- 
ftatiftifche Studie über die arbeitenden Klaſſen der Stadt Paris 1869. 

2 Sie ift zuerft befonders behandelt worden in der Schrift von Frh. v. d. Golk 
und W. Kinzel „Ländliche Arbeiterwohnungen oder Darftellung der Notwendigkeit 
einer Verbeſſerung der ländlichen Arbeiterwohnungen”, Königsberg 1865. 
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den Klaſſen, kurz das Proletariat, in den greulichen Wohnungsverhält- 
niffen derjelben eine jeiner Haupturjachen hat.“ Darum iſt ihm eine 
Verbejferung der Wohnungsverhältnifje der arbeitenden Klafjen „die un: 
erläßliche Worbedingung für den Erfolg jeder anderen joztalen Reform.“ 

Diejes Problem und die Mittel und Wege zu jeiner Löſung werden 
nun in klarer und erjchöpfender Weiſe behandelt. Bejonders ausgezeichnet 
durch vealpolitifches Verjtändnis und bejonnenes Urteil find die Aus— 
führungen im 4. Kapitel des eriten Teils über „Cottage-“ und „Ka— 
jernenfyitem“. Die Schattenjeiten des leßteren in janitärer und 
moralifcher Hinficht werden auch hier mit voller Schärfe aufgezeigt, und 
jehr richtig gejagt, daß te gerade unter den arbeitenden Klafjen infolge des 
tieferen moraliichen und intellektuellen Standpunftes derjelben am aller- 
meijten hervortreten. 

Aber demgegenüber werden auf der anderen Geite ökonomische 
Borteile des Kaſernenſyſtems hervorgehoben, nämlich das in hohem Grade 
günftige Verhältnis zwijchen der bebauten Brutto- und der Nettofläche 
und die mehrfache Ausnützung des Bodens, wodurch die Kojten der 
einzelnen Wohnung ſich entjprechend niedriger tellen jollen, — ohne daß 
jedoch bereits die frage der relativen Baufoftenermäßigung unabhängig 
vom BodenpreiS (mie neuerdings von U. Voigt) aufgeworfen würde — 
und anerfannt, daß das auf den Fortjchritten der modernen Technif be- 
ruhende Kajernement dort, wo die Bauftellenpreife jehr hoch jtehen und 
das Einfommen der Arbeiter jehr gering tit, allein die erforderliche Billigfeit 
der Wohnungen gewährt und daher auch in aller Zufunft für die unterjten 
Schichten der Arbeiterflafjen in den Großitädten nie zu umgehen fein 
wird. Im übrigen aber werden nicht nur ſchon Mittelformen wie 
ein und zweiſtöckige Häuſer mit etwa 2—3 Wohnungen empfohlen, 
welche die ſanitären und moralifchen Gefahren des Kaſernenſyſtems nur 
in jehr geringem Grade haben, dagegen jeine pefuniären Vorteile ge— 
nügend aufweiſen fünnen, fondern e8 wird durch entjprechende Konftruftion 
auch für den Cottagebau! ein bejjeres Verhältnis von Brutto- und Netto- 
fläche und eine höhere Ausnügung des Terrains durch Anordnung der 
Räume der Einzelwohnung übereinander in verjchiedenen Stockwerken, wie beim 
englischen Wohnhaus, vorgejchlagen, und vor allem Kompenfierung jener bejjeren 
Ausnügung des Terrains bei der Mietsfaferne durch Herabſetzung der Baukoſten 
für die Cottage (Fachwerksbau ujw.) verlangt; überhaupt wird doch mit 
aller Entjchiedenheit daran feitgehalten, daß „das Cottageſyſtem mit den 

' Die Pariſer Weltausftellung von 1869 hatte damals gerade bejonders die 


Aufmerfjamkeit auf Mufterarbeiterhäufer gelenkt, wie fie auf ihr von verjchtedenen 
Seiten ausgeftellt waren. 
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Mitteln eines großen Teil der arbeitenden Klafjen in Einklang gejeßt 
werden fann und ſoweit al3 möglich zum Durchbruch und zur möglichit 
allgemeinen Herrjchaft gebracht werden muß.“ Da nun aber, wo bereits 
das Kaſernenſyſtem herrjcht, nicht nur in den Städten jelbit, jondern auch 
in einem gewijjen Nayon um diejelben herum die Bauftellenpreife jchon 
nach dieſem angejeßt find, muß die Reform, darin folgt Sar wieder 
Faucher, dieſen Rayon überjpringen und das Terrain für die Cottage 
in jener Entfernung aufjuchen, auf welche daS Kafernement noch nicht 
dieje Wirkung eritreekt hat. Die Neform der Arbeiterwohnungsfrage muß 
aljo „genau diejelben Bahnen einfchlagen, welche der allgemeinen jtädtifchen 
MWohnungsreform vorgezeichnet find, und es wird ſich hier in der Ver— 
einigung der einzelnen Häufer zu größeren Kompleren das Mittel bieten, 
fich nicht durch allzu große Entfernung von dem Mittelpunkt des ſtädtiſchen 
Lebens ſelbſt in Frage zu jtellen.“ 

So führt auch nach Sar der Kampf gegen das Kajernement zur 
Anlage von jogenannten Arbeiterfolonien oder „Anjiedelungen“, deren 
Bedeutung auf diefe Art mit der des Cottageſyſtems zufammenfällt. Für 
jie empfiehlt er nun, in den Bahnen Hubers, die genofjenjchaftliche 
Gründung und Ausgeftaltung, die „Aſſoziation“, die „Wirtjchaftsgemeinde 
der Zukunft“, der er noch das weitere Ziel jteckt, den Mafchinenbetrieb 
mit der Hausinduftrie zu vereinen und die gewerbliche Produktion in ge— 
wiſſem Umfang aus den Fabriken in die häuslichen Werkitätten zurück— 
zuverlegen, — eine Entwiclung, welche mit der neuzeitlichen Ausbeutung 
der Wafjerkräfte die nächte Zukunft vielleicht 3. T. zu verwirklichen bejtimmt 
ift. Der älteren jchon von Knies überwundenen Anſchauung entipricht 
e3 dagegen, wenn Sar dabei jo überwiegenden Wert auf den Eigentums— 
erwerb des Arbeiters an der Cottage legt. 

Im zweiten Teil des Buches werden dann jehr eingehend und jachlundig 
die verjchiedenen Mittel und Wege zur Löfung des Problems erörtert und 
der Anteil, welcher dabei auf die Arbeitgeber, die gejchäftlichen Gejell- , 
Ichaftsunternehmungen, die Selbjthilfe der arbeitenden Klaffen und den 
Staat entfällt bzw. entfallen joll — ein jozialpolitifches Programm, von 
dem heute doch einiges bereits verwirklicht iſt. 


* 
* * 


Ahnlich geht auch Engel! in feinem Referat über die Wohnungs— 
frage in der Gründungsverfammlung des Vereins für Socialpolitit 
davon aus, daß die Wohnungsnot der Gegenwart in Deutjchland ganz 
andere Kreife umfaßt als bisher, nicht nur die Kleinen Leute, jondern auch 


1 Die moderne Wohnungsnot. Signatur, Urſachen, Abhilfe, Leipzig 1873. 
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die höheren Klaſſen ergriffen hat, daß eine „allgemeine" Wohnungs- 
frage beiteht, die auch er auf das Gtagenwohnen zurücführt. Denn, wie 
ex ebenfalls richtig erkennt, in den englijchen und jchottifchen Groß- und 
Fabrititädten, in welchen die Zunahme der Bevölkerung fait noch größer 
iſt als in den unfrigen, tit eine alle Schichten der Bevölkerung ums 
faſſende Wohnungsnot nicht anzutreffen; hier herrjcht lediglich eine Woh- 
nungsnot unter den arbeitenden Klaſſen und fleinen Leuten. Aber 
der Schwerpunft der Not Liegt nach ihm nicht jo jehr im Mangel an 
Wohnungen, auch nicht im Bewohnen von Mietfajernen, jondern in der 
„über jedes Maß hinausgehenden Abhängigkeit der Mieter von den Eigen— 
tümern der Mietkaſerne“, die überall bei dieſer Art des Wohnens fich 
entwickelt — dem „Wohnungsfeudalismus”, wie er es nennt. 

Die Signatur der Wohnungsnot in Deutjchland beiteht nach Engel 
aljo darin, daß die Wohnungen nicht zahlreich genug, zu teuer find und ihre 
Innehabung zu unficher ift. Das mangelnde Angebot von Wohnungen 
aber hat nach ihm feine wejentlichjte Urjache in den Monopolpreifen der 
Bauitellen, im „Bauftellenmonopol”; ihm weiit er ausdrücklich auch 
gegenüber der zugeitandenen Erhöhung der Baufoften den Löwenanteil der 
Berteuerung zu. Dazu fommt dann die „Benugungs- und Vermietungs- 
weiſe der Wohnungen in den (deutfchen) Großſtädten.“ VBortrefflich zeigt 
Engel bier, daß Wohnungen und Gebäude nicht Waren gewöhnlicher 
Art find, daß hier ein „Affektionswert” wirkſam wird (die Abneigung 
gegen Ausziehen), und nun der Grund und Boden diefen Affeftionswert 
aufjaugt und der Grundrente ajfimiliert. Deshalb werden hier immer 
noch andere als nur ökonomische Urjachen wirkſam, und «3 jteht — 
das wird aljo wie neuerdings von Eberſtadt jo hier jchon von Engel 
erfannt und betont — der Haufjepartei hier feine Baiſſepartei gegenüber. 
Wie fich aber „in jeder Monopolwirtichaft bald ein Feudalismus aus- 
bildet, jo auch in der durch feine wirkſame Konkurrenz eingejchränften 
Monopolwirtſchaft des gewerbsmäßigen Hausbefiger- und Wohnungsver- 
mietertums“. Und hierin liegt nach Engel die wirkſamſte und nach- 
haltigite Urjache der Wohnungsnot, ſoweit fie auf Wohnungsunficherheit 
berubt, wie gerade die der bemittelten und wohlhabenden Alajjen. 
Denn für dieje beiteht die Wohnungsnot nicht jo jehr darin, daß fie un— 
vermögend wären, für ihre Wohnungen felbit hohe Preiſe bezahlen zu 
fünnen, jondern darin, daß fie trogdem unabläffig Steigerungen ausgejegt 
find, daß fie fich in diefen Wohnungen wegen des unaufhörlich über 
ihnen ſchwebenden Damoklesichwertes der Kündigung nie behaglich ein- 
richten können und zu einem ihnen widerwärtigen Nomadentum verdammt 
werden. 
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Sehr fein hebt Engel hervor, wie diefe Heimatlofigfeit der Mehr- 
zahl der jtädtifchen Bewohner die Industrie und die ganze nationale Ar— 
beit jchädigt, indem ein enger Zufammenhang der Baufpefulation und der 
Mohnungsnot mit der zunehmenden Unjolidität der Erzeugnifje vieler 
unferer Bau- und MWohnungsausitattungsgemwerbe beiteht. 

„Baujftellenwucher” und „Wohnungsfeudalismus“ find alfo nad 
ihm die beiden Urjachen der in Deutfchland entitandenen allgemeinen 
Mohnungsnot, mit der ex fich im Gegenjaß zu Car vorzugsweiſe be- 
ichäftigt. In eingehender und veritändnisvoller Weife wird nun unter- 
jucht, was zu ihrer Abhilfe von jeiten des Staats, der Gemeinde und der 
Selbithilfe gefchehen fann. Es wird die Anficht vertreten, daß den Haupt— 
urfachen der Wohnungsnot jo wenig die Staatsverwaltung wie die 
Geſetzgebung direkt zu Leibe gehen fann, daß fie aber zunächit jehr viel 
durch Heritellung oder Hinwirkung zur Heritellung von guten Verkehrs— 
mitteln tun fann, und es wird hier eine jehr interejjante Eingabe des 
Berliner MagiftratS von 1871 an den preußifchen Miniſter für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten angeführt, welche in klarſter 
Weiſe die bauliche Entwicklung Berlins aufdeckt — die „peripherifche 
Vergrößerung durch vieljtöcige Wohnhäufer” —, fie aus dem Mangel 
geeigneter Kommunikationsmittel erklärt und die Hilfe des Staates zur 
Schaffung von jolchen und zwar durch Gifenbahnen anruft. „Wenn 
nur gute Rommunifationen gejchaffen werden“ — heißt es in der Ein- 
gabe — „jo werden wir bald genug jehen, mit welcher Begierde Berlin 
fich von dem Druck feiner hochgebauten Straßen entlajtet, wie neue Be— 
bauungszentren im Kreis um Berlin entitehen und wie intenfiv und in 
jest noch faum geahnter Weife — jei es zum Gejchäft, jei es zum Ge— 
nuß — der Berliner Einwohner diefe Ringlinien benugen wird.“ 

Die Haupteinwirfung aber fann und joll der Staat nach Engel 
dadurch ausüben, daß er allen feinen Beamten, nicht nur einigen kleinen 
Kategorien, an Stelle des Wohnungsgeldes, das nur die Grundrente 
fteigern hilft, „alfo weder das Bauftellenmonopol bricht, noch den Woh- 
nungsfeudalismus beugt”, eigene Dienjtwohnungen baut oder bereit jtellt, 
aljo die Wohnung nicht in Geld, jondern in natura liefert. Dadurch 
würden viele Taufende von Beamten aus der Konkurrenz der Wohnung 
Suchenden heraustreten, und dadurch ebenjo dem Wohnungsfeudalismus 
wie, da der Staat genügend eigenes Areal dafür befigt, dem Bauitellen- 
monopol wirkſam entgegen getreten werden. 

Auch für die Gemeinden erhebt Engel die gleiche Forderung, 
während er allgemeine Wohnungsproduftion durch dieſe ablehnt, jondern 
ihnen vielmehr das Necht einräumen will, von Arbeitgebern, die einen 
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neuen Zuzug von Arbeitern verurfachen, zu verlangen, daß fie wenigitens 
für den Stamm ihrer Arbeiterfchaft die Wohnungsfürforge übernehmen. 

Bei der Selbſthilfe endlich wird jehr richtig hervorgehoben, daß 
die bisherigen Beitrebungen der Selbithilfe an dem Fehler der Nicht: 
berückfichtigung des Prinzips der Arbeitsteilung leiden, indem fie fait ohne 
Ausnahme die Befeitigung aller einzelnen Formen der Wohnungsnot an- 
jtreben, jtatt fich auf ein Gebiet zu jpezialifieren. Ferner wird gerügt, 
daß noch immer die Tendenz jowohl der Aftienbaugejellfchaften als der 
Baugenofjenjchaften jei, die Mieter zu Hauseigentümern zu machen und ° 
daher Eleinere Wohngebäude für eine Familie herzuftellen. Dies jet aber 
in den inneren und bebauten Teilen der deutſchen Großjtädte nicht mehr 
durchführbar, da das Wohnen in vertifaler Ebene (joll heißen Richtung) 
deutichen Gewohnheiten zumiderläuft. Gegen den Strom der Gewohnheit 
aber laſſe fich nicht jchwimmen, „Familienhaus und Stadtnähe find 
für die Mehrzahl der Stadtbemohner unvereinbare Begriffe”. Der 
Mohnungsnot könne daher ungleich wirkfamer auf dem Wege des 
gemeinschaftlichen al3 des Ginzeleigentums dauernd begegnet werden. 

Zu diefem Zwecke, um damit den Wohnungsfeudalismus zu brechen, 
foll das gewerbsmäßige Hausbeſitzer- und VBermietertum tunlichjt aus— 
gejchaltet werden durch Mieteraftiengejelljcehaften, welche die 
Mieter zu gemeinjchaftlichen Eigentümern der Häufer, die fie bewohnen, 
machen, und zunächit nur für bemittelte Mieter gebildet werden jollen, 
um auch das Börjenfapital zu gewinnen, jpäter aber durch Hereinziehung 
des Sparbanfgejchäfts auch) auf Unbemittelte Ausdehnung finden 
können. Dafür entwicdelt Engel am Ende feiner Schrift einen detail: 
lierten Plan. 


* * 

Bir haben dieje ältere Literatur der MWohnungsfrage in Deutjch- 
land ausführlicher behandelt, weil fie weniger zugänglich und be— 
fannt ift. 

Trotz der in ihr von Faucher begründeten und auch bei Sar und 
Engel jo deutlich ausgejprochenen Erkenntnis, daß Deutjchland neben 
der Wohnungsfrage der unteren Klaſſen im Gegenfat zu England eine 
allgemeine auch die oberen umfaffende Wohnungsfrage hat, bejchäftigen 
fich die folgenden zwei Jahrzehnte doch auch in Deutjchland ausſchließlich 
mit der eriteren, als der zumächit allerdings brennenderen und, wie man 
meinte, leichter zu löjenden. Insbeſondere ift es die Frage der Woh— 
nungsinjpeftion und Wohnungspolizei d. h. eine hygienifch- 
technifche Frage, welche in dieſer Zeit bejonders hervortritt. 
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So widmet auch der Verein für Socialpolitif, der mit jenem Vor— 
trag Engels jofort bei feiner Begründung das Problem der Wohnungsfrage 
fo ausgezeichnet behandelt hatte, jeine Unterfuchung vom Jahre 1886 ! nur 
den unteren Klaffen. Sie weit vor allem durch eine Anzahl von Mono— 
graphien zunächit überhaupt das Beſtehen einer Wohnungsfrage der ar: 
beitenden Klafjen in den deutjchen Großitädten nach und unterfucht nur 
die Frage, von welchen gejeglichen Beitimmungen eine Minderung der 
Mohnungsnot in unjeren Großjtädten erwartet werden fann. In dem 
Vorwort wie in dem Referat tritt Miquel vor allem für eine veichs- 
gejegliche Regelung der Wohnungsinspeftion und Sanierung, aber auch 
für eine gejegliche Bekämpfung des Wohnungswuchers ein. 

Auch der pacdende, an die Gemiljen flopfende „‚Mahnruf in der Woh- 
nungsfrage” ?, ven Guftav Schmoller 1887 auf Grund Ddiejer Unter- 
fuchung des Vereins für Soctalpolitift ergehen ließ, handelt nur von den 
arbeitenden Klaſſen und den Pflichten Der bejigenden und gebildeten 
Klafjen gegen diefe. Darum fann er auch, nachdem er gezeigt, wie Die 
Not in Deutjchland geographifch jehr verfchieden tft, und im Süden und 
Weſten Deutjchlands, welche in der Induſtrie am weiteiten voran find, 
ſehr viel bejjere Zuftände als im Diten herrſchen, jagen, daß die Höhe 
der Grundrente nicht einmal der weientlichite Faktor für die Entitehung 
der Wohnungsnot jei, jondern daß fich in unjeren Groß» und Fabrik— 
ſtädten jeit 30 Jahren eine raſch wachjende Arbeiterbevölferung anhäuft, 
für die nicht entjprechend gebaut wird und die jich allzu Leicht eine Ver— 
ichlechterung gefallen läßt. Griteres gejchieht aber nicht, troßdem die 
Armenwohnungen die höchiten Prozente abwerfen, weil die Baufpefulation 
nicht vermieten, jondern verfaufen will, und folche Häufer nur ſchwer 
Käufer finden. So iſt ein allgemeiner Rückgang der Wohnungsverhält- 
niſſe der unteren Klafjen zu fonjtatieren — ein „notwendiges Produkt 
beitimmter piychologijcher Urjachen und der Gewohnheiten, die unfer Bau— 
weſen, unſer Mietwejen, unjere Mietverträge beitimmen.“ 

Für die Abhilfe jcheint ihm daher auch neben dev Mißbräuche ein- 
ichränfenden negativen Tätigkeit des Staats und der Gemeinde die direkte 
Tätigkeit gegen die Wohnungsnot durch Vermehrung der Wohnungen die 
Hauptjache. Und zwar verlangt ex, indem er die Schaffung von Arbeiter: 
Hauseigentümern durch die gemeinnügigen Baugejellichaften — das bi3- 


' „Die Wohnungsnot der ärmeren Klaſſen in deutjchen Großſtädten“. 2 Bände 
1886 (Schriften de3 Vereins für Socialpolitit Band 30 und 31). 
2 Kahrbuch für Gejeßgebung uſw. XI; wieder abgedruckt in „Neden und Aufs 
ſätze“, Yeipzig 1892. 
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herige Ideal der letzteren in Deutſchland — zurückweiſt (ihm lagen ja 
dafür auch ſchon die ungünſtigen Erfahrungen bei der eit& ouvrière in 
Mülhauſen vor), daß gegenüber den kleinen „Ipießbürgerlichen Verjuchen“ 
der bisherigen deutjchen Baugejellichaften die Sache in großem Stil, mit 
großem Kapital, mit Bautechnifern eriten Ranges in Angriff genommen 
wird durch Gründung großer Aktiengeſellſchaften. Dieje jollen in 
den Vorſtädten Ginzelhäufer für die Elite der Arbeiter, die kleinen Be— 
amten, die MWerfmeiiter bauen, aber nicht in erſter Linie den Verkauf 
ins Auge fajjen; noch mehr aber beginnen, die eigentlichen Arbeiter und 
Armenquartiere im Zentrum der Städte aufzufaufen, fie ſoweit es nötig 
it, nach den englifchen Vorbildern umzubauen, jomweit es aber geht, fie 
nur zu venovieren und in mujterhafter Weife zu vermieten. „Wenn im 
Verlauf von ein bis zwei Menjchenaltern”, jagt er, „nur 10 %/o der Gebäude 
unferer Groß- und Fabrikſtädte in jolchen Beſitz und folche Verwaltung 
übergingen, jo wäre damit jchon unendlich viel gewonnen, ein Vorbild 
geichaffen, das auch auf Privatvermieter notwendig zurückwirkte“. Auch 
bier alfo wird in großem Maßſtab Ausjchaltung des berufsmäßigen 
Privathausbefigertums und damit des Wohnungswuchers verlangt, aber 
nicht wie bei Engel zuerſt für die bemittelten Klajjen, jondern gerade 
und zunächſt für die unteren Klafjen. 

Nur von diejen handelt auch die erſte umfajjendere fyitematifche Be- 
arbeitung der MWohnungsfrage in Deutjchland, das von der jtaatswirt- 
jchaftlichen Fakultät zu Tübingen preisgefrönte Werf von Trüdinger, 
Die Arbeiterwohnungsfrage (1888) und die Kleinere ausgezeichnete Schrift 
von Albrecht, Die Wohnungsnot in den Großitädten und die Mittel 
zu ihrer Abhilfe (1891). 

* ; * 

Der allgemeine Teil der Wohnungsfrage wird in Diejer Zeit 
ausjchließlich von der deutjchen Bodenreformbemwegung, auf die hier 
nicht einzugehen ift, in mehr agitatorifch wirkungsvoller, als wiljenjchaft- 
licher Weife behandelt. Wir verdanten ihr aber insbejondere die Hervor? 
hebung der Rolle, welche bei den abweichenden englifchen Wohnungsverhältnifjen 
das Recht am Grund und Boden, die Trennung des Eigentums am Haus und 
am Boden, jpielt, und im Anjchluß daran die Propaganda für Schaffung 
ähnlicher Verhältniſſe bei uns durch Wiederbelebung des Erbbaurechts, 
jowie eine eifrige Erörterung, aber freilich auch Überjchägung der Boden- 
jpelulation und der Bejteuerung als Mittel zu ihrer Bekämpfung. 

Exit 1894 wird der allgemeine Charakter der Wohnungsfrage 
in Deutjchland von anderer Seite her durch Eberjtadt und dann 
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erneut duch Paul Voigt wieder erfannt und hervorgehoben : 
eriterer bezeichnet in jeiner Schrift „Städtifche Bodenfragen” den 
verfehlten Berliner Bebauungsplan und die Durch ihn geradezu 
erzwungene Mietlajerne, ſowie in dem 1901 erxjchienenen Buch „Dex 
deutjche Kapitalmarkt“ außerdem noch die Ordnung unferes ftädtifchen 
Nealkredits durch die Pfandbriefe ausgebenden Hypothefenbanfen al3 die 
Urjachen der allgemeinen Wohnungsfrage in Deutjchland, letzterer dagegen 
in jeinem Buch „Orundrente und Wohnungsfrage in Berlin und feinen 
Bororten” (1901) jpeziell die Bauordnung und die Bodenfpekulation !, 

Aus diefer Zeit iſt außerdem auch noch bejonders die Schrift des 
verjtorbenen hervorragenden Wohnungspolitiierg Mar Brandts m 
Düfjeldorf „Aufgaben von Gemeinde und Staat in der Wohnungsfrage” ? 
zu nennen, weil fie zwar jpeziell die Axbeiterwohnungsfrage be- 
handelt, aber als „Frage des Stadtbauplans und der Stadtbauordnung“, 
und den großzügigen Blan jtaatlicher „Generalkommiſſionen für ftädtifchen 
Grundbeſitz“ und „jtaatlicher Baubanken“ entwicelt und damit erheblich 
über die bisher immer zur Löſung der Arbeiterwohnungsfrage vor- 
gejchlagenen Mittel der Wohnungsinfpeftion und der genofjenfchaftlichen 
oder Aftienbaugejellichaften hinausgreift. Sn ähnlicher Richtung bewegen 
fich auch die von Lechler (und Schäffle) in mehreren Schriften ver- 
tretenen Vorjchläge zu einer nationalen Wohnungsreform ?. 

In den 1902 herausgegebenen „Neuen Unterfuchungen” des Ver- 
eins für Socialpolitif „über die Wohnungsfrage in Deutjchland 
und im Ausland“ kommt dann auch der allgemeine Charakter der Woh— 
nungsfrage in Deutjchland (und Dfterreich) zum Ausdruck, da fie mit 
Unterfuchungen über die jtädtifche Grundrente (befonders gut diejenige 
von Schwarz über Wien) beginnen. Anderjeit3 tritt hier auch jchon 
Andreas Voigt feinem Namensvetter in einem kritifchen Überblick über 
deſſen Buch grundjäglich entgegen und fucht die Bedeutung der Boden- 
ipefulation einzujchränfen, indem ex feinerjeitS das Moment der Bau- 
fojten als Haupturſache der gejtiegenen Mieten in den Vordergrund 
rüct. Ihm jefundierte dann Bhilippovich auf der Münchener Ver: 
jammlung des Vereins in jeinem jcharflinnigen und ducchfichtigen Referat, 
das die Übertreibungen binfichtlich der Bodenfpekulation und die Über- 


ı Val. dazu dann auch Mewes, Bodenwerte, Bau- und Bodenpolitik in Frei- 
burg i. B. 1863—1902 (1904), v. Nenauld, Beiträge zur Entwidlung der Grund- 
rente und Wohnungsfrage in München (1904) und andere Monographien. 

2 Sonderabdruf aus „Arbeiterwohl” 1897. 

® Insbejondere: „Nationale Wohnungsreform“ (1895) und „Die ftaatliche Woh- 
nungsfürjorge“ (1900). 
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ſchätzung von Steuermaßregeln zur Bekämpfung derſelben vorzüglich kriti— 
ſiert, aber ſelbſt doch anderſeits einer Unterſchätzung der Bodenſpekulation 
verfällt. 

Sn der gleichen Richtung der Verteidigung, aber auch der Unter— 
ichägung der Bodenfpefulation bewegen fich dann auch das Buch von A. Voigt 
und Geldner „Kleinhaus und Mietfaferne” und von Adolf Weber 
„Über Bodenrente und Bodenjpekulation in der modernen Stadt” (beide 
1905), von denen legteres im übrigen jehr gute Ausführungen über Grund- 
vente, Verkehrsmittel uſw. enthält, erjteres aber das, wie wir jahen, bereits 
bis an den Anfang der deutjchen Literatur zur Wohnungsfrage zurücd- 
gehende Problem der Wohnform wieder aufwirft, es ausfchließlich zu 
einer technifch-privatwirtjchaftlichen Frage der relativen Baukoſten macht 
und daher die Mietfaferne ganz einjeitig begünitigt. 

Im fchärfiten Gegenſatz hierzu zeigt Eberſtadt in feiner Schrift 
„Rheinische Wohnungsverhältnifje und ihre Bedeutung für das Wohnungs- 
wejen in Deutfchland“ (1903), wie fihin Weſtdeutſchland troß der hohen 
induftriellenEntwiclung nicht das Berliner Mafjenmiethaus mit Hofwoh- 
nungen entwicelt hat, jondern fich aus der mittelalterlichen Überlieferung 
heraus ein vortrefflicher Typus der Kleinwohnung — nicht ein Einzel- 
haus, jondern ein kleines Miethaus, das „Bürgerhaus“ — herausgebildet 
hat, und ftellt in feinem neuejten Buch „Die Spekulation im neuzeitlichen 
Städtebau” (1906) die Vorherrjchaft der Spekulation in dieſem dar 
und fordert ganz neue Grundſätze für den modernen Städtebau, wodurch 
vor allem der SFlachbau in den äußeren Duartieren wieder hergeitellt 
werden joll. 

In dieſen jüngften theoretifchen Werken iſt nun eine Grundfrage der all 
gemeinen Nationalöfonomie immer mehr in den Vordergrund getreten: das 
Problem der Bildung der ftädtifchen Grundrente. Mit ihm bejchäftigt 
fich außer ihnen noch in befonders origineller Weiſe ein Aufjag von Jolles 
„Die allgemeine Monopolvente von jtädtifchem Grundbeſitz“ 1. ES ijt die 
Grundrententheorie Ricardos und die Frage ihrer Anmwendbarfeit auf den 
jtädtifchen Grundbefis, worauf zulegt alles hinausläuft. Sodann find es 
namentlich in der jüngiten Zeit die Fragen der Beſteuerung in ihrer 
Bedeutung für die Wohnungsfrage, insbejondere die Grundjteuer nach 
dem gemeinen Wert und die Wertzumachsiteuer, welche mehrere gute Mono— 
graphien behandeln. Hier führt die Wohnungsfrage, namentlich mit der 





! BZeitjchrift für die gefamte Staatswiſſenſchaft 1906, Heft 3. Vgl. auch meine 
Abhandlung „Über ſtädtiſche Bodenrente und Bodenjpefulation” im Archiv für ©o- 
zialwiſſenſchaft und Sozialpolitif Band 22 und 23, 1906. 
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Frage der „Abwälzbarkeit“, auch in die Grundprobleme der Finanzwiljen- 
ſchaft hinein. 
* * 
* 

Neben dieſen theoretiſchen Werken hat ferner in dieſer Zeit beſonders 
die beſchreibende ſtatiſtiſche Literatur der Wohnungsfrage in Deutſch— 
land eine große Entwicklung erfahren: an die klaſſiſche Arbeit von Bücher! 
über Bajel hat fich eine ganze Neihe von Unterjuchungen angejchlofien, 
und die Wohnungsitatiitif im Jahrbuch deutjcher Städte hat eine weitere 
Ausbildung erfahren. Und hieran reiht fich nun die Legion der Schriften, 
welche einzelne praftijche Fragen der Wohnungspolitif in zum Teil vor- 
trefflicher Weife behandeln, aber ihre wifjenjchaftliche Erforſchung nicht 
unmittelbar gefördert haben. Hier feien nur zum Schluß noch die zu— 
jammenfafjenden Daritellungen erwähnt, welche die Wohnungsfrage neuer- 
dings gefunden hat in dem großen Materialienwerf von Eugen Jäger „Die 
Mohnungsfrage” (1902/3), dem Sammelmwerf des Vereins Reichswoh— 
nungsgefeß, in EberitadtS ausgezeichnetem knappen Grundriß „Das 
Wohnungsweſen“? und in den Artikeln „Wohnungsfrage” im Hand— 
wörterbuch der Staatswiljenfchaften und im Wörterbuch der Volkswirt— 
fchaft. Seit 1903 beiteht auch eine von Albrecht ins Leben gerufene und 
herausgegebene „Zeitjchrift für Wohnungsweſen“. 

Endlich aber führt die in der jüngiten Zeit in Deutjchland jo raſch 
an Bedeutung gewinnende Gartenjtadtbewegung, die allerdings 
auch erit eine agitorische, noch feine wiljenjchaftliche Literatur beſitzt, mit 
ihrer Ausweitung der MWohnungsfrage zur Frage der ganzen Anfiedlung 
und der Dezentralifation der jtädtiichen Bevölkerung, auf den Ausgangs: 
punkt der deutjchen Literatur der Wohnungsfrage auf B. U. Huber, 
zurück. 

Blicken wir zurück auf die Entwicklung der Lehre von der Wohnungs— 
frage im 19. Jahrhundert, ſo dürfen wir zwar ſtolz ſagen, daß überhaupt 
nur Deutſchland eine ſolche aufzuweiſen hat — in den anderen Ländern 
finden wir faſt nur praktiſche und agitatoriſche Schriften, die auf das Prädikat 
wiſſenſchaftlich keinen Anſpruch erheben können —, aber auf der anderen 
Seite muß doch betont werden, daß der theoretiſche Fortſchritt von Huber, 
Faucher und Gar bis zur Gegenwart eigentlich beſchämend gering 


1 Die Wohnungsenquete der Stadt Bajel. 1891. 
2 MWeyls Handbuch der Hygiene, 4. Supplementsband; auch gefondert er— 
ſchienen. 
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ift. Es fommt daher, daß man eben gerade in diejer Frage vor 
50 Sahren jchon ungewöhnlich weit war, indem Huber einerjeitS hier 
wie auf dem ganzen Gebiet der Sozialpolitit jchon Gedanfengänge ent- 
wicfelte, die exit in unferer Zeit Allgemeingut geworden find, und auch 
Faucher anderfeitS in diefer Frage durch die harte Not der Berhält- 
niffe jchon weit über das Manchejtertum Hinausgeführt wurde. Aber 
viel mehr muß e8 uns doch im Grunde bejchämen, daß troß diejer flaren Kennt- 
nis und Erkenntnis, über die wir jchon jo lange verfügen, noch jo ver- 
fchwindend wenig zur Löfung dieſes Problems gejchehen ift, daß wir noch 
heute in faft allen Einzelheiten für die Verwirklichung des Programms 
eintreten müſſen, das die Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine ſchon 1871 
aufitellten. Zur Entjchuldigung mag wohl darauf hingewiejen werden, 
daß das Problem, ohne in jeinem Wejen erheblich anders geworden zu 
fein, alS es jedenfalls jchon Faucher und Sax erkannt hatten, in diejer 
Zeit ungeheuer in die Breite und Tiefe gewachjen tft, indem die Arbeiter: 
wohnungsfrage heute bei uns hinter der immer weitere Kreije ziehenden 
allgemeinen Wohnungsfrage ganz in den Hintergrund getreten ift. 

Aber noch immer gilt auch heute das Mahnwort Schmoller8 aus 
dem Jahre 1887: 

„Die befigenden Klaſſen müffen aus ihrem Schlummer aufgerüttelt 
werden, fie müfjen endlich einjehen, daß, jelbit wenn fie große Opfer 
bringen, dies nur eine mäßige, bejcheidene VBerficherungsiumme ift, mit der 
fie fich jchügen gegen die Epidemien und gegen die jozialen Nevolutionen, 
die fommen müfjen, wenn wir nicht aufhören, die unteren Klafjen in 
unferen Großſtädten durch ihre Wohnungsverhältniffe zu Barbaren, zu 
tieriichem Daſein herabzudrücden.“ 

Die Arbeiterwohnungsfrage iſt in Deutjchland, wie jchon Faucher 
erfannt hat, aber man heute exit allgemeiner einzufehen beginnt, nicht 
lösbar ohne die allgemeine MWohnungsfrage und diefe nicht ohne eine 
Neform der MWohnfitte in den oberen Klafjen. Die Anzeichen mehren 
jich, daß das 20. Jahrhundert diefe und damit auch jene endlich bringen will. 

„Die Zeit iſt vorbei, in der wir die Hände in den Schoß legen 
dürften, mit ehernen Schlägen pocht eine neue Zeit an unfere Tore.“ 
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Snhaltsverzeichnis. 

Bereinzelte Betonung des jozialen Momentes in Medizin und Hygiene gegen - 
über der einjeitigen naturwiſſenſchaftlich-biologiſchen Richtung ©. 1. — Die Rückkehr 
der epidemiologiſchen Forſchung zur Statiftit ©. 4. — Die bewußte Orientierung 
der Hygiene an Nationalökonomie und Soziologie ©. 5.5 — Die dejfriptive und 
normative Seite der Sozialen Hygiene ©. 6. — Die Beziehungen der Sozialen 
Hygiene zur Arbeiterverficherungsgefeggebung und die Soziale Medizin ©. 8. — 
Die Soziale Hygiene und das Problem der körperlichen Entartung ©. 9. 


Die Hygiene, die in methodischer Weife als Wiffenfchaft exit in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ausgebildet worden ijt, jteht vor= 
wiegend im Zeichen der mejjenden, wägenden, kaſuiſtiſch beobachtenden, 
biologischen Medizin und Naturwiſſenſchaft. Die Fortjchritte, die die 
Hygiene nach diefer Richtung hin gemacht hat, treten am deutlichiten in 
das Bemwußtjein des Zurückblidenden, wenn er etwa das an der Wende 
des 18. und 19. Jahrhunderts entitandene Werk J. PB. Frands, das 
den für die damalige Zeit bezeichnenden Titel eines „Syſtems einer voll- 
ftändigen medizinischen Polizei” führt, mit dem jüngjten Hygienifchen 
Sammelmerfe unjerer Zeit, das von Th. Weyl! herausgegeben ijt, ver- 
gleicht. Aber diefe imponierenden Fortjchritte Liegen fast ausschließlich 
auf phyfifalifch-biologischem Gebiete. Während in diefer Epoche die 
hygienischen Beziehungen von elementaren Faktoren, Wohnung, Kleidung, 
Nahrung, Spaltpilzen ufw. zu dem biologisch umfchriebenen Individuum 


ı Weyl, Th., Handbuch der Hygiene. 10 Bände. Guftav Fiſcher. * 1896. 
Feitgabe. Band II. 9.0.10 % 
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mit einem außerordentlichen Aufwande von Fleiß und Scharffinn exrforjcht 
wurden, verfäumte man es, die Einwirkungen der gejellfchaftlichen Ver— 
hältniffe und des fozialen Milieus, unter dem die Menfchen ihre phyſiſchen 
Bedürfniffe befriedigen, in den Kreis der Beobachtungen einzubeziehen. 
Es bedurfte exit ftarker, aus der allgemeinen jozialpolitifchen Atmofphäre 
des letzten Drittels des 19. Jahrhunderts heritammender Impulſe, um 
Ärzte und Hygienifer darauf aufmerffam zu machen, daß zwiſchen dem 
Menjchen und der Natur die Kultur fteht, und diefe gebunden ift an die 
gefellfchaftlichen Gebilde, deren Wejen und Zufammenhang uns nur durch 
die Anwendung geilteswilfenschaftlicher Methoden offenbar werden. Erſt 
jet ftellte fich das Bedürfnis heraus, die phyfifalifch-biologifche 
Hygiene durch eine joztale zu ergänzen. 

Diefes gilt nur von der Hygiene als Wiſſenſchaft, die uns ja aus— 
jchlieglich in den folgenden Zeilen bejchäftigen joll, nicht von der Hygiene 
als Praxis, der Gejundheitspflege, die ſowohl in ihrer privaten wie in 
rer öffentlichen Form ſeit Jahrtauſenden auf Grund einer naiv-empirifchen 
Erkenntnis der gejundheitsjchädlichen und gefundheitsförderlichen Einflüffe 
der Umgebung des Menfchen ausgeübt worden tft. Insbeſondere bei den 
alten afiatifchen Völkern iſt die praftifche Soziale Hygiene! im 
weitgehenden Maße zur Anwendung gefommen. Es ift daS Verdienft 
von A. Noffig?, gerade diefe Seite des Altertums in einer ausführlichen 
Monographie gewürdigt zu haben. 

Die Hygienischen Erfahrungen der alten Kulturvölfer des Mittel 
meeres gingen in den Syahrhunderten der Völkerwanderung und der 
Bildung der germanischen Staaten fait vollitändig verloren. Grit das 
Mittelalter brachte es wieder in den engen Städten zu bejcheidenen An- 
fäßen auf diefem Gebiete. Wir verdanken diefer Zeit vor allen Dingen 
die radikale Befeitigung des Ausſatzes durch die ftreng durchgeführte 
Iſolierung der Lepröfen in befonderen Anftalten. Dagegen jtand man im 
Mittelalter den von außen plößlich hereinbrechenden Epidemien vollitändig 
machtlos gegenüber. Hier war die Neuzeit glücklicher, indem jchon in 
den abjolutiftifchen Staaten der italienischen Renaiſſance ein rationelles 
Syftem der öffentlichen Gefundheitspflege ausgebildet wurde, das von da 


ı Der Bezeichnung „Soziale Hygiene“ begegnet man in Deutjchland erft jeit 
wenigen Jahrzehnten; in Frankreich ift fie dagegen im Laufe des 19. Jahrhunderts 
häufig und in den meiften Fällen jynonym mit dem, was wir mit „öffentlicher 
Geſundheitspflege“ bezeichnen, gebraucht worden. 

2 Nojjig, U, Einführung in das Studium der Sozialen Hygiene, gefchichtliche 
Entwicklung und Bedeutung der öffentlichen Gejundheitspflege.. Deutſche Verlags— 
anftalt. Stuttgart 1894. 
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aus ſich auf die übrigen europäiſchen Staaten verbreitete und auch an 
den medizinischen Bildungsitätten als „Medieina publica“ traftiert wurde. 
Das klare Bewußtjein vom Zufammenhange der Medizin und Hygiene 
mit den gejellichaftlichen Zujtänden dürfte dagegen erſt neueren Urſprungs 
jein. Einen lebhaften Ausdrucd fand es in Deutjchland erit in der Mitte 
des 19. Jahrhunderts bei einigen temperamentvollen Ärzten, die die Idee 
einer politifch bewegten Zeit auch auf ihr berufliches Sondergebiet zu 
übertragen ftrebten. So findet fich in einer Schrift des Berliner Arztes 
©. Neumann vom Jahre 1847 wohl der erite prägnante Hinweis auf 
die Wichtigkeit des jozialen Momentes in Medizin und Hygiene. „Daß 
der größte Teil der Krankheiten, welche entweder den vollen Lebensgenuß 
jtören oder gar einen beträchtlichen Teil der Menjchen vor dem natürlichen 
Ziel dahinraffen,“ jchreibt S. Neumann! „nicht auf natürlichen, jondern 
auf gejellichaftlichen Verhältnifjen beruhe, bedarf feines Beweiſes. 
Die medizinische Wiſſenſchaft ift in ihrem innerjten Kern und Weſen eine 
joziale Wiffenfchaft, und jo lange ihr dieſe Bedeutung in der Wirklichkeit 
nicht vindiziert jein wird, wird man auch ihre Früchte nicht genießen, 
jondern fich mit der Schale und dem Schein begnügen müſſen. Die 
joziale Natur der Heilkunſt jteht über allem Zweifel.“ Die nämlichen 
Anjchauungen vertritt mit bejonderem Nachdruf der junge Rudolf 
Virchow in der von ihm in den Jahren 1848 und 1849 herausgegebenen 
MWochenichrift?. „Die Ärzte”, jagt er im Einführungsartifel, „find die 
natürlichen Anwälte der Armen und die joziale Frage fällt zum größten 
Teil in ihre Jurisdiktion“, und ein andermal: „Die öffentliche Geſundheits— 
pflege hat, indem fie in ihren Forfchungen den Lebensverhältnifjen der 
verjchiedeniten Bolfsklafjen nachgeht und die feinen, gleichjam geheimen 
Schwankungen des Mafjenlebens verfolgt, bei den meiſten fozialen 
Schwierigkeiten eine entjcheidende Stimme. Allein darauf bejchräntt fich 
ihre Wirkſamkeit nicht. Bon Zeit zu Zeit werden jene Schwankungen 
größer, zumeilen ungeheuer, indem einzelne Krankheiten in epidemifcher 
Erkrankung auftreten. Tin jolchen Fällen wird die öffentliche Geſundheits— 
pflege jouverän, der Arzt gebietend. Die Gejchichte hat es mehr als 
einmal gezeigt, wie die Gejchicke der größten Reiche durch den Gejundheits- 
zuftand der Völker beitimmt wurden, und es ift nicht mehr zweifelhaft, 


ı Keumann, ©. Die öffentliche Gejundheitspflege und das Eigentum. 
Berlin, 1847. 
® Die Medizinifche Reform. Eine Wochenschrift, erjchienen vom 10. Juli 
1848 bis 29. Juni 1849, herausgegeben von R. Virchow und R. Leubuſcher. 
Berlin, G. Reimer. 
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daß die Gejchichte der Volkskrankheiten einen untrennbaren Teil der 
Kulturgejchichte der Menjchheit bilden muß.“ 

Doch diefe Worte verflangen in der politifch jo aufgeregten Zeit, 
ohne unter den Medizinern Widerhall zu finden. Auch Rudolf 
Virchow jelbjt hat in feiner folgenden glänzenden Laufbahn für eine 
Durchdringung der medizinischen und hygienischen Fragen mit fozial- 
wifjenjchaftlichen Gedantengängen wenig mehr getan. Zwar hat er noch 
zahlreiche Abhandlungen über Gegenjtände der öffentlichen Gejundheits- 
pflege veröffentlicht, aber dieje lafjen ein Eingehen auf allgemeine Gefichts- 
punkte durchaus vermifjen und erjtrecken fich fait ausschließlich auf fpezielle 
Fragen der Städteaffanierung, des Kranfenhausbaues uſw. Überhaupt 
abjorbierte die Gejundheitstechnif und die Aufbefjerung der bygienifchen 
Zuſtände in den raſch wachjenden Städten nach englifchem Vorbilde bald 
alle Kräfte der für hygienische Fragen Intereſſierten. Die fich glänzend 
entwicelnde Technit und der Aufichwung der phyſikaliſch-chemiſchen 
Wiſſenſchaften begünftigten dieſe Richtung, deren wifjenfchaftlicher Haupt- 
vertreter unbeftritten Bettenfofer iſt. Ihm und jeinen Schülern ver- 
danfen wir vor allem das Studium der Wirkung der elementaren Faktoren 
auf die Gejundheit des Menjchen, ferner die wichtigen Vorarbeiten, die 
eine rationelle Kanalifation, Trinfwafjerverfchaffung und Nahrungsmittel: 
fontrolle in den Städten erjt ermöglichten. Die Arbeit im phyjifalijch- 
chemischen Laboratorium iſt für dieſe Richtung bezeichnend. Doch hat 
jchon Bettenfofer? jelbit und bejonders deutlich nach ihm fein Schüler 
9. Buchner? von einer „pofitiven Hygiene“ gejprochen und damit in 
eine dem Einfluß des jozialen Milieus Rechnung tragende Betrachtungs- 
weiſe eingelentt. Während jo die phyfifalifch-chemifche Hygiene haupt- 
jächlich der Gejundheitstechnif und der Gtädteafjanierung zugute fam, 
wurde Ätiologie und Prophylaxe der Infektionskrankheiten völlig beherrſcht 
durch die gleichzeitig mächtig emporblühende Bakteriologie. Fußend auf 
den Unterjuchungen Paſteurs und mit Hilfe des vervollfommneten 
Mifrojfopes gelang es Robert Koch und feinem ausgedehnten Schüler: 
freife, die mikroparaſitären Erreger zahlreicher Volkskrankheiten zu er- 


ı Sin dem von Pettenfofer im Verein mit Ziemjjen im Jahre 1882 
herausgegebenen „Handbuch der Hygiene des Menſchen“ faßt die Unterabteilung 
„Soziale Hygiene“ das öffentliche Gejundheitäwejen und die Städteafjanierung zuſammen, 
wobei der Ausdruck aber noch nicht die für ung heute wejentliche Bedeutung erhalten 
hat. Dasjelbe gilt von der Schrift „Soziale Hygiene“ von Georg (1895), die nur 
eine populäre Darjtellung der jtädtiichen Gejundheitspflege darftellt. 

= Auf der Verſammlung der Deutjchen Arzte und Naturforicher in Frank— 
furt a. M. im Jahre 1896. 
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mitteln und jo die Lehre von den Infektionskrankheiten in ganz neue 
Bahnen zu leiten. Die Entdeckung des QTuberfelbazillus im Jahre 1881 
und die des Cholerabazillus im Jahre 1883 duch Robert Koch 
bildeten die Höhepunkte diefer Richtung, die im raſchen Siegeslaufe faft 
alle Zweige der hygienischen Wiſſenſchaft ſich untertänig machte. Die 
fchnellen Erfolge, die jene Epidemiologie, die fich auf geographifche und 
ftatiftifche Unterfuchungen ſtützte, völlig in den Hintergrund drängte, 
führten jedoch bald zu einer Überſchätzung der Laboratoriumstätigfeit und 
zu einer mechanifchen Übertragung der durch das Tiererperiment ge- 
wonnenen Forjchungsergebnijje auf den Menjchen. Gegen dieje Ein- 
jeitigfeit nahm schließlich einer von Kochs erjten und bedeutenditen 
Schülern, Ferdinand Hueppel, energiſch Stellung, indem er den 
Bakteriologen jtrenger Objervanz gegenüber die Bedeutung nicht nur des 
Krankheitserregers, jondern auch der Krankheitsanlagen und bejonders 
auch der Krankheitsbedingungen, die natürlich hauptfächlich auf fozialem 
Gebiete Liegen, hervorhob. Gleichzeitig wies ein anderer bafteriologifch 
gejchulter Forſcher Adolf Gottitein?, auf die Wichtigkeit der unter 
der rein bafteriologifchen Ira als nebenfächlich behandelten Medizinal- 
ftatiftit für die Erkenntnis des Weſens der großen Volksſeuchen hin und 
fam auf diefe Weife jelbitändig zu einer ſozialhygieniſchen Auffaffung. 

So jehen wir von den beiden die wiljenjchaftliche Hygiene des 
19. Jahrhunderts beherrjchenden Strömungen Abzweigungen nach der 
jozialen Richtung hin ausgehen. Sie begegneten fich hiev mit einer An— 
jchauung, die in der phyſikaliſch-chemiſchen und der bafteriologijchen 
Laboratoriumsmifjenjchaft überhaupt nur eine Borbedingung, nicht aber mehr 
den Kern des hygienischen Fortjchrittes anerkannte, fondern eingeitandener- 
maßen und mit vollem Bemußtjein fich an der Nationalöfonomie und der 
Soziologie orientiert hatte. Nach den Anjchauungen diefer Richtung 
fünnen die gewiß impojanten Grgebnifje der rein naturwifjenjchaftlich 
betriebenen Hygiene erit dann zu verallgemeinernden Normen verarbeitet 
werden, wenn fulturhiftorifche, piychologifche, nationalöfonomifche und 
politifche Erwägungen in die Kalkulation einbezogen werden, die damit 
erit zu einer ſozialhygieniſchen wird. Die Notwendigkeit diejer 
Ergänzung erhellt deutlich das Beifpiel der Hygiene der Grnährung. 
Hier hat die phyfjifalijch-biologijche Betrachtung den Einfluß von 
Duantität, Nähr- und Verbrennungswert, Schmachaftigfeit und Ver— 


ı Hueppe, %., Handbuch der Hygiene. Berlin, 1899. 
® Gottjtein, U., Allgemeine Epidemiologie. Wigands Bibliothek für Sozial- 
wiſſenſchaft. Leipzig, 1897. 
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daulichkeit der Nahrungsmittel auf den Stoffwechjel des menjchlichen 
Körpers zu unterfuchen und Normalkoſtmaße feitzuitellen, unter die die 
Ernährung ohne Schaden für den Körper und feine Funktionen nicht 
finfen darf. Die jozialhygienijche Betrachtung vergleicht damit 
die Grnährungszuftände, wie jie die Konſumſtatiſtik, die Haushaltungs- 
budgetS und andere der Nationalökonomie entlehnte Daten ſich uns im 
wirklichen Leben, differenziert nach der fozialen Lage der betreffenden 
Bevölferungsichicht, zu erkennen geben!. Diejes Beijpiel aus einem 
Spezialgebiete der Hygiene lehrt zugleich, daß die Soziale Hygiene, 
was bisher immer vergefjen wurde, auch eine dejfriptive Seite hat. 
Als jolche ift die Schilderung des jeweiligen Status präfens hygienifcher 
Kultur ihre vornehmite Aufgabe, während ihr niemals bejtrittener nor- 
mativer Charakter auf die Berallgemeinerung der hygieniſchen Maß— 
nahmen, die naturgemäß zunächſt nur einer bevorzugten Minderheit 
zugute fommen, und jomit auf eine fortjchreitende Verbefjerung des 
jeweiligen Status präjens hinweiſt. Der Anfchluß der Ärzte, die das 
foziale Moment in Medizin und Hygiene mit Bemwußtjein literarifch 
pflegen, an die Nalionalöfonomie liefert allein die Garantie, daß ihre 
Anjchauungen fich dereinſt zu einer wirklichen Theorie der Sozialen 
Hygiene verdichten und daß dieje wie alle älteren Disziplinen einen 
fiheren Schatz anerfannter Wahrheiten jammeln wird, den fie dann der 
fozialen Praxis wieder ihrerfeitS zur Verfügung jtellen fann. 

Um dieſe Beitrebungen zu unterftügen, den Medizinern das Ein- 
dringen in die nationalöfonomifche Literatur zu erleichtern und umgekehrt 
auch den Volkswirten die fie intereffierenden Daten der Hygiene zu über: 
mitteln, ift vom VBerfaffer in Verbindung mit einem Nationalöfonomen, 
F. Kriegel, der „Sahresbericht über die Fortſchritte und Leitungen 
auf dem Gebiete der Sozialen Hygiene und Demographie” gegründet 
worden, in dejjen Ginführungsworten über Weſen und Methode der 
un Hygiene ähnliche Anfichten wie hier geäußert worden find ?. 


z Die , Arbeit des Verfaſſers, „Uber Wandlungen in der Volksernährung“ 
(Band 20, Heft 2 von Schmollers Staats- und Sozialpolitifchen Forihungen 
1902) iſt im Schmollerjcen ftaatswiffenjchaftlichen Seminar entjtanden. Don 
Arbeiten, die Arzte in ftaatzwifjenjchaftlichen Seminaren anfertigten, feien weiter 
erwähnt: „Alkohol und wirtjchaftliche Arbeit” (Guftav Fiſcher, Jena 1904) von 
U. Stehr inv Schulze-Gävernitz' ftaat3wirtichaftlihdem Seminar zu Frei— 
burg i. B. und „Die Methoden der medizinischen Statiftif* von F. Winkler (Sta- 
tiftiiche Monatzjchrift, Heft 2, 1907) in v. Jur aſcheks ftatiftiichem Seminar in Wien. 

? Grotjahn, A., und Kriegel, %., Jahresberichte über die Fortjchritte und 
Leiftungen auf dem Gebiete der Sozialen Hygiene und Demographie. Guftav Filcher. 
Jena 1902. Seither jährlich. Vergl. befonders das Vorwort zum dritten Band der 
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Über die Beziehungen der Sozialen Hygiene zur Statiftit, Anthropo- 
metrie und Nationalökonomie hat ſich A. Gottjtein! vor kurzem aus— 
führlich ausgejprochen. In der nämlichen Arbeit ift auch ausgeführt, 
wie die bisher etwas in den Hintergrund gedrängten Disziplinen der 
Gemerbehygiene, der Epidemiologie im engeren Sinne und der Ver- 
ficherungsmedizin zu neuer Blüte und weiteren Gefichtspunfeen gelangen 
können, wenn fie dem weiteren Begriff der Sozialen Hygiene unterftellt 
werden. Dem überall fich durchdringenden Intereſſe für eine fozial- 
hygienische Betrachtung hat TH. Weyl? dadurch Rechnung getragen, 
daß er jeinem monumentalen „Handbuche der Hygiene” einen umfang- 
reichen Supplementband unter dem Titel „Soziale Hygiene“ angefchlofjen 
bat. Endlich hat E. Kürz? in einer Artikelſerie den umfafjenden praf- 
tiſchen Aufgaben diejer Wiffenfchaft eine zufammenhängende Darftellung 
gewidmet. 

Dieje eifrige literarifche Betätigung dürfte in Zufunft noch reger 
werden, da manche Bedürfnifje des öffentlichen Lebens, die früher nicht 
fo lebhaft wie gegenwärtig empfunden wurden, darauf hindrängen. Es 
ift eine charafteriftifche und zugleich erfreuliche Gricheinung, daß in 
Deutjchland im Laufe der legten Jahrzehnte fürmliche „Bewegungen“ zur 
Erreichung von fpeziellen, auf phyfiiche Wohlfahrt der Bevölkerung ge— 
richteten Zielen entitanden find. ES ſei nur an die Bejtrebungen zur 
Bekämpfung des Alkoholismus, der Gejchlechtsfranfheiten, der Säuglings- 
fterblichkeit, zur Errichtung der Lungenheilitätten, zur Reform der Frauen— 
Kleidung, zur Ginführung der Jugendſpiele uſw. erinnert. In allen 
diefen „Bewegungen“ treiben gemäßigte und radifale Elemente eine mehr 


Sahresberichte 1904; ferner Aſcher, Was ift Soziale Hygiene und wie joll fie ge- 
rieben werden? Zeitjchrift für Hygiene und Infektionskrankheiten, 1902; F. Kriegel, 
Zujfammenarbeit von Nationalöfonomen und Arzten auf dem Gebiete der Sozial- 
ftatiftif, weiland Monatsjchrift für Soziale Medizin, 1903, und Breitung, Die 
fozialpolitifche Bedeutung der Voltshygiene, Vortrag gehalten auf der 75. Berfammlung 
Deuticher Naturforfcher und Ärzte in Caſſel 1903. 

ı Gottjtein, U, „Die Soziale Hygiene, ihre Methoden, Aufgaben und Ziele“ 
Band 2 Heft 1 und 2 der Zeitichrift für Soziale Medizin, Medizinalitatiftik, 
Arbeiterverficherung, Soziale Hygiene und die Grenzfragen der Medizin und Volks— 
wirtichaft. F. C. W. Vogel. Leipzig 1907. Die Medizinalftatiftit dofumentierte ihre 
fteigende Bedeutung durch das Erjcheinen eines neuen „Handbuches der medizinifchen 
Statiftif” von F. Prinzing, bei Guftav Fiſcher, Jena 1907. 

® Weyl, Th, „Soziale Hygiene“ IV. Supplementband des Handbuches der 
Hygiene. Guftav Fiſcher. Jena 1904. 

:» Kürz, ©, „Soziale Hygiene“, Sonderdruf aus der medizinischen Klinik 
1906 und 1907. 
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oder weniger temperamentvolle Agitation, ſtellen Forderungen an Staats— 
und Kommunalbehörden und verſuchen Sitten, Lebensgewohnheiten und 
Geſetzgebung in ihrem Sinne zu beeinfluſſen. Wenn dieſe „Bewegungen“ 
zu dauernden und erfreulichen Reſultaten kommen ſollen, ſo bedarf es 
ordnender Prinzipien, die in dieſem Falle allein eine Theorie der 
Sozialen Hygiene liefern kann. Einen weiteren mächtigen Anreiz, 
fich mit fozialhygienifchen Problemen zu befchäftigen, hat für Arzte und 
Laien auch die Ausdehnung des jozialen Verſicherungsweſens geboten. 
Die Bejchäftigung der meiften Ärzte und zahlreicher VBerwaltungsbeamter 
mit der Kranken, Unfale und Anvalititätsverficherung hat eine 
Literatur gejchaffen, für die fich die Bezeichnung „Soziale Medizin“ ! 
eingebürgert hat. Nachdem die joziale Verjicherung in Deutfchland in 
einer für andere Länder mehr und mehr vorbildlich) werdenden Weife zu 
einem integrierenden Bejtandteile des Volkskörpers geworden it, hat fie 
ihre urjprüngliche Aufgabe der Nentengewährung an franfe, verunglückte 
und invalide Arbeiter längit dadurch erweitert, daß fie fich auch in den 
Dienft der Verhütung von Krankheit, Unfall und vorzeitiger Invalidität 
gejtellt hat. Damit ijt der Sozialen Hygiene ein breites Feld der Be— 
tätigung eröffnet und ihre Entwicklung zu einer normgebenden Theorie 
definitiv notwendig geworden. Nicht ohne Grund gehen daher die 
Soziale Medizin und die Soziale Hygiene bei ihren literarifchen 
Bertretern eine Perſonalunion ein ?. 

Die Soziale Hygiene bezweckt die Verallgemeinerung hygieniſcher 
Kultur und möchte möglichit viele oder gar alle Menfchen der hygienifchen 
Obſorge unterftellen. Deshalb könnte man einer wachjenden hygienischen 


! Die Bezeichnung „Soziale Medizin“ findet jich in Deutjchland zuerft in dem 
Auffab, mit dem der junge Rudolf Virhomw im Jahre 1848 die erfte Nummer 
feiner Wochenjchrift „Mediziniiche Reform“ einleitete; der Ausdrud ift nah Virchows 
eigenem Zeugnis den mediziniichen Zeitjchriften Frankreich entlehnt. 

2 Diefe Perfonalunion kommt beſonders im Zeitjchriften- und Vereinsweſen 
zutage. Zur Zeit vertreten außer dem bereit3 oben erwähnten Jahresbericht 
über Soziale Hygiene in Deutfchland drei mwifjenjchaftliche Zeitfchriften dieſe 
Richtung: 1. Die Zeitjchrift für Soziale Medizin, Medizinalftatiftif, Arbeiterver- 
fiherung, Soziale Hygiene und die Grenzfragen der Medizin und Volkswirtjchaft“, 
herausgegeben von A. Grotjahn und F. Kriegel, bei F. ©. W. Bogel, 
Leipzig; 2. die „Medinijche Reform“, Herausgegeben von R. Lennhoff, Berlag 
Guttenberg, Berlin; 3. Die Monatzfchrift „Soziale Medizin und Hygiene“, heraus— 
gegeben von M. Fürſt und K. Jaffé, bei Leopold Voß, Hamburg. Einen Zu— 
ſammenſchluß haben die Vertreter der neuen Richtung in der „Gejellihaft für Soziale 
Medizin, Hygiene und Medizinalftatiftit” zu Berlin, die im Sahre 1905 von P. 
Mayet, R. Lennhoff und U. Grotjahn gegründet wurde und gegenwärtig 
220 Mitglieder zählt. 
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Kultur die für den Volkskörper bedenkliche Wirkung zum Vorwurf machen 
— und das ift in der Tat auch ſchon gejchehen —, daß fie die körperliche 
Minderwertigkeit zahlreicher Individuen bis zur Fortpflanzung erhielte und 
fo deren Minderwertigfeit im Wege des Erbganges fonjerviere, anjtatt fie 
einem frühzeitigen Ende zu überlafjen. Hier berührt fich die Soziale Hy— 
giene auf das engſte mit dem Problem der Förperlichen Entartung, mit 
dem fich auseinanderzufegen die Vertreter der Sozialen Hygiene aller- 
dings die Pflicht haben !. Syn der Tat gibt es Krankheiten, die die jtarfen 
Konititutionen verfchonen, während fie die Schwächlinge dahinraffen, ſodaß 
eine weitgehende Prophylaxe dieſer Krankheiten den Artprozeß ungünftig 
beeinfluffen würde. Aber diefer Konflikt läßt jich vermeiden, wenn man 
in daS Gebiet der Sozialen Hygiene eine fich ſowohl auf genaue 
Kenntnis des Vererbungsvorganges als auch der bevölferungsitatiftifchen 
Gejegmäßigfeiten jtügende jeruelle Hygiene einbegreift. Zwar liegen auf 
diefem Gebiete gegenwärtig noch feine Leijtungen vor, die den Anſpruch 
auf Allgemeingültigfeit unter Medizinern und Demographen erheben können; 
aber wir dürfen doch hoffen, daß auch diefer Zweig der Hygiene, der 
nur in enger Verknüpfung mit dem Studium der wirtjchaftlichen und 
fulturellen Zuftände ausgebildet werden kann, in Zukunft ein fruchtbares 
Gebiet gemeinfamer Tätigkeit der Ärzte und Volkswirte fein wird. 

Daß degenerative Tendenzen auch in unferem Bolfsleben ihr Unmefen 
treiben, geht daraus hervor, daß die Hälfte der gejamten männlichen 
Bevölferung nicht zum Kriegsdienit tauglich ift, ferner mindejtens 40 %/o 
aller Kinder mit irgend einem förperlichen Fehler behaftet jind, und 
jchließlich ein großer Vrozentfa der Frauen nicht imftande tt, Die 
normale Kinderitillung auszuführen. Aber die Aufzählung diefer Symptome 
beweift jchon, daß das Studium diefes Problems in das Gebiet der 
Sozialen Hygiene hinein gehört. 

Die Beichäftigung mit dem Entartungsproblem führt feineswegs 
dazu, die legten Forderungen der Sozialen Hygiene zu verneinen, 
da fie durchaus nicht im Gegenfate zu ihr ftehen, jondern recht eigentlich 
in diefe Disziplin hineingehören. Der Begriff der Sozialen Hygiene, 
wie ex oben entwickelt wurde, jchließt eben die Bejchäftigung mit dem 
Mejen und der Verhütung der förperlichen Entartung ein, denn er be- 
greift nicht nur die Grörterungen über die Notwendigkeit und Möglichkeit 
bygienifcher Kultur auf eine Gruppe nebeneinander befindlicher Individuen, 
jondern auch auf deren Nachkommen in fich. Gerade in der Diskuffion 


ı Grotjahn, U, Soziale Hygiene und Entartungsproblem. 64 ©. Guftad 
Fifcher. Jena 1904. — Grotjahn, A., Krankenhausweſen und Heilftättenbewegung 
im Lichte der Sozialen Hygiene. 37 ©. F. €. W. Bogel. Leipzig 1908. 
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des Gntartungsproblems wird die junge Wilfenjchaft der Sozialen 
Hygiene zwar ihre größten Schwierigfeiten, aber auch ihre höchſte 
Bedeutung und Würde gewinnen. Der überall in der neuen Disziplin 
herrfchende Zwang, neben den biologifchen auch joziologijche Geſichts— 
punkte gelten zu laſſen, tritt hier bejonders deutlich hervor. Es muß 
deshalb jedem Mediziner und Hygienifer, der das Gebiet der Sozialen 
Hygiene betritt, zur unerläßlichen Pflicht gemacht werden, fich von 
herrjchenden vulgäröfonomijchen Vorjtellungen frei zu machen und fich 
mindeftens die Elemente der Volkswirtſchaftslehre im allgemeinen, jodann 
der Ddeffriptiven und der hiltorifchen Nationalöfonomie und der Be- 
völferungsitatiftit im bejonderen zu eigen zu machen. Daß er nach ein- 
ſeitigſter naturwiſſenſchaftlicher Schulung hierdurch wieder gezwungen 
wird, fich einer geijteswifjenschaftlichen Denkweiſe zu bedienen, dürfte 
einen dauernden Gewinn für ihn bedeuten. Nachdem in Medizin und 
Hygiene ſowohl wifjenfchaftlicher Betrieb wie praftifche Betätigung in 
den letzten Jahrzehnten zu einer weitgehenden Arbeitsteilung geführt haben, 
weiſen die Zeichen der Zeit gegenwärtig wieder auf eine rückläufige 
Bewegung hin, indem die Spezialitäten mwenigitens in ihrer theoretifchen 
Ausgeftaltung wieder auf allgemeine, vereinheitlichende Grundvorftellungen 
hindrängen. Der Sozialen Hygiene wird dieſe Tendenz zugute 
fommen, denn in ihr wird die Verfchmelzung biologischer und foziologifcher 
Daten, naturwifjenjchaftlicher und geifteswiffenfchaftlicher Methoden am 
innigjten fein. Um aber jede Verſchwommenheit auszuschließen, iſt es 
erforderlich, daß die junge Disziplin ihre Aufgaben präzife umfchreibt 
und ihre Vertreter fich auf eine Definition einigen, die ihre Frageftellung 
und ihre Ziele von der phyſikaliſch-biologiſchen Hygiene ſcharf trennt. 
Als folche bietet fich ungezwungen jene dar, die der Sozialen Hygiene 
jowohl eine dejfriptive wie eine normative Geite zubilligt und fie 
nach der erjten Richtung hin als die Lehre von den Bedingungen 
erklärt, denen die Verallgemeinerung Hygienifcher Kultur unter der Ge— 
jamtheit von örtlich, zeitlich und gejellichaftlich zufammengehörigen In— 
Dividuen und deren Nachkommen unterliegt, während fie der Sozialen 
Hygiene als normative Wifjenfchaft die Lehre von den Maßnahmen 
vindiziert, die die Verallgemeinerung bygienifcher Kultur unter einer 
Gruppe von örtlich, zeitlich und gejellfchaftlich zufammengehörigen Indi— 
viduen und deren Nachlommen bezwecken. 


XXXIV 


XXXV. 


Die wiſſenſchaftlichen Anſichten über das 
ſoziale Verſicherungsweſen. 
Von 
Friedrich Zahn, München. 


Inhaltsverzeichnis. 


A. Die ſozialpolitiſche Grundfrage der Arbeiterverſicherung (ihre Entwick— 
lung) S. 2. — B. Die Verſuche zur Löſung des ſozialen Problems, insbeſondere 
die Form der Verſicherung (Begriff der Arbeiterverſicherung als Verſicherungs— 
form. Arbeiterverſicherung und Verſicherungstechnik) S. 4. — O. Die Organiſation 
der Verſicherung. Freie Selbſthilfeverſicherung oder ſtaatl. Zwangs— 
verſicherung. 1. Die Vertreter des Prinzips der freien Selbſthilfe S.9. 2. Kritik 
ihrer Meinungen ©. 11. 3. Die Vertreter des Prinzips der fozialen Hilfe, der Sieg 
ihrer Anjchauungen ©. 13.— D. Die Kaiferlihen Botſchaften als Niederjchlag 
der mifjenjchaftlichen Anfchauungen ©. 16. — E. Bismarck als Schöpfer der 
Arbeiterverficherung ©. 19. Wageners Mithilfe ©. 21. — F. Korrektur 
der wijjenjhaftliden Meinungen durch die günftigen Wirkungen 
der Arbeiterverficherung ©.22. — G. Anfichten über Einzelfragen der Duchführnng 
und Organijation der Arbeiterverjicherung ©. 24. 1. Tempo der Einführung 
©. 24. 2. Greie Berufsgenoſſenſchaften oder ftaatlihe Organijation 
und Berwaltung ©. 25. 3. Zentralifation oder Dezentralijation 
©. 28. 4. Zwangsfafjen oder bloßer Kajjenzwang ©. 29. 5. Betrieb3- 
fajjen oder freie Kaſſen ©. 29. 6. Der Umfang der Arbeiterverficherung, 
ihr Ausbau ©. 30. 7. Reform der Organijation der Arbeiterverjicherung ©. 33. 
8. Sonftige Einzelfragen ©. 35. 


A. 

Das Urteil der Wilfenjchaft über das foziale Verficherungsmeien 
berührt ich aufs engjte mit ihren Anjchauungen über praktische Sozial- 
politif überhaupt. Steht doch die Arbeiterverficherung als eines der 
Hauptmittel, mit denen man die Löjung der modernen Arbeiterfrage ver- 
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fucht hat, heute unftreitig im Mittelpunkte aller jozialpolitifchen Be— 
jtrebungen. Deshalb iſt unter den vielen neuen ‘ragen, welche die 
Arbeiterverficherung aufgerollt, unter den zahlreichen Problemen, die fie 
der Wiſſenſchaft gebracht hat, an erjter Stelle der jozialpolitifchen 
Grundfrage zu gedenfen, aus der das große Reformwerk hervor- 
gegangen ift und auf der auch jest noch jeine Erifienzberechtigung in 
letzter Linie beruht. Gerade ihr jozialpolitifcher, gemeinwirtjchaftlicher 
Charakter unterjcheidet auch die Arbeiterverficherung von der Privat- 
verficherung, bei der in der Hauptjache rein privatwirtjchaftliche, geichäfts- 
mäßige Gefichtspunfte in Betracht kommen. 

Diefer ſoziale Gedanfe iſt jo alt wie die Menfchheit jelbit, hat 
aber während der Sahrhunderte in den Ideen der Menschen wie in den 
tatfächlichen Verhältniffen die mannigfaltigiten Wandlungen durchgemacht. 
So war das Mittelalter voll von jozialpolitifchen Anjchauungen ver: 
fchiedenfter Art. Auch die folgende Zeit bis zum Ende des 18. Jahr— 
hundert, in der dem Staate die weitgehenditen Aufgaben zur Ordnung 
des wirtjchaftlichen Lebens zugewieſen wurden, Fannte viele joziale Ein- 
richtungen, wie 3. B. die Idee des Eintretens des einen für den anderen in 
den Zünften ufw. Mit dem Siege der Idee vom wirtjchaftlichen In— 
dividualismus im 19. Jahrhundert verfchwanden fie aber mehr und mehr, 
bis fich unter den Auswüchjen des manchefterlichen Liberalismus in der 
jüngiten Zeit wieder eine neue foziale Reaktion Bahn brach. 

In diefer neueren Sozialreform fanden die beiden großen 
Prinzipien individualiftifcher und fozialiftifcher Wirt- 
ichaftspolitif, die lange miteinander um die Vorherrichaft in den 
Grundanfchauungen der Wiſſenſchaft geitritten hatten, eine gemifje Ver- 
einigung. Sie akzeptiert weder die ſtreng individualiftijche, noch die extrem 
ſozialiſtiſche Weltanſchauung; fie hat erfannt, daß die Adam Smithjche 
Schule das ethische Moment in der Wirtjchaftsordnung allzufehr ver 
nachläffigt hat, und daß anderfeitS der fonjequente Sozialismus in feinen 
Gndzielen an völlig utopiichen Plänen hängt. Sie will von dem fchranten- 
(ofen Sich-Selbjt-Überlafjen der Individuen ebenſowenig wiljen wie von 
einer völligen Gleichheit aller Sndividuen, von einem Aufgehen aller in 
einer Einheit jtaatlicher Gemeinjchaft. 

Zwiſchen beiden prinzipiellen Lehrmeinungen ſucht fie vielmehr — 
wenn auch in ihren einzelnen Ideenrichtungen auf etwas abweichenden 
Wegen — ihr Ziel darin, in erfter Linie die Intereſſen der Gejamt- 
heit, die gefamte Kultur zu fördern, die ethifchen und fozialen Bedürf- 
niffe des Volfsganzen durch den Schuß der wirtfchaftlich Schwächeren im 
Konkurrenzkampfe zu pflegen, dabei aber zugleich auch die allgemeine 
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perjönliche Freiheit der Individuen ſoweit als möglich beitehen zu lafjen. 
Die Wiffenfchaft befand fich mit diefer Stellungnahme im Einklang mit 
der Entwicklung der tatfächlichen Verhältnifje, die jchwermwiegende joziale 
Schäden gezeitigt hatten und gebieterifch Abhilfe forderten. 

Den Standpunkt jolcher Sozialveform nahmen bereits die Vertreter 
der älteren hiftorifchen Schule, namentlih Rau, Hildebrand, Knies 
und Rojcher ein, und noch mehr fam er in der neueren deutjchen Schule 
zum Ausdruck, ſowohl bei den Anhängern der biftorifchen Richtung 
Schmollers als auch bei den jogenannten Staatsſozialiſten Adolf 
Wagner, Schäffle, Kohn und anderen. Sn verhältnismäßig kurzer 
Zeit gewann die neuere jozialpolitifche Richtung in der Wiffenjchaft völlig 
die Oberhand. „Won 1870—1890 vollzog fich aller Welt fichtbar der 
vollitändige theoretifche und praktische Banferott der beiden alten Schulen ; 
er äußerte fich in der epigonenhaften Ausjpinnung der alten Theoreme, 
in der Unfähigkeit zu wirklich wiſſenſchaftlicher Neuarbeit auf der alten 
Grundlage” (Guftav Schmoller, Über einige Grundfragen der Sozial- 
politit und Volkswirtſchaftslehre, Leipzig 1898, ©. 334). Der indivi- 
dualiftisch-freihändlerifche „Volkswirtſchaftliche Kongreß“ wurde 1872 ab- 
gelöft durch den zum Zweck der wiljenjchaftlichen Förderung der Sozial- 
reform gegründeten „Verein für Socialpolitit”. Die Vertreter der alten 
individualiftifchen Wirtjchaftsordnung find an Zahl immer weniger geworden 
und haben ihre Haltung zum Teil den Forderungen der Sozialveform 
entjprechend modifiziert; die meiſten fehren heute, wie jchon in den 
70er Jahren, nicht mehr die uneingejchränfte Doktrin vom laisser 
faire, laisser aller hervor, jondern wollen die Sozialveform nur auf 
anderem Wege durchführen wie die Sozialiiten. Während jene eine Ne- 
form durch joziale Hilfe (Staatshilfe) anitreben, wollen dieje nur 
dureh Selbithilfe der Arbeiter, alfo im Einklang mit der bereits be- 
itehenden Wirtfchaftsordnung, eine Beſſerung der Verhältniſſe herbei- 
geführt wiffen. Schulze-Delitzſch, Mar Hirſch und Lujo Bren- 
tano (le&terer allerdings nur in jeinen früheren Schriften) find die 
Hauptvertreter diefer Richtung. 

Auf dem durch die gejchilderte Entwicklung der Ideen gejchaffenen 
Boden, wo fich unter dem Schild der jozialen Reform die individualiftifche 
und jozialistifche Anfchauung gleichjam zu einem Kompromiß vereinigten, 
iteht das große Werk der jozialpolitifchen Verficherung. ES 
bedarf deshalb nach dem bereits Gejagten feiner näheren Begründung, 
daß die Meinungen der Wiſſenſchaft die Berechtigung der jozialen Grund- 
frage der Arbeiterverficherung heute jo gut wie einitimmig anerkennen; 
jhon in den 70er Jahren waren es nur noch wenige unbedeutendere 
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Vertreter des alten Regimes, die fie nicht zugeben wollten, obwohl die 
jozialen Schäden in der Lage weiter Bolfskreife immer unverfennbarer 
bervortraten. 

Auf der anderen Seite Fonnten ſich die Vertreter des radikalen 
Sozialismus von vornherein durchaus nicht mit dem pofitiven Reform— 
wert befreunden, das ohne eine merfliche Ummälzung der bejtehenden 
Wirtfchaftsordnung und ohne auf die utopifchen Pläne ſozialiſtiſcher 
Gleichmacherei loszufteuern, den jozialen Bedürfniffen der Zeit gerecht zu 
werden juchte, 

Die ganze übrige Wilfenfchaft aber war gleichmäßig von der Not— 
wendigfeit einer umfafjenden jozialen Reform auf diefem oder jenem Wege 
überzeugt, wenn man auf die Dauer einen mwohlfituierten Arbeiteritand 
als Grundlage der nationalen Volkskraft erhalten und nicht das Riſiko 
einer fozialen Revolution auf fich nehmen wollte. Auch über den Kern- 
punkt des anzuftrebenden Zieles befand man ſich in Übereinftimmung. 


B. 

Mie freilich diefes Ziel zu erreichen, wie die ſoziale Reorganijation 
durchzuführen fei, darüber gab es viele geteilte Meinungen. 

Die meifte Übereinftimmung herrfchte noch über die zur praktischen 
Durchführung des jozialreformatorifchen Gedanfens zu wählende Form 
der Verjiherung Zwar hat man auch noch zahlreiche andere 
Borichläge zur Löſung des fozialen Problems vorgebracht, und in den 
Staaten, die fich der Arbeiterverficherung nach dem in Deutjchland ein- 
geführten Syſtem bisher ferngehalten haben, erörtert man fie heute noch 
jehr eifrig. 

Man hatte zunächſt an eine Ausgeitaltung der öffentlichen 
Armenpflege als Mittel zur Abhilfe der fozialen Schäden gedacht, 
mußte aber bald jehen, daß dieje dee als gänzlich ungeeignet zu ver: 
werfen jei, wenn man nicht den ganzen Charakter der Armengejeggebung 
von Grund auf ändern wollte. Zwar hängt die Arbeiterverficherung eng 
mit der Armenpflege zufammen, fie ift in gemiljer Beziehung nur eine 
weitergehende Ausgeftaltung des öffentlichen Fürſorgeweſens als jene. 
Aber die Armenpflege tritt immer erſt dann ein, nachdem die wirtjchaft- 
liche Eriftenz des Arbeiter vernichtet ift, während es bei der jozialen 
Neform doch gerade darauf anfam, die Griftenz des Arbeiters bei un- 
glücklichen Zufällen ficher zu ftellen. Sie hat außerdem den Charakter 
eines herabwürdigenden Almojens und ſchmälert die bürgerlichen Ehren- 
rechte, während das anzuftrebende Ziel, dem Arbeiter in Fällen unver: 
jchuldeter Not zu Hilfe zu fommen, doch nur durch eine würdigere Form 
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erreicht werden fonnte. Es galt deshalb, nicht bloß ein erhöhtes Almoſen 
zu gewähren, jondern den Makel der Armenunteritügung zu bejeitigen 
und wohlerworbene Rechtsanſprüche für die Arbeiterklaffe zu jchaffen. 
Diefer Standpunkt, die Armenpflege nicht zu erweitern, jondern fie mög- 
lichjt überflüfftg zu machen und zu befeitigen, wurde in der Wiſſenſchaft 
fait alljeitig anerkannt. „Das Prinzip des Verficherungsmwejens“ — fo 
jagt 3. B. Guſtav Schmoller — „wird in ganz anderer Weiſe als heute 
Pla greifen und für franfe und alte Tage einen Troft gewähren, der 
heute noch fehlt. Das Verficherungsmwejen it bejtimmt, in der Zukunft 
ganz an Stelle des heute noch unentbehrlichen Armenweſens mit feiner 
rohen Geſtaltung und feinen ſtets zweifelhaften piychologifchen und mate- 
riellen Folgen zu treten.” In ähnlicher Weife urteilt Albert Schäffle: 
„Die Gemeinden- und Staatsarmenpflege wird viel befjeren Erſatz durch 
die Verficherungspflicht finden und dann fait ganz entbehrlich fein. Ohne 
diejen Erjaß tjt ihre Aufgabe Härte.“? Noch befjer gibt er diefem Ge- 
danken Ausdruck in den „Deutjchen Kern- und Zeitfragen” (©. 384), 
nachdem er gejchildert, weshalb früher feine allgemeine Zwangsverficherung 
notwendig war: „Die Armenpflege mit dem fommuniftifchen Merkmale, 
das ihr breit auf die Stirn gedrücdt ift, wird von dem Befitenden als 
eine Lait empfunden, fie ijt nur der legte Ausweg in Beſchränkung auf 
die Neichung der Außerjten Notdurft. So füllt die Arbeiterverficherung 
ein ſtarkes eigenartiges Bedürfnis unferer Zeit aus.” (Vergleiche ferner 
auch A. Schäffle, Aus meinem Leben, Bd. II, ©. 143 fg.) 

Noch weniger geeignet war der von mancher Seite befürwortete Plan, 
die privatrechtlichen Vorjchriften über die Alimentationspflicht 
der Verwandten zu erweitern. Gr erwies fich bei näherem Zu- 
jehen überhaupt als praftifch faum durchführbar und, ſelbſt wenn die 
Durchführung möglich gemwejen wäre, als gänzlich unwirkſam, weil die 
Anverwandten der Arbeiter fich meift ſelbſt in gedrücter Lage befinden. 

Eine dritte Möglichkeit bot ſich im Anfchluß an den Arbeiterſchutz 
dureh Erweiterung der Haftpflicht der Unternehmer, mie fie 
bereits im Neichshaftpflichtgejege vom 7. Juni 1871 eingeführt worden 
war. Doch ift auch auf diefem Wege nur Unvollfommenes zu erreichen, 
und was bejtenfallS erreicht wird, bejchränft fich in der Hauptjache auf 
die Sicherung gegen Betriebsunfälle. Erſt wenn der Grundjat der Haft- 
pflicht jubjidiär mit dem der Verficherung verbunden wird, iſt der Erfolg 





ı Bol. Guftav Schmoller, Über einige Grundfragen der Sozialpolitik und 
Bolfswirtichaftslehre, Leipzig 1898, ©. 130/131. 
? Vgl. A. Schäffle, Kapitalismus und Sozialismus, Tübingen 1870, ©. 704. 
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ein größerer. Dieje Verbindung wird denn auch in der Regel da an- 
gewendet, wo man die Erweiterung der Haftpflicht ernitlich in Betracht 
zieht. Gegenwärtig iſt dies noch der Fall in Frankreich, Italien, Spanien 
und Dänemark. In Deutjchland war das Syſtem bei der Einführung 
der Arbeiterverficherung ebenfalls jehr lebhaft erörtert worden. Noch am 
10. Sfanuar 1832 wurde 3. B. von den vereinigten liberalen Parteien 
des Neichstags ein Gejegentwurf (Buhl und Genofjen) eingebracht, 
der die Löjung der Unfallfrage auf dem Boden erweiterter Haftpflicht 
unter Zulaſſung der bereits beitehenden Privatverficherungsgejellichaften 
auf Grund von Normativbeitimmungen löfen wollte. Der Antrag fiel 
befanntlich. Aber auch der Bismardjche Entwurf wurde nur teil- 
weije durchgebracht; die in ihm vorgejehene Neichsanitalt mit Reichs» 
zufchuß wurde abgelehnt. So fam man jchließlich zur Form der Berufs- 
genofjenjchaften der Unternehmer und zur Form der Krankenkaſſen. 

Soviel Erfolge durch die Erweiterung der Haftpflicht mit jubfidiärer 
Verſicherung auch erreicht werden mögen, fie bleiben jedenfalls weit zurück 
hinter den Vorteilen, welche durch die Form der Verficherung als 
Hauptmittel zur Löfung des fozialen Problems geboten werden. Dieje 
Vorzüge find fo offenbar, daß der Grundjaß der Verſicherungs— 
form von der Wiffenjchaft fait ganz allgemein als das beite Mittel zur 
Abhilfe anerkannt worden tft. 

Schon in früherer Zeit war die Verficherung als ausgezeichnetes 
Mittel der Fürforge bei einzelnen Bevölferungsfreifen mehrfach erprobt 
worden, jo in der Unfallfürforge, die ſich an die römijch-rechtliche Lex 
Aquilia anjchloß, in den Gejellenfafjen der mittelalterlichen Zünfte, in 
den Knappichaftsfaffen der Bergarbeiter ujw. Das Wert Brentanos, 
„Die Arbeiterverficherung gemäß der heutigen Wirtjchaftsordnung” 
(Leipzig 1879) gibt darüber in feinem erſten Teile, der die gejchichtliche 
Entwiclung von Erwerbsordnung und Unterſtützungsweſen behandelt, ein= 
gehenden Aufichluß. 

Ein heftiger ideologifcher Streit hat fich über den Begriff der 
Arbeiterverfiherung als einer Verficherungsart entjponnen. Der 
Natur der Sache nach ift er in der Hauptjache unter Juriſten geführt 
worden, die eben jcharf formalen Betrachtungen mehr zugänglich find als 
Nationalöfonomen. Auf der einen Seite ift behauptet worden, der Be- 
griff der Verficherung könne auf die heutige Unfall», Kranken und In— 
validenverficherung nicht angewendet werden, weil ihnen der Grundjat 
der mwechjelfeitigen Entgeltlichteit fehle, der untrennbar zum Berficherungs- 
wejen gehöre, weil die Mittel der Arbeiterverficherung nicht nur durch 
die Arbeiter, jondern zum großen Teile auch durch die Unternehmer und 
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durch die Gefamtheit der Bevölkerung aufgebracht würden. Die Arbeiter- 
verficherung ſei deshalb — jo folgert man — feine Verficherung im 
technijchen Sinne, auch das Merkmal der Gegenfeitigfeitsverficherung treffe 
auf fie nicht zu. Auf der anderen Seite hebt man mit Recht hervor, daß 
troß der Unternehmerbeiträge und troß des Neichszufchuffes von einer 
Verbindung von Verficherung und Unterjtüßung bei der Arbeiterverficherung 
nicht die Nede jei, weil in ihr der Charakter einer Almojengewährung 
grundſätzlich ausgefchloffen worden ift. Das Weſen der VBerficherung 
. fomme bei ihr darin zum Ausdruck, daß das wirtjchaftliche Rifito, dem 
die Arbeiterichaft bei Krankheit, Unfällen und Invalidität ausgejegt ift, 
und das der einzelne Arbeiter nicht tragen fann, auf die Gejamtheit ver- 
teilt ift. Dem einzelnen werde die Gefahr abgenommen, er werde jicher 
geftellt, d. h. verfichert, dadurch, daß die Gejamtheit den Schaden erjeßt. 

Nofin! präzifiert den Standpunkt der eritgenannten Auffaffung dahin, 
es handle fich bei der Arbeiterverficherung nicht um ein einheitliches und 
zweifeitiges Nechtsverhältnis, jondern um zwei einjeitige, von denen das 
eine — prinzipale — die den Arbeitern von Staats wegen zugejicherte 
Fürſorge, das andere aber, jefundäre und mit dem erjteren nicht in not- 
wendiger rechtlicher Verbindung itehende, die behufs Aufbringung der 
nötigen Mittel gewiſſen Perſonen auferlegte Leiftung von Beiträgen zum 
Gegenitande hat. Dem jtimmen u. a. bei Laband, Seydel, Born, 
Rehm, Philippovich, Stier-Somlo? Dagegen jprechen ſich — 
meines Grachtens mit Recht — bejonders Menzel, Piloty, 
Schmoller, Manes, Köhne aus. Ausführlich iſt die Streitfrage, 
die dem praftifch Denfenden als müßig erjcheinen muß, bei Weyl, Lehr- 
buch des Verficherungsrechts, 1894, ©. 877 ff. behandelt. Wer die realen 
Lebensverhältniffe in Nückjicht zieht, wird Schmollers Worten über 
diefen Streit rüchaltlos zujtimmen: „Ginige überfluge Juriſten haben 
— geglaubt, den Begriff der Verſicherung überhaupt auf die neueren 
Kranken-, Unfall- und Invaliditätskaſſeneinrichtungen nicht anwenden zu 
zu jollen; aber jie widerjprechen damit dem Wortlaut der Gejege, dem 
allgemeinen Sprachgebrauch und dem Kern der Sache. Wenn man die 
Arbeiterverficherung begrifflich in zwei jelbitändige rechtliche und wirt— 
ichaftliche Vorgänge, in die ftaatlich = joziale Fürjorgepflicht und die Bei- 
tragspflicht der belafteten Kreife auseinanderreißt, tut man der ganzen 
Einrichtung Gewalt an. Unter den Begriff der jtaatlichen Fürforgepflicht 
fällt auch daS Armenweſen, das Erziehungsmwejen, der Arbeiterfchuß uſw. 

’ Vgl. Rojin, Das Recht der Arbeiterverficherung, Bd. I, 1893, ©. 255 ff. 

2 Val. Stier-Somlo, Recht der Arbeiterverficherung. Bonn 1906. 
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Die betreffenden juriftiichen Theoretifer haben bei ihrem engen Verfiche- 
rungsbegriff nur die Merkmale des privatrechtlich - kaufmännischen Ver— 
jicherungsvertrages im Auge; es entgeht ihnen, daß bei aller Verficherung 
eine öffentlich-rechtliche Kontrolle vorfommt, eine gewiſſe gejellfchaftliche 
Fürſorge mitjpielt und daß in der Mehrzahl der Fälle aller Verficherung 
Leiltung und Gegenleiftung fich nicht direkt und glatt decken.” ! 

Trotz jolcher Stellungnahme zu dieſem juriftifch-begrifflichen Streite 
darf man anderſeits die Form der Berficherung in ihrer Bedeutung für 
die Arbeiterverjicherung nicht jo überjchägen, wie es jeitens mancher 
Berficherungstechnifer gejchehen ift. Von ihrem fachmännifchen 
Standpunkte aus jahen fie die Ausführung des Werfes in der Hauptfache 
als eine Aufgabe der Verficherungsmathematif an, meinten, alles müſſe 
jich dabei nach verficherungsmiffenjchaftlichen Prinzipien regeln, ſahen über- 
all nur die verficherungstechnifchen Schwierigkeiten und wirkten durch 
Berechnung hoher Forderungen bei geringen Leitungen abjchredend ?. 
Allerdings iſt ihnen nicht zu beitreiten, daß die Ginführung einer 
Arbeiterverficherung ohne richtige ſtatiſtiſch- mathematische Grundlage un— 
bedingt zu verurteilen gewejen wäre; zu geringe Rückſicht auf fie haben 
im Arbeiterhilfsfafjenwejen Englands und Deutjchlands früher Unheil 
genug angerichtet. ber deshalb bleibt die Verficherungstechnif immer nur 
das Mittel zur Durchführung der jozialen Neform; fie hat nicht die prin- 
zipiellen Nichtlinien und das Ziel des Werkes zu bejtimmen, jondern dafür 
haben in eriter Linie die jozialpolitijchen Gefihtspunfte maß- 
gebend zu jein. „Alles, was bis jet im Arbeiter - Rafjenwejen Großes 
geleijtet worden iſt“, bemerft Schmoller treffend bei der Beiprechung 
des Bopperjchen Werkes, „ijt nicht mit Verficherungstechnif, jondern durch 
genofjenschaftlichen Geiſt oder jtaatliche Initiative troß der Verficherungs- 
technik geletitet worden”... „Die DVerficheruugstechnif iſt die Leuchte, 
welche der Kugel die Bahn weiſen muß, wenn fie 'mal ins Rollen geraten 
it; aber fie kann die Kugel nicht ins Nollen bringen, ja, fie ſchreckt durch 
ihre Kautelen, durch hohe Forderungen und geringe Leiftungen die unteren 
Klaſſen, um die es fich hier handelt, im Anfang leicht ab.“ ® 


dal. ©. Schmoller, Grundriß der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre, 
II. Teil. Leipzig 1904, ©. 348. 

Vgl. E. Popper, Gewerbliche Hilfskaſſen und! Arbeiterverficherung. Leipzig 
1580; teilweife auch F. Gerkrath, Zur Frage der Arbeiterverficherung Berlin 
1850, und Derjelbe, Uber die Höhe der Beiträge für die Arbeiterverficherung. 
Berlin 1831. 

’ Dal. Schmoller, Materialien zum Arbeiterverficherungsmeien. Im Jahr: 
buch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft, 5. Jahrg. 1881, ©. 280. 
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C. 

War man einig darüber, das Hilfsmittel der Verficherung zu be— 
nußen, jo jtanden fich über den Charakter diefer Verficherung zwei grund 
ſätzlich ſehr verſchiedene Anschauungen gegenüber. Auf der einen Seite 
forderte man ihre Durchführung auf dem Boden der freien Gelbit- 
hilfe, ohne weitergehende jtaatliche Intervention, jei es durch Aus— 
geitaltung des Hilfskaſſenweſens zur gegenjeitigen Unterjtügung bei Krank— 
heit, Unfall, Invalidität, Alter ujw., jet es durch Förderung der 
freiwilligen Berficherung der Arbeiter bei privaten Berficherungsgefell- 
jchaften. Auf der anderen Seite erblickte man in der öffentlich— 
rechtlichen jozialen VBerjicherung durch den Staat auf der 
Grundlage des VBerficherungszwanges und unter pefuniärer Beihilfe der 
Unternehmer ſowie der Allgemeinheit die geeignetite Organifation. Selbit- 
hilfe, Freiwilligkeit und jtrenge Entgeltlichfeit waren hier, 
und ihnen direft entgegengejeßt Staatshilfe, Zwang und ſoziale 
Unterftüßung! dort die grundjäglichen Forderungen der Organifation. 

Das Prinzip der freien Selbithilfe — jchon von 9. Rau 
durch Empfehlung der jeitens der Arbeiter jelbit zu gründenden Hilfs- 
kaſſen betont? — wurde in Deutjchland hauptjächlich von denjenigen 
Anhängern der mancheiterlichen Freihandelspartei verfochten, die es 
für gut befanden, bei der immer jtärfer anſchwellenden ſozialiſtiſchen 
Bewegung in den 70er fahren eine gejegliche Ginführung der 
Arbeiterverficherung nicht mehr grundjäglich abzulehnen. Mit dem 
Begriff der Gelbithilfe hätten fie den Boden der freiheitlich - indivi- 
dualiſtiſchen Weltauffaflung noch nicht verlaffen, fie hätten das Grund» 
prinzip noch erhalten fünnen, daS Durch eine zwangsweiſe jtaatliche 
Verficherung mit Staatszujchüffen fundamental durchbrochen worden wäre. 
Eine Intervention der Gejamtheit zuguniten des einzelnen hätte auf dieſe 
Weiſe noch vermieden werden können und eine Neugejtaltung des deutjchen 
Nechts auf öffentlich rechtlicher und jozialpolitifcher Grundlage, mie die 
jtaatliche Zwangsverficherung fie erheijchte, wäre nicht notwendig geworden. 
Dem entiprachen denn auch großenteils die rechtlichen Vorgänger der großen 
Verficherungsgejege, das Neichshaftpflichtgejeg vom 27. Juni 1871, das 
Gejeg vom 7. April 1876, betreffend die eingefchriebenen, freien Hilfs— 
fajjen und das Gejeg vom 8. April 1876, betreffend die Gemeinde- 
franfenfajjen. 


1Durch Reichszuſchuß oder DVerficherungsfteuer und durch Beiträge der Unter- 
nehmer. 
2 Dal. Heinrich Rau, Grundfäße der Volkswirtſchaftspolitik, 5. Aufl., 1863, 
II, ©. 416. 
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Eine kräftige Stüße fanden diefe Beitrebungen an dem Gewerk— 
vereinsweien, das fich auch in Deutjchland immer mehr ausgeftaltete. Tyn 
England, das in diefer wie in vielen anderen Beziehungen noch als vor— 
bildlich galt, hatte die Arbeiterverficherung im Anſchluß an das mächtig 
ausgebildete Gewerkvereinsweſen bereits einen für die damaligen Verhält— 
niffe jehr großen Umfang erreicht, und es mußte noch als “deal gelten, 
fir Deutfchland Ähnliches zu fchaffen, da man die Schattenjeiten jener 
freien Vereinskaſſen noch nicht kannte. 

Einen feiner geiftvolliten und bevedtejten Merieibiger fand das Ver— 
ficherungsprinzip der Selbithilfe in Lujo Brentano, einem begeijterten 
Anhänger des englifchen Gemwerfvereinswejens, der 1879 in jeinem Buche 
über die „Arbeiterverficherung gemäß der heutigen Wirtjchaftsordnung“ 
für die Löfung des fozialen Neformmwerfes mit Hilfe einer „Lorporativen 
DOrganifation der Arbeiter“, aljo „auf dem Boden der heutigen Wirt 
ſchaftsordnung“ eintrat. Die auf Freiheit und Gelbjtverantwortlichteit 
gegründete heutige Wirtfcehaftsordnung vertrage fich nicht mit einer Zwangs— 
verficherung, denn Erwerb und Unterjtügungswejen müßten in ihr ein 
heitlich geregelt jein. Bei der Zwangsverficherung könne die Freiheit der 
Arbeit nicht beitehen bleiben, es müfje dann der Staatsjozialismus mit 
feiner Unterdrückung aller perfönlichen Freiheit und Individualität Pla 
greifen. Brentanos Forderungen bezüglich des Umfanges der Verficherung 
waren ſehr weitgehende, fie ſchloſſen z. B. jogar eine Verficherung gegen 
Arbeitslofigkeit al3 unbedingtes Erfordernis in fich ein umd verlangten 
nationale, nicht bloß lofale Verficherungsfaffen. Aber nur die „modernen 
Gewerkvereine” (in der von Brentano befürworteten Organijation) waren 
nach jeiner Überzeugung die berufenen Organe zur Durchführung des 
Werkes. Diefe Eorporativen Organifationen der Arbeiter könne freilich 
der Staat aus inneren und äußeren Gründen niemals ins Leben rufen, 
fie müßten fich vielmehr aus den Arbeitern ſelbſt entjprechend ihren Be— 
dürfniffen und ihrer Erkenntnis entwideln. Eben das Künftliche in der 
Entitehung der Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine, der Mangel an Natur- 
wüchfigfeit jei ja auch die Haupturfache, daß fie fich jo bedeutungslos 
zeigten. Das einzige, was von dem Staate zu fordern jei, damit Die 
forporative Organiſation der Arbeiter (im Sinne Brentanos) ſich ent- 
wickle, jei, daß er diefer Entwidlung durch feine Gejeßgebung feine 
Hinderniffe in den Weg lege. Neue pofitive Gejege zuguniten dieſer 
Drganifation feien nicht erfordert. Aus der derzeitigen Mangelhaftigteit 
und Bedeutungslofigkeit der deutfchen Gewerkvereine heraus dürfe man feinen 
Anlaß nehmen, daran zu verzweifeln, daß auch im Deutjchen Reiche die 
Arbeiterbevölferung ſich mit der Zeit noch aus fich ſelbſt heraus in for- 
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porative Organijationen eingliedern, und daß damit — wenn auch erjt 
nach der zur Neifung der Menfchen und der Verhältniffe erforderlichen 
Zeit — eine Löſung der Arbeiterfrage auf der Grundlage der bejtehenden 
Wirtſchaftsordnung herbeigeführt werde. 

Ähnlich wie Brentano entwicelte U. Sartorius von Walters- 
haufen! jeine Anjchauungen über die Arbeiterverficherung aus der 
Forderung heraus, das Unterjtügungsweien müſſe mit der bejtehenden 
Wirtjchaftsordnung im Einklang bleiben. Er jchlug eine auf freiwilligen 
Beitritt gegründete jtaatliche, allgemeine deutjche Alters: und Invaliden— 
verficherung vor. Bei einer folchen jtaatlichen Kafje bleibe die Selbſt— 
bejtimmung und ökonomiſche Verantwortlichfeit der Individuen wie Die 
Freizügigkeit und die freie Entwicklung dev Gewerfvereine gewahrt. Ander- 
jeitS werde eine fichere, jehr billig arbeitende Kaffe gejchaffen, ohne Zu— 
mutung an die Kräfte der Steuerzahler. Sartorius von Waltershaufen 
will aljo dem Staate jchon weitergehende Aufgaben zuweiſen als Bren- 
tano. Sein VBorjchlag deckt fich im großen und ganzen mit dem, was 
man vorher bereit3 mit der Kaifer Wilhelm-Spende bezweckt hatte ?. 

Neben der individualiftiichen Richtung der Nationalöfonomie famen 
aus dem Lager des politischen Liberalismus, der Sozialiften, der privaten 
Verficherungsgeichäfte, der Gemerfvereine zahlreiche weitere Stimmen 
gegen die geplante Staatsverficherung. Den Standpunkt der Gewerkvereine 
vertrat namentlich deren Anwalt, Dr. Mar Hirſch, als prinzipieller, 
ganz entjchiedener Gegner des VBerficherungszwanges, der das höchite Gut 
des Arbeiters, jeine perjönliche Unabhängigkeit und Koalitionsfreiheit be- 
drohe, der Teilnahme der Arbeitgeber uſw., furz alles deſſen, was gegen 
das Prinzip der Selbithilfe jei. Die auf Selbithilfe beruhenden freien Kaſſen, 
inSbejondere die der Gemwerfvereine, jeien, zumal wenn durch ein Normativ- 
gejeg gejchügt und gefördert, die beite Art der Arbeiterverforgung ?. 

Alle anderen Stimmen wetteifern in gleicher Weije, die jegensreichen 
Folgen freier Vereinstätigfeit, die Gefahren jtaatsjozialiftifcher Art, die 
Schädlichkeit der Zwangsmaßregeln und der bureaufratifchen Schablone 
zu jchildern. 

Bweierlei haben Brentano und die Anhänger jeiner Meinungen 
überfchäßt: erſtens die Bedeutung und die Gefahren der jtaatlichen 

1A. Sartoriu3 von Waltershaujen, Die Stellung des Staates zu der 
Alters- und Invalidenverſorgung. Berlin 1880. 

® Bol. 6. Schmoller, Materialien zum Arbeiterverficherungswejen. Jahr— 
buch für Gejeßgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft, 5. Jahrg., 1881, ©. 281/82. 

3 Bol. M. Hirsch, Was bezweden die Gewerkvereine? 2. Aufl. Berlin 1880. 
Derjelbe, Die Perle der deutjchen Gewerfvereine. 2. Aufl. Berlin 1880. 
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Einmifchung, zweitens die Wirkungen, die durch freie Selbithilfe 
beim Gros der Urbeiterjchaft zu erreichen find. In eriterer Hinficht 
kritifiert ©. Schmoller wie folgt: „Brentano überfah, daß feine Wirt- 
ichaftsordnung der Welt ohne Nechtszwang an vielen Punkten bejteht, 
daß wir heute im Armenweſen, in der allgemeinen Schulpflicht, in 
der Arbeiterfchuggefeßgebung jtaatlichen Zwang neben der reichlich be- 
jtehenden wirtfchaftlichen Freiheit haben, daß der Verficherungszwang dem 
nur ein kleines Stück beifügt. Jedes jolche Stüf Zwang und Staats- 
ordnung ändert natürlich unjere Ermwerbsordnung etwas, aber diejes Stück 
tut es doch nur in der Richtung, in der fie fich überhaupt heute um- 
bildet, und fie tut es nicht jo, daß damit die wirtjchaftliche Freiheit ver- 
jchwände.“ 1 

Was zweitens die Frage der Selbithilfe betrifft, jo wird man der 
Auffaſſung Brentanos injofern unbedingt zuitimmen müſſen, als vom 
allein fittlichen Standpunkte aus die Frage der Arbeiterverficherung durch 
freie Selbithilfe am beiten gelöjt wäre. Aber wie lange hätte es in 
Deutjchland dauern jollen, bis ſich die erforderliche Einficht in der breiten 
Maſſe der Bevölkerung Bahn gebrochen hätte und eine hinreichende Volks— 
fürforge gejchaffen worden wäre? Und wäre dann wirklich eine jo gründ- 
(iche Hilfe möglich, wie fie die ftaatliche Zwangsverficherung bringt? Die 
Frage wird unbedingt zu verneinen jein. Sehen wir doch jelbit bei einem 
wirtjchaftlich jo fortgefchrittenen Lande, mit To wohlorganifierten Arbeiter- 
vereinen wie England, daß durch freie Selbithilfe nur eine ganz un- 
genügende Beteiligung der Arbeiter an den Verficherungseinrichtungen zu— 
itande fommt, die mit der Ausdehnung der deutjchen Staatsverficherung 
nicht im entfernteiten verglichen werden kann. Ebenſo umfafjen in Franf- 
veich die jeit einem halben Jahrhundert vom Staate reichlich geförderten 
freiwilligen Hilfsvereine nur einen verhältnismäßig jehr kleinen Teil der 
Arbeiterichaft. Mit Necht hatte auch jchon Lasfer im Neichstage betont, 
die Abmweifung des Hilfsfaffenzwanges jei, weil fie an die Armenfafje 
verweiſe, geradezu Zerſtörung der Selbjtverantwortlichkeit, der Verficherungs- 
zwang erziehe zu dieſer!. 

Die geringe Beteiligung der Arbeiterfchaft, die alfo für eine freie 
Berficherung zu erwarten war, jprach deutlich genug gegen eine jolche 
Löjung des Problems. Aus demjelben Grunde konnte man von der 
Förderung der freiwilligen Verficherung der Arbeiter bei privaten Ver— 
ficherungsgejelljchaften nur unzulängliche Erfolge erwarten. Dieſer Plan, 


dal. G. Schmoller, Grundriß der allgemeinen Bolkswirtjchaftslehre, 
II. Zeil. Leipzig 1904, ©. 363. 
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der befonders von den liberalen Parteien im Reichstage vertreten worden 
war, begegnete deshalb ebenfalls Lebhaftejten Widerjprüchen, obſchon er 
den Vorteil in fich barg, daß man beim Aufbau des großen Werkes an 
bereitS vorhandene VBerjicherungseinrichtungen hätte anfnüpfen und Die 
Ausführung hätte erleichtern können. 

Schon von vornherein wandten fich dementjprechend die maßgebenditen 
Stimmen der Wifjenjchaft der Form der öffentlich = vechlichen Zwangs— 
verficherung durch den Staat unter Beihilfe der Unternehmer und der 
Gejamtheit zu. Sie ermöglichte, in furzer Zeit das zu erreichen, was 
für das Wohl der gejamten Arbeiterfchaft notwendig war, und barg 
nebenbei noch jo große andere Vorteile in ſich, wie 3. B. das jozial- 
politijch jo wichtige Zufammenarbeiten von Unternehmern und Arbeitern, 
die Möglichkeit bejjerer Unfallverhütung, zweckentſprechender Heilbehand- 
lung uſw., die bei der freiwilligen Verficherung der Arbeiter nicht mit 
erreicht worden wären. So ging in der Urbeiterverficherung 
das Prinzip der fozialen Hilfe als Sieger hervor, das der 
Selbithilfe unterlag. Die hervorragenditen Sozialpolitifer jtimmten Bren— 
tano nicht zu, jondern wandten ſich damals ſchon, als er mit feinen 
Meinungen hervortrat, der jozialen Auffaffung zu. 

Allen voran hat fich Adolf Wagner des öfteren entjchieden für 
die jtaatliche Verjicherung, für eine möglichite Ausdehnung derjelben, für 
Kafjenzwang und für eine Beihilfe der bejizenden Klaſſen zu den Kojten 
ausgejprochen . So jagt er u. a.: „Die früher geltend gemachten Be- 
denfen gegen einen Zwang zum Beitritt und Beitrag entipringen nur einer 
extrem individualiftiichen, auch der falſchen Auffaſſung, als ob es fich hier 
bloß um „Wohltaten” für das Individuum handle, während hohe, joziale, 
ethijche, politiiche Gemeininterefjen mitjpielen. Die öfonomifchen, tech- 
nischen, administrativen Mängel jolcher allgemeinen obligatorischen Arbeiter: 
verjicherung brauchen deshalb nicht geleugnet zu werden. . . . . . . Uber fie 
wiegen die eminenten jozialpolitifchen Vorteile nicht auf“ ?. Die eigenen 
Mittel der Arbeiter und auch die Zufchüffe der Arbeitgeber hielt er für 
unzureichend und plädierte deshalb für eine allgemeine Neichsverficherungs- 
jteuer, ein Gedanke, der von D. Arendt noch näher ausgeführt worden 
iſt?. Diejelben Grundſätze wie Wagner, wenn auch nicht ganz jo meit- 
gehend, hat Guſtav Schmoller vertreten. An einer Stelle nennt er fie 


ı Bol. 3. B. Adolf Wagner, Theoretifche Sozialöfonomif, 1. Abteilung, 
Leipzig 1907, ©. 104 und 479 ff. 
2 Bgl. ebenda ©. 481. 
3 Bol. Otto Arendt, Allgemeine Staatsverficherung und VBerficherungsfteuer. 
Leipzig 1881. Insbeſ. ©. 14 ff. 
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„eine weltgefchichtliche Wendung im Sinne der Korrektur der jogenannten 
fapitaliftiichen Wolfswirtjchaft” !. Ginen ähnlichen Standpunft nimmt 
J. Conrad ein. Er fieht die Einrichtungen der Zmangsverficherung 
„nur als einen Notbehelf an, der aber unter unjeren Verhältniffen ich 
als unvermeidlich herausgeftellt hat, und deſſen Wirkung in Deutjchland 
eine unbedingt jegensreiche gemwejen tjt“ ?. 

Ein Mann, der von vornherein mit großer Entjchiedenheit eine 
joziale Staatsverficherung — wenn auch in ganz anderer Form als die 
ſpäter tatfächlich eingeführte — gefordert hat, iſt Albert Schäffle. 
Schon im Jahre 1873 jchrieb er: „Vielleicht gehört zu den eriten ein- 
greifenden Mafregeln fozialer Reformen, zu welchen die Zukunft bei vor- 
fommenden Grfcehütterungen greifen wird, die Einführung eines all- 
gemeinen Zwanges minimaler Kapital-, Renten-, Alters, Witwenz, 
Ausitattungs- und Imvaliditätsverficherung für Witwen und Watjen, 
gealterte und verunglücte Berjonen.“ ? 

Ein weiterer Vertreter der grundjäßlichen Berechtigung des Ver— 
ficherungszwanges iſt Adickes, der fich in diejer wie in einer Reihe 
anderer Fragen entjchieden gegen Brentanos Meinungen gewandt hat. 
Mit ausgezeichneten Worten vertrat der Geh. Regierungsrat v. Woedtfe 
jeine Stellung zur ftaatlichen Zmangsverficherung im preußifchen Volks— 
wirtjchaftsrate: „Die Grundzüge (dev Arbeiterverficherung) find von der 
Auffaffung getragen, es jei nicht angängig, dem Belieben des Arbeiters 
zu überlaffen, ob er fich feinen Lebensabend ficher ftellen wolle oder nicht. 
Der Arbeiter joll nicht bloß feiner jelbjt, jondern auch der Gejamtheit 
wegen angehalten werden, für feine Zukunft zu jorgen und fich der Armen— 
pflege tunlichit zu entziehen. Er ſoll im Intereſſe der Allgemeinheit, wie 
in jeinem eigenen, einem heilfamen Zwang unterworfen werden.” 

Bon Otto Arendt? verdienen folgende Worte hier verzeichnet zu 
werden: „Man geht entjchieden zu weit, wenn man annimmt, daß mit 
der Löſung der Nrxbeiterverficherungsfrage die foziale Frage überhaupt 





ı Dal. 6. Schmoller, Grundriß der allgemeinen Bolfswirtjchaftzlehre. 
II. Zeil. Leipzig 1904. ©. 375/76. 

2 Bol. 3. Conrad, Grundriß zum Studium der politijchen Ökonomie. 
II. Zeil, 4. Aufl., 1904, ©. 292 u. 297. 

> Bol. U. Schäffle, Gejellfchaftliches Syſtem der menſchlichen Wirtichaft. 
Tübingen 1873. II. Band. ©. 482. DVgl. ferner feine oben ©. 5 zitierten Auße- 
rungen. 

+ Bol. E. Adickes, Zur Frage der Aibeiterverficherung. Ein Wort zur Ver— 
ftändigung. Zeitjchrift für die geſamte Staatzwiffenjchaft, 35. Band, 1879, ©. 599 ff. 

5 D. Arendt, Allgemeine Staat3verficherung und Verficherungsiteuer. Leipzig 
1881... ©. 837. Ebenda ©. 4. 
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gelöft ſei; indejjen das laßt fich anderjeitS nicht verfennen, daß gerade 
hier, wenn irgendwo, der Hebel angejeßt werden muß, um vorwärts zu 
fommen, daß nirgends mehr, nirgends leichter, nirgends jegensreicher der 
joziale Friede befördert werden Tann.“ — „Es iſt felbitveritändlich, daß 
die Selbjthilfe immer berufen ift, im jozialen Kampfe die erite Stelle ein- 
zunehmen, allein fie reicht nicht aus, es iſt notwendig, daß ihr die foziale 
Hilfe fördernd beitritt. Die foziale Hilfe wird aber mwejentlich durch den 
Träger der Gejamtheit, durch den Staat ausgeübt werden müſſen.“ 

Mit voritehenden Angaben find natürlich nur einzelne Stimmen der 
Wiffenfchaft für das foziale Prinzip der Arbeiterverficherung wieder: 
gegeben. Viele andere namhafte Nationalöfonomen jchließen fich ihnen an. 

Man war indejjen auf diefer Seite der Wiffenfchaft troß der ent- 
jchiedenen Befürwortung des Verficherungszwanges weit entfernt davon, 
die mancherlei Unzuträglichkeiten zu verfennen, die er mit fich bringen 
mußte, und hütete fich wohlweislich, Übertreibungen diefes Zwanges das 
Wort zu reden!, Man verfannte die Vorzüge der Selbithilfeverficherung, 
wenn man ihr auch nicht den Vorzug gab, durchaus nicht und mollte 
deshalb auch in der Arbeiterverficherung feine gänzliche Ausschaltung der 
Selbithilfe und Selbitverantwortung, man wollte feineswegs ein Werk 
rein jtaatsjozialiftifchen Charakters. 

Die tatjächliche Geitaltung der Arbeiterverficherung entipricht dem 
auch. Sie beruht auf geſunder Mifhung von Zwang und 
Freiheit und läßt die beiden treibenden Kräfte im Volfsleben, Selbit- 
hilfe und Staatshilfe einander ergänzen. Ihre Grundlage bilden einerjeits 
der unentbehrliche Zwang, welcher fich in der VBerficherungspflicht und 
Beitragspflicht äußert, zum anderen das in fremden Ländern faum ge 
ahnte große Maß von Freiheit der Beteiligten in der Durchführung der 
Arbeiterverficherung. Denn dieſe Durchführung ruht in den Händen von 
freien jozialpolitifchen Körperjchaften mit weitgehenden Nechten der 
Selbjtverwaltung (eigene Sabungen, Beteiligung der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer an der Verwaltung und Nechtiprechung ufw.), die es er- 
möglichen, daß die Arbeiterverficherung auf den mannigfachiten Gebieten 
gemeinnügiger Aufgaben eine umfaljende und jegensreiche Tätigkeit ent- 
faltet (Förderung der Volfsgejundheit durch die verjchiedeniten Maß— 
nahmen, Unfall» und Kranfheitsverhütung, Kampf gegen den Alkoholis- 
mus ujw.). 


! Sogar der jehr jozial denfende Schäffle warnt in feinem Werfe „Die 
Quintejjenz des Sozialismus“ nachdrüdlich vor ſolchen Übertreibungen. 
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Dieſe Anfchauungen der Wifjenfchaft kamen bei der tatjächlichen Ge- 
ftaltung des Verficherungswerfes in hohem Maße mit zur Geltung. Als 
ihren Niederſchlag kann man die Kaiſerlichen Botſchaften umd 
amtlihen Kundgebungen betrachten, mit denen die NWrbeiter- 
verficherung inauguriert und in ihren Grundlinien jowie in ihrer Ent- 
wicklung programmatifch durch Klare, ſcharf umrifjene Worte feitgelegt 
wurde. Wenn fie auch feiner der vielen theoretifchen Schulmeinungen 
ganz genau entjprachen, jo gaben fie doch den Standpunkt der einfichtigen 
Nationalöfonomen im großen und ganzen recht gut wieder. 

An eriter Stelle fommt in Betracht die denfwürdige Kaiferliche Bot- 
jchaft vom 17. November 1881, die magna charta der deutjchen Sozial 
politit, welche die unerläßliche Notwendigkeit einer fozialen Reform und 
die Hauptrichtlinien ihrer Durchführung folgendermaßen darlegte: 

„Schon im Februar diejes Jahres haben wir unſere Überzeugung 
aussprechen lafjen, daß die Heilung der jozialen Schäden nicht ausjchließ- 
(ich im Wege der Neprejfion jozialdemofratifcher Ausjchreitungen, jondern 
gleichmäßig auf dem der pofitiven Förderung des Wohls der Arbeiter zu 
juchen jein werde. Wir halten es für Unjere Kaiſerliche Pflicht, dem 
Reichstage diefe Aufgabe von neuem ans Herz zu legen und würden Wir 
mit um jo größerer Befriedigung auf alle Erfolge, mit denen Gott Unjere 
Regierung fichtlich geſegnet hat, zurückblicken, wenn es uns gelänge, der: 
einit das Bewußtjein mitzunehmen, dem Vaterlande neue und dauernde 
Bürgjchaften feines inneren Friedens und den Hilfsbedürftigen größere 
Sicherheit und Ergiebigkeit des Beiftandes, auf den fie Anjpruch haben, 
zu hinterlaffen. In Unferen darauf gerichteten Beitrebungen find Wir 
der Zuftimmung aller verbündeten Regierungen gewiß und vertrauen auf 
die Unterftügung des Neichstags ohne Unterfchied der Barteijtellungen. 

„In diefem Sinne wird zunächit der Entwurf eines Geſetzes über die 
Berficherung der Arbeiter gegen Betriebsunfälle für eine erneute Beratung 
vorbereitet. Ergänzend wird ihm eine Vorlage zur Seite treten, welche 
fich eine gleichmäßige Organiſation des gewerblichen Krankenkaſſenweſens 
zur Aufgabe jtellt. Aber auch diejenigen, welche durch Alter oder In— 
validität erwerbsunfähig werden, haben der Gejamtheit gegenüber einen 
begründeten Anfpruch auf ein höheres Maß ftaatlicher Fürſorge, als ihnen 
bisher hat zuteil werden fünnen. Für diefe Fürforge die rechten Mittel 
und Wege zu finden, iſt eine ſchwierige, aber auch eine der höchiten Auf- 
gaben jedes Gemeinweſens, welches auf dem fittlichen Fundament des 
chriftlichen Volkslebens ſteht. Der engere Anfchluß an die realen Kräfte 
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diefes Volfslebens, das Zufammenfafjen der leteren in Form forporativer 
Genofjenschaften unter ſtaatlichem Schuß und staatlicher Förderung, 
werden die Löſung auch von Aufgaben möglich machen, denen die Staats— 
gewalt allein in gleichem Umfange nicht gewachjen jein würde. Immer— 
hin aber wird auch auf diefem Wege das Ziel nicht ohne die Aufwendung 
erheblicher Mittel zu erreichen fein.“ 

In ähnlicher Weiſe gelangte die Tendenz des fozialen Gejeßgebungs- 
werfes in den Motiven des unterm 8. März 1881 dem Neichstage vor- 
gelegten Gejegentwurfes über die Unfallverficherung der Arbeiter zum 
Ausdrud: 

„Daß der Staat fich in höherem Maße als bisher feiner hilfs- 
bedürftigen Mitglieder annehme, ijt nicht bloß eine Pflicht der Humanität 
und des Chriitentums, von welchem die jtaatlichen Einrichtungen durch- 
derungen fein jollen, jondern auch eine Aufgabe jtaatserhaltender Politik, 
welche das Ziel zu verfolgen hat, auch in den beſitzloſen Klaſſen der Be- 
völferung, welche zugleich auch die zahlreichiten und am wenigiten unter: 
richteten find, die Anjchauung zu pflegen, daß der Staat nicht bloß eine 
notwendige, jondern auch eine wohltätige Einrichtung jei. Zu dem Ende 
müfjen fie durch erkennbare direkte Vorteile, welche ihnen durch gejeß- 
geberifche Maßregeln zuteil werden, dahin geführt werden, den Staat 
nicht bloß als eine lediglich zum Schuße der bejjer fituierten Klafjen der 
Gejellichaft erfundene, jondern als eine auch ihren Bedürfniffen und 
Intereſſen dienende Inſtitution aufzufafjen.“ 

Ferner gehört hierher die Kaiferliche Botjchaft vom 14. April 1883, 
die mit den Worten jchließt: „Unjere Kaiferlichen Pflichten gebieten Uns, 
fein in Unjerer Macht ftehendes Mittel zu verfäumen, um die Beſſerung 
der Lage der Arbeiter und den Frieden der Berufsklaffen untereinander 
zu fördern, jolange Gott Uns Friſt gibt zu wirken.” 

Die Weiterbildung der Arbeiterverficherung unter Kaiſer Wilhelm II. 
der neben ihr auch die Arbeiterfchußgejeggebung (durch Botjchaft vom 
2. Februar 1890) in Fluß brachte, hielt fich in den gleichen Bahnen. 
Mit befonderem Nachdruck formulierte diefer den Zweck und Charakter 
der deutjchen Sozialgejeggebung in der Thronrede, mit der er am 22, No— 
vember 1888 den Gejegentwurf über die Invaliditäts- und Altersver- 
ficherung dem Neichstag anfündigte: 

„Als ein teueres Vermächtnis Meines in Gott ruhenden Herrn 
Großvaters habe Ich die Aufgabe übernommen, die von hm begonnene 
jozialpolitifche Gejeßgebung fortzuführen. Ich gebe Mich der Hoffnung 
nicht hin, daß durch gejeßgeberifche Maßnahmen die Not der Zeit und 
das menfchliche Elend fich aus der Welt jchaffen laſſen, aber N halte 
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es doch für eine Aufgabe der Staatsgewalt, auf die Linderung vor: 
handener wirtjchaftlicher Bedrängnifje nach Kräften hinzuwirken und durch 
organische Einrichtungen die Betätigung der auf dem Boden- des Chrijten- 
tums erwachjenden Nächitenliebe al3 eine Pflicht der jtaatlichen Gejamt- 
heit zur Anerkennung zu bringen... .“ 

Ebenjo führte er noch in der Thronrede vom 3. Dezember 1905 aus: 
„Die fozialpolitifche Gefeßgebung auf den in früheren Kundgebungen vor- 
gezeichneten Grundlagen fortzuführen, den Bedürftigen erweiterte Fürjorge, 
den Schwachen erhöhten Schuß zu gewähren, find die verbündeten Re— 
gierungen, unbeirrt durch politifche Strömungen, feſt entjchloffen. Sie 
geben fich der Hoffnung bin, in allen Kreifen volles Verſtändnis dafür 
zu finden, daß durch das jchnelle Anwachſen unjerer Bevölferung und 
durch die allgemeine Entwicklung unjerer Grmwerbsverhältnifje, die Tätig- 
feit der Regierungen, die Opferfreudigfeit des deutjchen Bolfes noch vor 
große Aufgaben gejtellt find, wenn wir den Anforderungen jteigender 
Kultur gerecht werden jollen.” | 

Am 17. November 1906, nach 25 jähriger praftifcher Sozialreform 
endlich, brachte Kaijer Wilhelm II. jeinen Standpunkt zur Fortbildung 
der Arbeiterverficherung mit folgenden Worten zum Ausdrud: 

„Der heutige Tag, an welchem vor 25 Jahren der in Gott ruhende 
Kaiſer und König Wilhelm der Große Seine unvergeßliche Botjchaft erließ, 
gibt Mir willfommenen Anlaß, mit dem deutjchen Volke in ehrfurchtspoller 
Dankbarkeit dieſes Friedenswerkes zu gedenken Durch welches Mein er- 
lauchter Ahnherr zum Schuß der wirtjchaftlih Schwachen der Geſetz— 
gebung neue Bahnen wies. Nach Seinem erhabenen Willen ift es unter 
freudiger Zuftimmung der verbündeten Regierungen und der verjtändnis- 
vollen Mitwirkung des Neichstages gelungen, den ſchwierigen und weit- 
verzweigten Ausbau der jtaatlichen Arbeiterfürforge auf dem Gebiete der 
Kranken, Unfall und Ipnvalidenverficherung jo zu fürdern, daß die Hilfs- 
bedürftigen in den Tagen der Not einen Rechtsanſpruch auf gejeglich 
geregelte Bezüge bejigen. 

„Die Arbeiter haben damit, dank der umfaſſenden Leiſtungen des 
Neichs und ihrer Arbeitgeber, jowie auf Grund ihrer eignen Beiträge eine 
erhöhte Sicherheit für den notwendigen Lebensunterhalt und für den Be— 
ſtand ihrer Familien erreicht. Die großen und werbenden Gedanken der 
Kaijerlichen Botjchaft haben diejen Erfolg aber nicht nur in unjerem 
eigenen Vaterlande gezeitigt, jondern wirken auch weit über dejjen Grenzen 
hinaus vorbildlich und bahnbrechennd. 

„Leider wird die Erreichung des höchiten Zieles der Kaijerlichen Bot- 
jchaft gehemmt und verzögert durch den andauernden Widerjtand gerade 
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von der Seite, welche glaubt, die Vertretung der Arbeiterintereffen vor- 
zugsweiſe für fich in Anfpruch nehmen zu können. 

„Gleichwohl vertraue ch auf den endlichen Sieg der gerechten Er— 
fenntnis des Geleiiteten und auf das wachjende VBeritändnis für die 
Grenzen des wirtjchaftlich Möglichen in allen Kreiſen des deutjchen Volkes. 
Dann wird auch die Hoffnung Kaijer Wilhelms fich erfüllen, daß fich die 
Arbeiterverjicherung als dauernde Bürgjchaft des inneren Friedens für 
das Vaterland erweiſen möge. 

„In dieſer Zuverficht iſt es Mein feiter Wille, daß die Gejeggebung 
auf dem Gebiete der jozialpolitifchen Fürſorge nicht ruhe und in Er— 
füllung der vornehmiten Chriftenpflicht auf den Schuß und das Wohl der 
Schwachen und Bedürftigen fortgejegt bedacht jei. 

„Durch gejegliche Vorfchriften und Leiftungen allein ijt indes die Auf- 
gabe im Geiſte der Kaiferlichen Botjchaft und ihres erlauchten Schöpfers 
nicht zu löjen. Ich erfenne es am heutigen Tage gerne an, daß es im 
deutichen Volke nie an Männern und Frauen gefehlt hat, die freiwillig 
und freudig ihre Kraft in den Liebesdienit am Wohl des Nächiten geitellt 
haben und Ich jage allen, die fich dem großen jozialen Werke unferer 
Zeit jelbjtlos und opferwillig widmen, meinen Kaijerlichen Dank.“ 


E. 

Das große Verdienit der praftifchen Durchführung des jozialen Ge- 
danfens einer Zwangsverficherung unter Beihilfe dev Arbeitgeber und des 
Staates gegen den Wideritand der in den 80er Jahren noch jehr mächtigen 
individualiftischen Anjchauungen gebührt dem Fürjten von Bismard!, 
Seiner machtvollen Perjönlichfeit und jeiner großen ſtaatsmänniſchen 
Initiative ift das Gelingen des Werkes, die Anbahnung einer ruhigen 
joztalen Entwiclung für das deutjche Volt in eriter Linie zu danken. Er 
war aber auch innerlich feſt durchdrungen von der Notwendigkeit einer 
pofitiven Sozialpolitif und ijt bei jeder Gelegenheit für eine folche ein- 
getreten, mit voller Entjchiedenheit jchon bei der erſten Beratung des 
Entwurfs zum Unfallverficherungsgejeg am 2. April 1881 im Neichstage, 
wo er ausführte, daS „laisser faire, laisser aller“, „das reine Man— 
chejtertum in der Politik”, „jeder ſehe, wie er's treibe, jeder jehe, wo er 
bleibe”, „wer nicht jtark genug ift, zu ftehen, wird niedergerannt und zu 

ı Dal. G. Schmoller, Briefe über Bismards volfswirtichafliche und jozial- 
politifche Stellung und Bedeutung. Soz. Praris, VII. Jahrg., Nr. 48 fg. — Xeon 
Zeitlin, Fürft Bismards jozial- und wirtichafts- und fteuerpolitiiche Anfchauungen 
Leipzig 1902, ©. 61 fg. — Georg Brodnik, Bismard? nationalöfonomijche An- 
ichauungen. Jena 1902, ©. 140 fg. 
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Boden getreten”, könne in den monarchijchen, landesväterlich vegierten 
Staaten feine Anwendung finden. Das Landrecht, wonach niemand ver- 
hungern joll, genüge nicht, um den Arbeiter mit Zufriedenheit auf jein 
Alter und feine Zukunft blicken zu laſſen, daher feien die Bejtrebungen 
der Negierung dahin gerichtet, den Arbeiter in Zukunft bejjer und nament- 
lich würdiger zu behandeln als dies bisher gejchehen ſei; er wünfche, daß 
ein Staat, der in jeiner großen Mehrheit aus Ehriften beſtehe, die Grund- 
ſätze der Religion, namentlich in bezug auf die Hilfe, die dem Nächiten 
zu leiften, in bezug auf das Mitgefühl mit dem Schieffal, dem alte 
leidende Leute entgegengehen, fich einigermaßen durchdringen laſſe!. 

Daß die Ausführung nur einer überragenden Berfönlichkeit, nur einer 
Niefenkraft, einer „titanenhaften Willensenergie”, wie fie Bismarck bejaß, 
gelingen konnte, wird durch eine von Schmoller berichtete Anekdote 
trefflich illustriert. „Die drei grundlegenden Reformen wurden in neun 
Sahren mit dem Hochdruck aller parlamentarifchen Mittel durcchgejegt; 
ich habe einem der von mir hochgefchäßten Verfaſſer der Entwürfe einft 
in privater Unterredung eingewandt, das ſei Überftürzung; ich glaubte 
damals, man folle die Sache mehr ausreifen laſſen, vor neuen Schritten 
mehr Erfahrung ſammeln. Es wurde mir die fchlagende Antwort: 
Wenn das Ganze nicht unter Bismarck fertig werde, jo fünnten Genera- 
tionen vergehen, bis man wieder einen Schritt vorwärts fomme. Parla— 
mentarifche Verfaffungen mit ihrer ftarfen Züchtung von Partei- und 
Klaffenintereffen find meist zu großer Sozialveform unfähig.“ ? 

Mit Necht durfte Bismarck deshalb am 29. März 1889 auch im 
Neichstage jagen: „Sch darf mir die erjte Urheberjchaft der ganzen 
jozialen Politik vindizieren,“ denn er hatte die Gedanken der jozialen 
Neform in die Tat umgefeßt. Insbeſondere ijt die Arbeiterverficherungs- 
gejeggebung die große, unfterbliche foziale Tat feines Lebens. Sie wäre 
ohne feine Überzeugung und feine Tatkraft nicht vorhanden. Cr hat eine 
manchefterliche Hochflut zum Stehen und zur Umfehr gebracht, der 
preußischen und deutjchen Sozialpolitit eine veränderte Wendung von 
weltgefchichtlicher Bedeutung gegeben, hat die preußifche Krone mit den 
Tropfen fozialen DIS gefalbt, die nötig waren, um ihre innere und 
joziale Nechtfertigung in der Gegenwart zu behaupten ?. 


! Bitiert nach der Zeitfchrift „Die Arbeiterverforgung“, 1. Jahrgang, 1834, 
©. 4/5. 
2 Dal. G. Schmoller, Grundriß der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre, 
JI. Zeil. Leipzig 1904. ©. 376. 
> Bol. ©. Schmoller, a. a. O. Soz. Praris, VII. Jahrg., Sp. 1303 fg. 
XXXV 


Die wiſſenſchaftlichen Anſichten über das ſoziale Verficherungswejen. 9] 


Der eigentliche geiftige Vater des Planes der Arbeiterverficherung iſt 
aber Bismard nicht gewejen. Die Geneſis diejes Entwurfes jomwie der 
KRaiferlichen Botjchaft von 1881 jührt vielmehr auf den Geheimen Ober- 
regierungsrat Hermann Wagener zurüd, der lange Zeit Bismarcks Ge- 
hilfe und Ratgeber gewejen war und auch nach feiner amtlichen Tätig- 
fett als erſter Redakteur der Kreuzzeitung ihm nahe gejtanden hat. 
Wagener, der für das „joziale Königtum” und die „Organifation der 
Produktion” ſchon geſchwärmt hatte, als Bismarck jelbit noch Freihändler 
und Mancheitermann war und fich auf Delbrüd und Michaelis 
verließ. In einer Denkfchrift, die man im Jahre 1875 im Nachlaß des 
konſervativen Sozialpolitifers Rodbertus fand, hatte Wagener neben 
anderm (mie die Eijenbahnveritaatlichung, das Tabakmonopol uſw.) 
ſchon die Grundzüge für die jpätere Sozialgefeggebung vorgezeichnet. Er 
gab darin der Anficht Ausdruck, die Schäffle in Dfterreich zu ver- 
wirklichen gefucht und die Radowitz jchon 1846 ausgejprochen hatte, 
daß „eine Monarchie, welche die Fahne wahrer jozialer Neform ergreift, 
dadurch ein höheres Alter erreichen könne als durch Bajonette“. Über 
die Ankündigung der Sozialpolitif führt Wageners Denkfchrift, die 
fichtlich für den Fürften Bismarck bejtimmt war und jpäter auch von 
ihm benußt worden ijt, folgendes aus: 

„Was die Form des Vorgehens betrifft, jo müßte dasjelbe in einer 
Weiſe beginnen, welche, indem fie den Eindruck eines ernjten und mwohl- 
überlegten Entjchluffes der Negierung macht, zugleich das Vertrauen der 
arbeitenden Klafjen erweckt. Die beabjichtigten Reformen und deren 
Grundtendenz müjjen daher in einem StaatSafte ausdrüclich verfündet 
werden, 3. B. in einer Thronrede.... Es ift das deshalb von Be— 
deutung, weil, ſobald ein ernites Vorgehen beabjichtigt wird, es nur von 
Vorteil fein fann, wenn das Königtum als Schöpfer und Führer 
der Reform erjdeint...... 4 


Die Priorität der Ideen Wageners jomwie der Einfluß anderer 
Meinungen lajjen Bismards Leiftung für die Sozialveform nicht Kleiner 
erjcheinen, fie reiften bei ihm zu ganz jelbjtändigen Ideen und Hand— 
lungen, zu originalen Schöpfungen aus. Wie Präfident Bödiker 
treffend bemerkt, ift der weitgehende Plan, mit dem die Kaiferliche Bot- 
ichaft von 1881 hervortrat, ein glänzendes Zeugnis für die Kraft der 
Bismardjchen Überzeugung von der Notwendigkeit eines umfafjenden, 
gejchloffenen Vorgehens, ganz bejonders aber auch für die hohe Ein- 
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ficht feines faiferlichen Herin, der mit äußerjter Energie ein jo großes 
Programm auf feinen fatjerlichen Schild erhob!, 

Dem entjprach das tatkräftige, zielbewußte Vorgehen der Negierung 
in der ganzen Frage und der großartige Erfolg des Vorgehens, der ſchon 
nach einigen Jahren deutlich hervortrat. Diejer Erfolg trug in hohem 
Maße dazu bei, die Meinungen der anfänglichen Gegner der Arbeiter: 
verficherung zu Forrigieren und viele Einwände veritummen zu lafjen. 

In erſter Linie war dies naturgemäß bei den politifchen Gegnern 
des jozialen Reformwerkes der Fall. Aber auch in der Wilfenfchaft ließ 
man manche der früheren Borurteile fallen und brachte auch in ihr die 
neuen großartigen Prinzipien der Sozialpolitif immer allgemeiner zur 
Anerkennung. Heute iſt man jchon jo gut wie einjtimmig von der fegens- 
reichen Bedeutung des Verſicherungswerkes überzeugt. So hatte Bismard 
die Genugtuung, jogar von freifinniger Seite hinterher Anerfennungen 
jeiner gejchieften, fühnen und erfolgreichen Politik zu ernten, nachdem von 
vornherein feine jozialpolitifchen Beitrebungen die maßlojeiten Anfeindungen 
fajt aller liberalen Barteien erfahren hatten. Bereits am 16. Mai 1882 
befannte 3. B. im Neichstage der freifinnige Abgeordnete Lenzmann, 
der vorher einer der eifrigiten und demagogiſch gejchiekteften Gegner der 
Bismardfchen inneren Politik gewejen war, in offenen Worten: „..... Ich 
war früher über die Unfall- reſp. Krankenverſicherung der Arbeiter anderer 
Anſicht wie jetzt; ich war früher ein Mancheſtermann. ..... Sch bin von 
diefem manchejterlichen Standpunkte zurücgefommen..... ich werde den 
Boden nicht mehr verlaffen, auf den fich die Regierungen geftellt haben..... — 

Brentano, deſſen Plan einer Arbeiterverſicherung bereits oben ge— 
ſchildert worden iſt, nahm keinen Anſtand, ſich nach der Durchführung 
der Regierungsvorlage faſt ganz auf ihren Boden zu ſtellen, obſchon ſie 
in manchen Punkten von ſeinen früheren Vorſchlägen grundſätzlich abwich. 
So legte er im Jahre 1888 in einem gedankenreichen Aufſatze in Conrads 
Jahrbüchern (Band XVI, 1) ſeinen Standpunkt zu dem Regierungsentwurf 
der Alters- und Invalidenverſicherung mit dem Vollbehagen einer faſt 
uneingeſchränkten Zuſtimmung dar. Es ſei das große Verdienſt des Ent— 
wurfes, ſich vor der Hand auf das beſcheidenere, aber zunächſt allein 
erreichbare Ziel beſchränkt zu haben. Er veredele die bisherige Armen— 
unterſtützung durch Einfügung eines Moments der Selbſthilfe, ohne im 
übrigen die letztere ganz abſorbieren zu wollen. In ſolcher wohl moti— 


Vgl. T. Bödiker, Die Fortſchritte der deutſchen Arbeiterverſicherung in den 
legten 15 Jahren. Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft, 
28. Jahrgang, 1904. 
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vierten Beſchränkung ſei die projeftierte Verficherung muſtergültig; fie hebe 
moralisch ihren Empfänger und ermögliche, wenigitens zu zwei Dritteln, 
die Überwälzung bisher kommuniſtiſch getragener Produftionskoften auf 
die Intereſſenten; fie löſe jo das vielverfuchte Problem einer Verjtaat- 
lichung der Armenpflege. Bedenklich feheint Brentano nur, daß der neue 
Entwurf nicht auch die Mißſtände befeitige, welche den privaten Zuſatz— 
verficherungen nach wie vor anhafteten; dieſe vaubten dem Arbeiter noch 
immer ein gutes Stück feiner Unabhängigkeit und jeien eine Duelle 
ſtändiger jozialdemofratifcher Unzufriedenheit. 

Mehr und länger al3 Brentano hat Schäffle jeine anfänglichen 
Bedenken gegen die Verficherungsgefeggebung der Regierung aufrecht: 
erhalten, doch richtete fich feine Gegnerjchaft, wie ſchon erwähnt, nicht 
im geringften gegen den fozialpolitifchen Grundgedanfen, jondern lediglich 
gegen die Art der Durchführung des Verficherungsmwerfes!. Aber auch 
feine Widerfprüche find mit der Zeit milder geworden, objchon die tat- 
fächliche Organifation der Verficherung fich immer mehr von jeinen Plänen 
entfernte. Als er im Jahre 1888 in fünf Leitartifeln der Allgemeinen 
Zeitung (Nr. 125—132) bei der Beiprechung der Negierungsvorlage des 
Alters- und Snvalidenverficherungsgejeges die Hauptgedanfen feiner Kritit 
nochmals zufammenfaßte, tat ex es bereitS viel zögernder als früher und 
nur in der refignierenden Empfindung, „jein bürgerliches Gemijjen ent- 
laſten zu wollen“. Er fam jchon damals nicht mehr zu einer runden 
Ablehnung des von der Regierung Gebotenen, jondern empfiehlt, „wenn 
zunächit feine andere Wahl bliebe als ‚daS Gebotene oder gar nichts‘, 
dann das Gebotene dankbar anzunehmen“. 

Am längjten und jchärfiten haben die Vertreter des Deutjchfreifinng, 
die ihrer prinzipiellen Stellung zufolge über dem individualiftiichen Mo— 
mente das des Gemeinfchaftsintereffes am meiſten überjahen und den ein- 
jeitigften Standpunkt verteidigten, ihren Widerjpruch gegen den um: 
ftürzenden Verſuch der Sozialreform aufrecht erhalten. Wohl am beiten 
hat der Abgeordnete Schrader in den Nummern 9 und 15 der „Nation“ 
vom Jahre 1888 in einer Beiprechung des Entwurfes der Alters und 
Spnvalidenverficherung die leidenjchaftlichen Widerjprüche von jener Geite, 
alle die Argumente, welche die Vertreter der überjchäßten Gelbithilfe 
gegen das Projekt einnahmen, in jüngerer Zeit nochmals zufammengefaßt. 
Das forgjam gepflegte Verantwortlichfeitsbewußtfein des Arbeiters werde 
durch eine rückfichtsloje Nivellierungsmafchine zeritört, die jelbjtgegründeten 
Kaffen verfchwänden, die Bevormundungstendenz reize den Appetit, ge 

I Bal. auch unten ©. 28. 
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wöhne den Arbeiter, in jeder Beziehung Hilfe vom Staat zu erwarten, 
der Staat werde auf diefe Art widerftrebend in extrem ſozialiſtiſche 
Kreife hineingerifjen ujm. ! 

Die tatjächliche Entwiclung der Dinge unter der Herrichaft der Ver— 
ficherungsgejege ? hat gelehrt, daß diefe Befürchtungen fich nicht beftätigt 
haben, objchon mancherlei für fie jpricht. Deshalb find auch die Wider- 
jprüche der jchärfiten Gegner mehr und mehr verjtummt, und zwar troß- 
dem (und vielleicht auch weil) jede weitere Novelle den Arbeitern neue 
Vorteile brachte. Heute denft niemand mehr daran, das große Werk 
wieder zu bejeitigen; alle aber find eifrig beitrebt, es zu verbejjern. 


& 

Daß die Brophezeihungen der anfänglichen Gegner nicht, oder doch 
nur in ganz geringem Maße eingetroffen find, lag großenteils an der 
Durhführung der Arbeiterverficherung im einzelnen, die, 
abgejehen von Fehlern, wie fie bei einem pionierartigen Vorgehen auf 
ganz unbefanntem Gebiete unvermeidlich find, fat in allen Punkten als 
geradezu meilterhaft gelten muß. Man bat die Durchführung von vorn- 
herein nicht überftürzt, hat ſich von Übertreibungen, wie fie übereifrige 
Spzialpolitifer befürworteten, vorfichtig ferngehalten und fich in vieler 
Beziehung Bejchränfungen auferlegt, um den Befürchtungen der Gegner 
Nechnung zu tragen. Trotzdem iſt es naturgemäß, daß die Anſichten 
der Wiſſenſchaft über die Durchführung und Organifation 
der Arbeiterverjficherung im einzelnen fehr verfchiedenartig 
find und oft weit auseinandergehen. 

Eine Unzahl von Detailfragen mußte dabei noch gelöjt, über viele 
Punkte mußte Gntjcheidung getroffen werden, in denen noch Feinerlei 
Übereinftimmung der wiljenjchaftlichen Meinungen beitand. 

Es iſt unmöglich, alle diefe Anfichten der Wiſſenſchaft im einzelnen 
zu verfolgen; hier fünnen aus NRaumrücjichten nur einige bejonders 
wichtige Spezialfragen hervorgehoben werden. 


ı Bal. 8. Oldenberg, Stimmen über das Projekt der Alters- und In— 
validenverficherung: 2%. Brentano, A. Schäffle, K. Schrader. In Schmollers Jahr— 
buch, 12. Jahrgang, 1888. 

Vgl. hierüber meine amtlichen Denkjchriften: Einrichtung und Wirkung der 
deutjchen Arbeiterverficherung (gemeinfam mit Laß), 3. Aufl., Berlin 1904, ©. 127 fg.; 
die deutſche Arbeiterverficherung als joziale Einrichtung (mit Bielefeldt, Hart- 
mann, Klein, Laß), 3. Aufl., Berlin 1906, ©. 127 fg.; ferner meinen Aufjaß: 
L’assurance ouvriere allemande a-t-elle repondu à son attente? Revue 
@conomique internationale 1907, No. 1, pag. 38 fg. 
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Was zunächit das Tempo der Einführung der Gefeße betrifft, 
jo fonnte von vornherein fein Zweifel darüber beitehen, daß man auf 
dem ganz neuen Gebiete, auf dem noch jo gut wie feinerlei Erfahrungen 
vorlagen, nur langjam, Schritt für Schritt vorgehen, den „Sprung ins 
Dunkle“ nicht mit allen Zweigen der Verficherung zugleich wagen durfte. 
Diefe Anjchauung wurde denn auch in der Willenfchaft jo gut wie all- 
feitig geteilt. Ebenſo jollte nach Bismarcks Ausspruch das Gebiet der 
jozialen Reform nicht auf einmal, jondern jehrittweife betreten werden, 
jchon deshalb, um durch die Größe der Aufgaben nicht abzufchreden und 
die Oppofition nicht zu ſtärken. 

Dementjprechend find die Verjicherungsgejege nicht auf einmal, jondern 
nacheinander fertiggeitellt worden; 1884 das Kranfenverficherungsgejeß, 
1885 das Unfallverficherungsgejeg, 1891 das Invaliditäts- und Alters- 
verjicherungsgefeß. Aber troß dieſes allmählichen Vorgehens haben fich 
unter der Wirkſamkeit der Gejege neben allen Vorzügen auch eine ganze 
Anzahl von Mängeln herausgeitellt, weil man eritens auf ganz unbefanntem 
Terrain operieren mußte und zweitens aus taktischen und parlamentarifchen 
Rückſichten nicht immer die geeignetiten Formen wählen durfte. ‘Ferner 
hatte die Einführung der Gejege nacheinander die notwendige Folge, daß 
das ganze Werk nicht aus einem Guß, jondern ziemlich wenig einheitlich 
wurde. Deshalb find jeit dem Inkrafttreten der Gejeße ſchon viele Ver- 
bejjerungen und Graänzungen durch bejondere Novellen notwendig ge- 
worden, und auch heute bejteht immer noch der Wunfch nach Ber- 
einfachung, Vereinheitlichung und Verbilligung des ganzen Verficherungs- 
werfes. 

Für die Bismarefche Überzeugung, beim Aufbau der Sozialverfiche- 
rung vor allem anderen exit die Fundamente zu legen, erjchien als 
wejentlichjte Vorbedingung lebensfähiger Drganifation die Heritellung 
berufsgenojjenjchaftliher Verbände mit möglichit freier Selbit- 
verwaltung, für welche feiner Anficht nach die ſchon am meitejten vor- 
bereitete Unfallverficherung der Arbeiter auch die leichtejte Handhabe bot. 
„Haben wir die Berufsgenojjenjchaften”, jo jchreibt er.an Albert Schäffle, 
mit dem er damals eingehend feine Pläne erörterte, „jo wird fich eine 
Erweiterung ihrer Tätigkeit auf die Alters- und Synvalidenverforgung 
weit leichter herbeiführen lajjen, als wenn man zu Anfang ihnen ein jo 
umfafjendes Brogramm als Aufgabe hinſtellt.“ Deshalb ſteht die Unfall: 
verficherung in der Kaiferlichen Botjchaft von 1881 zuerſt und murde 
(allerdings in Verbindung mit der Kiranfenverficherung) zuerit dem Reichs— 
tage vorgelegt. Nach Bödiker find die Berufsgenojjenichaften „eine 
ureigenjte Schöpfung des Fürjten Bismarck“. 

XXXV 


26 Friedrich Zahn. 


Dieje Lieblingsidee Bismards wurde befonders auch durch den Prä- 
ſidenten Bödiker geteilt, der 1883 Bismarcks rechte Hand für die Aus— 
führung feiner jozialpolitifchen Pläne wurde und damit an die Stelle des 
Geheimrats Lohmann trat, der aus bureaufratifcher Abneigung gegen 
die berufsgenoffenfchaftliche Selbjtverwaltung dem Plane der Unfall- 
verjicherung auf der Grundlage berufsgenofjenschaftlicher Organiſation 
Schwierigkeiten entgegenjegte. Bismarck ſoll jogar den Gedanken gehabt 
haben, die berufsgenofjenfchaftliche Gliederung zur Grundlage eines Syſtems 
der allgemeinen Wahlen zu machen. Auch eine erweiterte Beteiligung der 
Arbeiter innerhalb des Rahmens der Berufsgenofjenjchaften hatte ex ins 
Auge gefaßt, um fo eine feite Organifation zu fchaffen, auf deren Boden 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer desjelben Induſtriezweiges zu gemeinfamer 
Wirkſamkeit für foziale Zwecke fich zufammenfinden und zugleich die Ge— 
Yegenheit haben follten, allgemeine Fragen der Arbeitsbedingungen gemein- 
fam zu erörtern. (Vgl. „Die Berufsgenofjenschaft”, Organ des Verbandes 
der deutjchen Berufsgenofjenfchaften, Nachruf für Bödiker.) 


Dieje weitgehenden Pläne einer Ausgeftaltung des berufsgenojjen- 
jchaftlichen Gedankens haben fich befanntlich nicht verwirklicht. In der 
Kranfenverficherung ließen fie fich nicht recht verwerten und in der In— 
validenverficherung hat man ftatt ihrer eine faſt vollfommen jtaatliche 
Drganifation mit nur geringem Gelbitverwaltungsrecht gewählt. Die 
Aufgaben der Berufsgenofjenfchaften find infolgedejjen bis heute unvoll- 
fommene geblieben. Es mag darin einer der Gründe liegen (aber auch 
nur einer derjelben), weshalb fie ſich in vieler Beziehung nicht voll be— 
währt haben. 


Die wifjenschaftlichen Meinungen über die beiden entgegengejegten 
Drganifationsformen, hier berufsgenoſſenſchaftliche Korpo- 
vationen der Unternehmer mit GSelbitverwaltung, dort 
ftaatlihe Drganifation und ftaatlihe Verwaltung, find 
bis heute noch jehr geteilt geblieben. Jede der beiden Formen hat ihre 
eigenen Vorzüge und Nachteile, jo daß feine als der anderen unbedingt 
überlegen zu betrachten jein dürfte. 


Einer der Hauptanhänger der berufsgenofjenfchaftlichen Organifation 
it Brentano, der fie in jeinem bereits erwähnten Werfe „Die Arbeiter: 
verficherung gemäß der heutigen Wirtfchaftsordnung” (1879) aufs eifrigite 
empfiehlt. In feiner jpäteren Abhandlung in Conrads Jahrbüchern, 
Band XVI, 1 (1888) jtellt er die neuen zentraliftifchen Berficherungs- 
verbände der Berufsgenojjenfchaften als das adäquate Verwaltungsorgan 
moderner Industrie hin, der älteren politifchen Einteilung ebenjo gegen- 
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überitehend wie die Organiſation der englifchen boards of guardians dem 
selfgovernment. 

Die VBerficherung durch Berufsgenoffenfchaften, alfo durch eine fach- 
gemäß nach Induſtrien gegliederte Selbitverwaltung, fand ferner in 
Schäffle, Schmoller und anderen eifrige Befürworter. Schmoller 
jagte darüber im Jahre 1880: „Auch Schäffle betont in jeinem neueiten 
Werke mit Recht, daß der Staat auf dem ganzen Gebiete (dev Unfall 
verjicherung) weniger direkt durch Staatsanftalten handeln, als zur Selbit- 
verwaltung zwingen fol. Wenn wir uns auf diefen Standpunft ftellen, 
werden wir auch viel eher die verjchiedenen heutigen vol£swirtjchaftlichen 
Parteien zu einem gemeinjamen Handeln bewegen fünnen, werden wir 
viel leichter dem Einwurf, durch die ftaatliche Aktion die Selbittätigfeit 
zu erjticen, nur in anderer Form die ganze Mifere des Armenweſens 
wiederherzuitellen, die Spite abbrechen. Wenn wir jo, nicht ohne ftaat- 
liche Hilfe, ſtaatliche Initiative und jtaatlichen Zwang, aber doch von 
unten herauf die gewerbliche Selbitverwaltung organifieren, jo gebt es 
wohl etwas langjamer, als wenn mit einem Schlage ein jtaatliches Niejen- 
inſtitut . . . gejchaffen wird, aber wir erreichen ficherer unjer Ziel und 
wir benugen die Nejultate zugleich für andere heilfame Zwede, für die 
Reform des Hilfsfafjenwejens und des gewerblichen KRorporationswejens.“ 1 
An dem eriten Bismarcdjchen Entwurfe der Unfallverficherung vom 
Sabre 1881 tadelte Schmoller bei aller Übereinftimmung in anderen 
Punkten, daß eine einzige große, bureaufratifche Staatsanjtalt in Ausficht 
genommen worden war ?. 

Dieje Meinung Schmollers ift zwar fpäter auf Grund der etwas 
fraglichen Bewährung der Berufsgenoſſenſchaften zum Teil modifiziert 
worden, im großen und ganzen aber diejelbe geblieben?. Bödiker, der 
die Berufsgenofjenjchaften tatjächlich zum Leben gebracht, jchlug 1895 in 
jeinem befannten Werte — offenbar ebenfalls beeinflußt durch die zutage 
getretenen Wirkungen der berufsgenojjenschaftlichen Verwaltung — vor, 
fie nur für die wichtigiten konzentrierten Induſtrien beftehen zu laſſen, 
die Mehrzahl aber aufzulöjen und ihre Gejchäfte den provinziellen In— 
validenanftalten zu übergeben. 

Die dem ganzen jtaatlichen Berficherungsmwerfe widerjtrebenden Kreiſe 


! Dal. 6. Schmoller, Materialien zum Arbeiterverficherungswejen. Jahr— 
buch für Gejeßgebung, Verwaltung und Bolkswirtichaft, 5. Jahrg, 1881, ©. 312/13. 
? Ebenda ©. 318. 
’ Bol. G. Schmoller, Grundriß der allgemeinen Volkswirftſchaftslehre, 
II. Teil, 1904, ©. 371/72. 
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erblickten peffimiftifch in den Berufsgenoffenfchaften nur eine Übergangs- 
ſtufe zur joztaliftifchen Verftaatlichung. So meint Schrader in feinem 
bereits zitierten Aufſatze, die berufsgenofjenfchaftlichen Organe würden den 
Laften nicht gewachjen fein, die man ihnen aufbürde. Ihre Beamten 
wirden in die Abhängigkeit der Negierung geraten. Der mwohlfeilere und 
für die Gruppierung teilweife auch mehr rationelle Staatsbetrieb werde 
immer mehr die jelbjtverwaltende Organifation verdrängen, und am Ende 
jet die ganze Verforgung wieder Arbeit des Staates und der Kommunen, 
deren Händen fie doch entwunden werden follte. . 

Auf jozialpolitifcher Seite hat fich befonders R. Freund für das 
Aufgeben des jogenannten berufsgenofjenjchaftlichen Prinzips in der 
Arbeiterverficherung und feine Erjegung durch andere Drganifationen aus- 
gejprochen !. 

Ein entjchiedener Gegner der im Unfallverficherungsgejeg gejchaffenen 
Berufsgenofjenfchaften war auch Schäffle, aber — mie jchon oben 
©. 23 erfichtlich it — nicht aus dem Grunde, weil er die Selbjtver- 
waltung verurteilt hätte, jondern deshalb, weil ihm die Zentralijation 
in diefen Korporationen grundverfehlt erjchien. Seinerjeits forderte er 
eine weitgehende Dezentralifation der Verwaltung, ihre Übermeifung 
an fleine lofale Organe, denen zugleich die weiteren jozialen Funktionen 
des Reformwerkes aufgetragen werden fünnten. Die Dezentralijation 
würde nach feiner Meinung den Mechanismus der Verwaltung nicht nur 
einfacher, ſondern auch bejjer funktionieren laſſen. Er maß diefem Ge- 
fichtspunfte fogar eine jo weittragende Bedeutung bei, daß er in feinem 
oben angeführten Aufjage verkündete: „Kommen wird der Tag, da die 
Bentralifation banferott in fich zufammenfinten und die Umkehr zur 
Dezentralifation und Vereinfachung? der Nation wirklich den jozialen 
Frieden, den ihr Kaifer Wilhelm geben wollte, und der ganzen Arbeiter- 
welt alles das bringen wird, was überhaupt geleijtet werden Tann.“ ® 

Der Meinung Schäffles direkt entgegengejeßt befürwortet Brentano 
in feinem Werfe „Die Arbeiterverficherung gemäß der heutigen Wirt- 
jchaftsordnung“ (1879) und in feiner Abhandlung in Conrads Jahr— 
büchern (1888) entjchieden die Verwaltung durch zentrale Gemeinjchafts- 
träger. Was Schäffle als die Urquelle alles Verkehrten an der Arbeiter: 





I Dal. R. Freund, Die Zentralifation der Arbeiterverficherung. Berlin 1888. 

2 Vgl. weiter unten ©. 33/34. 

3 Näheres über die Stellungnahme Schäffles zu den Unfallverficherungs- 
entwürfen und jeine Mitwirkung beim Zuftandefommen des Gejeßes auf Grund feiner 
Beziehungen zu Bismard fiehe in feinem Werke „Aus meinem Leben“, II. Band, 
©. 143 ff. 
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verficherung erjcheint, die berufsgenoffenfchaftliche Zentralifation, iſt ihm 
eine Grrungenjchaft von ganz hervorragend moderner und zweck— 
entjprechender Bedeutung !. 

Befonderen Umfang hat die Kontroverſe zwifchen Zentralifation und 
Dezentralifation in der Krantenverficherung gewonnen. Namentlich 
Freund hat hier nachzumweifen gefucht, daß cine auf lofaler Zentrali- 
fation (auf großen Ortskrankenkaſſen) beruhende Organifation die billigite 
und einfachite Verficherungsform darftellen würde, daß aber, um dieſe 
Drganifation zu erreichen, vor allem das Aufgeben des jogenannten 
berufsgenofjenjchaftlichen Prinzips notwendig jei?. ©. Schmoller hat 
von vornherein für Iofale, von Arbeitgebern und -nehmern verwaltete 
Berufskrankenkaſſen plädiert, die zugleich die Lofalen Organe und Ver— 
treter der Unfalle und Amvalidenverficherungsverbände wären; dieſe 
müßten möglichit als große provinzielle oder nationale Berufsfafjen 
organifiert werden?. Dieſer Vorjchlag berührt fich nur wenig mit dem 
Freundst, 

Ebenfalls auf dem Gebiete der Kranfenverficherung hat lange Zeit 
die Frage der Zwangskaſſen eine befonders große Nolle gejpielt. Es 
verbietet fich aber aus Naumrücfichten, auf dieſe Frage hier näher einzu— 
gehen. ES jei nur erwähnt, daß beijpielsweife Adolf Wagner neben 
dem Kafjenzwang auch für die Zwangsfaffen eingetreten ijt, während 
G. Schmoller möglichit beim Kaffenzwang jtehen bleiben und gar nicht 
oder nur, wo es durchaus nicht anders ginge, zur Zwangskaſſe übergehen 
wollte®. 

Eine wichtige, hierher gehörige Frage iſt endlich die, wie die freien 
Hilfskaſſen und die Betriebskaſſen oder Fabrikkaſſen zu 
den gleichjam in der Mitte zwifchen ihnen jtehenden Ortskranken— 
kaſſen fich verhalten jollen. So jehr man befanntlich auf Liberaler 
Seite für die freien Hilfsfaffen eingetreten ift, ebenjo jcharf hat die ganze 
riberale Nationalöfonomie bis zu Brentano hin, ferner die Intereſſen— 
vertretung der freien Kaſſen (Max Hirſch) und die Sozialdemokratie 
die Betriebs- oder Fabrikkrankenkaſſen verurteilt. Auch bei diejer Frage 
fann bier nicht weiter verweilt werden. 


1 Bal. auch KH. Oldenberg, a. a. D., ©. 1031 fg. 

2 Bol. R. Freund, Das berufsgenofjenfchaftliche Prinzip im Krankenverſiche— 
rungsgejeße ufw. Schmollers Jahrbuch, N. F. 11. Jahrgang, Heft 2, ©. 2555. 
Ferner: Derjelbe, Die Zentralijation der Arbeiterverficherung. Berlin 1888. 

3 Bol. 6. Schmoller in feinem Jahrbuche, 5. Jahrgang 1881, ©. 312—15. 

+ Dal. G. Schmoller, ebenda, 12. Jahrgang 1888, ©. 313/14. 

5 Bol. G. Schmoller, ebenda, 5. Jahrgang 1881, ©. 412/13. 
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Dagegen exfcheint es erforderlich, auf die jehr lebhafte Kontroverfe 
noch etwas näher einzugehen, die fich in der Wiſſenſchaft über den 
Umfang der Arbeiterverjicherung entjponnen hat. Sie betrifft 
weniger die Fragen nach der Höhe und Art der Verficherungsleiftungen, weil 
diefe vor allem Sache des Praktikers oder Verficherungstechnifers find, 
jondern mehr die Fragen, welche Bevölferungskreife in die Zwangs— 
verficherung einzubeziehen jeien, und ferner, welche Berficherungsarten der 
Staat einzuführen, wie weit fich jeine Fürſorge in diefer Richtung zu 
erſtrecken habe. 

Mas die Begrenzung der Bevdlferungsfreije betrifft, 
denen man die Wohltaten der VBerficherung zugänglich machen wollte, jo 
beitand alljeitige Übereinftimmung darin, daß nicht nur die Elite der 
Arbeiterfchaft einzubeziehen jei, wie es bei der freimilligen Selbithilfe- 
verficherung in der Negel der Fall ift, jondern gerade auch ihre bedürf- 
tigiten Teile an den Segnungen der VBerficherung teilhaben müßten, daß 
alfo nach unten hin feine Grenze gezogen werden dürfte. Anders war 
e3 in der Begrenzung nach oben hin; hier war von vornherein die Grenze 
zu niedrig gejegt worden, und erit nach Jahren fam man — auch in der 
Wiſſenſchaft — zu der Einficht, daß man zu Unrecht die unteren Schichten 
des Mittelftandes ausgejchloffen hatte, deren Lage zum Teil fchlechter ijt 
al3 die der oberen Arbeiterflaffen, und verfuchte dann auch durch die 
Gejeßgebung, fie wenigjtens im Wege der freiwilligen VBerficherung mit 
einzubeziehen !. 

Der Ausbau der Arbeiterverficherung durch die Einführung 
weiterer VBerjicherungszmweige it von Anfang an Gegenjtand 
eifrigfter wifjenfchaftlicher Unterfuchungen geweſen. Gerade in jüngjter 
Zeit find aber die Erörterungen darüber befonders angejchwollen, weil 
die Notwendigkeit eines Umbaues, einer gründlichen Neform des ganzen 
jozialen Verficherungsmwejens fich immer notwendiger erweiſt, und weil jo 
gut wie alle Stimmen mit der Frage der Reform auch die des weiteren 
Ausbaues in Verbindung bringen. Tatſächlich ijt beides beim heutigen 
Stande der Dinge auch gar nicht zu trennen. Es empfiehlt fich deshalb, 
die Anfichten der Wifjenfchaft über Umbau (Reform) und Ausbau 
der Arbeiterverjicherung zufammen zu betrachten. 

Die Grweiterungsvorjchläge fordern an erſter Stelle die Einführung 
einer zwangsweifen Witwen- und Waifjenverjicherung der 
Arbeiter, die auch jchon 1881 in der Begründung des eriten Gejeß- 
entwurfs zur Wrbeiterverficherung als wünſchenswert, aber wegen der 

! DBgl. weiter unten ©. 32 den Vorſchlag der Handwerferverficherung. 

XXXV 


Die wiſſenſchaftlichen Anfichten über das joziale VBerficherungsweien. 31 


Höhe der Koſten als vorläufig nicht durchführbar bezeichnet wurde. Durch 
das letzte Zolltarifgefeg von 1903, das einen Teil der Zollerträge zur 
Verwendung für eine Witwen- und Waijenverficherung beſtimmt, ift man 
der Durchführung des Planes erheblich näher gefommen. Über die grund- 
jäßliche Berechtigung diejes weiteren Zweiges im Rahmen der gejfamten 
Arbeiterverficherung herrſcht in der ganzen Nationalöfonomie Überein- 
ſtimmung; aber trogdem iſt man ſehr verjchiedener Anficht darüber, -ob 
man ſie tatjächlich einführen joll, weil die Koftenfrage gerade bei ihr jehr 
jchwer ins Gewicht füllt. Ähnlich ift e8 mit der Arbeitslojen- 
verjicherung, die zweifellos ebenfallS ein wichtiges Erfordernis zur 
Sicheritellung der Arbeitereriitenz bildet, und 3. B. Brentano bereits 
als Hauptteil einer Arbeiterverficherung erſchien, „ohne dejjen Erfüllung 
alle anderen Berficherungen der Arbeiter unwirkſam jeien“ !. Aber bier find 
die Meinungen doch ſchon viel’mehr geteilt. Ihrer Durchführung ftehen eine 
ganze Reihe von Schwierigkeiten entgegen; zunächit auf pſychologiſchem 
Gebiete, weil niemand die Gründe der Arbeitslofigkeit (ob unverfchuldet, 
ob gegen den Willen des Verficherten ufw.) genau feititellen kann, ferner 
weil die Koften unter allen Umſtänden jehr große wären und weil eine 
brauchbare Form der Arbeitslojenverficherung, insbejondere eine folche, 
die Verficherung bleibt und nicht bloße Armenpflege wird, faum zu finden 
it. Die wenigen praftifchen Verjuche, die man ganz im fleinen mit der 
Arbeitslojenverficherung angeftellt hat, haben fich auch nur wenig bewährt. 
So find dem Projeft der Arbeitslojenverficherung eine ganze Neihe ent- 
jchiedener Gegner erwachjen. Im Anjchluß an ‚die bereits beftehenden 
Berufsgenofjenjchaften der Arbeiterverficherung haben Zacher und 
Herner eine Arbeitslofenverficherung vorgefchlagen, Freund hat den 
Gedanken ausgejprochen, jie mit dem Arbeitsnachweis in Verbindung zu 
bringen. Nach dem augenblielichen Stande der wifjenfchaftlichen Mei— 
nungen find mehr Stimmen für eine ausgedehntere Arbeitslojenfürjorge ? 
als für eine Arbeitslojenverficherung. | 

Gegenüber der Meinung Brentanos, daß die ganze Arbeiterverficherung 
ohne eine Arbeitslojenverjicherung bedeutungslos ſei, weiſt %. Conrad 
mit Recht darauf hin, daß dies doch heiße „das Beſſere zum Feind des 
Guten machen“ 3, 





! Dal. 2. Brentano, Die Arbeiterverficherung gemäß der heutigen Wirt- 
Ichaftsordnung, 1879, ©. 200. 

ı Bol. das Werk des Haiferlichen Statiftiichen Amts: „Die beftehenden Ein- 
richtungen zur DVerficherung gegen die Folgen der Arbeitslofigkeit im Ausland und 
im Deutjchen Reich.“ Berlin 1906. 

2 Vgl. 3. Conrad, Grunde. 3. Stud. d. politischen Ökonomie, Bd. 2, ©. 328. 
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Den ferner noch diskutierten Ausdehnungsbeitrebungen der Arbeiter: 
verficherung, der Schaffung einer obligatorijchen Handwerfer- 
verficherung, die namentlich von Profeffor Dr. Adler! in Kiel 
ftändig befürwortet wird, einer Mutterfchaftsverficherung?, 
einer jtaatlichen VBerjicherung der PBrivatbeamten ufw. jteht 
die Wiſſenſchaft zum größten Teile noch unentjchieden gegenüber; am 
meijten geklärt iſt die Frage der PBrivatbeamtenverficherung, namentlich 
durch ihren Vorfämpfer 9. Potthoff. 

Daß die jo geforderten Weiterbildungen der fozialen VBerficherung in 
abjehbarer Zeit nicht jümtlich verwirklicht werden können, tft bei der 
Größe der Aufgaben und ihrer Koften ganz klar; ja, e8 iſt die Frage, 
ob es fich im volfswirtjchaftlichen Intereſſe nicht empfiehlt, auf die eine 
oder andere dieſer Erweiterungen ganz zu verzichten. Man wird die 
Staatsverficherung nicht ins Uferloſe ausdehnen dürfen; volkswirtſchaft— 
liche Einficht, insbeſondere wirtjchaftliche Nückfichten und die Stellung 
Deutjchlands zum Auslande gebieten vielmehr, auch hierin gewiſſe Grenzen 
zu ziehen. So bejtechend in unferer Zeit, wo Regierung und fait alle 
Parteien im Schuß der wirtjchaftlich Schwachen wetteifern, auch jedes 
weitere Vorgehen auf fozialem Gebiete ift, jo muß übertriebener humani- 
tärer Schwärmerei im Intereſſe der Gejamtheit doch entgegengetreten 
werden. Dies bringt der Kaiferliche Erlaß vom 4. Februar 1890 ſchon 
um Ausdruck, in dem es heißt: „Sch bin feit entjchloffen, zur Ver: 
bejjerung der Lage der deutjchen Arbeiter die Hand zu bieten, jomweit die 
Grenzen es gejtatten, welche Meiner Fürforge durch die Notwendigkeit 
gezogen werden, die deutjche Induſtrie auf dem Weltmarkte fonfurrenz- 
fähig zu erhalten und dadurch ihre und der Arbeiter Griftenz zu fichern. 
Der Rückgang der heimischen Betriebe durch Verluft ihres Abjages im 
Auslande würde nicht nur die Unternehmer, jondern auch ihre Arbeiter 
brotlos machen....... “ Mit treffenden Worten und im Einflang mit 
einem großen Teile dev Wiffenfchaft hat Graf von Poſadowsky im 
März 1905 zu dieſer Frage folgendes ausgeführt: 

„Gewiß Tann als große Tat des deutschen Volkes die in neuerer 
Zeit erfolgte jozialpolitifche Geſetzgebung angejehen werden, die für die 
jenigen Teile des Wolfes forgt, denen feine Selbjtändigfeit ermöglicht 
wird, und die verhältnismäßig wenig Ausficht haben, jelbitändig zu 


ı Bol. ©. Adler in Conrads Jahrbüchern, 1904, Bd. 27, Heft 2. 

2 Bol. Elfe Lüders, Das Problem der Mutterfchaftsverficherung. Zeitſchrift 
für die gefamte Verficherungswiljenichaft, 1905. — Paul Mayet, Berhandlungen 
der Gejellichaft für joziale Medizin ujw., 1906, Heft 13. 
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werden. Aber jeder Einfichtige muß zugeitehen, daß damit gleichzeitig ein 
gewagter Schritt in [wirtjchaftlicher Beziehung getan ift. Dazu kommt, 
daß faum in einem Menfchenalter die Gejeggebung in allen Teilen zur 
vollitändigen Durchführung gelangen kann. Sch ftehe auf dem Stand- 
punkt, daß die fozialpolitifche Geſetzgebung für unfer deutjches Volk einen 
ungeheuren Segen gebracht hat. In diefer Beziehung ſteht das deutſche 
Volk auf einer ungeahnten Höhe gegenüber anderen Völfern. Aber auch 
jedes Lichtbild hat feine bedenklichen Schattenjeiten, die in der Über- 
jpannung des VBerficherungsprinzips im ganzen beftehen. Schon jebt treten 
Erjeheinungen hervor, die einen Mangel an Energie befunden, eine 
Schwäche, nicht durch Zufammenraffung feiner Kräfte eine Eriftenz zu 
begründen, jondern fich auf die Nente zu verlaffen, die geradezu zu einer 
firen Idee wird und fich als höchites Glück darftellt, die man mit allen 
rechten und unrechten Mitteln erlangen möchte. Man muß fich aber 
weigern, einen Weg zu gehen. der aus Deutjchland eine große Ver— 
ficherungsanftalt macht. So etwas fann man fich wohl in Neufeeland 
erlauben. Wenn man in einem jo großen Staatswefen wie Deutjchland 
fortwährend neue Verficherungszweige einführt, jo möchte ich fragen, was 
denn noch übrig bleibt, was nicht verfichert ift. ES bleibt als Nicht- 
verficherter jchließlich nur noch der von feinem Gefchäft zurücgezogene 
Nentier übrig. Ob diejer Teil unjerer Bevölkerung aber die Kraft unferer 
Nation darftellt, it fraglich. Wer felbjtändig fein will, muß auch die 
Kraft haben, für jeine Zukunft zu jorgen, der muß auch das Riſiko des 
Gejchäfts übernehmen. Wenn wir durch Staatsfürforge diefes Riſiko 
abjchwächen und auf die Gejamtheit übernehmen, jo würden wir unferem 
Volke die wichtigiten Wurzeln feiner Kraft vauben.“ 

MWichtiger alS der Ausbau tft die Neform der Drganifation 
der Arbeiterverficherung, die, wie erwähnt, drei Zielen zuzu— 
itreben hat, nämlich einer größeren Bereinheitlichung, Verein- 
fachung und VBerbilligung. Der Vorjchläge zur Löſung diefer Auf- 
gabe find eine große Zahl. Am meiften gefordert werden eine Zufammen- 
legung von zwei oder von allen drei zurzeit beitehenden Zweigen der Ver- 
ficherung, die Schaffung einheitlicher VBerficherungsträger, die Herftellung 
eines lofalen Unterbaues der ganzen Sozialverficherung und eines zentralen 
DOberbaues, Vereinfachung der Verwaltung und Nechtfprechung, Vermin- 
derung der Koften uſw. Weitblictende Vertreter der Wiffenfchaft hatten ent- 
gegen der Bismarcjchen Anficht von der allmählichen Einführung der Sozial- 
verficherung, die eine einheitliche Organifation zur Unmöglichkeit machte, 
eine einfachere und gleichmäßigere Geitaltung des ganzen Werfes gefordert. 
So hat fich befonders Schäffle von Anfang an gegen die ſchwer überficht- 
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liche Mannigfaltigfeit der Organiſation ausgejprochen und hat wiederhol 
auf den Nachteil hingewiejen, „daß die verjchiedenen Zweige der Arbeiter: 
verficherung zerhadt und infolgedejjen unwirtjchaftlich neben- und aus— 
einander ſtehen“. In feinen Artikeln in der Allgemeinen Zeitung von 
1888 (Nr. 125—132) fordert er direft eine Verſchmelzung der Kranfen>, 
Unfall, Invaliden- und Altersverficherung mit gleichzeitiger Vereinfachung, 
der Drganifation und prophezeit die fommende Rückkehr dazu!. Auch 
Schmoller it für eine bejjere Verbindung und größere Harmonie der 
drei Organifationen eingetreten ?. 

Sm Jahre 1895 hatte Bödifer Vorjchläge zur Vereinfachung und 
Dereinheitlichung gemacht, die im Neichsamt des Innern durchberaten 
wurden, und 1896 erjchien dann als amtliche Publikation die Begründung 
eines Gejegentwurfes betreffend die Abänderung der Arbeiterverficherungs- 
gejege. Ungefähr gleichzeitig hatte Freund feine befannte Schrift „Die 
Vereinfachung der Arbeiterverficherung” (1896) veröffentliht. Bödiker 
wollte die Invalidenverſicherung mit der Unfallverficherung verjchmelzen, 
wollte die Marten als Einziehungsmittel der Beiträge befeitigen, und eine 
Neihe anderer Reformen anbringen. Freunds Vorſchläge gingen dahin, 
die Kranken und Spnvalidenverficherung miteinander zu vereinigen. Die 
Regierung ſetzte in ihrer Denkfchrift diefen jomwie noch weitergehenden 
Plänen begründeten Widerftand entgegen. Im Jahre 1903 begann von 
neuem eine äußerit lebhafte Diskuſſion über die NReformbeitrebungen mit 
einem Aufſatze Zachers in der „Arbeiterverficherung”, Band XX, 
©. 57 ff., wo ex baldige Bejeitigung der aus der Zerjplitterung der 
Arbeiterverficherung hervorgehenden Schäden verlangte, und der befannten 
Schrift Düttmanns, „Umbau der Mrbeiterverficherung” (1904) °?. 
Düttmann beabfichtigte nur eine Verſchmelzung der Invaliden- und 
Kranfenverficherung, und zwar auch nur eine teilweife VBerjchmelzung. 
Aber jpätere Schriftiteller (jo 3. B. v. Franfenberg)* wollen alle 
drei Verficherungszweige vereinigen. An der wifjenfchaftlichen Kontroverſe 
darüber haben fich weiterhin Hahn, NRomader, v. Jagwitz, 
Hirſchberg, Mayet und andere beteiligt. Zufammenftellungen der 
von allen diefen Seiten vertretenen Anfichten fowie der Vorſchläge vieler 

1 Dal. oben ©. 28. ; 

2 Val. Band V feines Jahrbuches (1881) und Band II feines Grundrifjes der 
Volkswirtſchaftslehre, 1904 (bejonders ©. 376/77). 

3 Val. auch „Arbeiterverjorgung”“, Band XXI, ©. 353, 377 ff. 

* Vol. Zeitfchrift für die gefamte Verſicherungswiſſenſchaft, Band V, 1905. 
Volkstümliche Zeitjchrift für Arbeiterverficherung, 1904, ©. 241. Soziale Praxis, 
Sahrgang 14, Spalte 1249. 
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Praktiker zu der Frage finden fich bei Jagwitz in feinem Buche: Ver: 
einheitlichung der Arbeiterverficherung und der VI. internationale 
Urbeiterverficherungsfongreß, Berlin 1906, jowie in einem inhaltreichen 
Bortrage Stier-SomloS (abgedruckt in der Zeitfchrift für die gefamte 
Verficherungswifjenfchaft, Band VII, Heft 3, Juli 1907). An diefer 
Stelle fann aus Naumrücfichten nicht näher auf fie eingegangen werden, 
Nur joviel jei erwähnt, daß die jüngjten Stimmen (3. B. Meesmann 
und Stier-Somlo) fich gegen einen radikalen Umbau der Arbeiter: 
verficherung zur Vereinheitlichung ausfprechen. Sie halten ihn weder für 
notwendig, noch praftifch-politifch für möglich und fürchten bureaufrattjche 
jowie andere Nachteile von einer Vereinheitlichung. 

Aus dem gleichen Grunde verbietet es fich, näher auf die wifjen- 
jchaftlichen Anfichten über die lange Neihe der weiteren organiſa— 
torijchen GEinzelfragen der Arbeiterverficherung einzugehen, 
die bei dem großen Broblem noch in Frage kommen. Solche find die 
Fragen der Aufbringung der Mittel, ihrer Einziehungs- 
mweije, ihrer Höhe und Berteilung auf Arbeitgeber, 
Arbeiter jowie Staat, die Art und Höhe der VerfiherungS- 
leiftungen, die Frage der Simulation, die Ärztefrage, die 
Drganifation der Nehtjprehung, Verwaltung ufw. Die vielen 
wijjenschaftlichen Meinungen darüber auch nur kurz zu ffiszieren, würde 
viel zu weit führen!, 


! Dod mag wenigftens die Stellung des Staatsſekretärs des Innern, 
Dr. v. Bethbmann-Hollweg, zu diejer Frage, wie ex fie in feiner Reichstagsrede 
vom 2. Dezember 1907 angedeutet Hat, hier Erwähnung finden: „Die Vorarbeiten 
für die Revifion des Arbeiterverficherungsweiens Habe ich nach Möglichkeit zu Fördern 
gejucht. Sch lege für die Neform Wert auf folgende Punkte: tunlichite Vereinheit- 
lihung des Kreiſes derjenigen Perjonen, welche gegen Krankheit und Invalidität zu 
verfichern find; Schaffung der Möglichkeit, daß die Behandlung durch die Kranken— 
fajjen den Intereſſen der Berufsgenofjenjchaften und der Berficherungsanftalten nicht 
vorgreift; Schaffung eines einheitlichen, mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeijitenden 
auszuftattenden behördlichen Organs in der Lofalinftanz, vor dem der Arbeiter tun- 
lichſt in allen VBerficherungsangelegenheiten Recht juchen und Recht finden fann, ohne 
Gefahr zu laufen, durch Irrtum über die Inſtanz Rechte zu verlieren; Entlaftung 
der oberjten Inſtanz; Stärkung der Krankenkaſſenorganiſationen durch Verteilung 
des Riſikos auf möglichit breite Schulern, jei es durch Zentralifation der Hafen, jet 
es duch Zufammenfaffung zu Zwedvereinigungen in Anlehnung an fommunale Ber- 
bände; Mahregeln zur Sicherung der Verwaltung der Ortskrankenkaſſen gegen 
politifchen Mißbrauch. 

Das find alles Wünfche, die ich einftweilen für richtig anjehen möchte. Wollte 
ich auf die Details eingehen, auf die Negelung des Verhältnifjes der Berufsgenojjen- 
ſchaften und der Verſicherungsanſtalten zu den lokalen Verſicherungsämtern, von denen 
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Je weiter man überdies in die Detailfragen eindringt, um jo mehr 
Raum nimmt neben den wiffenfchaftlichen Anfichten die Praxis mit ihren 
vielen, ſehr geteilten Meinungen ein. In der Tat handelt e3 fich in den 
Einzelheiten vielfach um rein praftifche Fragen, bei deren Entjcheidung 
man der Praxis auch unummunden den Vorrang vor der Wiſſenſchaft 
überlaffen fol. Die Meinungen der Praris und Politif über die joziale 
Berficherung, die von Anbeginn an noch viel zahlveicher geweſen find als 
die der Wifjenfchaft (— man denfe nur an die Entwürfe von Baare— 
Bochum, Stumm-Halberg, Mar Hirfch und vielen anderen Intereſſenten 
bereits beim Beginn der Verficherungsgejeßgebung —), müſſen aber bier, 
als nicht in den Rahmen der Abhandlung gehörig, außer Betracht bleiben. 
Soweit die Meinungen der Praxis und Politik wiſſenſchaftlich fundamen- 
tiert waren, find fie in den vorjtehenden Darlegungen beveit3 mit zur 
Geltung gebracht worden. 

Blieft man noch einmal auf alle die vorgebrachten Anfichten der 
Wiſſenſchaft zurüd, fo kommt in ihrer Vielheit und Mannigfaltigfeit die 
ungeheure Arbeit deutlich zum Ausdruc, welche die Wifjenjchaft bei dem 
großen Werke der Arbeiterverficherung mitgeleiftet hat. Wenn auch die 
einzelnen wiſſenſchaftlichen Meinungen oft weit auseinander gingen, wenn 
auch feine von ihnen die alleinige Richtſchnur für das Vorgehen der Re⸗ 
gierung abgegeben hat, ſo haben ſie doch eine äußerſt heilſame Klärung 
des ſchwierigen, ganz neuen Problems herbeigeführt, ohne die die prak— 
tiſche Durchführung des Werkes kaum möglich geweſen wäre. Dazu hat 
jede der wiſſenſchaftlichen Richtungen ihr Teil beigeſteuert. Indem die 
Wiſſenſchaft ſo die Erkenntnis der Arbeiterverſicherung gefördert, hat ſie 
die Arbeiterverſicherung und ihre tatſächliche Ausgeſtaltung ſelbſt gefördert. 


ich ſprach, auf das zukünftige Verhältnis der Ortskrankenkaſſen zu den Betriebs— 
kaſſen, Innungskaſſen und freien Hilfskaſſen, auf die Reorganiſation der Ortskranken— 
kaſſenverwaltungen, auf die Frage der Halbierung der Beiträge und des Stimm— 
rechts, auf die Arztfrage, ſo würde ich den Rahmen überſchreiten, der einerſeits durch 
die heutige Tagesordnung, anderſeits durch den gegenwärtigen Stand der Arbeiten 
gezogen iſt. Aber ſchon aus der Ausführung dieſer einzelnen Details, meine Herren, 
werden Sie ſelber ſich noch einmal vergegenwärtigen, mit welchen Schwierigkeiten 
wir bei dieſer Reform der Verſicherungsgeſetzgebung zu tun haben, und ich bin der 
Anſicht, daß, wenn nicht auf allen Seiten der beſte, auch zu Opfern bereite Wille 
vorhanden iſt, es nicht möglich ſein wird, unſere Verſicherungsgeſetzgebung jo ein— 
heitlich und ſo durchſichtig zu geſtalten, daß der Zweck der Verſicherungsgeſetzgebung, 
dem Verſicherten ſchnell und gerecht zu ſeinem Rechte zu verhelfen, erreicht werden 
kann. Es würde meinem Wunſche entſprechen, dieſe Reform gleichzeitig mit der Ein— 
führung der Witwen- und Waiſenverſorgung ins Leben treten zu laſſen.“ 
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Snhaltsverzeichnis. 
I. Überbliet über die Entwicklung der verficherungswifjenschaftlichen Literatur ©. 1. — 
II. Die Behandlung der Hauptfragen der Berjicherungswirtichaftslehre ©. 4. — 
a) Die Theorie der DVerficherung (Begriff, Weſen, wirtjchaftliche Bedeutung und 
Stellung im Syftem der Volfswirtichaftslehre) S. 4. — b) Vorausfegungen und 
Grenzen der Verficherung S. 10. — ec) Organifation der Verficherung (Aktiengefell- 
Ichaft und Verficherungsverein auf Gegenfeitigfeit, Staats- und Privatbetrieb, Ver- 
ficherungsfartelle) ©. 12. — d) Verficherungspolitif, insbeſondere Staatsaufjicht über 
das Verſicherungsweſen ©. 16. 


I. Während DVerficherungsrecht und Verſicherungstechnik, allerdings 
im wejentlichen nur die Technik der Lebensverficherung, eine umfangreiche 
Literatur auch bei uns in Deutjchland gefunden haben, erheben fich bis 
in die neuejte Zeit Klagen darüber, daß die Lehre von der Verſicherungs— 
wirtichaft, die allein in dieſer Abhandlung zu behandeln ift, arg ver- 
nachläjligt worden jei, wenn auch etwa jeit Beginn der neunziger Jahre 
eine erfreuliche Wendung zur Bejjerung beginnt. Dieje eigentümliche 
Entwiclung hängt damit zujammen, daß in Deutjchland das private Ver- 
ſicherungsweſen erit feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts fich mächtiger 
zu entfalten beginnt, daß es ferner für den außerhalb der Praxis Stehenden 
jehr jchwierig iſt, in die fomplizierten Einrichtungen eines modernen Ver: 
ficherungsbetriebes hineinzufehen, der Praktiker aber im allgemeinen wenig 
Zeit und Luft hat, feine Erfahrungen und feine Gedanfen über das Ver: 
ſicherungsweſen jchriftlich niederzulegen. Eine NAusnahme bietet nur die 
Behandlung aktueller Probleme, wie 3. B. die Frage der Verftaatlichung 
des DVerficherungsmwejen. Die verficherungsrechtliche und verficherungs- 
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technifche Literatur, welch’ letztere faſt ausjchließlich Praktiker zu Autoren 
zählt, hat gerade in der Notwendigkeit, Tagesfragen zu entjcheiden, den 
Grund für ihre bedeutende Entwicklung. Außerlich tritt die Vernach- 
läffigung der Verficherungsmirtichaftsiehre dadurch in die Erjcheinung, 
daß ihr bis 1895 an den deutjchen Hochichulen jo gut wie feine Be— 
achtung gejchentt wurde. Erſt die Gründung des Seminars für Ver— 
ficherungsmiffenfchaft in Göttingen 1895 unter Lexis und Ehrenberg 
und das Entjtehen der Handelshochjchulen hat die Pflege der Verficherungs- 
wiſſenſchaft auch an unſeren Hochichulen heimifch gemacht. Allerdings 
erfolgt die Weiterentwiclung an den Univerfitäten exit recht langjam 
(vgl. Manes, Verſicherungswiſſenſchaft auf deutfchen Hochichulen, Berlin 
1903; Borjchläge zur Förderung der VBerficherungsmwifjenfchaft, enthaltend 
die Neferate von Bifhoff, Florſchütz, Manes, Moldenhauer 
und Pietſch; VBeröffentlichungen des Deutjchen Vereins für Verficherungs- 
wiſſenſchaft, Heft III, Berlin 1904). Bezeichnend ift es auch, daß erit 
1899 der Deutjche Verein für Verſicherungswiſſenſchaft gegründet wurde, 
dejjen Zeitjchrift wejentlich zur Förderung der Berficherungsmwirtjchafts- 
lehre beiträgt. 

Syitematifche Abhandlungen über die Verficherungsmwirtichaftslehre 
finden wir erſt vecht jpät und recht jpärlich. Die Lehrbücher der Volks— 
wirtjchaftslehre behandelten und behandeln noch das Verſicherungsweſen 
in der Negel ziemlich furz dort, wo e3 fich am beiten in das Syſtem 
einzufügen jcheint, die älteren jogar an den verjchiedeniten Stellen nur die 
einzelnen VBerficherungszmweige. Die umfangreichite Daritellung findet fich 
in Schönbergs Handbuch der politifchen Dfonomie von Adolf 
Wagner (2. Bd. 1882, 2. Aufl. 1898). Die erjte Unterfuchung über 
die Theorie der DVerficherung ftellt Herrmann an (Die Theorie der 
Berjicherung vom volfSwirtjchaftlichen Standpunft, 2. Aufl., Graz 1869). 
Die Artikel über VBerficherungsmweien im Notted-Welderjchen Staats- 
lexikon, in Bluntſchlis Staatswörterbuch, in Rentzſchs Handwörter- 
buch der Volfswirtjchaftslehre, im Handwörterbuch der Staatswifjen- 
Ichaften und in Eliters Wörterbuch der Volkswirtſchaft geben zwar 
eine gute Überficht, ohne jedoch tiefer in die Materie einzudringen oder 
den Stoff erjchöpfend zu behandeln. Den eriten Verſuch einer umfafjenden 
Gejamtdaritellung machen 9. und 8. Brämer (Das Verficherungs- 
wejen, Leipzig 1893). Sie enthalten ſich im allgemeinen einer eigenen 
Anficht, indem fie die Anfchauungen anderer veferierend wiedergeben, jo 
namentlich über die Frage der zweckmäßigſten Organifation. Einen über: 
mäßig breiten Naum nimmt die Lebensverficherung ein, während andere 
Berficherungszweige, jo befonders die Transport-, Unfall» und Haftpflicht: 
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verficherung zu kurz kommen. Ginen bedeutenden Fortjchritt ihnen gegen- 
über jtellt Manes (Das Verficherungsmweien, Leipzig 1905) dar. Es tft 
das bejte Handbuch, das wir zurzeit befigen. Seine Vorlefungen über 
Verficherungsmeien hat jchlieglich Moldenhauer in einem Tnappen, 
alles Wejentliche berührenden Grundriß (Das Verſicherungsweſen, Leipzig 
1905) zufammengefaßt!. 

Neben diefen größeren jyitematischen Abhandlungen gibt es eine Reihe 
anderer, die fich mit einzelnen Fragen bejchäftigen und auf die im be- 
ſonderen Teil diefer Abhandlung näher einzugehen iſt, oder die die ein- 
zelnen DVerficherungszweige behandeln. Bellagenswert iſt es, daß die 
beiden großen Verficherungszweige, Transport- und Feuerverjicherung, noch 
feine Darftellung gefunden haben, während die Literatur über die Lebens- 
verficherung jehr reichhaltig ift, allerdings meilt ſich nur mit der Technik 
bejchäftigt, und Kleinere Verficherungszweige, wie namentlich Hagel-, Vieh— 
und Haftpflichtverficherung, eine lebhaftere Bearbeitung erfahren haben. 

Noch iſt die Geschichte des Verſicherungsweſens nicht gejchrieben, auch 
nicht die des deutschen. Richard Ehrenbergs Abhandlungen in der 
Zeitfchrift für die gefamte Verſicherungswiſſenſchaft (Band 1 und 2) 
tragen doch nur den Charakter einer Skizze. Mafius, Lehre der Ber: 
ficherung und ftatiftifche Nachmweifung aller Verficherungsanitalten ın 
Deutjchland, (Leipzig 1846), iſt nur eine loſe, wenn auch wertvolle Zu- 
jammenitellung der Statuten, Verficherungsbedingungen und Gejchäfts- 
ergebnifje der einzelnen VBerficherungsgefellichaften. Auch die Gejchichte 
der Transport und SFeuerverficherung harrt noch des Chroniiten, wenn 
auch ſchon viele Baufteine gefammelt find, namentlich zur Gefchichte der 
Seeverficherung. Hier geht die juriitifche Literatur (vor allem Gold- 
ſchmidt in der Univerfalgejchichte des Handelsrechts, Stuttgart 1891, 
und Reatz, Gefchichte des europätjchen Seeverficherungsrechts, Leipzig 
1870) mit der nationalöfonomischen (vgl. namentlich Schaube in Con— 
vads Sahrbüchern, Bd. 60 u. 615 Plaß, Gejchichte der Aſſekuranz und 
der hanjeatifchen Seeverficherungsbörjen, Hamburg 1902; Kießelbach, 
Die wirtjchafts- und rechtsgefchichtliche Entwiclung der Seeverficherung, 
Hamburg 1901) Hand in Hand. Für die Gejchichte der Lebensverficherung 
fommen neben verjchiedenen Auflägen in Ehrenzweigs Aſſekuranzjahr— 
buch namentlich die Darftellung bei Gebauer (Die jogenannte Lebens: 
verficherung, Sena 1895) und Emminghaus (Gejchichte der Yebensver- 
ficherungsbant für Deutjchland zu Gotha, Weimar 1877) in Betracht. 


! Der während der Drucdlegung erjchienene Grundriß der Allgemeinen Vers 
ficherungglehre von Wörner (Leipzig 1908) konnte nicht mehr berücdjichtigt werden. 
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Reiches Material, allerdings vorzugsmeije ſtatiſtiſches, enthalten die jähr- 
lichen Überfichten in Ehrenzmweigs Affefuranzjahrbuch, die Veröffent- 
lichungen des Kaiſerl. AuffichtSamts für Privatverficherung, Berlin jeit 
1902, die von den verjchiedenen Lebensverficherungsgejellichaften bearbeitete 
Statiftit in den Tageszeitungen oder in jelbjtändigen Abhandlungen (Zus 
ſtand und SFortjchritte der deutſchen Lebensverficherung, Jena 1853 bis 
1901), ferner die von den Verficherungsgefellfichaften oder Verbänden 
herausgegebenen Subiläumsjchriften. Aus der großen Zahl heben wir 
außer der bereits erwähnten Schrift von Emminghaus nur bevor: 
Berndt, Die Magdeburger Feuerverficherungsgefellichaft vom 2. Sep- 
tember 1844 bis 1894, (Magdeburg 1894), und Ziegler, Denkjchrift 
zum 25jährigen Beſtehen des Verbandes deutjcher Privat - Feuerverfiche- 
rungsgejellfchaften (Berlin 1897). 

I. Sm engen Rahmen diefer Abhandlung tft es nicht möglich, alle 
Fragen der DVerficherungsmirtjchaftslehre, die im 19. Jahrhundert in 
Deutjchland wifjenschaftlich erörtert worden find, einer Betrachtung zu 
unterziehen. Sch greife deshalb die wichtigjten, die allgemeiner Natur 
find, heraus, um wenigjtens deren Entwicklung in Inappen Umrifjen zu 
zeichnen. 

a) Der Streit über Begriff und Weſen der Verficherung ! dreht fich 
um verfchiedene Punkte. Zunächſt: Gehört die Verteilung auf eine Mehr- 
heit von Wirtjchaften, die Vereinigung der Bedrohten zur gemeinjamen 
Tragung der Gefahr, kurz gejagt das Aljoziationsprinzip zum Wejentlichen 
der Verficherung oder nicht? Wer den Begriff Verficherung jehr weit 
faßt, wie Gebauer (a. a. D.), wird es leugnen müffen. Gebauer 
definiert die Verficherung als Inbegriff aller öfonomijchen Akte und Ein- 
richtungen, welche gegen Fünftig mögliche, in ihrem Eintritt ungewifje 
Nachteile Vorkehrungen treffen follen. Unter dem Einfluß des Franzoſen 
About (L’Assurance, Paris 1865) und dem Herrmanns (a. a. D.) 
teilt ex diefe Alte ein in Meidung, Unterdrückung und Vorjorge für Er- 
fat. So wertvoll nun die Unterjcheidung in diefe drei Gruppen tft, jo 
geht doch Herrmann nicht jo weit, alle als Verficherung zu bezeichnen. 
Aber auch er erklärt das Affoziationsprinzip nicht als ein wejentliches 
Moment der Verficherung, ſchon deshalb nicht, weil man dadurch die 
Selbitverficherung ausſchalte. Er meint, diejenigen, die in der Verteilung 


I Eine kritiſche Darftellung der Lehrmeinungen über die Theorie der Berficherung 
enthalten die Abhandlungen: v. Boenigk, Weſen, Begriff und Einteilung der 
Verfiherung dom ökonomischen Standpunkt (Zeitjchrift für die geſamte Staats— 
wiſſenſchaft, Tübingen 1895), und Leuckfeld, Die Theorie der Verficherung in 
der deutjchen Wiſſenſchaft (Zeitjchrift für die gefamte Verſicherungswiſſenſchaft, Bd. 1). 
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das Charakteriftiiche der Verficherung fünden, überfähen, daß es fich hier 
nur um das Mittel handle. Diejes habe aber die Verficherung gemein- 
ſam mit dem Glücdsjpiel („das Verficherungsgejchäft gleicht einer Lotterie 
mit dem Zeitpunft und den Gewinſten nach unbejtimmten Ziehungen“). 
Sa, er geht in feinen Vergleichen jo weit, vom Berficherungslotto zu 
jprechen, wenn er auch an anderer Stelle (S. 49) fich über den Unter: 
jchted zwijchen Verficherung und Glüdsipiel klar wird. Elſter (Die 
Lebensverficherung in Deutfchland, Jena 1880) weiſt zwar die Glüdsjpiel- 
theorie Herrmanns, die in der Literatur überhaupt überall abgelehnt 
worden ift, zurück, erklärt fich aber gerade mit Rückſicht auf die Selbſt— 
verjicherung mit Hermanns Anficht über das Afjoziationsprinzip ein- 
verjtanden. In diefer Frage jtimmt auch v. Boenigf (a. a. D.), der 
jonit Eljter und Herrmann ftark befämpft, mit ihnen überein. Auch 
das Transportgejchäft fer als einzelnes unrentabel. Leuckfeld (a. a. O.) 
erklärt die Ajjoziation ebenfalls für ein lediglich afzidentielles Moment 
der Berficherung. Er ift auch der einzige, der Herrmann in dem Vor— 
jchlage folgt, bei Erörterung der Theorie der Verficherung die Stellung 
des Verjicherers und des VBerficherten getrennt zu behandeln. 

Aber dieſe Anjchauungen find doch vereinzelt geblieben. Sowohl die 
ältere Literatur (namentlih Roſcher, Schäffle, Stein, Karup, 
Knies), wie die jüngere (jo bejonders v. Philippovich, Schmol- 
ler, Wagner, Conrad, Cohn, Emminghaus, Manes und 
Moldenhauer) halten an dem Aijoziationsprinzip feſt. So erklärt, 
um nur einige Belege anzuführen, Schäffle (Das gejellichaftliche Syitem 
der menschlichen Wirtjchaft, 3. Aufl, Tübingen 1873, Bd. II, ©. 327): 
alle Real» und PBerjonalverficherung hat auch als fpefulative Verficherung 
die joltdarische Verbindung der Verficherten für Ausgleichung des Schadens 
zur tiefiten Grundlage. Adolf Wagner (a. a. D.), der unter Herr- 
manns Einfluß die Verjicherung als ein Glied der Methoden zur Be— 
wältigung ungünftiger Umftände neben und nach Meidung und Unter: 
drüdung der Gefahr fennzeichnet, definiert: Werficherung im mirtjchaft- 
lichen Sinne ift diejenige wirtjchaftliche Einrichtung, welche die nachteiligen 
Folgen einzelner, für den Betroffenen zufälliger, daher auch im Einzelfalle 
ihres Gintretens unvorhergejehener Greignifje für das Vermögen einer 
Berjon dadurch bejeitigt oder wenigſtens verhindert, daß fie diefelben auf 
eine Reihe von Fällen verteilt, in denen die gleiche Gefahr droht, aber 
nicht wirklich eintritt. Dieſer jchwerfälligen Definition, die im einzelnen 
vielen Widerjpruch (ſ. u.) gefunden hat, jtelt Manes (Verficherungs- 
weſen) die furze gegenüber: Unter Verficherung verjteht man auf Gegen- 
jeitigfeit beruhende mirtjchaftliche Veranſtaltungen zwecks Deckung zu— 
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fälligen jchägbaren WVermögensbedarfs. Während ſich Emminghaus 
(Die Grenzen der Verficherungsmöglichkeit, Berichte, Denkjchriften und 
Verhandlungen des fünften internationalen Kongrejjes für Verficherungs- 
wiſſenſchaft, Berlin 1906, Bd. 1) diefer Definition anfchließt, tadelt an 
ihr v. Mayr (Fünfter internationaler Kongreß für Verficherungsmifjen- 
ichaft, Bd. 3), daß der Begriff auf Gegenfeitigfeit bereits für eine be— 
jtimmte Unternehmungsform bejchlagnahmt jei, alfo bejjer nicht verwandt 
würde, außerdem fie die Arbeiterverficherung von der privaten VBerficherung 
jcheide. Freilich will daS Manes nicht, denn auch ex erklärt, daß die 
Arbeiterverficherung unter jeine Definition falle, nur enthalte fie eine 
Vereinigung von Verficherung und Unterftügung (a. a. D. ©. 2). 
Diejen Schwierigkeiten zu entgehen, definiert deshalb Moldenhauer 
die Verficherung als Verteilung eines Fünftigen ungemifjen und zufällig 
eintretenden Bedarfs auf eine Mehrheit von PBerjonen. In dieſer De- 
finition find außerdem zwei Momente, die Manes berüdjichtigt, als für 
den Begriff unmejentlich fortgelaffen, nämlich die Planmäßigfeit der Ver— 
anjtaltung (von Manes ausgedrückt in den Worten: wirtjchaftliche Ver- 
anjtaltungen) und die ſtatiſtiſche Meßbarkeit des Vermögensbedarfs 
(ichäßbar). ES zeigt fich hier der in der ganzen Literatur bejtehende 
Unterjchied, ob man Verficherung als eine Einrichtung (fiehe namentlich 
Wagner und Conrad, Grundriß zum Studium der politifchen 
Dfonomie, 2. Bd., 3. Aufl, Jena 1902) oder als einen Vorgang (3. B. 
Gebauer) oder als beides betrachten joll (4. B. von Boenigf). 

Die zweite wichtige Frage bei der Erörterung der Theorie der Ver: 
ficherung ift die nach dem Gegenjtand der Berficherung. Die Schwierig: 
feit bejtcht hier in der bejonderen Stellung der Lebensverficherung. Denn 
wenn man auch als Gegenitand der Schadensverficherung Erſatz eines 
Schadens, eines wirtjchaftlichen Nachteils (Wagner), Elimination des 
Zufalls (Herrmann) bezeichnen fann, jo trifft das für die Lebens- 
verjicherung nicht in vollem Umfang zu. Denn der Tod braucht durch- 
aus nicht immer einen wirtjchaftlichen Nachteil hervorzurufen, er fann 
fich als Zufall darjtellen, aber auch als Amortifation des im Menjchen 
repräfentierten Kapitals (Herrmann). Während fi) nun die einen 
über diefe Erwägung binwegjegen und in dem Umftand der Ungemißheit 
de3 Zeitpunktes des Eintritts des Todes den Zufall fchlechthin exblicen 
(jo 3. B. Adolf Wagner), find andere, unter dem Einfluß juriftifcher 


ı Im Gegenjaß zur juriftifchen fpielt in der nationalökonomiſchen Literatur 
die Trage, ob die Arbeiterverficherung überhaupt als VBerficherung zu betrachten jet, 
feine Rolle. Die Frage wird durchweg bejaht. 
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Erwägungen und der juriftifchen Literatur (vor allem Laband, Die 
juriftifche Natur der Lebens- und NRentenverficherung, Straßburg 1879) 
fo weit gegangen, überhaupt der Lebensverficherung den Charakter einer 
Verficherung abzufprechen, da ihr das für die Verficherung wefentliche 
Moment der Gefahr fehle, jo Eliter (a. a. D.) und namentlich fein 
Schüler Gebauer, der jchon im Titel, die fogenannte Xebensverficherung, 
jeine Anjchauung zum Ausdruck bringt. Gebauer erklärt die Lebens- 
verficherung nur für ein gemeinfames Sparen, dejjen Zweck die jichere 
Erreichung des Sparzieles ift, ex bezeichnet fie deshalb als Garantie- 
jparmwejen im Gegenſatz zum Ginzelfparen. Wir jehen aber, daß hier zu 
der juriftifchen Erwägung noch eine technifche hinzufommt. Die eigentüm- 
liche Technik der modernen Lebensverficherung, die zu einer Zurücitellung 
und Verzinfung von Prämienteilen bis zum Gintritt des Verficherungs- 
fall3 oder Rückkaufs führt, veranlaßt die Analogie mit dem Sparprozeß, 
obgleich dieſe Technik nichts für den Begriff Lebensverficherung Weſent— 
liches bedeutet, da fie von Sterbefaffen, die auf dem Umlageverfahren be- 
ruhen, nicht geübt wird. Aber diefe Vorftellungen find jo ſtark, daß 
verschiedene Nationalöfonomen, die nicht mit Eliters und Gebauer3 
Anfichten übereinftimmen, trogdem in der Lebensverficherung neben dem 
Verficherungs- noch einen Sparprozeß erblicken wollen (jo namentlich 
Cohn, Syitem der Nationalöfonomie, Bd. 3, Stuttgart 1898, ©. 671) 
und Leuckfeld, legterer auch unter der Einwirkung der von demjelben 
Gedanken ausgehenden Nechtslehre vom Lebensverficherungsvertrag von 
U. Rüdiger (Berlin 1885). Eine neuere Theorie jucht einen für 
Schadens- und Lebensverficherung gemeinfamen Zweck und findet ihn in 
der Befriedigung eventueller Bedürfniffe. Sie ift begründet von dem 
Italiener Gobbi (Die Theorie der Verficherung, begründet auf den Be- 
griff der eventuellen Bedürfniffe; Zeitjchrift für Verficherungsrecht und 
Wifjenjchaft, Straßburg, Bd. IT und II). Gobbi unterfcheidet drin- 
gende oder fichere und zukünftige oder mögliche Bedürfnifje. Einem mög- 
lichen Bedürfnis gegenüber kann der Menſch verſchiedene Wege einjchlagen. 
Er fann es abwarten oder er fann Vorjorge treffen, und zwar durch 
Prävention (Meidung und Unterdrückung) oder Griparnis oder Ver: 
ficherung. Die Berficherung bezweckt, bei geringiten Kojten und bei ge- 
nügender Sicherheit das erforderliche Kapital zur Verfügung zu ftellen 
zur Befriedigung eines eventuellen Bedürfniffes, im Falle das Greignis 
eintrifft, welches das Bedürfnis hervorruft. Die VBerficherung kann aber 
nur bei einer Geſamheit von Elementen angewandt werden, für ein einziges 
Element hat der Begriff der Wahrfcheinlichkeit feinen Wert und auch 
derjenige der Verficherung könnte feinen haben. Einen ähnlichen Gedanten- 
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gang finden wir übrigens ſchon bei Schäffle (a. a. O. ©. 482), wenn 
er die Verficherung als eine Ausgleichung der Einfommen verjchiedener 
Perioden mittel3 bankmäßiger Übertragung und Nücfübertragung der Er- 
übrigungen bezeichnet. Auch Elſter erklärt die VBerficherung für ein 
Befriedigungsmittel für ungemwifje eventuell fünftig eintretende Bedürfniſſe, 
ohne allerdings dem Gedanken weiter nachzugehen. Gobbis Theorie 
bat auf Hülße (Die Verficherung als Dedung eines ungemijjen Ber: 
mögensbedarfs, Zeitjchrift für die gejamte BVerficherungsmiljenichaft, 
BD. III) und Manes und Moldenhauer eingewirkt (vgl. die oben 
zitierten Definitionen), während v. Mayr (a. a. D.) ihr eine Bedeutung 
abjpricht, da ungewiſſer Vermögensbedarf nur der pofitive Ausdruck für 
Schaden jei, man aljo nichts gewonnen habe. 

Viel weniger als über Begriff und Wejen der VBerficherung herricht 
der Streit über ihre wirtjchaftliche Bedeutung. ES liegt auf der Hand, 
daß in den meiften Punkten Übereinftimmung beſteht. Da aber fajt jeder 
das Verſicherungsweſen unter einem anderen Gejichtswinfel zu betrachten 
pflegt, unterfcheiden fich auch die Betrachtungen über den wirtjchaftlichen 
Nuten desſelben. Es iſt hier nicht möglich, alle nationalöfonomijchen 
Schriftiteller zu Worte fommen zu laffen. Bereits bi Mafomwiczfa, 
Artikel „Verficherungsanftalten” in Bluntſchlis deutſchem Staats— 
wörterbuch (11. Bd., Stuttgart- Leipzig 1870) finden wir eine treffliche 
Erörterung der mwoirtjchaftlichen Bedeutung des Berficherungsmejens. 
Roſcher (Grundlagen der Nationalöfonomie, 22. Aufl., Stuttgart 1897) 
iſt der erfte, der ſcharf den privatwirtjchaftlichen Nuten der Verficherung, 
den er in der Glimination des Zufalls erblickt, von dem volfswirtjchaft- 
lichen trennt, der feiner Anficht nach darin beiteht, daß ein großer Schaden 
nicht durch Anbruch des vorhandenen VBermögensitammes, jondern durch Er- 
iparniffe vom Einkommen erjegt wird, ein Gedanke, den Conrad (a. a. O.) 
in dem Saß ausdrückt: die VBerficherung ift wirkfam, um dem Schwungrad 
wirtichaftlicher Arbeit an den toten Punkten jolcher Störungen hinfort 
zu helfen und fie in fortgejegter Tätigkeit zu halten. Die jcharfe Unter: 
jcheidung zwischen privatwirtjchaftlichem und volkswirtſchaftlichem Nuten 
it aber jpäter nicht immer beibehalten worden, jo 3. B. wenn 
v. Bhilippovich (Grundriß der politifchen Dfonomie, 6. Aufl, Tübingen 
1906) die volfSwirtjchaftliche Bedeutung des Verficherungsmwejens in einer 
befonderen Art der Einfommensbildung exblidt. Mit Recht hat wohl 
Leuckfeld darauf hingewiefen, daß es fich hier jtetS um eine indirefte 
Wirkung auf die Vollswirtfchaft handle, um eine direkte nur auf die 
einzelne Privatwirtichaft. Wagner unterfucht die Wirkung vor und 
nach Eintritt des Verficherungsfalles, ohne privat- und volfswirtjchaft- 
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lichen Nutzen ſcharf zu trennen; ihm ſchließt ſch Manes an, während 
Moldenhauer wieder privat- und volfSwirtfchaftliche Bedeutung ge- 
trennt behandelt. Beide leßtere heben im Anjchluß an die Ausführungen 
Bhilippovichs Die Tapitalerhaltende und fapitalbildende (Lebens- 
verficherung) Wirkung der Verficherung hervor, wie fie auch auf die joziale 
und ethijche Bedeutung (altruiftifcher Zug in der Lebensverficherung) hin- 
weifen. Aber jchon bei Mohl (Die Polizeiwiſſenſchaft nach den Grund: 
fügen des Nechtsitaats, Tübingen 1832) finden wir eine Würdigung der 
fozialen Bedeutung des Berficherungswejens, indem er es im Kapitel 
„Hilfe bei Nahrungslofigkeit einzelner“ behandelt, und ganz bejonders 
trägt Schmoller (Grundriß der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre, 
2. Bd., Leipzig 1904) diejer Seite des DVerficherungsmwejens Rechnung, 
wenn er unter die drei großen Inſtitutionen, die neben dem Arbeitsvertrag 
in erſter Linie heute die Lage der unteren Klaſſen beeinfluffen, neben 
Armenweſen und Arbeitervereinswejen das DVerjicherungsmweien xechnet, 
dejien Hauptbedeutung ift, daß der Ungleichmäßigfeit des wirtjchaftlichen 
Bedarfs mit ihren jchädlichen Folgen, ſoweit die Verficherung reicht, die 
Spitze abgebrochen ift. Knies (Der Kredit, Berlin 1879) behandelt die 
Bedeutung der Berficherung für den Kredit, indem er Unterfuchungen über 
den Unterjchied der Aſſekuranz- oder VBerficherungsprämie von der Nifiko- 
oder Wagnisprämie, wie fie z.B. im höheren Zins für zweite Hypotheken 
enthalten ijt, anitellt. Alle jpäteren Schriftiteller weijen auf diefe Be— 
deutung des VBerficherungsmwejens wie auf die Förderung der Unter: 
nehmungsluit hin, ohne daß dadurch Neues zutage gefördert worden wäre. 
Auf den Umstand, daß die großen Lebensverficherungsgejellichaften durch 
die angejammelten Prämienrejerven den Geldmarkt und zwar bejonders 
den Hypothefenmarkt beeinfluffen, da fie diefer Anlage vor allen anderen 
den Borzug geben, hat, joviel ich jehe, zum erſten Male Saski (Die 
volfSmwirtichaftliche Bedeutung des Verficherungsmwejens und der Nutzen 
der einzelnen VBerficherungszmweige, Leipzig 1866) aufmerffam gemacht. 
Erjt jpäter ift diefer Gedanfe von Manes und befonders von Molden- 
bauer wieder aufgenommen worden. Einen von allen anderen ganz 
verjchiedenen Standpunkt in diejer Frage nimmt eine erſt fürzlich er— 
jchienene Schrift ein: Biſchoff, Kulturaufgaben des Verſicherungsweſens 
(Veröffentlichungen des Deutjchen Vereins für Verſicherungswiſſenſchaft, 
Heft IIL, Berlin 1907). Biſchoff erblickt den Zweck des Verficherungs- 
wejens in letter Linie darin, zur Mehrung gemeinnüßiger Kultur bei- 
zutragen. Diejen Zweck erreicht das Verficherungsmwejen aber nicht aus- 
ſchließlich in einer weitgehenden Sicherung, wie auch die foziale Frage 
nicht in erjter Linie eine Sicherheitsfrage fei, fondern dadurch, eine folche 
XXXVI 


10 Paul Moldenhauer: 


Sicherung zu gewähren, bei der arbeitsfreudige, nach aufwärts ftrebende 
freie Individuen erzogen würden. Dies gilt in gleicher Weije von den 
DVerficherten wie von den Verſicherern. 

Bon der Auffaffung vom Weſen der Verficherung und von der 
Syitematif der Volkswirtſchaftslehre, deren fich der einzelne bedient, hängt 
die Stellung, die er dem Verficherungsmwejen im Syitem der Volkswirt: 
jchaftslehre anweijt, ab. Daher finden wir eine große Mannigfaltigfeit. 
Nachdem man aufgehört hatte, nur die einzelnen VBerficherungszweige (mie 
oben erwähnt) an den verjchiedenjten Stellen zu betrachten, vielmehr be— 
gann, das Verficherungswejen einheitlich zu behandeln, jtellte man e3 dar 
unter dem Kapitel von der Konfumtion der Güter (jo 3. B. Roſcher 
a. a. D.: Konfumtion der Güter 1. im allgemeinen, 2. Lurus, 3. Ver— 
ficherung im allgemeinen; ferne Knies, Die politifche Okonomie, 
Braunfchweig 1883, bei der Bejprechung der Konſumtion durch die Natur) 
oder in der Lehre von der Sicherung des Vermögens und des Erwerbes 
(2. Stein, Syſtem der Staatswifjenfchaft, Stuttgart und Tübingen 1852) 
oder in der Lehre vom Einkommen (jo Schäffle a a. D. in dem 
Kapitel vom Einfommensprozeß in der bürgerlichen Gejellichaft) und 
namentlich Philippovich unter Ginfommen und Güterverbraud. 
Gustav Cohn (a. a. D.) behandelt das Verficherungsmwejen im engeren 
Zufammenhang mit dem Handel, Bank- und Verfehrewejen. Gr geht 
dabei von der Erwägung aus, daß die große Maſſe der Berficherungen 
zumal nach ihrem hiſtoriſchen Urſprung auf dem Wege des Handels ab- 
gejchloffen werden, während er als Grund für die Zufammenjtellung 
mit dem Banfwejen anführt, daß bei diefem die Einheit in der Bermitt- 
fung des Gegenjaßes von Kapitalbedürftigen und Kapitaldarbietenden, bei 
dem Verſicherungsweſen dagegen in der Aufhebung der VBereinzelung durch 
Heritellung des Zufammenhanges zwijchen dem einzelnen Synterejjenten 
liege. Er gibt aber jelbjit zu, daß die Arbeiterverficherung eine andere 
oder bequemere Stelle im Syitem der Nationalöfonomie verlange, als 
eine Nationalökonomie des Handels und des Verkehrsweſens gewähren 
fünne (a. a. D. ©. 692). Auch Emminghaus (Handwörterbuch der 
Staatswifjenjchaften, 2. Aufl. 1901) weift dem Verficherungswejen die 
Stellung beim Handel zu und ebenjo behandelt Conrad (a. a. D.) in 
einem gemeinfamen Abjchnitt Handel, Verkehr: und Verficherungsmefen. 
Auf die eigenartige Stellung, die Schmoller, ausgehend von der 
jozialen Wirkung, dem Verſicherungsweſen zumeift, ift ſchon oben hin- 
gedeutet worden. 

b) Biel weniger eingehend als mit der Theorie der Verficherung hat 
fich die Literatur mit den Vorausfegungen und Grenzen der Verficherung 
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bejchäftigt. In den älteren Abhandlungen wird dieſe Frage, wenn über: 
haupt, jo doch nur flüchtig, gejtreift, meift im Zufammenhang mit einer 
Erörterung über Begriff und Weſen des Zufall. Nur Herrmann 
verweilt länger bei diefem Problem, indem er die Gefahren des Ver: 
ſicherers beſpricht, das Einzel- und Geſamtriſiko des DVerficherers unter: 
jcheidet und im einzelnen folgende Gefahren immer noch unter dem Bilde 
des Glücksſpiels unterfucht: 1. das Mißverhältnis zwischen Einfa und 
Erwartungswert; 2. das Riſiko aus der Zahl der Ziehungen; 3. das 
Riſiko aus der ungleichen Größe der Geminjte — er erkennt bier jcharf 
die Notwendigkeit gleich großer Verficherungsobjefte und weiſt auf Maxi— 
mierung und Nückverficherung als Gegenmittel hin —; 4. das Nififo aus 
der Ungewißheit des Ziehungspunftes; 5. das Aufhören der Prämien- 
zahlungen. Knies (Der Kredit) gelangt auf Grund jeiner bereits er- 
wähnten Unterfuchung über Aijefuranz- und Riſikoprämie zur Ablehnung 
der Hypothefenverficherung. Die Erfahrung hat ihm recht gegeben. Erit 
in jüngiter Zeit beginnen die Verjuche, dieſes wichtige Gebiet wifjenjchaft- 
(ich näher zu erforfchen. Emminghaus (VBorausjegungen der Ver— 
ficherungshilfe, Zeitichrift für die gefamte Verſicherungswiſſenſchaft, Bd. 1) 
itellt folgende Vorausfegungen auf. Die Ereignifje, gegen welche Ber- 
ficherung genommen wird, müſſen zufällig, d. h. ihr Eintritt möglichit 
vom Willen des Verficherten unabhängig fein, mit einer gewiſſen Regel— 
mäßigfeit eintreten, nicht an verhältnismäßig beſchränkte Lofalitäten ge— 
bunden jein, jchlieglich muß die Neigung der Menſchen, fich zu ver: 
fichern, beitehen. Dies richtet fich nach der im Lande herrjchenden Kultur. 
In dem bereits oben erwähnten Referat für den fünften internationalen 
Kongreß für Verficherungsmifjenichaft hat er, von der Definition von 
Manes ausgehend, diejfe Unterfuchung noch erweitert und namentlich auf 
die Möglichkeit der ſtatiſtiſchen Meßbarkeit Gewicht gelegt, obgleich er 
zugibt, daß es große, blühende Verficherungszweige gebe, 3. B. Hagel: 
verficherung, bei denen diefe Vorausfegung fehle. Manes unterjcheidet 
in einer furzen Betrachtung objektive und jubjeftive VBorausjegungen und 
Grenzen, ohne jedoch Vorausjegung und Grenze jcharf auseinanderzu- 
halten. Auch ex legt, entjprechend jeiner Definition, großen Wert auf 
das Erfordernis der Schäßbarfeit. Gine rationelle Verſicherung tjt nicht 
denkbar, ohne daß menigitens annähernd eine jtatiftifche Ermittlungs- 
fähigfeit des gefamten in Betracht fommenden Bedarfs möglich ift. Dem- 
gegenüber erklärt Bleicher (Die Grenzen der Verficherungsmöglichteit, 
Berichte uſw. für den fünften internationalen Kongreß für Berficherungs- 
wifjenjchaft, Bd. 1), daß es weniger auf das Vorhandenſein ſtatiſtiſcher 
Unterlagen als vielmehr darauf anfomme, daß es fich um normale, d. h. 
XXXVI 


12 Paul Moldenhauer. 


regelmäßig wiederkehrende Gricheinungen des täglichen Lebens handle, bei 
deren Gintreffen Geld bereitgeitellt werden ſolle und im Prinzip anzu— 
nehmen jei, daß eine gleichmäßige, d. h. gerechte Verteilung der Koſten 
der Verficherung in Ausficht ſtehe. Für den Verficherer ſei es not- 
wendig, daß möglichit fein Zweifel bejtehe, ob ein Verficherungsfall vor- 
liege, auch ferner nicht über den Umfang des Schadens. Cr unterfucht 
aljo die Frage getrennt vom Standpunkt des VBerficherers und des Ver— 
ficherten aus. Gr hält es ſchließlich für unmöglich, die Grenzen der Ver— 
jiherungsmöglichfeit objektiv und allgemein gültig zu umschreiben ; wichtiger 
jei die Frage: auf welche Weiſe läßt fich die der Gigentümlichkeit des 
betreffenden VBerficherungszweiges am beiten Nechnung tragende. Organi- 
jation jchaffen? Moldenhauer widmet in feinem Grundriß der Frage 
der Vorausjegungen eines rationellen Berficherungsbetriebes ein längeres 
Kapitel. Er geht zunächit von der Anwendung der Wahrfcheinlichkeits- 
lehre auf die Brämienberechnung aus und unterjucht die fich für die Praxis 
ergebenden Folgerungen: Notwendigkeit möglichit gleichbleibender Schaden- 
ziffern in den einzelnen jahren, Gleichwertigfeit der VBerficherungsobjekte, 
Gejeß der großen Zahl. Er jtellt dann feſt, unter welchen Voraus— 
jeßungen der Reiz zur Verficherung genügend groß ift, insbejondere Ab— 
hängigfeit von der Höhe der Prämie und regelmäßige Wiederkehr der 
betreffenden Greignifje. Schließlich erwähnt er als weitere Voraus: 
jegungen Zufälligfeit des Greigniffes und Möglichkeit einer leichten Er- 
mittlung des Umfangs des Schadens. 

e) Der fcharfe Kampf zwiſchen Mftiengejellichaften und Verficherungs- 
vereinen auf Gegenfeitigfeit, zwifchen privaten umd öffentlichen Verfiche- 
rungsunternehmungen jpiegelt fich auch in der Literatur wider. Während 
Malomiczka entjprechend feiner individualiftiichen Weltanfchauung für 
die Aftiengejellfchaft eintritt, da der Eigennuß fich reicherer Früchte 
rühmen könne und die Menjchheit mit mehr Wohltaten überjchüttet habe 
al3 jein edler Bruder, der Gemeinfinn, und Dehmel (Staatsjoziali3- 
mus und syeuerverficherung in Ehrenzweigs Aſſekuranzjahrbuch, Bd. X) 
der Aftiengejellfchaft den Vorzug gibt, da fie am beiten in fich die 
beiden dem Verſicherungsweſen zufommenden Gigenfchaften als Gejchäft 
und zugleich als gegenjeitige Vereinigung vepräfentiere, geben Schäffle, 
Eliter, Conrad und Wagner dem Prinzip der Gegenfeitigfeit den 
Vorzug. Conrad wägt die Vorzüge und Nachteile beider Syiteme im 
allgemeinen objeftiv gegeneinander ab, er verfennt nicht, daß auch bei dem 
Verficherungsverein das Intereſſe der Gefamtheit dem des einzelnen oft 
ſchroff gegenüberftehe, erklärt aber, es fei die Aufgabe, das Prinzip der 
Gegenfeitigfeit möglichit allgemein zur Durchführung zu bringen und nur 
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die andere Form, die Aktiengefellichaften, jelbit zur Anwendung gelangen zu 
lajjen, wo diejelben unter bejonderen Umständen mwejentliche Vorzüge auf: 
zumeijen haben. Wagner dagegen befämpft in dem Streben, die Not- 
wendigfeit einer gemeinmwirtjchaftlichen Organifation des VBerficherungs- 
wejens zu begründen, auf das fchärfite die Aftiengefellichaft, deren mwirt- 
jchaftstechnifche Vorzüge er zwar anerkennt, der er aber im übrigen, 
namentlich geitüßt auf die fehr jubjektiven Ausführungen v. Hülſens 
und Brämers (Die öffentlichen Feuerverficherungsanitalten in Deutjch- 
land und ihre rechtliche Stellung gegenüber den privaten SFeuerverfiche- 
rungsgejellichaften, Grgänzungsheft zur Zeitfchrift des königl. preußifch. 
ſtatiſtiſchen Bureaus, Berlin 1874; ferner v. Hülſen, Gejchichte, 
Umfang und Bedeutung des öffentlichen Feuerverſicherungsweſens, Zeit- 
jchrift des königl. preußifch. Statistischen Bureaus, Berlin 1867) vorwirft, 
daß fie einjeitig nur das Gemwinnintereffe verfolge, zur Förderung von 
Meidung und Unterdrückung nicht beitrage, ja auf dem Gebiet der Feuer— 
verficherung dıircch das Agentenweſen Überverficherungen und infolgedeffen 
Spefulationsbrände hervorrufe. Dieſe Mängel fehlten dem VBerficherungs- 
verein, der Wagner immer als die Fleine, lokal begrenzte Genofjenfchaft 
vorjchwebt. Diejer einfeitigen Auffaffung gegenüber entwicelt fich eine 
Anfchauung, die zunächit das beiden Syitemen Gemeinfame betont und 
dann im einzelnen unterfucht, welche Organifation für die einzelnen Ver— 
ficherungszweige am zweckmäßigſten iſt, wo die Vorzüge des einen und 
die des anderen Syitems liegen. Die Schlußfolgerung iſt, daß einzelne 
Berficherungszweige ſich mehr für die Aftiengefellfchaft eignen (4. B. 
Transport- eventuell auch FFeuerverficherung), andere mehr für die Gegen- 
jeitigfeit (3. B. Kranken und Viehverficherung), während in den übrigen 
beide Syſteme miteinander fonfurrieren können, ja in der Lebensverfiche- 
rung infolge der Gemwinnbeteiligung der Werficherten durch die Aftien- 
gejellichaften der Unterjchied faſt aufgehoben ift. Vertreter dieſer An— 
fchauungen find namentlich Cohn (der Schwerpunft liegt in der Verwaltung, 
nicht im Syſtem; ex weiſt auch darauf hin, daß der heutige große Ver- 
jicherungsverein der Aktiengejellichaft viel näher jteht als der alten Gilde); 
Manes, der acht Formen gemifchter Organifationen unterjcheidet, und 
Moldenhauer. Nur eine Betrachtung der äußeren Entwiclung gibt 
Müller (Das Gegenfeitigfeitsprinzip im Verſicherungsweſen, bejonders 
in der Lebensverficherung, Berlin 1905). Das zurzeit aktuelle Problem 
der mehr und mehr fich bildenden genofjenschaftlichen Verficherungsver- 
bande hat Moldenhauer für die Haftpflichtverficherung näher unter- 
jucht (Die induftriellen und landmwirtjchaftlichen Haftpflichtverficherungs- 
verbände, Berlin 1907), während die wifjenjchaftliche Unterfuchung des 
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auch im Verſicherungsweſen fich entwickelnden Kartellwejens noch ausiteht. 
Mir befigen, abgefehen von einer allgemeinen Überficht bei Manes und 
Moldenhauer, nur zwei Parteifchriften: Prange (Kritifche Be— 
trachtungen zu dem Entwurf eines Geſetzes über den Verjicherungsvertrag, 
zugleich eine Darjtellung der herrjchenden fFeuerverficherungspraris, Leipzig 
1904), der leider die Objektivität völlig vermiffen läßt, und Ziegler 
(SFeuerverficherungsvereinigungen, Berlin 1905), eine gut gejchriebene Ver— 
teidigung des FeuerverficherungsfartellS. 

Der Hauptvertreter des Gedanfens der Veritaatlichung des Ver— 
ficherungsmejens ift Adolf Wagner (Der Staat und das Verficherungs- 
wejen, Tübingen 1881; j. ferner den oben zitierten Auffag in Schön- 
bergs Handbuch der politifchen Okonomie). Er verlangt die Über- 
führung des DVerficherungsmwejens aus der privatwirtjchaftlichen in die 
gemeinwirtjchaftliche Oxganifation, weil das Verſicherungsweſen eine öffent- 
liche Einrichtung ſei und außerdem die öffentliche Anjtalt die Verficherung 
gerechter und billiger bewirfe, denn die planmäßige Negelung gegenüber 
der heutigen Zeriplitterung entjpreche dem Grundjag der Wirtjchaftlich- 
feit, mit einem Minimum von Rraftaufwand ein Maximum von Effekt 
zu erreichen; die Prämienberechnung der öffentlichen Anjtalten jei dem un— 
gerechten Klaſſifikationsſyſtem vorzuziehen, das Intereſſe der Berficherten 
werde bei einer Staatsanſtalt mehr berückſichtigt als bei den privaten 
Gejellichaften, jchlieglich Ließen fich die Aufgaben der Meidung und Unter: 
drückung am beiten mit einer öffentlichrechtlichen Organifation des Ver— 
ſicherungsweſens verbinden. Dbgleich feine Ausführungen für das gefamte 
Berficherungswejen beitimmt find, find fie doch fait ausfchließlich auf das 
Feuerverſicherungsweſen zugejchnitten. Daher erklärt es fi), daß hier 
hauptjächlich die Gegner Wagners zu finden find. Wenn wir von 
den vielen Aufjägen zu diefer Frage in der Fachpreſſe abjehen, treten 
zunächit gegen Wagner die drei Sefretäre des Verbandes deutjcher 
Privat Feuerverficherungsgefellfchaften auf, und zwar als erjter Nell- 
tab (Der Staat und das Verficherungsmejen, 1882), der gegen Wagner 
den Vorwurf erhebt, daß er nicht auf die Quellen zurücgegangen, fondern 
fich auf die jehr anfechtbaren Ausführungen der Vertreter der öffentlichen 
Feuerverficherungsanftalten (v. Hülſen und Brämer) geſtützt habe, 
ferner die Zerjplitterung mit der Notwendigkeit der Gefahrenteilung er: 
klärt, als legter Ziegler in der erwähnten Denkfchrift, die aber mehr 
das Verhältnis der privaten zu den öffentlichen Verficherungsanitalten be- 
tont, vor allem aber zwifchen jenen beiden Dehmel (in dem oben er- 
wähnten Aufſatz, und: Über die Organifation des deutjchen Feuerver- 
ficherungswejens in Conrads Jahrbüchern, Bd. 51). Der lettere Auf- 
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fat wendet fich befonders gegen eine Abhandlung von Simon (Vorzüge 
und Nachteile der Organijation des Feuerverſicherungsweſens, in Hirths 
Annalen 1888), dejjen auf einer Unkenntnis der tatjächlichen Berhältniffe 
berubende unrichtige Beurteilung des privaten wie öffentlichen Feuerver— 
ficherungswejens Dehmel treffend zurückweiit. In feiner Polemik mit 
Wagner betont Dehmel zunächit, Wagner verfenne, daß die Ver- 
ficherung auch ein Gefchäft jei. Dieſem Umstand fünne nur die Aftien- 
gejellichaft völlig gerecht werden. Er geht dann den einzelnen Behaup- 
tungen Wagners nach und fucht fie zu widerlegen. Der Gewinn der 
Aktiengeſellſchaft vechtfertige fich aus dev Übernahme der Haftpflicht für 
Nachſchüſſe. Die Erfahrung (3. B. Hamburger Brand von 1842) habe 
gelehrt, daß man auf dieje Nachjchußpflicht der Aktionäre vertrauen dürfe, 
während die Nachjchußpflicht der VBerficherten diejen erhebliche Schäden 
zugefügt habe. Deshalb jei auch die Sicherheit der öffentlichen Anftalten, 
ſchon mit Rücficht auf ihre Iofale Begrenzung, nicht jehr groß. Einen 
Nücefverficherungsverband aber könnten fie wegen der Nachjchußpflicht nicht 
jchliegen. Meidung und Unterdrückung feien Aufgaben des Gemeinwejens 
und von diefem zu löſen, während die Verficherung eine privatwirtichaft- 
liche Handlung jei und nicht mit erjteren verquickt werden dürfte. 
Übrigens hätten die privaten Gejellichaften dasſelbe Intereſſe an Meidung 
und Unterdrückung wie die öffentlichen Anitalten. Gerade bei öffentlichen 
Speuerverficherungsanftalten hätten fich infolge mangelhafter Kontrolle 
maſſenhafte Speflulationsbrände ereignet. Es ſei verkehrt, wenn Wagner 
im Anjchluß an v. Hülfen und Brämer zum Beweis für die Aus- 
mwüchje des privaten Feuerverſicherungsweſens auf englische und amerikaniſche 
Borfälle hinweiſe. Die VBerhältniffe dort ſeien nicht mit denen in Deutjch- 
land zu vergleichen. An bejonderen Beifpielen jucht er die Wohlfeilheit 
der Verficherung bei den privaten Gejellfchaften nachzumeifen und hebt 
deren Bedeutung gerade für Handel und Induſtrie hervor. Das Klafji- 
fifationssyitem jei gerecht und habe zu einem Sinken der Prämie geführt, 
da es zur Förderung der Feuerſicherheit führe. Gerade das Klaffifilations- 
ſyſtem ermögliche auch die DVerficherung gefährlicher Nifiten. Übrigens 
werde es mehr und mehr von den öffentlichen Verficherungsanftalten nach- 
geahmt. Auch der Realkredit jei bei den privaten Berficherungsgejell- 
ichaften jest ebenſogut gejchüßt wie bei den öffentlichen Verficherungs- 
anftalten. Schließlich jei die große Verbreitung des SFeuerverficherungs- 
wejens den privaten Gejellichaften und ihren jo viel, aber unberechtigt 
angegriffenen Agenten zu danten. Im Intereſſe einer gedeihlichen Weiter: 
entwicklung des Feuerverſicherungsweſens verlangt er, daß die Konkurrenz 
der drei Syiteme, öffentliche Anftalt, Aktiengeſellſchaft und Verficherungs- 
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verein auf Gegenfeitigfeit erhalten bleibt, allerdings gebühre der Aftien- 
oejelichaft der Vorzug. (Im allgemeinen mit Dehmel übereinjtimmend, 
jedoch ohne Parteinahme für die Altiengejellichaft: Hopf, Aufgaben der 
Geſetzgebung im Gebiete der Syeuerverficherung, Berlin 1880.) Wagners 
extremer Standpunkt hat in der verficherungsmwifjenschaftlichen Literatur 
wenig Beifall gefunden!. Nur Conrad fommt ihm in etwa nahe, 
wenn ex verlangt, daß zunächit die privaten Verficherungsgejellichaften die 
Berficherung weiter betreiben und dann an ihre Stelle Staatsanftalten treten 
jollen, die die Verficherung wahrscheinlich vollfommener durchführen können. 
Roſcher und Emminghaus lehnen Wagners Anfchauungen völlig 
ab, Leris (Die wirtjchaftlichen Momente im Geſetzentwurf über den 
Berficherungsvertrag, Veröffentlichungen des Deutjchen Vereins für Ver— 
ficherungswiffenschaft, Heft IL, Berlin 1904) tritt für das Klaſſifikations— 
ſyſtem ein, indem er erklärt, es jei ein Irrtum, das hohe Riſiko mit dem 
wirtjchaftlich Schwächeren zu identifizieren, ebenjo häufig könne die Sach— 
(age umgekehrt fein. Cohn nimmt eine vermittelnde Stellung ein: da 
die Sphäre der Staatsverwaltung bereits jehr groß jei, müſſe zu der 
Zweckmäßigkeit auch die Notwendigkeit Hinzutveten. Auch Manes und 
Moldenhauer betonen, daß fich die Frage nicht generell beantworten 
laſſe, jondern der StaatSbetrieb eben dort eintreten müſſe, wo die private 
Verficherung verfage (3. B. Arbeiterverficherung), im übrigen ſtimmen fie 
mit Dehmel darin überein, daß fie in dem Nebeneinanderbeitehen der 
verschiedenen Syfteme den größten volfSwirtjchaftlichen Vorteil erblicken. 
So erklärt Moldenhauer: die Induſtrie wäre ohne die privaten 
Feuerverficherungsgefellichaften in einer bedenflichen Lage gemwejen, wie 
vielfach die Landwirtichaft ohne die Sozietäten. Aus der oben angeführten 
Auffaffung Biſchoffs von den Aufgaben des VBerficherungsmwejens ergibt 
jich ohne weiteres feine Gegnerjchaft gegen die DVerftaatlichung, während 
ein anderer Praktiker auf Grund rein technischer Erwägungen zur Ablehnung 
der für Bayern vorgefchlagenen VBerjtaatlichung der Mlobiliarfeuerver- 
ficherung gelangt (v. Rasp und Rehm, Bemerkungen zur Frage der 
Beritaatlichung der Privat-Mobiliarbrandverficherung in Bayern, München 
1906). 

d) Mit dem Wechſel in den Anfchauungen über die Stellung des 
Staates zur Volkswirtſchaft wechjelt auch in der verficherungsmwiljenjchaft- 
lichen Literatur die Anficht darüber, ob und inwieweit dem Staat eine 


ı Auf die Zuftimmung, die dagegen Wagner bezüglich der ftaatlichen Re— 
gelung der Arbeiterverficherung im allgemeinen gefunden hat, ift hier bei einer Dar- 
ftellung des privaten Verſicherungsweſens nicht einzugehen. 
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Aufficht über das private Verficherungsmeien zuzugeftehen ift. Die ältere 
freihändlerifche Literatur namentlich der fiebziger Jahre lehnt jedes Ein- 
greifen des Staates ab und verlangt nur im Intereſſe der DVerficherten 
möglichite Offentlichleit (Wublizitätsprinzip), jo Makowiczka (a. a. O.: 
es ijt Freiheit zu verlangen als eins der erjten Grundrechte eines freien 
Volkes), Saski (a. a. O.) Emminghaus in Rentzſchs Handmwörter- 
buch und Hirths Annalen (Die reichsgejegliche Regelung des Verſiche— 
rungswejens, 1880), Jacobi (Beiträge zur Gejetgebung über das Ver— 
jicherungswejen, Grgänzungsheft zur Zeitſchrift des königl. preußijch. 
jtatijtifchen Bureaus, 1869: der wahre Wächter der Verficherung ift auch 
bis jeßt jchon die Verficherung geweſen, d. h. die Konkurrenz, unterjtüßt 
durch die Preſſe). Eine Verſchärfung demgegenüber bedeutet jchon 
Eliters Vorſchlag (a. a. O.), das Normativſyſtem einzuführen. Auch 
Hopf (a. a. D.) verlangt diejes Syſtem. Darüber hinaus aber gehen 
die, die für das Konzejlionsiyiteneintreten, da nur bei diefem allein das 
Entitehen jcehwindelhafter Unternehmungen verhindert, einem unlauteren 
oder dem Intereſſe der VBerficherten zumiderhandelnden Gejchäftsgebaren 
entgegengetreten werden fann. Wir zitieren hier nur: Wagner in Schön: 
bergs Handbuh; Schäffle a. a.D.; Ehrenberg, Verficherungsrecht, 
Leipzig 1893; Cohn a. a. D.; Bödiker, Die Reichsverficherungsgejeg- 
gebung, Leipzig 1898; Hager, Die öffentlich rechtliche Regelung des 
Privatverficherungsmwejens in Deutjchland, Berlin 1900; Manes, Die 
wirtjchaftliche Bedeutung der deutſchen Privatverficherungsgefeggebung, in 
Conrads Jahrbüchern, II. Folge, Bd. 23; E. v. W(oedtke), Über 
Brivatverficherungsweien, in Schmollers Jahrbuch 18985 Molden- 
bauer, Die Aufficht über die privaten Verficherungsunternehmungen, 
Leipzig 1903. Diejem Umfchwung der Anſchauung hat das Berficherungs- 
auffichtsgefeg vom 12. Mai 1901 Rechnung getragen. Daneben find 
freilich die Stimmen derer, die eine größere Freiheit fordern, nie ganz 
verftummt, und neuerdings hat wieder Bifchoff in dem erwähnten Auf- 
ja über die Kulturaufgaben des Verficherungsmejens einen Vorftoß in 
diefer Richtung uniernommen. Wichtiger als alle Staatsaufjicht ijt ihm 
die Aufklärung der Verficherten, die Bekämpfung der unter diejen fich 
entwicelnden bedenklichen Konjumentenmoral, während fich die Verficherer 
mehr von dem Gedanken durchdringen laſſen jollen, Träger einer gemein- 
nüßigen Kultur zu jein. 
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1. Literatur zur Gefchichte der GStatiftif. 
Die Statiftit hat fich im 19. Jahrhundert außerordentlich entwicelt. 
Der von ihr hervorgebrachte Stoff ift gewaltig, aber die Überficht ſchwer 
zu finden. Am leichtejten unterrichtet man fich über die ältere deit, Zwei 
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Schriftiteller haben fich um die Kenntnis der damaligen Literatur bejonders 
verdient gemacht. Woran ſteht Adolph Wagner mit jeinem Artikel 
„Statiſtik“ in Bluntjehlis und Braters Staatswörterbuch, der. in 
aedrängter Form eine jehr durchdachte Daritellung der wiljenjchaftlichen 
Richtungen in der Statiſtik gibt. Die amtliche Statiſtik ift weniger 
berückfichtigt. Da die Arbeit im Jahre 1867 erjchienen ijt, enthält fie die 
viel wichtigere neuere Entwicklung nicht mehr. Groß angelegt iſt der 
Berfuch einer „Geſſchichte der Statijtif" von John. Doch 
it nur der erjte Teil 1884 vollendet, der bis Duetelet (1855) 
reicht. Er behandelt in ausgezeichneter Weiſe die ältere deutjche 
Univerfitätsjtatijtif, d. h. die bejchreibende Statiſtik oder Staats- 
funde, wie fie feit langem als afademifches Lehrfach gepflegt wurde, ſowie 
die politifche Arithmetif jener Zeit, eine Literatur, die auf Grund 
zahlenmäßiger Mafjenbeobachtungen, d. h. von Statiſtiken in unſerem 
Sinne, Gejege oder Regeln der Ericheinungen feitzuitellen juchte. Sm 
Vorwort find die älteren Schriften zur Gefchichte der Statifti angeführt, 
worauf Bezug genommen werden fann, ohne auf fie einzugehen. Geit- 
dem iſt die Gejchichte der Statiftif einigermaßen vernachläffigt worden. 

Die Lehrbücher find genötigt, gejchichtliche Einleitungen zu geben. 
Hier find zu nennen die früher beliebten Grundriffe von Blod-Scheel 
(1879) und Haushofer (2. Aufl. 1892). Scharffinnig und voll 
reicher Einzelangaben ijt die Daritellung bei Meitzen (2. Aufl. 1903), 
während v. Mayr in feinem Syitem (1. Bd. 1895) das beite Gejamt- 
bild bietet. Weftergaards Grundzüge der Theorie der 
Statiftif (1890) enthalten einen gejchichtlichen Abjchnitt zur mathema— 
tiſchen Statiftit. Die größte Verbreitung unter den Lehrbüchern hat 
gegenwärtig Conrads Grundriß (2. Aufl. 1902/04), der eine bequeme 
Drientierung über die Gefchichte der Statiftif zuläßt. 

Die Statiftifhen Ämter haben mehrfach jelbit einen Über- 
bliet über ihre Tätigkeit gegeben. Anfänglich geichah es in formlojer 
Weiſe feitens ihrer Leiter auf den jeit der Mitte des Jahrhunderts 
itattfindenden internationalen Statiftiichen Kongrefjen, jpäter erjchienen 
jelbjtändige Berichte. Für die Neichsftatiftif ift grundlegend der nad 
25jährigem Beitande des Amts herausgegebene Bericht über „die 
Statiftif des Deutfhen Reichs im Jahre 1897“ Das 
Preußische Amt hat fürzlich (1905) aus Anlaß jeines 100 jährigen 
Jubiläums eine umfängliche Feſtſchrift bejchert; gleichzeitig hat Behre 
eine Gejchichte der brandenburgifeh-preußifchen Statiftif 
bis zu der Gründung des Amtes gegeben, in der er einen jchwer zugäng- 
lichen, wertvollen Stoff ans Licht zieht. In der Feitfchrift find ältere 
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Arbeiten aufgegangen. Die erſte, ſehr genaue Bearbeitung der Entwicklung 
der preußiſchen Statiſtik hat Boeckh geliefert (1863). Von geringerem 
Wert it Puslowskis Schrift (1872). Auch für andere Staaten find 
neuere Berichte vorhanden, jo für Bayern (1895), Sachſen (1881), 
Württemberg (1896) und Braunjchmeig (1904). Für Olden- 
burg bat der frühere Vorjtand feines Amtes in Conrads Sahrbüchern 
eine ausgezeichnete Daritellung gegeben. Die deutſche Städteftatiftif 
tft von Seutemann in dem Sammelwerk „Die deutjchen Städte” (1904) 
und in Schmollers Jahrbuch (1906) gejchildert worden. 

Einen Überblick über die amtliche Statiftit Deutfchlands nach heutigem 
Stand geben Wiedenfeld in feinem Bericht für das Internationale 
Statiftifche Snititut (1903) und Neuhaus in der Sozialen Kultur 
(1906) ; die Organtfation der deutjchen wie der ausländischen Statiſtik be- 
handelt Miſchler in feiner Berwaltungsitatiitif (1892). Schließlich Tann 
das Handmwörterbuch der Staatswifjenjchaften nicht unerwähnt bleiben, 
das in dem Artikel „Statiitif” in Beiträgen von Leris, Zahn, 
Blend und Mijchler auch die gejchichtliche Entwicklung vorführt und 
mancherlei beibringt, was in der Literatur ſonſt nicht zu finden ift. 


2. Staatsfunde im 17. und 18, Sahrhundert. 

Die Statiſtik it als Staatspraris jehr alt; in die Wiffenfchaft 
it fie mit Hilfe eines alademtjchen Lehrfachs eingetreten, das heute nicht 
mehr beiteht. Das war die ältere Statiftif oder Staatsfunde, 
fpäter auch Univerjitätsitatijtif genannt. Sie war Staats— 
bejchreibung und juchte eine Kenntnis der öffentlichen Zuftände für die 
fünftigen Staatsmänner und Beamten zu einer Zeit zu fchaffen, als es 
ein entwickeltes politifches Leben noch nicht gab und es jchwer war, fich 
über öffentliche Fragen zu unterrichten. Zwar hatte fchon der berühmte 
Polyhiſtor Conring (F 1681) die Staatsfunde in den akademiſchen 
Unterricht eingeführt. Als ihr eigentlicher Begründer, als Vater der 
Statijtif aber gilt Achenwall (F 1772), der fie mit Schlözer 
(7 1809), feinem Schtiler und Nachfolger in Göttingen, dem erfolgreichiten 
Publiziſten der vornapoleonischen Zeit, zu höchitem Anſehen brachte. 
Achenmwall brauchte zuerit den Namen Statiftif. Das Wort geht 
auf das lateinische status — Zuſtand oder neulateiniich — Staat zurüc 
und iſt anscheinend durch Vermittlung des italienischen statista — Staat3- 
mann ins Deutiche übergegangen. Neben den Göttingern gelangte der 
Geogranh Büfching (F 1793) zur Bedeutung. Er begründete die ſo— 
genannte vergleichende Stattjtif, indem er den Stoff nicht mie 
Achenwall und jeine Schule nach Staaten, jondern nach Gegenjtänden 
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ordnete und hierbei die einzelnen Länder einander gegenüberitellte; außer 
den politifchen berücfichtigte er auch die wirtjchaftlichen Verhält- 
nifie. Die Zahlen jpielen in der Statiftif bis dahin feine 
eigene Rolle. 


3. Private Tabellenftatiftif. 


Seit dem legten Viertel des 18. Jahrhunderts erjchtenen die eriten 
zahlenmäßigen Veröffentlihungen über Staat und Volfs- 
wirtichaft. Sie kamen von privater Seite, gründeten ſich jedoch 
vielfach auf amtliches Material, das jchon reichlich gejammelt wurde. 
Manche waren recht unzuverläſſig, enthielten Schägungen und bloße An- 
nahmen. Um menigjtens einen Namen zu nennen, jo hat Grome die 
ältejte europäifhe Wirtjchaftsitatiitif geliefert (1782). Da die 
Schriftiteller mit Vorliebe die tabellarifche Form anmwandten, wurden 
jie Tabellenftatijtifer genannt. Sie begegneten anfänglich heftiger 
Gegnerihaft der Göttinger Schule; die jpäteren Vertreter der 
Statiftit nahmen aber immer mehr Zahlenmaterial auf, bis es die Haupt- 
ſache wurde. 


4, Staatsfunde im 19. Jahrhundert und ihr Zerfall. 


Achenmwall und Büſching hatten zwei Grundriffe herausgegeben, 
die bis Ende des 18. Jahrhunderts immer wieder neu aufgelegt wurden. 
Es erjchienen aber auch mehrere andere. Große Berbreitung fand 
Meuſels Lehrbuch bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts. Cr be- 
handelte als erſter auch die deutjchen Staaten vollitändig. Im Streben 
nach politifcher Erkenntnis eritand im neuen Jahrhundert ein wahr- 
hbafter Sammeleifer und die Literatur der Staatsfunde gewann einen 
jehr großen Umfang, zumal man alles mögliche unter dem beliebten Namen 
veritand. An Lehrbüchern war zunächit das von Haſſel erheblich. Das 
umfafjendite und mwertvollite Handbuch der europäischen Staatenfunde aber 
wird Schubert (6 Bde. 1835—46) verdankt. In ihm hat die Achen- 
wallſche Schule ihre legte Höhe erreicht. Büſching fand in Bifinger 
und vor allem Malchus bedeutende Nachfolger. Mehr der Geographie 
als der Statiftif gehört das von Stein begründete, von Hörjchel- 
mann und Wappäus mit anderen fortgejegte, noch jet viel benußte 
große Handbuch der Geographie und Statiftif an. 

Die ältere Staatenfunde behandelte mehr das Ausland als das In— 
land. Mit dem 19. Jahrhundert wurde es anders. Reden ftellte in 
jeinem Werk Deutjchland in den Vordergrund; er war es, der 1846 zur 
Förderung der deutjchen Statiftif einen eigenen Verein gründete. Wert- 
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voll ift auch Brachellis deutiche Staatenkunde. Für Ofterreich hat 
Hain das Beſte geleiftet. Seine Vorgänger hat jedoch Viebahn mit 
der Statiftif des Zollvereins in den Schatten geitellt. Dies 1858—1868 
erjchienene Werk iſt das legte von mwifjenschaftlichem Rang, das das 
ganze Programm der Staatsfunde mit Hilfe mehrerer Mitarbeiter zu 
erledigen trachtete. Die tertliche Daritellung wiegt noch vor, wenn auch 
Bahlenangaben geichäßt find. Bon da ab zerfiel das in leb- 
baftem theoretijchen Streite nur mühſam zujfammen- 
gehaltene Lehrgebäude der Staatenfunde völlig. Sein 
Stoff ging größtenteils in die Volfswirtjchaftslehre und Geographie über; 
in der Volfswirtjchaftslehre übernahm vor allem die hiſtoriſch— 
realiftifhe Richtung die Tatjachenfammlung. Die ftattftifchen 
Syiteme und Handbücher hörten faſt auf zu erjcheinen. Das lebte, das 
große Verbreitung fand, war Kolbs vergleichende Statijtif, die 
faft nur noch Zahlen enthält. Kürzlich (1907) ift auch Brachellis 
Merk unter dem Titel „Die Staaten Europas“ von Juraſchek 
neu herausgegeben. Indem dies vortreffliche Buch noch heute in einigen 
Stücden über die Zahlenitatiftift hinausgeht, übernimmt es einen Teil der 
Überlieferungen der alten Staatenfunde in die Gegenwart. Im übrigen 
erinnern an die ehemalige Staatenkunde heute am meiſten manche volfs- 
tümliche Schriften über Bürger: und Landeskunde, die dem niemals ganz 
verfchwundenen Bedürfnis nach einer Zufammenfafjung der Kenntnifje 
über Staat, Land und Leute aus den verfchiedenen Wiffensgebieten nach: 
fommen. 


5. Politische Arithmetif, 

Unabhängig von der Staatsfunde entwicelte fich ein Wifjenszweig, 
dejien Methode ſich die jpätere Statiftif aneignete. Es waren rechnerifche 
Unterjuchungen über Bevölferungsverhältniffe, zuerit von den Engländern 
unternommen, die hierfür die Bezeichnung politische Arithmetif hatten — 
ein Wort, das auch in die deutjche Literatur überging. Die befannteiten 
Namen find die von Graunt, Betty und Halley, Schriftiteller des 
17. und 18. Kahrhunderts. Auch in Frankreich, Holland und Schweden 
fand die politifche Arithmetif Vertreter. Schließlich erſchien in Deutjch- 
land, gleichfalls durch die Gnaländer angeregt, 1741 Süßmilchs 
befanntes Werf auf dem Blan. Seiner Auffaffung als Theologe entiprechend 
nannte er es „Betrachtungen über die göttliche Ordnung 
in den Veränderungen des menſchlichen Geſchlechts, aus 
der Geburt, dem Tode und der Fortpflanzung desjelben 
ermwiejen.* Gr unterfuchte hierin die Regeln des menjchlichen Lebens- 
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ganges und fnüpfte politifche Betrachtungen daran. Dem von ihm be= 
nutzten preußischen Material jtellte er auch Zahlen aus dem Auslande 
gegenüber, jo daß er bereits eine gewiſſe Verfchiedenartigfeit der Be— 
völferungsentwiclung je nach den äußeren Bedingungen, unter denen 
fie erfolgt, feititellen fonnte. Sein Buch tft das ältefte Syſtem der Be- 
völferungsitatiftif. 


6. Anfänge der amtlichen Statiſtik. 

Entjcheidend für die weitere Entwiclung der Statiſtik wurden die 
ftatiftifchen Ämter der Negierungen. Nur die Staatsgewalt vermag, 
die Organifationen zu fchaffen, den Zwang auf die Bevölkerung aus- 
zuüben und die Geldmittel aufzubringen, die zur Durchführung großer 
Zählungen erforderlich find. Über amtliche Zählungen haben wir ſchon 
aus den älteften Zeiten Nachrichten. Im 17. und 18. Jahrhundert 
wurden fie mit der Erſtarkung der abjoluten Monarchie zu einem Hilfs- 
mittel der Negierungsfunit. Vorzüglich beförderte das herrjchende Mer— 
kantilſyſtem die Aufzeichnung der „Staatskräfte“. In Preußen 
wurde das „Tabellenweſen“ im 18. Jahrhundert zu einer regel- 
mäßigen Einrichtung. Friedrich der Große legte viel Wert darauf 
und verfolgte die Ergebniffe der Tabellen mit Lob und Tadel an 
die Behörden. Die Süßmilchjchen Unterfuchungen machten großen Ein— 
druck auf ihn, warfen fie doch ein Licht auf die von ihm beförderte Be— 
völferungs- und Kolonijationspolitif. Auch andere deutjche Staaten haben 
zu jener Zeit mancherlei Zählungen vorgenommen. 


7. Gründung der erften ftatiftifchen Ämter. 

Ein eigenes ſtatiſtiſches Bureau errichtete in Deutjchland zuerſt 
Preußen im Jahre 1805, nachdem das Ausland jchon verjchiedent- 
(ich vorangegangen war; Bayern folgte 1808 und Württemberg 
1820. Dies find die drei Frühgründungen, alle anderen Ämter 
wurden erheblich jpäter gejchaffen. Im Anſchluß an die in der wiljen- 
Ichaftlichen Statiftit oder Staatskunde herrichenden Auffaſſungen wurden 
die Aufgaben der ftatiftifchen Ämter erheblich weiter gefaßt als heute. 
Bon einer grundjäglichen Beſchränkung auf die Zahlenitatiftit war nicht 
die Nede. Tatſächlich aber trat letere allmählich in den Vordergrund, 
von vornherein beim preußischen, jpäter beim bayerifchen und exit nach 
und nach beim württembergifchen Amt. Die Verjchiedenheit der Ent: 
wicklung hängt mit den Verhältniffen zufammen, unter denen die Drei 
Amter entitanden. Bei den preußischen Behörden beftand bereit3 ein 
ausgebildetes Tabellenweſen. Auf diefer Grundlage hatte Leopold 
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Krug, der fich ſchon durch andere ftatiftifche Arbeiten ausgezeichnet hatte, 
1805 ein Werk „Betrahtungen über den Nationalreihtum 
des preußifchen Staates und über den Wohlitand jeiner 
Bewohner“ veröffentlicht. Mit viel Scharfjinn waren hierin in 
phyfiofratifchen Gedanfengängen Berechnungen über Vermögen und Ein- 
fommen des Landes gemacht. „Dieje Darftellungen zu berichtigen und 
jährlich fortzufegen um die Veränderungen, jo vorgehen, zu überjehen“, 
hielt der König für jo wichtig, daß er die fchon von Stein angerente 
Bildung eines jtatiftifchen Bureaus noch im felben Jahre anorönete, 
Nach den Kriegswirren trat 1810 J. G. Hoffmann an die Spibe, 
der der eigentliche Begründer der preußifchen Statiftit wurde. Das baye- 
riſche Bureau wurde 1808 zur jelbitändigen Amtsitelle, nachdem jchon 
jeit Anfang des Jahrhunderts nach franzöfifchem Vorbild ein Syſtem ein- 
gehender und fortlaufender Berichteritattung feitens der Verwaltungs: 
behörden eingerichtet war. Die Berichte bezogen ſich ſowohl auf den Zu— 
itand der Bezirke wie auf die Ergebniffe der Verwaltungstätigfeit. Aus 
ihnen wurde für das Jahr 1809/10 die erſte vollitändige „Statiitif 
des Reichs“ aufgeitellt; für 1811/12 wurde fie wiederholt. Die beiden 
Erhebungen jtellen eine gewaltige Arbeit der Behörden dar, wie 
wir fie heute für ftatiftifche Erhebungen nicht zu beanfpruchen gewöhnt find. 
Sie füllen in den Originaltabellen 438 Foliobände. Das im Jahre 1820 
gegründete Württembergifche Amt jollte nicht bloß der Erforjchung 
der gegenwärtigen staatlichen und gejellfchaftlichen Verhältniſſe, jondern 
auch der Landesgejchichte und »-Befchreibung dienen; leßteres 
war lange jeine Hauptaufgabe und es behielt bis heute einen mannig- 
faltigeren Aufgabenfreis als ſonſt die jtatiftifchen Amter. 


8. Preußiſche Statiftif unter Hoffmann 1810-184. 

Die preußische Statiftif hatte in Johann Gottfried Hoff- 
mann 1810—1844 eine hervorragende Perſönlichkeit zum Leiter; er war 
zugleich Profeſſor an der Berliner Univerfität und zeitweife über- 
wiegend in Staatsgejchäften tätig, jo daß nur der kleinere Teil 
jeiner Lebensarbeit der Statiftit gewidmet war. Bei Übernahme des Amts 
jtieß er auf eine Überjättigung der Behörden mit Tabellen, die von 
verjchiedenen Stellen eingefordert wurden. Er jchränfte den „Tabellen- 
fram“ ein und forderte, um dem beitehenden Mißtrauen gegen die Zahlen 
zu begegnen, nur folche Auskünfte ein, die er zuverläffig zu belommen 
hoffte. Die Haupttabelle war die jogenannte jtatijtifche, früher 
auch biftorifche Tabelle, dienoch dem 18. Jahrhunderts entitammte. 
In der 1810 von Hoffmann zur Anwendung gebrachten Faſſung ent- 
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hielt ſie nicht weniger als 625 Spalten, d. h. ſie hatte eine Länge von 
etwa 16 m. Ihr Inhalt war aus einer fortdauernden Erweiterung der 
Vollszählungen erwachjen und eritreckte fich auf Gebäude, Bevölkerung, 
Religion, Unterrichtsanftalten, Bolizetanitalten und Grmwerbsmittel. Sie 
verförperte daS Bejtreben, in einer Erhebung möglichit alles Wiſſens— 
werte zu erfragen. Die jpätere Statiſtik jonderte die Erhebungen. 
Schon Hoffmann zerjchlug fie bald in mehrere Teile. Neben der jtatijtijchen 
Tabelle waren die Bevölkerungsliſten, die von den Geijtlichen aus 
den Kirchenbüchern über die Geborenen, Getrauten und Gejtorbenen zu 
liefern waren, am wichtigiten. Überhaupt ftand die Bevölferungs- 
jftatiftif ganz im Vordergrund Was außerdem an ftatiftifchem 
Stoff unmittelbar erhoben wurde, blieb gering; am meiſten mehrten fich 
die Mitteilungen, die mittelbar der Verwaltungstätigfeit entiprangen und 
von den Minifterien zugänglich gemacht wurden; jo nahm die Steuer- 
ftatiftit größeren Umfang an. 1838 wurde im Anjchluß an ähnliche 
Beitrebungen in Bayern verjucht, die Landräte zur Anfertigung von 
Kreisbejchreibungen zu veranlafjen, eine Einwirkung, die indes 
nur geringen Grfolg hatte. Sm ganzen war der Schaffensdrang 
Hoffmanns während jeiner langen Gejhäftsführung 
nicht jehr groß; manche Erhebungen wurden noch eingejchräntt. 
Veröffentlichungen gab das Bureau nicht heraus, doch bejprach Hoff- 
mann die Grgebnifje der Erhebungen von Zeit zu Zeit in privaten 
Schriften; am wertvolliten find jeine bevölferungsitatiftifchen Unter: 
juchungen, die er im Anſchluß an die politifchen Arithmetifer betrieb, 
wenn fich auch in der Fülle jeiner Schriften auf anderem als ſtatiſtiſchem 
Gebiete hervorragendere Leijtungen finden. Lange Zeit jah er als feine 
Lebensaufgabe an, eine „motivierte Statiſtik“ des preußifchen Staates 
zu jchreiben, d. h. „nicht allein eine Daritellung des Zuftandes, worin 
fich Preußen als Staat befindet, jondern auch die Lehren enthaltend, worauf 
ein verjtändiges" Urteil darüber zu gründen iſt.“ Diejer unverwirklicht 
gebliebene Blan läßt feine Auffafjung über Wejen und Zweck der Stati— 
jtit erkennen. Seine Vorlefungen hielt er in gleichem Geifte. Als 
Gelehrter nimmt Hoffmann einen erſten Pla ein; nicht minder beruhte 
das Anjehen, das die preußifche Statiftit im Inlande und Auslande ge- 
noß, auf feiner Perfünlichteit, während der Umfang, die Mittel und die 
Tätigkeit des Bureaus bejcheiden blieben. 


9, Unter Dieterici 1844—1859, 
Hoffmanns Nachfolger wurde 1844 Wilhelm Dieterici, der 
ichon jeit 1835 nach dem Ausjcheiden Krugs dem Bureau angehörte 
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und auch die Profeſſur für Staatswiſſenſchaften übernommen hatte. Dieteriei 
war der Lieblingsſchüler Hoffmanns und in ſeiner amtlichen Tätigkeit 
ſichtlich bemüht, an den Überlieferungen ſeines Lehrers feſt— 
zuhalten. Die wichtigſten Erhebungen, die ſtatiſtiſche Tabelle und ihre 
Teile, ferner die Bevölkerungsliſten blieben in den Grundzügen unverändert. 
In der Bevölkerungsliſte wurde bei den Sterbefällen zum erſtenmal eine 
wiſſenſchaftlich begrundete Mameneinteilung der Todesurſachen 
ausgearbeitet; auch ſonſt geſchah einiges zur Verbeſſerung der medizinalſtati— 
ſtiſchen Angaben. Erheblich war der Einfluß, den der Beſchluß des Zoll— 
vereins, im Jahre 1846 eine gewerbeitatiitiiche Aufnahme zu veranitalten, 
auf die preußische Gemwerbetabelle ausübte. Preußen hatte al3 Be— 
itandteil der ftatiftiichen Tabelle eine verhältnismäßig gute, jedenfalls die 
beite Gemwerbejtatiitif, die es damals gab. Dieterici verteidigte deshalb 
den Zufammenhang mit den früheren Erhebungen. Dies gelang ihm 
im wejentlichen hinfichtlich der Handwerker, während die Nachweiſungen 
über die Fabrifen, worauf es dem Zollverein anfam, verändert und 
erweitert wurden. Dieterict ſuchte auch zu einer landwirtjchaftlichen 
Statiſtik zu gelangen, wovon der Zollverein noch abgejehen hatte. Bei 
der nächiten Erhebung der Gemwerbetabelle von 1849 fügte er Spalten 
über Zahl und Größe der Beligungen, ihrer Fläche, der nugbaren 
Grundſtücke und die vom Landbau fich nährenden Perjonen ein. Das 
waren Anſätze zu einerlandmwirtichaftlichen Beſitz-, Anbau— 
und Berufsitatiitif. Später famen noch Erhebungen über Parzel- 
lierung und Verſchuldung des Grundbefiges hinzu. Indes befriedigten die 
Verſuche hauptfächlich wegen der Mängel des Vermefjungsmwejens nicht. 

Einen großen Fortfchritt für die preußifche Statiftit bedeutete es, 
daß Dieterici dem Bureau zwei eigene Organe für jeine Veröffent- 
lichungen ſchuf. Seit 1848 erſchienen die Mitteilungen des ſtati— 
ſtiſchen Bureaus in Berlin und jeit 1851 die Tabellen und 
amtlichen Nahrichten über den preußifchen Staat, die auf 
Wunſch der Volfsvertretung mit bejonderen Mitteln ausgeſtattet wurden. 
Dietericis Nachfolger ließ beide Veröffentlichungen fallen und ſetzte andere 
an ihre Stelle. Die 13 Bände der Mitteilungen und die 10 Bände 
der Tabellen zeigen demnach neben den privaten Veröffentlichungen die 
Tätigfeit Dietericis und feines Bureaus. Die Tabellen enthalten in 
ausführlicher Wiedergabe die Ergebniffe der großen Erhebungen. Hierin 
finden ſich: 1. Statiftifche Tabelle (Torjo der früheren, enthaltend Stand 
der Bevölkerung und Viehjtand), 2. Überficht der Wohnplätze. 3. Juden— 
tabelle, 4. Bevölferungslifte (Geborene, Getraute, Gejtorbene), 5. Kirchen: 
und Schultabelle, 6. Sanitätstabelle, 7. Handwerkertabelle, 8. Fabriken— 
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tabelle, 9. Nejultate der Verwaltung bei den einzelnen Minijterien, 
10. Metereologische Beobachtungen. Die Mitteilungen gaben die Mög— 
lichkeit, in zahlreichen meiſt von Dieterict mit Unterjtügung feiner Be— 
amten perjönlich verfaßten Aufjägen die Ergebnifje der großen Erhebungen 
nach den verjchiedenjten Nichtungen zu bejprechen, fie dienten ferner zur 
Veröffentlichung fleinerer Statiftifen namentlich von Auszügen aus jolchen, 
die vom ſtatiſtiſchen Bureau nicht jelbit aufgenommen waren. Deren 
Zahl war nicht gering; denn Dietericis Anficht war es nicht, 
alle Statiftifen an fich zu ziehen, zu denen das Bedürfnis in 
den einzelnen VBerwaltungszweigen führte; er wollte nur die der „all- 
gemeinen” Statiftit angehörigen Tabellen aufnehmen. Material aus den 
einzelnen Miniſterien enthielten auch die in dem Tabellenwerk veröffent- 
lichen Ergebnijje der Verwaltung. In Hellwing hatte er einen ftändigen 
Mitarbeiter für die Bejprechung der wirtjchaftlichen jtatiftifchen Lite- 
ratur. 

In feinen privaten Verdffentlichungen widmete fich Diete- 
riet ebenjo wie jein Vorgänger gern der Bevölkerungsſtatiſtik. 
Diefe Studien find fait ausfchlieglich in Abhandlungen der Akademie der 
Wiſſenſchaften niedergelegt, deren Mitglied er war. Verdienſtvoller noch 
it fein großes Wert „Statiftifche Überfiht der wichtigften 
Gegenstände des Verfehrs und Verbrauds im preußifchen 
Staate und im deutjchen Zollverbande*. Es iſt eine Fort- 
ſetzung der Ferberſchen Beiträge für den Zeitraum von 1831—53, doch 
behandelte ex nicht bloß den äußeren, fondern auch den inneren Verkehr, 
um ein Bild der materiellen Zuftände zu geben. Lehren, die Adam 
Smith auf Vernunftichlüjfe geitügt habe, wollte er an der Hand der 
Tatjachen prüfen. Eine jo umfafjende Daritellung der Gütererzeugung 
und des Marenverfehrs bei damals allerdings noch einfacheren Berhält- 
niſſen ift jpäter nicht wieder erreicht worden. Un diejes Duellenwerf 
ichloß ex feine Unterfuchung über den „Volkswohlſtand im preußifchen 
Staate” an, in der er die glückliche Entwieclung jeit 1806 beleuchtete. 
Huch einen Plan, den Hoffmann lange mit fich herum getragen hatte, 
die Abfaſſung eines Handbuchs der Statiftif des preußifchen Staates, 
brachte ex noch der Ausführung nahe. Es erjchien kurz nach jeinem Tode, 
fertiggejtellt von jeinem Sohn und wurde das Borbild der jpäteren 
amtlichen Handbücher. 

Das Wirfen Dietericis zwiſchen einem bedeutenderen Vorgänger 
und Nachfolger wird leicht zu gering eingejhägt Indem er 
mehr als der eritere feine Arbeitskraft der Statiftit widmen fonnte, hat 
er, ohne die Mittel und die Unterftügung der leitenden Stellen in ſolchem 
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Maße zu haben wie jein Nachfolger, die preußifche Statiftif in uner- 
müdlicher Tätigkeit gefördert und für die Statiftit des Hollvereins durch 
jeine private QTätigfeit vieles ausgeglichen, was amtlich verſäumt wurde. 


10. Bayerische Statiftif unter Hermann 1839—1868 und vorher. 

Die bayerische Statiftit mühte fich zunächit weiter mit der Ein— 
jammlung umfaffender Verwaltungsberichte, für deren fachmännifche 
Verarbeitung an der Zentralftelle die Kraft fehlte. Die Überlieferung 
ihrer wichtigsten Ergebniſſe wird privaten Arbeiten, namentlich Nudhart, 
Über den Zustand des Königreichs Bayern (1825/27), verdankt. Seit 1833 
wurden Auszüge aus den Berichten gefertigt und auch den unteren Be- 
hörden mitgeteilt. Um die jtatiftifchen Arbeiten zu verallgemeinern, 
wurden bet den Kreisregierungen jogar eigene jtatiftifche Bureaus gefchaffen, 
die aber nicht vecht in Wirkjamfeit traten. Trotz oder vielleicht gerade 
wegen der zahlreichen Bemühungen blieb der Zuftand der bayerijchen 
Statiſtik wire und unbefriedigend. 1838 wurde deshalb ein 
Ausschuß zu ihrer Verbeſſerung eingejeßt, dem auch der Prprofeſſor 
Hermann angehörte. 

1839 wurde Friedrich Benedift Wilhelm v. Hermann 
unter Belafjung jeiner Münchner Profeſſur zum Vorſtand des Bureaus 
ernannt, womit dem VBorgange Preußens gefolgt wurde, einen namhaften 
Gelehrten an die Spiße zu Stellen. Der Beginn feiner Tätigkeit ſtand unter dem 
Einfluffe der Bejchlüffe jenes Ausſchuſſes. Wiewohl deſſen Beratungen 
zur Bejeitigung vieler nußlojer Einzelheiten und zu einer klareren Geftaltung 
der Verwaltungsberichte und der beizulegenden Tabellentafeln führten, 
ging die Grundauffafjung, daß das ftatiftifche Bureau die Möglichkeit 
geben jollte, „das materielle und politifche Verwaltungsinventar des Reichs 
immer in klarſter Evidenz vor Augen zu haben”, doch noch viel zu weit. 
Hermann mußte hiernach von den Kreisregierungen anfänglich Berichte mit 
11 Abjchnitten und 37 Tabellen einfordern. Die Abſchnitte waren wie 
ein Syitem der Staatsfunde gegliedert und eritreckten ſich auf alle Gebiete 
des staatlichen und öffentlichen Lebens. Es dauerte noch ein Jahrzehnt 
wenig fruchtbaren Schaffens, ehe eigene Überzeugungen und äußere Ein- 
wirfungen Hermann um die Mitte des KahrhundertS zu einer gründ- 
lichen Umgeftaltung der bayerischen Statifti führten. 

In den von ihm 1849/50 ausgearbeiteten Grundgedanken ging er 
davon aus, daß, was nicht in Zahlen dargelegt werden fünne 
und wobei man auf daS Natifonnement der äußeren Be— 
hbörden angemiejen jei, gar feinen Wert befiße. Dem- 
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entiprechend wurden die Verwaltungsberichte, die bisherige Grundlage der 
bayerischen Statiſtik, gänzlich abgejchafft, dagegen die Zahlentafeln, die 
ihnen beigelegen hatten, erweitert. Der Ausbau der Zahlenſtatiſtik auf 
Grund eines Syjtemsvon Einzelerhebungen an Stelle der Bericht- 
eritattung in Baufch und Bogen war das Werk Hermanns für die 
nächiten Jahre. Das lebhafte Intereſſe des Königs an der Statiftif, die 
dementiprechende Geneigtheit der Zentralbehörden, und die Bereititellung 
erheblich größerer Mittel ermöglichten ihm, der Bayerifchen Statiftif 
großes Anjehen zu verfchaffen. Was er geleiftet hat, iſt aus den Bei- 
trägen zur Bayeriſchen Statijtif erfichtlich, die jeit 1850 er- 
jcehtenen und von denen ex die eriten 20 Hefte herausgegeben hat. Seine 
Hauptverdienjte liegen auf dem Gebiet der Bevölferungsitatijtif; er hat 
auch die eriten amtlichen Sterbetafeln für ein ganzes Land und nad) 
einer Methode berechnet, die alle bisherigen weit übertraf. Seine land- 
wirtjchaftliche Statiftif, bejonders die Anbau- und Ernteitatiitif 
war damals die beite. Auch die Gewerbeſtatiſtik fürderte er. Weit ging 
er mit der Kriminalftatiitif voran, was dem durch Quetelet ver- 
anlaßten Streit um die Willensfreiheit und die Gejegmäßigfeit der menjch- 
lichen Handlungen zu verdanken war. In Mayr hatte er einen ausgezeich- 
neten Gehilfen hierfür. So reichhaltig wie die Preußiſche Statijtif war 
die Bayeriſche Statiftif jedoch nicht, und die Fruchtbarfeit Dietericis hat 
Hermann in den textlichen Erläuterungen zu den Erhebungen nicht erreicht. 


11. Ültere Theorie der Statiftif. 

Ehe die weitere Entwiclung der praftifchen Statiſtik dargejtellt wird, 
iſt ein Blick auf die Theorie zu werfen. Man muß eine ältere und 
neuere Theorie der Statiſtik unterfcheiden. Die ältere bejchäftigte 
jich mit der Statiftit im Sinne von Staatsfunde, juchte deren Begriff, 
Yufgabe und Umfang feitzuftellen und behandelte die Sammlung und 
Prüfung der Nachrichten ſowie die literarifchen Hilfsmittel hierfür. Je 
mehr die Zahlenftatiftif auffam und in die Syiteme der Staatskunde 
einbrach, deito mehr mühte fie fich, wenn auch vergeblich, deren Einheit 
mit der Staatsfunde feitzuhalten und zu begründen. 1850 erſchien um 
die Zeit, von der ab auch die Praxis der Zahlenftatiftit immer ent: 
jchiedener eigene Wege ging und einen großen Aufſchwung nahm, eine 
Schrift von Knies über „die Statiftifalsjelbftändige Wiſſen— 
ſchaft“, welche die Notwendigkeit einer Trennung der Staatsfunde und 
der neueren Statiftif in ſcharfſinniger Weife begründete. Erſt mit Durch: 
dringen diejer GrfenntniS lebte die neuere Theorie der Statiſtik auf, 
die bis dahin nur unklare Anſätze gefunden hatte. 
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Zu Anfang des Jahrhunderts jtellte die Göttinger Schule eine ges 
wiſſe Gefchloffenheit der Anfichten dar. Nach Achenwall war die 
Statiftif die Lehre von der „Staatsverfaſſung“ (im Sinne von 
Zuftand des Staates), d. h. dem „Inbegriff der wirklichen Merkwürdig— 
feiten eines Staates”. Er jtellte den von ihm mit joviel Erfolg ver- 
tretenen Lehrzweig in Gegenjag zur philojophifchen Staatslehre, indem 
. ex den Philoſophen ihre Wiffenfchaft laſſen wollte, jofern jie aus all- 
gemeinen Gründen jchlöffen, während die Statiftif jich bloß mit den Er— 
fahrungen bejchäftige. Die Statiftit war hiernach auf die tatjächliche 
Erkenntnis der Gegenwart gerichtet oder, wie Meujel es aus- 
drücte, fie war die wiljenfchaftlich geordnete Daritellung von der Be— 
ichaffenheit und der gegenwärtigen politiichen Verfaſſung der Staaten. 
Eine an die Franzoſen angelehnte, an den Sprachgebrauch des Merfan- 
tilismus erinnernde Abart der Meinungen war es, daß die Unterjuchung 
der Kräfte der Staaten der Statiſtik obliege, eine Aufgabe, die 
manche Statiftifer mit jolcher Genauigfeit glaubten erfüllen zu können, 
daß der Ausgang von Kriegen vorauszubeitimmen jet. 

Seit Lüder wurde betont, daß die Statiftif nicht bloß den Zustand 
eines Staates jchildere, wie er gegenwärtig iſt, jondern auch, wie er in 
einem gewiſſen Zeitpunfte war. Es fragte fich nunmehr, wie fie gegen die 
Gefchichte abzugrenzen fei. Schlözer fand das Wort: „Geſchichte tt 
eine fortlaufende Statiſtik und Statiftif iſt eine ftillitehende 
Geſchichte.“ Darnach handelte es jich um einen Unterjchied der Be— 
trachtung; die Gefchichte fchildere das Werdende, die Statijtif das 
Gemwordene. Sollte fih nun die Statiftif auf die Daritellung lediglich 
des Staates bejchränfen oder, wie die Gefchichte, darüber hinausgehen ? 
Stillfchweigend faßten die meiften Schriftitellee die Aufgabe weiter. 
Neden betonte ausdrücklich, daß die gejamten Verhältniffe des Staates 
und Volkslebens hierunter fielen. Seine jyitematifche Gliederung 
des ſtatiſtiſchen Stoffes zeigt, wie fajt alles Irdiſche hierunter fallen kann, 
wenn es unter einem Gefichtspunft angejehen wird, von dem aus es für 
die menschliche Gejellichaft von Bedeutung tft. Grheblich gingen die 
Anfichten darüber auseinander, inwieweit die Statiftif auch Urſachen 
und Wirfungen zu berückjichtigen habe. Die Göttinger maßen ihr 
nur reine Beichreibung zu, und als die jpätere Wifjenjchaft zur Unter: 
ſuchung der inneren Zufammenhänge überging, wurde jpätern Statiſtikern 
eingeworfen, daß das Sache der Nationalöfonomie jei, während die 
Statiftit den Stoff hierzu liefere. Schon feit Beginn des 19. Jahr: 
hunderts wurde von allen Statiftifern den Zahlen Zugang 
in die ftatiftifchen Werfe gewährt und, ſo ſchon von Schlözer, 
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ihre größere Genauigkeit gegenüber der Bejchreibung in Worten gerühmt. 
Die vollitändige Beſchränkung der Statiftif auf zahlenmäßige Darftellung 
und Unterjuchung aber, wie fie vor allem der große Belgier Quetelet 
verfündete, gewann in Deutjchland zuerit in Knies einen jcharfjinnigen 
Vertreter. Dieſe Auffaſſung löſte die heutige Statiſtik allmählich aus 
der alten Staatsfunde aus. Die leßte bedeutende Theorie der alten 
Schule, die Jonaks (1856), Itand noch ganz auf der Seite der Unioniſten. 
Dem wirklichen Betriebe der Statiftif um die Mitte des Jahr— 
hunderts wurde vielleicht am beiten der Standpunft Mohls gerecht. 
Mit der großen Mehrheit der Schriftiteller wie der praktiſchen Stattitifer 
hielt er an der Einheit der Statiſtik feit. und vermittelte im übrigen 
zwiſchen den verjchiedenen Richtungen, denen er in feiner Gejchichte und 
Literatur der Staatswiffenichaften eine eigene kleine Monographie (1858) 
widmete. Der Begriff der Statifti bildete fich nach ihm im Laufe der Zeit 
dahin aus, daß fie „die Wiſſenſchaft jei, welche die zu einer gegebenen Zeit 
bejtehenden menjchlichen Zuitände, und zwar vorzugsweiſe die in einem 
beitimmten Staate vorhandenen und zum jtaatlichem Leben in unmittelbarem 
Verhältniſſe jtehenden, mit möglichiter Genauigkeit und Wahrheit daritelle, 
damit aber Einficht gewähre in die Tatjachen, ihre nächiten Urjachen und 
die natürlichen Gejege der veränderlichen Erſcheinungen, und zwar zunächit 
zum Zwecke einer Benützung bei Regierungshandlungen, dann aber auch 
zur allgemeinen Bildung.“ 

Intereſſant ist, wie fich die praftifche Statiftif zu dem Streite ftellte. 
Als Knies’ Leine Schrift erſchien, nahm fie Hellwing in den Mit- 
teilungen des preußifchen Bureaus in der ſchlimmſten Weije auf. 
Mit derartigen Vorjchlägen und Scheidungen, meinte er, jei fein Hund 
von dem Dfen zu locden. Die Anficht entjprach auch dem Standpunft 
Dietericis, den er bis zu feinem legten Werf, dem Handbuch der 
Statiftif des preußischen Staates, in Anlehnung an Schlözer feithielt. 
Was das preußische Bureau alles als Statiftif anſah, iſt aus den 
Literaturbefprechungen Hellwings zu entnehmen. Die weite Auffaljung 
wirkte zwar auf den Inhalt der Mitteilungen ein; doch jtand die Zahlen- 
itatiftit tatjächlich durchaus im Vordergrund, weil daS Bureau jelbit 
andere Erhebungen als Zählungen nicht vornahm. Der erite amtliche 
Statiitifer, der fich auf den Boden von Knies ftellte, war 
Hermann. Gegenitand der Statiſtik jei, „was fich in den Ergebnifjen 
der Staatstätigfeit und den Lebensverhältniffen eines Volkes auf 
Größe und Maß reduzieren und quantitativ vergleichen läßt“ (1853). 
In den Akten hatte er fich ſchon vor Anies ähnlich ausgefprochen 
(1849), wenn auch zunächit nur hinfichtlich der technifchen Möglichkeit 
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der Ermittlungen, nicht zur Abgrenzung des Begriffs der Statiſtik. 
Wie hierdurch die Bayerifche Statiftif beeinflußt wurde, iſt bereits 
erwähnt. 


12. Aufſchwung der amtlichen Statiftif jeit der Mitte 

des Sahrhunderts. 

Mehrere Umstände wirkten jeit der Mitte des Jahrhunderts zu- 
jammen, die weitere Entwicklung der Statiitif zu fürdern. Der Aufichwung 
wurde getragen von der lebhaften politijfchen Bewegung, die in 
Deutjchland jeit 1840 begann und zunächit in den Ereignifjen des Jahres 
1848 ihren Höhepunkt erreichte. Die öffentliche Meinung, vertreten durch die 
raſch wachjende Macht der Preſſe, ſowie die Wolfsvertretungen ver- 
langten nach Aufklärung über die jtaatlichen Zuitände. Den Negierungen 
wurde jie in den politijchen Kämpfen jelbit zum Bedürfnis. Zahlreiche Grün- 
dungen von ſtatiſtiſchen Ämtern erfolgten; veichlichere Mittel 
wurden zur Berfügung gejtellt, auch wurden amtliche VBeröffentlichungen 
der Statiſtik ins Leben gerufen. Dazu fam die Verbefjerung der ſtatiſtiſchen 
Technif, die mit den größeren Geldmitteln möglich wurde und die An- 
regungen, die die Statiſtik vom Auslande, insbejondere durch die Inter— 
nationalen Statiftijchen Kongrejje jeit 1853 empfing. Auf 
die einzelnen Punkte iſt noch näher einzugehen. 


13. Gründung der fpäteren ftaatlichen Ämter 1840—1870, 


Wenn man betrachtet, in welchen Jahren weitere ſtatiſtiſche Amter 
gegründet wurden, jo zeigt jich von der Mitte des Jahrhunderts ab eine 
jchnelle Aufeinanderfolge. Selbjtändige Amter wurden eingerichtet für 
Dfterreich 1841, Hamburg und Bremen 1847, Sachjen 1850, Mecklen— 
burg 1851, Baden 1352, Braunjchweig 1853, Oldenburg 1855, Sachjen- 
Koburg-Gotha 1858 und Heſſen 1861. 1864 jchufen die vereinigten 
Thüringifchen Staaten ein Bureau und 1867 folgte Anhalt, ſodaß nach 
der Neichsgründung nur noch die Ämter von Lübeck 1871 und von 
Sachjen-Meiningen 1875 zu errichten blieben, — Nachdem Preußen (1805), 
Bayern (1808) und Württemberg (1820) lange vorangegangen waren, 
fällt auf, daß Dfterreich und Sachjen jo jpät folgten. In Oſterreich 
hatte indes jchon 1824 ein regelmäßiger Itatiftifcher Dient begonnen; aber 
erit 1840 wurde in der Direktion der adminiitrativen Statiſtik eine eigene 
ftatiftifche Stelle unter der Leitung Czoernings, der unter die beiten 
Statijtifer jeiner Zeit rechnet, gebildet. Sachjen gibt einen Beweis dafür, 
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wie jehr die Statiftit weite Volkskreiſe interefjierte. Hier hatte anfänglich 
ein 1831 von Schlieben gegründeter itatiftifcher Verein unter ftaat- 
(ichem Schuße die itatiitifchen Arbeiten übernommen, bis 1850 daS offizielle 
Bureau unter Engel, dem nachmaligen Leiter der preußifchen Statiftif, 
an jeine Stelle trat. Auch dag Lübeck erſt 1871 ein amtliches Bureau 
erhielt, hat jeinen Grund darin, daß jeit bereit 1841 ein freier Verein 
die notwendigen ſtatiſtiſchen Aufgaben erfüllte. Zwiſchen 1840 und 
1870 vollendete fich aljo fait in allen deutjchen Staaten 
die Organifation jelbftändiger ftatiftifeher Ämter. 


14. Einfluß Quetelets. 

Derjenige Ausländer, welcher den größten Einfluß auf die 
deutjche Statiitif gehabt hat, war Duetelet. Er war Mathematiker 
und Aſtronom und wurde 1841 Chef der amtlichen Statiftif Belgiens. 
Wie Süßmilch in feiner Göttlichen Ordnung die phyfischen Veränderungen 
des menschlichen Geschlechts jeiner Beobachtung unterzogen und den Haupt: 
anitoß für die Bevölferungsitatiitift gegeben hatte, jo juchte Duetelet 
die Geſetze zu entwickeln, denen das moralifche Leben des einzelnen und 
der Völker unterliegt. Durch ihn wurde die Moralſtatiſtik in den 
Bordergrund gerückt, namentlich behandelte er hiervon die Kriminal- 
itatiftit. Er war der Anficht, daß die menfhlihen Handlungen 
nicht aus Willkür, jondern nach bejtimmten Gejegen wie die Er- 
jcheinungen der Natur erfolgen. So entrichteten die Völfer jährlich 
ein Budget der Gefängniffe mit größerer Negelmäßigfeit als jenes der 
Finanzen. Um die zufälligen Abweichungen auszugleichen, jtellte er überall 
die Eigenschaften des „Durhfchnittsmenjchen“ feit, in dem er den 
reinen, ja idealen Ausdruck des Typus einer Bevölkerung jah. Dieje An- 
jchauungen erwecten einen Streit über die Willensfreiheit 
zunächit auf philofophiicher Grundlage, in welchem bedeutende Männer 
wie Adolph Wagner und Engel fi) auf die Seite Quetelets, 
Schmoller u. a. ſich auf die Gegenfeite jtellten. Das bedeutendite 
Werk über Moralitatiftit, das in deutscher Sprache gejchrieben tft, das 
von Öttingen (3. Aufl. 1882), jteht auf anderem Boden. Ihre end» 
gültige Überwindung haben jeine Theorien durch die Fortbildung der 
MWahrjcheinlichkeitsrechnung, vor allem durch Lexis erfahren. Wie jehr 
auch Quetelets philofophifche Anſchauungen die Öffentlichkeit erregten, feinen 
Namen befannt machten und das Intereſſe für die Statiftif erwecten, 
it er durch die Begründung der Internationalen jtatiftifchen Kongreſſe, 
durch feine Tätigkeit auf dieſen, ferner durch feine organifatorifchen 
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Leiftungen und durch die Weiterbildung der Technik der Statiftif doch 
noch von größerem Einfluß gewejen. In Deutjchland hat er am meiften 
Engel angeregt, worüber noch zu jprechen jein wird. 


15. Internationale ftatiftifche Rongreffe. 


Die ältere Staatenfunde wurde international betrieben, auch die amt- 
liche Statistik zog ſchon in ihren erſten Anfängen internationale Vergleiche ; 
dringender wurde das Bedürfnis mit ihrer weiteren Ausbildung; Que— 
telets Studien wiejen vollends auf die Herbeiziehung internationalen 
Materials hin. Er war es, der vornehmlich mit englifcher Unteritügung 
1853 den eriten internationalen ftatiftifchen Kongreß in Brüſſel ins Leben 
tief. Im ganzen fanden neun jtatt, in Paris 1855, Wien 1857, London 
1860, Berlin 1863, Florenz 1867, Haag 1869, Petersburg 1872 und 
Dfenpeit 1876. &3 gibt faum ein Gebiet der praftijfchen Stati- 
ftif, über daS auf diejen Kongrejjen nicht verhandelt 
worden wäre Dadurch it die Methodif und Technik der Statiftif 
mächtig gefördert worden. Dagegen gelang es nicht, was urjprünglich in 
ihrem Zwecke gelegen hatte, eine weitgehende Vereinheitlichung der Er— 
hebungen und damit eine bequeme Vergleichbarfeit herbeizuführen. Die 
Verjchtedenheiten in der Geſetzgebung, den Verwaltungseinrichtungen und 
den wirtjchaftlichen und fozialen Verhältniffen jtellten ſich als Hinder— 
nis entgegen. Immerhin fam es in einigen Zweigen der Statiſtik zu 
internationalen Zujammenitellungen ; doch der größere Teil des vom Haager 
Kongreß hierfür aufgeitellten Programms blieb unerledigt. Namentlich 
fam, was noch heute immer wieder gewünfcht wird, feine vergleicdh- 
bare Handelsftatiftif und feine Berufs- und Gemerbe- 
ſtatiſtik zuftande. Die Kongrefie waren in erjter Linie für die praf- 
tiſchen Statiftifer geplant und trugen einen amtlichen Charakter, doch 
erichienen auch viele Gelehrte, DBerwaltungsbeamte und Laien. Die 
große Zahl der Teilnehmer, die überreichen Arbeiten, die flüchtige Or— 
ganifation — Die jpäter durch eine Permanenzkommiſſion nur 
wenig gefeitigt wurde — waren den Gejchäften nachteilig. Indem die 
Permanenzkommiſſion fich den Staaten gegenüber zu weitgehende Befugniife 
beilegte, die Nüßlichfeit der Kongreſſe bezweifelt wurde und ihre Koit- 
fpieligfeit ins Gewicht fiel, jchliefen fie ein. Andere Veranitaltungen 
traten jpäter an ihre Stelle. Die deutjche Statiftif haben die Kongrejje 
nicht wenig befruchtet, und die in ihren VBerhandlungsberichten nieder= 
gelegten Materialien find heute noch von Wert. 
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16. Fortichritte der ftatiftifchen Technik. 

Die ſtatiſtiſche Technik hat jeit der Gründung der erſten ſtatiſtiſchen Amter 
ununterbrochen yortjchritte gemacht; entjcheidend aber war die Zeit von 
1850biS 1870. Um es vorweg zu nehmen, jo tft zweierlei für die Zuver— 
läſſigkeit und Ergiebigkeit der jtattitifchen Erhebungen notwendig, die Auf- 
zeichnung der Einzelfälle auf Grund unmittelbarer Befragung 3. B. die 
namentliche Feititellung aller Berjonen bei der Volkszählung (Einzel- 
aufnahme) und die Verarbeitung des erhobenen Stoffes an einer Stelle 
(zentralijferte Aufbereitung). Beide Grundjäge brachen fich in 
diefer Zeit Bahn. Solange es an Erfahrung fehlte, wurden jtatijtifche 
Aufnahmen nicht anders bewirkt alS die jonjtige Berichteritattung. So 
war es in Bayern noch zu Anfang des Sahrhunderts, wo es jelbit an 
gleihmäßigen Formularen für die Gritattung der jtatijtijchen 
Berwaltungsberichte fehlte. , In Wreußen bejaß man zwar in den 
Tabellen einheitliche Formulare, aber wie die Zahlen zu gewinnen 
waren, blieb den unteren Behörden überlafjen. Hoffmann hielt es 
jogar für unmöglich, bejitimmte VBorjchriften zu geben. 
Die Tabellen gingen im Inſtanzenzug an die über- 
geordneten Stellen, indem jede die Zujammenitellung für ihren 
Bezirk vornahm; dem Statiftifchen Amt blieb nur übrig, die Summe 
für den ganzen Staat zu ziehen. Die Zuverläfjigkeit der Aufnahmen 
hing damit von der Einſicht und dem guten Willen von Hunderten 
von Behörden ab, die an höherer Stelle faum nachzuprüfen waren. 
Die von den unteriten Stellen auszufüllenden Tabellen mußten bereits 
alle Aubrifen enthalten, wie die endgültigen Zujammenftellungen. Die 
mäßig umfangreich waren, weil andere VBerfnüpfungen, als ſie in den 
Tabellen vorgejehen waren, in den ftatijtifchen Ämtern nicht gemacht werden 
fonnten. Zunächſt war das Bejtreben überall darauf gerichtet, die Be— 
hörden zu möglichit genauen Grmittelungen zu veranlajjen. Namentlich 
geichah es bei den Volkszählungen, auf die man am meijten Wert legte. 
Die Führung hatte Preußen, deſſen Fortjchritte ſich mit Hilfe des 
„Zollverein auch bei den übrigen Staaten durchjegten. Aufjehen er- 
vegte es, als die belgijche Volfszählung von 1846 den Weg 
einjchlug, die gejamte Bevölkerung von Haushaltung zu Haushaltung 
durch bejondere Zähler aufzunehmen, wobei in jeder Haushaltungs- 
liſte die zu ihr gehörigen Perſonen der Neihe nach aufgeführt wurden. 
1852 befolgte Engel zuerit für Sachen dasjelbe Verfahren. 1861 ge: 
ſchah es in Berlin und in einigen anderen großen Städten, 1864 in ganz 
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Preußen. Noch heute erfolgen jo die Volfs-, die Berufs- und andere 
Zählungen. Für die VBolfszählungen ging Preußen jeit 1871 noch weiter, 
indem es nicht bloß für jede Haushaltung, jondern jogar für jede einzelne 
Perſon ein eigenes Aufnahmepapier beſtimmte. Andere Staaten taten 
das gleiche. 

Die Zujammenitellung der Ergebnijje aus dem Urmaterial ift 
heute bei den ſtatiſtiſchen Ämtern zu einer bejonderen Kunſt ent- 
widelt. Es fommt dabei darauf an, die erhobenen Daten auf ihre Voll— 
jtändigfeit und Nichtigkeit zu prüfen; zu dem Zwecke ergehen zahlreiche 
Rückfragen; jodann jie nach ſtrengen Grundfägen und in einem Koſten 
und Mühe jparenden, Fehler möglichjt ausfchließenden Arbeitsgange zu 
verarbeiten. Deshalb muß für die großen Zählungen ein Heer von 
Arbeitern eingejtellt und zu einer bis in die Einzelfragen gleichmäßigen 
Tätigkeit gejchult werden. Die Anweiſungen, die für die Arbeiten bei der Be- 
rufs- und Betriebszählung 1907 ergangen find, überjteigen 100 Druckjeiten 
des Formats diejes Werkes. Der Anfang zur Ausbildung jolcher Auf— 
bereitungstechnif fonnte exit gemacht werden, nachdem die jtatiftifchen 
Ämter die Zufammenitellungsarbeiten übernommen hatten. Das war für 
die größeren Staaten eine beträchtliche Aufgabe. In Preußen gejchah 
es 1871 für die Vollszählungen. Bayern war jchon 1867 vorangegangen. 
Am früheiten hat es wohl Engel bei der ſächſiſchen Berufszählung von 
1849 getan. Von kleineren Zählungen iſt hierbei abzufehen. Welchen 
Umfang jolche Arbeiten haben, ermißt man daraus, daß Preußen für die 
Verarbeitung der legten Berufs- und Betriebszählung jegt mehrere taufend 
Perſonen bejchäftigt. 

Die HZentralifation der Aufbereitung jeßte fich mehr und mehr durch. 
Für die Vollszählungen hatte jie der Bundesrat 1871 empfohlen. Die 
ftatijtifchen Ämter wuchſen von da ab an Bureauperfonal, in deſſen 
Hände die Aufbereitungsarbeiten gelegt werden, und ihre Ausgaben itiegen 
ſtark. Doch werden nicht alle Statiftifen zentralifiert bearbeitet. Am 
wenigiten iſt es vonnöten, wenn FFachbehörden die Überjichten heritellen, 
deren Sachkunde und eigenes Intereſſe für eine gute Arbeit bürgen, zumal 
einheitliche Borfchriften auf gleichmäßige Behandlung des Stoffes hin- 
wirken fünnen. 


17. Sächſiſche Statiftif bis zum Ausscheiden Engels 1858. 
Die jächliiche Statiitit brachte den Mann hervor, der zuerit im 
ſächſiſchen Dienit, jpäter als Leiter des preußifchen Bureaus der her- 
porragendjte Bahnbrecher werden jollte, den die deutjche Statiftif 
gehabt hat, nämlich Ernit Engel. 1831 war der ſtatiſtiſche Verein 
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für Sachjen gegründet worden, furz nachdem das Land eine neue Ver— 
faſſung erhalten hatte. Die Stände des Landes hatten in einer Denk: 
ichrift „den Geift der Öffentlichkeit als den Genius des öffentlichen 
Wohls bezeichnet”. In dieſem Sinne wollte der Verein die VBaterlands- 
funde fördern. Treibende Kraft war v. Schlieben; der Verein hatte 
einen halbamtlichen Charakter, indem er amtliche Aufträge aus— 
führte, fich der Mitarbeit der Behörden und finanzieller Unterjtügung 
jeitens des Staates erfreute. Seine Arbeiten gab er in den Mit- 
teilungen de3 ftatiitifchen Vereins für das Königreid 
Sachſen heraus, die vom Jahre der Gründung des Vereins ab er- 
jchienen. Sie enthalten in 17 Heften die Bearbeitung der VBolkszählungen, 
der Bevölferungsbewegung auf Grund der jogenannten Kirchenzettel, der 
Viehzählungen, und der Ernteberichte und zahlreiche Kleinere Mitteilungen. 
Nach dem Hinfcheiden Schliebens entfaltete der Verein von 1840 bis 
1850 nur noch eine geringe Tätigkeit. 

1850 entjchloß ſich der Staat, das ftatiftifche Bureau 
unter feine Verwaltung zu nehmen. Zu jeinem unmittelbaren 
Leiter wurde der Ingenieur Engel beitellt, der alsbald eine rajtlofe 
Tätigkeit entwickelte. Zunächit wandte er jeine Aufmerkſamkeit der 
Fortbildung der Bevölferungsitatiitif zu, über die er ausgezeichnete Ver— 
öffentlichungen in den jeit 1851 erjchienenen „Statiſtiſchen Mit- 
teilungen aus dem Königreich Sachſen“ herausgab. Mit der 
Boltszählung von 1849 war eine Berufszählung verbunden gemwejen, aus 
der er eine Berufsitatijtif gewann, wie fie bisher fein 
anderer deutſcher Staat hatte. Um dies zu erreichen, verzichtete 
er auf die von den Ortsbehörden vorgenommenen tabellarifchen Zuſammen— 
ftellungen und ging zur zentralifierten Aufbereitung nach einem jo durch» 
dachten Plane über, daß er heute noch unjere größte Anerkennung ver: 
dient. Gleich zu Anfang jeiner Laufbahn als Statijtifer begab er fich 
auf Reifen nach London, Baris und Brüffel, darauf nach Berlin und 
Wien. Am meiſten Eindruck machte auf ihn Quetelet in Brüfjel, ſowohl 
durch feine wiſſenſchaftlichen Anfchauungen als jeine organifatorifchen und 
technijchen Leiſtungen, jo jehr, daß er namentlich in den eriten Jahren bei 
jeinen wichtigiten Unternehmungen von ihm angeregt oder doch beeinflußt 
war. 1852 änderte er, wie jchon oben bemerft, daS Erhebungsverfahren 
bei den Volfszählungen, nach belgifchem Vorbild. Damit war die ge- 
jamte Bevölferung zur Mitwirkung an der Statiftif aufgerufen, indem 
jeder Haushaltungsvoritand eine Haushaltungslifte auszufüllen hatte. Die 
Neuerung erfuhr viel Anfechtung. Den größten Unmillen aber er- 
regte es, als er bei der nächiten Volkszählung von 1855 noch weiter ging 
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und eine Produftions- und Konjumtionsjtatijtif hieran an- 
jchloß, wie fie weder vordem noch nachdem in Deutjchland aufgenommen 
it. Die hinausgegebenen Lilten und Fragebogen betrugen nicht weniger 
als 18 Stück. Dieje Belaftung des Publikums und die weiteindringenden 
Fragen riefen jolche Erregung vor, daß der Verſuch fait ganz 
jcheiterte. Auch auf anderen Gebieten dehnte Engel die Statiftif 
aus. Geit 1855 wurde aus den Mitteilungen eine „Zeitjchrift des 
ſtatiſtiſchen Bureaus des Königl. Sächſiſchen Minifteriums 
des Tinnern“, die einen reichen, nicht bloß ſtatiſtiſchen, jondern 
auch wirtichaftsgejchichtlichen Inhalt bot. Zu den beiten Arbeiten 
gehören die über Moraljtatiftif. Schon 1853 hatte Engel ein 
Sahrbuch der Statiftif und Staatswirtichaft des Königreichs Sachjen 
ericheinen lafjen; weitere Jahrgänge famen leider unter ihm nicht zuftande. 
Sein Beitreben war immer darauf gerichtet, die Statistik volfstümlich zu 
machen; deshalb verfolgte er auch Pläne, durch eine Korrejpondenz mit 
der Prejje, namentlich auch der Kleinen Lofalprefje in Verbindung zu 
treten. Seine Abſichten eilten indes der Zeit voraus; der Wideritand, 
den er im Parlament und jchließlich auch bei der Negierung, die fonit 
jein Wirken jehr anerkannte, bei neuen Anforderungen fand, und einige 
ın den Kammern gefallene mißliebige Äußerungen veranlaßten ihn 1858, 
fein Amt niederzulegen. 

Nach ihm kam für die jächlifche Statiftif eine Zeit der Ruhe. Die 
Leitung des Bureaus erfolgte lange nur im Nebenamt. 


18, Preußifche Statiftik in den erften Jahren unter Engel 
1860—1872, 

Engel war faum 2 Jahre aus dem fächjifchen Dienſt gejchieden, 
als fich ihm ein neues und größeres Feld der Tätigkeit eröffnete, indem 
er an die Spitze des preußiichen Bureaus berufen wurde. Die Berliner 
Profeſſur für Staatswiljenjchaften ging in andere Hände (Hanſſen) über. 
Sm Anfang feiner Tätigkeit steht eine Anzahl von organifa- 
torijhen Maßnahmen. Zuerſt veranlaßte er die Errichtung der 
ſtatiſtiſchen Zentralkommiſſion, um die Statiftif mit fämtlichen 
Spitzen der Verwaltung in Verbindung zu bringen, ihren Nat und ihre 
Hilfe bei der eritrebten Ausdehnung der Statiſtik über alle Gebiete des 
Staatslebens zu erlangen. Die Kommiſſion leiftete der Statiſtik an- 
fänglich gute Dienite; in neuerer Zeit, namentlich ſeitdem die Neichs- 
jtatiftif immer größeren Einfluß gewann, trat fie aber allmählich zurüc. 
Sodann juchte er die Pflege der Statiftif bei den Re— 
gierungen und den Landräten zu fürdern, wozu auch die Staats: 
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regierung die Hand bot; doch gelang dies nur vorübergehend. Denn je 
höhere willenschaftliche Anforderungen die Statiſtik an ihre Vertreter ftellte 
und je kunſtvoller ihre Technif wurde, deito weniger waren die Verwal: 
tungSbehörden in der Lage, fich damit jelbitändig zu befaſſen. Schließ— 
lich errichtete er für die Ausbildung des Nachwuchjes an Statiftifern 
und Verwaltungsbeamten ein Seminar, das als bejondere Einrichtung 
erit neuejtens einging. Ein Aufruf zur Begründung eines ſtatiſtiſchen 
Bereinsneßes für die Länder deutjcher Zunge blieb erfolglos. 
Alle dieje Unternehmungen waren aber geeignet, das Intereſſe für 
die Statiftif zu heben. Das gleiche Ziel hatte er auch bei der Um— 
gejtaltung der Veröffentlichungen des Bureaus im Auge. Schon im Jahre 
1860 ging er an die Begründung des Preußifchen Statiſtiſchen Jahr— 
buchs. Die Sahrbücher, wie fie fpäter faft alle Ämter herausgaben, 
haben den Zwed, aus allen Gebieten der Statiſtik die wichtigiten Zahlen 
überfichtlich zufammenzufafjen und tragen hierdurch bejonders zur Be— 
nußung der Statiftit bei. An Stelle der bisherigen Mitteilungen jchuf 
ex die reichhaltigite ſtatiſtiſche Zeitjchrift Deutjchlands, die „Zeitjchrift 
des Königlich Preußiſchen Statiſtiſchen Bureaus“, in der 
namentlich unter jeiner Schriftleitung auch außerhalb des Bureaus jtehende 
Perſonen jchrieben. Später begründete er die ſtatiſtiſche Korrejpondenz 
zur Unterrichtung der Preſſe. Als hauptjächliches amtliches Quellenwerk 
diente jeit jeinem Amtsantritt die „Preußiſche Statijtif"“. Geine 
wichtigite erſte Schrift war die über die Methoden der Volkszählung, 
die grundlegend wurde für die jpätere Fortbildung der Bevölferungs- 
itatiftif; auch war er von vornherein jehr für die Fortbildung der Technif 
der Statiftit bemüht, indem er die Zählfartenmethode einführte, von der _ 
ichon die Nede war. Ber der Vorvereitung der Neichsitaiiitif war er 
hervorragend beteiligt. 


19. Zollvereinsitatiftif. 


Der Abſchluß des Zollvereins im Jahre 1833 führte zu den An— 
fängen einer gemeinſamen deutfchen Statiftif. Für die Abrechnung der 
Zollerträge war zunächit die SFeititellung des Warenverfehrs mit dem 
Auslande und, da die Abrechnung nach dem Kopf der Bevölkerung 
erfolgte, auch deren Zählung notwendig. Der Warenverfehr, die Zoll- 
erträge hieraus und die Erträge der gemeinjamen indirekten Steuern 
wurden in den jogenannten Kommerzialnackhmweijungen vom 
Zentralbureau des Zollvereins zufammengeftellt, unbequeme Überfichten, 
die zunächit nur für die Behörden beitimmt waren. Seit 1841 wurden 
jie veröffentlicht und bilden das älteſte bedeutſame Druckwerk einheitlicher 
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deutjcher Statiitif. Vom Standpunkte des Volkswirts find fie jehr un- 
vollfommen, da fie nicht den gejamten, jondern nur den zollpflichtigen 
Verkehr aufnahmen. Da Ausgangszölle fait fehlten, fiel nahezu die ge- 
famte Ausfuhr aus; auch wurde nur die Menge, nicht auch der Wert der 
Waren angegeben. Nur das nächitliegende finanzielle Intereſſe war für 
diefe Statiftif maßgebend. Die VBolfszählungen entmwicelten fich 
bejjer, weil bei den iteigenden Ginnahmen auch das Intereſſe an zu— 
verläfjigen Aufnahmen wuchs. Enticheidend war, daß jeit 1846 mirfliche 
Hählungen von Perſon zu Perſon durch namentliche Aufzeichnung an 
einem feiten Tage itattfinden mußten und die Grmittelung aus polizeilichen 
Regiſtern, Schägungen und dergl. ausgejchloffen wurde. Gemeinfam mit- 
geteilt wurden nur die Hauptergebniffe, da fie für das Abrechnungswefen 
genügten. Später exheifchte die Handels- und Gemwerbepolitif des Zoll- 
vereins Erhebungen über die Berufs- und Erwerbsverhältnifje, 
und zwar jtand das Intereſſe an den Fabrifen voran. 1846 fam die 
erite Aufnahme, wie es damals üblich war, im Anſchluß an die Volfs- 
zählung zujtande. Man dachte die Gemwerbeftatiitif zu einer regelmäßigen 
Sinrichtung zu machen. Aber erit 1861 wurde fie, und zwar in größerem 
Umfang wiederholt. Schmoller hat im Beginn feiner Laufbahn die 
Zählung von 1861 für Württemberg bearbeitet und in feiner Gejchichte 
der Kleingewerbe beide Aufnahmen vorzüglich benugt. Seit 1860 jchloß 
jich eine jährliche Statiftif des Bergbaus an, dagegen blieb die Landwirt— 
ichaft ganz außer Betracht. Der Zollverein übernahmnur, wa3 
unmittelbar jeinen Aufgaben entſprach. Er hatte auch fein 
eigentliches itatiitifches Bureau; denn das Zentralbureau war eine reine 
SFinanzbehörde, die die KRommerzialnachweifungen auf Grund von Nach- 
meifungen der Zolle und Steuerbehörden bei Erledigung der Abrechnung 
zufammenitellte. 

Private Arbeiten von Bienengräber, Dieterici und Viebahn 
werden gern an Stelle der Kommerzialnachweifungen benugt Doch find 
auch dieje, jelbit jomweit fie nicht öffentlich befannt gegeben find, vielfach 
zugänglich; auch iſt ein amtlicher Auszug veröffentlicht, 


20. Gründung des Raiferlichen Statiftifchen Amts 1872, 


Die Erweiterung der gemeinſamen Statiftif wurde immer dringender. 
Schon die Frankfurter Nationalverfammlung hatte darüber verhandelt, 
Bei den internationalen ſtatiſtiſchen Kongrefien, die auf deutichem Boden 
in Wien 1857 und Berlin 1863 stattfanden, traten die deutfchen Ver— 
treter für fich zufammen, um hierüber zu beraten. Indes ohne Erfolg. 
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Die Reichsſtatiſtik jollte fi unmittelbar aus der Zollvereins- 
ſtatiſtik entwiceln. Auf Anregung des heſſiſchen Zollvereinsbevollmächtigten 
Fabrizius wurde 1868 eine „Kommiflion zur weiteren Ausbildung der 
Statijtit des Zollvereins” einberufen, dev Männer wie Beer, Boeckh, 
Engel, Rümelin und Mayr angehörten. Sie empfahl als Vor— 
bedingung ihrer jonitigen Vorſchläge die Errichtung einer Behörde, 
der nicht bloß die Aufgabe einer Nechnungs- und Nedaktionsitelle zu- 
gewieſen werde, jondern die auch die wifjenfchaftliche Bearbeitung 
des ihr zufließenden jtatiftifchen Stoffes zu übernehmen und entjprechende 
Veröffentlichungen herauszugeben habe. Demzufolge wurde 1872 das 
Kaiferliche Statiftifche Amt mit einem Direktor und zwei Mitgliedern 
errichtet. Der erſte Direktor wurde der bisherige Vorjtand des Dlden- 
burgischen Statiftifchen Bureaus, Karl Beder. 

Der Aufgabenfreis des Amtes war anfänglich beſchränkt. 
Er umfaßte die bisherige Tätigkeit des Zentralbureaus des Zollvereins, 
dv. h. die Zufammenfafjung der Ergebniffe der Volkszählungen, die Handels— 
ſtatiſtik und die Zoll- und Steuerftatiftit ſowie die Bergwerksſtatiſtik. 
Dazu famen nach den Vorſchlägen der Kommiffion die Statiſtik der 
Bevölferungsbewegung (Chejchließungen, Geburten und Sterbefälle), ein- 
jchließlich der Auswanderung, des Viehitandes und der Binnen und See— 
ichiffahrt. Das Hauptarbeitsgebiet war die Handels- und Verfehrs- 
ſtatiſtik. Die Handelsſtatiſtik wurde vor allem dadurch verbeffert, daR 
jämtliche ein- und ausgeführten Waren nach einem bejonderen ſtatiſtiſchen 
Warenverzeichnis nach Gewicht und Wert notiert wurden. Die wichtige 
DBevölferungsitatiftif blieb grundfäglich bei den Bundesſtaaten; nur wenige 
Ergebnijje wurden an die Neichsitelle zur einheitlichen Veröffentlichung 
mitgeteilt, 

Nach den grundlegenden Beitimmungen wird dev Geſchäftskreis 
des Amts durch Gefet oder Anordnung des Reichskanzlers 
(Reihsamt des Innern) umſchrieben. Kleinere Arbeiten, für 
die jich der Stoff von felbjt bietet oder von den Landesämtern her: 
gegeben wird, führen ſich ohne weiteres ein. Der Direktor ift der allein 
verantwortliche Vorſteher; ex iſt gehalten, in wichtigen wijjenjchaftlichen 
ragen die Mitglieder zu hören. Der Berfonalbeitand und der Etat war 
verhältnismäßig niedrig bemeſſen. Es waren außer dem Direktor nur 
zwei Mitglieder und acht jonjtige Beamte vorgejehen. Die Ausgaben 
beliefen jich für 1872 (9 Monate) auf 95000 Mark. Das war nur 
möglich, weil im Amte feinerlei Zählftoff aufzubereiten war. Seine Tätig- 
keit erſtreckte ſich zunächſt nur auf die Zufammenfaffung von anderer 
Seite ihm zugehender Überfichten, deren Veröffentlichung und Erläuterung. 
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21. Reichsitatiftif unter Becker 1872—1891. 


Die erite größere Aufgabe, die an das Amt neu herantrat, und die 
wichtigjte, die es überhaupt in den erſten Syahren feines Beitehens zu 
erledigen hatte, war die gewerbliche Betriebszählung von 1875, 
die im Anjchluß an die Volkszählung des Jahres jtattfand. Sie ging 
erheblich über die Gemwerbezählungen des Zollvereins hinaus und behandelte 
namentlich die größeren Betriebe ausführlich. In mancher Beziehung, jo 
namentlich in Sinficht auf die Unterjcheivung der zahlreichen Gewerbe— 
arten legte fie bereit den Grund zu den jpäteren Leiftungen. Im Jahre 
1878 begab fich das Amt mit zwei wichtigen Aufnahmen auf das Gebiet 
ver Landwirtſchaftsſtatiſtik. ES fand Die erſte Statiftif der 
Bodenbenugung und eine Grmittelung der Genteerträge gleichmäßig in 
allen Bundesitaaten jtatt. Die beiden Erhebungen, von denen die erjtere 
jeitdem zeitweilig, die andere jährlich veranitaltet wird, gehören noch heute 
zu den Grundlagen der landmwirtjchaftlichen Statiſtik. Cine bedeutende 
Erweiterung erfuhr das Amt durch die Umgeitaltung dev HandelS- 
ſtatiſtik infolge des Zolltarifgejeßes von 1879. Das Geje führte 
die Anmeldepflicht für alle ein» und ausgehenden Waren und die jo- 
genannte ftatiftifche Gebühr ein, wodurch der Anmeldung zugleich ein 
finanzielles Spnterefje zufommt. Bei der Anmeldung werden auch Her: 
kunfts- und Beſtimmungsland feitgeitellt, die bis dahin unbefannt ge— 
blieben waren. Die Aufbereitung wurde zentralifiert, indem die An— 
meldejcheine fortan dem Statijtifchen Amt zugingen, wodurch eine zu— 
verläflige und gleichmäßige Auszahlung und eine viel weitergehende 
Ausbeutung ermöglicht wurde. Die Handelsitatiitif wurde zu einer eigenen 
großen Abteilung des Amts. 

Den Intereſſen des Handelsverkehrs dient ferner die jeit 1871 auf- 
geitellte Statiftif der Großhandelspreije einer Anzahl wichtiger Waren. 
1882 fand mit Hilfe der ſtatiſtiſchen Landeszentralitellen die exite all- 
gemeine Berufs- und Betriebszählung für das Neid) jtatt. Gie 
war für die Zwecke der jozialen Gejeggebung in der Kaijerlichen Botjchaft 
de3 Vorjahres angekündigt und erfaßte die gefamte Bevölkerung nach ihrem 
Beruf und alle landmwirtjchaftlichen und gewerblichen Betriebe, in denen 
fie fich betätigt. Die Neichsgejege über die Kranken-, Unfall- und 
Spnvalidenverficherung der Arbeiter find mit Hilfe der von diejer großen 
Erhebung gejchaffenen zahlenmäßigen Unterlagen ausgearbeitet worden. 
Dasjelbe Jahr brachte auch noch die Einrichtung der Kriminal— 
ſtatiſtik, die jeitdem alljährlich veröffentlicht und vom Reichsjuſtizamt 
und vom Kaiferlichen Statiftifchen Amt mit eingehendem Text verjehen 
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wird. Sie iſt nach Plänen von Scheel, dem jpäteren Direftor des 
Amts, und Vierhaus jo vorzüglich angelegt, daß ſie ſeitdem alle 
gleichen Statiſtiken des Auslands erheblich Hinter fich läßt, insbeſondere 
auch die altberühmte franzöfifche Kriminalitatiitif, die den Gtoff zu 
Duetelet8 Unterjuchungen über das Budget der Verbrechen geliefert 
hatte, bedeutend übertrifft. Sie jtüßt fich auf Zählfarten der Gerichte, 
die über alle Verbrechen und Vergehen gegen Neichsgejege einzeln aus— 
geitellt und unter großer Arbeitsaufwendung im Amte bearbeitet werden. 
In der juriſtiſchen Literatur hat fich ihr die jüngere Kriminaliſtenſchule 
unter Führung von Lijzt bejonders zugemwendet. Schon 1881 mar 
aleichfalls im Intereſſe der zukünftigen jozialen Gejeggebung eine erite 
Erhebung über den Umfang der öffentlichen Armenpflege unternommen 
worden, 1885 wurde die jchwierige Aufgabe mit bejjeren Grgebnifien 
wiederholt. Als dann die Kranfenverficherung der Arbeiter gejchaffen 
war, jeßte mit dem Jahre 1885 die jährliche Statiſtik der Kranfen- 
verficherung auf Grund von Nachweifen der Krankenkaſſen ein. Die er- 
wähnten Statiſtiken find nur die wichtigeren, daneben jpielen andere eine 
Nolle, Die Ausdehnung der Arbeiten des Aıntes wurde, wie man leicht 
fieht, überwiegend durch unmittelbar vorliegende praftiiche Bedürfniſſe 
hervorgerufen. So blieb es auch für die jpätere Zeit. 

ALS hauptfächliches Quellenwerk wurde unter Becker die „Statiftif - 
des Deutſchen Reichs” geichaffen, von der 1873—1890 102 Bände 
erichienen. Daneben wurden zunädhit „Vierteljahrshefte” (bis 
1876), dann „Monatshefte” zur Statiftit des Deutjchen Reichs 
herausgegeben (welche le&teren übrigens ſeit 1892 wiederum in Viertel- 
jahrshefte und in „Monatliche Nachweiſe über den auswärtigen Handel“ 
zerlegt wurden). Schon 1880 erſchien das erite Jahrbuch für das 
Deutiche Reich. Wie jehr das Statiftifche Amt unter Becker gewachjen 
war, zeigen auch Berfonalbejtand und Gtat. 1891 waren außer dem 
Direktor 5 Mitglieder und 67 etatmäßige Bureau: und Kanzleibeamten 
vorhanden. Die Ausgaben betrugen 720 000 Mark. 

Becker, der urjprünglich Offizier war, hatte fich dem Studium der 
Volkswirtſchaft und Statiftif gewidmet. Schon als Leiter des Olden— 
burgiſchen Statiftifhen Bureaus hatte er vorzügliche, das 
Zahlenmaterial mit Schärfe dDurchdringende Arbeiten geliefert und in den 
Beratungen der Kommiſſion für die weitere Ausbildung der Statiftif des 
Zollvereins die Aufmerkſamkeit auf fich gelenkt. Seine perjönlichen 
Neigungen zogen ihn mehr zur mathbematifchen al3 zur ftoff- 
lichen Behandlung der Statiftil. Das Bedeutendite hat er deshalb 
in der Bevölferungsftatiftif geleiitet. Vor allem hat er die 
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Methode der Berechnung von Sterbetafeln gefördert. Die Beckerſche 
Methode tit noch heute im Neiche wie in Preußen angewendet. Sonſt 
bietet Bd. 44 der Statiftit des Neichs „Stand und Bewegung der Be- 
völferung des Deutfchen Reichs und fremder Staaten in den Jahren 
1841—1886”, der nach feinem Tode von Schumann herausgegeben 
ift, feine wertvollite Veröffentlichung, eine Frucht langer, mühevoller 
Arbeit und noch heute die hauptfächliche Quelle für die ältere Bevölferungs- 
ſtatiſtik. Auch an der Vorbereitung der Berufs- und Betriebszählung 
von 1882 nahm ex bejonderen Anteil. 

Als bedeutender Mitarbeiter unter Beder iſt außer Scheel und 
Schumann, die jchon erwähnt find, Meitzen, namentlich für die 
Landwirtfchafts- und Wafferjtraßenftatiitif, zu nennen, doch liegen jeine 
Verdienite mehr außerhalb ferner amtlichen Tätigkeit. 


22, Unter Scheel 1891—1901. 


Gleich in den Anfang der Tätigkeit Hans von Scheels aß 
Leiter der Neichsitatiitit fällt das wichtigite Ereignis unter ihm, Die 
Gründung der Kommiſſion für Arbeiterftatijtif im Jahre 1892, 
an deren Stelle nach einem Jahrzehnt die Abteilung für Arbeiteritatiftif 
mit jeinem Beirat trat. 

Die Kommiſſion beitand aus einem vom Neichsfanzler ernannten Vor— 
figenden, fechs vom Bundesrat und fieben vom Reichstag gewählten Mit— 
gliedern; damit waren die Beziehungen zu den gejehgebenden Körperfchaften 
gegeben. Ein weiteres Mitglied wurde vom Neichsfanzler aus den Beamten 
des Statiftifchen Amts als der gejchäftsführenden Behörde ernannt. Die 
Wirkſamkeit der Kommiſſion während der zehn Jahre ihres Beitehens 
war jedoch nur gering. Sie jegte acht größere Erhebungen über die 
Arbeitsverhältniffe, vornehmlich die Arbeitszeit in verjchiedenen 
Gewerben, ins Werk, nämlich in Bäckereien und Konditoreien, in Getreide- 
mübhlen, im Aleinhandel, ſowie in den Kontoren des Großhandels, der 
Fabriken ufw., ferner über Kellner und Kellmerinnen und das Küchen- 
perjonal der Gaſt- und Schanfwirtjchaften, jchließlich die Sonntagsruhe 
in der Binnenjchiffahrt und über die Konfektion. Alle diefe Erhebungen 
hatten gejeßgeberiiche Akte zur Folge; noch nicht verwertet it die jogenannte 
Kontorerhebung, die ihren Abichluß exit jpäter fand. Die Kommiſſion 
wendete gern die Methode dev Stichproben an, indem fie nicht alle 
einjchlägigen, jondern nur nach bejtimmten Grundfäßen ausgewählte Ver: 
hältniffe erhob. Die zahlenmäßigen, jchriftlichen Erhebungen pflegte fie durch 
mündliche Befragung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu ergänzen. 
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Sie bildete den Gang der arbeiterftatiftiichen Erhebungen 
für Deutjchland au, die nur zum Teil auf dem Wege einheit- 
licher Mafjenbefragung (Statiftik), zum anderen Teil mittels ver- 
ichiedenartiger Mafjenbefragung (Enquete) erfolgt. 

Das Jahr 1893 war für die Agrarſtatiſtik bejonders „wichtig. 
Zunächſt wurde die Ermittelung der Bodenbenugung oder Anbauſtatiſtik 
zum dritten mal (vorher 1878 und 1883) wiederholt und es wurde be- 
itimmt, daß dieſe große, zumeift den Ortsbehörden übertragene und durch 
die Rataftralvermefjung fontrollierte Erhebung alle zehn Jahre zu erneuern 
je. Daneben bejtanden ſchon, ebenjo alt wie die Bodenbenugungsitatiftif, 
jährliche Grmittelungen der Ernteerträge mit Hilfe überſchlagsweiſer 
Schägung der Durchjchnittserträge und Berechnung auf Grundlage der 
aus der Anbauftatiftit befannten Bodenfläche. Wichtig aber erjchten es 
für die Intereſſenten, außerdem fehon möglichit früh vor der Ernte Nach- 
richten über deren voraugfichtlichen Ausfall zu erhalten. Geit 1893 be- 
gannen deshalb die Beröffentlichungen des Saatenjtands und der vorläufigen 
Erntenachrichten im Statiftifchen Amt. Sie werden vom Frühjahr ab 
monatlich auf Grund von Noten befannt gegeben, die von einem Nebe 
jachverftändiger Berichteritatter für die Hauptfrüchte gemeldet werden. 
1897 kam noch der Nachrichtendienit für die Getreidepreife auf deutjchen 
Fruchtmärkten hinzu, die auf Grund drahtlicher Meldungen täglich im Reichs— 
anzeiger veröffentlicht werden und die die Börfenpreife, deren Notierung 
zeitweilig in Frage geitellt war, erjegen jollen. 

1895 fand die zweite allgemeine Berufs- und Betriebszählung 
itatt, für die Schumann den Grund gelegt hatte und Zahn eine den Stoff 
nach allen Richtungen ausführlich Elarlegende, jehr geſchickte Daritellung 
lieferte. 1898 fand eine Erhebung über die gewerbliche Kinderarbeit itatt. 
Seit 1898 wurde ferner die Statistik über die zum Börfenhandel zugelafjenen 
Wertpapiere, 1899 die Streifitatiftil eingeführt und die Auswanderung: 
jtatiftit erweitert. Die Agraritatiitit (Mayet) erfuhr erhebliche Wand- 
(ungen. 1899 wurde auch die Saatenjtandsberichterjtattung, die jährliche 
Anbau- und die Ernteftatiftit umgeftaltet. Die Zahl der Berichteritatter 
wurde verdoppelt; fie haben fortan nicht bloß über den Stand der Saaten 
von Monat zu Monat zu berichten, jondern auch in der eriten Hälfte des 
November für diejelben Fruchtarten die Exnteerträge zu ſchätzen. Die 
früheren Grnteermittelungen fielen jeitdem fort. 1900 fand abermals eine 
Aufnahme der landmwirtjchaftlichen Bodenbenugung und des Viehjtandes 
und zwar mit Nücficht auf die bevorjtehenden HandelSverträge früher als 
planmäßig jtatt. Der Bodenbenugungsitatiftit wurde eine umfafjende 
Forititatiitit mit Grmittelung der Erträge einverleibt. 1901 wurde jchließ- 
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lich die Statiftit der Bevölferungsbewegung erweitert, indem nament— 
[ich über Alter, bisherigen Familienſtand und WReligionsbefenntnis der 
Ehejchließenden und über das Alter der Geitorbenen Nachmweifungen ver: 
langt wurden. Unter Scheel wurde auch noch die exit 1902 zum erſten 
mal zur Veröffentlichung gelangte Finanzſtatiſtik von Zahn in die 
Wege geleitet, die einen gleichmäßigen Überblick über die Finanzen des 
Neichs und der Bundesjtaaten gejtattet. 

Scheel, der der afademijchen Laufbahn entitammte und zuleßt 
Ordinarius für Staatswifjenfchaften in Bern war, hat eine erhebliche 
jchriftitellerijche Tätigkeit entfaltet; fein Hauptintereffe fand er in 
der Erörterung jozialer Probleme. An der amtlichen Tätigkeit lag 
ihm deshalb auch die Fortbildung der Arxbeiterftatiftit, für die er eine 
eigene Organijation wünfchte, jehr am Herzen. Sonst hat er am meiften 
für die Kriminalftatiftif, die Kranfenfaffen-, auch die Handels— 
ſtatiſtik gewirkt. 

Bei ſeinem Ausſcheiden aus dem Amt waren neben dem Direktor 
ſieben Mitglieder und ein wiſſenſchaftlicher Hilfsarbeiter tätig. Die Zahl 
der etatsmäßigen Büreau- und Kanzleibeamten hatte fich im Jahrzehnt feiner 
Amtsführung mehr als verdreifacht und betrug 206. Die Ausgaben waren 
auf 11000 000 ME. geitiegen. 


23. Unter Wilhelmi 1901—1904. 


Leopold Wilhelmi ftand nicht viel länger als zwei Jahre an 
der Spitze der Reichsitatiftif, indem er jein Amt Ende 1901 antrat 
und Anfang 1904 verjchted. Seine Tätigkeit war vordem im Reichsamt 
des ynnern der jozialpolitiichen Gejeggebung gewidmet gemwejen; hier 
und in der Literatur hatte er jich als ſcharfſinniger, in allen Einzelheiten 
ſeines ArbeitsgebietS bewanderter Juriſt erwiefen. Daß er zum Präſi— 
denten des Statiftiichen Amts ernannt wurde, ijt darauf zurüczuführen, 
daß damals die Gründung einer eigenen Abteilung für 
Arbeiterſtatiſtik geplant war, die auch 1902 unter Auflöfung der 
Kommifjion für Arbeiteritatiitik erfolgte. Dies Ereignis ift das bei weitem 
wichtigite, das unter jeiner Amtsführung vorfiel. Der Abteilung ift ein 
Beirat für Arbeiterjtatiitif angegliedert, deſſen Vorfigender der 
Präfident des Statijtifchen Amts ijt und dejjen 14 Mitglieder, gleichmwie 
in der früheren Kommiſſion, je zur Hälfte vom Bundesrat und Reichstag 
gewählt werden. Die arbeiterjtatiftiiche Abteilung hat ebenjowenig wie 
jonit das Statiftifche Amt das Necht freier Initiative, doch jteht dem 
Beirat zu, dem Reichskanzler Vorjchläge für Erhebungen zu unter- 
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breiten. An der Drganifation der Arbeiterſtatiſtik und ihren erſten 
Arbeiten hat Wilhelmi noch Lebhaften Anteil genommen. Um den Bu: 
fammenhang befjer zu wahren, joll exit bei jeinem Nachfolger hierüber 
geiprochen werden. 


24. Unter van der Borght ſeit 1904, 

Seit dem Amtsantritt des gegenwärtigen Präfidenten Richard van 
der Borght, der wiederum Volkswirt und Statiſtiker iſt, hat fich die 
Reichsitatiitit in wenigen Jahren ſchnell weiterentwicelt. Das Amt zer 
füllt zurzeit in drei Abteilungen, die Allgemeine, die Handelsitatiftiiche 
und die Arbeiteritatiftifche, von denen letztere beide unter einem Direktor, 
Fuhry bezw. Zacher, Iegterer Stellvertreter des Präfidenten, ftehen. 

In der allgemeinen Statiftit wurde 1904 die Schlachtvieh- und 
SFleifchbejchauftatiftit eingeführt. Die Agraritatijtit erfuhr weiter mehr: 
fache Ausdehnung. 1906 und 1907 ift zuerjt eine Statiſtik der Kraft- 
fahrzeuge gefertigt. 1907 fand als größte Erhebung der deutjchen Statiftit 
die dritte allgemeine Berufs- und Betriebszählung ftatt. Die 
Statiftif der Binnenjchiffahrt wurde im jelben Jahr zunächit für die 
Schiffaufnahmen verbefjert, auch die Anfänge einer Aftiengejellichafts- 
ſtatiſtik wurden veröffentlicht. Wie bejonders das Statiftijche Jahrbuch 
ausweilt, wurden kleinere Statiftifen zum Teil aus dem Gejchäftstreis 
anderer Behörden oder unter Beteiligung der Landesitatijtit in größerer 
Zahl eingefügt. 

‚1906 trat der neue Zolltarif in Kraft; ev machte ein viel eingehenderes 
ftatiftifches Warenverzeichnis und damit eine veichere Gliederung der 
Handelsftatiftif nötig. Im gleichen Jahre erfolgte die Aufnahme 
der SFreihäfen von Hamburg, Bremerhaven uſw. in die Handelsitatiftit, 
wodurch dieje ſtark beeinflußt iſt. Wichtige Daten über Getreider, Mebl-, 
Zucferverfehr und andere Waren werden jeit 1906 alle zehn Tage be- 
fannt gegeben. Seit 1906 werden auch die Fänge der deutjchen See— 
fijcherei, wiewohl fie feine eigentlichen Einfuhrwaren find, im Anjchluß 
an die Handelsitatiftit bejonders nachgewiefen. Die Seeſchiffahrts— 
ſtatiſtik wird feit 1908 in verbefjerter Form aufgenommen. Zu den 
verschiedenen Steuerftatiftifen iſt jeit 1907 auch eine Statijtif über die 
Stempelung der Wertpapiere, die Zigaretten und die Erbjchaftsiteuer 
getreten. 

Die Abteilung für Arbeiteritatiftif leitete unter Beteiligung des 
Beirats Unterfuchungen ein über die Arbeitsverhältniffe im Fleiſcher— 
gewerbe, im Fuhrmerfsgewerbe, in der Binnenfchiffahrt, in der Fijch- 
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induftrie, in den Plätt- und Wafchanftalten und über die Lohnbücher in 
der Kleider- und Wäſchekonfektion. Sie nahm weiter Erhebungen über 
die Kinderarbeit in der Landwirtjchaft und über die Wirkungen des Hand- 
werfergejeges von 1897 vor. In dem NeichSarbeitsblatt erhielt 
fie jeit 1903 ein eigenes Organ, dejjen Schriftleiter Leo ift. In 
eriter Linie der monatlichen Berichteritattung über den Arbeitsmarkt 
auf Grund ausgedehnter Beobachtungen beitimmt, verfolgt es außerdem 
die jozialpolitifchen Begebniſſe und Berhältniffe im Inlande und Aus- 
lande. Auch gibt die Abteilung Einzeldarjtellungen über arbeiteritatiitifche 
Fragen, überwiegend auf Grund bejonderer Grmittelungen, heraus. Er— 
ſchienen ſind ſolche „Beiträge zur Arbeiterſtatiſtik“ über die 
Arbeiterjtatiitit in den wichtigiten Staaten, Notitandsarbeiten der Städte, 
Tarifverträge und die Negelung des Arbeitsverhältnifjes bei Vergebung 
öffentlicher Arbeiten. In Bearbeitung oder Vorbereitung find Erhebungen 
über Wirtjchaftsrechnungen, über jtädtifche Arbeitsordnungen und über die 
Lohnverhältniſſe ſtädtiſcher Arbeiter, ferner Darftellungen der beruflichen 
DOrganifationen und des Streif- bezw. Einigungs- und Schiedsweſens, ſowie 
des MWohnungswejens in großen Städten. Auch eine umfangreiche Denk— 
jchrift über die Arbeitslojenverjicherung tft aus der Abteilung 
(Leo) hervorgegangen und die private Erhebung über die AlterSverficherung 
der Brivatangeitellten ijt teilweiſe hier bearbeitet worden. Schließlich wird 
in der Abteilung jeit 1903 die Heritellung einer beruflichen Krant- 
heits- und Sterblichfeitsitatiitit (Mayet) in Verbindung mit dem 
Gejundheitsamt betrieben. 

Den bequemften Überblic über das, was die Reichsitatiftit gefchaffen 
hat, erlangt man aus dem 1907 zum erſten mal erjchienenen Statiitijchen 
Handbuch für das Deutjche Neich in 2 Bänden, das die wichtigjten 
Ergebniffe jeit ihrem Beginn überfichtlich zufammenfaßt. Einen Quellen: 
nachweis bieten jedesmal die ſtatiſtiſchen Jahrbücher. 

Infolge der wachjenden Aufgaben vermehrte fich der Berfonalbeitand, 
namentlich der miljenjchaftlichen Beamten außerordentlich; bei letzteren 
jtieg er jeit 1901 auf mehr als das dreifache. Vorhanden find (1908) 
1 Präſident, 2 Direktoren, 16 Mitglieder, 6 jtändige Mitarbeiter und 
4 außeretatsmäßige wijjenjchaftliche Dilfsarbeiter, 322 etats- und 198 außer: 
etatsmäßige Büreau- und Kanzleibeamte, darunter 110 Damen. Die Aus- 
gaben find auf 1900000 ME, zu veranfchlagen. 

Außerhalb des Statijtifchen Amts wird gleichfalls Reichs: 
ftattjtif getrieben; jo bearbeitet das Gejundheitsamt die Medizinalitatiitif, 
das Neichsjuftizamt die Juſtizſtatiſtik, auch iſt es an der Kriminalſtatiſtik 
beteiligt. Bedeutjam iſt die Gifenbahnitatijtif, die teils vom Neichs- 
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eijenbahnamt, teil vom preußifchen Miniiterium der öffentlichen Arbeiten 
aufgeitellt wird. Auch das Patentamt, das Reichsverficherungsamt, das 
Neichspoitamt und das Neichsfchagamt, ſowie die Reichsbank befaſſen fich 
mit Statiftif für ihre Zwede. Das Reichsamt des Innern greift mitunter 
zu eigenen Statiftifchen Grhebungen oder bedient fich der Hilfe des 
Statiftifchen Amts für feine Arbeiten. In den Nachrichten für Handel 
und Induſtrie hat es ein Organ, in dem es mancherlei ftatiitifche Mit- 
teilungen auch aus dem Auslande verbreitet. 


25. Preußiſche Statiftif im legten Sahrzehnt unter Engel 
1872—1882. 

Die Gründung der Neichsitatiftit war von größtem Einfluß auf die 
Landesitatiitif. Um menigitens das preußtiche Bureau etwas näher ins 
Auge zu fallen, jo erſtreckte fich feine unmittelbare Tätigkeit bis Anfang 
des Jahres 1872, in dem das Kaijerliche Statiftifche Amt ins Leben trat, 
auf folgende Gebiete: 1. Topographie des Staates, 2. Meteorologijche 
Verhältniffe (ſeit 1848), 3. Bevölkerungsſtatiſtik, einſchließlich Berufs- 
itatiftit und Gemerbeftatiftif, 4. Selbitmorde und Berunglücdungen, 
5. Grundeigentum und Gebäude, 6. Viehitand, 7. Marktpreife der Lebens- 
mittel, 8. Schiffsunfälle an den Küften, 9. Organe und Anitalten der 
Gejundheitspflege, 10. Anitalten und Perſonal der Seelforge, 11. der 
Geiftespflege, 12. Wahlitatifti, 13. Kalenderverwaltung (feit 1852), 
14. Kommunalfinanzitatiftik. 

Außerdem verfolgte das Bureau die itatijtifche Tätigkeit der übrigen 
Behörden und brachte namentlich in der Zeitjchrift Auffäge über die ver- 
jchiedenjten Gegenſtände. 

Durch die Neichsitatiftit wurden dem preußifchen Bureau unter 
Engel hauptſächlich eine Anzahl von Arbeiten neu zugeführt, wie 
aus der Daritellung der Entwicklung der NReichsitatiftit näher zu ent- 
nehmen ift. Am wichtigiten war zunächit die Anregung, die das Reich 
auf die Medizinalftatiftik ausübte. Im felben Jahre 1874, in dem 
eine Reichskommiſſion zur Vorbereitung einer Reichsmedizinalſtatiſtik zu- 
fammentrat, wurde beim preußischen Bureau ein Gejchäftsbereich für 
Medizinalitatiitit eingerichtet. Damit wurde der Grund gelegt zu dem 
Ausbau der preußifchen Medizinalftatiftit, die erheblich über die vom Reich 
durch das Gefundheitsamt geftellten Anforderungen hinausgeht. Die 
Berufs- und Betriebszählung von 1882 jtellte dem preußijchen Amte 
in techniſcher Hinſicht die größten Aufgaben, indem bier ein Zählſtoff 
aufzubereiten war, wie ihn die Statiftif bis dahin noch nicht zu bewältigen 
gehabt hatte, 
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Außerdem übernahm das Bureau aus eigener Veranlaſſung bejonders 
die: 1. Sparkafjenitatiitif, 2. Branditatiftif, 3. Grundeigentums- und Ge- 
bäudeitatiftif in neuer Gejtalt und 4. Unterrichtsitatiftit. 

Namentlich die Ausdehnung der Grundeigentums- und Ge- 
bäaudejtatijtit nach Fertigitellung der Grunditeuerfatafter bedeutete 
eine erhebliche Bereicherung der preußifchen Statiftit; auch die Spar— 
fajjenitatijtit gehörte fortan zu ihren wichtigeren Zweigen, während die 
Unterrichtsitatiftik jich exit jpäter fortbildete. 

Engel war noch zu einer Zeit Leiter des Bureaus, in der es nicht 
jo groß war, daß nicht eine ungewöhnliche Arbeitskraft wie ex fich 
perjönlich jelbjt der einzelnen Arbeiten annehmen konnte. Bei feinem 
Amtsantritt 1860 waren außer ihm drei Mitglieder, ein Hilfsarbeiter und 
acht jonjtige Beamte, im ganzen 13 Beamte vorhanden. Als er 1882 
ausjchied, wurden jechs Mitglieder, vier Hilfsarbeiter und 23 jonitige 
Beamte, im ganzen 34 Beamte gezählt. Engel war auf den meijten 
Gebieten der Statiſtik auch perjünlich tätig. Seine Grundauffaffung lehnte 
fich an Quetelet an und er verleugnete niemals feine technifch-natur: 
wijjenjchaftliche Vorbildung. Im ftatiftifchen Seminar las ex lange über 
die „Phyſik der Geſellſchaft“. Er iſt der fruchtbarſte deutjche 
Statijtifer gemejen und hat als Drganijator, Lehrer und 
Schriftiteller neue Wege gefunden und die vieljeitigiten An— 
regungen gegeben. 


? 
26. Preußiſche Statiftif unter Blenck feit 1882, 


Nach Engels Rücktritt wurde Emil Blend 1882 zum Leiter 
des Preußiſchen Statiftifchen Bureaus beitellt. 1905 erhielt daS Bureau 
aus Anlaß jeines 100 jährigen Jubiläums die Bezeichnung als Landesamt 
Das Urbeitsgebiet des Amtes dehnte jich troß der jchnellen 
Erweiterung der Reichsitatiftit noch immer aus. Abgejehen von dem, 
was für die Neichsitatiitift neu zu leiten war, wurde die Medizinal- 
itatiftif erweitert, die jehr beachtenswerte Finanz: und Steuerſtatiſtik 
und eine ganze Anzahl Eleinerer Statiftifen, eine Beſitzwechſel-, Ver— 
jchuldungs-, Hypothefar-, Zwangsverfteigerungs- und Fideikommißſtatiſtik, 
Aftiengejellichafts-, Theater- und Kirchenitatiftit neu aufgenommen. 
Neueſtens hat das Amt die Bearbeitung einer Militärtauglichkeitsitatiftik 
für Armee und Flotte übernommen, 

Auf den meijten bisherigen Gebieten wurde außerdem die Erhebung 
wie die Bearbeitung erweitert. So geht 3. B. die Bevölkerungsſtatiſtik 
erheblich über das hinaus, was die Neichsitatiftit bietet, auch die 
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Agrarſtatiſtik wird eingehender behandelt. Im ganzen zeigt ſich in der 
preußiſchen Statiſtik eine gleichmäßige, an die unter Engel ge— 
ſchaffene Gliederung anſchließende glückliche Fortent— 
wicklung, wie dies auch die „Feſtſchrift“ zur Hundertjahrsfeier des 
Amtes näher dartut. 

Dem Präfidenten des Amtes fteht eine Neihe vom Fachleuten, im 
ganzen zehn Mitglieder, darunter jein Stellvertreter Evert nebit 77 etats— 
mäßigen Beamten zur Seite. 

Ebenjo wie im Reich wird nicht bloß vom Statiftifchen Amt, jondern 
auch von anderen Stellen Statiſtik gemacht. Am wichtigiten find 
die Statiſtik des Bergbaues beim HandelSminijterium, der Strafanftalten 
beim Minijterium des Innern und der Juſtiz, bei legterem auch die Statiſtik 
der Juftizverwaltung, ferner die Statiftit der Evangelifchen Landeskirche 
beim Gvangelifchen Oberkirchenrat, die Statiſtik gewiſſer Zweige der 
Finanzſtatiſtik beim Finanzminifterium und die Statiſtik der landſchaft— 
lichen Kreditinftitute, einzelne Teile der Landwirtſchaftsſtatiſtik ſowie die 
Forſtſtatiſtik beim landwirtſchaftlichen Miniſterium. 


27. Sonſtige neuere Landesſtatiſtik. 


Auch in den übrigen größeren Bundesſtaaten hat ſich die Statiſtik ſtändig 
weiter entwickelt; in den kleinſten Staaten allerdings geht ſie nicht viel 
über das hinaus, was das Reich fordert. Das war bisher auffälliger 
Weiſe auch in Elſaß-VLothringen der Fall; ſeit 1907 aber erfährt Die 
Statiſtik des Neichslandes durch Plaber eine Neuordnung. Im übrigen 
müfjen einige Bemerkungen über die jonjtige Landesſtatiſtik genügen. 
Näheres über den heutigen Stand ift aus den eingangs erwähnten Ar- 
beiten von Wiedenfeld und Neuhaus zu entnehmen. Das bayerifche 
Bureau: hatte nach dem Ausjcheiden Hermanns in Georg v. Mayr 
1869 einen Nachfolger erhalten, der noch heute zu den erſten Namen in 
der Statiftif zählt und der Herausgeber des allgemeinen Statiſtiſchen 
Archivs, der einzigen nichtamtlichen Zeitfchrift für Statiftik, ift. Das Jahr— 
zehnt feiner Vorftandfchaft brachte einen außerordentlihen Auf— 
ſchwung für die Statiftif Bayerns, deren Arbeitsgebiete er jehr 
vermehrte. Er gründete auch die Zeitjchrift des Bureaus. Spätere er- 
folgreiche Nachfolger waren Raſp (1887—95) und Pröbft (1896—1901). 
Seit 1907 hat Friedrich Zahn, der aus der Neichsitattitit hervor— 
gegangen ift, die Leitung des Bureaus tibernommen. Die ſächſiſche Statiftit 
wird nach der preußifchen mit dem größten Aufwand an Mitteln betrieben. 
Sn Böhmert erhielt daS Bureau 1875 wiederum einen bedeutenden 
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Direktor, der es bis 1895 leitete. Seit 1902 führt Würzburger die Ge- 
jchäfte. In Württemberg ift die Statiftif bei den Behörden einigermaßen 
zeriplittert, anderſeits erſtrecken ſich die Aufgaben des Statiftifchen Landes- 
amts nicht bloß auf die Statiftif, jondern auch auf Landeskunde, Topo- 
graphie und Kartographie. Das Bureau hat einit Guſtav Nümelin, 
dem die Theorie und die Bevölkerungsſtatiſtik bejonders viel verdanken, 
geleitet. Neuejtens ift v. Haffner an die Spite des Amtes getreten, dem 
jeit längerem Hermann Loſch angehört. Die badijche Statiftif hat fich 
unter Zange jeit 1894 ausgedehnt; fie beansprucht auch durch die Ge- 
nauigfeit ihrer Durchführung bejondere Beachtung. Die Leiftungen der 
übrigen Landesitatiitik find zum großen Teil nicht minder bemerfensmwert. 
Menn noch der Name des Leiters der Statistik eines Fleineren Bundes- 
ſtaats genannt werden darf, jo ijt es der Kollmanns, der als früherer, 
langjähriger Vorſteher des oldenburgijchen Amtes mit jeltenem Geſchick 
manche jehr beachtenswerte Leitung bei kleinen Mitteln zu bieten verjtand. 


28. Städteſtatiſtik. 

Mit dem jchnellen Wachstum der deutjchen Städte und der Ver: 
mehrung der Aufgaben der Selbjtverwaltung trat in den größeren Städten 
das Bedürfnis nach eigenen ftatiftifchen Amtern hervor. Das erſte wurde 
1865 in Berlin gegründet; heute haben fat alle Großjtädte und eine 
Anzahl von Mittelftädten ihre Ämter; fie wurden namentlich jeit den 
neunziger Jahren gejchaffen. Im ganzen find es heute 37 (1908), un— 
gerechnet die der Hanſeſtädte, die zugleich ftaatliche Ämter find. Ihr Auf— 
gabenfreis weicht erheblich von dem der ftaatlichen Ämter 
ab und pflegt den Intereſſen der Verwaltung noch enger angepaßt zu 
werden als bei jenen. Sie behandeln bejonders 3. B. Bevölferung, Grand» 
befig und Gebäude, Wohnungsverhältniffe, Gewerbe und Arbeiterjchaft, 
jtädtifche Anftalten, Verſicherungsweſen, Straßen, Märkte, Breife, Ver: 
brauch, Verkehr, Vereine, Polizei, Armenweſen, Finanzen und Steuern, 
unternehmen neben ihren regelmäßigen Aufnahmen oft Ermittlungen 
größerer und Eleinerer Art für vorübergehende Zwecke und find zum Teil 
allgemeine volfswirtjchaftliche Auskunftsſtellen für die Stadtverwaltung 
geworden. Außerhalb der jtädtischen Verwaltungen dürften die Leiftungen 
der Städteftatijtif vielleicht auf zwei jehr verjchiedenen Gebieten am meijten 
gejchägt werden. Einerſeits hat Boeckh in Berlin die Bevölferungs- 
ftatiftil zum Ausgang genommen, die Methode der Statiftif zu fürdern 
und fich hierdurch einen ausgezeichneten Namen in der Wiſſenſchaft ge— 
macht; anderjeits hat die Städtejtatiftit — namentlich die jüngeren be- 
tonen dieſe Richtung — die ſoziale Statiftif 3. B. in der Unter- 
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juchung der Wohnungsverhältniffe und der Lage der Arbeiterjchaft weiter 
gefördert, als es die ftaatliche Statiſtik bisher zu tun vermochte. 

Seit 1879 halten die Städteftatiftifer gemeinfame Konferenzen 
ab und geben jeit 1890 durch Neefe in Breslau das Statiftifche Jahr— 
buch deutjcher Städte heraus, in dem die wichtigeren Gebiete der Ge- 
meindeverwaltung, die wirtjchaftlichen und jozialen Verhältnifje faſt aller 
Städte mit über 50000 Einwohnern behandelt werden. 


29. Reichs:, Landes: und Städfeftatiftif untereinander. 


Reichs-, Landes und Städteftatiftif find unabhängig voneinander. 
Zwifchen der Reichs- und Landesitatiftif ergeben fich engere Beziehungen 
von jelbjt. Nümelin hat einjt die Unterfcheidung zwifchen zentraler, 
föderierter und partifularer Statistik gemacht, eine Drei- 
teilung, die noch heute zutrifft. Den zentralen Teil bilden diejenigen 
itatiftischen Arbeiten, welche ohne alle Mitwirkung der Einzelftaaten ganz 
und unmittelbar von Behörden des Reichs beforgt werden. Dahin gehört 
die Statiftit des Warenverfehrs, der Zollverwaltung jowie die Arbeiter: 
ſtatiſtik. Die füderierte Statiftift macht dasjenige aus, was zwar von 
den Ginzelitaaten, aber nach gemeinfamen Grundfägen und gleichartigen 
Formularen zu erheben und an die NeichSbehörde vorzulegen tft. Auf 
die Zentralbehörde treffen hier die Arbeiten der Einfammlung, Prüfung 
und Berichtigung etwaiger Mängel und Ungleichheiten, der Zuſammen— 
ftellung und Verarbeitung, der Veröffentlichung. In dieje Klafje fällt 
die Bevölferungsftatiftif, Agrarftatiitif, Berufs- und Betriebsitatiftit, 
Kriminalftatiftit, Krankenkaſſenſtatiſtik, überhaupt der größte Teil der 
Reichsſtatiſtik. Die partifulare Statiftif beiteht aus denjenigen Arbeiten, 
welche in den einzelnen Staaten nach freiem Ermeſſen und ohne Be— 
ziehung zum Weich ausgeführt werden. Das Band zwifchen Neichs- und 
Landesitatifti ift Durch die Föderierte Statiftit gegeben. Der größere Teil 
der föderierten Statiftit, 3. B. die Bevölferungsitatiftil, die Berufsſtatiſtik, 
überwiegend die Agrarftatiftif, wird von den landesitatiftifchen Zentralitellen 
aufbereitet und dem Kaiferlichen Statiftifchen Amt in fertigen Überfichten 
geliefert. Diejes ftellt fie nur untereinander zufammen. Hieraus ergibt fich 
die Notwendigkeit einer Verftändigung über Methode und Technik der Er- 
hebungen. Abgejehen von dem regen jchriftlichen Verkehr dienen diefem Zweck 
die „VBerfammlungen der Statiftifer des Reichs- und der 
Bundesftaaten“, die vom Jahre 1874 ab und zwar jeit 1900 jährlich 
itattfanden. Bis 1908 wurden 26 Tagungen abgehalten, neben denen 
in neuerer Zeit noch Sigungen befonderer Ausfchüffe üblich wurden. Dieſe 
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Verfammlungen, die längere Zeit zu dauern pflegen, find der Fortbildung 
der Statiſtik äußerſt förderlich. Sie haben vor den internationalen 
Kongrefjen den großen Vorzug, daß immer unmittelbar praftifche Auf- 
gaben zur Erörterung ſtehen und daß ihre Beichlüffe fich demnach fast 
ausnahmslos in die Tat umfegen. Da die Statijtifer am allereriten die 
Vorteile einer einheitlichen Statiſtik empfinden, fo find es ebenfojehr die 
Vertreter der Bundesijtaaten wie die des Neichs, die dahin drängen, die 
Reichsitatiitif zu verbejjern und auf weitere Gebiete auszudehnen. Bei den 
landesjtatiftiichen Zentralſtellen haben diefe Zufammenfünfte die Tätigkeit 
der eigenen beratenden Organe zurücgedrängt. So ift die Preußifche 
Statiftifche Zentralkommiſſion, die einit Erhebliches genußt hat, jchon jeit 
Jahren nicht mehr zufammengetreten. 

Die Beziehungen zur Städteftatiftil find weniger enge, was fich zum 
Teil aus ihrem etwas anderen Nufgabenfreis erklärt. Den jtädtifchen 
Ämtern liegt regelmäßig die Durchführung von allgemeinen Exhebungen 
für ihr Gebiet ob; fie tun das in ihrer Eigenſchaft als jtädtifche Organe 
in Unteritügung der Stadtverwaltungen, die ſonſt anderweit hierfür zu 
jorgen hätten. Nur ausnahmsmeife übernehmen fie auch die Bearbeitung 
des gewonnenen Stoffes zur Grleichterung der Arbeiten der Landes- 
zentralitellen und aus eigenem Intereſſe hieran. Etwas näher geitaltet 
jich neuerdings die Fühlung der Städteftatiftit mit der Reichsſtatiſtik, 
namentlich für arbeiterftatijtifche Grmittelungen; an den gemeinfamen Be- 
ratungen der Städteftatijtifer nehmen deshalb auch Vertreter der Neichs- 
statistik teil. 

30. Neuere Theorie der Statiſtik. 

Nachdem Knies in jeinem Buch über die Statijtif als jelb- 
ftändige Wiſſenſchaft (1850) die heutige Statiftif jcharf von der 
alten Staatenfunde unterjchieden und fie als eine „Wiſſenſchaft mit 
einer ihr allein angehörigen Aufgabe und Methode” 
gefennzeichnet hatte, unterjuchte Guftav Nümelin, der ftatiftifchen 
Praxis nicht fremd, in jeinen beiden Aufſätzen „zur Theorie der 
Statijtif” (1863 und 1875) als eriter das Weſen der ſtatiſtiſchen 
Methode. Sie iſt ihm eine bejondere Anwendung der induftiven Methode 
auf Maffenerfcheinungen. Die Mlafjenbeobachtung hat gegenüber der 
GEinzelbeobachtung mit Schwierigkeiten zu kämpfen, die fie durch methodtjche 
Drganijation der Beobachtung überwindet. Die Statistik it, um es furz 
zu nennen. „methodijche Maſſenbeobachtung“. Da diefe Beob- 
achtungsmweife Sammelbegriffe, wie Volt, Kirche, Bezirk ujw. in die 
Einzelheiten, die fie zufammenfaffen, wieder auflöft und von jedem einzelnen 
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zu beobachten hat, ob eine gewiſſe Erjcheinung bei ihm jtattfindet oder 
nicht, jo muß ſtets ein Zählen jtattfinden und ift die Zahl ein 
charakteriſtiſches Merkmal der ftatiftifchen Methode. Rümelin 
jeßt voraus, daß die Beobachtung der’ zu unterjuchenden Maſſen eine 
allgemeine ift, d. h. daß die gejamte Maſſe, von der etwas ausgejagt 
werden joll, unter Beobachtung geitellt wird. Es ſei hier angefchlofjen, 
daß die Praxis die Nepräjentativmethode oder Stichproben- 
erhebung ausgebildet hat, bet der nur ausgewählte Teile beobachtet, aus 
den Grgebniffen aber auf die Bejchaffenheit der geſamten Maſſe gejchlofjen 
wird. Namentlich bei den arbeiterjtatijtifchen Erhebungen findet die 
Stichbeobachtung Anwendung; auf manchen Gebieten haben fich ihre Feſt— 
itellungen alS unzuverläffig erwiejen, was auf den Tagungen des Inter— 
nationalen Statistischen Inſtituts zulegt in Berlin 1903 zu Beratungen 
geführt hat. In Deutjchland befürwortet fie Mayet für die Agrar- 
itatiftit. Der Beirat für Arbeiterſtatiſtik befolgt den Grundjaß, die 
Stichproben bei kleineren Maſſen verhältnismäßig zahlreicher jtattfinden 
zu laſſen und für ihre Verteilung eine mechanifche Negel zu wählen, um 
jede Beeinflufjung auszujchliegen. Im übrigen fehlt es aber noch an 
einer Theorie für die Vorausfegungen und die Regeln der Anwendbarkeit 
der GStichmethode. An Nümelin hat Sigmwart in feiner Logik 
(1873—78, 3. Aufl. 1904) angefnüpft und die ftatiftifche Methode, 
ihrem Weſen und ihrer Anwendung nach, die über das Gebiet der 
Staats- und Geſellſchaftswiſſenſchaften hinausreicht, in die Einzelheiten 
hinein unterfucht. Rümelins und Sigwarts Unterjuchungen find grund: 
legend geblieben. 

Der Theorie der Statiftit fällt nicht bloß die Erforſchung der all 
gemeinen Gejege der planmäßigen Mafjenbeobachtung zu, fie hat auch die 
gleiche Aufgabe für die Beurteilung ihrer Ergebnifje. Sowohl die Gejege 
der Beobachtung wie der Beurteilung gehören der Logik an, aber da die 
Ergebniſſe fich in Zahlen darftellen, kann die Mathematik der Beurteilung 
als Gehilfin dienen. Dies findet dann ftatt, wenn die erbrachten 
Zahlen nicht unmittelbar als Tatjachen verwertet, jondern weiterer 
vechnerifcher Unterfuchung unterworfen werden, um daraus Schlüjfe zu 
ziehen. Die hier entjtehenden Fragen find namentlich im Gebiete der 
Bevölferungs- und Moralſtatiſtik nicht einfach und haben zur Ausbildung 
der mathematiſchen GStatiftif geführt. Sie jchuf genauere 
Methoden für die Bevölkerungsſtatiſtik, als die alten politifchen Arithme— 
tifer hatten, und mwiderlegte anderfeit3 durch die Anwendung der Wahr: 
jcheinlichfeitsrechnung auf die Mafjenerjcheinungen der menjchlichen Ge— 
jellichaft den grundlegenden Irrtum der Dueteletfchen Schule, daß jene 
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feitjtehenden natürlichen Gejegen unterworfen jeien, indem fie im 
Gegenteil zeigte, daß die Zahlen troß des oft gegenteiligen Anſcheins 
für ſolche Annahme nirgends ftabil genug find, daß fie vielmehr mit 
der Veränderung der Zujtände, auf die fie zurüczuführen find, meiſt 
empfindjam wechjeln. In Deutjchland haben fich unter den Neueren 
Beder, Zeuner, Knapp, Boedh und Ballod um die Fortbildung 
der Bevölferungsitatiitif, Bortfiemwitjch und vor allem Leris um 
diefe und allgemein um die mathematifche Statiſtik verdient gemacht. 
Die Grundzüge einer Theorie der Statiftif auf mathematijcher Grundlage 
hat der dänifche Statiftifer Weftergaard in deutjcher Sprache verfaßt 
(1890). Sonſt ijt der Mathematiker Blaſchke mit feinen „Vorleſungen 
über mathematifche Statiſtik“ (1906) hervorgetreten. 


31. Internationaler Kongreß für Hygiene und Demographie. 
Internationales Statiftifches Inſtitut. 

Nachdem die jtatiftifchen Kongreſſe zu bejtehen aufgehört hatten, 
nahmen die Statijtifer jeit 1882 Anſchluß an die Mediziner, in- 
dem fie die Hygienisch-demographijchen Kongreffe bejuchten, um mit jenen 
zufammen über bevölferungs- und medizinalitatiftiiche Fragen zu beraten. 
Der jüngfte, 14. internationale Kongreß für Hygiene und Demographie 
fand 1907 in Berlin jtatt. Für die Fortbildung der Statiftit fonnten 
dieje Kongrejje nur auf bejchränttem Gebiet von Einfluß fein. 

1887 wurde hauptjächlich auf Betreiben von Weumann-Spallart 
das Tynternationale Statiſtiſche Inſtitut gegründet. Es iſt eine freie 
Vereinigung, die bejtrebt iſt, die eriten Statiftifer aller Länder in 
jich aufzunehmen, und zurzeit an 200 Mitglieder, ganz überwiegend aus 
den praftijchen Statijtifern, zählt. Den Vorſitz hat von Inama— 
Sternegg. Das Inſtitut tagte bisher elfmal, in Rom 1887, in Baris 
1889, in Wien 1891, in Chicago 1893, in Bern 1895, in Petersburg 
1897, in Ehriitiania 1899, in Ofenpeft 1901, in Berlin 1903, in London 
1905 und in Kopenhagen 1907. Un den Verfammlungen nehmen regel- 
mäßig zahlreiche Gäite teil. Die Berichte auf den Verfammlungen und 
deren Beratungen, die im Bulletin de l’Institut veröffentlicht werden, 
bieten ein ausgezeichnetes Mlaterial für die verjchiedeniten Gebiete der 
Statiftil. Das Inſtitut hält fich davon fern, durch feine Bejchlüfje einen 
unmittelbaren Einfluß auf die Statiftif der Staaten nehmen zu wollen, 
doch hat es durch fein wifjenjchaftliches Anjehen und die von ihm aus— 
gehenden Anregungen nicht geringe Bedeutung. Die beabfichtigte 
Herausgabe eines internationalen Statiftifchen Jahrbuchs ift bisher nicht 
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erfolgt; doch iſt die Bevölferungsitatiftik in ihren Grundzügen international 
bearbeitet. Wirtjchaftsitatiftifche Überfichten bieten die von Neumann- 
Spallart begründeten und von Juraſchak fortgejegten Überjichten der 
MWeltwirtichaft. Auf der Berliner Tagung des Tynjtituts bot das 
KRaiferliche Statiftifche Amt in einem Anhang zu feinem Jahr— 
buch einen internationalen Teil dar, der feitdem beibehalten und er— 
weitert ift. Won deutfchen Zeitichriften verfolgt die Statiftif des Auslandes 
die Ofterreichiiche Statiftifhe Monatsſchrift am beiten. Für 
die Arbeiterftatistit geht neuerdings das Neichsarbeitsblatt voran; 
auch in den Beiträgen zur Arbeiteritatiftif werden die Fortichritte der 
amtlichen Axbeiterjtatiftif in den wichtigiten Staaten behandelt. 


32. Statiftif an den Aniverſitäten. 


Solange die Statiftit als Staatsfunde betrieben wurde, war jie ein 
verbreitetes und beliebtes Lehrfach an den Univerfitäten. Die neuere 
Statistik ging überwiegend in die Hände der Braftifer über; das 
ergab fich, weil ein ficheres Urteil über ihre Methodik und Technik faum 
anders als durch längere Praxis zu erlangen tit. Zurzeit pflegen an 
veichsdeutfchen Univerfitäten an früheren und gegenwärtigen Praftifern 
Knapp, v. Mayr, Ballod, Hefe, Schott über Statiftif zu leſen. Auch 
Bücher und Stieda haben in der praftifchen Statiftit gejtanden. Aus 
der mathematischen Nichtung find Leris und v. Bortfiewitjch zu nennen. 
An den meiften Univerfitäten wird die Statiftit von den Nationalöfonomen 
nebenher, an vielen nur ausnahmsweise oder überhaupt nicht behandelt. 
Bei diefem Stande hat die Theorie abgejehen von der Bevölferungs- 
ftatiftit nur geringen Einfluß auf die Praxis. Beſſer wird die 
Statiftit in Dfterreich verjehen, wo fie zum Studienplan der Juriſten 
gehört. 


33. Borbildung und Beruf der Statiftifer. 


Die VBorbildung der praktifchen Statiſtiker war früher jehr ver: 
ſchiedenartig; fie entftammten den verjchiedenften Berufen, doch waren bei 
den meiſten volfswirtichaftliche Kenntniffe zu finden. Die wenigen 
Statifter, die man brauchte, wurden jo genommen, wie fie fich boten, 
zumal früher die Volkswirtſchaftslehre als ausschließliches Fachſtudium 
noch jelten war. Das Statiftifehe Seminar beim Preußiſchen 
Bureau, zu Engels Zeiten die Hauptfchule für praftifche Statiftit, 
wurde von Angehörigen aller Laufbahnen, bejonders aber von Juriſten, 
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bejucht. In neuerer Zeit bildeten fich mit dem ſtark vermehrten Bedarf 
an Statiftifern feftere Gewohnheiten und Anſchauungen hin- 
fichtlich ihrer zweckmäßigen Vorbildung aus. Da die amtliche 
Statiftif fait ausſchließlich der Unterfuchung des gejellichaftlichen menjch- 
lichen Lebens gewidmet ift, jo ift Klar, daß der Statiſtiker mit den 
Staatswiſſenſchaften, vor allem der Volkswirtſchaftslehre, vertraut 
fein muß, die eben dieſe Verhältniffe als ihren Stoff behandeln. Daneben 
iſt, weil der Statiftiler mit zahllojen Behörden verkehren und fich an die 
Bevölkerung wenden muß, eine erhebliche Gejchäftsgewandtheit und 
Kenntnis des Staatsorganismus, feines Rechts und der herrjchenden Ge— 
bräuche notwendig, wenn er nicht anftoßen will. Hierfür jchult am 
beiten die juriftifche Laufbahn. Aber auch von vielen Nationalöfonomen 
wird auf juriftifche Kenntniffe Wert gelegt und Geſchäftskunde läßt ſich 
auch durch die Praxis erwerben. Anderſeits gibt es unter den Juriſten 
zahlreiche tüchtige Nationalöfonomen. Demnach iſt erflärlih, daß 
Nationaldfonomen umd volfSwirtjchaftlich gebildete Juriſten 
gegenwärtig die meiſten Statiſtiker ftellen. Erftere find in der Städte- 
ftatiftit im Übergewicht, allerdings ohne überall im Gejchäftsverfehr 
volle Selbjtändigfeit zu genießen. In der ftaatlichen Statijtif find 
die Juriſten gleichfall3 nicht mehr in der Überzahl. Die größten Ämter, 
das des Neichs und von Preußen, legen Wert darauf, außer Juriſten und 
Nationalöfonomen entiprechend der bei ihnen herrjchenden Arbeitsteilung 
Fachleute verjchiedenfter Art (Zollbeamte, Mathematifer, Mediziner, 
Techniker) in fich aufzunehmen. 

Aufgabe des Statijtikers ist nicht bloß, ſchwer zu überjehende Zahlen: 
werfe anzufertigen, jondern auch, um einen Ausdruck Engels zu ges 
brauchen, ihnen die Zunge zu löfen, d. h. die Ergebnijje aus ihnen 
zu entnehmen und darzuftellen. Hierbei wird er nicht dabei jtehen bleiben, 
die unmittelbar gewonnenen Tatjachen wiederzugeben, jondern ſelbſt auch 
als amtlicher Statijtiker fich nicht zu enthalten haben, auch auf die zu— 
verläfjig erkennbaren Zufammenhänge von Urjachen und Wirkungen der 
Erſcheinungen hinzumeifen, da er regelmäßig den Stoff am beiten fennen 
muß, wenn er auch nicht die ganze Kette der Schlußfolgerungen, vor 
allem nicht die praftifch-politifche Natur zu ziehen haben wird. Hierzu 
gehört zum mindeſten fchriftitellerifche, wenn möglich wifjenschaftliche Be— 
gabung im höheren Sinne, d. h. die Fähigkeit, eigene Wege der Forſchung 
zu gehen. Solche VBeröffentlichungen find nicht bloß Erzeugniſſe einer 
Behörde, jondern tragen auch einen von dem Bearbeiter abhängigen 
perfönlich-wiffenichaftlichen Charakter, jo daß es üblich it, ihre Verfafjer 
zu nennen. 
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Über die Fähigkeiten, die von dem Leiter eines jtatiftifchen Amts zu 
fordern find (von feinen Mitarbeitern wird heute ähnliches zu wünſchen 
jein), hat vor nunmehr 60 Jahren ein preußischer, wahrſcheinlich 
von Dieterici hberrührender Beriht für die Frankfurter 
Nationalverfammlung fo zutreffende Worte gefunden, daß fie hierher 
aejegt werden mögen: „Es liegt in der Gigentümlichfeit dieſes Berufs, 
daß der Direktor des jtatiftifchen Bureaus feine Lebensaufgabe nicht er- 
füllen, feinem Amte nicht mit vollem Glücke vorjtehen Tann, wenn er 
nicht in feiner Perſon zweierlei vereinigt: eine gewiſſe Anerkennung in 
der gelehrten Welt, die ihn mit den ausgezeichneten GStatiftifern des In— 
und Auslandes in Verbindung bringt, und eine Durchbildung als praf- 
tifcher Geſchäftsmann, die ihn befähigt, mit den k. Negierungen und den 
verschiedenen Landesbehörden die amtlichen Beziehungen und die gejchäft- 
liche Auffaffung jeiner dienftlichen Stellung mit Ordnung und Erfolg 
durchzuführen. Die perfünliche Leiftung, Fähigkeit, Tätigkeit ift bei diejem 
Beruf von der amtlichen Stellung gar nicht zu trennen. Beide gehen 
Hand in Hand.“ 


34, Zufunft der Statiftik, 


Die meiſten älteren Statiftifer hofften, das ftaatliche und gejellichaft- 
liche Leben mit einem lücenlojen Nee der Beobachtung zu überziehen. 
Umfafjende Programme wurden aufgejtellt oder jchmwebten vor. 
Seit dem neuen Auffchwung der Statiftit von der Mitte des Jahr— 
hundertS ab ftiegen die Erwartungen am höchſten. Die älteren ftatijtifchen 
Kongreſſe befchloffen, prunkvoll unter den Augen der Welt abgehalten, 
Grhebungen in noch heute nicht erreichter Ausdehnung. Der Ausführung 
itellten fich finanzielle Schwierigkeiten, die Abgeneigtheit der Behörden 
und der Bevölferung entgegen, abgejehen davon, daß die Pläne oft nicht 
veif genug waren. Sn Engels Perſon verkörperte fich am meijten das 
Streben, jchnell vorwärts zu kommen. Aber jelbjt dieſer bedeutende 
Mann fcheiterte in vielem, weil er dem Verſtändnis und der Opfer- 
willigfeit feiner Zeit voraneilte Die Erfahrung lehrt, daß die 
Statiſtik ſich nur allmählich entwiceln Tann. Ausjchlaggebend find die 
Bedürfniffe der Staatsverwaltung und des politijchen 
Lebens. Der Gang der Statiſtik iſt deshalb unregelmäßig, bald geht 
fie auf diefem, bald auf jenem Gebiet vor. Gelbjtverftändlich ift, daß 
die Statiftit ihre Aufgaben in wiſſenſchaftlichem Geijte zu löſen 
ſucht, dient doch die wiſſenſchaftliche Arbeit der Praris am beiten. 
Deshalb werden die jtatiftifchen Aufnahmen, wenn fie in der Regel auch 
aus beitimmten praktifchen Bedürfniffen hervorgehen, nicht lediglich nad) 
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diejen zugeichnitten, jondern möglichit allfeitig ausgeitaltet, um eine 
iyitematische Kenntnis des Gebiets zu jchaffen, auf das fie fich be- 
ziehen. Solches Verfahren dient nicht bloß den Fragen der Gegenwart, 
jondern auch der Zukunft; e3 fichert auch die Beitändigfeit der Er— 
hebungen, die im Falle ihrer Wiederholung nicht neu geformt zu werden 
brauchen, und erhöht damit ihren Wert, indem fie untereinander ver- 
gleichbar werden, wodurch exit die volle Einficht in die Entwicklung der 
Verhältnifje möglich wird. Mitunter führen auch rein wifjenfchaftliche 
Anforderungen, d. h. ohne daß unmittelbar an praftifche Maßnahmen 
gedacht wird, wenn nur gewichtige Intereſſen im Hintergrunde jtehen, 
zu ftatiftifchen Erhebungen. Das jüngite Beijpiel ijt die Aufnahme einer 
Militärtauglichkeitsjtatiftit im Jahre 1907, die den Streit um die Grund- 
lagen unjerer Wehrkraft Flären joll. 

Die fünftige Entwidlung der Statiftif wird wie die jeitherige 
von den Bedürfnijfen der öffentlichen Verwaltung und der Wilfenjchaft 
abhängen. Wir leben in einer Zeit, in der die Tätigkeit des Staates 
und feiner Organe immer weitere Aufgaben ergreift, das politifche Leben 
an Macht gewinnt und die Staats- und Geſellſchaftswiſſenſchaften jchnell 
forijchreiten. Die Statiſtik iſt für die Geſetzgebung unentbehrlich ge: 
worden; faum eine wichtige wirtfchaftliche und jozialpolitifche Vorlage 
wird ohne jtatiftifche Unterlagen eingebracht, die Verwaltung kann der 
Statiſtik in ihren täglichen Aufgaben ebenſowenig entbehren, die Intereſſen— 
vertretungen, das jonjtige öffentliche Leben bedienen fich ihrer und allent- 
halben, wo die Gegenfäge in der Politik aufeinander jtoßen, verlangt man 
nach der unparteiiſchen Statiftif, die mwenigitens ſoweit Frieden wirkt, 
als es jich um die Anerfennung der Tatfachen handelt. Die Wiſſenſchaft 
danft der Statiftit viel und je mehr jte ihre Lehren auf feite Tatjachen 
zu gründen jtrebt, dejto erwünjchter it fie ihr. Die Statiftif wird heute 
joviel benußt und wird hierdurch und durch die Erhebungen der Be— 
völferung jo allgemein befannt, daß man fie bei manchen Klagen über fie 
fait al3 volfstümlich bezeichnen fann. Sie iſt — die nötigen 
Geldmittel vorausgejegt, denn gute Statiſtik ift teuer — noch jehr der 
Ausdehnung und Verbeſſerung fähig. 
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Geichichte der Finanzwijlenfchaft 
unter befonderer Berückiichfigung der Lehre vom Ver— 
hältnis zwifchen Bolfswirtfchaft, Staat und Finanzen. 


Bon 
Dtto Gerlach, Rönigsberg i. Pr. 
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s 1. Simon Beter Gajjers Einleitung zu den öfonomifchen 
politiichen und Gameral-Wifjenichaften, mworinnen für diejes Mal die 
Deconomico-Gameralia von den Domainen- oder Cammer- auch andern 
Gütern, deren Adminiftration und Anjchlägen, jo wol des Ackerbaues als 
anderer PBertinentien halber, jamt den Regalien angezeiget und erläutert 
werden (Halle 1729), iſt nach Nojcher! „eine nach den damaligen Be- 
griffen ziemlich volljtändige Finanzwiſſenſchaft“. Gaſſer jchreibt für 
junge Kameralijten, und will ihnen „fundamenta und prineipia“ ? lehren 
und „alles in general-Reguln verfaffen und es jo einrichten, daß man 
fich nicht nur an dieſem oder jenem Orte, jondern überall helfen und 
danach richten fünne”?,. In dem allein erjchienenen erſten Bande be— 


ı Rofcher, Gejchichte der National-Skonomik in Deutichland, München 1874, 
©. 372. 
2 Gafjer, Einleitung zu den öfonomijchen politischen und Cameral-Wifjen- 
ichaften, Vorbericht, ©. 11. 
3 Ebenda, Vorbericht, ©. 23. 
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handelt er die Staatseinnahmen, und zwar, wie aus dem mitgeteilten 
Titel erfichtlich ift, die Domänen und Negalien. Die Ausgaben berührt er, 
in Anlehnung an Seckendorff, nur mit der Unterjcheidung des „eivil- 
etats“ und des „militair-etats“ !: dieſem dienen die „militair-&infünfte“ 
aus Steuern und die Ritterdienfte, jenem die Kammer- und Domänenrevenuen, 
welche entweder von den landesherrlichen Gütern oder den Negalien 
fommen. Hinter der Daritellung der Domänen, welche 248 Seiten in 
Anſpruch nimmt, tritt die der NRegalien jehr zurück; von den Steuern 
handelt nur das XIX. Kapitel auf neun Ceiten; im letzten Kapitel 
(S. 333— 347) wird der Kammeretat und die Nenteirechnung bejchrieben. 

Der Aurisconfultus Gaſſer behandelt bei den einzelnen Mlaterien 
zuerit gründlichit die Nechtslage; hierauf folgen technifche und privat- 
wirtjchaftliche Erörterungen. Einen erheblichen Raum nehmen die Koſten— 
und Grtragsanfchläge ein. Dabei fallen gelegentlich nebenher Bemerkungen 
volfswirtjchaftlichen Charakters; fie zeigen bisweilen Verjtändnis für die 
Bedingtheit der einzelnen wirtjchaftlichen Maßnahmen, bilden aber nicht 
Glieder des jyitematischen Ganzen mifjenfchaftlicher Erkenntnis ?. 

In der Lehre von den Domänen vertritt Gaſſer die Unveräußer- 
barkeit, weil „diejenige necessaire Ausgabe, jo von dergleichen Gütern 
zu nehmen, dem Lande zur Laſt fallen müſte“s. 

Die Regalien find „ein Annerum und Confequenz der Landeshoheit” *. 
Sie „jeyn die höchite Gerechtfame deſſen der die Landes-Hoheit hat zu 
Beitreitung derer Nußen und splendeurs; die höhern Regalia, jo dieje 
Hoheit vornemlich ausmweifen, behält ex alfo lediglich für fich, die kleinern 
aber concediret ex auch zumeilen denen, jo wichtige Güter oder Yurisdiction 
haben“ 5, Kennzeichen der niedern Regalien ift: „was denen Privatis eigen- 
tümlich nicht zuftehet, ſondern dem Publico, das fünne ein Landes-Herr 
fich wohl anmafen. Auf die Objervanz fommt es hiebey gar jehr an“ ®. 
ALS Beispiele der niedern Regalien führt er auf?: „1. das Recht über die 
Sal» und Bergwerke, auch alle rare unteriwdifche Dinge, 2. das Recht 
über die öffentlichen Ströhme und daraus entjtehenden Zuwachs, 3. das 


! Gajjer, Einleitung, ©. 6f., 306. 

? Mangel an ſyſtematiſchem Denken wird Gaſſer bereits von Juſti in der 
Borrede zur erjten Auflage jeiner Staatswirtichaft vorgeworfen (Bd. J., 2. Aufl. 
1758, ©. XID. 

® Gajfer, Einleitung, ©. 5. 

+ GShenda, ©. 248. 

5 Ebenda, ©. 252. 

6 Ebenda, ©. 254. 

" Ebenda, ©. 2577. 
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Forſtrecht, 4. die Jagten, 5. daS jus albergariae oder Anzugs— 
Gerechtigkeit, 6. das Necht über erledigte Güter, jo feinen Erben haben, 
7. die Gabella oder Abzugs-Recht, 8. das Strandrecht”. 

$ 2. Das ein Menjchenalter jüngere Lehrgebäude Johann Hein- 
rich Gottlob3 von Juſti geht zielbewußt aufs Praftifche. Er ftellt die 
Kameralwiſſenſchaften neben Religion, Sittenlehre und Rechtswiſſenſchaft und 
rechnet fie zu den „notwendigen“ Wiſſenſchaften, weil fie zum bürgerlichen 
und gejellichaftlichen Leben und zur Ausübung unjerer vollfommenen 
Pflichten erfordert werden!,. „Die Regierung der Nepublifen fann ohne 
die öfonomijchen und Cameralwiſſenſchaften nicht beitehen; und es giebt 
feine Einrichtung und Anjtalt in der Beherrjchung der Staaten, es ift 
auch fein Stand oder Lebensart zu finden, zu welchen diefe Erfenntniß 
gänzlich entbehret werden fünnte. Die Staatskunſt wendet auswärtigen 
Angriff von uns ab, und verfichert uns vor innerlichen Unruhen und Zer- 
rüttungen des gemeinen Wejens. Die Policey jorget vor die Gejundheit, 
vor die Sicherheit des Brivatvermögens, und die guten Sitten der Unter- 
thanen, und bemühet jich, allenthalben im Lande Nahrung und Ueberfluß 
zu verbreiten. Die Gommercienwifjenjchaft fann uns Neichtum und 
alle Bequemlichkeiten des Lebens verschaffen, welche die Natur unferer 
HimmelSgegend verjaget hat; und die eigentliche Cameralwiſſenſchaft lehret 
uns, daS Vermögen des Staats vernünftig zu gebrauchen, und das be- 
reiteite Vermögen daraus zu erheben, wodurch alle Mittel und Anjtalten 
zur Glücjeligfeit des Staats bejtritten werden müſſen. Wie viel Be- 
dienungen, wie viel Stände find nicht vorhanden, welche folglich dieje 
Erkenntniß nöthig haben; und fann es wohl einen einzigen Stand oder 
Beichaffenheit in dem bürgerlichen Leben geben, dem nicht mwenigitens die 
Haushaltungsfunft, oder die Wiſſenſchaft mit feinem Vermögen und Ein- 
fünften wohl umzugehen, und Vermögen zu erwerben, untentbehrlich jeyn 
jollte?”? Von einem guten „Univerjalcameraliiten” werden zuſammen— 
hängende Grundjäge und Einficht in das Ganze verlangt, damit er richtige 
Maßregeln für die Bejonderheiten des Zuſtandes des einzelnen Landes 
finden fann?. Die Lehren müſſen aus allgemeinen Grundfägen in 
richtiger Folge hergeleitet werden t, dieje aber wiederum aus dem End- 
zweck des Staats?. Juſtis Methode wird am beiten charakterifiert durch 

1Vorrede der erjten Auflage der Staatswirtichaft (1755): Von der Notwendig- 
feit und der Art und Weiſe, die dtonomischen und Gameral-Wifjenjchaften auf Univerfi- 
täten zu lehren. Vgl. Juſti, Staatswirtichaft, Bd. I, 2. Aufl., Halle 1758, ©. XVL ff. 

2 Juſti, Staatswirtichaft?, I, ©. XX. 

3 Ebenda, I, S. XXX. 

+ Ebenda, I, ©. XXX; 29. 


5 Ebenda, I, ©. 33. 
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den Titel jeines 1766 erjchtenenen Werkes: „Syitem des Finanzweſens, 
nach vernünftigen aus dem Endzweck der bürgerlichen Gejellichaften, und 
aus der Natur aller Quellen der Ginfünfte des Staats hergeleiteten 
Grundjägen und Regeln.” Gr gibt überall Normen für die Ordnung 
der bürgerlichen Gejellichaft und für die Finanzwirtſchaft, indem ex die 
Mannigfaltigfeit der gejellfchaftlichen Erjcheinungen in ihrem Zuſammen— 
hange zu verjtehen und unter dem oberjten Gefichtspunft des Endzweckes 
der bürgerlichen Gefellichaft zu bejtimmen verjucht. Während die theoretifchen 
Erörterungen einen nur geringen Raum einnehmen und fich zum Teil in 
merfantilijtifchen Bahnen bewegen, zum Teil jtarf von Montesgquieu 
beeinflußt jind, steht überall die Bezugnahme auf den Endzweck des 
Staates im Vordergrund; es tit alles Lehre und Anweiſung zum Handeln. 

Im Geifte des Wolffſchen Eudämonismus wird der Endzweck des 
des Staates in der „gemeinjchaftlichen Glückjeligfeit” erblidt!. „Der Staat 
it eine Vereinigung einer Menge Menjchen unter einer höchiten Gewalt 
zu dem Endzwecke ihrer Glücjeligfeit“ ?. Hiermit wird die Auffafjung, 
daß die Untertanen um des NRegenten willen vorhanden find, mit allen 
ihren Konjequenzen für die praftiiche Politik von vornherein abgewieſen?. 
„Glückſeligkeit im philofophifchen Verſtande“ bedeutet die „Vollkommen— 
heit unſers moralischen Zuſtandes und die daher rührende Zufriedenheit 
unjrer Seele” *. „Hier verfnüpfet man mit dem Worte Glücjeligfeit 
einen Begriff, der mehr auf den äußerlichen Zuftand der Unterthanen 
geht, ob zwar die Vollfommenheit ihres moralischen Zuftandes, in jo weit 
es einer weifen Regierung davor zu jorgen möglich iſt, nicht davon aus— 
geichloffen wird. Sch verjtehe demnach hier unter der Glückſeligkeit der 
Unterthanen eine jolche gute Einrichtung und Bejchaffenheit eines Staats, 
daß jedermann einer vernünftigen Freyheit genieße, und durch jeinen Fleiß 
vermögend jey, fich diejenigen moralischen und zeitlichen Güter zu erwerben, 
die er nach jeinem Stande zu einem vergnügten Leben nötig hat“. 
Unter vergnügtem Leben aber ijt nicht die Befriedigung der Leidenjchaften 
zu veritehen; ein vernünftiger Menjch kann zufrieden jein, „wenn ex fich 
der Notdurft nach Bejchaffenheit feines Standes und jeiner Lebens» 
umftände nicht bevaubet fieht. Kann man jich aber überdieß noch die Be- 
quemlichkeit verjchaffen; jo hat man alles erreichet, worauf man mit 


1Juſti, Staatswirtichaft?, I, ©. 
2 &benda, I, ©. 34. 
3 Ebenda, I, 35. 
* Ehenda, J 
5Ebenda, I, 
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einigem Grunde Anjpruch machen kann, und man hat alle Urſache, mit 
jeinem Zujtande vergnügt zu jein“ !, 

Zur Glückſeligkeit der Untertanen bedarf es eines genügenden Neich- 
tums an Gütern und der vollfommenen Sicherheit. Auf dieje beiden 
Hiele muß fich die Tätigkeit des Negenten vichten?. Die Untertanen aber 
müfjen durch ihren Gehorfam und Fleiß die Maßregeln des Negenten zur 
Erhaltung und Vermehrung des Neichtums erleichtern, „Der Wohlitand 
des Negenten und die Glückjeligteit der Unterthanen können niemals von 
einander getrennet werden; und eines ohne das andere kann niemals auf 
eine dauerhaftige Art vorhanden jeyn“ *. 

Zum „Vermögen des Staates’ gehören alle beweglichen und un— 
beweglichen Güter, welche im Lande vorhanden find?, mögen fie den 
Untertanen gehören oder dem Staate unmittelbar zuftehen‘; mit diefem 
Terminus wird aljo das bezeichnet, was wir heute Volks- oder National- 
vermögen nennen. Juſti rechnet dazu auch „alle Fähigkeiten und Ge- 
Schieflichfeiten derer in der Republik befindlichen Perſonen, ja die Perſonen 
jelbit“ . Die „höchite Gewalt” bejteht im Gebrauche diejes gefamten 
Vermögens und der Kräfte des Staates". Wie e3 zu erhalten und zu 
vermehren iſt, lehrt die „Staatskunft, die Policey- und Commercien- 
wijjenjchaft benebit der Defonomie”, wie es aber „weislich und der Glück— 
jeligfeit des Staats gemäß zu gebrauchen“ tft, lehrt die eigentliche Kameral— 
wijjenjchaft?. Des weiteren unterjcheidvet Juſti den allgemeinen und 
bejonderen Gebrauch des Staatsvermögens. Jener umfaßt die Maßregeln 
zur Erhaltung und Vermehrung desjelben; dev Gebrauch des Staat3- 
vermögens im engen DBeritande iſt aber „die weiſe Einrichtung des 
Negenten, aus dem allgemeinen Vermögen des Staats gewilfe Nutzungen 
und allezeit bereite Mittel ohne Verletzung des Vermögens ſelbſt der- 
geitalt heraus zu ziehen und weislich anzuwenden, als es die innerliche Er— 
haltung des Staats und die Endzwecke zu feiner Glückjeligfeit erfordern“ 1°. 
Sie bilden das Einfommen oder die Ginfünfte des Negenten oder des 
Staates. ze und die in den verjchiedenen Kafjen und anderen Regierungs— 


: Jufti, Staatswirtſchaft?, I, ©. 67. 
2 Ebenda, I, ©. 687. 


3 Ebenda, I, ©. 59. 
* Shbenda, Il, ©. 59. 
5 Ebenda, I, ©. 48, 152 
6 Ebenda, I, ©. 415 ff., II, ©. 5 
? Ebenda, I, ©. 48, II, ©. 5 
8 Gdenda, I, ©. 48, II, ©. 5 
® Ebenda, I, = er 
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anſtalten befindlichen Vorräte machen das „bereiteſte Vermögen des 
Staats” aus!, Ö 

Der Staat hat alfo nah Juſti die Glücjeligfeit der Staats— 
angehörigen zum Endzweck. Er hat für die Sicherheit jowie für die Erhaltung 
und Vermehrung des Nationalvermögens zu jorgen. Der Reichtum eines 
Landes bejteht in den Ge- und Verbrauchsgütern; bei internationalem 
Verkehr aber bedarf es des Goldes und Silbers als Preismittel und Wert: 
maß und es fommt auf den Befit dieſer Metalle und den Geldpreis 
der Güter an?, Deshalb erblickt Juſti, befangen in merkantiliſtiſchen Vor— 
itellungen, das Weſen des Neichtums im Metallgeld, welches unter den 
Untertanen verteilt ift, fich im Gewerbe befindet und bejtändig „aus einer 
Hand in die andere geht” 3. ES gibt drei Hauptwege, den Reichtum des 
Landes zu vermehren : die Bevölferungszunahme, die auswärtigen Commercien 
und den Bergbaut. Für die Zirkulation des Geldes bedarf es des guten 
Zuſammenhanges des gejamten Nahrungsitandes im Lande?; fie wird be— 
fürdert durch den Kredit®, einen blühenden Zuitand der Manufakturen, 
Fabrifen und Handwerke? ſowie durch die Verhütung des Müßiggangs 
und des Bettelns®. Obwohl Zufti den Wert einer „vernünftigen Freiheit 
der Untertanen” jchägt?, im Eigentum die Triebfeder der Arbeit und des 
Fleißes erkennt 10 und fich gegen Staatsgewerbe !! und Monopolien !? er- 
klärt, hält er es für erforderlich, daß fich der Negent auf allen Gebieten 
um das Wirtjchaftsleben kümmert und es jelbit dirigiert; er empfiehlt 
allenthalben die merfantilijtifche Politik. 

Die Mittel, deren der Staat zur Erfüllung feiner umfajjenden Aufgaben 
bedarf, müſſen die Untertanen durch Beiträge aus ihrem Vermögen auf- 
bringen, jomweit die Einkünfte aus den Domänen und Negalien nicht aus- 
reichen 3, Die Staatseinfünfte müſſen auf die unjchädlichite Art erhoben 
und auf den Geminjt der Untertanen gegründet werden; die Subitanz 


! Sufti, Staatswirtfchaft?, II, ©. 20}. 


2 Ebenda, I, ©. 152 ff. 

® Ebenda, I, ©. 156. 

* Sbenda, I, ©. 158. 

5 Ebenda, I, ©. 260. 

6 Ebenda, I, ©. 276. 

T Chbenda, I, ©. 289. 

8 &benda, I, ©. 317. 

° Ebenda, I, ©. 66, 165, 432. 
10 Ebenda, I, ©. 66, 433. 
11 Ebenda, I, ©. 264. 

12 Ebenda, I, ©. 209. 

= Ebenda, I, ©. 415 ff. 
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des Vermögens darf nicht angegriffen, daher darf nur ein Teil des Ge— 
winftes den Untertanen entzogen werden !. Anderſeits darf der Staat auch 
nicht zu wenig beanfpruchen: es muß „der gexechte Teil des Gewinnſtes, 
und zwar nicht mehr, aber auch nicht weniger, zu dem beveitejten Ver: 
mögen des Staats wirklich erhoben werden; und iſt es in der That eine 
unzeitige der Wohlfahrt des Staats gar nicht gemäße Gütigfeit der 
Regierung, wenn fie nicht jo viel bexeitejtes Vermögen gründet, als die 
Nutzung des gejammten Vermögens der Nepublit auf eine unnachteilige 
Art ertragen könnte. Wenn der Negent wenig Einkünfte hat, fo tft es 
natürlich, daß er viele heilfame Anftalten zu der Wohlfahrt des Staats 
unterlajjen muß. Wenn auch zu wenig Abgaben eingeführt find, fo 
nehmen dadurch viele Unterthanen Anlaß, der Neigung zu der Faulheit 
nachzuhängen, indem viele es für eine größere Glückjeligfeit halten, nicht 
zu arbeiten, als Vermögen zu erwerben. Die Güter der gejammten 
Nepublif werden alſo nicht jo genußet, wie es ſeyn könnte. Ueberdieß 
kömmt es bei jo wenig Abgaben bloß auf die Neigung eines Unterthanen 
an, ob er daS Eriparte in dem Kaſten müßig liegen oder in den Ge- 
werben cirfulieren laſſen will. Dahingegen ein weiſer Regent und feine 
Caſſe gleichjam das große Meer it, in welches ein großer Teil des baren 
Geldes fließt, und welches jich hinwiederum durch wohl eingerichtete Aus— 
gaben und Regierungsanftalten über alle Teile des Nahrungsitandes er— 
gießt, und allenthalben einen blühenden Zuftand der Gewerbe und die 
Girkulation des Geldes verbreitet.” ? Der Aufwand aber muß fich nach 
der Bejchaffenheit des breiteiten und des gefamten Vermögens des 
Staates richten?. Hier jchneidet Juſti das Problem an, wie weit 
der Staat in der Erfüllung von Staatsaufgaben und jomit mit Staats: 
ausgaben und in der Beiteuerung gehen darf und fjoll. Er nimmt in 
jeinem Werk über die Staatswirtjchaft in Anlehnung an die tatjächliche 
Beiteuerung in den meiſten Ländern an, daß alle Arten der Rontribution 
und Abgaben zujammen jich auf den vierten oder höchitens den dritten 
Teil der Einkünfte der Untertanen belaufen dürfen. Später? befämpft 
er gegen von Bielefeld den Gab, daß der gerechte Teil in einem 
Viertel der Einkünfte der Untertanen beitehe: bei unbeweglichen Gütern 
fünne man vielleicht ein Sechitel und bei Erwerben einen noch geringeren 
Teil als gerecht anjehen. Wie man durch den Gebrauch des gejamten 


1Juſti, Staatswirtichaft?, II, ©. 18f., 26 ff. 
2 Ebenda, II, ©. 527. 
3 Ebenda, II, ©. 31}. 
4 Shbenda, I, ©. 418. 
5 Sufti, Finanzweien, ©. 65. 
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Staatsvermögens die höchite Glückjeligfeit erſtreben joll, jo muß auch 
der Gebrauch des breiteiten Vermögens auf diejes Ziel gerichtet jein und 
man muß „das Allernüglichite und Heilſamſte dem weniger Nüßlichen 
beitändig vorziehn“ !. „Man kann öfters den Maaßregeln eines Negenten 
und feiner Minifter nicht abjprechen, daß fie nüßlich find und zu der 
Wohlfahrt des Staats gereichen. Allein jo bald man erwäget, wie viel 
nüßlichere und beilfamere Anftalten, entweder gar nicht unternommen, 
oder doch ſchläfrig und nachläßig beforget werden; jo füllt aller Verdienit 
hinweg, den man ihnen vielleicht auf den erjten Anblick bey jenen nüß- 
lichen Maaßregeln zugeitanden hat?.“ Sp jteht das Finanzweſen im 
Mittelpunkt der ganzen Staatswirtfchaft und die Finanz oder Kameral- 
wifjenfchaft it eine „Wiflenfchaft, das in dem geſammten Staatsvermögen 
wohlgegründete bereitefte Vermögen der Republik wirthichaftlich zu er- 
heben, zum gemeinfchaftlichen Beten des Negenten und der Unterthanen 
flüglich anzuwenden, und die darzu nöthigen Anitalten und Gejchäffte in 
guter Drdnung und Einrichtung zu erhalten”. „Sie lehret nicht nur 
dasjenige Vermögen der Republik, welches durch die Staatskunit, die 
Policey, die Commerecienwiſſenſchaft und Defonomie gegründet, erhalten 
und vermehret worden, vernünftig gebrauchen und zum Beiten des Staats 
weislich anwenden; ſondern fie führet auch in der großen Wirthichaft des 
Staats gleichjam die innerliche Haushaltung, dergeitalt, daß ohne ihre 
Mitwirkung in feiner Art der Negierungsangelegenheiten etwas unter- 
nommen werden fann, weil man zu allen Unternehmungen bereitejtes Ver— 
mögen bedarf.“ * 

Der zweite Teil der „Staatswirtſchaft“ tit eine vollitändige Finanz— 
wifjenfchaft, wogegen das 1766 erjchienene Syitem des Finanzwejens nur 
die Einnahmen behandelt. Jener umfaßt eine Ginleitung von dem ver: 
nünftigen Gebrauch des Staatsvermögens und drei Bücher über die Staats- 
einnahmen, Staatsausgaben und die Kameralerwaltung. Die Lehre von 
ven Staatseinnahmen zerfällt in 3 Abteilungen: von der Gründung des 
bereitejten Vermögens des Staates und beitändiger Vermehrung der Ein- 
fünfte des Negenten, von den ordentlichen und von den außerordentlichen 
Staatseinfünften. Die ordentlichen Einnahmen werden in 4 Abjchnitten 
behandelt: Domäneneinkünfte, Negaleinkünfte, Steuern und Kontributionen, 
zufällige Einkünfte aus Nechten der oberjten Gewalt. Außerordentliche 
Einkünfte find außerordentliche Abgaben und Anleihen. Im zweiten Buch 

ı Jufti, Staatswirtjchaft?, IL, ©. 15f., 33. 

2 Ebenda, II, ©. 16. 

® Ebenda, II, ©. 225. 

* Ebenda, II, ©. 23. 
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werden in der erſten Abteilung die bei den Ausgaben nötigen Grundſätze 
und Maßregeln entwickelt, in der zweiten die einzelnen Staatsausgaben 
und in der dritten die Ausgabengeſchäfte, insbeſondere das Kaſſenweſen 
behandelt. Die Ausgaben zerfallen in den Militäretat und Ziviletat, 
dieſer in die Ausgaben für den Hof, die eigentlichen Kammerausgaben, 
die Bezahlung der Schulden und die Schatzbildung. Die eigentlichen 
Kammerausgaben umfafjen: Apanagen und Wittumsgelder, Ausgaben für 
die Staats- und Landesverfaffung, Koſten der Erhebung der Einkünfte 
und Unterhaltung der Gegenftände oder Fonds, woraus fie entitehen, Be- 
foldungen und Benfionen aller Zivilbedienten, Landeskulturausgaben, Koſten 
des Landesbaumeiens, Kirchen: und Schulausgaben, Aufwand zur Bequem 
lichkeit und Zierde des Landes. Das dritte Buch endlich handelt in der 
eriten Abteilung vorwiegend von der Behördenorgantjatton und in der zweiten 
von den Arbeiten im Kameralweſen, welche dem Negenten, den bei den 
Kammerkollegiis befindlichen Berfonen und den eigentlichen Kameral- und 
Wirtſchaftsbedienten obliegen. 

Der Entitehung der SFinanzmwirtichaft aus zwei Wurzeln, den Ein- 
fünften des Landesheren aus feinem Grundbeſitz und den Leiftungen der 
Untertanen für die gemeinjamen Angelegenheiten, entjprach die Verwaltung 
beider Einnahmen durch verfchtedene Behörden, die Kammer des Landes- 
herrn und die landitändijchen Kafjen, jomwie ihre verjchiedene Zweck— 
beitimmung, welche bet Gajjer die Grundlage für die Einteilung der 
Einnahmen bildete. Zu Juſtis Zeit tft die Verjchmelzung beider und 
die Entwicklung zur einheitlichen Staatswirtjchaft bereits ſoweit gediehen, 
daß auf jenen Unterjchied „fait in allen Ländern wenig oder gar fein 
Betracht genommen wird“ !. Gr fer gefchichtlich zu erklären, in der 
Natur der Sache aber habe er feine Grundlage: die Einheit der Staat3- 
ausgaben und =einnahmen unter dem Gefichtspunft der Staatswohlfahrt 
wird zum Prinzip erhoben. 

Die beite und ficherite Vermehrung der Einfünfte des Staates beruht 
auf der Hebung des Wohlitandes und der Vergrößerung der Bevölkerung ?. 
Juſti iſt ein ausgejprochener Feind der Plusmacheret „unächter” Kameraliſten. 
Er iſt für eine Vermehrung des Domaniums; es joll dazu aber nicht der 
Adel ausgefauft oder das Land und die Untertanen bedrückt werdens. 
Die rechtliche Unveräußerlichkeit dev Domänen erkennt er nur jomweit an, 


1Juſti, Staatswirtichaft?, II, ©. 9. 
2 Ebenda, II, ©. 63. 
8 Ebenda, II, ©. 102. 
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als es ſich um unmittelbares Gigentum des Staates handelt; jomweit jie 
Lehngüter oder Eigentum der Familie des Landesfüriten jind, fann man 
die Unveräußerlichfeit nur auf „Fideikommiß- und Seniorats Verordnungen 
und SFamilienverträge” jtügen.! Gr ijt aber gegen die Veräußerung der 
Domänen und will ihre bejjere Ausnugung durch Verpachtung der Feld— 
güter?. Unter Regalien verjteht er diejenigen Nechte, „welche der oberiten 
Gewalt über die, zum Privateigenthume nicht jehieklichen, dennoch aber zu 
dem allgemeinen Vermögen der Nepublit gehörigen Güter und Dinge zu 
dem Ende zugeitanden find, damit Ddiejelben, vermöge der darüber zu 
machenden Anftalten, nach Maaßgebung des gemeinjchaftlichen Beiten ge- 
nuget werden, und durch einen Nebenzwec Einkünfte abmwerfen mögen“ 3; 
ex rechnet zu ihnen nur das Zoll- oder Mauth- und Geleitsregal, welches 
aus dem hohen NRecht des Negenten über die Landjtraßen entiteht, das 
Boitregal, welches denjelben Grund hat, die Wafjerregalien, das Forſt— 
und das Tagdregal, das Bergwerks- und Salzregal und das Münzregal. 
Bon ihnen trennt er die „zufälligen“ Ginfünftet, welche jich bei der 
Verwaltung der Staatsangelegenheiten ergeben, die Einnahmen aus dem 
Lehnsweſen, Gerichtsweſen, der Oberpolizeidireftion, dem Kriegsweſen 
jowie aus der Hoheit in Kirchenjachen; es handelt ſich hier aljo im 
wejentlichen um das Gebiet der heutigen Gebühren. Während bei den 
Negalien die Staatseinfünfte ein wichtiger Nebenzweck find, find die 
Duellen der zufälligen Einkünfte jo bejchaffen, daß die Staatswohlfahrt 
darunter leiden würde, jobald man die Einfünfte daraus al3 wichtigen 
Nebenzweck jegen wollte. Wie fich Juſti hier gegen eine fisfalifche Aus— 
nutzung der eigentlichen Staatstätigfeit wendet, jo fordert er auch von 
den Negalien, daß ihr Gebrauch nach dem Beiten des Landes eingerichtet 
werde, meshalb fie nicht verpachtet werden dürfen?, und befämpft 
die Grfinnung neuer Negalien, die „im Grunde nichts als Monopolia 
iind“ 6, Weiter auf die Einzelheiten der Juſtiſchen Lehren einzugehen, 
it hiev nicht der Ort. Es fam nur darauf an, ein Bild vom Stande 
der Finanzwiſſenſchaft und ihre Methode in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts zu gewinnen. Seine Staatswirtjchaft iſt nach Stein— 
lein (1831) die beite Quelle der in der PBraris jeiner Zeit geltenden 


ı Zufti, Staatöwirtichaft?, II, ©. 997. 


2 Ebenda, II, ©. 103. 
3 Ebenda, II, ©. 129. 
* Sbenda, II, ©. 400 ff. 
5 &benda, II, ©. 78, 137. 


6 Ebenda, II, ©. 80. 
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Grundjäge! und Rojcher hält feine Lehre vom Staatshaushalt unferer 
Finanzwiſſenſchaft viel ähnlicher, als jeine Lehren von der Volkswirtſchaft 
unjerer heutigen Nationalöfonomif?. „Wie denn auch wirklich jeit dem 
legten Drittel des 18. Jahrhunderts auf dem Gebiete der Finanzwiffen- 
fchaft außer Ricardos Theorie der Steuerabwälzung und Nebenius 
Lehre vom Ginflufje der Staatsanleihen wenig Epoche machende Ent- 
deefungen vorgefommen find“ 3, 
$ 3. Die Entwiellung der Finanzwiſſenſchaft in der erſten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts iſt entjcheidend beeinflußt 
1. durch die Reaktion der Vhyjiofraten und der Smithjchen 
Schule gegen die merfantiliftiiche Wirtjchafts politik und durch die 
Forderung, die Staatstätigfeit vorwiegend auf die Fürforge für 
Sicherheit zu bejchränten ; 
2. durch die Kantſche Nechtsphilojophie ; 
3. durch den Ausbau der Volkswirtichaftstheorie im Anjchluß an 
die Bhyjiofraten und Adam Smith. 


Äußeren Anlaß zur intenfiven Bejchäftigung mit Finanz-, RT: 
mit Bejteuerungsfragen boten die jtaatlichen und politischen Ummälzungen 
um die Syahrhundertwende. ES galt die verjchiedenen SFinanziyiteme der 
einzelnen Provinzen und Landesteile, welche zu einem Staatsweſen ver- 
einigt worden waren, zu einem einheitlichen und tragfähigen Staat$- 
finanziyitem zu verjchmelzen und dabei ein Steuer- und Zolliyitem zu 
ichaffen, welches Stadt und Land gemeinſam belastete, nach Elaren Prinzipien 
ausgejtaltet war und die Unüberfichtlichfeit und Ungleichmäßigfeit der alten 
Steuerjyiteme vermied. Über die Schriften, welche im bejondern den 
Steuerreformen gewidmet jind, wird an andrer Stelle diejes Werkes 
berichtet werden. 

Ss 4. Die Abweiſung der jtaatlichen Leitung des Wirtjchaftslebens 
von jeiten der Phyjiofraten und von Adam Smith jowie das 
Verlangen des wirtjchaftlichen Liberalismus nach der Befreiung von 
jtaatlicher Bevormundung und von veralteten, die Entwiclung hemmenden 
Einrichtungen und nach der Entfejjfelung aller Kräfte beherrjchte auch die 
finanzmwiljenjchaftliche Literatur zu Ende des 18. und zu Beginn des 
19. ahrhunderts. 1792 jchrieb der jugendliche Wilhelm von 
Humboldt: „Der Staat enthalte fich aller Sorafalt für den pofitiven 
Beehlpans der Bürger, und gehe feinen Schritt weiter, als zu ihrer 


. Rojder, Seichichte der Nationalöfonomif in Deutichland, 1874, ©. 445. 
2 Ebenda ©. 461. 
3 Ehenda ©. 548. 
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Sicheritellung gegen ſich jelbjt und gegen auswärtige Feinde notwendig 
it; zu feinem andern Endzwecke bejchränfe er ihre Freiheit.“ Als 
pbilofophifche Grundlage bediente jich die neue Richtung der Kantjchen 
Lehren, in welchen aber feineswegs gefordert ift, daß fich der Staat 
um die Entwicklung der materiellen Wohlfahrt nicht kümmern folle?. 

Den Gudämonismus und die aus ihm fließende Auffaffung, daß die 
gemeinjame Glückſeligkeit Endzweck des Staates jei, tut Kant mit 
einigen, kurzen Bemerkungen ab. „Das gerade Widerjpiel des Prinzips 
der Sittlichkeit ift: wenn das der eigenen Glücjeligfeit zum Bejtimmungs- 
grunde des Willens gemacht wird. . . . Das Prinzip der Glückſeligkeit 
fann zwar Marimen, aber niemals jolche abgeben, die zu Geſetzen des 
Willens tauglich wären, jelbjt wenn man fich die allgemeine Glückſeligkeit 
zum Objekt machte. . . . Die Marime der Selbitliebe (Klugheit) rät bloß 
an, das Geſetz der Sittlichkeit gebietet."? Kant ift weit davon entfernt, 
die Maritime der Glückſeligkeit als jolche zu verwerfen; ſie eignet fich 
nur nicht zum allgemeingültigen Gejeß, nicht als Endziel, welches die 
Vorausfegung für die fittliche Beurteilung bildet. Was jie empfiehlt, 
muß unter dem Kriterium des Gittengejeges, das ſie jelbjt nicht 
liefern fann, geprüft werden. Unter dem Heil des Staats „muß man 
nicht das Wohl der Staatsbürger und ihre Glücfjeligfeit verjtehen; 
denn die fann vielleicht, (wie auch Rouſſeau behauptet) im Natur: 
zujtande, oder auch unter einer deſpotiſchen Regierung viel behaglicher 
und erwünjchter ausfallen.“ * „Warum hat es noch nie ein Herrjcher gewagt, 
frei herauszufagen, daß er gar fein Recht des Volks gegen ihn an- 
erfenne; daß dieſes feine Glückjeligfeit blos der Wohlthätigfeit einer 
Negierung, die diefe ihm angedeihen läßt, verdante, und alle Anmaßung 
des Unterthbans zu einem Recht gegen diejelbe, (weil dieſes den Begriff 
eines erlaubten Widerftands in fich enthält,) ungereimt, ja gar jtrafbar 
jei? — Die Urſache ist: weil eine jolche öffentliche Erklärung alle Unter: 
thanen gegen ihn empören würde; ob fie gleich, wie folgjame Schafe, von 
einem gütigen und verftändigen Herrn geleitet, wohlgefüttert und fräftig 
bejchüßt, über nichts, was ihrer Wohlfahrt abginge, zu Klagen hätten. — 
Denn mit Freiheit begabten Wejen genügt nicht der Genuß der Lebens- 
annehmlichkeit, die ihm auch von Andern (und hier von der Regierung) 


ı Wilhelm von Humboldt, Ideen zu einem Verſuch, die Gränzen der 
Wirkſamkeit des Staats zu bejtimmen, Breslau 1851, ©. 39. 
? Val. auch Richard Schmidt, Allgemeine Staatslehre, Leipzig 1901, ©. 85. 
: Kant, Kritik der praftiichen Vernunft (1788), I. Zeil, I. Bud, I. Haupt- 
ſtück, F8 Anm. II. 
* Kant, Rechtslehre (1797), Il. Teil, 1. Abjchnitt, $ 49. 
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zu Theil werden kann; ſondern auf das Prinzip kommt es an, nach 
welchem es ſich ſolche verſchafft. Wohlfahrt aber hat kein Prinzip, weder 
für den, der ſie empfängt, noch der ſie austeilt, (der eine ſetzt ſie hierin, 
der andere darin,) weil es dabei auf das Materiale des Willens ans 
fommt, welches empirisch und jo der Allgemeinheit einer Negel unfähig ift.“ ! 

„Das größte Problem für die Menfchengattung, zu deſſen Auf: 
löfung die Natur ihn zwingt, iſt die Erreichung einer allgemein das Necht 
verwaltenden bürgerlichen Geſellſchaft.““ „Ein Staat ijt die Vereinigung 
einer Menge von Menjchen unter Nechtsgefegen.“? Das allgemeine 
Prinzip des Nechts iſt die Vereinigung der Willkür des einen mit der 
Willkür des andern nach einem allgemeinen Gejeß der Freiheitt: „Eine 
jede Handlung ift recht, die oder nach deren Marime die Freiheit der 
Willkür eines Jeden mit Jedermans Freiheit nach einem allgemeinen Gejeße 
zujammen bejtehen kann.“s Alle rechtliche Gejeßgebung eines Volkes 
muß auf der Idee des urjprünglichen Vertrags gegründet jein®. Das 
bedeutet nicht, daß die oberite Gewalt aus einem urjprünglichen Vertrage 
entitanden jei?, jondern daß das Necht jo ausgeftaltet werden joll, daß 
e3 durch einen urjprünglichen Vertrag Aller entitanden fein könnte: 
„Meine äußere (vechtliche) Freiheit iſt die Befugniß, feinen äußeren 
Gejegen zu gehorchen, als zu denen ich meine Betitimmung habe geben 
können.“s „Die gejeßgebende Gewalt fann nur dem vereinigten Willen 
des Volkes zukommen.“ ? „Die Idee einer mit dem natürlichen Nechte der 
Menfchen zufammenftimmenden Gonititution: daß nämlich die dem Gefeg 
Gehorchenden auch zugleich, vereinigt, gejeßgebend fein jollen, liegt bei 
allen Staatsformen zum Grunde, und das gemeine Wejen, welches, ihr 
gemäß durch reine Vernunftbegriffe gedacht, ein Platoniſches deal heißt 
(respublica noumenon), ijt nicht ein leeres Hirngejpinnjt, jondern die 
ewige Norm für alle bürgerliche Verfaffung überhaupt. . . . Vorläufig 
aber iſt es Pflicht. dev Monarchen, ob fie gleich autofratifch herrfchen, 
dennoch vepublicanijch (nicht demofratifch) zu regieren, d. i. das Volt 
nach Prinzipien zu behandeln, die dem Geiſte der Freiheitsgejege, (mie 


I Kant, Streit der Fakultäten (1798), II. Abjchnitt, 6. 

2 Kant, dee zu einer allgemeinen Gejchichte in weltbürgerlicher Abficht 
(1784), Fünfter Cab. 

3 Kant, Rechtslehre, IL, 1, 8 45. 

4 Ebenda, Einleitung, 8 B. 

5 Ebenda, Einleitung, $ C. 

6 Kant, Zum ewigen Frieden (1795), Erſter Definitivartifel. 

? Kant, Rechtslehre, IL, 1, Allgemeine Anmerkung, A. 

8 Kant, Zum ewigen Frieden, Erfter Definitivartifel. Vgl. Rechtslehre, II, 1, 846. 

9 Kant, Nechtslehre, II, 1, $ 46. 
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ein Volt mit reifer Vernunft fie ich ſelbſt vorjchreiben würde,) gemäß 
find, wenn gleich dem Buchitaben nach es um jeine Einwilligung nicht 
befragt würde,“ ! Unter dem Heil des Staats ift nicht die Glückſeligkeit 
der Staatsbürger, jondern der Zuftand der größten Übereinftimmung der 
Berfaffung mit NRechtsprinzipien zu verjtehen ?. 

Die grundſätzliche Bejchränfung der Staatstätigfeit auf Sicherung 
der Perſon und des Gigeutums treffen wir in der finanzwiljenschaftlichen 
Literatur nur jelten an. Nah Schmalz iſt „des Staates höchiter und 
eben darum Einziger Zweck“: „Sicherung unſrer Rechte, das iſt, der 
Freiheit, jey e3 gegen Übel der Natur, jey es gegen ungerechte Willkühr 
Andrer.“ Das vermag der Staat wirklich zu gewähren, ein jeder fordert 
das vom Staat und hat ein Recht, es zu fordern; Glück und Ausbildung da- 
gegen vermag der Staat nicht zu geben, jondern nur zu fichern, auch 
fordern fie nicht Alle vom Staat, würden fie jogar widermillig von ihm 
nehmen. Dieſe Bejchränfung der Staatsaufgabe wird aljo naturrechtlich 
Durch den übereinjtimmenden Willen Aller begründet. Für die Vermehrung 
des Nationaleinfommens kann die Regierung „außer ftrenger Rechtspflege 
und außer der Wegräumung der Hinderniffe, die dem freien Verkehr fich 
entgegenjegen“, „ichlechthin nichts tun“ *. 

Krug verweiit darauf, daß „der Wille eines jeden einzelnen Staats- 
bürgers, alfo der Wille einer ganzen Nation ift: bei der Vereinigung zu 
einem Staate die Freiheit, ihr Eigentum zu benußen und ihre Kräfte an- 
zuwenden, nicht aufzugeben, jondern fie durch dieſe gejellichaftliche Ver— 
einigung zu ſchützen und zu erhalten.“?° Die Ablehnung der wirtjchafts- 
politiichen Staatstätigfeit wird alſo auch hier auf den Gejellichaftsvertrag 
geitüßt und naturrechtlich begründet. Wenn an anderer Gtelle® als 
„Zweck der Nation” „die Erreichung eines immer höher fteigenden Wohl- 
Itandes in moralifcher und ökonomiſcher Hinſicht“ aufgeführt und verlangt 
wird, daß die Negierungsausgaben auch diefen Zweck fördern ſollen, jo 
wird doch die dahingehende Verpflichtung der Regierung jofort auf die 
Fürſorge für die Sicherheit eingefchräntt. Die öfonomifchen Zwecke 
werden in der Negel am beiten gefördert, wenn der Staat das Reglementieren 


! Kant, Streit der Fakultäten, II, 8. 

? Kant, Rechtzlehre, II, 1, 8 49. 

? Schmalz, Encyelopädie der Cameralwifjenichaften (1797), 2. Aufl., Königs— 
berg 1819, ©. 25. 

* Ebenda ©. 296. 

’ Leopold Krug, Abriß der Staatsöfonomie oder Staatzwirtjchaftzlehre, 
Berlin 1808, ©. 10. 

® Ebenda ©. 219. 
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und Dirigieren des Wirtſchaftslebens unterläßt, dem Einzelnen vollſte 
Freiheit im wirtſchaftlichen Leben gewährt und die vorhandenen Hemmniſſe 
aus dem Wege räumt!. Krug iſt daher gegen die Reglementierung 
der Gewerbe und Abitufung der Gigentumsrechte?; die Armenpflege ift 
Sache der Wohltätigkeit, nicht aber Pflicht des Staates®; er verwirft die 
Aufmunterung der Gewerbe durch Prämien und Patente, bei nüßlichen 
Erfindungen zieht er eine Belohnung der Verleihung eines Monopols 
vor*. Eine jtaatswirtjchaftliche Gejeggebung wird jomweit zugelafjen, als 
es jih um Maßnahmen handelt, welche für den Vorteil des Ganzen 
ratjam, nötig oder unentbehrlich, aber-von dem Privatinterejje Ginzelner 
nicht zu erwarten find. ©o billigt ex jtaatliche Ausgaben für Unterricht und 
Wifjenjchaft 6, weil die Bildung des Geiftes andern Gefegen unterworfen tft, 
als die Sorge für den Wohlitand; er ijt für das Münzregal”, bedingungs- 
weiſe auch für das Poftregal® und für ftaatliche Landesmelioration ?, 

Auh Behr erblidt den Zweck des Staats ausjchließlich in der 
Garantie des Nechts und läßt eine Objorge der Staatsgewalt für die 
Privatwirtjchaft der StaatSglieder nur injofern zu, als dadurch die 
Löſung jener Aufgabe bedingt ift: die Verhütung von Rechtsverlegungen 
tt nur möglich, wenn die Armut möglichit bejeitigt wird; das gehört 
zur Aufgabe der Bolizei. Sie hat die „Durch menjchliche Willkür und 
den Lauf der Natur gelegten Hinderniffe ihrer (der Staatsglieder) 
Betriebſamkeit“ hinwegzuräumen und die „die Kräfte der Einzelnen über- 
jteigenden Bedingungen und Mittel der möglich größten Ausdehnung ihrer 
Betriebſamkeit“ zu erſchaffen. Dagegen hat jich die Staatswirtjchaft 
(— Finanzwirtjchaft) jeder Sorge für die jteuerliche Leiltungsfähigkeit 
des Einzelnen zu enthalten; fie würde damit in eine fremde Sphäre ein- 
greifen und etwas unternehmen, was dem Zwecke des Vereins zum 
Staate wideripricht: der Sicherung der Freiheit über das Seinige !, 

1 2eopold Krug, Abrik der Staatsöfonomie oder Staatswirtichaftzlehre, 
passim. 

2 Ebenda 

3 Ebenda 

+ Ebenda 

5 Ebenda 

6 Ebenda 

? Ebenda 

8 Ebenda 199 ff. 

? Ebenda 211 ff. 

ı Wilhelm Joſeph Behr, Die Lehre von der Wirthichaft des Staats oder 
pragmatifche Theorie der Finanzgefeßgebung und Finanzverwaltung, Leipzig 1822, 
©. 9 ff. 
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Häufiger finden wir die Auffafjung, daß der Staat nicht auf die Sorge 
für die Sicherheit bejchräntt ift, jondern daneben oder darüber Wohl: 
fahrts- und NKulturaufgaben zu erfüllen hat; teils wirft bier Die 
eudämonijtifche Auffafjung der Kameraliiten des 18. Jahrhunderts nach, 
ohne daß aber dem Glückjeligkeitsprinzip die zentrale, die ganze Finanz— 
wiſſenſchaft beherrjchende Stellung eingeräumt wird, welche es noch bei 
Juſti inne hatte; zum Teil befinnt man fich in Reaktion gegen die Theorie 
von dem ausschließlichen Rechtszweck auf die wichtigen Aufgaben, welche 
der Staat auf andern Gebieten zu erfüllen nie aufgehört hat. Dabei 
fommt man aber aus volfswirtjchaftlichen Gefichtspunften ebenfalls zur 
Forderung einer liberalen Wirtjchaftspolitif. 

Kröncke fieht den Endzwec des Staates in der Sicheritellung des 
freien Gebrauches der Naturkräfte und der Produfte diefer Naturkfräfte, 
welche die Quellen des Nationalwohlitandes find !; ex iſt aber für Unter- 
jtüßung von Gemwerben, für welche der Boden im Lande günitig iſt, welche 
aber noch nicht eingeführt find ?. 

Harl geht von der Vermehrung des Nationalreichtums als Zweck 
der Staatswirtjchaft aus?. Erſte VBorbedingung dafür iſt die Sicherheit der 
Berfon und des Eigentums, deren Schub nur vom Staate zu erwarten 
iſt; deshalb ift der Staat eine wejentliche Bedingung der Entjtehung und 
Vermehrung des Nationalreichtums. Die Sicherheit aller Bürger und 
ihres Sacheigentums muß dem Staate heilig jein; ev muß das „Urrecht“ 
jedes Menfchen oder die „natürliche Freiheit“ ficheritellen. In der natür- 
lichen Freiheit ift enthalten die „Erwerbsfreiheit“ und der „freie Gebrauch 
der Arbeitsprodufte”. Zu diefem Zwecke bedarf es einer weijen Gejeß- 
gebung, welche mit dem Naturrecht und den Bedürfnifjen des Beitalters 
harmoniert, hinlänglicher Bolizeianftalten, welche alle Gefahren im Innern 
des Staates verhüten und Bejchädigungen durch Naturübel abwenden, 
jowie einer unparteifchen Nechtspflege*. Das Syſtem der vollfommenjten 
Freiheit iſt alfo „vechtlich” ; es ift aber auch „nüßlich“, weil die Erwerbs 
freiheit eines der vorzüglichiten und beiten Beförderungsmittel der Induſtie 
ift?. Mit dem Prinzip der vollfommenften Freiheit vereinigt Harl aber 


16 Krönde, Das Steuerwejen, nach feiner Natur und feinen Wirkungen, 
Darmftadt und Gießen 1804, ©. 3f. 

> Ebenda ©. 315 ff. 

Johann Paul Harl, Vollftändiges Handbuch der Staatswirtſchafts- und 
Finanz-Wiſſenſchaft, ihrer Hilfsquellen und Geſchichte, mit vorzüglicher Rückſicht 
ſowohl auf die ältejte als auch auf die neuejte Gejeßgebung und Literatur, Erlangen 
1811, I, ©. 20, 80. 

* Sbenda, I, ©. 175 ff. 
5 Ebenda, I, ©. 344 ff. 
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Maßregeln der Regierung zur Hebung der Erwerbszweige; er iſt für ein 
oberites Acerbau-follegium, welches alle Hindernifje der Aufnahme und 
Verbeſſerung des Ackerbaues erforjchen und zweckmäßige Maßregeln da— 
gegen wählen joll; als örtliche Organe desſelben jollen Landwirtjchafts- 
Kommifjäre angeftellt werden, welche unter anderm auch die Errungen- 
jchaften dev Wiſſenſchaft und die neueften Entdeefungen den praftifchen 
Landwirten näher bringen; als wichtiges Mittel hierfür werden Beifpiele, 
auf öffentliche Koſten angeftellte Verſuche empfohlen!. Bejonderes Gewicht 
legt er auf guten SFachunterricht und empfiehlt Ackerbau-, Handwerker: 
und Handelsjchulen ?, 

Soden verjucht gegenüber der Theorie des Nechtsitaates das Recht 
der „beglücenden Gewalt“ des Staates zu erweifen. Bei der Auflöfung 
de3 Staates in die drei Gemwalten fehlt. e8 an jeder rechtlichen Grundlage 
für die Staatswirtjchaft. „Die gejezgebende Gewalt enthält nur 
den vereinigten Willen der Staats-Bürger zur Erhaltung der Überein- 
ftimmung ihres bürgerlichen Dajeyns nach Nechts-Brinzipien; der voll- 
ztehbenden, die nur dieſen vereinigten Willen vollitredt, und der 
richtenden, die nur dem Staat3-Bürger das Seine zuerfennt, iſt 
die Staats-Wirtjchaft vollends fremd“3. „Die Staats-Wirtjchaft als mit 
Zwangs-Recht verbundene Pflicht iit eine StaatS-Gewalt, und in diejem 
Sinn fann man das rechtliche Dafeyn einer beglücdenden Gemalt 
feineswegs beitreiten” +. Die Nechtlichkeit dieſes Prinzips läßt fich nicht 
im Heil des Staates, jondern nur im höchiten Sittengejeß, dem Streben 
nach Volllommenheit aufjuchen; der Staatsbürger als jolcher bringt die 
Plicht der allgemeinen Vervollkommnung in den jtaatsbürgerlichen Verein. 
„Bervollfommnung im allgemeinen (nicht der bürgerlichen Gejell- 
ſchaft) iſt alſo das rechtliche Prinzip der Staats-Wirtſchaft“s. 
„Die Gränzen dieſer Gewalt müſſen genau da beginnen, wo die 
Idealiſazion der Nazional-Defonomie beginnt. Und jo wie daS, 
was fie verwirft und verbietet, in der Staats-Wirtjchaft feine Stelle 
finden fann, jo müfjen auch ihre Gejeze der Markitein des Staats— 
wirtjchaftlichen Zwangs-Rechts ſeyn“6. Die Nationalölonomie aber unter- 
fucht die Quellen des Wohlitandes des gejelligen Menjchen, und der Mittel, 
! SpohannPaulHarl, Staatswirtjchafte- und Finanzwiſſenſchaft, I, 
©. 402 ff. 

2 Ebenda, I, ©. 406, 449, 460. 

3 $ulius Gr. v. Soden, Die Nazional-Defonomie, I, Leipzig 1805, ©. >. 

* Shbenda, I, ©. 23. 

5 Gbenda, I, ©. 6f. 

6 Ebenda, I, ©. 23. 
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ihn zu befördern; ihr Gegenitand iſt „die Beförderung des Glücks, des 
Mohlitands der einzelnen ndividuen im gejelligen Verein, obwohl 
ohne Beziehung auf diejen Verein“!; „ihr Prinzip ift welt- 
bürgerlich” ?. Die Staatswirtjchaft muß bei ihrer Fürforge für den 
MWohlitand der Gejellfchaft auf die Nationalöfonomie zurücdgehen und 
ihre „prohibitifen Geſetze reſpektiren“ ſowie einen großen Teil ihrer 
„präzeptifen Gejege” aufnehmen? Bei der materiellen Ausführung ver- 
tritt Soden zwar eine freiheitliche Geitaltung des Wirtjchaftslebens, er 
verjucht aber, auch Maßnahmen für die pojitive Förderung des Wohl— 
ftandes zu finden. So jcheut er beijpielsweife vor der Beſtimmung eines 
Marimum und eines Minimum des Grundeigentums nicht zurüct; er 
jtimmt mit Young darin überein, daß jeder „national-ökonomiſtiſche“ 
Staatsaufwand nüßlich und jede Erjparnis daran der Nation jchädlich jet, 
und befürwortet Staatsaufwendungen zum Anbau von Odländereien?, 
Wohl joll das alte Zunftſyſtem vernichtet werden; aber er fieht Die 
Gefahren, welche „aus der Verbannung aller gejellichaftlichen Verbindung 
der Gewerbe“ drohen, und fordert ein neues, dem Zeitgeift entjprechendes 
Gewerbeſyſtem, welches, „neben DVertilgung aller gefeßlichen Gemwerbs- 
Abmarkungen, die gejellfchaftlichen Gemwerbsvereinigungen in Schuß 
nimmt“ ®, 

Krehl erfärt, daß „wir von dem bejchränften Gefichtspunft der 
Sicherheit der Perfon und des Eigentums zurücgefommen find, von der 
wir für die Beitimmung des Staatsverbandes ausgingen. Die Anficht 
von der Beitimmung der Staatsanitalt hat fich höher aufgejchwungen, 
indem fie unter dem Prinzip des NechtS und der Moral nicht blos eine 
Garantie der abjoluten Bedingungen, unter denen die Menfcheneriitenz 
möglich ijt, der Berfon und des Eigentums nämlich, geben, jondern indem 
fie den Verband auch dazu benußgen joll, um Mittel aufzujuchen und 
herbeizufchaffen, wodurch die Nealifierung der Menjchenzwecke erleichtert 
wird; indem fie nicht blos in negativer Tätigkeit ift, ſondern jelbit pofitiv 
einmwirkt, um das Individualintereſſe der Einzelnen zu beraten, und dadurch 
die Garantie feiter zu begründen“. Der Einzelne jucht im Staatsverbande 


ı Julius Gr. v. Soden, Die Nazional-Defonomie, I, ©. 127. 

?2 Ebenda, I, ©. 21. 

3 Ebenda, I, ©. 11. 

* Sbenda, VI (Aarau 1816), ©. 9. 

5 &benda, VI, ©. 1025. 

6 Ebenda, VI, ©. 210f. 

" Krehl, Das Steuerjyftem nach den Grundſätzen des Staatsrecht3 und der 
Staatswirtichaft, Erlangen 1816, ©. 134. 
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die Sicherftellung der Bildungsbedingungen, ohne welche der durch das 
Grundgejeg der Vervollkommnung gebotene Bildungszwed der Menjchheit 
nicht realifiert werden kann, und der Staat findet feine Beſtimmung nur 
in diefer Sicheritellung, wie fie der Einzelne fordert und bedarf !. 

Fulda kennt neben dem abjoluten Endzweck des Staates, welcher in 
der Sicherheit aller Menjchenrechte beſteht?, noch einen „relativen Staat$- 
zweck“: es müfje der Staats-Regierung „alles Gute Zweck jein, was ohne 
Verlezung des abjoluten Staatszweds die Gewerbjamteit dev Staatsgenofjen 
zu ermuntern und die gefamte Staatsgefellfchaft jelbit zu bereichern dienen 
kann“s. Da Arbeit und Kapital die einzigen Mittel find, welche der 
Menſch unter allen Umſtänden anwenden muß, um fich materielle Güter 
für jeinen Genuß und jeine Bereicherung zu verjchaffen, jo kann das 
leitende Prinzip für die Staatsregierungen nur jein: „Ein jedes Gejez 
und eine jede von der Staatsregierung ergriffene Maasregel, welche die 
Kräfte der Arbeit ermuntert und die Anlage der Kapitalien begünitigt, 
it dem Nationalveichtnm zuträglich und hiemit in ftaatswirtfchaftlicher 
Beziehung gut.“ * Die wichtigiten Hilfsmittel für diefen Zweck find neben 
Nechtsficherheit und der Handhabung der öffentlichen Ordnung die Ent- 
fefjelung des Eigennußes durch Freiheit der Gewerbe in den Grenzen der 
Nechtlichkeit, Hochihägung der Gewerbe, gute Verkehrsmittel, Aclerbaus, 
Induſtrie- und Handelsjchulen, jtaatliche Gewerbebetriebe als Muiter- 
anitalten, Patente auf bejchräntte Zeit u. a.’. 

Auch Jakob erblickt den Zweck des Staates nicht nur in der Hand- 
habung der Gerechtigkeit, jondern auch in der Beförderung des Wohl— 
ftandes aller Einzelnen jowohl als des Ganzen durch das allgemeine 
bürgerliche Band®. Cr iſt von der gejchichtlichen Bedingtheit der zu » 
mwählenden Maßnahmen überzeugt und hält ſich von Doktrinarismus fern”, 

Pölitz verurteilt es zwar, daß die Eudämonijten ihre Politik auf 
den Grundjag der Glücjeligfeit bauten, weil die unbedingte Herrichaft 
des Nechts der erjte Zweck des bürgerlichen Vereins bleibt; er ordnet 
ihm aber den Wohlfahrtszwec als zweiten Zweck des Staates bei, in- 


1 Krehl, Beiträge zur Bildung der Steuerwifjenichaft, Stuttgart 1819, ©. 3. 

2 Friedrih Garl Fulda, Grundſäze der ökonomiſch-politiſchen oder 
Kameralwiſſenſchaften, Tübingen 1316, ©. 1. 

3 Ebenda ©. 4. 

* Shenda ©. 189. 

5 Ebenda ©. 1% ff. 

6 Ludwig Heinrich von Jafob, Die Staatsfinanzwiſſenſchaft, Neutlingen 
1824, I, ©. 47, IL, ©. 7f. 

" Ebenda, I, Borrede, ©. IX ff. 
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ſofern das Streben nach Glückjeligfeit und der Genuß und die Ver: 
mehrung derjelben mit dem unbedingten Zweck des Rechts vereinigt werden 
fann!,. Er betont energijch die Notwendigkeit eines pofitiven Einwirkens 
der Negierung auf das Wirtjchaftsleben des Volkes. Doch muß diefer 
Einfluß auf feiten Grundſätzen des Nechts und der Volfswirtjchaftslehre 
beruhen, damit er nicht weiter gehe, als er wohltätig ift, und damit er 
nicht hemmend in das Volfsleben eingreift. Nicht immer befördert der 
Einzelne, wenn ex feinem Intereſſe nachgeht, die Wohlfahrt des Ganzen ; 
der Gigennuß des Individuums muß bejchränft werden, wo derſelbe 
feinen Vorteil auf Koiten der Nechte und der Wohlfahrt anderer Staats- 
bürger befriedigen will. Die freie Konkurrenz tft heilfam und joll die 
Negel bilden; wo fie aber ausartet, jobald einzelne Klajjen von Staat3- 
bürgern, oder einzelne Ortjchaften und Provinzen dadurch verarmen, be— 
jonders wenn ſich Neid, Eiferfucht und Spefulationsgeiit vereinigen, 
andere Bürger von der Konkurrenz und dem Markt auszufchließen, iſt die 
Negierung verpflichtet, dem Mißbrauch eine Grenze zu jegen. Auch fann 
fie in mannigfacher Weiſe fürdernd in das Wirtjchaftsleben eingreifen, ohne 
durch Küniteleien die Tätigkeit der Bürger in falfche Bahnen zu lenken?. 
Ss 5. Es kann nicht behauptet werden, daß in der deutjchen finanz- 
willenjchaftlichen Literatur der eriten Hälfte des 19. Jahrhunderts der 
Staatsbegriff „entleert“ exjcheint. Wereinzelt treffen wir wohl auf Die 
Auffaffung, daß der Staat fich ausschließlich nur dem Schuß der Perſon 
und des Gigentums zu widmen hat; herrſchend ijt aber dieſe Anficht nicht 
geworden, vielmehr weiſen die meiſten Schriftiteller dem Staat auch die 
Aufgabe zu, für die Vermehrung des Nationalveichtums zu jorgen. 
Berändert hat fich aber gegenüber den Lehren aus dem legten Drittel 
des 18. Jahrhunderts die Stellung der Prinzipien, unter denen man die 
Pflege des Nationalwohlitandes fordert. Der Eudämonismus iſt durch 
den Idealismus überwunden. Wie für die einzelne Perſönlichkeit das 
höchite Ziel nicht in der Glückjeligkeit jondern in der Freiheit gefunden 
wird, jo wird in der Staatswirtfchaft der Endzweck des Staates nicht 
mehr in der allgemeinen Glücjeligfeit jondern in der Nechtsorganijation 
erblickt, welche die Willkür eines Jeden mit der Willkür aller Andern 
nach einem allgemeinen Gejeß der Freiheit vereinigt. Unter diejem End» 
ziel hat die jtaatliche Wohlfahrtspflege jtattzufinden: fie jteht in der 
zweiten Linie und findet ihre Grenze im Nechtsprinzip nach Freiheit. 


' Karl Heinrih Ludwig Pölitz, Die Staatswiſſenſchaften im Lichte 
unjrer Zeit, I, 2. Aufl., Zeipzig 1827, ©. 374f. 
2 Ebenda, II, 2. Aufl., S. 140 ff. 
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Auch in der Finanzwiſſenſchaft beobachten wir diefe Verwandlung 
der Grundjäge. Mehr und mehr befinnt man fich auf ihren eigenen Gegen- 
jtand und jcheidet die ihrem Weſen fremden Nlaterien aus, indem man dieje 
andern Wiſſenszweigen, insbejondere der Polizeiwiſſenſchaft oder Staat3- 
wifjenjchaftslehre (— Volkswirtſchaftspolitik) zumetit!. Die Finanzwiſſen— 
ſchaft will nur die Grundſätze lehren, nach denen die für die Staatsaufgaben 
erforderlichen Mittel des Staates aufgebracht und verausgabt werden jollen. 
Es handelt jich bei der Unterfuchung alſo um die Bewertung der einzelnen 
Maßnahmen für die Zwecke des jtaatlichen Haushaltes. Da aber Die 
Itaatliche Wirtſchaft ein Mittel für die Exiſtenz des Staates tft, jo müſſen 
ihre Maßregeln den Zwecken des Staates entjprechen: fie unterliegen den 
Grundjägen des Rechts oder der Gerechtigkeit und der Klugheit, Gemein- 
nüßigfeit oder der Nationalöfonomie?. Im Namen des Rechts wird ge 
fordert, daß die Nechte der Ginzelnen nicht verlegt werden und daß die 
Verteilung der Laiten in gerechter Weiſe erfolgt. Den Grundjägen der 
Gerechtigkeit wird der Borang vor denen der Nationalökonomie eingeräumt: 
„Die Forderungen der Gerechtigkeit an die Finanzwiſſenſchaft find un— 
bedingt; die Forderungen der Nationalökonomie müfjen fich Einfchränfungen 
gefallen laſſen, jobald diejelben durch höhere Zwecke unvermeidlich geboten 
werden“ 3, 

Die Finanzwiſſenſchaft trägt auch im 19. Jahrhundert einen durch» 
aus politifchen Charakter: fie geht aufs Praktische und will Prinzipien 
für die Finanzwirtſchaft entwideln. Dabei bildet fie aber jchrittwetje 
eine jyitematifche, umfaſſende Darjtellung der Syinanzmaßnahmen aus und 
dringt immer mehr in ihr Wejen, ihre rechtlichen Grundlagen und ge- 
jchichtliche Entwicklung jowie in ihren volfswirtjchaftlichen Charakter und 
in die volfS- und privatwirtichaftlichen Wirkungen ein; mit der Zeit 
beanjpruchen dieje mehr theoretifchen Unterjuchungen einen breiteren Raum. 

Wurde die Förderung des Nationalwohlitandes nach wie vor als 
Aufgabe des Staates anerkannt, jo mußte es von entjcheidender Bedeutung 
fein, worin man das Wejen und die Quellen des Nationalreichtums er- 
blickte. Die merfantilütischen Auffafjungen, welche die deutjche Finanz- 
Literatur des 18. Jahrhunderts vollitändig beherrjchten, find überwunden; 
Krug und Schmalz vertreten phyfiofratische Anjchauungen, die übrigen 
Finanztheoretifer find Itarl von den Lehren Smiths und jeiner Schule 


1 Soden, L, ©. 13, VL ©. 18ff.; Behr ©. 6ff.; Satob, I, ©. 46 ff. 
und passim; Pölitz, I, ©. 10f., II, ©. 138f., 269. 
® Harl, U, ©. 7; Jakob, I, ©. 46ff.; Polis, I, ©. 10f., IL, ©. 272. 
3 Jakob, I, ©. 48; vgl. ebenda Vorrede, ©. XXI; Polik, Il, ©. 273 
Schmalz ©. 36. 
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beeinflußt. Allgemein wird, wie jchon hervorgehoben, die jtaatliche Leitung 
der wirtjchaftlichen Entwicklung abgelehnt und die Bedeutung des Selbit- 
intereſſes und der wirtfchaftlichen Freiheit für die Förderung des Volks— 
reichtums betont. 

Die Volkswirtichaftstheorie beeinflußt die Finanzwiſſenſchaft dadurch, 
daß fie die Wirkungen der finanzwirtjchaftlicden Maßnahmen auf die 
Volkswirtſchaft, vornehmlich auf die Preisbildung, unterſucht. Mit Necht 
fonnte Jakob jchreiben: „Man findet in ihr (der Nationalökonomie) 
die Grundlage der Finanzwiffenfchaft, und die Beurtheilung der haupt- 
jächlichiten Finanzmittel viel volljtändiger, als fie je die ältern Schrift- 
jtellev in ihren Finanziyitemen liefern Eonnten“ 1. 

Ferner liefert die Volfswirtjchaftstheorie den von ihr entwickelten 
Beariffsapparat, welcher auch für die Vertiefung der finanzwifjenjchaft- 
lichen Unterjuchungen bedeutfam wird. Die Wirkungen aller diejergund 
der vorgenannten Ginflüffe konzentrieren fich in der Herausbildung der 
Steuerlehre, über welche an anderer Stelle berichtet wird. 

Ein umfafjenderes Tatfachenmaterial wird in den eriten Syahrzehnten 
des 19. Jahrhunderts zufammengetragen und in den Finanzſyſtemen dar- 
geitellt. Auch wird das Gebiet der Erkenntnis durch wertvolle gejchicht- 
liche Unterfuchungen erweitert?. Krug weiſt gelegentlich auf die Bes 
deutung der vergleichenden Finanzitatijtif für die Beurteilung der finanz- 
wirtjchaftlichen Erſcheinungen hin ?®. 

S 6. Das Problem, wie weit der Staat mit feinen Ausgaben. gehen 
darf, wird meiſt nur oberflächlich berührt. Man nimmt die Staatsausgabe 
al3 eine gegebene, von andern Spnitanzen bejtimmte Größe hin * und 
mahnt nur zur Bejchränfung auf Aufwendungen für „achte“ Staats— 
bedürfniffe?, zur Sparjfamfeit® und wohl auch dazu, in den Grenzen der 
etatSmäßigen Einnahmen zu bleiben?. Es finden fich auch noch Verjuche, 


ı Safob, I, Borrede, ©. IV. 

2 Hegewijch, Hiftorifcher Verſuch über die römischen Finanzen, Altona 1304. 
Boſſe, Grundzüge des Finanzweſens im römiſchen Staate, Braunſchweig 1806; 
Böckh, Die Staatshaushaltung der Athener, Berlin 1818, 1819, 2. Aufl. 1851, 
3. Aufl., herausgeg. von Fränfel, 1886; 8. 9. Lang, Hiftorifche Entwidlung der 
deutjchen Steuerverfaifung jeit den Karolingern bi3 auf unjere Zeiten, Berlin und 
Stettin 1735; 8. 3. Hüllmann, Deutfche Finanzgeichichte des Mittelalters, 
Berlin 1805, u. a. 

® Krug, Abriß der Staatsöfonomie, ©. 117. 

* Fulda, Handbuch der Finanzwiſſenſchaft, S. 20f. 

5 Hartl, I, ©. 67, 79. 

°6 Harl, II, ©. 71f., 81; Pölitz, Staatswiffenjchaften, II, 2. Aufl., ©. 278. 

’ Harl, II, ©. 8. 
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die zuläſſige Höhe der Staatsausgabe in einem Bruchteil des National— 
einfommens zu bejtimmen!. Allgemein wird anerkannt, daß fich die 
Staatseinnahme nach der Ausgabe richten müfje?. Soden faßt die 
Frage tiefer auf und verlangt von der Staatsausgabe die Wieder: 
erzeugung der Steuer: „Unphilofophijch ift die Allgemeine Frage: den 
wievieljten Teil des Nazional-VBermögens die Staats-Finanz-Wirtfchaft 
centralijiven dürfe“? „ES gibt feine Zeitfolge in der Beitimmung 
der Staats-Finanz-Wirtfchaftlichen Produkzion (d. i. Staatseinnahme), 
und Konjumzion (d. i. StaatSausgabe), Weder die Mafje des Bedarfs 
noch die Maſſe der Erhebung darf zuerst oder zuleßt, beide müffen 
durchaus zu gleicher Zeit ergründet und bejtimmt werden.“ * Während 
der Privatmann nicht mehr fonfumieren darf, als ex zu produzieren ver- 
mag, wohl aber mehr produzieren darf, als er für feinen Konſum braucht, 
muß die Finanzwirtſchaft ausgeben, „was der Defonomiftifche Organismus 
des Staats, aljo der Zweck der Bewahrung des Staat3-Vereins fordert“, 
und jie muß das erheben, was fie „nach diefem Organismus” ausgeben 
muß und erheben fann?. „Die ſtreng-ökonomiſtiſche Staats-Finanz- 
Konjumzion erjezt, was fie nimmt; die undfonomiftifche nimmt, 
ohne zu erjezen. Die antiöfonomiftifche nimmt und vernichtet 
zugleich ihre eigne Brodufzions-Möglichfeit."* Lo erkennt den Grund: 
jag, daß fich die Einnahmen nach den Ausgaben richten müfjen, nur bei 
Aufwendungen für die „Sicherheit und Erhaltung des gemeinen Wefens 
und der bürgerlich vereinten Menjchheit“ an: wo es fich um diejen 
Staatszweck handelt, treten jtaatswirtchaftliche Erwägungen zurück. Will 
dagegen die Regierung die Lebensbedingungen der Staatsangehörigen ver- 
bejjern, jo „bedingen und bejtimmen” „die ſtaatswirtſchaftlichen Regeln 
ſelbſt die Nechtlichteit der Forderungen” ; nur wenn die Kräfte des Volks 
den Aufwand zulafjen und wenn die durch ihn herbeigeführten Vorteile 
die Kojten überwiegen, darf derartigen Plänen zugeitimmt werden”, Mit 
Nachdruck fordert er, daß die öffentliche Konſumtion nicht die „Betriebjam- 
feit“ der Staatsbürger jchwächt und den Anreiz zu ihr vermindert; des- 
halb darf fie nie den ganzen Betrag des „reinen“ Volkseinkommens 





1 Bhlik, U, ©. 275. 

® Harl, II, ©. 78f.; Pölik, II, ©. 281F. 

? Soden, V, Die Staat3-FinanzeWirtfchaft nach den Grundjäzen der Nazionals 
Defonomie (1811), ©. 31. 

+ Sbenda ©. 18. 

5 Ebenda ©. 33f. 

s Ebenda ©. 167. 

RJohann Friedrih Eufebius Lob, Handbuch der Staatswirtjchafts- 
lehre, III (1. Aufl. 1822), 2. Aufl, Erlangen 1838, $ 126, ©. 104 ff. 
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verjchlingen!. Jakob will die Staatsausgaben ſoweit erſtrecken, als fie 
ein durch die Vernunft bejtimmter Volkswille bemeſſen würde?. Rotteck 
jegt an die Stelle einer jolchen rvegulativen dee den in Erjcheinung 
tretenden übereinjtimmenden Willen der Intereſſenten über die Steuer- 
höhe: „Die vechtlich zuläjjige und politifch vorteilhafte 
Höhe der Steuern wird am Zuverläffigiten durch den 
Gejammtmwillen bejtimmt,.... . ausgefprochen allernächit durch eine 
möglichit ächte und lautere Volksrepräſentation“s. 

S 7. Daß Staatsgewerbe und Monopolien von den Schülern Smith3 
verworfen werden, ift jelbitverftändlich. Jakob wägt auch hierin vor- 
jichtig ab: „Daß der Staat jelten ein befjerer Gemwerbsmann ift, als der 
Privatmann, iſt in vielen Fällen vollfommen wahr. Dennoch können 
nicht blos Ausnahmen vorkommen, es fann auch Hinderniffe geben, welche 
machen, daß es doch bejjer ift, der Staat behält die unvollfommene Be- 
treibung jeines Gewerbes noch eine Zeitlang bey, als daß ex es der Gefahr 
ausjegt, von Privatleuten noch unvollkommner betrieben zu werden, weil 
noch alle Bedingungen der vollfommneren Betreibung durch diejelben 
fehlen.“ * Gr erkennt bereits, daß die Überlegenheit der Brivatinduftrie 
zweifelhaft wird, ſobald fie nicht mehr von einem einzelnen Unternehmer, 
jondern von einer Gefellichaft betrieben wird; ex ift in diefer Beziehung 
ein Vorläufer der neueren Lehren von berechtigten Staatsgewerben: „E3 
jcheint alfo durchaus unzweifelhaft zu jeyn, daß ein Privatmann ein 
Bergwerk, das er wie fein Gigenthum betrachtet, viel jparjamer und 
vortheilhafter bewirthichaftet, und alſo auch ein viel größeres reines Ein- 
fommen daraus gewinnen wird, al3 der Staat durch feine Bewirthſchaftung 
desjelben. Ob diejes auch mit der Bergwerkswirthſchaft von Privat— 
gejellfchaften der Fall jey, wenn insbefondere die Mitglieder derjelben 
feine Bergbauverftändige find, und die Adminiftration ihren Beamten 
überlafjen, it jehr zu bezweifeln. Denn eine folche Gejellichaft treffen alle 
Nachtheile und feiner von den Vortheilen des Staats.“ 5 

In der Lehre von den Domänen gilt die Auffaffung von der recht: 
lichen Unveräußerbarfeit der Domänen für überwunden 6: fie find für die 
Beitveitung der Staatsausgaben nicht mehr unentbehrlich. Die Hauptfrage 


1Lotz, Staatswirtſchaftslehre, ?III, $ 125, ©. 88 ff. 

° Jakob, Staatzfinanzwifjenichaft, II, ©. 6. 

*C. v. Rotted, Art. „Finanz“ im Staat3-Leriton, herausgegeben von Carl 
von Rotted und Carl Welder, IV, Altona 1846, ©. 702 ff. 

* Jakob, Staatzfinanzwiijenichaft, I, Borrede, ©. IX f. 

5 &benda, I, ©. 191. 

s Harl, I, ©. 104}. 
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it die, in welcher Form die Domänen genugt und ob fie veräußert 
werden jollen, wobei die befannten Gründe für und wider ins Feld 
geführt werden. Mehrfach äußern fich die Finanzchriftiteller für Die 
Beibehaltung, aber Vererbpachtung des Domänenbefiges!. Auf dem 
Foritboden joll man teilweije Tolonifieren, im übrigen aber die Bewirt— 
fchaftung der Forſten Privaten überlaffen, unter Vorbehalt ftaatlicher 
Aufficht? und unter Bewahrung eines Reſtbeſtandes ftaatlicher Forſten?. 

Die Lehre von den Negalien hält teilweife an der Juſtiſchen Ab— 
fonderung der zufälligen Staatseinfünfte aus Staatshoheitsrechten ſowie 
an der Ausjcheidung der Monopolien feit*. Doch werden auch alle dieje 
Einfommensarten unter dem NRegalbegriff vereinigt’. Jakob erkennt 
die beiden Duellen der Negalien: die grundherrlichen Rechte und Die 
LZandeshoheit. Auch fieht ex bei manchen Negaleinfünften das in ihnen 
jteefende jteuerliche Element ®., 

S8. Von den dreißiger bis in die jechziger Syahre und darüber hinaus 
beberrfchte daS Lehrbuch Raus? den Unterricht an den deutjchen Uni- 
verjitäten. Nofcher bezeichnet ihn als den „VoltSwirtjchaftslehrer der 
gut vegierten deutſchen Mittelitaaten von 1815 bis 1848” °, welcher 
„bauptjächlich durch jeine ebenfo vielfeitige wie gründliche Benußung der 
Hilfsmittel, welche die neueren amtlichen Publikationen, Landtagsverhand- 
lungen ufw. darbieten, Epoche macht” ?, und Wagner erblict in „dem für 
feine Zeit muftergültigen Werfe von Rau“ den „Höhepunkt“ der älteren 
deutſchen jyitematifchen Finanzwilfenfchaft '%. Die Rauſche Lehre iſt 
hiernach geeignet, den Stand der deutjchen Finanzwiſſenſchaft im zweiten 
Drittel des 19. Jahrhunderts zu Fennzeichnen. 

Bei Rau ift aus der Finanzwiſſenſchaft alles Technijche und Privat: 
wirtschaftliche ausgejchieden. Sie bejchäftigt fich ausjchließlich mit der 
„beiten Einrichtung der Negierungswirtjchaft oder der beiten Befriedigungs- 

1 Arug, Abriß ©. 121; Jakob, I, ©. 1287. 

2 Jakob, I, ©. 164 ff., 177 ff. 

® Harl, ID, ©. 131; Soden, V, ©. 60 ff. 

+ Harl, II, ©. 144: Fulda, Finanzwiſſenſchaft, ©. 81 ff. 

5 Aatob, 1, ©. 208f. 

°1, ©. 201 ff. ö 

° Karl Heinrih Rau, Lehrbuch der politischen Ofonomie, III. Band, 
Grundjäße der Finanzwiſſenſchaft. Erfte Abteilung, Heidelberg 1832, zweite Ab- 
teilung 1837. 5. Auflage. Xeipzig und Heidelberg 1864, 1865. 

s Roſcher, Gejchichte dev National-Ofonomik in Deutjchland, ©. 355. 

9 Nojcher, Syitem der Finanzwiſſenſchaft, $ 5. 

10 Wagner, Finanzwiſſenſchaft, I. Teil, 3. Aufl., $ 26, ©. 44. 

XXXVIII 


96 Otto Gerlach. 


weife der Staatsbedürfniffe durch fachliche Güter“. Ihre „allgemeinen 
Grundfäge” find von „dreifacher Art und aus drei verjchiedenen Grund-= 
wiſſenſchaften abzuleiten, fie find nämlich: 1. allgemein-wirtjchaftliche ; 
2. philojophijchejtaatsrechtliche und politifche, überhaupt ſtaatswiſſenſchaft— 
(iche ; 3. volSwirtjchaftliche” ?. Mit jeder Privatwirtichaft hat das Finanz- 
wejen gemein, daß es auf ein bejonderes ausgejchiedenes Vermögen ans 
gewiejen ift, daß es die Einnahmen mit den Ausgaben ins Gleichgewicht 
jegen und auf die Nachhaltigkeit der Einnahmen Nücjicht nehmen, alfo den 
Bermögensitamm jchonen muß, aus dem die Einnahmen fließen ; es muß den 
rohen und reinen Ertrag der Einkünfte wohl unterjcheiden, auf Vermehrung 
derjelben und Verminderung der Ausgaben Bedacht nehmen und durch ge- 
naue Aufzeichnung aller wirtfchaftlichen Vorgänge eine Überficht derjelben er— 
langen?. Das Finanzwejen iſt ein Zweig der Staatsverwaltung; deshalb 
ſteht es unter den „allgemeinen WVernunftgejegen, welche das Weſen des 
Staates, die Bejtimmung desjelben und die in derjelben enthaltenen einzelnen 
Staatszwede jomwie die im Staate obwaltenden Rechtsverhältnifie aus- 
jprechen” *. In ihnen tft die Befugnis der höchiten Gewalt zur Führung 
einer eigenen Wirtjchaft und die SFinanzgewalt begründet, und fie geben 
auch die Richtſchnur für die Begrenzung diejes Nechtes?. Da alle Zweige 
der StaatSverwaltung in organischer Verbindung miteinander jtehen müfjen 
und ich nicht entgegenwirken dürfen, jo muß bei jeder Art von Finanz- 
geichäften darauf geachtet werden, daß der Volfswohlitand nicht beein- 
trächtigt und die Wirkſamkeit der Volkswirtſchaftspflege nicht Fruchtlos 
gemacht werde; deshalb fordern die Gejege der Volkswirtſchaft Beachtung ; 
nach ihnen iſt zu unterfuchen, wie weit der Staatsaufwand ausgedehnt 
und wie die Mittel für ihn aufgebracht werden fünnen, ohne die Güter: 
erzeugung zu ſchwächen. Auch die richtig aufgefaßten Intereſſen des 
Finanzweſens fordern die Schonung des Volkswohlſtandes, weil auf ihm 
die Nachhaltigkeit veichlicher Staatseinfünfte beruhtd. Die Lehre von 
der Volkswirtjchaftspflege und die Finanzwiſſenſchaft jchließen fich zus 
ſammen zur Bolfswirtjchaftspolitit und können ſowohl als Teil der Staats— 
wiſſenſchaft als auch der politifchen Okonomie betrachtet werden ?. 


! Rau, Grundjäße der Finanzwifjenjchaft?, $ 5 

Ebenda $ 14. 

» Ebenda $ 7 

* Ebenda S 11, 

5 Ebenda $ 11, 

6 Ehbenda $ 12. 

Ebenda $ 13. Lehrbuch der politischen Ökonomie, I. Band, die Volkswirt— 
ichaftslegre?, $ 15. 
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Die politiiche Okonomie behandelt die Verforgung mit fachlichen 
Gütern in Beziehung auf den ganzen Staat!. Wie der Staat au dem 
Volk und der Negierung bejteht, jo hat fich die politifche Okonomie mit 
den Wirtjchaftsangelegenheiten beider zu bejchäftigen?. Die wirtjchaftliche 
Tätigkeit aller einzelnen im Staate zur Befriedigung der Bedürfniffe des 
Volkes ift die Volkswirtſchaft, welche nicht eine bloße Anhäufung neben- 
einander bejtehender Brivatwirtjchaften, jondern einem Organismus ver- 
gleichbar iſt, weil die PVrivatwirtichaften in Verbindung untereinander 
itehen und zuſammen ein ganzes Syjtem von Tätigkeiten bilden?. Ihre 
natürlichen Gejege entwicelt die Volfswirtichaftslehret. Die Regierung 
hat in bezug auf die Verjorgung mit Sachgütern zwei Aufgaben: die 
Beförderung der wirtjchaftlichen Zwecke des Volkes und die Befriedigung 
der eigenen Bedürfnifje der Regierung. Jene gehört der Bolfswirtjchafts- 
pflege, diefe dem SFinanzwejen an. Zwar hat die Regierung weder die 
Pilicht noch die Kraft, den Vermögenszuſtand jedes Staatsbürgers zu be- 
aufjichtigen und zu leiten; fie kann aber die Volkswirtſchaft im ganzen 
und in ihren Zweigen unterjtügen, von Hindernifjen befreien und empor— 
heben, injofern diefer Erfolg von den einzelnen nicht hinreichend bewirkt 
werden fann?. Nach dem Gejeg der Arbeitsteilung werden die für die 
Regierung erforderlichen Dienſte von jolchen Perſonen verrichtet, die ſich 
ihnen ausschließlich widmen, und es werden auch andere Leiftungen, Sach- 
güter u. dgl. m. von einzelnen PBerjonen in Anjpruch genommen; dieje 
müffen dafür in Sachgütern entjchädigt werden. Dem dienen die Aus— 
gaben der Negierung®, für welche es des Finanzweſens bedarf. 

Manche Staatsausgaben find notwendig zur Grhaltung des 
Staates und der durch feine Beitimmung gebotenen Einrichtungen oder 
zur Erfüllung eingegangener Verpflichtungen; bei ihnen fann nur erwogen 
werden, ob fie fich ohne Gefährdung des Zweckes vermindern laſſen. Andere 
Ausgaben find nüslich; wenn man prüft, ob fie gemacht werden jollen, 
muß man den von ihnen zu erwartenden Vorteil mit der Schwierigfeit, 
die erforderlichen Mittel aufzubringen, und den dadurch entitehenden Be— 
jchwerden für die Bürger vergleichen?!. Für die Gütererzeugung 
fönnen die Staatsausgaben unmittelbar oder mittelbar produftiv jein; in 


ı Rau, Bolfzwirtichaftslehrer, SS 2f. 
? Ehenda $$ 4f. 
3 GEbenda $S 5 ff. 
* Ebenda $ 12. 
> Ebenda $$ 10, 14. 
6 Rau, Grundjäße der Finanzwiſſenſchaft“, S 2. 
? Ebenda $ 26. 
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jenem Falle, 3. B. beim Bau von Erbitollen, bei der Urbarmachung, beim 
Straßenbau u. dal. liegt fein wirtjchaftliches Opfer des Volkes vor. 
Mittelbar produktiv find die Ausgaben für Schu und Bildung; die 
Größe ihrer produftiven Wirkung läßt fich nicht bejtimmen; aber jelbit 
dort, wo ſie im Verhältnis zur Aufwendung gering tit, braucht die Aus— 
gabe nicht verwerflich zu fein, weil der Staat nicht nur wirtjchaftliche 
Zwecke (im Sinne der Sachgüterverforgung) hat; es muß aber der Auf- 
wand diejer Art in den Grenzen gehalten werden, welche ſich aus dem 
Umfang der jährlichen Gütererzeugung und dem ohne volfswirtjchaftlichen 
Nachteil zu erlangenden Staatseinfommen ergeben!. Der Grundfaß der 
Sparjamfeit fordert, daß üffentliche Mittel nur für Zwecke, welche dem 
Gemeinwohle angehören, verausgabt werden, daß minder wichtige Zwecke 
hinter den dringlicheren zurücktreten und daß die beabjichtigte Wirfung 
mit dem geringiten Güteraufwand herbeigeführt wird?. Die Lehre, daß 
ein über das Bedürfnis hinaus geiteigerter Staatsaufwand volkswirt— 
jchaftlich nicht jchädlich jei, wenn die ausgegebenen Geldjummen wieder 
in das Volk zurückkehren, wird unter den Geſichtspunkten befämpft, daß es 
auf die wirkliche VBerzehrung von Sachgütern anfommt und daß durch den 
öffentlichen Aufwand die Erzeugung und der Abjag der Unternehmer im 
ganzen nicht vergrößert, jondern nur auf andere Gegenjtände gerichtet 
wird, 

Rau verwirft es, ein vollfommenes und allgemeingültiges Syitem 
ver Staatseinfünfte, welches den allgemeinen Grundjägen des Finanz— 
wejens entjpricht, zu entwerfen und dejjen Verwirklichung zu fordern. 
„Eine gewiſſe Art von Ginfünften erjcheint oft bei einer genauen Brüfung 
bald bejjer, bald nachteiliger 1. nach den gegebenen volfSwirtjchaftlichen 
Umftänden des einzelnen Landes, wobei auch im Laufe der Zeit manche 
Veränderungen eintreten, jo daß die Nachteile zu- oder abnehmen, 2. nach 
der Dauer ihres Beitehens, indem man fich allmählich an fie gewöhnt 
und die wirtjchaftlichen Verhältniffe, 3. B. die Preiſe der Dinge, die 
Richtung der Gewerbe uſw., fich ihr anpaffen, 3. nach ihrer bejonderen 
Einrichtung, die verfchieden geitaltet und in Gemäßheit der Erfahrungen 
nach und nach ausgebildet werden kann. Die Finanzwiſſenſchaft ſoll fich 
daher nicht allein mit dem Staate in der dee, jondern auch mit den 
beitehenden Staaten bejchäftigen und den Weg vorzeichnen, auf welchem 
fi) das Finanzwejen derjelben verbeffern läßt.“ Sie muß die in den 


ı Rau, Grundfäße der Finanzwijjenichaft?, $ 27. 

® Cbenda 88 28, 32. 

° Ebenda SI 29ff. Vgl. Lob, Staatzwirtjchaftslehre, "II, ©. 72 ff. 
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chriſtlich-ziviliſierten Staaten üblichen Einnahmearten einer Prüfung unter— 
ziehen, wobei neben den allgemeinen Grundſätzen auch die beſonderen 
Umſtände zu erwägen ſind, welche hier oder dort die Befolgung jener 
Grundſätze erichweren !, 

Die Staatseinfünfte werden eingeteilt in erworbene und be- 
fohlene oder geforderte, welche Auflagen genannt werden. Zu 
jenen rechnet Rau den reinen Brivaterwerb aus der Benugung 
werbenden StaatSvermögens und die Finanzregalien, bei 
welchen das Mitwerben der Bürger unterfagt oder erſchwert ift, jo daß 
das Einkommen aus ihnen nicht nur dem werbenden Vermögen entjpringt, 
jondern zugleich einen Monopolgewinn enthält. Die Auflagen zerfallen 
in Gebühren und Steuern”. 

Der Negalbegriff wird auf jolche Einkünfte bejchräntt, welche ohne 
eine bejondere gejegliche Beitimmung zu den bürgerlichen Nahrungen ge— 
hören würden: damit iſt das jogenannte Zollvegal ausgeichieden. Rau 
it gegen die Errichtung neuer Negalien in ſchon bejtehenden Gewerben, 
hält aber die fortdauernde Beibehaltung eines Negals für zuläflig, 1. in 
Gemwerben, in welchen die Regierung den PBrivatunternehmern nicht unter- 
legen tft, 2. als Bejteuerungsform, wenn die betreffende Steuer berechtigt 
und auf anderem Wege unvollftommener zu erheben iſt und wenn der ftaat- 
liche Gewerbebetrieb volfswirtjchaftlich nicht mehr jchadet, al3 das Negal 
der Staatskaſſe nüßt, 3. wenn ein Gewerbe in Brivathänden nicht jo 
gemeinnüßig betrieben wird, als es von der Regierung gejchehen kanns. 
Behandelt werden das Bergwerfsregal, das Salz» und Salpeterregal, das 
Negal der Jagd und Fijcherei, das Miünzregal, daS Tabaksregal und 
andere Gewerks- und Handelsregalien, das Bojtregal, die StaatSeijen- 
bahnen, das Fähr- und Floßrecht und das egal der Glücsipiele. 

Die Gebühren unterjcheiden fich von den Steuern dadurch, daß 
fie „bei jolchen Gelegenheiten gefordert werden, mo der einzelne Bürger 
mit einer Staatsbehörde oder einer wejentlichen Staatsanitalt in eine ge— 
wiſſe bejondere Beziehung fommt. Sie fünnen als eine bejondere Vergütung 
für den Aufwand angejehen werden, welchen die Staatsgewalt bei irgend— 
einer VBeranitaltung zu machen hat, und haben injofern mit der Bezahlung 
für geleiftete Privatdienſte Ähnlichkeit” +. ES find die „zufälligen“ Ein- 
fünfte Juſtis: Die hierher gehörige „Tätigfeit oder Veranitaltung der 
Regierung wird nicht wegen der an fie gefnüpften Gebühr, jondern zufolge 





ı Hau, Grundſätze der Finanzwifjenichaft?, $ 82. 
2Ebenda SS 34 ff. 
3 Ebenda $$ 166 ff. 
* Ebenda $$ 36, 227. 
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der Sorge für das Wohl des Staates angeordnet, und es ijt für ihre 
Mejenheit gleichgültig, ob fie gegen eine Vergütung von Seite der bei ihr 
beteiligten Bürger oder unentgeltlich erfolgt.” ! In diefe fachlich richtige 
und formal ſcharfe Abgrenzung der Gebühren durch ihre Antnüpfung an 
die Erfüllung anerfannter Staatsaufgaben trägt ihre Auffaſſung als eine 
Vergütung für Staatsaufwendungen ein fremdes Glement hinein, es ift 
von jeinen Nachfolgern, 3. B. von Wagner, zur Begriffsbeitimmung 
verwendet worden, wodurch diefe an Schärfe einbüßen mußte?. In der 
weiteren Behandlung der Gebührenlehre verläßt Rau den ficher abge- 
grenzten Kreis und behandelt unter den Gebühren auch Verfehrsiteuern, 
welche in Stempelform oder bei amtlichen Aufzeichnungen und Ein- 
tragungen erhoben werden, 3. B. Urkundenſtempel, NRechnungsitempel, 
enregistrement, Erbjchaftsgebühr?. Dagegen rechnet er den Stempel auf 
verkäuflichen Gegenjtänden, wie den Zeitungen- und Spielfartenitempel, zu 
den Steuern ®. 

Was Rau über die Aufgaben der Finanzwifjenichaft hinfichtlich 
der Daritellung der Staatseinnahmen jagt, charakterifiert feine Behand- 
lungsweiſe der gejamten Finanz. Gr gibt in ſyſtematiſcher Durcharbeitung 
einen Überbliet über die in den Kulturſtaaten vorkommenden jtaatlichen 
Ausgaben- und Einnahmearten und prüft fie unter wirtjchaftlichen, ſtaats— 
wijjenjchaftlichen und nationalöfonomifchen Grundfägen, wägt fein Urteil 
vorfichtig ab und erfennt die empirische Bedingtheit im einzelnen an, ohne 
doch ein tieferes gefchichtliches Verſtändnis für die Erſcheinungen zu zeigen. 
Er hält fich von der Konftruftion eines idealen SFinanziyitems fern, läßt 
aber auch oft ein tiefere Eindringen in die Probleme vermifjen. — Er 
fteift in der Lehre von den Negierungsausgaben den Gemeinde- und 
Bezirks: und Provinzialhaushalt?. 

Ss 9. Die Vorherrichaft, welche die volfswirtjchaftliche Betrachtung 
des Einflufjes der Finanzwirtfchaft auf das privatwirtfchaftliche Syſtem 


Rau, Grundjäße der Finanzwifienjchaft?, $ 227. 

° Wagner, Finanzwiljenjchaft?, II, $ 15, ©. 35f. Bal. die Kritif von 
Gerlah in Roſcher-Gerlach, Syſtem der Finanzwifienichaft?, $ 5a. Die 
„Vergütung für Staatzaufwendungen“ und das Wagnerſche „Gebührenprinzip“ 
(Wagner a. a. D., ?I, $ 201, ©. 479 ff. 2II, 8 16, ©. 36.) gehören in die Ge- 
bührenpolitif, in die Unterfuchung darüber, ob an eine Staatstätigfeit oder Staats— 
anftalt mit Gebühren angefnüpft und wie der Gebührentarif außgeftaltet werden 
joll, nicht aber in die Begriffsbeftimmung. 

’ Rau, Grundjäße der Finanzwiifenichaft?, 88 231, 236, 337. 

* Ehenda $ 231. 

> Ebenda 88 52 ff. 
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in der Finanzwiſſenſchaft erlangt hatte, wird von Lorenz von Stein! 
bekämpft und gebrochen. Er nimmt die Finanzwiſſenſchaft für die Staats-— 
wiljenjchaft in Anſpruch, von welcher fie ein wejentlicher Beitandteil it 
und in welcher ihre Prinzipien mwurzeln. Damit fnüpft er wieder an 
Juſti und Sonnenfels an. Sie hätten die Lehren vom Staat aus 
der Nechtsphilojophie ausgejchieden und in den drei großen Gebieten der 
Volkswirtſchaft, Finanzen und Verwaltung (Polizei) als jelbitändigen 
Zweigen der Wiffenjchaft vom Staat behandelt; wenn man auch empfand, 
daß eine Wechſelwirkung zwifchen Voltswohlitand, Staatswirtichaft und 
Verwaltung bejtand, jo fam man doch nicht zu einer exjchöpfenden 
Erörterung ihres Verhältniffes zueinander und vermeinte einer weiteren 
inneren Verbindung und höheren Einheit nicht zu bedürfen. Diejer Zuftand 
der Wifjenjchaft konnte das verfaſſungsmäßige Bedürfnis des Staatslebens 
unjerer Zeit nicht befriedigen, wie er auch ein rechtes Verſtändnis des- 
jelben nicht ermöglichte?. „Volkswirtſchaft, Finanzen und Verwaltung 
find nicht mehr da bloß in dem Staat, jondern fie find ſelbſt der lebendige 
Staat.”? Der höhere Begriff, von dem man bei der ſtaatswiſſenſchaft— 
lichen Auffaffung der Staatswirtjchaft ausgehen muß, iſt der „des Staates, 
innerhalb des Staates aber wieder der der Verwaltung, von welcher 
legteren die Staatswirtjchaft einen ganz bejtimmten uud jelbitändigen Teil 
bildet“. „Die Finanzmwiljenjchaft iſt diejenige Behandlung des SFinanz- 
wejens, welche das le&tere im ganzen alS ein organijches 
und bewußtes Glied des Syitems der StaatsSmwijjenjchaft 
auffaßt?°. 

Sm Staatsleben jtehen in bejtändiger Wechjelwirfung die „jelbjtändige 
und organifche Berjönlichfeit des Staates an und für ſich“ und die „eben- 
falls jelbitändige PVerfönlichfeit jeiner Staatsbürger.” Der Staat ift das 
„zur höchiten perjönlichen Einheit erhobene Zufammenleben der einzelnen“. 
Inſofern die Menichheit als eine „DVielheit von an fich Gleichen“ be- 
trachtet werden fann und eine „Gemeinschaft“ bildet, iſt auch der Staat 
„vermöge der Natur diefer Gemeinjchaft fich jelber unter allen Verhält- 
nifjen gleich”. Hieraus entiteht der „organijche Inhalt oder das 
begriffliche Syitem des Staates; dasjelbe enthält dasjenige in allen 
noch jo verjchiedenen Staaten, was fie als ihre organische Grundbegriffe 





! Lorenz Stein, Lehrbuch der Finanzwifjenjchaft, Yeipzig 1860. 5. Auflage 
in 2 Zeilen und 4 Bänden, 1885, 1886. 
2 Stein, Lehrbuch der Finanzwiflenichaft, PI, ©. 3. 
3 Ebenda, PI, ©. 4. 
* Ebenda, 51, ©. 4. 
5 Ebenda, PI, ©. 9. 
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gemeinjam haben.“ Es iſt Gegenftand der „Staatslehre“. „Der Staat 
an fich hat feine Gejchichte.“ Sofern aber die Menjchheit ein „Zufammen- 
jein von ungleichen” ift und die „menjchliche Geſellſchaft“ bildet, 
wird mit ihr auch der Staat ein verjchiedener. Hieraus entiteht die 
„pmdividualität der Staaten“ und die „Gejchichte der Staaten“. Da der 
Staat durch das Weſen feiner Gemeinfchaft zuerit eine Berfönlichkeit und 
dann durch das Weſen ſeiner Gejellichaft eine Individualität ift, jo muß 
er auch alle organischen Elemente des an und für ich Perſönlichen ent- 
halten. Die Darftellung des Staates muß daher die „abjoluten Kategorien 
des Daſeins und des Begriffs der Perſönlichkeit an ſich“ zum Grunde 
legen: Das zeichnet die „organijche Staatslehre”, im Unterfchiede von 
der „hijtorifchen”, aus!., 

Unter Berfaffung verjteht Stein „die durch das Weſen der Per: 
fönlichfeit gegebenen abjoluten Elemente des Staats als eines perjönlichen 
Organismus, die dann durch das Wejen der Gejellichaft im Staate wieder 
ihre höchſt verjchtedene und mit der leßtern bejtändig wechjelnde pofitive- 
Geſtalt empfangen” ?, „den Organismus der Staatsperjünlichkeit, für fich 
gedacht” 3. Seinen „Inhalt“ empfängt der Staat, jobald er in das wirf- 
liche Leben hineintritt, durch die „unendliche Mannigfaltigfeit der Lebens- 
verhältniffe, deren perjünliche Einheit er it“. Dieje find nicht erſt durch 
den Staat da und haben daher ihre eigenen vom Staate unabhängigen 
Lebensgejege. „Exit wo jene organischen Lebensverhältniffe mit ihren 
jelbitändigen Begriffen und Kräften zu bewußten und in ihren eigen- 
tümlichen Lebensgejegen verjtandenen Objekten für Wille und Tat, 
Gejeggebung und Negierung des Staates werden“, entjteht die Staats- 
wiſſenſchaft; ihr Inhalt und Ziel find daher nicht die Natur und Lebens- 
gejege des Objekts, jondern vielmehr die Frage, „ob und in wie weit“ 
der Staat „auch dieſe Tatjachen und Gejege des natürlichen oder menjch- 
fichen Lebens durch Geſetzgebung oder Vollziehung den Zwecken des 
StaatS zu unterwerfen vermag”. Die Arbeit des Staates zur Ver— 
wirklichung des „gemeinfamen Zieles aller Arbeit“, in welchem „das 
Einheitliche in den taufendfachen Formen derjelben zur Geltung gelangt“, 
it die Verwaltung. Sie zerfällt in fünf Gebiete: den Verkehr mit anderen 
Staaten (außere Angelegenheiten und Völferrecht), Ordnung der 
phyjischen Kraft im Heerweſen, Verwirklichung des geltenden Rechts 
in dev Nechtspflege, Heritellung der Bedingungen der allgemeinen 


! Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, 5I, ©. 5 ff. 
? Ebenda FI, ©. 9. 
? Ebenda ’I, ©. 13. 
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Entwiclung des Voltes in der Verwaltung des Innern und die Staats— 
wirtjchaft, welche das wirtjchaftliche Leben des Staates und mit ihm 
die materiellen Bedingungen aller anderen Gebiete des arbeitenden Staates 
zum Gegenſtande jelbjtändiger Verwaltung macht !. Da die Einzelwirtjchaft 
der Staatsbürger und ihre Entwiclung die „Vorausſetzung und das Ziel 
der wirtjchaftlichen Staatsregierung jein muß”, da „das Maß der Ent- 
wiclung des perfünlihhen Staates in dem Maße der Ent- 
wicklung aller feiner einzelnen Staatsbürger gegeben“ ift, 
jo hat die Staatsmwirtjchaft „das Einzelleben der Wirtfchaft mit dem des 
Staates in Harmonie zu bringen”. „Das Ideal jeder Perſönlichkeit, aljo 
auch das des Staates, iſt die unendliche Entwiclung ihres Lebens.” Das 
unbegrenzte Streben nach der Entwicklung feiner Lebensfunktionen auf 
allen Gebieten jeiner Tätigkeit findet eine Schranfe in dem Maß der 
materiellen Bedingungen, welches außerhalb der Staatsidee liegt und durch 
eigene Kräfte und Gejege beherrjcht ijt?. Hieraus ergeben fich für die 
Stellung der Staatswirtjchaft in der Verwaltung ihre drei ſtaatswiſſen— 
jchaftlichen Prinzipien: 1. „Was durch die Staatswirtjchaft 
möglich iſt, ijt überhaupt möglich; was durch die Staats— 
wirtjchaft verweigert wird, iſt überhaupt nicht möglich“s; 
für die „FFinanzwirtſchaft aber iſt nur dasjenige möglich, was die 
unabänderlichen Geſetze der Volkswirtſchaft möglich machen”, 
2. Durch den „geordneten Staatshaushalt“ müſſen jedem einzelnen 
Verwaltungszweige die beſchränkt vorhandenen Mittel zugeteilt werden, 
nicht in Willfür und Zufall, ſondern nach dem Maß der Notwendigkeit der 
Befriedigung feines Bedürfnifjes für das Leben des Ganzen neben dem Be— 
dürfnis der übrigen?. 3. Die Staatswirtjchaft und der Staat müſſen durch 
jich jelbit die Bedingungen ihres Dajeins wieder erzeugen: Die Reproduk— 
tivität der Staatswirtſchaft beruht darauf, daß der Wert der 
Leiftungen der Verwaltung des Staates für die geſamte Produktion des 
Volkes mindeitens dem Betrage jeiner Einnahmen gleich ijt, welche ja aus 
der Produktion der einzelnen fließen. „Geſundheit und Fortjchritt aller 
Staatswirtjchaft jteigen in dem Grade, in welchem vermöge der Ver: 
waltung die StaatSausgaben wieder zu Quellen der Kapitalbildung der 
einzelnen und durch die leßtere wieder zu Einnahmen des Staates 
werden müjjen” Die Staatsmwirtjchaftspolitif bildet die 





I Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, I, ©. 13 ff. 
2 Ebenda, PI, ©. 18ff., 24. 
3 Ebenda 5I, ©. 21. 
* Sbenda II, ©. 4. 
5 Ebenda °I, ©. 21. 
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Befolgung dieſes höchiten wirtjchaftlichen Prinzips der Staatswirtichaft 
zu einem wifjenfchaftlichen Ganzen von Beobachtungen und Gejegen aus!, 
Die Staatswirtjchaft bedarf endlich des pofitiven Nechtes, welches 
„das Maß und die Ordnung der gegenfeitigen Leiftungen von Staat und 
einzelnen, wie diejelben eben durch den Gejamtwillen einmal bejtimmt find, 
gegen jede individuelle Willkür jchügen“, der einzelnen jowohl wie des 
Staates. „Daher ift Teine Staatswirtjchaftslehre eine vollftändige, melche 
nicht den Nechtsbegriff und feine Aufrechterhaltung im gejfamten 
jtaatSwirtjchaftlichen Leben als daS unantaftbare KRorrelat der 
StaatSwirtfchaftspolitif anerfennt und das ſtaatswirt— 
ſchaftliche Recht damit zu einem integrierenden Teile des 
Staatsrechtes macht.““ Da, wo der begriffliche Staat als ein 
wirklicher erjcheint, entiteht die Sndividualität des Staats— 
lebens. Sie beherrjcht auch das Finanzweſen und bildet die Grund- 
lage jeder pojitiven Bearbeitung desjelben für den einzelnen Staat. Die 
Finanzwiſſenſchaft aber muß diefe Individualität eines jeden Volkslebens 
als die bewegende Kraft für die Bejonderheiten jeines Finanzweſens ver- 
ftehen. Zum Ausdruck kommen dieje in der Verfaffung und Verwaltung. 
Daher führt die wifjenfchaftliche Unterfuchung der Individualität eines 
Volkes zurück auf die Kräfte und Urſachen, welche die Drdnung der 
Staatsverfaffung und verwaltung beherrjchen, nämlich auf die „Ver— 
teilung der Güter und damit der Gejellichaft”. „Alle Wiſſenſchaft diejes 
pofitiven Finanzmwejens in jeiner individuell - jtaatlichen Geitalt hat daher 
die erite Aufgabe, dieſe Individualität aus der jozialen Ordnung des 
Volkes zu begreifen, aus der fie entjteht und mit der fie bejtändig 
wechſelt.““ Gegenüber dieſen Bejonderheiten und ihrer gejchichtlichen 
Entwicklung fteht aber feit die „abjolute Kategorie der Exiſtenz des Ge- 
meinfamen“, deren Organismus das Syſtem der Finanzwiſſenſchaft ift. 
Aus der Verbindung beider entjteht die „vergleichende Finanzwiljenjchaft” *. 

Auf diefer Grundlage hat Stein feine Finanzwifjenjchaft entworfen 
und von Auflage zu Auflage umfafjender ausgejtaltet. Sind in der 
eriten Auflage bereitS die Grundzüge für das Syſtem der abjoluten 
Kategorien der organifchen Staatslehre feitgelegt, jo iſt in der legten der 
Verſuch, zu einer vergleichenden Finanzwifjenfchaft zu gelangen, am 
weiteiten durchgeführt. In der Einleitung gliedert Stein die Staatswirt- 
ichaft und das Finanzweſen in die Staatswifjenfchaft ein, wobei er neben 

' Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaſt, FI, ©. 23 ff. 

2 Ebenda, PI, ©. 28 ff. 

s Ebenda, 5I, ©. 93 ff. 

* Ebenda, PI, ©. 96 ff. 
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dem Staatsfinanzwejen auch das Finanzweſen der Selbjtverwaltung, das 
Bundesfinanzwejen, das Kolonialfinanzwejen und das internationale Finanz- 
wejen charakterifiert; ex jkizziert in ihr die Methode und Gejchichte der 
Finanzwiſſenſchaft und entwirft ein Bild von den Elementen des euro- 
päifchen Finanzweſens. Der erite Teil handelt von der Finanzverfaflung 
und unterjucht die Finanzgejeßgebung und das Budget, die vollziehende 
Gewalt und das verfafjungsmäßige Verwaltungsrecht im Finanzwejen. 
Die Finanzverwaltung, welche den zweiten Teil bildet, wird in die Lehren 
vom Staatshaushalt (Kaſſenweſen, Kontrolle, Geldverwaltung), von den 
Staatsausgaben und den Staatseinnahmen eingeteilt. 

Stein hat das Verdienit, die Notwendigkeit dargetan zu haben, 
den jtaatswirtichaftlichen Charakter des Finanzweſens in der Finanz— 
wiljenjchaft zum Ausgangspunkt zu nehmen und in diefem ihre Lehren zu 
begründen. Wenn jeine Einzelausführungen nur in geringem Umfange 
in den Beitand der Wifjenjchaft übergegangen find und fich hauptjächlich 
nur als Anregung für die Arbeiten anderer bewährt haben, jo exblice 
ich den Grund dafür nicht nur darin, daß jeine Gefchichtsüberblicke zwar 
groß angelegt und geiftreich durchgeführt find, aber der kritiſchen Nach- 
prüfung bedürfen. Die mwichtigite Urfache der geringen Aufnahme jeiner 
Lehren jcheint mir darin zu liegen, daß er mit dem Syſtem der abjoluten 
Kategorien in feiner organischen Staatstheorie in den Fehler des Natur- 
rechts zurückfällt, aus dem Gleichartigen in der Natur des Menjchen ein 
inhaltliches a priori für das NRechtsleben herzuleiten. Die „organijche“ 
Auffaſſung des Staates als jelbitändige PVerfönlichkeit kann nur als ein 
Bild zur Veranjchaulichung, nicht aber als ein methodifches Hilfsmittel 
für die Grfenntnis zugelafjen werden. Ferner fann die Analyje der 
„organischen Perjönlichfeit des Staates” niemals die Frage nach dem 
Endzweck des Staates erjegen. Auch bei Stein tritt an vielen 
Stellen das mijjenjchaftliche Bedürfnis hervor, auf eine jolche lebte 
Einheit zurücdzugehen: Da iſt es denn bald die Perjönlichkeit und das 
Daſein des Staates, bald die einzelne Perſönlichkeit und ihre Entwiclung, 
nach welcher die Richtlinien hinlaufen follen. Mit der Forderung der 
Harmonie zwiſchen der Entwicklung des perjünlichen Staates und der 
Entwicklung aller Staatsbürger Tann dieje Unbejtimmtheit nur notdürftig 
verdeckt werden. So wird es denn jchließlich auf die ftaatSmännifche 
Weisheit abgeftellt. Tatjächlich liegt in der jcharfen Betonung der 
PBerjönlichfeit des Staates und ihres Anfpruchs auf Eriftenz und Aus— 
weitung ihrer Lebensfunftionen, in Verbindung mit dem Gejeßgebungsrecht, 
eine Bedrohung des Staatsbürgers in feiner Gelbitbeftimmung; das 
Prinzip der Reproduftivität der Staatsausgabe gewährt hier nicht 
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genügende Einſchränkung: Dieje fann nur von der dee der Freiheit 
geboten werden. 

$S 10. Schäffle ordnet den Staat und jeine Tätigfeit in den ge- 
ſamten gejellfchaftlichen Wirtjchaftsprozeß ein. „Die Wirtjchaftsführung in 
der menjchlichen Gefellichaft findet jtatt unter Zuſammenwirken verjchiedener 
DOrganifationen. Wir nehmen wahr: die jpefulative (vom Privatintereſſe 
des Kapitals getragene), die öffentliche (Itaatlich-forporative, auf obrigfeit- 
licher Gewalt beruhende) und die von freier Hingebung (Liberalität) 
bewirkte Organifation wirkſamſter Bedürfnis: Befriedigung.” ! ‚Der Staat 
fommt für die Volkswirtſchaft in folgenden drei Hauptrichtungen 
in Betracht: erjtens als eine Organifation wirtjchaftlichiter Befriedigung 
des Kolleftivbedürfnifjes nach Necht, Sicherheit und Ordnung durch 
Anjchaffung und Bergeltung der dem politifchen Kolleftivbedürfnis zu 
widmenden Sachgüter und Dienite, d. h. einerjeit3 al Finanz (An— 
ihaffung und Auszahlung des Geldbedarfes), andererjeitS als wirkſamſte 
Regulierung der politifchen Technik in allen Staatsdienftzweigen, als 
wirkſamſte Verarbeitung der Sachgüter und Dienjte von Privaten zu 
öffentlichen Dienſten und Anftalten — d. h. als Staatswirtſchaft 
im e. ©; zweitens al Organ der Anwendung des fpezififchen 
Mittels des Staates, der öffentlichen Gewalt und Autorität fir 
die wirkſamſte Befriedigung von privat mwirtichaftlichen Bedürfniffen, 
woferne öffentliche Gewalt und Autorität als das wirkſamſte oder un- 
entbehrliche Mittel der Verbindung der Einzelmwirtjchaften ſich erweiſt, 
3. B. ım Straßenbau, bei der Zmwangsfeuerverficherung uſw., d. h. als 
Wirtjchafts- Polizei; drittens, indem er als Verjonififation der ganzen 
fittlichen Gemeinschaft in der ihm eigenen machtbegabten Nechts- und 
Ordnungsfunktion alle Glieder zu dem Zwede an der rechten Stelle er— 
hält und durch einander ftüßt, um auf die wirkſamſte Wirtfchaftsführung 
dev ganzen fittlihen Gemeinschaft, namentlich auf die wirtjchaft- 
liche ‚Verteilung des VBolkseinfommens‘, einzumirfen. Dies gefchieht nämlich 
durch die Volkswirtſchafts politik, welche ein leitender oder doch be- 
gleitender Gefichtspunft aller Art ftaatlicher Betätigung ift, wenigitens 
fein joll. In diefer dritten Funktion erfcheint der Staat als ein Dirigent 
fruchtbariter Verfettung und Zufammenordnung aller Einzelwirtchaften 
untereinander.” 2 

Während Lorenz von Stein alle im Namen der Staats— 
wirtichaft geforderten Leiftungen und Zahlungen an den Staat für jede 





"Albert Eberhard Friedrich Schäffle, Das gejellfchaftliche Syſtem 
der menjchlichen Wirtichaft, 3. Auflage, 2 Bände, Tübingen 1873, I, $ 17, ©. 24. 
? Ebenda °I, $ 21, ©. 32. 
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Einzelwirtſchaft als einen „integrierenden Teil der Produktionskoſten jeder 
wirtſchaftlichen Erzeugung“ !, die Staatsausgaben ſonach als volkswirtſchaft— 
liche Produktionskoſten auffaßt, erblickt Schäffle in ihnen „Bedarfs— 
deckung“. Der allgemeine Volks- und Sozialhaushalt umfaßt den Staats— 
haushalt und die Privathaushaltungen als gleichwertige Glieder. „Staat— 
liche und nichtſtaatliche Bedarfe find integrierende Teile eines in immer 
neuen Verhältnifjen zufammengejegten Gejamtbedarfes; die einen wie die 
anderen find im Verhältnis ihrer Bedeutung für die Erhaltung 
und Entwiclung der ganzen Gejellichaft einfchließlich aller Glieder der 
leßteren berechtigt.“ Daher jtellt er das „Brinzip der verhältnis- 
mäßigen Dedung fomwohl der ftaatlihen als der nicht— 
jtaatlichen Bedarfe“ auf?; er fordert „die Erzielung und Erhaltung 
des jtaatlich und volkswirtſchaftlich gebotenen Gleichgemwichtes zwischen 
dem öffentlichen und nichtöffentlichen Bedarfe, genauer zwifchen dem 
fchlechthin gemeinnüßigen Teile des öffentlichen Aufwandes und dem 
übrigen Voltsbedarfe” 3. 


8 11. Wilhelm Nojcher* ftellt in meifterhafter Beherrichung 
eines breiten, hiſtoriſchen Materials mit prägnanter Kürze die Zujammen- 
hänge der finanzwirtjchaftlichen Erjcheinungen untereinander und in ihrer 
Abhängigkeit von der gefchichtlichen Entwicklung des Wirtjchaftslebens 
und der Staat3verfaffung dar. Die hiftorifchen, rechtlichen und ſtatiſtiſchen 
Daten werden, wie es früher, auch bei Rau, üblich war, vorwiegend in 
Anmerkungen gebracht, oft in nur loſer Angliederung an die Ausführungen 
im Text. Die Verflechtung gejchichtlicher Betrachtungen über die Ent- 
wicklung und den Charakter der einzelnen finanziellen Grjcheinungen mit 
der Daritellung des Finanzweſens der Gegenwart macht zumeilen die 
Durchführung einer ftrengen Syſtematik unmöglich. Den theoretijchen 
Hintergrund des Werkes bilden die volfsmwirtjchaftlichen Anjchauungen, 
welche in Deutjchland unter dem Einfluffe von Smith und jeinen Nach- 
folgern im zweiten Drittel des Jahrhunderts herrjchend waren. 


$ 12. Aus einer Neubearbeitung des Rauſchen Lehrbuches hat fich 
zu einem jelbjtändigen Werk, welches auf breitejter Baſis angelegt und 


1 Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, I, ©. 25. 

2: Schäffle, Die Grundjäße der Steuerpolitif, Tübingen 1580, ©. 16f. 

3 Derjelbe, Die Steuern, I, Leipzig 1895, $ 132. 

+ Wilhelm Roſcher, Spyitem der Volkswirtſchaft, IV. Bd., Syſtem der 
Finanzwiſſenſchaft, Stuttgart 1885, 4. Aufl. 1894. 5. Aufl. bearbeitet von Otto 
Gerlach, 1901. 
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durchgeführt iſt, die Finanzwiſſenſchaft Adolph Wagners entwicelt!, 
Er behandelt in der Einleitung unter Vermeifung auf feine Grundlegung der 
politischen Ofonomie das Verhältnis von Staat und Finanzwirtichaft ſowie 
den wirtjchaftlichen Charakter der Finanzwirtſchaft und die fyitematijche 
Stellung und Gefchichte der Finanzwiſſenſchaft. Im Syſtem ftellt ex die 
Ordnung der Finanzwirtjchaft an die Spite und läßt ihr den Finanz- 
bedarf und die ordentlichen Einnahmen folgen. Der erite Band fchließt 
mit der erjten Abteilung der ordentlichen Einnahmen, der Lehre vom 
Privaterwerb, ab. Der zweite Band enthält die Gebührenlehre und die 
allgemeine Steuerlehre. Die beiden folgenden Bände bringen von der 
jpeziellen Steuerlehre die Gejchichte, Gejeggebung und Statiſtik der Be— 
jteuerung in den wichtigiten Staaten. Es ftehen noch aus das Syſtem 
der jpeziellen Steuerlehre und der öffentliche Kredit. 

Wagner verlangt eine reinliche Scheidung zwifchen Finanzwiſſen— 
ſchaft und Finanzgefchichte und lehnt eine Identifizierung von Theorie 
und Gejchichte als unflar ab?. So find bei ihm die gejchichtlichen Über- 
blicke und umfajjenderen Darftellungen ſtreng von der ſyſtematiſchen Unter: 
juchung getrennt. Dieſe hat die Finanzwirtfchaft innerhalb der modernen 
Volkswirtſchaft in ihrer gegenwärtigen Ausbildung und Entwicklung zum 
Gegenftande; Wagner bejchränft ihre Aufgabe nicht auf den Staat, 
jondern bezieht die übrigen „Zwangsgemeinmwirtjchaften”, die Staaten- 
verbindungen und Gelbitverwaltungsförper, in die Unterfuchung ein. Er 
geht von der Volkswirtſchaft und den Zwangsgemeinwirtfchaften als ihren 
Gliedern aus und jchreitet in der Analyje der wirtjchaftlichen Erjcheinungen 
des Staatslebens von oben nach unten, vom Allgemeinen zum Speziellen 
fort. Aus der Charakteriſtik der ftaatlichen Wirtſchaft und aus ihren 
Zuſammenhängen mit dem Ganzen der Volkswirtſchaft jowie aus den 
MWechjelbeziehungen und Aufgaben der Ausgaben und Einnahmen, des 
Privaterwerbs, der Gebühren, Steuern und Anleihen innerhalb der Finanz- 
wirtjchaft gelangt er zu „Axiomen“ und prinzipiellen Forderungen, welche 
dann auf die fpeziellere Behandlung der nachgeordneten Erjcheinungs- 
gruppen übertragen und in ihnen mweiterverfolgt werden. 

Bei diejer Methode ift fein finanzwifjenfchaftliches Syftem im ganzen 
jomwie in jeinen Teilen entfcheidend beeinflußt von feiner Auffafjung über 
das Verhältnis vom Staat zur Volkswirtſchaft, welche in der „Grund— 
legung“ entwicelt wird. Die Volkswirtſchaft ift „der als abgejchloffenes 


"Adolph Wagner, Grundlegung der politischen Ökonomie, 3. Aufl., Leipzig 
1892, 1894. Finanzwifjenfchaft, I, 3. Aufl. 1883; II, 2. Aufl. 1890; III, 1889; 
Ergänzungsheft 1896; IV, 1901. 

° Wagner, Finanzwiffenichaft, 3I, Vorwort ©. VI. 
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Ganzes gedachte Inbegriff der unter einander durch Arbeitsgliederung ver— 
knüpften und nach Maßgabe einer beſtimmten wirtjchaftlichen Rechts— 
ordnung verkehrenden ſelbſtändigen Einzelwirtſchaften in einem zum Staat 
(auch Bundesſtaat) organiſierten oder durch ſtaatliche Wirtſchaftsmaßregeln 
zu einem Wirtſchaftsgebiete (‚Zollverein‘) verbundenen Volke: ein organi— 
ſches Ineinander, nicht ein mechanifches Nebeneinander von Einzelwirt— 
ſchaften. . . . Sie iſt ein reales Ganzes, welches jich in entjcheidenden 
Punkten als ein Organismus daritellt, deſſen nicht bloß Teile, jondern 
Glieder die Einzelwirtfchaften, und zwar einjchließlich der vom 
Staate repräfentierten Gemeinwirtjchaft, find.” Sie jei zwar infofern 
ein „Naturproduft“, als fie „ven Naturtrieben der Menjchen, 
dem Trieb der Selbiterhaltung, dem Gejchlechtstrieb ihre Exiſtenz, ihre 
Fortdauer und Weiterentwiclung verdankt”, jte tft aber zugleich ein „Ge— 
bilde bemußter, menjchlicher Tat“, eine „Fünjtliche Organifation“ 2, 
In ihre find drei „Organijationsprinzipien“ Durch „zwecbewußte, 
menjchliche Tat zur Gejamtorganijation der ganzen Vollswirtjchaft ver: 
bunden“: das „privatwirtjchaftliche oder individwaliftifche‘”, 
das „gemein- namentlich zwangsgemeinmwirtjchaftliche oder 
‚ommuniitifch-fozialiftijche‘” und das „Faritative”®, 

Weder das privatwirtichaftliche, noch das zwangsgemeinwirtjchaftliche 
Prinzip fünnen der Ergänzung durch einander entbehren; in ihrer Kom: 
bination ift die Abgrenzung ihrer Gebiete aber „feine abjolut richtige, ‚natür- 
fiche‘”, jondern fann nur „durch bejtändige Veränderung eine 
richtige bleiben“, d. h. eine folche, welche zur höchitmöglichen Produktion 
und gleichzeitig zu einer befriedigenden Verteilung führt*. Als wichtigiter 
Vertreter des zwangsgemeinmwirtjchaftlichen Prinzips tritt der Staat auf. 
Auch für feine Tätigkeit laffen fich die Grenzen nicht „prinzipiell 
ein für allemal fejtitellen“. Auf eine „richtige" Abgrenzung muß aber 
der Staat jeweilig Bedacht nehmen’. In der Gefchichte beobachten wir 
„zwei eigentliche organijche Staatszwede”, den „Rechts— 
und damit verbunden den Machtzweck“ und den „Kultur und 
Wohlfahrtszweck“ ſowie die „Entwiclungstendenz“ „der wachjen- 
den Ausdehnung der ‚öffentlichen‘ bzw. der Staatstätig- 
feiten bei fortjchreitenden Kulturvölkern“s. Für die jeweilige 

ı Wagner, Grundlegung, ?I, $ 149, ©. 353 f. 

2 Ebenda, I, $ 299, ©. 770 ff. 

3 Ebenda, ?I, $ 200, ©. 772 ff. 

* Gbenda, ?I, $ 301f., ©. 778 ff. 

5 Ebenda, ?I, 88 355 ff., ©. 879 ff. 

6 Ebenda, 31, 88 357 ff., ©. 883 ff. 
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Abgrenzung der öffentlichen Tätigkeit muß neben dem Produktionsinterejje, 
welches die bisherige Theorie fait ausjchließlich beachtet hat, auch die 
Wirkung auf die Verteilung des Volkseinkommens und die Entwiclung 
der ſozialen Machtverhältnifje berücjichtigt werden!. Auf fie und auf 
die ganze Organifation der Volfswirtjchaft kann der Staat durch die 
Verwendung feiner Ginfünfte und durch jeine Einnahmemirtichaft, durch 
die Ausgeftaltung feiner Beſteuerung und des öffentlichen Kredits jowie 
durch die Entwiclung des Staatsbejiges von jachlichen Produftionsmitteln 
einen erheblichen Einfluß ausüben ?. In Übereinftimmung mit Schäffle 
stellt Wagner die allgemeine Regel auf: „Der Staat hat diejenigen 
Tätigkeiten zur Befriedigung der Bedürfnifje feiner Angehörigen jelbit zu 
übernehmen, welche weder die Brivatmirtjchaften, noch freie, noch 
andere Zwangsgemeinmwirtichaften überhaupt oder welche alle 
diefe nur weniger gut oder nur koſtſpieliger ausüben fünnen.“ Für 
Staatstätigfeit jpricht die Vermutung, „wenn die tüchtige Heritellung 
der betreffenden Leiftung von der möglichjten zeitlichen Nachhaltigkeit, 
räumlichen Ausdehnung und Ginheitlichfeit oder jelbjt Ausjchließlichteit 
der erforderlichen Tätigkeiten in einer Hand abhängt, und wenn die Be— 
nußung der Leiftung entweder unvermeidlich, nach der Natur der lehteren, 
eine gemeinfame iſt, oder ohne bejondere Schwierigkeiten zum ‚Vorteil 
vieler und mit wenig oder gar nicht vergrößerten Kojten eine gemeinjame 
werden fann: die Leiftung auch jo bejchaffen iſt, daß fie einer Mehrzahl 
einzelner, jedem in unmeßbarem Grade, zugute fommt“?. Die Ausdehnung 
der Staatstätigfeit über diefe Grenze hinaus wird auf manchen Gebieten 
durch die moderne Umpgejtaltung der Produftionstechnit und die Ent- 
wicklung des Großbetriebes „ökonomiſch-techniſch“ Leichter möglich, der 
Privatbetrieb durch die hier allein zweckmäßigen großen Ermwerbsgejell- 
ichaften wird öfters „ökonomiſch-techniſch nicht Leiftungsfähiger und fozial- 
politifch ungünftiger als jener öffentliche” *. Zur Belämpfung der un— 
günstigen Wirkungen des freien Konfurrenzjyftems in der 
Einfommensverteilung und auf jozialpolitifchem Gebiete, welche man bisher 
nicht genügend beachtet hatte, jowie zur Vermehrung feiner Einkünfte 
fann der Staat auf Produftionsgebieten, für welche ex nicht weniger 
(eiftungsfähig als die Vrivatunternehmung it, die Produktion, die Pro- 
duftionsmittel und das Nenteneinfommen an fich ziehen. 


ı Wagner, Finanzwiſſenſchaft, ?I, Borwort ©. IX, $ 27, ©. 46f. und paſſim. 
2 Ebenda, 31, $ 27, ©. 46f. 

® Grundlegung, 31, 88 377 ff, ©. 915 ff. 

* Shenda $ 368, ©. 902. 
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Unter dieſen Gefichtspunften wird die Lehre vom Privaterwerb des 
Staates und von den Regalien behandelt. In der Regalientheorie werden 
die alten Regaleinfünfte aufgelöft in Gebühren und in SFinanzregalien 
oder Monopolien, welche jteuerlichen Charakter tragen, wenn in ihren 
Einkünften auch Gemwerbegewinn ſteckt!. Die weiteren Konfequenzen feiner 
Grundauffaflung, welche Wagner für die Beftenerung und den öffent: 
lichen Kredit zieht, insbejondere die Auffaffung der Beiteuerung auch als 
ein Mittel, die Verteilung des Volfseinfommens zu ändern, werden an 
anderen Stellen der TFeitichrift ihre Würdigung finden. 

$ 13. In der zweiten Hälfte des 19. Sahrhunderts iſt infolge der 
Öffentlichkeit des Finanzweiens das in den Budgets, Denkjchriften der 
Regierungen und Barlamentsverhandlungen enthaltene Material ans 
gejchwollen. Der wachjende Finanzbedarf und die ſich aus ihm ergebenden 
Deefungsfragen haben eine reiche populäre und wifjenschaftliche Literatur 
erzeugt, durch welche die wifjenjchaftliche Erkenntnis nicht nur in Einzel- 
fragen, jondern auch in den grundlegenden Auffaffungen vertieft ift. Eine 
Sammelitätte hat ſich in dem vortrefflich geleiteten Finanz Archiv heraus» 
gebildet. Durch die Behandlung von Reform-, insbejondere Steuerreform- 
fragen tit die wiljenjchaftliche Diskuſſion zur Würdigung der volfs- und 
finanzmwirtfchaftlichen Eigenart der einzelnen Staaten übergegangen und 
durch die Anwendung ihrer Prinzipien auf gegebenes empirifches Material 
ihrerjeitS wieder befruchtet worden. Dabei ijt jie feineswegs immer nur 
den staatlichen Neformbeitrebungen beobachtend und beratend gefolgt, 
jondern hat, vorwiegend auch wieder auf dem Gebiet der Steuerfragen, 
dem gejeggeberischen Vorgehen bahnbrechend vorgearbeitet. Neben vielen 
Monographien einzelner Gelehrter ift hier die fruchtbare Tätigkeit des 
Vereins fin Soztalpolitit hervorzuheben. Das gejamte Finanzweſen der 
wichtigiten Staaten ift durch Einzeldaritellungen in das Bereich der Er: 
fenntniS gezogen. Die Finanzgefchichte hat wertvolle Bereicherungen er- 
fahren. Durch die Entwicklung von Staatenbündniffen und Bundesitaaten 
und das Anwachjen der Ausgaben der Gemeinden hat ihr SFinanzwejen 
und jein Verhältnis zum Staatsfinanzwejen eine jtetig zunehmende Be- 
deutung erlangt, welche in der Finanzwiſſenſchaft Berücfichtigung fordert. 
Alle dieje Fortjchritte im einzelnen zu würdigen oder auch nur ihre 
mwichtigjte Ergebniffen mitzuteilen, ijt in dem engen Rahmen diefer 
Überficht nicht möglich. Ich muß mich auf die Hervorhebung der für die 
Geſamtentwicklung der Wiſſenſchaft charakteriftiichen Punkte beſchränken. 


ı Wagner, Finanzwifjenichaft, ?I, 88 207, 210f., ©. 493 ff., 501 ff. 
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Sie hängt auf das engite mit den Wandlungen in der Auffaffung 
von Volkswirtſchaft und Staat und der Stellung der Finanzwirtfchaft 
in ihnen zufammen. Der Schwerpunkt der finanzwiffenfchaftlichen Unter: 
juchung ift von dem Verhältnis zwiſchen der Finanzwirtſchaft und den 
PBrivatwirtfchaften in das Verhältnis der Finanzmwirtfchaft zum Staat 
und zur Volkswirtſchaft, welche die privaten und öffentlichen Wirtjchaften 
umfaßt, verlegt werden. Das iſt das bleibende Verdienſt von Stein, 
Schäffle und Wagner, welche in dieſer Beziehung die Arbeit von 
Sufti, Soden und Rau fortjegen. Demgegenüber treten die Lehren 
von dem „Gleichen in allen Menfchen“, von den „Gemeinbedürfniffen“ 
und von „iveellen Kapitalien“ zurüc, welche faum ein Heimatrecht in der 
Wiſſenſchaft erwerben dürften. Der mit großer Gedanfenjchärfe durch- 
geführte Verſuch von Sar!, die Staatswirtfchaft kauſal zu erklären 
und hierfür eine Theorie der Kolleftivbedürfnifie zu entwiceln, Tann den 
legten Fragen der Finanzwiſſenſchaft nach Beurteilung und Bemertung 
finanzwirtjchaftlicher Ginrichtungen und Reformen nicht gerecht werden ?. 

In der eriten Hälfte des Jahrhunderts war unter Volfswirtichaft 
faſt ausschließlich das privatwirtfchaftliche Syſtem verjtanden worden; 
die deutſche Freihandelsichule jah jogar in der Volkswirtſchaft nichts „als 
ein Nebeneinander von Ginzelwirtichaften, die nur durch den Markt mit- 
einander verbunden find“ ®, man gab fich der Voritellung hin, daß dies 
Wirtſchaftsſyſtem von ewigen Gejegen beherricht jei; der Staat jtand da- 
neben und beeinflußte es mehr oder weniger; die Wirtjchaft, welche er 
führte, intereffiert befonders in ihrer Einwirkung auf die Volkswirtſchaft 
in dem damaligen Sinne, wie man auch in der Erklärung ihrer Er— 
jcheinungen auf die dem privatwirtjchaftlichen Syſtem geläufigen Bor: 
jtellungen zurücdgriff. Die neuere gejchichtliche Unterfuchung hat ergeben, 
daß die Volkswirtſchaft weit entfernt davon, ein natürliches Gebilde zu 
jein, ein jogar recht junges Erzeugnis gejchichtlicher Entwicklung und jtaaten- 
bildender Politik iſt; Schmoller hat uns gelehrt, die merfantiliftifche 
Politik und Theorie im Rahmen diejer Staatenbildung zu verftehen und 
Borficht in der Bewertung wirtfchaftspolitifcher Maßnahmen zu üben, welche 
nicht an einem allgemein für alle Verhältniffe gültigen Ideal gemejjen, 
jondern aus ihrer Zeit heraus verftanden und gewürdigt jein wollen ?. 


! Emil Sar, Grundlegung der theoretiichen Staatswirtichaft, Wien, 1837. 
Roſcher-Gerlach, Syſtem der Finanzwifjenichaft?, 8 45, I ©. 227 ff. 
Prince-Smith, Artikel „Handelöfreiheit“ in Rentzſch, Handwörterbuch 
der Volkswirtſchaftslehre, Leipzig, 1866, ©. 439 ff. 
Guſtav Schmoller, Städtifche, territoriale und ſtaatliche Wirtſchafts— 
politif im Jahrbuch für Gejeßgebung, Verwaltung und Voltswirtichaft im Deutjchen 
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Die Voltswirtjchaft gilt uns heute nicht mehr als ein Aggregat von 
Einzelwirtjchaften, fie tit vielmehr das Ganze, von welchem die Einzel- 
wirtjchaften abhängige Glieder find, ohne deſſen Griftenz die Ginzel- 
wirtjchaften jo, wie fie bejtehen, gar nicht vorhanden fein fünnten. Der 
Staat jteht uns nicht als Schüger und Hüter oder al3 neckender böfer 
Kobold neben der Volkswirtſchaft, jondern ohne ihn ift die Volkswirtſchaft 
ebenjowenig denkbar wie ohne die Privatwirtfchaft. Seine univerfelle 
Bedeutung für das Wirtjchaftsleben wird erfannt. Nun umfaßt die Volks— 
wirtjchaft das privatwirtfchaftliche und das öffentlichrechtliche Wirtfchafts- 
ſyſtem, welche fich beide in Einheit durchdringen. Sie beruhen auf ver: 
jchiedenen Drdnungsprinzipien: dort Freiheit der Perſon, Privateigentum 
und freie Tynitiative des einzelnen, hier Herrichaft des Staates, Finanz- 
hoheit und gejeßliche Beitimmung. Die Erjcheinungen in den beiden 
Gebieten find daher artverjchieden; die Finanzwirtichaft kann nicht mit 
den begrifflichen Hilfsmitteln erklärt werden, welche dem anderen Syſtem 
entnommen find. Dieje Konjequenz tft in der Wiſſenſchaft erſt teilweiſe 
gezogen, und Schritt für Schritt begegnen wir noch in der Finanz— 
wiſſenſchaft Vorſtellungen, welche dem privatwirtfchaftlichen Syſtem ent- 
lehnt jind. 

Die kapitaliſtiſche Organifation der Volkswirtſchaft hat ihre foziale 
Frage erzeugt. Daß dieſe dem Staate neue Aufgaben gejtellt hat, ift 
Tatjache; ihre Bewältigung iſt Aufgabe der Wirtfchaftspolitif. Die 
Finanzwirtſchaft darf der jozialen Wirtjchaftspolitif nicht entgegenarbeiten; 
jie muß die Einfommensverteilung und die Gejtaltung der jozialen Macht- 
verhältnifje berückhichtigen: das können wir Wagner zugeben. Hierbei 
jind ihr aber enge Grenzen gejtedt: Die Fapitalbildende Kraft des privat- 
wirtichaftlichen Syitems darf durch finanzmwirtjchaftliche Maßregeln nicht 
gefährdet werden!. Deshalb kann ich in der Berücichtigung der modernen 
jozialen Frage nicht eine derartige Veränderung der Finanzwifjenfchaft, 
ihrer Methode und ihres Lehrgebäudes erblicken, welche e3 vechtfertigt, 
vom Beginn einer neuen, ſozialen Epoche der Wiſſenſchaft zu jprechen. 


Reiche, Band VII, 1884. Umriſſe und Unterfuchungen zur Verfaſſungs-, Ver— 
waltungs- und Wirtichaftsgefchichte befonders des preußischen Staates im 17. und 
13. Sahrhundert, 1898. 

! Stein, Lehrbud der Finanzwiffenschaft?, I ©. 148 ff. 
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Die Steuern. 


Bon 
Mar von Hedel, Münfter i. W. 


Snhaltsverzeichnis. 
I. Die vorbereitende Stufe der wirtjchaftsliberalen Periode ©. 1.— II. Die Steuer- 
willenjchaft des deutjchen Beamtenftaats (1832—1870) ©. 8. — Ill. Die ftaatz- 
wifjenschaftlich-joztalpolitiiche Epoche der modernen Finanzwiſſenſchaft jeit 1870 ©. 16. 


E 


Die Entwicklung der Steuerlehre in der deutjchen Finanzwiſſenſchaft 
des 19. Kahrhunderts gliedert fich in drei große Epochen, die durch ihre 
Entwicklungstendenzen in jcharf erfennbaren Umrifjen voneinander ge- 
ichieden find. 

Die erſte diefer Perioden in der Gejchichte der Finanztheorien um— 
faßt die Zeit von 1800—1832 und fann al3 die vorbereitende Stufe in 
der neueren wijjenjchaftlichen WVerjelbitändigung der deutſchen Finanz- 
wiffenjchaft angeiprochen werden. Ihrer Struktur nach fügt fie fich in 
die wirtjchaftsliberale Richtung der Nationaldfonomie überhaupt ein. Die 
zweite Epoche dürfen mir vielleicht in Anlehnung an eine von Roſcher 
geprägte Terminologie die Steuerwifjenjchaft des deutjchen Beamtenitaates 
nennen. Sie reicht von 1832—1870 und fällt ſchon rein zeitlich mit 
dem Schaffen und Wirken Karl Heinrich Raus zufammen. Für die dritte 
Entwicklungsphaſe, die mit 1870 einjegt und die moderne Finanzwiſſen— 
jchaft in fich jchließt, wählen wir den Ausdrud der ſtaatswiſſenſchaftlich— 
jozialpolitiichen Epoche der Steuerlehre. 

Die wirtijchaftsliberale Periode der deutjchen Finanzwiſſen— 
ichaft beruht ſowohl auf den geijtigen Gärungsprozeffen aus der Revolutions- 
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zeit zu Beginn des 19. Jahrhunderts als auch auf den Anregungen, die ſie 
unmittelbar aus der ſtaatlichen und nationalen Umwertung Deutſchlands 
in der napoleoniſchen Kriegsära empfing. Die Steuerlehre konnte um ſo 
raſchere Fortſchritte machen, als ſie nicht durchaus neues Land unter den 
Pflug zu nehmen brauchte, ſondern vor allem an die bewährte Tradition 
der deutſchen Kameraliſtik anknüpfen konnte. Mit ihr fand die Finanz— 
wiſſ enſchaft auf den deutſchen Univerſitäten eifrige Pflege, wobei die 
Probleme der Beſteuerung in den Mittelpunkt der Forſchung und Lehre 
traten. Denn dem Werdegang der ſtaatsrechtlich-politiſchen Ereigniſſe 
entſprach es, daß beim Unterricht der künftigen Verwaltungsbeamten in 
finanziellen Dingen die Steuer und das Steuerrecht eine bevorzugte 
Stellung einnahmen. Wenn auch dieſe Entwicklung in den ſüddeutſchen 
Staaten und an ihren Univerſitäten raſchere Fortſchritte machte als im 
Norden, jo famen doch die Errungenjchaften der Forfchung der ganzen 
deutſchen Wiſſenſchaft zugute. 

Zu dem bewährten Alten trat als Ferment der Entwicklung der Ein— 
fluß der britiſchen Nationalökonomie, die Ideen von Adam Smith und 
ſeinen Nachfolgern, unter denen beſonders Nicardo und Macculloch zu 
nennen find. Sie verjorgten auch die deutjche Fachliteratur mit neuen 
Grundanjchauungen für die Steuerlehre. Fehlte es den Engländern an 
alljeitiger Vertiefung und fyjtematifcher Behandlung der ſteuerwiſſenſchaft— 
lichen Probleme, jo haben fie doch die allgemeinen Grundlagen der 
Steuerwifjenjchaft gefördert, indem fie ihre Aufgaben mit den volfswirt- 
Ichaftlichen Erfenntnifjen in Zufammenhang brachten, oder Einzelfragen, 
wie die Überwälzungslehre, eingehend erörterten. Dagegen haben an- 
erfannte Überlieferungen und im deutjchen Geifte tiefwurzelnde An- 
jhauungen der Freihandelsdoftrin einen wirkſamen Damm entgegengejegt. 
Sie vermochte nicht die realiftifche Auffaffung von den Aufgaben und 
Zwecken des Staates zu verdrängen. Diejes große Beſitztum als materielle 
Grundlage der wiljenschaftlichen Behandlung von Steuerfragen wurde den 
Deutjchen niemals völlig entfremdet. Gleichwohl war der englifche Ein- 
fluß mächtig genug, um die Steuerlehre in der erjten Hälfte des 19. Jahr— 
hundertS mit manchen Einfeitigfeiten der britischen Wirtfchaftslehre zu 
durchſetzen. Anderſeits kehrte fich die deutſche Wiſſenſchaft früher denn 
ihre ausländiſchen Schweſtern von der Schutzzwecktheorie und der ratio— 
naliſtiſchen Rechts- und Staatsphiloſophie ab und baute die organiſche 
und hiſtoriſche Staatslehre auf. Keine willkürliche Bildung, keine auf 
dem Wege des Vertrags entſtandene Handelsgeſellſchaft oder ein not— 
wendiges Übel iſt der Staat, ſondern die unerſetzbare Bedingung und die 
höchſte Form des gefellfchaftlichen Zuſammenlebens der Menjchen. Er 
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it ein Produkt der Gefchichte. Der individualiftiiche Staatsbegriff 
weicht der fortgefchrittenen Anjchauung, daß neben der Gewährung des 
Nechtsfchuges der Staat auch Aufgaben im Gebiete der Kultur» und 
Mohlfahrtsbeförderung zu löfen hat, ohne an logisch und rechnungsmäßig 
fejtgegebene "Grenzen gebunden zu fein. Dieſe grundlegende Grfenntnis 
mußte namentlich in der Steuerlehre, bei Begründung der Steuerpflicht, 
für die Wahl der Steuerarten und deren jteuertechnifche Ordnung von 
entjcheidendem Einfluffe fein. Damit paarten fich endlich alle jene philo- 
fophifchen und politifchen Ideen des Nevolutionszeitalters, die jich neben 
den aus der Tatſachenwelt gejchöpften Vorftellungen zu Idealen eines 
„beiten Steuerſyſtems“ verdichteten. 

Zeigen. uns fo jene geiftigen Prozeſſe die intellektuelle und ethifche 
Ummelt der Epoche, jo war die jtaatsrechtliche und politische Ummertung 
der napoleonifchen Ara auf finanziellem Gebiete verbunden mit den viel- 
jeitigen praftifchen Aufgaben, die an das deutſche Staatsleben heran 
traten. Nicht zulegt aber lag ihre Löſung im Bereiche der Bejtenerung. 
Denn die rauhe Hand der napoleonifchen Kriegszeiten hatte im Terri— 
torialbejtande der deutfchen Staaten weitgehende Verſchiebungen herbei- 
geführt. Neue Ermwerbungen, Gebietsabtretungen und die Einverleibung 
der Landesteile der mediatifierten Neichsftände in die größeren und 
fleineren Staaten jtellten diefe vor die Aufgabe, die verjchiedenen terri- 
torialen Befigungen zu einer politifchen Einheit zu verſchmelzen. Da 
waren aber auch vor allem Finanzfragen zu löfen. Die Steuern mußten 
einheitlich geftaltet werden, die Verfchiedenartigfeit der mit den neuen 
Ermerbungen mitübernommenen Steuerformen war dem Steuerjyitem ein- 
zugliedern und daher ftellte fich allenthalben die Notwendigkeit ein, 
Steuerreformen im großen Stile durchzuführen. 

Endlich mit der Ara der Verfaffungen in vielen deutjchen, nament- 
(ich ſüddeutſchen Mittelftaaten erwachte das politifche Leben von neuem 
und förderte die Erkenntnis der Bedeutung guter Finanzen für das Wohl- 
ergehen der Staaten, was wiederum mit einer guten Ordnung der Be- 
jteuerung zuſammenhing!. 

Diejen allgemeinen Grundlagen der „itaatsbürgerlichen Periode“ 
(Lorenz von Stein) entjprach auch die literarifche Produktion auf dem 
Gebiete der Steuerlehre. Die eine Gruppe von Schriftitelleen fchließt fich 
enger an die englische Überlieferung an, der fie den Gedanfeninhalt ent- 
nimmt, und begnügt fich mit der Wiedergabe und Auslegung ihrer Lehren. 





ı Bol. v. Dedel, Lehrbuch der Yinanzwiffenfchaft. Band I. Leipzig 1907 
S. 58—80. 
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Sie find aber nicht nur unjelbjtändig in ihren Lehrmeinungen, jondern 
auch in der Syſtematik der Steuerlehre, die fie, wie daS ganze Finanz 
wejen überhaupt, als eine Unterabteilung der Syiteme der National- 
öfonomie behandeln. In diejer materiellen und formellen Abhängigkeit 
von den Engländern und teilmeife von den Franzoſen, wie von Sean 
Baptifte Say, befinden fih Soden!, Loß?, Poli, Kraus? Andere 
Autoren, wie Harl’, Krug® und Schmalz’, ftehen noch auf dem 
Boden phyfiofratifcher Anjchauungen und wollen nur die Urproduftion 
bejteuern und die Staatseinfünfte auf die Erträgniffe der Domänen und 
die Grunditeuer bejchränfen. 

Wenn auch im mejentlichen in den Bahnen der englifch-franzöfifchen 
Anſchauungen wandelnd, jo hat doch eine zweite Gruppe von Finanz— 
jchriftitelleen verjucht, das Steuerproblem etwas jelbjtändiger zu behandeln 
und die Erfahrungen deutjcher Steuerpolitit und deutſcher Steuergeſetz— 
gebung auch theoretifch zu verwerten. Zwar fehrt auch bei ihnen die 
Tendenz wieder, die Steuerpflicht, im Sinne des Naturrechts der ato- 
miſtiſchen Staatslehre, mit der Gewährung des Nechtsfchuges für Perſon, 
Eigentum und Wirtjchaft und mit dem Genuß der ftaatlichen Garantie- 
anftalten durch die Untertanen zu begründen, und zeigen ſich grobe Ein- 
jeitigfeiten in der Bewertung der einzelnen Steuerarten, jo liegt der 
Fortjchritt doch in dem organischen Aufbau der ganzen Beſteuerung. 
Krönckes entfernt fich öfters von den Anfichten Adam Smiths und 
Ricardos und empfiehlt ein Syitem von Repartitionsfteuern auf Grund- 


! Graf Soden (1754—1831), Die Nazionalöfonomie. 9 Bde. Leipzig 1805 
bis 1808: 5. Band; Lehrbuch der Nazionalöfonomie (Auszug). Leipzig 1810. 
Staatsfinanzwirtichaft nach den Grundjäßen der Nazionaldfonomie (Sonderausgabe 
des 5. Bandes des Hauptiwerfes). Leipzig 1811. 

Lotz (1770—1838), Handbuch der Staatswirtichaftslehre. 3 Bde. Erlangen 
1821—1822. 2. Aufl. 1831—1838. 

® Poli (1772—1838), Die Staatswirtjchaften im Lichte unferer Zeit. 5 Bde. 
Leipzig 1823—1824. 2. Aufl. 1827—1828. 

* Kraus (1753—1807), Staatswirtjchaft. Nach feinem Tode herausgegeben von 
H. dv. Auerswald. Königsberg 1803. 2. Aufl. - Breslau 1837. 

° Harl, Bollftändiges Handbuch der Staatswirtſchaft und Finanz. Erlangen 
1811. 

° Krug (1770—1843), Abriß der Staatzöfonomie oder Staatswirtjchaftslehre. 
Berlin 1808. 

" Schmalz (1770— 1831), Staatswirtjchaftzlehre in Briefen an einen deutjchen 
Grbprinzen. 2 Teile. Berlin 1818. 

° Krönde (1771—1843), Das Steuerwejen nach jeiner Natur und jeinen Wir- 
fungen unterfucht. Darmftadt 1804. Ausführliche Anleitung zur Regulierung der 
Steuern. Darmitadt 1810. 
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beſitz, Kapital und fapitalijiertev Erwerbskraft. Seeger! und Kremer? 
entwerfen „Verſuche über das bejte Abgabenſyſtem“ und wollen auf einer 
breiteren Grundlage die Steuerpflicht aus dem Maße der Beitragsfähig- 
feit jedes pflichtigen Bürgers und aus der Notwendigkeit bejtimmter 
Staatsanjtalten ableiten und gelangen zu einem mehr oder weniger fon- 
fequent differenzierten GSteuerjyitem, in dem aber die Aufwandjteuern 
entweder ganz fehlen oder doch auf einen bejchränften Raum zurücd- 
gedrängt werden. Auch Schön? mit feiner Erklärung der Steuerpflicht 
aus der Notwendigkeit des Staates und aus der Zahlungsfähigfeit des 
Staatsbürgers bewegt jich in dieſen bereits vorgejchrittenen Gedanfen- 
gängen. Murhard* und Lips? erjcheinen als Vorkämpfer einer all- 
gemeinen Einkommensteuer und jtehen damit im MWiderjpruch zu den 
Grundanjchauungen der meisten Schriftiteller ihrer Zeit. 

Unter den Syitematifern unferer Epoche ragen neben Barth‘, der 
einen Grundriß der Finanzwiſſenſchaft veröffentlicht hat, und Behr”, 
der in radifaler Weiſe die Nechtsjchußtheorie vertritt, als Steuern nur 
eine proportionale Einfommenjteuer verbunden mit einer Luxusſteuer vom 
nicht rentierenden Vermögen gelten laſſen will und alle übrigen, nament- 
lich die Verbrauchsabgaben, als Anerkennung der eine unverantwortliche 
Höhe betragenden Staatsausgaben verwirft, vor allem Jacob, Malchus 
und Fulda hervor. Alle drei dürfen auf unjerem Gebiete als die führenden 
Schriftiteller bezeichnet werden und erjcheinen als die Vertreter eines 
Übergangsjtadiums zur folgenden Epoche ®. 


! Seeger, Verſuch des vorzüglichiten Abgabenfyftems. 1810. 2. Aufl. 1811. 

2 Kremer, Darjtellung de3 Steuerwejens. Wien 1821. 

3 Schön (1802—1839), Grundjäße der Finanz. Eine fritijche Entwidlung. 
Breslau 1832. 

+ Murhard (1731—1863), Theorie und Politik der Befteuerung. Göttingen 1834. 

5 Lips (1779—1838), Über die allein wahre und einzige Steuer. Erlangen 1812. 

6 Barth, Vorleſungen über Finanzwifjenichaft. Augsburg 1843. 

? Behr (1775— 1851), Die Lehre von der Wirtjchaft des Staates. 1. u. 2. Aufl. 
Würzburg 1818. 

8 von Jacob und von Malchus beurteilt m. E. Rojcher in feiner Gejchichte 
der Nationalöfonomikt in Deutichland (München 1874, ©. 637 u. 747/48) entjchieden 
ungerecht. Denn für ihre Zeit boten fie immerhin die beten ſyſtematiſchen Leiſtungen. 
Die behagliche, mitunter auch langatmige Breite, die uns heute ermüdet, war eben 
auch eine Eigenjchaft der vormärzlichen, ftaat3bürgerlichen Periode. Dagegen jprechen 
fich über dieje beiden Schriftiteller günftiger aus: Rau, Grundfäße der Finanzwiſſen— 
ichaft I, ©. 20, und Haug, Theorie und Geichichte dev Nationalötonomie. Wien 
1860. 8b. II, ©. 628. 
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Sacob! ift der Zeit nach der ältefte unter ihnen und jeine Be— 
gründung dev Steuerpflicht bewegt fich noch in den Gedanfengängen der 
älteren wirtfchaftsliberalen Schule. Die Steuer ift ihm eine Gegenleiftung 
des Staatsbürger für die Vorteile, die diefer unter dem Schuße des 
Staates und der Staatlichen Einrichtungen genießt. Das oberſte und 
(eitende Prinzip der Befteuerung ift ihm daher die Gerechtigkeit, der 
gegenüber die Erwägungen der finanziellen und volfswirtfchaftlichen Zweck— 
mäßigfeit zurücktreten. Als Objeft der Beftenerung wird das Einkommen 
der Einzelwirtfchaften funktionell als Ganzes betrachtet und zur Löjung 
des Steuerproblems die Auflöfung in feine einzelnen, objektiv greifbaren 
und faßbaren Beitandteile empfohlen. Als feſtes Reſultat diefer Ans 
ſchauungsweiſe ergibt fi) dann ein Syſtem von direkten Steuern nach 
dem Neinertrage der einzelnen Grwerbsquellen. Neben diefem Haupt: 
bejtandteil des ganzen Steuerweiens läßt er eine Mehrzahl von Aufwand: 
fteuern und fonftigen indirekten Auflagen zu mit Ausjchluß jolcher, die 
notwendige Lebensbedürfniffe belaflen. Zwar erjcheinen fie ihm nicht als 
vollberechtigte und gleichwertige Glieder im Staatshaushalt, jondern fie 
jollen wirken teils als Ergänzung, wo die Erwerbsbeiteuerung Ertrags- 
teile überjehen hat oder nicht auffinden kann, teils als Ausgleichung von 
Härten der Ertragsſteuern, teils find ſie zweckmäßige und einfache Steuer- 
formen zur Beſteuerung der befiglofen Klaſſe an Stelle der direkten 
Steuern überhaupt. Abgaben von Handlungen, die über das Maß der 
Gebühr hinausgehen, und alle VBerfehrsiteuern werden jchlechterdings ver- 
worfen. 

Tiefer in das Problem der Steuerpflicht und ihrer Begründung 
dringt Malchus? ein. Die Steuer geht aus dem Verhältnis der Steuer: 
fubjefte zum Staate an und für fich hervor, woraus fich mit Notwendig- 
feit bejtimmte Rechte und Pflichten entwickeln. Von jeiten des Staates 
bejteht die Pflicht, Anftalten anzuordnen, zu erhalten und zu vervoll- 
fommnen, durch die wejentliche Aufgaben des „Staatsvereins“ bedingt 
find, und gemeinfame Zwecke zu erftreben. Auf jeiten der Mitglieder 
des Staatsvereins ift die Verpflichtung gegeben, verhältnismäßige Beiträge 
zu dem dadurch notwendig gewordenen Aufwand zu leiften. Steuerquelle 
des öffentlichen Einkommens ift daher das Einfommen der Einzelwirt- 


! von Jacob (1759 — 1827), Staatsfinanzwiſſenſchaft. 2 Bde. Halle 1821. 
2. Aufl. von Eijelen 1837. Es erſchien von diefem Werfe auch eine franzöſiſche und 
eine ſpaniſche Überjeung. 
? Freiherr von Malchus (1770— 1840), Handbuch: der Finanzwifjenichaft und 
Finanzverwaltung. Stuttgart 1830. 
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jchaften, und für das Maß feiner Benußung iſt neben der Allgemeinheit 
der Steuerpflicht zugleich die gleichheitliche Verteilung der Steuer oder 
das Geje der Gleichheit in der Natur und dem Weſen des Staatsvereins 
begründet. Der Grundton feiner Anfchauung liegt in einem Gegenfeitig- 
feitsverhältnis zwijchen Staat und Staatsbürger. Da fich aber eine ab- 
jolute Gleichheit oder eine numerifch gleiche Belaftung der Steuerjubjette 
durch die Steuer nicht verwirklichen läßt, jo kann praftifch die Steuer- 
gerechtigfeit nur durch die Verteilung nach Maßgabe des „reinen“ Ein— 
fommens erreicht werden. Die fonjequente Vollendung diejfer Forderung 
würde eine allgemeine Einfommenfteuer als einzige Steuer jein. Dieje 
it aber ein Sdeal und tatjächlich undurchführbar. Darum befcheidet fich 
Malchus mit dem praftifch Erreichbaren und empfiehlt ein Steuerſyſtem 
nach der mittleren Ertragsfähigkeit auf die einzelnen Erwerbsquellen, aus 
denen als den objektiven Bejtandteilen das geſamte Einkommen hervor- 
geht. Bon diejen Exrtragsiteuern nimmt er als echtes Kind feiner Zeit 
die Kapitalventenjteuer aus, die er für unausführbar verwirft und als 
Doppelbeiteuerung wegen des unmöglichen Schuldenabzugs ablehnt. Da 
aber diejes Syitem nicht das ganze Einkommen zu erfaſſen vermag, 
fondern mancherlei Lücken offen läßt, jo follen Aufwand», Verkehrs: und 
Erbichaftsiteuern als Ergänzungen eintreten, wodurch auch notwendige 
Lebensmittel mit herangezogen werden fünnen. In den Verbrauchsiteuern 
jelbjt erblickt er weniger den Genuß belaftende Abgaben, denn die Erfaſſung 
des Einfommens nach dem äußeren Merkmal des Aufwands. Bon diejem 
aber wird auf jenes zurückgeſchloſſen. Dagegen ift er allen Auflagen ab- 
hold, die aus dem Kapital oder Stammvermögen jelbit genommen werden 
müſſen. Zugunjten der Grbjchafts- und einzelner Verfehrsjteuern führt 
er deshalb an, daß fie nicht immer das Kapital angreifen müßten. 

Auch Fulda! geht bei feiner Steuerlehre von dem Verhältnis des 
Staatsbürgers zum Staat und von der Herrjchaft des Rechts und den 
allgemeinen Maßregeln zur Wohlfahrtsbeförderung in der bürgerlichen 
Gejellichaft aus. Die Steuern find daher nach ihm gejeßlich bejtimmte 
Leitungen vom Ertrage der Grmwerbsquellen der einzelnen Glieder der 
Nation zur Erreichung der Staatszwece und beruhen auf der allgemeinen, 
jtaatSrechtlichen Verbindlichkeit der Glieder des Staates zur Deckung des 
öffentlichen Bedürfniffes. Hier tritt uns bereits die moderne Grund- 
anfchauung fichtbar entgegen, nach der die Steuer ihre materielle Wurzel 
in der Notwendigkeit des Staats und in den Lebensbedingungen des 
ganzen zwangsgemeinmwirtjchaftlichen Syftems hat. Steuerquellen find der 


! von Fulda (1774—1847), Handbuch der Finanzwiſſenſchaft. Tübingen 1827. 
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Naturfonds, die Arbeit und das Kapital. Die Steuern fchließen ſich 
daher an die drei Produftionsfattoren der Volkswirtſchaft an und find 
nach einem möglichjt gleichen Maßſtabe anzulegen, der fich aus der 
Forderung der Gerechtigkeit der Verteilung der Gteuerlaft nach dem 
Maße der „reinen Grträgnifje” herleitet. Die einzelnen Steuern müfjen 
fich daher als „Abzüge“ von der Nente des Naturfonds, des Arbeits- 
lohns und des Kapitalgewinns darftellen. Auf diefem Wege fchreitet ex 
zu einem fonfequenten Syjtem von NReinertragsiteuern vor, das drei 
Hauptglieder, die Grund- (Gebäude-), Arbeitsertrags- und Gewerbeſteuer, 
umfaßt. Für die Aufwandbeiteuerung bleibt in feinem Steuerſyſtem 
eigentlich) fein Pla übrig. Er macht aber dieſer Steuerform ein 
realpolitifches Zugeftändnis, indem er die Verbrauchsfteuern als unvermeid- 
lichen Notbehelf der Finanzhaushalte gelten läßt. Für ihre Einrichtung 
verlangt er aber als oberſten Grundfat, daß die Steuerſätze um jo niedriger 
fein müſſen, je unentbehrlicher daS Bedürfnis ift, das die bejteuerten 
Gegenjtände befriedigen. VBermögensfteuern, die Fapitalaufzehrend wirken, 
lehnt ex grundfäglich ab. Das führt ihn zur weiteren Konjequenz, daß er 
Verkehrs: und Erbſchaftsſteuern in dieſer Eigenfchaft durchaus mißbilligt 
und eine Erhebung derartiger Auflagen nur bedingt und injomweit be— 
fürmwortet, als fie die Höhe von Gebühren nicht überfchreiten und damit 
dem Grundſatz der jpeziellen Vergeltung angepaßt find. 


IE 


Die Steuerwijjenjchaft des deutſchen Beamtenjtaats 
füllt den Zeitraum von 1832—1870 oder, um ums noch genauer aus— 
zudrücden, fie ijt in ihrem theoretifchen Gedanfeninhalt von dem An- 
ſchauungs- und Voritellungsfreife beherrjcht, der jein Gepräge aus dem 
Staatsleben der deutfchen Mittelitaaten jeit der politifchen Konzentration 
nach den napoleonifchen Kriegen bis zur Begründung des neuen Deutfchen 
Neiches empfing. Die Fortbildung der finanz- und ſteuerwiſſenſchaftlichen 
Literatur knüpft an zwei Tatfachen an, die auf ihre Geftaltung be- 
jtimmend einwirken. Ginmal zeigen fich die Einflüffe der Finanzwiffen- 
Schaft als Lehrfach an den deutjchen Univerfitäten, denen e3 als höchite 
Bildungsanftalten obliegt, die fünftigen Staats- und Verwaltungsbeamten 
auf ihren Beruf vorzubereiten und ihnen diejenigen allgemeinen und 
wiffenschaftlichen Kenntniffe zu vermitteln, deren fie in Ausübung ihrer 
praftifchen Amts- und Berufspflichten bedürfen. Die Univerfitäten, be- 
jonders in Süddeutjchland und Dfterreich, jegen die guten Tameraliftifchen 
Überlieferungen ‚fort und juchen den Wiſſensſtoff vor allem für die 
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akademiſchen Lehrzwecke durch neue Tatſachen zu erweitern und ſyſtematiſch 
zu konzentrieren, wie denn überhaupt aus der Lehrtätigkeit heraus und in 
ſtetem Zuſammenhang mit dieſer die Eigenart der literariſchen Produktion 
beſtimmt wird. 

Sodann aber boten die zahlreichen Finanz- und Steuerfragen, die 
in den deutjchen Mittelftaaten und in Ofterreich in jener Zeit zu löſen 
waren, ein umfafjendes und reichhaltiges Material an jteuerpolitifchen 
und jteuergejeglichen Tatjachen, die von der wiffenjchaftlichen Forſchung 
zu fichten, zu deuten und zu bearbeiten waren. In die Epoche von 
1815/20 bis 1870 fällt die Neubegründung der modernen Steuerfyiteme 
in den deutjchen Einzelitaaten. Die Jahre 1820, 1851 und 1873 ftellen 
die Hauptetappen der preußifchen Steuerentwiclung dar. Das bayerifche 
Grtragsiteueriyitem wurde 1828, 1848 und 1856 ausgebildet und das 
württembergijche 1820 und 1873 gejchaffen. Für Baden brachten die 
Sjahre 1820, 1848 und 1876, für Heſſen die Jahre 1824, 1848 und 
1869 die entjcheidenden Reformen. Die ſächſiſchen Ertragsiteuern wurden 
1834 ausgebildet. Cine gleich rege Bewegung auf dem Gebiete der 
Steuergejeggebung weiſen auch die deutſchen Mittel- und Kleinjtaaten 
auf. Die Sahre 1812, 1819, 1848/49 bezeichnen für Dfterreich die 
Stufen jeiner fteuerrechtlichen Entwiclung. 

Endlich haben die politifchen Umſtände des Zeitalters und das neu 
erwachende Verfafjungsleben das allgemeine Intereſſe für alle Finanz- 
und Steuerfragen gejchärft. Bon den Amtsſtuben gelangen fie mehr und 
mehr in die Arena der öffentlichen Diskuffion in den Volksvertretungen 
und in der öffentlichen Meinung. Mit den verfafjungsmäßigen Rechten 
und der pofitiven Mitwirkung an der Steuergejeßgebung wird auch das 
Derantwortlichkeitsgefühl verſtärkt und dadurch bricht fich die Anficht 
Bahn, daß nicht nur Klagen über zu viele und hohe Steuern Sache des 
Volkes, jeiner Vertretung und der Politik jeien, jondern die fritijche 
Prüfung der Gejegentwürfe und neue Vorjchläge zur Verbeſſerung der 
Steuerzuftände wejentliche Attribute der neuen Verfafjungsära fein müßten. 
Erhebliche Fortjchritte bringt daher bejonders das Sturmjahr 1848. Sind 
damals auch viele unveife, teilweije auch phantaſtiſche Steuerpläne ent— 
ftanden und wurden unerfüllbare Forderungen von der radikalen Demokratie 
geitellt, jo wirkten fie doch als Ferment für die jpätere pofitive Ent- 
wicklung, die das Unmögliche vom Grreichbaren jchted und auf einem 
gefunden Mittelweg vorjchreitend Lebensfähige Gejtaltungen in Finanzen 
und Steuern jchuf. 

Diefe Gärungsprozejje hatten aber noch einen weiteren Vorteil ge: 
bracht. Denn durch das fonftitutionelle Staatsleben jah fich ‚Die deutjche 
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Bureaufratie genötigt, aus ihrer Abgeſchloſſenheit herauszutreten, mit den 
ftaatsbürgerlichen Elementen über Steuerfragen öffentliche Diskuſſionen zu 
pflegen und den Boden einer gemeinfamen Verjtändigung zu juchen. Für 
beide Teile erwuchs daraus mancherlei Gewinn. Dieje Entwicklung jegt 
früher in den ſüddeutſchen Mittelitaaten ein, jpäter in Preußen und im 
Norden und in Dfterreich. Auch hier mußten zahlreiche zähe Widerjtände 
überwunden werden, die aus der Macht des Beharrens beim Alten zu er- 
klären find. Für die Finanz- und Steuerwifjenfchaft entiprang aus diejen 
geiftigen Kämpfen eine charafterijtifche Erjcheinung, der Typus des jchrift- 
jtelleenden VBerwaltungsbeamten, der in Deutjchland neben dem eigentlichen 
theoretischen Forjcher von Fach mit Geſchick und Erfolg Steuerfragen 
iyitematifch oder in Einzeljchriften behandelt. Synsbejondere die mono— 
graphijche Literatur verdankt diefer Gruppe von Schriftitellern die reichite 
Förderung. Die Finanz: und Steuerwifjenjchaft zeigt ſich daher in einem 
doppelten Bilde: fie iſt teils afademischer Natur, teils zeigt fie ein beamten- 
artiges Gepräge, 

An erxiter Stelle müffen wir unter den ſyſtematiſchen Bearbeitern 
der Steuerlehre in jener Epoche Karl Heinrich Rau nennen. In 
jeinen in fieben Auflagen erjchienenen Grundſätzen der Finanzmwifjenjchaft!, 
die für die Einteilung des Lehritoffes aller jpäteren Lehr und Hand: 
bücher geradezu das Vorbild abgaben, ift den Steuerproblemen eine ums 
fafjende Darjtellung gewidmet. Gr begründet die Steuerpflicht mit der 
Teilnahme derjenigen, die im Staate leben, an den Segnungen der Staats— 
verbindung und den Vorteilen, die die Staatsbürger durch manche einzelne 
Anitalten genießen, und aus der Verpflichtung, dafür auch die Bejchwerden 
und Aufopferungen mitzutragen, ohne die der Staat feine volle Wirkſam— 
feit nicht äußern fünnte. Die Gewähr, welche der Staat dem Eigentum 
jeiner Bürger leiftet, ift daher Feine unbedingte, fondern unter dem Vor— 
behalte zu verjtehen, daß nötigenfall3 ein Teil davon für die Staat$- 
einnahmen in Anfpruch genommen werden fünnte. Das Befteuerungsrecht 
des Staates erjcheint daher als Ausflug und Folge des ftaatsbürgerlichen 
Berhältnijjes, das wiederum in ganz bejtimmten Bedingungen der Gegen- 
jeitigfeit wurzelt. Die Genuf- und Aquivalenztheorie wird hier durch 
das Ferment der ftaatsbürgerlichen Pflichten gemildert und mit der Opfer: 
theorie verbunden. Die leitenden Steuergrundfäge find daher die All- 
gemeinheit und die Belaftung nach gleichen Negeln und in einem in ihrem 
Verhältnis zum Staate begründeten Maßſtabe. Er findet daher das 


ı Rau (1792 — 1870), Grundjäße der Finanzwiſſenſchaft. Heidelberg 1832. 
7. Auflage herausgegeben von Adolf Wagner. Leipzig 1872. 
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Prinzip der Gerechtigkeit am beiten verwirklicht, wenn die Steuer nach 
dem Vermögen der Staatsbürger abgeftuft wird. Da aber das Kapital 
niemal3 Steuerquelle jein fann und die Genußmittel feine angemefjenen 
Steuerobjefte jind, jo fann die Steuer nur aus den regelmäßig wieder: 
fehrenden Zuflüffen neuer Vermögensteile oder aus dem Ginfommen 
jchöpfen. Deshalb jind deſſen einzelne Teile in den Grträgnifjen der 
Einfommensquellen zu beiteuern. Denn Ertrag und Einfommen find nur 
die objektiven und die jubjeftiven Gricheinungsformen der gleichen Sache 
und jtehen miteinander in unlösbarer Verbindung. 

Bon diefen Grundlagen ausgehend fonftruiert er fein Steuerſyſtem 
aus fünf gleichheitlichen „Schagungen” oder Ertragsiteuern von den fünf 
Einfommensquellen: die Grund» und Gefälliteuer, die Hausjteuer, Die 
Gewerbeſteuer, die Zinsrenten- oder Kapitaliteuer und die Beiteuerung 
des Arbeitslohns. Dabei joll die Grund» und Sapitalvente in vollem 
Maße beiteuert werden, während vom Lohn: und Gemwerbeverdienit der 
notwendige Unterhalt abgezogen werden joll, weil dieje die Arbeit des 
Empfängers vorausfegen. Es leuchtet bereits bei Rau fomit die Idee 
der fteuertechnifchen Differenzierung des fundierten und unfundierten Ein- 
fommens durch. Die allgemeine Ginfommenfteuer an Stelle aller ein- 
zelnen Schagungen zu jegen empfiehlt er nicht, da die Ungenauigfeit der 
Steueranjchläge bei hohem Steuerfuß fich zu drückender Belaſtung ver- 
dichtet und feine Gewähr dafür bietet, daß ihr Ergebnis bejjer als das— 
jenige der Grtragsiteuern jein würde. Den bejtehenden Schaßungen die 
allgemeine Einfommenjteuer hinzuzufügen, heißt zwar dem älteren Ertrags— 
fteuerfyitem ein zweites, neues Schagungsiyitem beigejellen. Wenn auch 
an fich prinzipmwidrig, jo kann es doch bei länger bejtehenden Schagungen 
dazu dienen, Lücen und Fehler bei jenen auszugleichen oder dort Steuer: 
erhöhungen entbehrlich machen. Immerhin aber betrachtet Nau die Ein- 
fommenfteuer als „einitweiliges Hilfsmittel”, mit ergänzender Funktion 
ausgeitattet, biS es gelingt, die Schaßungen zur möglichen Gleichmäßigfeit 
und Gerechtigfeit zu entwiceln. 

Die Aufwanditeuern werden gleichfalls im Zufammenhang mit der 
notwendigen Ergänzung des Grmwerbsiteueriyitems begründet. Ginmal, 
weil man die Steuerfähigfeit auch nach gewiſſen Verwendungen des Ber: 
mögens bemejjen und die Steuern an die Ausgaben des Steuerpflichtigen 
anlehnen fann, jodann, weil es unmöglich ift, die Bürger ganz genau nach 
ihrem Einfommen durch die Schagungen zu befteuern, und endlich, da 
nach geläuterten Grundfäßen angelegte Konſumtions- oder Aufwandfteuern 
unschädlich find, jo wird es möglich durch die Verbindung von Schagungen 
und Aufwandfteuern die unvermeidlichen Fehler jeder Kategorie zu ver- 
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ringern. Aufmwandjteuern dürfen aber notwendige Lebensmittel nicht be- 
laften. Deshalb find auch Wohnungsfteuern zu vermwerfen. Bon den 
Akziſen oder Aufjchlägen werden die Getränfejteuern und die Zölle als 
pafjende Steuermittel befürwortet, ebenſo die Tabak- und Zucderjteuer. 
Mehl- und FFleiichaufjchläge dagegen find Feine geeigneten WVerbrauchs- 
fteuern. Endlich werden verjchiedene direkte Aufwandjteuern, wie die 
Hunde, Pferdes, Bedientenjteuer und andere ähnliche Auflagen, die man 
als Merkmale eines höheren Einfommens anjehen fann, ihm al3 zmwed- 
mäßig erjcheinen. 

Die Vermögensiteuern als regelmäßige Finanzinftitute finden feine 
Billigung, da fie auf die Dauer doch am Bermögensjtamme haften bleiben, 
was den allgemeinen Steuergrundjägen widerjpricht. Aus der gleichen 
Urſache werden Beſitzwechſel-, Erbſchafts- und ähnliche Steuern vom wirt- 
fchaftlichen Verkehr, joweit fie in ihrer Höhe das Maß der Gebühren 
überfchreiten, von Rau abgelehnt. 

Sehr richtig wird von ihm der grundjägliche Unterjchied zwijchen 
Gebühr und Steuer erfannt. Doch bleibt feinen theoretischen Auffaffungen 
die Scheidung zwijchen jener und den Verfehrsiteuern fremd. Gr nimmt 
feine Trennung beider in ſyſtematiſcher Form vor und ftellt nicht den 
Begriff einer jelbitändigen Verkehrsſteuer auf. 

Bon den Zeitgenofjen Raus, die in jyitematifcher Form Steuern und 
Steuerprobleme behandelt haben, find Umpfenbach und Bergius zu nennen. 

Umpfenbach! ift in der Begriffsbildung in mancher Hinficht fchärfer 
als Rau, wie er überhaupt jein ganzes finanzmwifjenjchaftliches Syſtem 
auf eine breitere Grundlage zu ftellen ſucht. Durch eine Analyſe der 
Grundlagen der Finanzwirtjichaft will er die Vorfchläge für deren Drd- 
nung mit bejtimmten allgemeinen Grundjäßen in Einklang bringen. 
Darum joll auch die ganze Finanzwiljenjchaft zu einem Syſtem des all- 
gemeinen Finanzrechts ausgebaut werden. Wenn Rau noch auf dem 
Boden der Aquivalenztheorie fteht, die er durch die ftaatsbürgerlichen 
Pflichten des einzelnen mildert, jo jucht Umpfenbach bereits die Steuer- 
pflicht aus der Notwendigkeit des zwangsgemeinwirtjchaftlichen Syitems 
herzuleiten. Die Steuern erjcheinen ihm aber als ſubſidiäre Mittel der 
gejamtheitlichen Bedarfsdeefung und fie jollen nach der Leiftungsfähigfeit 
der Staatsbürger eingerichtet werden, indem jeder eine verhältnismäßige, 
jeiner wirtjchaftlichen Leiſtungskraft entjprechende Steuerquote entrichtet. 
Der Ausdruck diefer verglichenen Beitragskraft ift das Einkommen, und 


* Umpfenbach (1832—1907), Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft. 2 Teile. Erlangen 
1859—60. 2. Aufl. Stuttgart 1887. 
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zwar mit Berücjichtigung eines Griftenzminimums und einer Kapitali- 
ftierungsquote zur Schonung des unfundierten Einfommens gegenüber dem 
Beligeinfommen. Die Löfung der Belteuerung des Einkommens, wozu 
eine (einzige) allgemeine Einkommenſteuer nicht tauglich ift, Tann auf 
einem doppelten Wege gejchehen: einmal, wenn die einzelnen Beitandteile 
des Einkommens als Ertrag in das Vermögen eintreten, und fodann, 
wenn fie als Verwendung aus ihm verjchwinden. Dadurch entftehen die 
zwei Haupttypen, die Ertrags- und VBerwendungsiteuern, die als Be- 
lajtung des gejamten jteuerbaren Einfommens im Prinzipe gleichberechtigt 
find. Aus praftifchen Grwägungen wird aber eine Kombination beider 
zu einem Hauptiyitem empfohlen. Dagegen werden Verkehrs-, Beſitz— 
wechjel- und ähnliche Abgaben verworfen, wie auch den Gebühren nur 
ein enger Spielraum zugemefjen wird. Bergius! ift der prinzipiellen 
Auffaffung der Steuerprobleme weniger geneigt und arbeitet daher das 
Begriffliche weniger jcharf heraus. Die theoretifchen Grundlagen feiner 
Steuerlehre entnimmt er dem Gedanfenkreife Kohn Stuart Mills, 
legt ihnen aber weniger jelbitändige Bedeutung bei, da er fie al3 Folie 
für feine bejchreibende Darjtellung des preußijchen Steuerwefens benußt. 
Einer Trennung von Gebühr und Steuer legt er wenig Wert bei. Auch 
bei Erörterung der „Örundregeln der Beiteuerung” kommt e8 ihm weniger 
auf die feite Bafis an, auf der fie beruhen, als auf ihre praftifche An- 
wendung in der Steuergejeßgebung. Dieſe ſteht bei ihm überhaupt im 
Vordergrund. Seine „Grundfäge der Finanzwiſſenſchaft“ zeichnen fich 
aber vor der zeitgenöflischen Literatur vor allem durch den Umſtand aus, 
daß fie dem Steuerrecht eine jelbitändige Stellung anweifen. Den haupt- 
fächlichiten Anteil haben daran die preußischen Steuern, wie fein ganzes 
Werk eine kritiſche Paraphrafe des preußifchen Finanzweſens darftellt. 
Allein er läßt es gleichzeitig an Slluftrationen aus der fremden Gefeß- 
gebung nicht fehlen, um durch Beiziehung englifcher und franzöfifcher 
Vorbilder die heimifchen Steuerverhältniffe zu beleuchten. Die ganze Axt 
von Bergius’ literarifchem Schaffen bringt e8 daher mit fich, daß feine 
Spuren in der Gejchichte der Steuertheorien faum erkennbar find. 
An dieſe beiden Syjtematifer reihen fich noch von Hod und J. ©. 
Hoffmann. Beide dürfen als die tüchtigiten Vertreter der ſchriftſtellernden 
Berwaltungsbeamten angefprochen werden. Zwar ftehen beide noch im 
Banne des liberalen Doktrinarismus, den fie durch die Erfahrungen der 
Staatspraris mildern. Hocd?, als öfterreichifcher Staatsbeamter in vielen 


! Bergius (1804— 1871), Grundſätze der Finanzwiſſenſchaft mit bejonderer Be- 

ziehung auf den preußiichen Staat. Berlin 1865. 2. Aufl. 1871. 

? Freiherr von Hod, Die öffentlichen Abgaben und Schulden. Stuttgart 1863. 
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feitenden Stellungen tätig, geht zwar bei Begründung der Steuerpflicht 
vom Entgelt für Staatsleiftungen aus, [jcheidet aber jofort die gleichen 
Dienfte des Staates von den ungleichen. Daraus jentwidelt er dann 
feine drei „Urjteuern“ : die Berjonaliteuern aus den gleichen Dieniten, die 
Einfommeniteuer aus den ungleichen, nur mittelbar ſchätzbaren Dienften 
und die Steuern von bejonderen Dieniten. Dieje drei Fundamental- oder 
Urjteuern kleiden fich in mannigfache Formen, und in jedem rationellen 
Steuerſyſtem müſſen ſich deſſen Bejtandteile auf dieſe drei Urfteuern 
zurückführen laſſen. Neben den Urſteuern werden als „Surrogate“ noch 
Verbrauchs, Wohnungs- und Luxusſteuern zugelaſſen, die als Erſatz der 
Perſonalſteuern und als Ergänzung der Ertragsſteuern für die größeren 
Einkommen wirken ſollen. Zugleich iſt Hock der Begründer der modernen 
Steuerüberwälzungslehre, für die er mit Geſchick die heute allgemein an— 
genommene Terminologie geprägt hat. Im einzelnen iſt er aber nicht 
frei von doktrinären und theoretiſchen Einſeitigkeiten. Das gleiche Urteil 
müſſen wir über J. ©. Hoffmann! fällen. Er iſt ſeinen Grund— 
anjchauungen nach Freihändler und fteht im ganzen auf dem Boden des 
liberalen Syndividualismus. Allein die Traditionen des altpreußifchen 
Beamtentums find bei ihm jo mächtig, daß durch fie feine Lehrmeinungen, 
die die preußische Finanzpraxis im Spiegelbild wiedergeben, in neue Formen 
gegofjen werden. Das zeigt fich jchon in feiner Begründung der Steuer- 
pflicht, die er aus einem Obereigentumsrecht des Staates ableitet. Er 
vertritt vor allem die Klaffeniteuer und befämpft vornehmlich mit dok— 
trinären Gründen die Ginfommenfteuer. Auch die Grundfteuer beurteilt 
er ungünftig, die er nach englifchem Mufter als ablösbare Reallaft zu 
behandeln empfiehlt. Seine fisfalifche Anſchauung tritt namentlich in 
jeiner Bewertung des Zollverein hervor, bei dem er weniger die großen 
nationalen und eigentlichen volfSwirtjchaftlichen Gefichtspunfte hervor- 
treten läßt, als er ihn wegen der einträglichen Steuern für den Staats— 
haushalt jchäßt. Wir vermiffen daher bei ihm eine prinzipielle Stellung- 
nahme und jyitematifche Schärfe bei den Aufmwandfteuern. Der 
beamtenmäßige Vorſtellungskreis beherrjcht hier feine Ideen. 

An der Grenzjcheide zur folgenden Epoche fteht Wilhelm Roſcher?. 
HZweifellos dürfen wir in ihm den hervorragenditen Repräjentanten des 


3. ©. Hoffmann (1765—1847), Die Lehre von den Steuern. Berlin 1840. 
- Wilhelm Rojcher (1817—1894M), Syftem der Volkswirtſchaſt: IV. Finanz- 
wiſſenſchaft. Stuttgart 1886. 5. Aufl. bearbeitet von Otto Gerlach in 2 Bänden, 
1901. Der pietätvolle und umfichtige Herausgeber hat insbejondere neben mannig- 
fachen Zufäßen das Tatjachenmaterial bis auf die neuefte Zeit ergänzt. Den Charakter 
des Werks hat er indejjen mit Recht unverändert gelafjen. 
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Übergangs erblicken: perjönlich und fachlich. Seinem Alter nach ein 
jüngerer Zeitgenofje der Rauſchen Periode kann er fich von den Grund: 
lagen der jtaatSsbürgerlichen Anfchauungen jchwer trennen und nur all 
mäblich vermögen beit ihm die Ideen des jozialen Zeitalter feſte Geftalt 
gewinnen. Hat er doch exit als Neunundjechziger feine „Finanzwiſſen— 
ſchaft“ der Wiſſenſchaft dargeboten. Sie ift, wie er ſelbſt angibt, aus 
langjähriger Lehrtätigkeit erwachjen. Und darum iſt auch ihr feltfames 
Schickſal durch dieſe Tatjache beeinflußt, am meiften aber wiederum feine 
Steuerlehre. Aus diejer äußeren Gejchichte feines Werks geht ſchon 
hervor, daß die Formulierung jeiner Lehren in einer Zeit erfolgte, die 
den Fortjchritten der jtaatswiljenjchaftlich - jozialpolitifchen Epoche der 
modernen Finanzwifjenjchaft vorangegangen war. Was Stein und Wagner 
leijteten, hat ev zwar berücffichtigt und nachgetragen, ohne die prinzipiellen 
Anjchauungen neuzubilden. Was Roſcher aber feinen älteren Vor— 
gängern gegenüber auszeichnet und morauf feine jelbjtändige Stellung 
beruht, das iſt die Anwendung der hiſtoriſchen Methode auf die 
Finanz und Steuerprobleme. Von jeinen Vorgängern hat er die dar- 
ftellende Methode mit ihrer hauptfächlich teleologifchen Formulierung zu 
feiten Rejultaten übernommen, ſein Verdienſt iſt es, bei feinen Betrach- 
tungen jcharf erfennbar den Entwiclungsgedanfen in den fteuerwirtjchaft- 
lichen Erſcheinungen herauszuarbeiten. Dagegen hat er dem geſetz— 
geberifchen Material feine jelbjtändige Stellung eingeräumt und auf den 
Berjuch verzichtet, die Haupttatjachen und Gntwiclungstendenzen des 
Steuerrecht3 in anjchaulichem Bilde feitzuhalten. Wenn auch umfafjender 
als Rau, jo hat er hier doch immerhin die Übung gepflogen, das Tat- 
fachenmaterial als Urabesfe oder Buchſchmuck, beitenfall3 al3 Erläuterung 
und Beleg zu feinen allgemeinen Ausführungen zu behandeln. Die Steuer 
it nach Rofcher ein Opfer an ſonſt möglichen Sondergenüffen, das nicht 
nur nach wirtjchaftlichen, jondern auch nach ethischen Rückfichten bemefjen 
wird. Seine Lehre jucht Feine jelbitändige , Motivierung des Steuer: 
problems, jondern mehr eine gefchichtliche und ethijche Wertung des vor- 
handenen Tatbeitands. Darum fteht ihm auch unter feinen drei Grund- 
fägen des Steuerwejens: Gerechtigkeit, Ordnung und Wirtjchaftlichkeit, 
das Prinzip der gerechten Verteilung obenan. Sein Steuerſyſtem baut 
ſich auf der Vielheit von Steuern auf und befteht in einer Verbindung 
von Ertrags-, Verbrauchs: und Verfehrsiteuern und mwurzelt in ganz 
modernen Auffafjungen. Dagegen legt er der allgemeinen Einkommen— 
fteuer nur eine Nejervebedeutung bei und jtattet fie mit einer Notfunftion 
aus, ohne zum Klaren Syitem der Perfonalbeiteuerung vorzudringen. Auch 
in jteuertechnifchen und fteuerpolitifchen Einzelheiten macht er zwar dem 
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Geift der modernen Zeitepoche Zugeltändniffe, wie 3. B. bei der Steuer- 
progreſſion, ohne fich feelifch ganz damit zu befreunden. So reichhaltig 
und umfaſſend fein Werk auch fonit ift, jo vermiſſen wir doch die alljeitige 
und konſequente Durchführung der grundfäßlichen Grundlagen. Wie feine 
Finanzwiſſenſchaft“ der afademifchen Lehrtätigkeit entiprungen ift, deren 
deutlichen Stempel fie aufweilt, jo finden wir überall breit angelegte und 
gründliche Unterfuchungen über die Steuerfragen, die durch Elare Überficht 
und forgfältige Faſſung ausgezeichnet find. Die abjchließende Grundlegung 
und Vertiefung blieb aber troßdem der ſtaatswiſſenſchaftlich-ſozialpolitiſchen 
Epoche vorbehalten !. 


Il. 


Die ſtaatswiſſenſchaftlich-ſozialpolitiſche Epoche der 
modernen Finanzwiſſenſchaft jeit 1870 konnte auch in der Steuer- 
lehre um jo raſchere Fortichritte machen, als eine Mehrzahl allgemeiner 
Entwiclungsbedingungen das Erdreich für die neue Ausſaat vorbereitet 
hatten. 

Sie ift vor allem durch die Tendenz ausgezeichnet, die finanz- und 
iteuerpolitifchen Probleme auf der breiteren Grundlage einer ſtaats— 
wijjenfchaftlihen Auffaſſung zu begreifen und zu erflären. Die 
Behandlung geht davon aus, daß Finanzwiſſenſchaft und Steuertheorie 
ein Teil eines großen Ganzen find und ihr VBerftändnis auf dem Zufanmen- 
hang mit den Fragen des StaatSleben3 beruht. Damit löſt ſich die Steuer- 
lehre los von der Anjchauungswelt der Kameraliiten, denen die Finanz— 
fragen in der technifchen Abjonderung als jpezielle Verwaltungsmarimen 
erjchienen und die auf die entjcheidenden volfswirtfchaftlichen Zufammen- 
hänge und die allgemeinen gejellfchaftlichen VBerbindungsglieder zu wenig 
NRückicht nahmen. Sie entfernt fich aber ebenſoſehr von der Grundauf- 
faſſung der klaſſiſchen Nationalöfonomie und ihren wirtjchaftsliberalen 
Epigonen, die mit naturgefeglich einheitlichen Kräften die Steuerprobleme 
aus allgemeinen Wirtjchaftstheorien ableiteten, ohne die Tatjachen der 
praftijchen Politik und der Finanzbedürfniffe zu Worte fommen zu lafjen, 
und in der theoretifchen Formulierung vor allem Anwendung und Bemweis- 
ſtücke ihrer volfSwirtfchaftlichen Grundlehren exrblietten. Die moderne 
Wiſſenſchaft dagegen fieht in der Beiteuerung nur ein Glied eines ge- 
waltigen, einheitlichen, aber verwicelten Organismus, deſſen Funktionen 


' In diefe Gruppe find überdies noch zu zählen: von Prittwit (Die Theorie 
der Steuern und Zölle. Stuttgart und Tübingen 1842) und Bierſack (Über Be- 
Teuerung, ihre Grundjäße und Ausführung. Frankfurt a. M. 1850). 
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von dem ficheren und fonftanten Zuſammenwirken aller einzelnen Teile 
abhängig find. 

Sodann vermochte die Finanzmwilfenjchaft für die Steuerlehre die 
Fortjchritte der neueren volkswirtſchaftlichen Forſchung 
auszuwerten und ihren Aufbau durch die neu gewonnenen, allgemeinen 
wie methodologijchen Erkenntniſſe zu ftügen. An die Stelle der aprio- 
riftifchen, aus deduftiven Schlüffen hergeleiteten Gejege und der Lehren 
der britifchen Doktrin trat jeit den 70er Jahren des 19. Jahrhunderts 
ein neuer Aufbau der theoretifchen Grundlehren unferer Wifjenfchaft. Sie 
fehrt aus den lichten Höhen unficherer Abjtraftionen zu einer realiftifchen 
Grundlage zurüd, die auf einem umfafjenden, jorgfältig beobachteten, ge- 
fichteten und jtreng klaſſifizierten Tatjachenmaterial beruht. Sie erkennt, 
daß alle wiljenjchaftliche Behandlung des wirtfchaftlichen und ſozialen 
Gejchehens von dem, was iſt und was geworden ift, ausgehen muß und 
daß alle Theorien nur Niederjchläge gejchichtlicher Vorgänge und pofitiver 
Rechtsentwicklung fein fünnen. Darum wendet fich auch die moderne 
Theorie gegen die einfeitigen, nicht realiftifchen Aufitellungen der Frei- 
handelsjchule, einer Treibhauspflanze auf deutfchem Boden, und ihre 
„atomiftifche” Nechts- und Staatslehre. Sie ſucht den „entleerten“ 
Staatsbegriff wieder mit pofitivem Anhalt anzufüllen, begründet eine neue 
aus Erfahrungen und Tatjachen gejchöpfte Lehre von den Staatszwecken 
und Staatstätigfeiten, macht den Staat zu einem hauptfächlichen Träger 
eigentlich wirtjchaftlicher Aufgaben und jchafft jo für den Neubau der 
Steuerlehre ein feites Fundament. 

Vornehmlich in einer zweifachen Richtung ermweift fich dieje Umkehr für 
die Wifjenjchaft fruchtbar: nach der hiftorifchen und nach der ethifchen 
Geite der Forſchung. Die Hiftorifche Methode beginnt fich in den 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien zu verbreiten, fie fucht aus dem Gemwordenen 
die Entwiclungstendenzen herauszujchälen und jede einzelne Erjcheinung 
in der Ummelt ihrer Entjtehung zu verfolgen, die Nefultate der gene- 
tifchen Prozeſſe aufzuhellen und aus ihr zu erklären. Dieſe wirtjchafts- 
gejchichtlichen Forichungen haben im legten Menjchenalter den Unter- 
ſuchungsſtoff durch zahlreiche finanz- und fteuergefchichtliche Arbeiten 
wejentlich bereichert. Man begann jet den Tatjachen der Finanz: 
gejchichte und damit im Zufammenhang auch dem Stande der Steuer- 
gejeggebung und dem Steuerrecht größere Beachtung zuzumenden, wodurch 
der theoretifche Gefichtsfreis erweitert wurde und die allgemeinen Auf: 
fafjungen über Steuerfragen an der Hand des Tatjächlichen berichtigt 
werden fonnten. Anderſeits war der Geilt, der die nationalökonomiſche 
Anjchauungsmeije beherricht, ein anderer geworden: er hat einen ethifchen 
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Läuterungsprozeß durchgemacht. In die individualiftifche und privat- 
wirtjchaftliche Denkweife dringen die Forderungen der Ethif ein, 
alle wirtjchaftlichen Greignijje verbinden fich mit den Niederjchlägen des 
ethifchen Bewußtſeins, das fich zu fittlichen Vorſtellungen und Poſtulaten 
verdichtet. Auch die Steuerlehre empfängt diefe Fermente und durch fie 
wird ein neuer Gärungsprozeß hervorgerufen, in dem die Ordnung des 
Steuerwejens nach ethijchen Gefichtspunften erjtrebt wird. Damit ift dann 
nahe verwandt die jozialpolitifche Auffaſſung des Wirtjchafts- 
lebens, die nun gleichfalls die Steuertheorien durchjeßt. Die Forderungen 
der Steuerpolitif werden durch das foziale Gefchehen geleitet und geführt. 
Unter diejer Führung wird es der Wiſſenſchaft möglich, Prinzipien zu 
entwiceln und Poſtulate aufzujtellen und zu begründen, die dem jozialen 
Niveau der neuen Zeit angepaßt find. Sie find befürwortet worden, 
lange bevor Gejetgebung und Finanzpraris fich zu entjchließen vermochten, 
fie einzuführen. Grit nach mehr denn einem Jahrzehnt folgen dieje nach 
und beginnen folchen Anregungen zugänglich zu werden. So hat denn 
die Steuertheorie den Boden für die Früchte dev Praxis vorbereitet!. 
Neben diefen Wandlungen auf geiftigem Gebiet empfängt die Steuer- 
lehre neue Anregungen aus den Steuerreformen, die nach 1871—73 
die meijten deutjchen Staaten bejchäftigten. Denn in den meiften von 
ihnen bezeichnet insbejondere die Zeit von 1878—31 den Anfangspunft 
einer Neformepoche, die fich bis zur Gegenwart hinzieht. Auf den natio- 
nalen Aufſchwung folgt jeit den SOer Jahren ein wirtjchaftlicher und 
eine Ara finanzpolitifcher Fortfchritte. Sie zerfällt in zwei Etappen: in 
die Epoche der mitteljtaatlichen Steuerreformen von 1878—90 und in 
die Epoche jeit der preußifchen Steuerreform von 1891—93. Vorher 
hatte jchon Heſſen (1368) das Prinzip der PBerfonalbefteuerung an- 
genommen und Baden hat 1876 fein Ertragsſteuerſyſtem vollendet, um 
in den 80er Jahren gleichfalls zur Perſonalbeſteuerung überzugehen. Seit 
der zweiten Hälfte der 70 ex Jahre begann man auch im Deutfchen Reich ein 
eigenes Steuerſyſtem aufzurichten und fpäter find auch hier zahlreiche Re— 
formen gefolgt, in deren Mittelpunkt ftetS die durch den mwachjenden 
Finanzbedarf nie ruhenden Steuerprobleme ftanden. In dem Gtreit 
politijcher und finanzpolitifcher Meinungen hat die Steuerwiſſenſchaft ver- 
jucht, die Fülle der tief ins Leben einjchneidenden Steuerfragen erneut zu 
prüfen, die Ruhe der Unruhe der Tagespolitit entgegenzufegen und aus 
der Mafje flüchtiger Ginzelerfcheinungen eine einheitliche Geſamtauffaſſung 





I Man denke nur an die Gefchichte der preußifchen Einkommenſteuergeſetzgebung 
(1873—1891— 1906) oder an die Frage der Wertzumachsfteuern! 
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herauszuarbeiten, die auf feiten Grundjägen beruht und die typiſchen 
Entwidlungsformen der Beiteuerung feititellt. Das gilt vom alten Rampf 
zwifchen direkten und indirekten Steuern, vom Widerftreit zwifchen Er— 
trags» und Perjonaliteuern, von den Steuermethoden und Steuerformen, 
von technischen Verwaltungsfragen und von anderen Dingen mehr. Auf 
diejem Gebiet haben wir uns allmählich daran gewöhnt, an Stelle von 
aprioriftiichen und doftrinären Prinzipien, die auf dogmatifche Geltung 
Anſpruch erhoben, den Tatjachen und realpolitifchen Erwägungen den 
Vortritt zu laffen und in Anlehnung an dieje die Entjcheidung zu treffen. 
Auf der anderen Seite haben die Fortichritte der Steuertechnit und 
Steuerverwaltung den Forjchungsarbeiten neues und fruchtbares Gelände 
erjchlojjen, das noch kaum unter den Pflug genommen war und reiche 
Ernten verſprach. 

Aus all diefen Entwiclungsbedingungen ijt die Erneuerung der 
methodologijchen und jyitematijchen Behandlungsmweife der Finanzwifjen- 
fchaft hervorgegangen. Die Schilderung, Aufzählung und Aneinander- 
reihung von Tatjachen der Bejteuerung, ihre teleologifche Bewertung und 
ihre Ergänzung durch Beijpiele aus Gejeßgebung und Statiſtik weicht 
einer jcharf ausgeprägten prinzipiellen Auffaſſung. Man be- 
fcheidet jich nicht mehr mit einer Behandlungsmeife, die an der Oberfläche 
der Steuerphänomene haften bleibt, jondern verjucht bis zu den legten 
Zujammenhängen vorzudringen. Nicht mehr bloß einzelne Gebiete, die 
ohne weiteres der grundjäglichen Behandlung zugänglich find, werden im 
logischen Aufbau ſyſtematiſch verwertet, jondern man jucht eine allgemeine 
Grundlage für das Ganze der Steuertheorie zu gewinnen und will fie 
insbeſondere mit den öfonomifch-technifchen Prozeſſen und mit dem gejell- 
jchaftlichen Gejchehen in Verbindung bringen, verfucht die piychologifche 
Begründung der Einzelericheinungen zu erforjchen und ijt bemüht, fie in 
den Bau der Finanzwilfenichaft organisch und auf der Grundlage einer 
allgemeinen Gejellichaftslehre einzugliedern. Dabei gelangt man jet zur 
methodologijchen Erfenntnis, daß dem Material der Geſetzgebung 
im Syitem eine jelbjtändige Stellung anzumeifen jei. Dadurch wird das 
Steuerrecht als jolches ein feiter Beitandteil des ganzen Syitems 
der Finanzmwilfenjchaft. Die Wifjenjchaft geht aber noch einen Schritt 
weiter. Wie es überhaupt Aufgabe der Staatswifjenjchaften: ift, das 
Tatjächliche zu bejchreiben, zu vergleichen, zu Elaffifizieren, aus dem Ver— 
fchiedenartigen das Gleichartige herauszufchälen und die Entwiclungs- 
bedingungen und Entwiclungstendenzen aufzuhellen, jo geht man nun daran, 
die Steuergejeggebung der verjchiedenen Kulturjtaaten in vergleichender 
Darftellung auf ihre Verwandtſchaft zu prüfen und die einheitlichen 
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Grundformen der Beſteuerung herauszuarbeiten. Daraus baut fich all 
mählich eine vergleichende Steuermwifjenjchaft der wichtigiten 
Staaten auf. Endlich hat die Finanzwiffenfchaft auch auf dem Gebiete 
der Steuerlehre ihr Beobachtungsfeld erweitert, Wie diefe aus einer 
„Staatsfinanzmwifjenfchaft” eine jolche der politifchen Gemeinweſen, der 
unterftaatlichen, wie der oberjtaatlichen Körper, geworden iſt, jo bieten 
ihr gerade die Bundes» und die Gemeindejteuern ein fruchtbares Feld für 
emfige Forjcherarbeit. Und gerade hier liegen mitunter die jchmwierigiten 
und am meilten verwicelten Probleme der modernen Steuerwiſſenſchaft. 

Den eriten Entwurf zu einem völligen Neubau der modernen Finanz- 
und Steuerwiljenfchaft hat Lorenz von Stein in feinem Lehrbuch der 
Finanzwiſſenſchaft verfucht!. Er bringt Staat und Staatswirtfchaft mit 
der Finanzwiſſenſchaft in Zufammenhang und mweilt die Einheit der ſtaats— 
wifjenfchaftlichen Erjcheinungen nad. Bon folchen allgemeinen Grund 
lagen ausgehend, jucht er für die Finanzwiſſenſchaft eine feite Baſis zu 
gewinnen, indem er das jtaatSsrechtliche Element mit dem ſtaatswirtſchaft— 
lichen verbindet. Er war es ferner, der, wenn auch zunächit in all 
gemeinen Umriſſen, die Finanzwiſſenſchaft als Wiffenfchaft von der Wirt- 
ſchaft des Staates und der übrigen öffentlichen Körper ſowie der Kolonien 
behandelt und das Gleichartige und Berfchiedene der ftaatlichen und der 
unter= und oberitaatlichen Finanzprobleme durchgeführt hat. Endlich wagt 
er den fühnen Wurf einer vergleichenden Darftellung der Finanzgefchichte, 
Finanzverwaltung und Finanzverfaffung der europäischen Staaten nach 
iyftematifchen Grundſätzen. Wenn auch diefer erſte VBerfuch, zwifchen den 
Ginzelerfcheinungen die Einheit herzuftellen, mit mancherlei Mängeln be- 
haftet ift, und er manches, was heute allgemein anerkannt. ift, in fchiefer 
Konitruftion wiedergibt, jo ift zu bedenken, daß die für einen folchen 
Borwurf notwendigen Vorarbeiten noch nicht oder doch nicht in genügendem 
Umfang geleiftet waren. Er hat aber das Subjtrat gefchaffen, auf dem 
die Späteren fortbauen fonnten. Erſt durch die Nutzung der Forſcher— 
arbeit der hiſtoriſchen Schule vermochten fie das zu vollenden, was 
Stein als Ziel vorjchwebte. 

In feiner Steuerlehre geht er von der allgemeinen StaatSlehre aus: 
der Staat iſt die zur höchiten Form des perfönlichen Lebens erhobene 
Gemeinschaft, ihr Wille feine Verfaffung, die im Geſetz feine Selbſtbeſtim— 
mung und in der vollziehenden Gewalt und Verordnung den Organismus 
der Kraft befigt, diefen Willen zur Geltung zu bringen. Und die Staat3- 


' Korenz von Stein (1815—1890), Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft. 1. Aufl. 
Zeipzig 1860. 4. Aufl. 2 Bde. Leipzig 1878. 5. Aufl. 4 Bde. 1885/1886. 
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wirtjchaft umfaßt die materiellen Bedingungen der Leiftungen (Arbeit) 
des Staats. Die Steuer knüpft daher an das Leben der Einzelwirt- 
ſchaften an, erzeugt einen Prozeß, in dem fich die Wirtjchaft des Staates 
und des einzelnen innig verfchmelzen und feine abſtrakte Idee fich füllt 
mit der wirtjchaftlichen Kraft feiner Staatsbürger. Der Fonds, aus dem 
die Steuer genommen wird, ift die Steuerfraft oder die als Kapital- 
bildung jedes einzelnen fich betätigende Nejultante aller Bedingungen der 
perjünlichen Entwicklung. Da aber die Kapitalbildung des einzelnen 
durch die Leiftungen des Staats in feiner Verwaltung erzeugt und bedingt 
wird, jo ijt die Leiftende Gemeinjchaft wirtfchaftlich und rechtlich befugt, 
ihren Anteil davon zurüczufordern. Demzufolge ift die Steuerquelle das 
Einfommen, das die Grundlage der Kapitalbildung ift. Die einzelnen 
Steuerobjefte find aber die Quellen des Einkommens: Kapital, Arbeit 
und die den Verkehr erzeugende perjünliche Tätigkeit oder die „wirtjchaft- 
liche Syndividualität“. Die Steuer muß ſomit bemejjen werden nach dem 
Einkommen, das aus jedem Steuerobjeft fließt, alfo nach den objektiven 
Beitandteilen des Einfommens. 

Auf dem Fundament diefer Grundanfchauung gelangt Stein zu 
einer dreifachen Gliederung der Beiteuerung. Da Kapital und Arbeit 
ihrem Weſen nach, aljo losgelöſt von der zufälligen Perſönlichkeit des 
Nechtsjubjefts, Einkommen erzeugen, jo müſſen fie auch jelbjtändig nach 
diefer objektiven Steuerfraft gemefjen werden. Dies gefchieht beim 
Kapital nach jeinem Ertrag und darauf gründet fich die direkte Steuer. 
Ihre Erjceheinungsform ift eine doppelte; die Grtragsiteuern treffen das 
vom Beſitzer volljtändig gejchiedene Kapital als Grund», Gebäude- und 
Rentenſteuer und die Erwerbsſteuern erfaſſen die Verbindung von Kapital 
und perjönlicher Arbeit als Gemwerbe- und Verkehrsſteuern. Bei der 
Arbeit wird die Steuerfraft jelbjtändig und losgelöſt vom Kapital ge- 
dacht und erjcheint fteuerlich meßbar durch die Summe von Sachgütern, 
die die Arbeitskraft braucht, um zu exijtieren, oder durch die Ronfumtion. 
Diefe aber als die Summe der Verzehrungsgegenftände der arbeitenden 
Perſon wird belajtet nach Art der Konjumtionsartifel durch die indirekte 
Steuer. Da aber die Verzehrungsiteuer, wenn auch al3 folche prinzipiell 
berechtigt it, fie in diejer Funktion unausführbar ift, weil die einfachite, 
phyfifche Arbeit die Steuer nicht reproduzieren kann und die Einfommens- 
einheit fich in der Verzehrungseinheit niemals richtig berechnen läßt, fo 
tritt an ihre Stelle die Klafjenjteuer und es bleibt nur noch die Genuß: 
fteuer mit qualitativem Steuerfuß übrig. Unter diejer leßteren erſcheinen 
vor allem die Getränfefteuern, die Zucer-, Tabak- und Zeitungsiteuern, 
ſowie die Zölle. Das Geltungsbereich dev Verzehrungsſteuern erſtreckt fich 
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dagegen auf die Pflanzen, Tier- und Mineralnahrung. Da aber die 
direfte und die indirefte Beſteuerung nicht ausreichen, das wirkliche Ein- 
fommen ganz und ausreichend zu befteuern, vielmehr neben Kapital und 
Arbeit die natürlichen, wirtjchaftlichen und individuellen Kräfte unberüc- 
fichtigt bleiben und jteuerpolitifche Lücken entftehen würden, jo ift zum 
Abſchluß des ganzen Syitems noch die allgemeine Einfommenfteuer für 
das Gejamteinfommen einer Perſon, die diefes zum Maße hat, erforder- 
lich und deren Steuerfuß um fo niedriger jein muß, je mehr es den 
direften und indirekten Steuern gelingt, jelbit „Einfommenfteuern“ zu fein 
und damit Teile eines Syſtems, daS die Befteuerung nach) dem Maße 
des wirklichen Einfommens zum Biele hat. Stein will alſo hier offenbar 
die Anficht vertreten, daß die allgemeine Ginfommenfteuer in dem Maße 
Erſatz- und Ergänzungsfunftionen zu verrichten hat, alS die beiden 
anderen Grundformen der Beiteuerung die tatfächliche, wirtſchaftliche 
Leiſtungsfähigkeit nicht voll und alljeitig zu belaften vermögen. Sie wird 
aber in dem Grade zurücktreten fünnen, je mehr jene hierzu auch tatjäch- 
lich befähigt find. 

Steins Deduftionen werden mit einem großen Aufwand von 
dialeftifcher Geiftesschärfe vorgetragen. Seine Hauptitärke liegt darum in 
feinen fühnen Konjtruftionen der fteuerwifjenfchaftlichen Probleme. Geine 
Ausführungen find ſtets bejtechend und glanzvoll, aber mitunter proble- 
matifch und ohne genügende und vorfichtige tatfächliche Vertiefung artet 
fie leicht in Begriffsipielereien und dialektiſche Kunſtſtücke aus. Stets 
originell und anregend jchreitet er über den Zwang hiftorifcher und tat- 
jächlicher Bedingtheit hinweg und ergeht fich in den lichten Höhen der 
Phantafie. Seine Steuerlehre iſt darum für die Entwiclung der Wiffen- 
jchaft bedeutungsvoll nicht in dem, was er ſelbſt bietet, jondern in den 
Gedanfenprozejjen, zu denen er anregt. Seine Theorien dürfen daher 
ohne weiteres als eines der wirkſamſten Fermente im Gärungsprozeffe der 
modernen Finanzwiffenjchaft angefprochen werden. 

Die weitere Etappe der neuen Entwicklung wird durch das literarifche 
Schaffen von Adolf Wagner gefennzeichnet!. Er hat zunächjt ver- 
jucht, die Ergebnifje feiner volfswirtfchaftlichen Anfchauungen, die er in 
jeiner neuen „Grundlegung der Volkswirtſchaftslehre“? niedergelegt hat, 


"Adolf Wagner, Finanzwiſſenſchaft. Bd. II. 2. Aufl. Leipzig 1890. Bd. II. 
1889/1896. Bd. IV. 1899 ff. „Spezielle Steuerlehre* in Schönbergg Handbuch, 
Bd. III, Abh. 6. 

® Grundlegung der Politifchen Ökonomie. 3. Aufl. Leipzig 1892. Iheoretifche 
Sozialökonomik (Grundriß). 1. Abt. Leipzig 1907. 

XXXIX 


Die Steuern. 23 


auf die Finanzwiſſenſchaft und ihre Probleme anzuwenden. Dieje Ver— 
bindung zwiſchen nationalöfonomifcher Theorie und finanzwirtjchaftlichen 
Erjcheinungen muß aber jtetS in einer abjtraften Faſſung der Grgebnijfe 
jeiner Unterjuchungen den formellen Abfchluß finden. Durch die prin- 
zipielle Behandlung der Probleme werden nicht nur die fonfreten Finanz- 
phänomene, jondern auch die typischen Gruppen und Artbildungen ver: 
folgt, das Wejentliche und Bleibende wird vom Zufälligen abgejondert 
und dadurch jchält jich die theoretische Anjchauung heraus, daß wir die 
Tatjachen der Finanzmwirtjchaft nicht bloß als jolche erfaſſen dürfen, ohne 
die inhärenten und treibenden Kräfte zu erforfchen. Endlich jucht 
Wagner jtetS die leitenden Prinzipienfragen in einen ſyſtematiſchen Zu— 
fammenhang zu bringen. Nicht ein loſes Nebeneinander von einzelnen 
Lehren wird uns dargeboten, jondern ein abgejchlojfener Bau einer voll- 
ftändigen Finanztheorie. Die Neigung zur Syitembildung äußert fich auch 
in der Anordnung des Stoffes, der durch die prinzipiell - jyftematijche 
Arbeit und durch die Herausjchälung genereller Reſultate in einheitliche 
Grundformen gegoſſen wird. 

Unter diejen Gefichtspunften müjjen wir Wagners Steuerlehre be- 
trachten. Er nimmt die Fäden der älteren Literatur wieder auf und 
ſucht fie zu einem vollitändigen Gemwebe zu geitalten. Anderfeits laßt ex 
fich von dem Ideenreichtum Steins beeinflufjen, dejjen Gedanken er prüft 
und kritiſch fichtet, und wo er die bleibenden Ergebnijjie vom Phan— 
taftifchen jcheidet. Die Finanztheorie wird dadurch wieder auf den feiten 
Boden der Nealiftik zurückgeführt. Überall verdichten fich feine Forfchungs- 
ergebnijje zu einem weiter angelegten, fundamentalen Ausbau der Finanz: 
und GSteuertheorie. Haben auch vor ihm Schriftiteller zur Begründung 
ihrer Lehren von den Steuern zunächjt die allgemeinen Grundlagen der 
Befteuerung erörtert und der jpeziellen Daritellung vorausgejchiekt, jo er— 
fcheinen dieje bei Wagner zur ſyſtematiſchen Selbitändigfeit fortentwicelt. 
Auf diefem Wege gelangt er zur prinzipiellen Scheidung in eine all: 
gemeine und in eine spezielle Steuerlehre. In jener jehen wir die Steuern 
als jolche und als Glieder des Ganzen der Beiteuerung, in diefer jollen 
die fonfreten Erſcheinungen der einzelnen Steuern in den bejonders eigen- 
tümlichen Punkten behandelt werden. Dort herrjcht das Begriffliche und 
das GSyitematifche vor, hier ſtehen Gefchichte, Verwaltungsrecht und 
Steuertechnif im Vordergrund. Darum wird zunächit die Stellung der 
Beiteuerung zur Vollswirtichaft, zur Rechts-, Gigentums- und Grwerbs- 
ordnung und dann zur politifchen Verfafjung und zum Staatsleben ge- 
fchildert. Einen breiien Raum nehmen ſodann die Grörterungen über die 
oberiten Grundfäge der Bejteuerung ein. Was bei den ‘früheren von 
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Adam Smith ab in wenige, gleichjam programmatische Säge konzentriert 
ift, das erjcheint bet Wagner als abgejchlojjenes, ſyſtematiſches Lehr- 
gebäude. Seine grundlegenden Anjchauungen find dabei jtetS getragen 
von den vorgejchrittenen Erkenntniſſen der modernen Volkswirtſchafts-, 
Staats- und Nechtslehre. Darum erjcheint ihm das ganze Problem der 
Beiteuerung als eine Lebensäußerung des zmwangsgemeinwirtjchaftlichen 
Syſtems und von dieſem nicht zu trennen. Alle Einzelheiten find dann 
lediglich Logische Schlüffe, die jich aus dieſen Vorderſätzen mit Not- 
wendigleit ableiten. Darum ift auch Wagner einer der Hauptvertreter 
der hiftorifchen und organischen Steuertheorie, er kämpft gegen die in- 
dividualiftifche Nechtsftaatstheorie mit ihrer „Entleerung“ des Staats- 
begriffes und erblickt im Staate mit das wichtigfte Organ der allgemeinen 
Kultur- und Wohlfahrtsbefürderung. Daraus geht aber hinwiederum 
die Notwendigkeit der Vermehrung der Staatsaufgaben und Staatszwecke 
hervor, die fich in der Vervielfältigung, Erhöhung und in dem feineren 
Ausbau der einzelnen Steuern und der Steuerjyfteme widerjpiegelt. 

Sein finanzwifjenschaftlich gebildetes Steuerſyſtem fett fich aus Drei 
Hauptgruppen zufammen: aus der Grwerbsbejteuerung, der Beſitz- und 
Gebrauchsbefteuerung. Die Grwerbsbefteuerung umfaßt wieder Drei 
Glieder, die Beiteuerung des berufsmäßigen Erwerbs durch die „direkte 
Beſteuerung“, die Befteuerung einzelner Erwerbsafte oder Rechtsgejchäfte 
zur Ergänzung und zum Erſatz der fonjtigen Erwerbsbeiteuerung durch 
die Verfehrsfteuern, und endlich die Bejteuerung des Erwerbs durch An- 
fall und Wertzuwachs ohne perjünliche Leiftung durch Erbjchafts- und 
Gemwinnjteuern. Die Befigbefteuerung deckt ſich mit den reellen und 
formellen Vermögensfteuern und die Gebrauchsbeiteuerung umfaßt das 
ganze Gebiet der Aufwanpditeuern. 

Unter den oberiten Grundfägen der Bejteuerung ftehen bei Wagner 
die finanzpolitifchen, vor allem die „HZureichendheit”, obenan. Dann folgen 
die volfswirtjchaftlichen und endlich die Grundfäße der gerechten Steuer- 
verteilung und der Steuerverwaltung. Die normale Steuerquelle iſt das 
Nationaleintommen und der Maßftab für die Verteilung der Steuerlaſt 
die wirtjchaftliche Leiftungsfähigfeitt der einzelwirtjchaftlichen Rechts— 
fubjefte. Dieje kann aber nicht durch eine einzige Steuer richtig und 
zwecmäßig erfaßt werden und daher ift ein fompliziertes Syitem von 
Subjeft- und Objelt-, von Verkehrs: und Aufwandfteuern erforderlich ; 
denn nur durch eine folche „Vielheit“ von einzelnen Steuern läßt jich im 
modernen Staate das Steuerproblem einigermaßen befriedigend Löjen. 

Als außerordentliche Steuerquelle kann aber in Notzeiten auch das 
Sinzel- und Volksvermögen angefprochen werden, und zwar in der Form 
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von reellen Vermögensjteuern. Auch für die Bewertung der einzelnen 
Steuerarten entjcheidet bet ihm nicht zuleßt die fiskaliſche Benußbarkeit. 
Auf diejer Grundlage werden die Aufwanditeuern, deren große Mängel, 
Bedenten und Gefahren keineswegs gering geſchätzt werden, nicht nur als 
gleichberechtigte Steuerformen betrachtet, ſondern wegen ihrer finanziellen 
Ergiebigkeit als unentbehrliche Glieder des Finanzſyſtems gekennzeichnet. 
Ihre Mängel find dann durch erjegende Einrichtungen bei anderen 
Steuern, namentlich bei der Erwerbsbeſteuerung, auszugleichen. Für diefe 
fieht er die Entwiclungstendenz in der Vollendung der Perfonalbefteuerung, 
als deren Lebenszentrum die allgemeine Cinfommenfteuer wirkt, während 
fie Ertrags- und Vermögensiteuern ergänzen und die Verfehrsiteuern fie 
teils zu erjegen, teils unvermeidliche Lücken auszufüllen haben. Allein 
zum vollen Verſtändnis jeiner Steuertheorie gelangen wir erſt, wenn wir 
feine Anjchauungen mit jeiner ganzen jozialöfonomifchen Auffaffung und 
mit den Grundlagen einer vergleichenden Steuerwifjenichaft in Zufammen- 
hang bringen. Sein ganzes Lehrgebäude erhält eine wejentliche Stüße 
durch feine joztalpolitijche Auffaſſung des ganzen Steuerproblems. 
Sie hat den Gedanken zum Inhalt, daß die Finanzwirtfchaft nicht nur 
den nächjten Zweck hat, durch Schaffung von öffentlichen Einkünften den 
Staatsaufwand zu bejtreiten, jondern ihren ſubſtanziellen Mitteln und 
vor allem dem Finanzinftitute der Steuer die weitere Aufgabe zu über: 
tragen it, regulierend und verändernd in die Verteilung des Wolfsver- 
mögen: und Volkseinkommens, jowie in die Verwendung des Einzel: 
vermögens und Einzeleinfommens einzugreifen, um jo die Wirkungen des 
privatwirtjchaftlichen Syjtems der Volkswirtſchaft und die durch die freie 
Konkurrenz entitandene Bermögens- und Einfommensbildung zu korrigieren. 
Die zweite charakteriitiiche Erjcheinung feines Steuerwerks ift die Ver: 
bindung der theoretijchen Grfenntniffe mit den Grundlagen einer ver— 
gleichenden Steuerwijjenfhaft. Wagner greift damit eine der 
Hauptideen Steins wieder auf und jucht fie auf einer realiſtiſchen Grund- 
lage aufzubauen. Darum hat er zwei Bände des ganzen Werks der Dar- 
ftellung der Tatjachen und des Nechtsitandes der Beſteuerung in wichtigen 
Kulturländern gewidmet. Nicht nur gefchichtlich und ftatiftifch wird das 
Material gefammelt und gejichtet, jondern es iſt zugleich in ſyſtematiſcher 
Zuſammenfaſſung und Fritifcher Beleuchtung dargeftellt. Er jucht immer 
wieder aus der Vielheit der konkreten Grjcheinungen den typischen 
MWerdeprozeß herauszuarbeiten und die Entwiclungsmomente feitzuhalten. 
Durch diefe Verbindung wird die Steuertheorie auf das feſte Fun— 
dament des Tatjächlichen gegründet und jene durch dieje in jtetem Ein- 
flang gehalten. 
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Scharf und originell find A. E. Schäffles! Forichungen, der mit 
einer fait naturmwifjenschaftlichen Analyfe die Steuerprobleme zergliedert 
und, wie ein Anatom oder Phyfiologe, den Bau und die Verrichtungen 
der einzelnen Steuern, ihre Wechjelbeziehungen und gegenjeitige Abhängig- 
feit prüft. Er verbindet die Eigenfchaften des Theoretikers mit denen eines 
Praftiters zugleich, indem er das Endziel klar erfennt und fich mit dem 
für eine Entwiclungsitufe erreichbaren Möglichen bejcheidet. Mit Wagner 
it er durch die jozialpolitifche Auffafjung, wenn auch durch einzelne 
Nuancen von ihm getrennt, doch am meijten geiftesverwandt. In feinen 
„Grundſätzen der Steuerpolitif” knüpft er die allgemeinen Lehren an die 
Steuerreformfragen, die in den 70er Jahren in Deutfchland und Dfter- 
reich zur Löſung jtanden. Sein letztes finanzwiffenfchaftliches Werk, die 
„Steuern“, ſtützt die Grundauffaffung der Naturmifjenichaft auf jeine 
Grundlegung der Sozialmifjenfchaft und gibt eine ſyſtematiſche Daritellung 
der Bejteuerung, die auf einer jtreng prinzipiellen Grundlage eine bio- 
logifch-morphologifche Darjtellung gibt, wogegen die Materialien des 
pofitiven Rechts fehlen. 

Der Maßſtab der Steuerverteilung ift auch bei Schäffle die Leiftungs- 
fähigfeit der Einzelwirtjchaften; fie wird aber vom Einkommen nicht der 
Wirklichkeit entfprechend, jondern nur im Durchfchnitte dargeftellt. Darum 
betrachtet er die Ertragsiteuern als Mittel zur Bejteuerung der objektiven 
Beitandteile des Einkommens und mit der Einfommenfteuer, die nicht 
Hauptjteuer jein joll, zufammen al3 gejchlojjenes Syitem. Die Grund, 
Häufer- und Ermerbsiteuern jollen Reinertragsiteuern jein, den Abzug 
der Schuldzinjen zulafien und wie die Einfommenfteuer mit progreifiven 
Sätzen ausgeftattet jein. Da aber das Einkommen nur die durchjchnitt- 
liche, nicht die wirkliche Leiftungsfähigfeit darftellt, fo jollen fie die Ver— 
brauchsiteuern ergänzen, die auf die Erfaffung der Tonfreten Steuerfraft 
gerichtet find. Dieje vermögen dieje Funktion nur in unberechenbarem 
Maße zu erfüllen und darum ift ihre quantitative und qualitative Aus- 
dehnung vonnöten, die eine fubjtanzielle Ausgleichung herbeiführen joll. 
Die Verbrauchsiteuern find der eine Hauptbejtandteil der indirekten 
Steuern, während der andere von den „Steuergebühren“ gebildet wird. 
Diefe, in der Hauptfache die Verkehrsiteuern, werden nicht günftig be- 
urteilt. Außer den Erbſchafts- und Schenkungsjteuern und dem Gebühren- 
äquivalent werden feine folchen Abgaben empfohlen. 


ı Albert E. Schäffle (1831— 1906), Grundjäße der Steuerpolitif und die 
ihwebenden Finanzfragen in Deutjchland und HÖfterreih, Tübingen 1880. Die 
Steuern. 2 Bde. Leipzig 1896/97. (Handb. der Staatsw. II, 2—3.) 
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F. J. Neumann! hat fich gleichfalls als jcharffinniger Theoretifer 
um die Ausbildung der Steuerwiſſenſchaft beträchtliche Verdienſte erworben. 
Vor allem hat man ihm und jeiner tiefgründigen Dialektik mancherlei 
Fortjchritte der Begriffsbeitimmungen und der Steuerterminologie zu ver- 
danken. Seine Arbeiten geben fich als Ginzelunterfuchungen, die ins— 
bejondere die Fragen der direkten Beiteuerung behandeln. Im allgemeinen 
jpricht er fich für die allgemeine Ginfommenfteuer aus, die dann durch 
Ertrags- oder Vermögensiteuern verbunden werden jollen. Von grund- 
legender Bedeutung ift fein Werk: „Die Steuer”, von dem der erſte Band: 
Die Steuer und das öffentliche Intereſſe (1887) vorliegt. Eine Fort- 
fegung ift bisher nicht mehr erjchtenen. Die Aufgabe, die er fich ftellt, 
ift die erneute Unterfuchung der Grundſätze der Bejteuerung. Hier fucht 
er die Stellung der Steuer im Abgabeniyiteme und in ihrem Verhältnis 
zum öffentlichen Spntereffe oder zum Weſen und den Aufgaben des Staats 
und der Gemeinde, zum Brivat- und öffentlichen Recht feitzuftellen und 
die Verjchiedenheiten gegenüber anderen Einnahmearten nachzumeifen. In 
gründlichen Unterfuchungen über die Begriffe direkte und indirekte Steuern 
flingt der Band aus. Auch über die Wehrfteuer und über die Gemeinde- 
fteuerreform hat er uns feinfinnige Betrachtungen dargeboten. 

Adolf Held?, der allzufrüh Dahingejchievene, hat neben einem 
Beitrag zur Lehre von der Steuerüberwäßung in einer Schrift über die 
Einkommensteuer der Wifjenjchaft mehr geboten denn diejer jchlichte Titel 
vermuten läßt. Denn er gibt uns im eriten Teile in abgerundeten Um— 
riſſen eine allgemeine Steuerlehre, in der er die wichtigjten Prinzipien- 
fragen erörtert und eine den modernen Grundanfchauungen angepaßte 
Steuertheorie entwidelt. Alle einjchlägigen Spezialfragen werden in Ton- 
zentrierter Form behandelt und dann auf das Einfommenfteuerproblent 
angewendet. Im vorlegten Abfchnitt zeichnet er dann ein Bild der Ge- 
ichichte der preußifchen Einfommenfteuergefeßgebung bis 1871. 


1 Friedrich Y. von Neumann, Die progrejjive Cinfommenfteuer im Staats— 
und Gemeindehaushalt. Leipzig 1874. Grtragsfteuern oder perfönliche Steuern vom 
Einfommen oder Vermögen. Freiburg 1876. Die Steuer. 1. Bd.: Die Steuer und 
da3 öffentliche Intereſſe. Leipzig 1887. Die Gemeindefteuerreform mit bejonderem 
Bezuge auf ſächſiſche Verhältniffe. Tübingen 1895. Die perfönlichen Steuern vom 
Einkommen, verbunden mit Ertrags- und Vermögensſteuern. Tübingen 1896. Die 
Steuer nach der Steuerfähigfeit. Jahrb. f. Nat. u. Stat., 1877. Die Wehrfteuer. 
Finanzarchiv IV (1887). 

2 Adolf Held (1844—1880), Die Lehre von der Überwälzung der Steuern. 
Ztichr. f. Staatsw. 1863. Die Eintommenfteuer. Bonn 1872. 
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Wihelm Vocde!, der zahlreiche Abhandlungen über das Steuer- 
wejen und fpeziell daS bayerifche veröffentlicht hat, ift der Verfaſſer einer 
vortrefflichen Gejchichte der Steuern des britifchen Reiches und hat dann 
in zwei felbjtändigen Werten die allgemeinen Grundlagen der Bejteuerung 
im Zufammenhang bearbeitet. In jeinen „Abgaben, Auflagen und die 
Steuer vom Standpunkt der Gejchichte und der Sittlichkeit“ macht er, 
dem Gedankenkreis Stein naheftehend, den Verſuch, die Entwiclungs- 
gefchichte der Beftenerung in einem jyitematijchen Bilde zu überjchauen, 
in dem er den genetifchen Prozeß der Steuer auf der Grumdlage des all- 
mählichen Werdens der gejellichaftlichen Gruppierung zum Staate zu er- 
faffen und in jeder diefer Entwiclungsepochen die Herausbildung der dem 
jeweiligen Stande des gejellfchaftlichen Gefchehens angepaßten Steuern 
und Steuerformen, ihre Abwandlungen und ethifche Bedeutung zu zeigen 
jucht. In feinen „Grundzügen der Finanzwiſſenſchaft“ geitaltet er dann 
feine leitenden Ideen zur jyitematifchen Einheit. Er ift durchaus ein 
felbjtändiger Forſcher und beherrfcht von den Bedürfnifjen der Praris, 
was ihn aber troßdem zu einfeitig übertriebenen Poſtulaten verleitet. 
Wichtige Lehren, die der Erfahrung entnommen find, werden in Abrede 
geftellt, wie die Steuerüberwälzung und der reallaftartige Charakter der 
Grundfteuer. Verbrauchsauflagen find Leine Steuern, jondern Überrefte 
eines ftaatlichen Monopol. Das gleiche nimmt er von den Verkehrs— 
jteuern an. Er erhebt Gittlichfeit und Gerechtigfeit zu den oberjten 
Prinzipien der Befteuerung. Die GSteuerlaft joll nach der Leiftungs- 
fähigkeit verteilt werden. Die Grtragsiteuern bevorzugt er im allgemeinen 
und vertritt den Standpunkt, daß ein verbejjertes, gut durchgeführtes 
Steuerſyſtem, das Ertrags- und Einfommenfteuern zu harmonijcher Ein- 
heit zufammenfügt, unter normalen Berhältnifjen ausreicht, den vernünftig 
bemejjenen Staatsaufwand zu deden. Die praftifche Konjequenz iſt die 
Vorftellung, daß Verbrauchs: und Verkehrsſteuern dann überflüſſig find. 
So verläßt er mitunter den feſten Boden der Tatfachen und jchweift um- 
her in den blumigen Gefilden feiner Bhantafie.] 

Das Syſtem der Finanzwifjenfchaft von Guftav Cohn? zählt zu 
den beiten Darjtellungen des Fachs, wie es durch glänzenden Stil und 
große Anjchaulichkeit ausgezeichnet ift. Seine Steuerlehre erhebt nicht 


ı Gejchichte der Steuern des britifchen Reichs. Leipzig 1866. Die Abgaben, 
die Auflagen und die Steuer vom Standpunkt der Gejchichte und Sittlichfeit. Stutt— 
gart 1887. Grundzüge der Finanzwiſſenſchaft. Leipzig 1894. (Handbuch der 
Staatsw. II, 1.) 

2? Syftem der Finanzwiſſenſchaft. Stuttgart 1839. 
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den Anjpruch auf neue und originelle Forfchungsergebniffe, vielmehr will 
fie den Stand der herrjchenden Lehre in anziehenden Bildern vor unjerem 
geijtigen Auge vorüberziehen laſſen. Sie will ein Lefebuch für Stu— 
dierende jein und daher durch den intereffanten Vortrag feffeln und nicht 
durch Schwerfälligkeit abjtoßen. Die Materie ift in zwei Büchern ab- 
gehandelt, von denen das erite die allgemeinen Lehren der Beiteuerung 
vorträgt, das zweite die deutſche Steuergefeßgebung der Gegenwart fchildert. 
Dabei tritt das gefchichtliche und theoretische Element ſtark in den Vorder: 
grund; der rechtsvergleichende Stoff zeigt ſich nur in einzelnen Organ- 
anfägen, indem dem Leſer gleichjam nur das entwiclungsgefchichtliche 
Deftillat vorgeführt wird. Auf noch begrenzterem Raume haben die 
Grundrifje von Eheberg!, Conrad? und van der Borght? die 
Steuerlehre dargeitellt, die vor allem den Bedürfniffen der ftudierenden 
Jugend entgegenzufommen juchen. Ebenſo dienen die zahlreichen Finanz- 
und GSteuerartifel des Handwörterbuchs der Staatswiſſen— 
haften und des Wörterbuchs der Volkswirtſchaft dem 
Zwecke einer rafchen und überfichtlichen Orientierung. 

Haben die älteren, größeren jyitematifchen Bearbeitungen der Finanz- 
wifjenjchaft in den letzten zwanzig Jahren feine ebenbürtigen Nachfolger 
erhalten, jo hat jich die finanz- und jteuermiffenschaftliche Monographie 
der reichjten Entwiclung zu erfreuen gehabt. Raum ein Gebiet des 
Steuerweſens iſt hier vom deutfchen Forfcherfleiß vernachläffigt worden. 
An eriter Stelle ijt dev Name Georg Schanz* zu nennen, der wie 
faum ein Zweiter unter den zeitgenöffifchen Schriftitellern unermüdlich 
die Studien der Finanz und GSteuergefeßgebung gefördert hat. Neben 
feinem monumentalen Werke, das in fünf Bänden mit bemundernsmwerter 
Genauigkeit die Steuern der Schweiz fchildert, hat er in dem von ihm 
herausgegebenen „Finanzarchiv“ (jeit 1884) die verjchiedeniten Steuer- 


! Finanzwiijenichaft. 9. Aufl. Leipzig 1907. 

2 Grundriß zum Studium der Finanzwiffenichaft. 4. Aufl. Jena 1906. 

3 Finanzwiſſenſchaft. 2. Aufl. Leipzig 1901 (Sammlung Goejchen). 

+ Die Steuern der Schweiz. 5 Bde. Stuttgart 1890. In feinem Finanz- 
archiv erichienen an umfangreicheren Arbeiten: Die direkten Steuern Heſſens (1885), 
Die Beiteuerung der Genofjenjchaften (1886), Zur Frage der Steuerpflicht (1392), 
Der Einfommensbegriff und die Einfommenftenergefebe (1896), Studien zur Geichichte 
und Theorie der Erbichaftsfteuer (1900/01), Das bayerische Ertragsſteuerſyſtem und 
feine Entwidlung (1900). Das Finanzarchiv wird das bleibende Verdienſt feines 
Herausgebers bleiben, der e3 verftanden hat, dieje Fachzeitjchrift zu einem wirklichen 
„Archiv“ zu machen, in dem feines der wichtigeren Dokumente und feine beachtens- 
werten Materialien der deutjchen und der auswärtigen Finanz- und Steuergejeß- 
gebung fehlen. 
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reformen in den deutjchen Staaten teils ausführlich behandelt, teils die 
wichtigiten Gejege mit erflärenden Einleitungen begleitet. Auf der anderen 
Seite hat er in vielen Punkten die herrjchenden Lehren berichtigt, indem 
er an der Hand eines oft mühjam zufammengetragenen Tatfachenmaterials 
neue Gejichtspunfte zu gewinnen juchte, um die Theorie und Praxis gleich- 
mäßig zu fördern. Neben ihm haben zahlreiche Arbeitskräfte ihre Leistungen 
in den Dienjt der Einzeldaritellungen gejtellt. Es iſt unmöglich, in 
diefem fnappen Abriß der Entwicklung der Steuerlehre im 19. Jahr— 
hundert auf die einzelnen näher einzugehen. Jedem Kundigen find die 
Namen Kaizl, v. Fald, Paaſche, Wolf, Friedberg, Robert 
Meyer, Lob, Gerlad, v. Philippovich, v. Myrbad-Rhein- 
feld u. a. m. befannt als Träger der jteuermwiljenfchaftlichen Cinzel- 
forjchungen. 

Wir dürfen aljo hoffen, daß auch im 20. ahrhundert die deutfche 
Wiſſenſchaft die Führung unter den Kulturnationen auf dem Gebiete der 
Finanz und Steuerwiſſenſchaft behalten werde! 
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Bon 
Georg Schanz, Würzburg. 


Snhaltsverzeichnis, 
Die Stellung der Theoretifer des 17. und 18. Jahrhunderts ©. 1. — Adam Smith 
und die von ihm beeinflußten deutjchen Schriftfteller S. 7. — Die nicht auf 


Smithſchem Boden ftehenden Schriftiteller S. 11. — Eine neue Richtung ©. 11. — 
Kritiker der neuen Richtung S. 17. — Völlige Antipoden ©. 21. — Verjuche, eine 
Norm für die Schuldaufnahme zu finden S. 22. — Das Tilgungsproblem ©. 29. 


Das öffentliche Schuldenwejen der älteren Zeit war ganz überwiegend 
unproduftiver Natur, meiit Folge der Kriege. Es kam in der abend- 
fändischen Welt bejonders zur Entwiclung mit dem Auftreten der auf 
die Geldwirtichaft fich jtügenden Söldnerheere, und zwar zuerſt in den 
Städten, dann in den Staaten? Man weiß, wie ungelent anfänglich 
die Schuldaufnahme war, wie drücdend und gefährlich für die Fürften 
fie fich geitaltete, wie langjam der volle öffentliche Charakter des Schulden- 
mwejens und die Gejamtgarantie des Volkes fich herausbildete und mie 
damit das Staatsweſen ſelbſt ſich umgeſtaltete. 


1Wollte ich die dogmengeſchichtliche Entwicklung der Lehre von den öffentlichen 
Anleihen in allen ihren Einzelheiten vorführen, jo müßte ich nach dem von mir 
gejammelten Material ein Buch vorlegen. Nachdem mir aber nur wenige Seiten 
eingeräumt find, ftand ich vor der Wahl, entweder einen ganz kurſoriſchen Überblic 
zu geben oder nur einen Teil herauszugreifen, diefen aber etwas eingehender zu behandeln. 
Sch hielt es für beffer, wenn ich den zweiten Weg einfchlüge und mich auf die Frage 
der Zuläffigkeit und Tilgung der Schulden beſchränkte. Cine Bibliographie der 
deutschen Literatur über das Schuldenwejen werde ich nächſtens im Finanzarchiv 
publizieren. 

2 Dal. Rihard Ehrenberg, Das Zeitalter der Fugger I N ©. 1f. 
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Mit dem Entitehen und der raſchen Zunahme der Schulden mußte 
auch die Theorie Stellung zu diejer Erjcheinung nehmen. Die deutjchen 
Theoretiter des 17. Jahrhunderts jprechen fich noch ziemlich einhellig 
gegen die Benugung des StaatsfreditS aus und geben dem Syſtem des 
Staatsjchages den Vorzug !. 

Im 18. Sahrhundert find die Schriftiteller nicht mehr jo ablehnend. 

3.9.6.0. Juſti?, der damals hervorragendite deutjche Finanztheoretifer 
weiſt zwar bei außerordentlichem Aufwand dem Staatsjchag die Rolle des 
primären Aushilfsmittels zu, für den Fall aber, daß, wie es meiit der 
Fall ijt, ein Staatsjchag fehlt oder unzureichend iſt, wird von ihm der 
Kredit des Staates als das leichteſte und bejte Hilfsmittel angejprochen. Er 
zieht die Schuldaufnahme manchen außerordentlichen Steuern, bejonders der 
Vermögensiteuer, angefichts ihrer Unvollfommenheiten und Schwierigkeiten, 
noch mehr der Verpachtung und VBorausentrichtung von Ginfünften, 
dem GStellenverfauf oder gar der Mbtretung von Landesteilen 
vor. So jehr er deshalb die Erhaltung des Kredits empfiehlt, was, wie 
das Beijpiel Hollands und Englands zeige, mehr durch pünktliche Zins- 
entrichtung als durch Nückzahlung der Kapitalien geichehe, jo fieht ex 
doch in der Notwendigkeit der Kreditbenugung ein Unglück, und es ijt 
ihm unverständlich, daß es Staaten gibt, die troß unermeßlicher Schulden- 
(aft nicht nur in Sriedenszeiten nicht tilgen, fondern fich jogar in immer 
neue Dinge einlafjen. 

Joſ. v. Sonnenfels?, eine andere befannte Finanzautorität des 
18. Jahrhunderts, betrachtet den öffentlichen Kredit bereits als eine 
nahezu jelbjtverjtändliche Maßregel und hält fich deshalb nicht lange bei 
feiner Rechtfertigung auf. Gr begnügt ſich mit dem einen Sate: „Der 
Staatsfredit iſt das einzige und ergiebigite Hilfsmittel, wenn die Um- 
jtände zu dringend find, als daß der teilweije und langjame Einfluß der 
Abgaben erwartet werden könnte“. Ein Schaß iſt darum auch nur 
nötig, wenn man den Staat3fredit noch gar nicht fennt oder wenn des 
Geldes zu viel ift und folglich die Waren troß des niederen Zinsfußes 


! Bgl. ©. Obrecht, Constitutio von notwendiger und nüblicher Aufftellung eines 
aerarii sancti (1610); K. loc, De contributionibus (Bremen 1635), VIII, 51; Chr. 
Bejold, De aerario (1639) 55; W. v. Schröder, Fürftliche Schab- und Rent- 
fammer (1686). Jac. Borniß, De nummis (1608) X, 6; Aerarium (Frankfurt 
1612) VII, 1 glaubt ſowohl Staatsſchatz als Staatsſchulden ablehnen zu fünnen. 

? Staatswirtjchaft, Yeipzig, 1755, 2. Teil, ©. 428, 587; Abhandlung von der 
Macht, Glücjeligkeit und Kredit eines Staates, Ulm 1760; Syſtem des Finanz- 
weſens, Halle 1766. ©. 38, 592. 

? Grundfüße der Finanzwiſſenſchaft, Wien 1776, ©. 384. 
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zu teuer würden; bei geringer Geldzivkulation könnte die Anfammlung 
eines Schages das Übel nur fteigern. 

Auh Karl August Struenjee!, der Bruder des berühmten 
dänischen Staatsmannes Johann Friedrich Struenfee und preußiicher 
Finanzminifter (1791— 1804), war dem öffentlichen Kredit günftig ge 
finnt, Urſprünglich Mathematiter und Kriegsichriftiteller, hatte er fich 
nach jeiner Rückkehr aus Dänemark (1772), wo er als Mitglied des 
dänischen Finanzkollegiums viele praktische Kenntniffe fich erworben hatte, 
mit ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien bejchäftigt und ein Buch von Iſaae 
de Pinto überjegt, das, wie Büſch 1780 erzählt, bei den Zeitgenofjen 
„fait das Anſehen eines Elaffiichen Buches gewonnen” hatte?. Dieje in 
der Tat interejfante Schrift war in der Hauptjache unſerm Gegenjtand 
gewidmet. Pinto, der als ein Mann der Praxis? nicht nach einer 
ftrengen Dispofition, aber klar und lebendig jchrieb und oft über eine 
glückliche Wendung und ein treffendes Bild verfügte, hatte einen guten 
Einblick in die Grundlagen des öffentlichen Kredits, ex teilte die Be— 
ſorgniſſe der Schwarzjeher hinfichtlich der Staatsfchulden nicht, war aber, 
jo jehr er die Lichtfeiten zu betonen. verftand, doch gegen eine zu große 
Ausdehnung der Schulden und für Tilgung. Den öffentlichen Schag ver« 
urteilte er, weil dadurch zu viel Zirkulationgmittel dem Umlauf entzogen 
würden; jelbit wenn er nur zwei Sahre die Kriegskoften decken follte, 
würde ex der Nation mehr Schaden verurjachen, als das Übel, das man 
hätte vermeiden wollen. Die Schrift Pintos gab GStruenfee Anlaß, 
auch jelbitändig das Problem zu behandeln*, er will nicht, wie dies 
Pinto getan, bloß Frankreich und England berücfichtigen, fondern jeine 
Betrachtungen allgemeiner geitalten. Er gibt ihnen auch einen größeren 


1 Eine gute Charakteriftif feiner Perfon bei M. Philippſon, Gejchichte des 
preußiichen Staatswejend vom Tode Friedrich des Großen bis zu den Freiheitskriegen 
Bd. II, Leipzig 1882, ©. 95. 

2 Traits& de la eireulation et du crédit, Amfterdam 1771, überjebt von 
Struenjee in der „Sammlung von Aufſätzen, die größtenteils wichtige Punkte 
der Staatswirtſchaft betreffen”. J. Liegnig 1776. Pinto hat auch auf Juftus Möſer 
großen Eindruck gemacht, wie Möfers Auffat „Von dem öffentlichen Kredit und deijen 
großem Nuten“ (Patriot. Phantafien Nr. 75, 1774, 4. Aufl., Bd. 2, 1820, ©. 134) zeigt. 

3 Nah Michaud, Biogr. univ. Bd. 33, ©. 383 war er zu Amfterdam ge— 
boren, lebte jpäter im Haag, wo er am 13. Aug. 1787 ftarb. 

+ ‚Über die Mittel eines Staates, bei außerordentlichen Bebürfniffen, befonders 
in Kriegszeiten, Geld zu erhalten“, 1776 gejchrieben, 1777 in den „Eigenen Ab- 
Handlungen“ erfchienen, wieder abgedruckt in den „Abhandlungen über wichtige 
Gegenftände der Staatswirtichaft von Herrn v. Struenjeet. I. Berlin 1800, 
©. 165—434. 
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Hintergrund, indem er die Staatsanleihen im Zufammenhang mit der 
außerordentlichen Bedarfsdeckung überhaupt bejpricht. Es tit unftreitig 
die bedeutendite deutjche Arbeit über unjern Gegenitand im 18. Jahr— 
hundert. 

Struenjee faßt als Deckung für außerordentliche Bedürfniffe drei 
Mittel ins Auge: Die rechtzeitige Anfammlung eines Schatzes, Ver: 
mehrung und Erhöhung der Abgaben, Anleihen. Struenjee, der in 
feiner preußifchen Umgebung die Bedeutung des Schaßes kennen gelernt !, 
aber auch vom merfantiliftifchen Gefichtspunft aus eine veichliche Geld- 
zirfulation nicht unterjchägt, hält die Anfammlung des Schaßes für 
außerordentliche Fälle unter gewiſſen Bedingungen für zweckmäßig, nämlich 
dann, wenn das Land eine vorteilhafte Bilanz hat und die in den Schaf 
zu legende jährliche Summe mit dem Nationalgewinn in gehörigem Ver: 
hältnis steht, wenn durch die aus dem Umlauf genommene Summe das 
Land nicht verhindert wird, an Wohlitand und Vermögen zuzunehmen, 
und wenn man dadurch dem jonjt zu jchnell einveißenden ordentlichen 
Luxus vorbeugt. Die jährliche Rücklage ijt jedenfalls beſſer als die Hinaus— 
jendung einer gleich hohen Zinsjumme an ausländiiche Gläubiger, und 
der Schat verhütet wenigſtens das noch ſtärkere Anfchwellen der Staat3- 
jchulden und der Steuerlait. Bei den jeßt erforderlichen Kriegskoften 
wird ein öffentlicher Schaß, den übrigens nur wenige Fürſten befigen, 
in der Negel nicht hinreichen, auch der König von Preußen (Friedrich IT.) 
fonnte den langwierigen Krieg von fieben Jahren mit jeinem Schag nur 
deshalb durchführen, weil er von England vier Jahre hindurch jährlich 
4 Mill. Tr. Hilfsgelder erhielt und fich in weiten Maße mit Natural: 
requifitionen und Münzverjchlechterung behalf. 

Die Steigerung und Vermehrung der Auflagen bei außerordentlichem 
Bedarf hat viele Vorzüge, bejonders wenn eine Nation fich verteidigen 
muß und enthufiasmiert tft, andernfalls ſtößt diefe Mehrbelaſtung auf große 
Schwierigkeiten, fie reicht auch nur aus, wenn der außerordentliche Bedarf nicht 
zu hoch iſt; bei einer jchnellen und ftarfen Erhöhung der Abgaben jchränft 
jeder jeine Ausgaben ein, und das übt einen großen Druck aus, wenn 
viel Induſtrie im Lande ift, weniger, wenn Ackerbau und Handwerk vor- 
herrfchen und viel Geld, das bisher im Kaſten verjchlojfen lag, durch die 
Steuern in Verkehr gebracht und die Induſtrie bejchäftigt wird. Gin 
zuverläffiges Kataſter, daS beurteilen ließe, wieviel fich durch erhöhte Ab— 
gaben herbeifchaffen ließe, eriftiert nirgends, die bejtehenden Steuern haben, 

ı Die Vorteile eines Schates auch in der Friedenszeit werden ausführlich an 
Schleſien gezeigt. ©. 2477. 
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wie ausführlich dargelegt wird, ihre großen Mängel. In einer fünftigen 
Zeit, wenn die richtigen Grundſätze der Finanzwifjenichaft mehr durch- 
gedrungen jein werden, laſſen fich die Schwierigkeiten leichter beheben. 
est jtreitet man noch darüber, ob man die Auflagen von den Ein- 
nahmen oder von den Ausgaben der Nation, vom Neinertrag der Län- 
dereien oder von der Konjumtion und dem Luxus nehmen folle. Unter 
diejen Umständen kann man e3 begreiflich finden, wenn der Staatsmann, 
der auch mit der Unzufriedenheit der Bevölkerung rechnen muß, Lieber 
andere Mittel wählt. 

Struenjee, der ähnlich wie Pinto die meisten Vorwürfe gegen 
die Staatsanleihen für übertrieben hält und die Ausitellungen Montes: 
quieus und Humes! teils zu widerlegen, teil3 abzufchwächen jucht, 


ı Montesquieu und Hume reagierten gegen diejenigen, die das Schulden- 
weſen verteidigten. Schon 1726 glaubte ein Engländer in den Staatsjchulden eine 
Quelle des Wohlftandes zu erbliden; zehn Jahre jpäter bejtritt zwar Berkeley 
(The Querist No. 233, 234) diefen Sat, nannte aber doch auch den Kredit Eng- 
lands Goldgrube und hob hervor, daß die Anleihen nur überflüjfige Kapitalien ab- 
jorbierten, den produftiven Tätigfeiten alfo nichts entzögen; faft gleichzeitig (1734) 
verteidigte der franzöjiiche Iheoretifer des Mercantilismus Melon (Essai politique 
sur le eommerce, 1734, deutjch Kopenhagen 1756) die Staatsijhulden und prägte 
den vielzitierten Ausipruch von der Zahlung der rechten Hand an die linke 
Montesquieu (Esprit des lois 1. Aufl. 1748; 2. Aufl. Amfterdam 1749, ©. 346.) 
leugnete, daß die Staatsjchulden irgendeinen Vorteil hätten; e3 jei unzutreffend, daß 
die Schulden durch Vermehrung der Zirkulation den Reichtum fteigerten, fie jeien 
feine Umlaufpapiere, fein Geld. Sie hätten dagegen den Nachteil, daß die zur Be— 
zahlung der Schuldzinjen nötigen Abgaben durch Verteuerung der Handarbeit den 
Manufakturen jchaden, dab man die wahren Einkünfte des Staates den betriebjamen 
Menjchen entziehe, um fie Müßiggängern zuzumenden, dat, wenn die Ausländer viele 
Staatspapiere bejäßen, der Nation alle Jahre eine beträchtliche Summe entzogen 
werde, jowie daß diefer jchuldnerischen Nation der Wechjelpreis nachteilig jein müſſe. 
Hume (Essay on publie credit 1752 in den Essays and treatises on several 
subjeets ®ol. I, 2. Ausg., London 1788, ©. 314—329; Deutiche Überſetzung von 
Chr. A. Fiſcher, Leipzig 1795, 2. Aufl., 1799; von C. J. Kraus, Königsberg 
1800) gibt zunächſt zwei günſtige wirtſchaftliche Wirkungen der Schulden zu: die 
eine ſei die, daß kein Kaufmann mehr erhebliche Kaſſe zu halten brauche, er habe 
Staats- und andere Fonds, für die er durch Verpfändung jeden Augenblick Geld ſich 
beſchaffen könne, ſie trügen ihm Revenuen, er könne infolgedeſſen ſich mit geringerem 
Handelsgewinn begnügen, die Waren würden billiger, der Konſum größer, der Abſatz 
für Induſtrie und Handwerk umfangreicher; die andere Wirkung ſei die, daß große 
Kaufleute nicht mehr wie ehedem mit ihrem Gewinn Grund und Boden er— 
würben und zu countrey gentlemen würden, ſondern Kaufleute blieben, 
indem ſie ihre Gewinne in Wertpapieren anlegten; ihre Konkurrenz drücke 
etwas den Handelsgewinn, fördere dafür Zirkulation und Induſtrie. Allein 
dieſe Vorteile würden weit durch die Nachteile aufgewogen. Wie Montes— 
quieu findet er mißlich, daß die Staatsſchuld müßige Rentner ſchaffe, 
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ift aber weit entfernt, einem grenzenlofen Schuldenmachen das Wort zu 
veden. Gerechtfertigt find nach ihm Anleihen, wenn fie dazu dienen, 
dem inneren Wohlitand aufzuhelfen, 3. B. um Land urbar zu machen 
oder Menjchen herbeizuziehen, die dieje Ländereien bebauen; freilich unter 
100 Anleihen ift faum eine, die diefen Charakter hat, ſonſt hätten die 
Schulden nicht jo ungeheuer anjchwellen können; denn der Gewinn hätte 
geitattet, fie in furzer HYeit wieder abzutragen. Verwerflich find Schulden, 
um Lurus zu treiben und widerfinnige Entwürfe auszuführen, fie bringen 
nur in der Nähe des Hofes einen jcheinbaren Wohlitand, während die 
Provinzen ausgejogen werden. Notwendig find Anleihen zur Verteidigung 
des Landes und zum Schußge der Unabhängigkeit, wenn die andern Mittel 
verjagen, wobei es aber gut ijt, jich die Vorteile und Nachteile vor Augen 


zu halten, um ein richtiges Berhalten vor und nach dem Borgen ein- 
zuhalten. 


Will man fich gegen Kataftrophen jchügen, die aus einer zu großen 
Schuldenmenge hervorgehen, jo muß man im Sriege jparjamer wirt- 
jchaften !, insbeſondere aber fich in einen Krieg nicht anders als durch 
die äußerſte Notwendigkeit gezwungen einlafjen, ferner die SFriedensjahre 
bejjer zur Verminderung der Laſt benußgen, teil® durch Tilgung der 
Kapitalien, teils durch Herabjegung der Zinſen; für beide Zwecke ijt die 
Einrichtung eines unangreifbaren Tilgungsfonds empfohlen; leider wollen 
aber, wie England zeigt, die Kapitaliften in Zeiten des Friedens feine 
eine gewiſſe Tributpflichtigfeit gegenüber dem Gläubigerftaat erzeuge, die Abgaben 
und den Preis der Arbeit erhöhe oder einen Drud auf die ärmere Klaſſe ausübe, 
die Gläubiger wegen der Zinsentrichtung in die Stadt ziehe und, da dort die Zinfer 
ausgegeben würden, auch die Gejchäftsleute, wogegen die Provinzen, aus denen die 
Steuern ftammen, verarmten; fie jchwäche den Staat, bringe mit immer härteren 
Steuern immer mehr vom Volfzeinfommen in die Hände der Stocfholders, die nicht 
mit dem Staat verwachjen jeien und in großen Städten dem Luxus frönten, wo— 
gegen die Nobilität, Gentry und Yamilientradition immer mehr erlöfchen; dev Sab, 
was die rechte Hand gebe, erhalte die linke, jei trügerifch. Schließlich müjje entweder 
die Nation den Staatzfredit oder diefer die Nation vernichten. Der Staatsjchab 
ericheint Hume Hinfichtlich der Verleitung zu allen möglichen Unternehmungen weit 
weniger gefährlich ala dag Schuldenmachen und Verpfänden immer weiterer öffentlicher 
Einkünfte. Es jei faum unflüger, einem verjchwenderifchen Sohn einen Kredit bei 
jeder Bankjtelle in London zu eröffnen, als einen Staatsmann zu ermächtigen, in 
diejer Weiſe Wechfel auf die Zukunft zu ziehen. Der Schab Habe zudem den Vorteil 
gehabt, daß feine Öffnung bis zu einem gewiljen Grad die unvermeidlichen Kalamitäten 
de3 Krieges milderte, indem er einen ungewöhnlichen Zufluß von Gold und Silber 
brachte und die Induſtrie zeitweiſe ermunterte. 

! Schon Pinto hatte behauptet, daß die Engländer bei der Kriegführung viel 
zu verichwenderifch vorgingen und manchmal mit einem Drittel der ausgegebenen 
Summe hätten ausfommen fönnen. 
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Rückzahlung ihrer Kapitalien, weil ſie nicht wiſſen, wie ſie dieſelben 
unterbringen ſollen, und die Grundbeſitzer ſind wenig geneigt, die zur 
Tilgung erforderlichen Steuern weiter zu zahlen. 

Die Pinto» Struenfeefche Auffaffung des Staatsjchuldenweiens, 
namentlich das von den Genannten verfochtene Paradoron, daß die 
Nattonaljchuld die Nation bereichere und ein neues, Tünftliches Kapital 
bedeute, hat noch lange bei deutjchen Autoren nachgewirkt, jo bei J. ©. 
Buch), 3. Chr. Kon. Fiicher?,, 2. %., Spittler?,.Sh.: Ir. 
v. Herrenfhwandt, Ad. Weißhaupt, 

Hatte jchon bisher die reiche englifch-franzöfifche Literatur über das 
Schuldenweſen ihre Wellen nach Deutjchland geworfen und dort nach» 
haltigen Einfluß ausgeübt®, jo war dies noch mehr der Fall, als Adam 
Smith auf der Bildfläche erjchien. 

Adam Smith publizierte feinen berühmten Wealth of nations im 
gleichen Jahre als Struenjee feine Abhandlung. Seine Anfchauungen 
waren dem Staatsjchuldenwejen durchweg ungünitig. Der Humefche 
Ideenkreis wird aufgegriffen und weitergeführt. 

Die Schagbildung war nach) Ad. Smith notwendig, jo lange es 
feinen Handel und Manufakturen gab und das Vertrauen auf Gerechtigkeit 
fehlte, die Leute aljo ihr Geld verſtecken mußten; nun aber, da dies 


ı Abhandlung von dem Geldumlauf in anhaltender Nücficht auf die Staats» 
wirtichaft und Handlung I. Teil, Hamburg und Kiel 1780, ©. 328 f. 

2 Gejchichte des deutjchen Handels, der Schiffahrt ujw., Hannover, 1785fg., 
4. Bd., ©. 575. 

3 Vorlefungen über Politik, gehalten 1796, herausgeg. von feinem Schwieger- 
john Wächter. Stuttgart und Tübingen 1826. 

* Du vrai prineipe actif de l’&conomie politique ou du vrai eredit 
publie 1797; Über die Mittel, den öffentl. Kredit in einem Staate wieder Herzuftellen, 
deſſen polititſche Ökonomie zerftört ift; deutſch herausgeg. von A. L. v. Maſſenbach, 
Amſterdam 1810. 

5 Über die Staatsausgaben und Auflagen, ein philiſophiſch-ſtatiſtiſcher Ver— 
juch (1817) mit Gegenbemerfungen von Dr. Konr. Frohn, Nürnberg, 1820, ©. 51f. 

6 Auch James Stewart, der einen großen Teil feines Werkes (engl. Ausg. 1767) 
der Erörterung des Schuldenwejens widmete, wurde jehr bald ins Deutjche überjekt. 
In der Tübinger Überjegung (Unter). der Grundfäße von der Staatswirtjchaft 1772) 
iſt der 4. Teil des IV. Buches, der vom öffentl. Kredit handelt, im V. Band, 
©. 53 — 228 enthalten. Urjprung und Fortgang des öffentlichen Kredits, Zuftand 
und Vergleich des Kredits in England und Frankreich, technifche Details über die 
Methoden der Kontrahierung und Heimzahlung werden von ihm befprochen, der 
wachiende Gegenjak zwijchen denen, twelche die Steuern zahlen und denen, welche die 
Zinfen erhalten, jowie die Schwächung des Einfluſſes der Grundbeſitzer durch die 
Zunahme der KHapitaliften erörtert; insbeſ. beichäftigt ihn das Problem, wie weit 
die Schulden ſich ausdehnen fönnen, und die Frage des Staatsbanferotts. 
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anders geworden, jparen die Negierungen auch nicht mehr, jondern ver- 
laſſen ſich darauf, daß fie bei außerordentlichen Gelegenheiten Geld be- 
fommen. Das Anmwachien der ungeheueren Schulden werde aber wahr» 
jcheinlich die Nationen zugrunde richten. Er verweiit zum Beweis dafür, 
daß die Staatsjchulden noch jeden Staat gejchwächt haben, auf Genua, 
Venedig, Spanien, Frankreich, ex fennt fein Beispiel, daß die Staats— 
fchulden, wenn ſie einmal eine gewiſſe Höhe erreicht haben, ehrlich und 
völlig bezahlt worden jeien, denn die Staatseinfünfte jeien immer nur 
durch einen offenen oder veriteckten Banferott wieder frei gemacht worden. 
Bezüglich Englands gibt er zu, daß es mit Leichtigkeit eine Laft trage, 
die jedermann vor einem halben Jahrhundert noch für unerträglich ge 
halten haben würde, aber daß es feine Schulden je bezahlen könne, jei 
unmahricheinlich, es jet denn, daß es jeine Staatsausgaben erheblich ver- 
mindere oder feine Ginfünfte vermehre. Gr plaidiert deshalb jehr ver- 
nünftig für ein bejjeres Steuerfyitem und für die damals vielfach erörterte 
Heranziehung von Irland und Britijch - Amerifa zur Mittragung der 
Laiten. 

Aber auch vom theoretifchen Gejichtspunfte aus verurteilt Ad. Smith 
die Staatsfchulden. Nach feiner Auffalfung ift die Staatstätigfeit un— 
produktiv. Das Kapital, welches die StaatSgläubiger der Regierung 
voritrecen, hört von dem Augenbli an, wo fie es verleihen, auf, ein 
Kapital zu fein und wird zu einem Einkommen, es hört auf, produktive 
Arbeiter zu unterhalten, dient zum Unterhalt unproduftiver, es wird oft 
in einem einzigen Jahre ausgegeben und verjchwendet, ohne auch nur 
eine künftige Neproduftion hoffen zu laſſen. Pintos Behauptung, daß 
die öffentlichen Fonds ein neues Kapital bedeuteten, wird zurücgemiejen. 
Die Deckung der Ausgaben durch Schulden bedeutet nach Smith Ber: 
nichtung vorhandenen Kapitals, die Deckung. durch Steuern verhindert 
höchitens das Anjammeln neuen Kapitals, meist wären die Beträge, die 
für Steuern bezahlt wurden, ohne dieje auch nicht zurückgelegt worden. 
Ließen ſich die Kriegsunfoften durch Steuern dedfen!, jo fönnten Die 





! Die Frage, ob man die Kriege nicht mit Steuern führen fünne, wurde in 
England vielfach erörtert. Geneigt waren, fie zu bejahen, Davenant (An essay 
on ways and means of supplying the war, Zondon 1695, Works Vol. Ip. 13), 
Deder (Serious considerations on the several high duties, which the Nation 
labours under, 1744, ©. 20), Poſtlet hwayt (Great Britains true system 1757) — 
doch geftand diefer zu, Kriegskoſten, wie jie fpäter auftraten, nicht im Auge gehabt 
zu haben — PBulteney (On the present state of publie affairs 3ded. 1779, 
©. 31), Arth. Young (Political arithmetie p. II London 1797, ©. 44); auch 
der Stanzler des Erchequer Fr. Lord North hielt in einer Rede v. 24. Febr. 1779 
einen ſolchen Plan für erwägenswert. Sinclair (The history of the publie 
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Privaten während des Krieges weniger ſparen, aber der Krieg würde 
weniger leichtſinnig unternommen und nur dann, wenn es ein wirklich 
ſolides Intereſſe zu verfechten gäbe, er würde weniger lange dauern, die 
Friedenszeiten würden größer, in dieſen alſo um ſo mehr geſpart werden. 
Haben die dauernden Schulden eine gewiſſe Ausdehnung genommen, ſo 
iſt ſchon in Friedenszeiten die Fähigkeit der Privatleute zur Kapital— 
bildung ſo geſchwächt, als ſie nur immer durch Steuern in Kriegszeiten 
geſchwächt werden kann. Wären die Friedenseinnahmen von Groß— 
britannien frei und unverpfändet, ſo könnte man damit den ſchwerſten 
Krieg beſtreiten, ohne einen Schilling neue Schulden machen zu müſſen. 

Die deutſche Literatur, ſoweit ſie unter dem Einfluß von Ad. Smith 
jteht !, iſt im allgemeinen den Staatsſchulden abgeneigt, die Vorteile und 
Nachteile werden einander gegenübergeitellt, und letztere als überwiegend 
gefunden. Wejentlich Neues tritt nicht zutage. So Treffliches im ein- 
zelnen geleiltet wird, man braucht nur an Nebenius’ Elaffiiches Werf 
über den öffentlichen Kredit zu erinnern, jo rüct die Problemitellung 
jelbft doch nicht recht vorwärts. Man verurteilt die Anleihen, ebenjo 
den Staatsjchag, gibt aber Doch zu, daß erftere unter Umständen un— 
vermeidlich find, indem man nur zugleich betont, daß fie allmählich getilgt 
werden jollten. Es verlohnt fich nicht, auf alle Kleinen Nuancen einzu: 


gehen ?. 


revenue of the British Empire Vol. I, 1785, 3. Aufl. 1803 ©. 339 f.) ift jfeptiich 
und hält die Ausführung nur für möglich, wenn man auf Naturalleiftungen zurückgreift. 

1 %.0. Soden, Die Nativnal-Finanzwirtjchaft, Yeipzig 1811 (er will Erhöhung der 
Steuern auch für produktive Anlagen, die allerdings damals jehr unbedeutend waren). 
Fr. Nebenius, Der öffentliche Kredit, dargeftellt in der Gejchichte und in den Folgen 
der Finanzoperationen der großen europäifchen Staaten ufw., Karlsruhe und Baden 
1520; Derjelbe, Über die Natur und Mrjachen des öffentlichen Kredits, Staats» 
anleihen, die Tilgung der öffentlichen Schulden, den Handel mit Staatspapieren und 
die Wechjelwirfung zwijchen den Kreditoperationen der Staaten und dem ökonomiſchen 
und politifchen Zuftande der Yänder. Karlsruhe und Baden 1829. 2.9.0. Jacob, 
Die Staatzfinanzwifjenichaft, theoretifch und praktisch dargeftellt und erläutert durch 
Beifpiele aus der neuern Finanzgeichichte europäischer Staaten. 2 Bde. Halle 1820/21. 
2. Aufl. von Eiielen 1837. E. Lotz, Handb. der Staatswirtjchaftslehre, 3. Bd. 
Grlangen 1322 (etwas weniger ablehnend). N. IH.v. Gönner, Bon Staatsjchulden, deren 
Tilgungsanftalten und vom Handel mit Staatspapieren, 1. (einz.) Abt. München 1826. 
KU dv. Malchus, Handb. der Finanzwiſſ und Finanzverwaltung. 2 Teile. Stutt- 
gart 1830. Fr. K. Fulda, Handb. der Finanzwiſſenſchaft. Tübingen 1827. 3b. Schön, 
Die Grundſätze der Finanz. Breslau 1832. Ed. Baumſtark, Staatswijjenjchaftliche 
Verſuche über Staatsfredit, Staatsjchulden und Staatspapiere. Heidelberg 1832. 
K. H. Rau, Grundjäße der Finanzwiſſenſchaft. 1. Aufl. Bd. 2 (1837), ©. 300f. 

? Einige find charafterijiert bei G. Cohn, Finanzwiſſenſchaft. Stuttgart 1339. 
©. 731f. 
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Nur einer aus der Smithichen Schule nimmt eine entichiedenere Stellung 
ein, es ift dies Chriftoph Bernoulli in Bafel!. Er ftellt, nachdem er 
den toten Schatz ebenfo wie die Veräußerung von Staatseigentum als 
im allgemeinen unvorteilhaft ausgejchieden, Elipp und flar die Frage, ob 
außerordentliche Staatsbedürfniffe durch Anleihen oder Auflagen zu decken 
jeien. Im legten Grund laufen, wie er ausführt, beide Wege auf das— 
jelbe hinaus, da ja auch die Zinfen und Tilgungsquoten durch Steuern 
aufgebracht werden müſſen; es iſt eine Nützlichkeitsfrage, ob die un— 
mittelbare oder mittelbare Steuererhebung angezeigt it. Mit großer 
Prägnanz ſucht Bernoulli Ddarzutun, daß in nationalöfonomijcher 
und finanzieller Beziehung die jofortige Deckung durch Steuern das 
Beſſere iſt. Wenn eine Nation eine Summe darzuleihen imftande tft, 
jo muß fie diejelbe auch als Abgabe zahlen können; es verjchlägt nichts, 
wenn der einzelne feine Duote entleihen muß von denen, die die nötigen 
Summen parat haben (!). Jede Auflage wendet fich geradezu an das 
Eintommen der Staatsangehörigen; jeder wird veranlaßt, durch größere 
Tätigkeit oder Sparſamkeit den Mehrbedarf aufzubringen. Die durch 
Beiteuerung erhobenen Summen werden ebenfo wie die Anleihebeträge 
wieder ausgegeben und namentlich an die arbeitenden Klaffen; da die 
Steuer aber gerade dieſe vornehmlich trifft, werden fie um fo eher 
aus dem vergrößerten Einkommen ihre Naten abführen fünnen. Für 
dieje verwandelt fich die Auflage gemwifjermaßen in eine Forderung von 
Arbeit. Mit der Notzeit hört diefe Forderung auf und jede Täufchung 
fällt weg. Und ebenjo exjcheint die Steuer der Kapitalbejiger in ihrem 
wahren Licht, fie ift ihnen nicht, wie die Anleihen, eine Gelegenheit zu 
einträglicherer Berwendung ihres Vermögens. Anleihen verrüden den 
natürlichen Zuftand der Dinge; das Jahr der Not wird jcheinbar ein 
Jahr des bejjeren Einkommens und das Volk ſeufzt und darbt in den 
Sahren, die es jegnen ſollte. Der Drud, jagt man, ſoll durch Anleihen 
gleichmäßig auf alle Jahre verteilt werden, die Erfahrung zeigt aber, 
daß er fortwährend zunimmt. 

Hält Bernoulli im Prinzip die Steuern für Dedung außer: 
ordentlicher Bedürfniffe für richtig, fo läßt ex doch zwei Ausnahmen zu, 
einmal mit Nücjicht auf die Unvollfommenheit des Steuerſyſtems, das 
nicht jeden nach jeinem Einkommen trifft und eine zu hohe Belajtung 
nicht gejtattet, und jodann bei jo großem Bedarf, daß er aus dem 
Gejamteinfommen nicht entnommen werden kann; denn wenn auch die 


| Chriſtoph Bernoulli, Beiträge zur richtigen Würdigung der Staats— 
anleihen überhaupt und der verjchiedenen Anleihensformen. Karlsruhe 1833. 
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ausgegebenen Summen in der Negel wieder den vermögenslojen Klafjen 
zufließen, jo geht doch die Erhöhung der Abgaben voraus. 

Auch die nicht auf Smithichem Boden jtehenden Schriftiteller 
weichen in der Beurteilung des Schuldenwejens wenig von den übrigen 
ab, wenn ſie auch nicht immer die gleichen Gründe verwerten. ch 
erinnere nur an den phyfiofratifch angehauchten Schmalz, den Noman- 
tifer Haller, den Vertreter der deutſch-ruſſiſchen Schule Gancrin. 

Die Abneigung des erjteren ift eine ziemlich dezidierte, weshalb er 
auch die Forderung aufjtellt, daß jede Generation ihre Schulden zahle 
und nach Zahlung derjelben durch Anfammlung eines — neuen 
Schulden vorbeugen müſſe!. 

Bei C. L. v. Haller ift die ſtrikte Verurteilung der Anleihen eine not⸗ 
wendige Folge ſeiner Vorſtellungen vom Fürſtentum; er betrachtet es als 
unangemeſſen für den Fürſten, als Schuldner ſeiner Untertanen zu er— 
ſcheinen; drückende Schulden führen dahin, daß er ſich, um nicht 
wortbrüchig zu werden, für Bewilligung der nötigen Steuern alle mög— 
lichen Beſchränkungen abnötigen läßt, ſo daß man, wie England zeige, 
zuletzt nicht wiſſe, ob man den Staat unter die Monarchie oder unter 
die Republiken zählen ſolle; das Volk werde in zwei feindliche Lager, 
Gläubiger und Nichtgläubiger, geſpalten; der oft gerühmte Verlaß auf 
die Gläubiger als treue Anhänger der Monarchie ſei trügeriſch, wie die 
franzöſiſche Revolution beweiſe?. 

Nah G. Canerin find Anleihen nur gerecht, wenn fie zu produktiven 
Zwecken erfolgen, die Zins und Amortifation bringen, ferner wenn jte 
gemacht werden, um den gefährdeten Staat zu erhalten, die lebende 
Generation das Nötige aber nicht aufbringen kann. (!) Er fürchtet bei 
einem neuen europäiſchen Krieg für die meiften Staaten einen Banferott. 
Er plaidiert für einen mäßigen Schlagſchatz, um das Anwachjen der 
Schulden zu mindern ®, 

Eine neue, ganz anders Elingende Saite jchlug der geiftreich-frivole K. ©. 
Zachariae an*. Augenjcheinlich war er durch die Vorgänge in England 


ı FH. Schmalz, Handbuch der Staatswirtfchaft. Berlin 1808. S. 339 f. Die 
Gegnerichaft der franzöfiichen Phyfiofraten gegen die Staatsjchulden ift befannt; 
Mirabeau bezeichnet in feiner Philosophie rurale 1767/68 die Rentner geradezu 
als reißende Wölfe. Manche feiner Argumente werden gut von Pinto widerlegt. 

2 6.2.0. Haller, Neftauration der Staatswirtichaft. 3. Bd. 2. Aufl. (1821), 


36G. Cancrin, Die Ölonomie der menschlichen Gefellichaft. Stuttgart 1845.©.285 f. 
+8. ©. Zakhariae vd. Lingenthal, Über das Schuldenweien der Staaten 

de3 heutigen Europa. Jahrb. d. Gejch. u. Politit 1830. ©. 193, 289; dasjelbe 

auch eigens erſchienen, Leipzig, Hinrichs 1830. 
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angeregt worden, die Ende der 20er Jahre des vorigen Jahrhunderts 
gegen die Schuldentilgung fich richteten. Ein Pſeudonym (Hermes) hatte 
in Briefen an die Times! diejer Strömung lebhaften Ausdruc gegeben ?, 

Zachariae jtellt zunächit in feiner an Widerfprüchen nicht ganz freien Ab— 
handlung das Paradoron auf, daß die Anleihen Steuern find, nicht etwa 
nur antizipierte, jondern wirkliche Steuern; der äußeren Form nach liege 
zwar ein VertragsverhältnisS vor, feinem Nechtsgrund nach jei es aber 
feines; denn die Staatsanleihen ftehen nicht unter den Zivilgefegen des 
Staates, der Staat könne wegen jeiner Schulden weder von jeinen Ge- 
richten noch von denen des Auslandes belangt werden, der Staat fünne 
die Staatsjchulden herabjegen, in dringenditer Not ganz ftreichen. Von 
allen Abgaben jeten aber vom Standpunkt des Staatshaushalts aus die 
Anleihen die vollkommenſten, feine werde mit jo geringen Koſten erhoben, 
mit dem Sinfen des Geldwertes minderten fie fich fortwährend von jelbit, 
und da ihre Rüdzahlung ad calendas graecas ausgejegt jei, jo jei diejer 
Vorteil jehr bedeutend, auch würden fie immer geringer im Verhältnis 
zum wachjenden Vermögen, die Marktlage gejtatte, bald die Zinjen, bald 
das Kapital herunterzufegen, ohne dem Gläubiger fein Wort zu brechen, 
und im jchlimmiten Fall fünne der Staat auch Banferott machen. An— 
leihen verwandeln, führt er weiter aus, eine außerordentliche Staats— 
ausgabe durch die Verteilung auf viele Jahre in eine gewöhnliche. Die 
durch die Anleihen bewirkte Steigerung des Zinsfußes wird in etwas 
wett gemacht, weil der Zinsfuß jtetiger wird, indem die Verkäuflichkeit 
der Staatsjchuldicheine PVrivatanleihen erleichtert. Und dadurch, daß 
man die im Gewerbe und Handel befindlichen Mittel nicht durch hohe 
Steuern entzieht, ermöglicht man, daß dieje einen Gewinn bringen, 
welcher den Zins der Kapitalien vielleicht um das Doppelte überiteigt. 
Indem aljo der Staat Geld aufnimmt, borgt er es in der Tat den 
arbeitsfleißigen Mitgliedern des Gemeinwejens. Die Ablenkung der 
Kapitalien von andern nugbaren Verwendungen, wie Grundftücsfauf und 


ı Times v. 19. Dezbr. 1829, 7. u. 30. San. 1830. 

? Sehr befannt daraus ift die Stelle geworden: „Wenn wir Steuern erheben, 
jo gehen wir zu eines Mannes Haufe, bewaffnet mit einem tüchtigen Prügel, wir jchlagen 
ihn, bi3 er weich wird, wir ftellen ihn perpendifulär auf den Kopf und jchütteln, bis daß 
das Geld aus feiner Tajche fällt; alles diefes zum großen Sammer und Elende des 
Mannes. Aber wenn wir borgen, jo fommt derjelbe Mann aus eigenem freiem 
Willen zu unferem Haufe, zieht jeinen Hut ab und legt das Geld auf den Tiſch: 
‚Schreibt es mir gut‘, ift alles, was er jagt und ruhig geht er wieder an jein Ge- 
ihäft.* — Auch noch Mac Eulloch (A treatise on the prineiples and practical 
influence of taxation and the funding system, Yondon 1845, ©. 465) ſuchte jeine 
Landsleute von der Nublofigkeit der Tilgung zu überzeugen, indem er auf dag Gegen- 
gewicht hinwies, das in der Vermehrung des Volfzeinfommenz liege. 
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dergleichen, hat wenig zu bedeuten, wenn Überfluß an Kapitalien vor- 
handen iſt; durch Gründung von Privatbanfen kann zudem noch viel 
Kapital privaten Zwecken zugeführt werden. Das NAgiotieren, das die 
Staatspapiere ermöglichen, iſt belanglos. Durch ihren verjchuldeten Zu— 
ftand find die größeren europäiſchen Staaten in Volksherrſchaften ver- 
wandelt worden, wenn auch ihre Verfafjung der Form und dem Buch- 
ftaben nach noch jo antidemofratiich jein mag, und jeitdem diefer Weg 
um das Vorgebirge der guten Hoffnung entdeckt worden it, find auch 
die Kriege für den Wohlitand der europäifchen Völker weit weniger nach: 
teilig als jie es ehedem waren. Sa fein größerer Staat darf ohne 
Schulden jein, wenn jeine Angelegenheiten mit Bejonnenheit uud Stetigfeit 
verwaltet werden jollen, der Stand jeiner Papiere it daS Barometer 
feiner Gejchäftsführung. Immerhin gibt Zachariae zu, daß die Staats- 
jchuld den Nachteil im Gefolge zu haben „ſcheine“, die Vermögen der 
Einzelnen ungleicher zu machen, auch leugnet er nicht, daß die Zinfenlaft 
zu hohen Steuern führen fünne, wogegen aber der Schub in der Ver: 
fajjung zu juchen jei. 

Sm Schlußergebnis iſt die GSchuldenpolitit Zachariaes weniger 
meitherzig, als man erwarten jollte. Nach ihm joll eine Regierung 
Gelder aufnehmen: 1. wenn die Nation (richtiger die Mehrheit der 
Steuerpflichtigen) nicht imitande iſt, die erforderliche Summe aus ihrem 
Einfommen zu bejtreiten, wenn fie alſo ihr Vermögen angreifen müßte, 
was man daran erkenne, daß die Abgaben nur mit Schwierigkeiten bei- 
getrieben werden fünnen oder wenn der Ertrag der Abgaben im Sinfen 
begriffen ilt; 2. wenn die Nation eine Erhöhung der Auflagen zwar aus 
ihrem Ginfommen beitreiten, aber ihre Erſparniſſe den Umftänden nach 
gewinnreicher im Acerbau, Handel und Induſtrie anlegen könnte, in 
welchem Fall fich auch empfiehlt, die Anleihe im Auslande aufzunehmen ; 
3. wenn die Ausgaben zu plöglich fteigen und infolge deſſen auch die 
Abgaben zu plöglich erhöht werden müßten, denn jolche plögliche Steuer: 
erhöhungen find für die Haushaltungen läſtig. 

Blieb dieſe Daritellung auch nicht ohne entichiedenen Widerjpruch !, 
fo machten fich doch bald verwandte Ideengänge bemerkbar. 





1Cph. Bernoulli, Was ift von Staatsfchulden zu Halten? Oder Be— 
leuchtung einiger Anfichten des Seren Geh. Rats Zakhariae über das Schulden» 
machen (-wejen) der heutigen Staaten. Baſel, Schwaighäufer 1832; Ih. Bapt. 
Hisgen, Kurze Beleuchtung der Zacharigeſchen Schrift über das Schuldenwefen 
der Staaten des heutigen Europa. Trier, Trofchel 1832; Ed. Baumftarf, 
Staatöw. Verſuche über Staatäfredit, Staatsfchulden und Staatäpapiere. Heidel- 
berg 1833. ©. 307f., 326f., 391f., 462F., 496F., 513f., 527 ſ. 531f. 
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Gin ruffiicher Staatsmann trat 1840 mit einer deutjchen 
Schrift hervor, in der er eine Theorie des Staatsfredits entwicelt und 
daran eine Daritellung des Staatskredits in Frankreich (negatives Beiſpiel) 
und in England (pofitives Beispiel) anjchließt!. Sie zeigt den Praktiker, 
der an der Oberfläche hängen bleibt, wie fich ſchon darin zeigt, daß er 
ähnlich wie Pinto in den StaatSpapieren eine wirkliche Vermehrung 
der Kapitalien fieht, ſowie allen Ernſtes die Meinung vertritt, bei An— 
leihen würden nur die Zinfen dem Verkehr entzogen, bei Deckung der 
Steuern dagegen der ganze Betrag, al3 ob die geliehenen Kapitalien nicht 
auch dem Verkehr entnommen würden. 

Der ruſſiſche Staatsmann betont den Saß, daß die ganze Finanz— 
wiſſenſchaft darin beftehe, die beiden Mittel, Auflagen und Kredit, in 
ein vollfommenes Gleichgewicht zu bringen, jo daß die Auflagen dem 
Kredit nicht jchaden und der Kredit die Auflagen erleichtere. Die „ges 
wöhnlichen” Ausgaben jeien durch mäßige Auflagen zu decken, und mäßig 
jeien fie, wenn die Gefellfchaft, welche fie bezahlt, durch die Befeitigung 
der Ruhe und Sicherheit mehr gewinnt, als fie durch Auflagen verliert. 
Für außerordentliche Fälle verlangt er Staatsfredit. Schagbildung iſt 
verkehrt und nicht ausreichend, Tilgung der Schuld nicht notwendig, der 
Nücfauf hat nur den Zwed, den Kurs zu heben und auf diefe Weiſe 
die Zinsherabjegung einzuleiten und die Steuern zu erleichtern. Schulden 
bzw. ein geringes Zinsopfer jollen England groß gemacht, die Nicht: 
verwendung des Kredits dagegen Napoleons Untergang herbeigeführt 
haben. 

Den Faden, den der rujjiiche Staatsmann und HZachariae ges 
jponnen, greift Carl Diegel auf. In jeiner geiitvoll und packend ge- 
jchriebenen Schrift „Das Syitem der Staatsanleihen” (1855) geht auch 
Diegel davon aus, daß die regelmäßigen, gewöhnlichen Ausgaben 
duch Steuern, daß Dagegen alle Nusgaben zu dauernden Ber: 
mwendungen in den Staat oder in feine einzelnen Anjtalten und 
Inſtitute und zur Grmeiterung derjelben durch Staatsanleihen auf: 
gebracht werden müſſen. Während aber der ruffiche Staatsmann dies 
Poſtulat als felbitverjtändlich hinftellt, jucht Diegel es zu vertiefen und 
die Aufnahme von Anleihen in den normalen Prozeß der Volkswirtſchaft 
einzugliedern. Dazu dient ihm die Lehre von der Produktivität und die 
Lehre vom Kapital, wie er fie entwickelt. Die Staatstätigkeit, ihr Schuß 


ı jÜber den Staatsfredit. Von einem xuffichen Staatsmanne. Leipzig 1840. 
Verlag von Otto Wigand. Die Schrift wird fälſchlich Gancrin zugejchrieben; 
wenigſtens weichen die von Cancrin in feinem „Weltreichtum“ 1821 und in feiner 
„Skonomie“ 1845 entwicelten Anfichten vielfach von denen der obigen Schrift ab. 
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iſt nach ihm ebenſo produktiv, wie die materielle Produktion, und der 
Begriff Kapital umfaßt nicht bloß materielle, ſondern auch immaterielle 
Güter. Der Kapitalbegriff und ſeine Kategorien find auf die öffentliche 
Wirtjchaft nach allen Richtungen anwendbar. Die Güter, welche mehrere 
MWirtfchaftsgemeinden überdauern, wie Staatsgebäude mit ihrem Mobiliar, 
die Anjtalten und das Material der Land» und Seemacht, wie Feſtungen, 
Kriegshäfen, Küitenbefeitigungen, Kriegsflotte ufw. gehören zum ftehenden 
Kapital, die Güter, welche den ſämtlichen im Staatsweien bejchäftigten 
Berjonen überlaffen werden müſſen, damit ihre Tätigkeit ftattfinde, und 
Güter, welche auf die Unterhaltung des ftehenden Kapital verwendet 
werden müjjen, bilden das umlaufende Kapital der öffentlichen Wirtfchaft. 
Das letztere muß in jeder Wirtjchaftsperiode neu hervorgebracht werden, 
weil jein Wert während diefer Zeit gänzlich fonfumiert wird, eben des— 
halb müſſen diefe wiederkehrenden Staatsausgaben durch Steuern auf- 
gebracht werden; es muß jedes Mitglied der Gemeinschaft feinen Beitrag 
während des Jahres produzieren und beifteuern, da es außerdem feinen 
Anjpruch auf die von der Gejamtwirtjchaft produzierten Güter haben 
fönnte, und da dieje Güter von größten Nußen find, wird dies im all: 
gemeinen auch jeder fünnen. Die Ausgaben zu dauernden Verwendungen 
in den Staat oder jeine einzelnen Anftalten und Inſtitute müfjen dagegen 
durch Anleihen aufgebracht werden. Steuern find hierfür nicht gerecht: 
fertigt, weil die Steuernden nicht wie im obigen Fall ein entiprechendes 
Gut al3 Gegenwert zurücerhalten können; die Nußungen des ftehenden 
Kapitals dehnen fich auf unbeitimmte Zeit aus und auch die künftigen 
Generationen nehmen an diefen Nutzungen teil. Und wenn diejenigen 
Staatsmitglieder, welche ihr Betriebsfapital infolge des Vorfchuffes anderer, 
die ihre disponiblen Kapitalien zur Verfügung itellten, behalten und damit 
große Gewinne machen fonnten, jo ilt das auch für ihre Erben und 
wieder deren Erben vorteilhaft. 

Die Anleihen bedeuten alſo feine egoiſtiſche Benachteiligung einer 
folgenden Generation durch die gegenwärtige, und das Tilgen um feiner jelbit 
willen ift unnötig, nur ein teilmeifer Rückkauf ift geboten, um den Staat3- 
fredit zu halten oder eine zweckmäßige Verwendung aller vorhandenen 
Kapitale herbeizuführen. Die Anleihen benachteiligen auch nicht, wie 
manche Theoretifer behaupten !, die arbeitenden Klaſſen, da der Staat 

! Derwiejen ift auf Thom. Chalmers und J. St. Mill, der in gewiljer 
Begrenzung erjterem zuftimmt. DBgl. Chalmers, On political economy in con- 
nexion with the moral state and moral prospeets of society. Glasgow 1532, 
©. 1277., 253f., 490—509, zum Zeil jchon in The christian and eivie economy 
of large towns. 3 Bde, 1821—26, deutſch von DO. Gerlich, Berlin 1847; J. 
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die Anleihebeträge ja ebenfalls für Beichaffung von Gütern, alfo direkt 
oder indirekt für Lohn verwendet. Inſofern aber jede Anleihe beitimmte 
Güter in Anfpruch nimmt, 3. B. im Krieg Nahrungsmittel, Bekleidung, 
Munition ujw., iſt ihre Heritellung nur möglich durch eine Einſchränkung 
der herfömmlichen Konfumtion oder durch erhöhte Arbeitsleiftung. Man 
wird jedoch bejtrebt fein, auch die bisherigen Genußgüter noch neben den 
für den Staatszwec erforderlichen zu produzieren, und die Folge wird 
eine vermehrte Kapitalbildung fein. Es ift wie bei den Bienen, welche 
man durch Hinwegnahme des Honigs zur beftändigen Wiedererzeugung 
desjelben veranlaßt. Das Anleiheiyitem wird jo zur Grundlage neuer 
Segnungen für die Zukunft. Sa, das Dafein einer Schuld ſelbſt ift vom 
größten Nuten für die Belebung und Erhöhung der Wirkſamkeit des 
ganzen Kapitals der Volkswirtſchaft, die Staatsſchuld ift gleichjam 
eine Aſſoziationsanſtalt der KRapitalbefiger; jeder jchiebt fein Kapital in 
die Mafje ein, jobald er es nicht beſſer gebrauchen Tann, jeder zieht es 
wieder daraus zurück, jobald er es gebrauchen kann; fie ift das große 
Hentralorgan, das alle Kapitalien im Zufammenhang erhält und jederzeit 
zwecmäßig verteilen hilft. „So ift das Syſtem der Staatsanleihen die 
oberite Stufe für die Entwiclung der Volfswirtichaft, welche unter den 
gegebenen Berhältniffen der Menfchheit denfbar iſt.“ Der Entwiclung 
des volfswirtfchaftlichen Zuftandes von der Naturalwirtfchaft zur Geld— 
und Kreditwirtfchaft entjpricht die Entwicklung von der Natural 
leiftung zur Steuer und zum Staatskredit in der Negierungsmwirtfchaft. 
Die Ausdrücke Schuldenmachen und Staatsjchulden erwecken trrige 
Borftellungen; je mehr Staatsanleihen erhoben worden find, deito mehr 
neue disponible Arbeitsprodufte find als jtehendes Nationalfapital zur 
dauernden Verbeſſerung oder Erweiterung des Staates und feiner einzelnen 
Werke und Einrichtungen angelegt worden; ein Volk ift (allerdings nor- 
male wirtjchaftliche Verhältniffe vorausgefegt) um fo reicher, jeine Volks— 
wirtichaft um jo blühender und fortichreitender, einen je größeren Teil 
der gejamten StaatSausgaben die Zinjen der Staatsanleihen ausmachen. 
Schriftiteller, welche die Staatsfchuld für neu gewonnene Teile des Volks— 
vermögens erklären, haben fo gewaltigen Irrtum nicht begangen, wie 
ihnen vorgeworfen wird; fehlerhaft war es nur, die Staatsjchuldbriefe 
jelbjt alS diejes neu gewonnene Kapital zu bezeichnen. 

So jehr auch font noch Dietel die Vorzüge der Anleihen ins 
Licht zu ſetzen und die ihnen gemachten Vorwürfe abzufchwächen fich 





nn 


St. Mill, Prineiples of political eeonomy, book I ch. V $ 8 und book V 
ch. VIL $ 1 (People’s ed. London 1876, S. 48, 526f.). Chalmers hat übrigens 
gar nicht die acbeitenden Klafjen allein im Auge. 
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bemüht, jo jtatuiert doch auch ex eine Grenze, bis zu welcher mit der 
Aufnahme von Anleihen gejchritten werden fann. Dieje joll darin Liegen, 
daß die Steuern zur Deckung der Zinfen nur mit größter Mühe auf- 
gebracht werden, jo daß fie mit wejentlicher Benachteiligung der Ginzel- 
wirtjchaften verbunden find. So lange die Steuern für die Zinjen leicht 
aufgebracht werden fünnen, iſt das nach Dietel ein Zeichen, daß Die 
produktive Wirkung des Kapitals fortdauert; it erjteres nicht mehr der 
Fall, jo muß die produktive Wirkung der Kapitale als exrlofchen betrachtet 
werden. Dieje Grenze iſt, wie Diegel hervorhebt, unbeitimmt und 
ichwanfend, da fie von dem jedesmaligen Zuitande der Bolfswirtjchaft 
und auch von der Güte des Steuerfyitems abhängt. Das Merkmal zur 
Erkennung der Grenze ift auch nur ein rein außerliches, wenn auch für 
die Praxis gut brauchbares; denn im legten Grunde muß wie ſonſt in 
der Wirtfchaft jo auch in der öffentlichen das umlaufende Kapital zu dem 
jtehenden ein richtiges Verhältnis haben. Wie ein Gemwerbetreibender ein 
neu in jeine Hände gelangendes disponibeles Kapital nicht ganz als 
ftehendes 3. B. in Mafchinen anlegen darf, weil ihm ſonſt der zu ver- 
arbeitende Stoff für diejelben ohne das entjprechende umlaufende Kapital 
fehlen würde, ebenjo muß von dem disponibelen Kapital ein Teil den 
Einzelwirtjchaften bleiben, um die Steuern zu bezahlen, welche die Ver: 
zinjung des im Nationalfapital angelegten Teiles erfordert. 

Der in fich gejchloffene Gedanfengang Dietzels, der dem der 
Smithſchen Schule ganz entgegengejeßt war, machte großen Eindruck 
und übte jofort feinen Einfluß auf die Literatur!. Sehr bald regte fich 
aber auch der Widerſpruch. 

Karl Umlpfenbach beitritt die Grundlage der Diegelfchen Ausführung, 
wonach jedes durch Staatsanleihen erfaßte Geldfapital in feiner finanziellen 
Verwendung volfSwirtfchaftlich reproduziert werde ?. 

H. v. Mangoldts fürchtet von Diegels Lehre großen Mißbrauch mit 
dem Kredit und hält fie auch theoretifch für verfehlt. Er hebt hervor, 
daß wenn die Staatsanleihen ein Mittel jein follen, die produktive 
Tätigkeit der Bevölferung zu fteigern, nicht einzufehen ift, warum man 
damit aufzuhören hat, fo lange fich noch eine Verwendung von Kapital 
durch den Staat auffinden läßt, deren Ergebniſſe die zu bemilligende 
Verzinfung noch wert find; es müßte dies dahin führen, den ganzen 

ı Bol. M. Wirth, Grundzüge der NÖ. 2. Bd. 1859. 

® 8. Umpfenbad, Finanzwifjenichaft. 2. Bd. 1860, ©. 127. 

° Art. Kredit in Bluntſchlis Staatswörterbucd 6 (1861) ©. 73f. 

Feitgabe. Band II. XXXX 2 


18 Georg Schanz. 


Schwerpuntt des wirtfchaftlichen Fortjchritts aus der Privatwirtichaft 
in die Staatswirtichaft zu legen, alfo die ganze Wirtjchaftsordnung um— 
zuftülpen. Mangoldt vermißt auch jeden Beweis für die Diegeljche 
Behauptung, daß die zur Bildung des fogenannten ftehenden National- 
fapital3 zu verzehrenden Werte von der Volkswirtſchaft energifcher wieder 
eriegt werden, wenn der Staat fie in Form der Anleihen als wenn er 
fie in Form der Steuern in Anfpruch nimmt. Wenn die Anleihen da- 
durch, daß fie die Produktion in andere Bahnen lenken und das Angebot 
der für den Verbrauch der Einzelnen bejtimmten Güter bejchränten, das 
Streben hervorrufen follen, die bisher regelmäßig verbrauchte Menge der 
Genußgüter auch noch neben den für den Staatszweck erforderlichen 
Gütern zu erzeugen, jo müfje doch, follte man meinen, die Wegnahme 
in Form von Steuern die gleiche Wirkung hervorrufen. Ebenjo befämpft 
Mangoldt die Dießelfche Lehre, daß man Schulden nicht zu tilgen 
brauche. Auch Feitungsmwerfe, Kafernen, Gerichtsgebäude erfordern Ab— 
jchreibung und felbft die durch den Krieg gewonnene Sicherheit dauert 
nicht ewig. Auch das Anfaufen von Wertpapieren, um den Kurs zu 
halten, findet Mangoldt bedenklich, weil die Aegierung dadurch mit in 
das Börfenspiel gezogen werde. 

In ſehr bedeutungspoller Weife griff in die Diskuffion Ad. Wagner, 
damals ein junger Mann von 28 Jahren und Profeffor an der Wiener 
Handelsatademie, mit einer äußerft Iehrreichen an die öſterreichiſchen 
Verhältniffe anfnüpfenden Schrift ein!, Er vindiziert Diegel das Ver— 
dient, in der Frage, ob Steuern oder Anleihen, ein oberites Prinzip 
gewonnen zu haben, indem er die Ausgaben nach der Dauer ihrer 
Wirkung unterjchied. Aber auch Wagner Tann Diesel nicht in allem 
folgen, ex lehnt es ab, daß ftaatswirtfchaftliche Kapitalanlagen und außer— 
ordentliche Ausgaben, welche durch abnorme Umſtände veranlagt werden, 
ſtets durch Anleihen gedeckt werden müßten. Es gibt Fälle, in denen 
die Diegelfche Lehre überhaupt verfagt; denn freiwillige Anleihen führen 
nicht immer zum Ziel oder nur durch Steigerung des Zinsfußes. Sit 
eriteres der Fall und muß infolge defjen eine übermäßige Beſteuerung 
vorgenommen werden, jo wirkt fie auf die Produktion ebenjo wie eine 
Anleihe, die nicht disponibeles Kapital erfaßt, alfo Kapital, das entweder 
ichon als umlaufendes dient oder ohne die Beanfpruchung jeitens des 


I Die Ordnung des dfterreichifchen Staatshaushalts mit bejonderer Rückſicht 
auf den Ausgabeetat und die Staatsſchuld. Wien 1863. Siehe aud) dejjen Artikel 
„Staatsſchulden“ in Bluntſchlis Staatswörterbuch 10 (1865) ©. 7f. und in Rentzſch' 
Handwörterbuch der Volkswirtſchaftslehre. Leipzig 1866. S. 856f. 
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Staates dienen würde, was in jedem Fall jchließlich den arbeitenden 
Klaſſen abträglich ift. Gin wefentlicher Unterichied von Steuer und 
Anleihe liegt aber darin, daß bei eriterer der Staat nicht mit den Zinjen 
der Schuld belaftet bleibt, ein gleichmäßiges Steuerſyſtem alle Klafjen 
teifft, die wohlhabenden Klafjen fich jedenfalls der Beitragsleiftung nicht 
oder nur teilweife entziehen können und durch dieſes Mittragen die 
unteren Klaffen ich erleichtert fühlen. Auch in anderer Richtung beurteilt 
Magner die wahrfcheinlichen vollswirtjchaftlichen Wirkungen richtiger 
als Diegel; im Gegenſatz zu dieſem vertritt er die Anficht, daß die 
Steuern mehr zum Sparen zwingen als die Anleihe; denn bei der Steuer 
würden die wirtichaftlich höheren Klaſſen ihren Konſum einfchränfen, um 
ihr Kapital nicht zu mindern, die Steuer werde auch zu erhöhter Pro- 
duktion und Axbeitstätigfeit anjpornen; der Kapitalift dagegen, der an 
einer Anleihe fich beteilige, vermindere, da er ja Zinfen erhält, fein Ein- 
tommen nicht, ſelbſt wenn ex das Kapital einer produktiven Verwendung 
entzieht, möglicherweife mehrt er es noch!. Wagner tadelt es weiter: 
hin mit Recht, wenn Dietel fogar die Kriegsausgaben unter die 
dauernden Verwendungen und Kapitalanlagen einreihen will. Ein Krieg 
möge ja für das politifche Leben und die volfswirtjchaftliche Entwiclung 
erfreuliche Folgen haben (Beifpiel: Freiheitsfriege), allein er jei doch 
anders zu beurteilen, al3 andere Kapitalanlagen in den Staat, wie die 
erſte Einrichtung neuer Juſtiz- und Berwaltungsbehörden. Bei der 
Kriegsausgabe bejtehe feine Gewißheit, daß die Nußung des gemachten 
Aufwandes länger andauern und die betreffende Ausgabe fünftigen 
Perioden erjpart bleibe. Die Nechtsficherheit jet beiten Falls nach dem 
Kriege wieder ebenjogroß wie im Frieden vor demfelben. Die fommenden 
Generationen fühlen von dem gejchaffenen Immaterialkapital feinen be— 
ſonders hervortretenden Nutzen. Wichtiger fei es, Unruhen und Kriege 
mit Glementarereignifjen zu vergleichen, die Kapital in Maſſe auf einmal 
zerftören. Diefen Verluſt fünne man nicht einer Finanzperiode aufbürden, 
man müſſe ihn auf mehrere Jahre vepartieren, nach und nach abjchreiben, 
was dadurch gejchehe, daß man jede einzelne Finanzperiode mit dem 
Zinfenbetrage (und doch wohl auch Tilgung!) belafte. In feinen 
fpäteren PBublifationen hat Wagner gegenüber Diegel noch mehr Ein- 


ı Auf die Komplifation, daß die Konſumbeſchränkung der wirtjchaftlich höheren 
Klaffen auf die Produktion zurückwirkt, daß die durch die Anleihe hervorgerufene 
Zinzjteigerung auf die weitere KHapitalbildung der KHapitaliften etwas anſpornend 
wirkt, die Rücklagen in der Produktion dagegen erfchwert, braucht hier nicht näher 
eingegangen zu werden. 


ZEIKX 2* 


20 Georg Schanz. 


fchränfungen vorgenommen, jo in der Anwendung der Begriffe um— 
laufendes und ftehendes Kapital auf die Finanzwirtjchaft! und auch 
hinfichtlich der Tilgung drückt er fich etwas vorfichtiger aus?. 

Auch der bedächtige E. Naſſes fand an der Diegeljchen Lehre 
mancherlei auszufegen. Er tritt bejonders dem Vorgang DiegelS und 
Wagners entgegen, die Begriffe jtehendes und umlaufendes Kapital 
hereinzuziehen und das Prinzip der Anleihen in der Ummandlung dis- 
ponibeler Güter in jtehendes Kapital zu juchen. Stehendes Kapital ijt 
nicht dasjenige, deſſen Nutzung eine yinanzperiode, aljo 3. B. ein Jahr 
überdauert, jondern das zu mehreren Broduftionsvorgängen dient. Eine 
Nähnadel it jtehendes Kapital, auch wenn fie nicht entfernt ein Jahr aus— 
hält. Stehendes und umlaufendes Kapital decken fich nicht mit ordent- 
lichen und außerordentlichen Ausgaben. Bei rein produftiven Ausgaben 
fann es richtig fein, nicht bloß das ftehende Kapital, jondern auch das 
Betriebsfapital durch Anleihen zu bejchaffen, wie das ja auch tagtäglich 
in der PBrivatwirtichaft gejchieht*. Die Verwertung des Begriffs der 
Simmaterialfapitalien gefteht Nafje zu, warnt aber vor ihrer Über: 
ſchätzung. Wenn man Erſparniſſe des Volkes durch eine Anleihe zur 
Heritellung langjam verzehrbarer Genußgüter (3. B. Luxus- und Pracht: 
bauten) verwendet, jo wird das Vollsvermögen zwar nicht unmittelbar 
vermindert, eine nachteilige Einwirfung auf die jpätere Produktion bleibt 
aber doch die Folge. Namentlich hebt Naſſe aber hervor, daß in 
Mirklichkeit oft ſehr ſchwer zu entjcheiden ift, ob eine Staatsausgabe 
als ein neues Immaterialkapital anzufehen jei oder nur als ein Erjaß 
für ein Kapital, daS ganz oder teilweife jeinen Wert verloren hat. Wenn 
Feſtungen umgebaut werden müſſen, jo tun die neuen Anlagen nur diejelben 
Dienite, wie die alten, ein neues Gefchüß bei veränderter Technik funktioniert 
nur wie das alte bei alter Technik, eine Juſtizreform bedeutet im Grunde 
nur eine gründliche Neparatur des alten Gebäudes, feinen Aufbau eines 
neuen neben dem beftehenden. Kriege, die nur Güter fichern, deren ein 
Volk fich ſchon bisher erfreut hat, find feine neue Kapitalanlage. Unter 
diefen Umständen jchwindet die praftifche Bedeutung des Dietzelſchen 

2 &p enthält die Finanzwiſſenſchaft L, 3. Aufl. 1883, ©. 137 den einfchränfenden 
Zuſatz „wenn die Gleichartigfeit der Verhältniffe auch feine ganz vollftändige ift“. 

2 Siehe unten ©. 32. 

3E. Naſſe, Steuern und Staatsanleihen, eine Revifion der neueren Unter- 
juchungen über die Verjchiedenheit ihrer volfswirtjchaftlichen Wirkungen. Tübinger 
Zeitſchr. f. Staatsw. 24 (1868) ©. 1f. 

* Damit war auch ein Irrweg von E. Laspeyres (Art. Staatswirtichaft in 
Bluntſchlis deutjches Staatswörterbuch. Bd. 10, 1865, ©. 84—94) in der Auffafjung 
und Verwertung diejer Begriffe befeitigt. 
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Prinzipes gewaltig zuſammen. Auch Naſſe findet es ähnlich wie 
Mangoldt unverſtändlich, wie angeſichts der Tatſache, daß eine Menge 
Kapitalanlagen unter der Hand durch Technik und geänderte Bedürfniſſe 
ihren Wert verliert, man die Notwendigkeit der Schuldentilgung ab— 
leugnen könne. 

Als völlige Antipoden Dietzels treten der Hamburger Adolf 
Spoetbeer! und der Bremiſche Staatsmann Otto Gildemeiſter? 
auf, denen man aus neuefter Zeit Karl Fiedler? anreihen kann. 

Alle drei gehen von der Anjchauung aus, daß man durch Schuld- 
aufnahme nicht die Zukunft zu den Laften der Gegenwart heranziehen, 
eine für ein Jahr zu jchwere Bürde nicht auf viele Jahre vepartieren 
könne. Sie findet fich auch, wie jchon oben erwähnt, bei Diesel. Aber 
die genannten Schriftiteller jtellen diefen Punkt in den Vordergrund, um 
dann von ihm aus zu einer prinzipiellen Verurteilung der Schulden zu 
fommen. Sie find unermüdlich, um durch Beispiele anfchaulich zu machen, 
daß man Güter, die man braucht, nur der Gegenwart entnehmen Tann, 
und daß die jpäteren Zinfen — fofern die Anleihe in Händen von 
Inländern iſt -- für die VBolfswirtfchaft im ganzen nicht eine Belaftung 
bedeuten könne, da die zu ihrer Zahlung geforderten Steuern an die 
Nentenempfänger gelangen, alfo in die Volkswirtſchaft zurüdfließen. Das 
Nationaleintommen wird durch die Zinszahlung weder vermehrt noch 
gemindert. Kann die Zukunft nicht belaftet werden, jondern entnehmen 
die Anleihen die Güter auch aus der Gegenwart, jo ift es richtiger, den 
erforderlichen Kapitalaufwand ohne die Form der Staatsjchuld zu bewerk— 
jtelligen, zumal die Anleihen eine ungünftige Verteilung des Ginfommens 
und Bermögens nach fich ziehen. Mit dem Anmachien der Schulden 
werden die einen immer ftärfer den Staatsgläubigern tributpflichtig und 
jeufzen ſchwer unter der Steuerlaft, nachdem das angeliehene Geld jchon 
längit in alle Windrichtungen geflattert ift*. Eine große Schuld bringt 
einen großen Steuerdrudf nach unten’. 

ı Ad. Soetbeer, Betrachtungen über das Staatsſchuldenweſen und deſſen 
Einfluß auf die Verteilung des Volksvermögens. Vierteljahrsſchrift f. Volkswirtſchaft. 
3. Jahrg. 1865, II. Bb., ©. 1-85. 

2Otto Gildemeifter, Kriegsanleihen. Preuß. Jahrb. 17. Bd. 1866, 
S. 119—152. + 

3 Karl Fiedler aus Wien, Über Staatsanleihen, eine Kritif der jie ver» 
teidigenden Anfichten. Heidelb. Dijjert. 1397. 

+ Soetbeer jucht durch ein fiktives Beiipiel klar zu machen, wie jehr bei 
Anleihen die unteren Einfommen zugunsten der oberen gejchädigt werden. Vgl. jedoch 
dazu die Kritik von Nafje, ©. 37. 

5 Auch G.Schmoller, Die Epochen der preußiichen Finanzpolitit (Jahrb. f. 
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Die genannten Autoren verlangen deshalb jchlechtweg Steuern für 
die außerordentlichen unproduftiven Ausgaben jtatt Anleihe. Sind eritere 
zu mangelhaft, jo muß man fie verbejjern. Ausnahmen jollen inſoweit 
zuläſſig jein, als Extraſteuern nicht vafch genug aufgebracht werden können. 
Ähnlich wie bei einer großen Havarie man die nächitbeiten und fchweriten 
Güter über Bord wirft, hernach aber diefen Verluft auf die ganze La- 
dung verteilt, jo darf der Staat die Mittel da nehmen, wo er fie am 
leichtejten und ausreichenditen erlangen kann, joll aber fie hernach unter 
Anrechnung des dargebotenen repartieren, d. h. durch Steuerauflage fofort 
tilgen. Fiedler will S—5 Jahre, bei auswärtigen Anleihen, damit 
durch die Kapitalrücdzahlung ins Ausland feine fühlbare Kapitalentziehung 
im Inland entjtehe, 6—10 Jahre als Tilgungsperiode feitgehalten 
wijjen. 

Die übrigen Autoren, welche die Schuldaufnahme für unproduftive 
Verwendung nicht verwerfen, mußten nach einer Norm fuchen, welche 
jie regelt. 

Umpfenbach fieht das Prinzip der Schulden in dem Prinzip der 
ftaatlichen Grpanfionskraft. Die jchwächere Gegenwart jucht die jpätere 
Generation mit Rüdjiht auf ihre gejteigerte Leiftungsfähigfeit heran 
zuziehen und ihre eigene Entwiclung zu befchleunigen. Spätere Gene- 
rationen genießen, indem fie die von früheren eingegangenen Schuld- 
verbindlichfeiten erfüllen, bereits die reifen Früchte von verwirklichten 
Staatszweden, zu deren bloßer Ausjaat exit fie eigentlich imftande ge- 
wejen wären. Umpfenbach glaubt das Geſetz der Anwendbarkeit des 
Staatskredits folgendermaßen formulieren zu fönnen: „Jeder wirkliche 
Staatszweck rechtfertigt und verlangt die Herbeifchaffung folcher Bes 
friedigungSmittel durch Schuldaufnahme dann, wenn feine Erfüllung auf 
dieſem Wege dem Gedeihen der unjterblichen Gejamtheit mehr nüßt, als 
jeine unterbleibende oder auf anderm Wege (Beiteuerung) erfolgende Er— 
füllung“. Die rein konſumtive Verwendung einer Anleihe Tann durch 
die MWichtigleit des Staatszwecks ebenſo ſehr gerechtfertigt fein, wie eine 
fonjumtivproduftive (3. B. Landſtraße) oder rein produktive (die ſich 
ſelbſt verzinjt und tilgt), wie auch legtere die Schuldaufnahme Leichter 
gejtatte. Neben dem Zweck joll auch der Stand des Kapitalmarktes, ob 
der Kapitalentzug leichter oder ſchwerer ertragen wird, in Betracht fommen. 
Zu einer ähnlich vagen Negel kommt auch L. v. Stein!. 


Geſetzgeb. Verw. u. Volksw. N. %. I, 1877, ©. 103) meint: „Se höher die Staats- 

Ichulden find, deſto leichter erwerben und leben die befitenden Klafjen auf Koften 

des Ganzen“. Vgl. auch deijen Grundriß der allg. Volkswirtſchaftslehre, 1900,1.©.310. 

U Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft. 5. Aufl. 2. Teil. 3. Abt. Leipzig 1886. ©. 2257. 
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Ad Wagner! fucht nach einem ſchärfer formulierbaren und kon— 
freteren Prinzip. Wie ſchon oben angedeutet, jieht er das oberite Prinzip 
für die Anwendung von Steuern oder Anleihen in der Unterjcheidung 
der Ausgaben nach der Dauer ihrer Wirkung. Dementjprechend jollen 
privatwirtjchaftliche Kapitalanlagen und der Aufwand für Schulden- 
tilgung in leßter Konfequenz ſtets durch Anleihen aufgebracht werden, 
dagegen hält ex Hinfichtlich der Heranziehung für ftaatSwirtjchaftliche 
Kapitalanlagen und außerordentliche Ausgaben, welche durch abnorme 
fich der Verwirklichung der Staatszwecke entgegenftellende Schwierig- 
feiten 3. B. Kriege veranlaßt werden, nicht, wie Dießel, ein Müffen, 
jondern nur ein Dürfen für gerechtfertigt. Und auch in jolchen Fällen 
jollen Anleihen nur zuläffig fein, wenn fie aus wirklich disponibelen, d. h. 
noch nicht in der Produktion befchäftigten heimifchen oder aus aus— 
wärtigen Kapitalien entnommen werden fünnen. Durch Anleihen aus 
disponibelen heimischen Kapitalien wird der Produktion, der Arbeiter: 
bejchäftigung fein Kapital entzogen, feine Einfchränfung der Produktion 
notwendig und erfolgt feine allgemeine Steigerung des Zinsfußes, ebenjo 
hat die Heranziehung fremder Kapitalien, welche die disponibelen Kapitalien 
vermehrt, überwiegend günftige Wirkungen? Muß dagegen durch Die 
Anleihe Kapital einer anderweitigen produftiven Verwendung tm Inlande 
entzogen werden, jo ift die Beiteuerung beſſer?. Aber auch im erjteren 
Fall ift nicht außer Auge zu laffen, daß ftaatswirtjchaftliche Kapital 
anlagen hinfichtlich der Dauer ihrer günjtigen Wirkung mit einem un- 
ficheven Moment verknüpft find. Wenn nicht eine in jeder Beziehung 
unbedenkliche Anleihe in Ausficht fteht, To hält Wagner die Deckung 
durch ordentliche Einnahmen für beſſer und auch bei Kriegskoſten wenigſtens 
eine Mitverwendung ordentlicher Mittel für erwünfcht. Indem dann 
Wagner auch noch die Fälle, in denen Anleihen unmöglich oder nicht 
in gewünfchter Zeit zu vealifieren find, ins Auge faßt und hierfür die 
Notwendigkeit eines bejchräntten Kriegsichages ſowie die Vorkehrung 
eines Syitems von Kriegsiteuern entwicelt, bringt ex jeine Theorie zu 
einem vollitändigen Abjchlup. 

Aber auch die Wagnerſche Theorie blieb nicht unwiderſprochen. 
E. Naife* legt dem Umſtand, ob die Anleihen aus disponibelen heimijchen 





ı Die Ordnung des öfterreichiichen Staatshaushalts (Wien 1863) und Finanz- 
wiſſenſchaft I. 3. Aufl. 1883, wo Wagner noch etwas zurüchaltender gegenüber 
der Aufnahme von Anleihen ift. B 

2 Grhebliche Einjchränfungen machte geltend O.Michaelis, Über auswärtige 
Anleihen (Biertelj. f. Volkswirtſchaft, Politit u. Kultur). 1867. I. ©. 101-133, 

3 Siehe oben ©. 18. 


14.0.0. ©. 2. 
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oder aus ausländiſchen Kapitalien entnommen werden können, nicht die 
große Bedeutung wie Wagner bei. Sind wirklich Kapitalien im Sinne 
Wagners disponibel, d. h. findet die Privatwirtſchaft für ſchon er— 
ſpartes Kapital keine Verwendung, ſo bietet ſich auch für das freie Ein— 
kommen keine nützliche Verwendung; es kann nur zu Luxuszwecken 
dienen; die Beſteuerung würde in dieſem Fall z. T. entbehrlichere Güter 
angreifen als die Anleihe. Kann dagegen das freie Einkommen zur Ver— 
mehrung des Kapitalvermögens benutzt werden, ſo entnehmen Steuer und 
Anleihen Güter von ziemlich gleicher Entbehrlichkeit, die Steuer iſt aber 
dann beſſer, weil bei ihr die Zinszahlung wegfällt. Auch auf den Zweck 
der Anleihe ſoll es nicht ankommen; eventuell muß man ſelbſt das 
chroniſche Defizit, unabhängig von der Pflicht, dasſelbe durch Ausgaben— 
minderung zu beſeitigen, durch Anleihe decken. Maßgebend iſt vielmehr 
nach Naſſe die Höhe der Steuern im Verhältnis zur Leiſtungsfähigkeit 
der Steuerpflichtigen. Mit Steuern ſoll man den außerordentlichen Be— 
darf decken, ſolange die Steuern nicht einen Rückgang im Güter- oder 
Arbeitsvermögen der Einzelwirtjchaften nach fich ziehen. Dagegen find 
Anleihen zu verwenden, wenn die Steuern eine Höhe erreichen, daß fie 
auch bei vermehrter Sparjamfeit und gejteigertem Fleiß das Vermögen 
der Einzelwirtfchaften angreifen. Anleihen find in diefem Fall beijer, 
weil fie die wirtjchaftlich entbehrlicheren Teile des Volksvermögens weg— 
nehmen und die Laften gleichmäßiger verteilen!. Zwiſchen diejfer Unter: 
grenze und Obergrenze gibt es ein weites Gebiet, wo die Entjcheidung 
zweifelhaft und davon abhängig zu machen iſt, ob das Geld zu laufenden 
Bedürfniffen gebraucht wird, ob zu neuen Kapitalien oder zu langjam 
ſich aufzehrenden Genußgütern, ferner ob disponibele Kapitalien zur Ver— 
fügung stehen oder nicht, weiter welche Arten von Wirtjchaften etwa 
durch Steuererhöhung rückgängig werden uſw. ?. 


! Die Nequifitionen von 1806 und 1807, auf die die Gegner der Anleihen Hin- 
weilen, find Naſſe gerade ein Beweis, wie jchädlich zu hohe Steuern und Laften 
wirken. 

2 Ahnlich wie Naſſe ſpricht au) G. Cohn (Finanzwiſſenſchaft 1889. S. 197) 
von einem mittleren Gebiet, auf dem die Vorzüge der Steuerdefung oder Anleihe 
defung gegeneinander ftreiten, während darüber hinaus die Schuldaufnahme ebenjo 
unvermeidlich, wie darunter die Steuerdefung unbedingt angezeigt ift. Der Einwand 
der älteren Theorie in betreff der Entziehung des Kapitals durch die Anleihe ift 
nah Gohn- heute angejichts des großen Aufihwungs der SKapitalbildung in allen 
Kulturländern von feiner Bedeutung mehr. ES ſei auch vorteilhaft, daß weite 
Kreiſe durch die Staatspapiere von törichten Wagnifjen abgehalten werden und daß 
durch fie weniger entwicelten Volkswirtſchaften Kapitalien zufliegen, die jonft nicht 
dahin wandern würden. Bedenklich jei dagegen die durch die Staatsanleihen hervor- 
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Ein Angriff von anderer Seite gegen Ad. Wagner erfolgte in 
neuerer Zeit ſeitens des ſchon oben genannten K. Fiedler. Nach ihm iſt 
der Ausgangspunkt Wagners, die Zuläſſigkeit des Kredits prinzipiell 
von der Wirkungsdauer der Ausgaben abhängig zu machen, verfehlt. 
Um eine Nichtfchnur dafür zu haben, wie weit man mit dem Staat$- 
fredit bei mindeiter Gefahr gehen dürfe, fünne man ebenfo gut mit der 
PBertodizität und Nichtperiodizität der Ausgaben operieren, und habe 
dann den Vorteil, daß man auch die außerordentlichen Ausgaben für 
den Krieg und die Notjtände darunter ſubſumieren könne und damit ein 
einheitliches Prinzip erhalte, was bei Wagners Auffaffung nicht möglich 
ſei. Ebenſogut fünnte man noch andere Negeln aufitellen, etwa daß die 
Schulden eine gewijje Quote des Vermögens nicht überfteigen dürften. 
Allein im Grunde bejagten jie alle nichts anderes, als daß ein Staat, 
wolle er in guter Finanzlage bleiben, die Anleihen bejchränfen müſſe. 
Die innere Begründung für die Anwendung des Staatsfredits müſſe aus 
dem Wejen des Kredits jelbit fließen, d. h. der Kredit jei dann anzu— 
wenden, wenn etwas geleijtet werden joll, was nur er zu leiften imftande 
it, wenn es fich alfo darum handele, mit ihm raſch große Beträge in 
einer für die Privatwirtfchaften angenehmften Weije aufzubringen. Die 
Art der Verwendung habe nichts damit zu tun. Wenn bei Anleihen für 
privatwirtjchaftliche Kapitalanlagen des Staates der Zweck der Ausgaben 
von Belang zu fein jcheine, jo müſſe hervorgehoben werden, daß es fich 
hierbei gar nicht eigentlich um Staatsfredit handle, fondern um reinen 
Privatkredit. Der Staat jei in diefem Wirtjchaftsverhältnis nicht Staat, 
jondern Privatunternehmer. Fiedler bejchuldigt auch Wagner eines 
Widerſpruchs, infofern dieſer auf der einen Seite leugne, daß Anleihen 
eine Belaftung der Zufunft bedeuteten, auf der andern aber doch wieder 
geltend mache, daß die Wirfung der außerordentlichen Ausgabe (erhöhte 
Staatseinnahmen, geiteigerte Broduftionsfähigfeit, verminderte Ausgabe) 
„der Belaftung künftiger Perioden mit den Zinjen und Koften der An— 
feihen“ ausgleichend gegenüberjtehe. Ebenſo opponiert Fiedler der Theorie 
Wagners, daß der Kredit für Ausgaben mit dauernden Wirkungen tat- 
jächlich benugt werden jolle (!), wenn heimijche disponibele oder fremde 
Kapitalien zur Verfügung jtehen. Es ſei zwar eine der Wirkung des Kredits, die 
disponibeliten Kapitalien an fich zu ziehen, aber das jei fein Grund, des- 





gerufene ungünftigere Verteilung des Volkseinkommens, indem durch fie die Laft der 
Befislojen vergrößert, das Einfommen der Velibenden vermehrt wird. Das Problem 
jei jedoch eine bejjere Geftaltung des Steueriyftems; von ihr und der größeren ſtaats— 
bürgerlichen Reife hängt es ab, ob das Mittelgebiet noch weiter für die Steuer— 
defung gewonnen werden könne. 
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halb eine Anleihe zu machen; die disponibelen Kapitalien hätten Die 
Neichen, dieſe feien aber auch durch die Bejteuerung teilweije zu erreichen. 

Hatte ſchon Ad. Wagner das Schuldenproblem mit der Theorie 
der Deckung des Staatsbedarfs verwoben, jo ftellte dieſen Gefichtspunft 
noch mehr in den VBordergrund U. Schäffle, der in den achtziger 
Jahren in einer vielbeachteten und geiftvoll durchgeführten Arbeit über 
diejes Thema fich verbreitete!. Gr legt den volfSmwirtjchaftlichen Gründen, 
welche für die Wahl der einen oder andern Art von Deckung angeführt 
werden, geringen Wert bei, weil fie nach feiner Anficht Feine allgemeine 
und überall zutreffende Gültigkeit befigen?; um jo mehr betont er die 
politifche Seite. Er ftellt den Saß in den Vordergrund: das Normale 
tit, daß die Gegenwart feine für den Staat lösbare Aufgabe den Enteln 
zuſchiebes. Die materielle Leiitungsfähigfeit des Staats, feine finanzielle 
Kriegsbereitfchaft wie jeine friedliche Schaffenskraft werden am beiten 
gewahrt, wenn jeder außerordentliche wie ordentliche Bedarf, für welchen 
ohne Gefahr Steuerdeckung volkswirtſchaftlich unbedenklich durchjegbar 
it, Durch Steuerdeckung beitritten wird. Der Kreditgebrauch ijt zwar 
zuläjfig, aber er muß immer als Ausnahmemaßregel angejehen werden. 

Die Inanſpruchnahme des Kredits erleichtert zwar für den Augen- 
blick die politifche Lage. ES ift geradezu verführerifch, den Kapitaliſten 
ihr Geld freiwillig bringen zu lafjen, ftatt den Steuerpflichtigen es abzu— 
ringen. Man macht niemand unzufrieden und kann fich jelbit neue 
Cchöpfungen zu gemeinem Nuten erlauben, die eine zeitlang die allgemeine 
Anerkennung finden. Allein gerade politifch darf man die Kehrjeite 
der Medaille nicht überjehen. Sofort und bei jteigender Anhäufung der 
Schulden immer mehr wird die Lage des Staatsmannes dauernd und 
jteigend jchwieriger; denn Verzinfung und Tilgung beifcht immer mehr 
Steigerungen der ordentlichen Steuern. Einen je größeren Betrag der 
ordentlichen Einnahmen die Staatsſchuld verſchlingt, deſto ſchwieriger 
wird es, die ordentlichen und außerordentlichen Aufgaben der Zukunft 
zu löſen*“. Zuletzt gerät man an den Rand des Bankerotts. Die ſpäteren 
Steuerzahler fragen in ihrem Widerſtande nichts danach, ob fie etwa 
dadurch, daß man ihre Vorfahren jchonte, wirtjchaftlich in eine bejjere 

ı Schäffle, Theorie der Deckung des Staatzbedarfd. Tübinger Zeitjchr. f. 
Staatzw. 1883. ©. 273, 633; 1884. ©. 107; im wejentlichen auch in feinem 
Werk: „Die Steuern, allg. Teil". Leipzig 1895. 8 134—138; $ 158—168. 

° Die Steuern. $ 162. 

° Ahnlichen Gedanken begegnet man in den Niederlanden im 17. Jahrhundert; 
vgl. E.Laspeyres, Gejchichte der volfsw. Anſchauungen der Niederländer. 1863. ©. 255. 

* Bal. auch G. Schanz, Ein Wort zur Schuldenwirtichaft des Deutjchen 


Reichs in den leßten 30 Jahren. Finanzarhiv 25 (1908) ©. 255. 
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Lage gekommen und fteuerkräftiger geworden find. Auch nicht danach, 
ob die früheren Anlehenseingänge etwa zu dauernd nubbaren Anlagen 
geführt haben, welche über die Gegenwart Segen verbreiten; das bewirkt 
eine nur jehr geringe Befänftigung des Belaftungsmiderjtands. Der 
Staatsmann, welcher vor der Belaftung einer wirklich fteuerfähigen Gegen— 
wart, jei es mit außerordentlichen, ſei es mit ordentlichen Deckungen 
zurüctweicht, während die Belaftung politifch ungefährlich und volks— 
wirtjchaftlich erträglich it, verfündigt fich an der Zukunft feines Voltes. 

Die Dedungsregeln, die Schäffle entwidelt, verfolgen denn auch 
das Biel, die Schuldaufnahme jo viel wie möglich zurücdzudrängen. Bor 
allem iſt in dieſer Hinficht ſchon wichtig, daß ihm feine Auffafjung des 
ordentlichen und außerordentlichen Bedarfs eine vorteilhafte Stüße gewährt. 
Er lehnt die Scheidung der Ausgaben in ordentliche und außerordentliche 
auf Grund ihrer Wirfungsdauer ab und legt das Moment der Periodizität 
zugrunde. Indem er aber betont, daß man behufs Entjcheidung des 
periodischen oder unperiodifchen Charakters nicht von der einzelnen Aus- 
gabe ausgehen dürfe, ſondern vom Gefamtbedarf der einzelnen Dienit- 
zweige (bejjev wohl des gejamten Haushalts), erreicht ex, daß von vorn- 
herein ein großer Teil der vielfach als außerordentliche bezeichneten Aus— 
gaben dem ordentlichen Etat anzureihen ift. Und wäre man imftande, 
Budgets für eine lange Neihe von Jahren aufzuftellen, jo würden die 
außerordentlichen Etats vollends zufammenfchwinden. Da dies nicht 
möglich ift, muß man doch der großen Schwanfungen Herr zu werden 
juchen, und das Problem geht dahin, die nachhaltige Deckung längerer 
Perioden zu erreichen, indem man gute und fchlechte Jahre möglichit 
ausgleicht. Es iſt deshalb dahin zu trachten, daß in mittelguten 
Sahren mit ordentlichen Einnahmen der durchfchnittliche Betrag aller 
ordentlichen Bedarfe, welche unverfchieblich find, die jehwebende Schuld 
- schlechter Vorjahre, endlich mäßige außerordentliche Tilgungen der Schulden 
und Zubußen jchlechter Vorjahre gedeckt werden, daß dagegen in günftigen 
Sahren bewegliche, aber kräftige Tilgungen der Schulden und Zubußen, 
Deckungen der verfchobenen großen und kleinen außerordentlichen Bedarfe, 
Erjäge der Schaglegungen durchgeführt werden und daß in ſchlechten 
Sahren dann, wenn e8 volfwirtjchaftlich und politisch unerläßlich erſcheint, 
von den außerordentlichen Deckungsmitteln, alfo auch von Schulden Ge- 
brauch gemacht werde, und zwar unter Umftänden nicht bloß binfichtlich 
der außerordentlichen, jondern teilweije auch der ordentlichen Ausgaben. 

Das nähere Detail, das Schäffle binfichtlich der beweglichen 
Deckungsmittel entwidelt, können wir hier übergehen. Erwähnt ſei nur 
noch, daß er, was jeinem fonftigen Standpunft auch entipricht, keineswegs 
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zugibt, daß der produktive außerordentliche Bedarf immer durch Kredit 
gedeckt werden müſſe. Es könne fich ein Volk bei günftigen Zeiten jehr 
wohl allmählich den Bau von Verfehrsanitalten teilmeife aus laufenden 
ordentlichen Mitteln auferlegen müfjen, wenn es jeine Zufunft gegen die 
Tarifordnung von Völkern mit amortifierten Verkehrsmitteln ficheritellen 
wolle. Im internationalen Wettitreit und Dafeinsfampf auch fünftig 
obenan zu bleiben, ſei ein jo hohes Intereſſe, daß jede Gegenwart nicht 
genug tun fönne, aus ordentlichen Mitteln Nutzquellen für die Zukunft 
anzuhäufen. 

Es iſt ein entjchiedenes VBerdienit von Schäffle, die Theorie der 
Deckung vertieft zu haben. Fiedler hat Unrecht, wenn ex behauptet, 
die Deckungsregeln ſeien belanglos für die Theorie des Schuldenmwejens. 
Die Hauptfrage iſt und bleibt, wann und wie weit Schuldaufnahmen 
zuläffig find. Mit der Wirkungsdauer zu operieren, wie Ad. Wagner 
es vorjchlägt, iſt Schon deshalb mißlich, weil fie fich meift gar nicht feit- 
jtellen läßt, und es auch leicht untunlich wird, für jeden Ausgabezweck 
mit längerer Wirkung Schulden mit verjchiedener Tilgungszeit zu kreieren. 
Übrigens ift die praftifche Differenz zwifchen Wagner und Schäffle 
nicht jo groß, als es auf den erjten Augenblick jcheint, da auch eriterer 
— abmeichend von jeinem Prinzip — als Regel jtatuiert, daß die jo- 
genannten ſtaatswirtſchaftlichen Kapitalanlagen durch ordentliche Ein- 
nahmen gedeckt werden. In der Hauptjache wollen beide, daß jede Zeit 
jo viel wie möglich ihre Bedarfe nicht durch Anleihen deckt; jede Zeit 
jtellt dann eventuell der Zufunft umjonjt einen Genuß zur Verfügung, 
hat aber den Vorteil, daß fie auch jelbjt in gleicher, Lage gegenüber der 
Vergangenheit if. Der Hinweis Schäffles, daß die außerordentlichen 
Ausgaben bei ftrenger Auffaffung, vom Gefichtspunft des ganzen Budgets 
angejehen, zum größten Teil gar feine find, jondern zum normalen Be— 
dürfnis zählen, iſt eine theoretisch und praftifch wertvolle Wahrheit. Was 
aber die Ausgleichung guter und jchlechter Jahre anlangt, jo bedarf 
die Schäfflefche Lehre wohl noch einer weiteren Durcharbeitung !. Be— 
nußt man die Überfchüffe guter Jahre, größere außerordentliche Bedürfniife 
zu befriedigen, namentlich Bauten herzuitellen, während man in jchlechten 
Jahren die Ausgaben einjchränft und verjchiebt, was ſich verjchieben 
läßt, jo hat das leicht zur Folge, daß man die Hochkonjunktur jteigert, 
die Deprejfionen noch verſchärft. Tilgt man in guten Sahren Fräftig, 
was vorteilhaft jein fann, da in folchen die StaatSpapiere meiſt 
niedrig ftehen, während man in fchlechten fahren, wo die StaatSpapiere 

16. Shanz, Die Frage der Arbeitslofigfeit und die öffentliche Haushalts— 
führung. Zeitichr. f. Sozialwiſſenſchaft. 1902. ©. 47. 
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hoch jtehen, außerordentliche Verwendungen macht und vor Schuldaufnahmen 
nicht zurückſchreckt, ſo kann das zur Abftumpfung der Depreſſionen bei— 
tragen. Da aber große Tilgungsbeträge unter Umständen bei hochgehender 
Konjunktur auch jchädlich wirken, indem fie diefe anzuftacheln geeignet 
find, jo fann auch eine teilweije Nefervebildung jehr rätlich jein, um für 
ichlechte Jahre gerüftet zu fein, wie Württemberg (Gef. v. 29. Juli 1899), 
Preußen (Gef. v. 3. Mai 1903), Helfen (Gef. v. 26. März 1904; 
28. März 1907) und auch die Kommunen beveitS verfucht haben !. 

Blieft man zurüd, jo findet man, daß in der erjten Zeit das Problem 
lautete: Schulden oder Staatsjchag, um dann ſich umzuwandeln in die 
Frage: Schulden oder Steuern; die neuere Theorie ift dahin gelangt, daß 
alle drei Deefungsmittel am Plage fein können, der Staatsjchag im alten 
Sinne allerdings nur noch jehr begrenzt. Aber auch die Einengung der 
unproduftiven Schuld wurde von der Theorie immer klarer und fchärfer 
befürwortet. Das Diegelfche Feuerwerk ift bald erlofchen; doch hat 
gerade Diegel dazu beigetragen, die Kritik zu wecken und eine alljeitige 
Beleuchtung anzubahnen. 

Die Stellung der Theorie zur Frage der Zuläffigkeit der Schulden 
beeinflußt naturgemäß auch ihre Stellung zur Frage der Tilgung. 

Daß man die Schulden zurüczahlen müſſe, erſchien jelbitverjtändlich, 
folange die Anleihen gewöhnliche Darlehen, alſo jeitens der Gläubiger 
fündbar waren und noch nicht die Eigenschaft der Fungibilität bejaßen. 
Erit in dem Mafe als beide fich entwickelten, fonnte der Gedanke, die 
Schulden nicht zurüczuzahlen, Wurzel faſſen. Doch beherrjchte zunächit 
das von England ausgegangene Syftem des finfenden Fonds? die Praxis 
und die Theorie?,. Auch Struenfee, der die großen Vorteile der 
Nentenjchuld voll und ganz erfanntet, aber der Bejorgnis fich nicht ent- 


ı Finanzarchiv 16 (1899) ©. 884; 20 (1903) ©. 859; 22 (1905) ©. 331; 24 
(1907) ©. 858; 25 (1908) ©. 259. 

2 Bekanntlich zuerft von Nathaniel Gould 1726 und dann von Price 1772 
entwidelt. Montesquieu, De V’esprit des lois. 2. Aufl. Amjterdam 1749, 
©. 347 griff den Gedanken jofort auf. 

3 Bol. Sonnenfel3, Finanzwijjenfchaft 1776. ©. 4827. 

+ ‚Ein Staat hat eigentlich nicht? als Einnahmen, die von Jahr zu Jahr 
zurücfehren; ex beſitzt feine Sapitalien, die von Zeit zu Zeit wieder eingehen. Ein 
Staat fann aljo von Nechts wegen jeinen Gläubigern nichts anderes veriprechen als 
Renten, die ev durch feine erweisliche Einnahme beftreiten kann. Verbindet er fich 
zur Wiederbegebung von Sapitalien entweder nach einer gewiſſen beftimmten Zeit 
oder nad einer beliebigen Auffündigung von feiten des Gläubigers, jo verbindet 
er fich zu einer Sache, die eigentlich nicht in feiner Gewalt fteht.* Darum empfiehlt 
er Frankreich, um aus feinen finanziellen Wirren herauszulommen, die gewaltſame 
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ichlagen konnte, daß jte leicht dazu verführten, an die Verminderung der 
Schulden gar nicht zu denken und ſie zu jehr anjchwellen zu lajjen?, war 
deshalb, wie jein Vorbild (Pinto), für den Tilgungsfonds? und auch 
dafür, daß man einen Teil der Schuld in Zeit- oder Leibventen Eleide, die mit 
der Zeit von jelbjt erlöfchen?. Auch die für die Steuerzahler im Effekt 
der Tilgung gleichzufchägende Zinsreduftion * wußte ex zu jchäßen. 

Das Syitem des jinfenden Fonds hat befanntlich die Hoffnungen 
nicht erfüllt, die man auf es ſetzte. Nachdem in England namentlich 
N. Hamilton fceharfe Kritik geübt?, hat im Anſchluß an ihn auch 
Nebenius die Schwächen aufgedecft® und damit die deutjche Theorie 
maßgebend beeinflußt. Dies ijt gleich) an den nächiten Schriftitellern 
erfichtlich. Sp hält Eufebius Lo” die Einrichtung von Tilgungsfonds bei 
Aufnahme eines Anlehens überhaupt für einen Widerjpruch; tilgen fünne 
man nur in günftiger Zeit, auch da fei Vorficht nötig, die Tilgung 
fönne den regelmäßigen Fortgang der Betriebjamfeit zerjtüren, es fünne 
unter Umftänden beſſer jein, die Schulden unabgetragen zu laſſen, als 
dem Volk Laften aufzuerlegen. Zu ſtarke Tilgungen leiteten Kapitalien in 
gewagte Unternehmungen oder führten zu Verfchwendungen, wie Lauder— 
Dale gezeigt®. Nicht darum handele es fi), daß man feine Schulden 
habe, jondern daß der MWohlitand jo wenig wie möglich beeinträchtigt 
werde. Das eigentliche und zuverläflige Mittel zur Abtragung der 


Umwandlung feiner Schulden in Rentenfchulden. „Über Neckers franzöfiiche 
Finanzverwaltung in den Jahren 1788, 1789, 1790° in Struenſees Abhandl. 
III. 8d.(1800)©.46. Vgl. auch „Sandjchaftliches Kreditſyſtem in Schlefien“ (geichr. 1776) 
in den Abhandl. I. Bd. (1800) ©. 31 und „Über die Mittel eines Staates bei 
auperordentlichen Bedürfniffen (geſchr. 1777) ebenda ©. 428. 

1 Shenda ©. 429. 

2 Ebenda ©. 387. 

3 ‚Denn die Barzen find unerbittliche Finanzbediente* (Pinto). 

* Schon Stewart hat in feinem Verſuch, die Tilgungsmethoden zu ſyſtemi— 
fieren, diefen Punkt gut erörtert. Tübinger Überj. 5 (1772) ©. 224. 

5%. Hamilton, An inquiry concerning the rise and progress, the 
redemption and present state and the management of the national debt of 
Great Britain. 1. Aufl. Edinburg, 1813. Ihm folgt ſpäter auch M'Culloch, A 
Treatise on the prineiples and practical influence of taxation and the funding 
Een, London 1845. 

6 Nebenius, Der öffentliche Kredit. 1820. ©. 2245. Vgl. dazu 2. Aufl. 
1829, ©. 414f. und deſſen Schrift „Über die Herabjeßung der Zinjen der öffentl. 
Schulden. — 

Euſ. Lob, Handb. der Staatswirtſchaftslehre 3 (1822) ©. 432. 

J. M. Lauderdale, Inquiry into the nature and origin of publie wealth, 
Edinburg, 1804, deutſch Berlin 1809. 
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Schulden ſei richtige Zahlung der Zinjen und dadurch Hinwirfung auf 
Zinsherabjegung. Arch das merkantile Treiben der Schuldentilgungs- 
anitalten, die bei niedrigen Kurſen Taufen, bei hohen verfaufen, mißbilligt 
Lotz. Ih. v. Gönner, obwohl er den Tilgungsfonds empfiehlt, warnt doch 
vor täufchenden Küniteleien und vor einem Schuldentilgungsiurus !. 
Ed. Baumftark ift für die Einhaltung einer richtigen Mitte; zu jchnelle 
Tilgung vermehrt das Angebot von Rapitalien zu ſtark, jteigert den Kurs 
der Papiere und benachteiligt damit die Tilgung; zu weit ausfchauende 
Tilgungspläne haben aber den Nachteil, daß fie die Friedensdauer nicht 
beitehen?. 8.9. Rau iſt zwar prinzipiell für das Tilgen, will aber feine 
Scheintilgungen, verwirft deshalb die jtrengen Tilgungspläne und tritt 
für die jogenannte freie Tilgung ein?. Die im Ausland aufgetauchten 
Vorſchläge, die Schulden in anderer Weije als im Wege der gewöhnlichen 
Tilgung aus der Welt zu fchaffen, fanden in Deutjchland meiſt feinen 
Anklang *. 

Mit dem Auftreten einer neuen die Schulden günſtig beurteilenden 
Nichtung wird das Tilgen überhaupt für unnötig gehalten, nur injoweit 
wird ein Rücklauf als nötig angefehen, als es gilt, den Kurs zu heben? 
und die Zinsherabfegung vorzubereiten. Eventuell wird die Tilgung noch 
als ein Mittel betrachtet, um auf den Zuſtand des Kapitals einzuwirken, 
indem man durch die im Wege der Steuern gebildeten Tilgungsbeträge 
Kapitalien der Volkswirtſchaft zuführt, falls fie jolche bedarf ®. 


ı Th. dv. Gönner, Don Staatsfchulden, deren Tilgungsanftalten und vom 
Handel mit Staat3papieren. München 1826. ©. 121. 

2 &. Baumftarf, Staatswiſſ. Verjuche uſw. Heidelberg 1835. ©. 348. Seine 
Polemik gegen Hamilton. ©. 338. 

> 8.H.Rau, Grundjäße der Finanzwiſſenſchaft. 1. Aufl. 21837). ©.3677., 3827. 

+ Der Plan von Ar. Hutchejon (A collection of treatises relating to 
the national debts and fonds. London 1721), die Staatsſchulden auf das bemeg- 
fiche und unbewegliche Vermögen zu repartieren, wurde jchon von Hume kritifiert 
und übereinftimmend von Struenjee (Abh. I, ©. 391) abgelehnt. Ein ähnlicher 
Borichlag Sodens (Philofoph. Verfuch. IV, 389: V, 245) blieb unbeachtet. Die 
Wiederaufnahme des Gedantens dur Heathfield (A plan for liquidation of 
the publie debt 1820) und Ricardo-(Edinburgh Review, Oft. 1327) wurde 
von Nebenius (Öff. Kredit. 2. Aufl. 1829. ©. 463f.) als untunlich erwieſen. 
Der Vorſchlag Pintos, Traité de la circulation et du credit. Ausg. 
vd. 1773. ©. 139 (eine modifizierte Nachahmung eines ähnlichen von Adrian 
d. Dam vom %. 1729, vgl. Laspeyres, Volksw. Anjch. der Niederländer. 1568. 
©. 248), bei jeder Veräußerung des Stods den Nominalbetrag um 190 zu kürzen, 
wurde von Struenfee nicht rezipiert. 

5 Das ift auch bei Gancrin, Öfonomie, 1845, ©. 292, der Hauptzwed der 
Tilgung, weshalb er fie disfretionär gejtaltet wiſſen will. 

6 Der ruffiiche Staatsmann, Über den Staatkredit. 1840. ©. 37,40; Dietzel, 
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Die Reaktion hiergegen blieb nicht aus. Die Kritiker der neuen 
Richtung befämpften auch dieſen Punkt der Lehre. Nicht unweſentlich 
zu dem Umjchwung trug bei, daß England 1866 und die Vereinigten 
Staaten von Amerifa nach dem Bürgerkrieg mit großem Erfolg die 
Tilgung aufgriffen und der ftaunenden Welt zeigten, daß ſelbſt bei einer 
enormen Schuldenlajt durch ernitliches, beharrliches Streben fich Nennens- 
wertes erreichen laſſe!. Die Theorie bemühte fich wieder einesteils die Not- 
wendigfeit der Tilgung zu begründen und energijcher zu vertreten, andern- 
teils die beiten Methoden der Tilgung ausfindig zu machen. 

Schon Naſſe meint?, injoweit als Steuern zur Schuldentilgung 
erhoben werden Fünnten, ohne daß die Höhe der Steuerfumme oder die 
Art ihrer Erhebung einen Rückſchritt in der Lage der Privatwirtjchaften 
vorausfeßt, jo weit find fie auch zur Abtragung beitehender Schulden zu 
verwenden; denn es ijt überflüffig, den ganzen Apparat der Zinszahlung 
und die dafür nötigen Steuern mit allen dadurch Jahr für Jahr er— 
wachjenden Kojten beizubehalten, wenn man fich derjelben ohne über- 
wiegenden Nachteil entledigen fann. Mit Recht wurde von ihm und 
Anderen, wie oben hervorgehoben, betont, daß die jtaatswirtjchaft- 
lichen Kapitalanlagen fich aufzehren und die privatwirtfchaftlichen der 
Abnugung und den technischen Wandlungen unterliegen, daß manche der 
leßteren in ihren Erträgnifjen überdies noch durch andere Umstände, wie 
die Eifenbahnen durch Ermäßigung der Tarife, Heritellung unventabler 
Linien, durch Kriegszuitände beeinträchtigt werden fünnen. Selbſt wenn 
aljo, wie es richtig it, die Mittel zur gewöhnlichen Erneuerung der 
Syſtem der Staatzanleihen. ©. 218f.; Zachariage rät aus politifchen Gründen 
wenigitens £leineren Staaten das Tilgen an. Jahrb. der Gejchichte u. Staatsk. 1830. 
©. 315. Ad. Wagner, Ordnung des dfterr. Staat3haushalts. 1863. ©. 56, 99 
hält für den entwidelten Staat die Tilgung für zwedlos, jedenfalls nicht für abjolut 
notwendig: „Die Meiften der jüngeren finanztheoretifchen Schule verwerfen prinzipiell 
die Tilgung; diefe Anficht Scheint auch uns die theoretifch richtige und für die Praxis 
heiljamfte zu jein. Die fünftige Generation braucht in diefer Hinficht den Staat 
nicht in günftigerer Lage zu übernehmen, wie die gegenwärtige (!! aber doch auch 
nicht in jchlechterer, was der Fall ift, wenn jede Generation neue unproduftive Schulden 
zu den alten Hinzufügt. Sch.). $ Dom finanziellen Standpunkt hat die Tilgung nur 
Sinn, wenn fie aus reellen Überſchüſſen erfolgen kann; ob in jolchem Fall eine 
Herabjegung der Steuer nicht vorzuziehen tft, läßt fich nicht allgemein entjcheiden.“ 
Etwas vorfichtiger ift Wagners Darftellung in Schönbergs Handb. 3. Aufl. 3 Bd. 
(1891) ©. 580f., bei. 583. Gntrüftet wendet fi) gegen die Strömung des Nicht 
tilgens R. Mohl, Erört. über die Württemb. Staatsſchuld (Zeitſchr. f. d. gef. 
Staatzw. 1846. ©. 686). 

ı Schanz, Finanzarchiv. 5 (1888). ©. 493—507. 

> Nafje, Steuern und Staatsanleihen. Zeitihr. f. Staatsw. 1868. ©. 32. 
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privatwirtjchaftlichen Anlagen aus den ordentlichen Staatseinfünften ge— 
ftellt werden, jo bleibt doch die Notwendigkeit der Tilgung aufrecht. 
Für ganz unproduftive Anleihen (für unglücliche Kriege, Mißernten, 
Überfchwemmungen und dergl.) erjcheint die Tilgung ohnehin geboten, 
weil jonjt unweigerlich von Generation zu Generation ihre Waffe 
anwächſt. Auch das politifche Moment, die Schwächung infolge einer 
hohen Staatsſchuld, wurde wieder mehr beachtet und diejenigen, die in 
der jozialpolitifchen Seite den Schwerpunft ſahen, mußten ebenfalls auf 
Tilgung drängen. Freilich läßt fich da der Einwand machen, daß man 
diejenigen, deren Schonung man bezwecde, nun auch noch mit dem Tilgung3- 
betrag belafte. Die Erwartung Fiedlers, daß bei rajcher Tilgung die 
Bejjerjituierten die Hauptlaft zu tragen hätten, läßt Zweifeln Raum. 
Eher wird man geltend machen fünnen, daß die wirklichen Tilgungen 
Zinsreduktionen ermöglichen, mit deren Erſparniſſen die Tilgungsbeträge 
größtenteils gedeckt werden fünnen, jo daß die unteren Klafjen nicht er- 
heblich getroffen werden. 

Was die Tilgungsmethoden anlangt, jo wurde bald erfannt, daß 
die freie Tilgung der dee noch zwar richtig fei, in Wirklichkeit aber 
immer mehr auf ein Nichttilgen hinauslaufe!. Parlamente und Re— 
gierungen find nur zu ſehr geneigt, jede Ausgabe für wichtiger zu halten 
als die für Tilgung, wozu noch fommt, daß die Kapitalisten ihre Kapi— 
talien oft nicht zurück haben wollen, die Steuerpflichtigen aber Herab- 
jegung der Steuern wünfchen?. Der Vorſchlag Schäffles, die freie 
Tilgung feitzuhalten, aber mit gewifjen verfafjungsrechtlichen Kautelen zu 
umgeben, fand feinen Beifall*. Tatjächlich find feiner Kautelen jo viele, 
daß von einer Tilgungsfreiheit nicht gejprochen werden fann. Dagegen 
blieben die Erfolge Englands mit der Tilgung in Form der Annuitäten 


18 v. Stein, Finanzwiſſenſchaft, Leipzig. 5. Aufl. 2. Teil. 3. Abt. (1886). 
©. 3605.; O. Schwarz, Staatzjchuldentilgung in den größeren europätjchen und 
deutjchen Staaten; ein Beitrag zur Löſung der Frage: Freie Schuldentilgung oder 
Zwangstilgung. Berlin 1896 (vgl. dazu meine Beſprechung im Finanzarchiv 13, 1896, 
E.192); 9. Köppe, Freie oder Zwangstilgung der Staatsjchulden. Roſtocker Diſſ. 
1901; Dr. Adam, Staatsjchuldentilgung in Württemberg (Schwäb. Chronif vom 
21.—24. DOftbr. 1902, Nr. 490, 492, 493, 496); Konrad Zorn, Über die Tilgung 
von Staatsjchulden, Würzb. Diff. 1905; auch fep. in den Abh. aus dem Staats», 
Verwaltungs- und Völkerrecht, herausgeg. von Ph. Zorn und Stier-Somlo I, 3; 
9. Köppe, Die Tilgung von Staatsanleihen. Bankarchiv 6 (1907). ©. 209. 

2 Schon von Stewart erwähnt, Tüb. Über. 5. Bd. ©. 104. Ahnlich 
Struenjee; fiehe oben ©. 6. 

3 Tüb. Zeitſchr. 40 (1884), S. 142f.; Steuern, Allg. Teil, $ 167, ©. 233f. 

* Eine zutreffende Kritik gibt K. Zorn, a. a. O., ©. 36f. 
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nicht ohne Eindruck! und wurde deren begrenzte Verwendung in Deutich- 
(and befürwortet?. Als ein relativ guter Modus wurde die gejeßliche 
Feſtlegung eines bejtimmten Tilgungsprozents erachtet, wodurch der Staat, 
ohne den Gläubigern gegenüber ſich zu verpflichten, fich ſelbſt bindet, eine 
im gleichen Verhältnis zur Schuld ftehende Summe in den ordentlichen 
Gtat einzuftellen?. Diefer Modus wurde von Preußen, Württemberg 
und dem Neich afzeptiert. Seine Schwäche liegt darin, daß der Tilgung 
eine Verrechnung auf bewilligte Anleihen gleich zu achten ift*. Not— 
wendig ift eine jolche Beitimmung, will man nicht gleichzeitig tilgen und 
neue Schulden machen, aber fie ermöglicht die Tilgung illuſoriſch zu machen. 
Das Tilgungsprozent hängt, wie ſchon Malchus richtig hervorhob, von 
der Größe der Schuld, des Nationaleinfommens und der Steuerfräfte, 
des notwendigen Staatsaufwands einjchließlich der Verzinſung, ſowie den 
politifchen Werhältniffen ab?. Doch hat, wie die Erfahrung zeigt, 
Gönner ziemlich richtig gegriffen, wenn er die Grenzen auf e und 10 
firieven zu follen glaubte ®. 

1 Schanz, Finanzardhiv 5 (1838), ©. 493—507. 

2 8. Born a. a. D., ©. 64, 78 und D. Schwarz aa. 9. & vd. Stein 
plaidierte iiberhaupt für diefe Form; fein „Heimfallsvecht der Staatsſchulden“ tft 
nicht anderes als eine Zeitrente. Gegen ihn Ad. Wagner in Schönberg Handb. 
3. Aufl. 3 (1891), ©. 584}. 

’ SChwarza. a. O. 

+ Schanz, Finanzarchiv. 13 (1896), ©. 915; Kaufmann, Finanzarchiv. 
14 (1897), ©. 507f. 17 (1900), ©. 158; 8. Zorn a. a. 9. ©. 95f. 

5 Malhus, Finanzwiſſ. I (1830), ©. 540. 

s Gönner, Don Staatsjchulden ujw. 1826, ©. 123. 
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